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Blmner , 

Handbuch,  des  schweizerischen  Bandesstaatsrechtes. 


Vni  Vorwort. 

hältniase  der  Niedergelasseuen  und  Aufenthalter,  welch'  letztere 
beide  gleichfalls  in  Berathung  der  Bundesversammlung  liegen  und 
die  dann,  wie  zu  verhoffen,  erlassen  sein  werden.  Diese  erste  Al>- 
tbeilung  des  zweiten  Bandes  liegt  schon  derzeit  in  Bearbeitung  und 
werde  ich  deren  Veröffentlichung  nach  Kräften  beschleunige».  Die 
zweite  Abtheilung  des  zweiten  Bandes  wird  erscheiueo,  nachdem 
die  Revision  der  Handelsverträge,  welche  sämmtlich  gekündet  sind, 
erledigt  sein  wird. 

Mögen  Behörden  und  Volk  auch  dieser  neuen  Ausgabe  im  An- 
denken au  Dr.  Blumer  freundliche  Aufnahme  schenken  und  mir  fär 
den  kleinen  Antheil  meiner  Arbeit  ihre  Nachsicht  gewähren. 

Lausanne,  12.  November  1876. 


J.  Morel. 
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Erstes  Kapitel. 


Uebersicht  der  Geschichte  des  schweizerischen  Bundesreehtes 

bis  zum  Jahr  1830. 

§  1.    Die  alte  Eidgenossenschaft  bis  zum  Jahr  1798. 

Verfassungen,  welche  die  Wohlfahrt  eines  Volkes  begründen 
sollen,  müssen  auf  dem  festen  Grunde  der  geschichtlich  herge- 
brachten Verhältnisse  beruhen;  sie  dürfen,  indem  sie  dem  zeit- 
gemässen  Fortschritte  die  Bahn  öfiFnen  und  damit  der  Zukunft  vor- 
arbeiten ,  gleichwohl  von  der  Vergangenheit  und  ihren  Ergebnissen 
sich  nicht  allzuweit  entfernen.  Diesen  Anforderungen  entspricht 
die  schweizerische  Bundesverfassung,  welcher  die  nachfolgende 
Darstellung  gewidmet  sein  soll ;  sie  beruht  auf  historischer  Grund- 
lage und  kann,  wie  wir  im  Einzelnen  nachweisen  werden,  in  \ielen 
ihrer  Bestimmungen  nur  im  Zusammenhange  mit  frühern  Ver- 
hältnissen richtig  aufgefasst  werden.  Wir  müssen  daher,  ehe  wir 
die  Erörterung  des  gegenwärtigen  Bundesstaatsrechtes  beginnen 
können,  einen  Blick  werfen  auf  die  Entstehungsgeschichte  desselben 
seit  den  ersten  Anfangen  des  Schweizerbundes,  wobei  wir  indessen, 
um  nicht  zu  weit  von  unsrer  eigentlichen  Aufgabe  abzuschweifen, 
namentlich  für  die  ältere  Zeit  uns  möglichster  Kürze  befleissen 
werden.  *) 

*)  Den  Leser,  welcher  sich  gründlichere  historische  Belehrung  zii  ver- 
schaffen wünscht,  verweisen  wir  im  Allgemeinen  auf  Bluntschli's  Geschichte 
des  schweizerischen  Bundesrechtes  von  den  ersten  ewigen  Bünden  bis  auf  die 
Gegenwart.  Band  I.  (1846^1849;  2.  Auflage  1875):  Geschichtliche  Darstellung. 
Band  U.  (1852):  Urkundenbuch.  Stettier,  das  Bundesstaatsrecht  der  Schweiz. 
Elidgeoossensch.  vor  dem  J.  1798  (1844).  Das  Bundesstaatsr.  der  Schweiz.  Eidge- 
nossensch.  gemäss  den  Entwicklungen  seit  dem  J.  1798  bis  zur  Gegenwart  (1847). 
Segesser  Rechtsgesch. v. Luzem  II.  1 1 — 88.  B 1  u m e r  Staats-  und  Rechtsgesch. 
der  Schweiz.  Demokratien  I.  328—360.  IL  1.  3—28,  74-94.  Pfaff ,  das  Staats- 
recht der  alten  Eidgenossenschaft  bis  zum  16.  Jahrhundert.  Schaffhausen  1870. 
Job.  Meyer,  Geschichte  des  Schweiz.  Bundesrechts.  2  Bftnde.   Winterthur  1875. 
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.{      Kap.  I.     l.^eborsicht  der  Goscliichte  ilcs  Schweiz.  Kiimlesrechts  bis  183(». 

Die  alte  Eidgenossenscliaft  wurde  in  einem  Zeitalter  gegiiindet, 
welches,  bei  dem  Mangel  einer  kräftigen  Centi-algewalt  im  deutschen 
Iteiche,  dem.  Entstehen  föderativer  Vereinigungen  unter  den  freien 
Gemeinden  äusserst  günstig  war.  Hätte  nicht  schon  im  14.  Jahr- 
hundert ein  fester  Kern  der  heutigen  Schweiz,  an  welchen  sich  die 
übrigen  Landschaften  allmälig  anlehnen  konnten,  auf  blutigen 
Schlachtfeldern  seine  Unabhängigkeit  von  österreichischer  Landes- 
hoheit erkämpft,  so  wäre  später,  bei  der  zunehmenden  Macht  der 
umliegenden  Monarchien,  die  Gründung  der  schweizerischen  Bundes- 
republik kaimi  mehr  möglich  gewesen.  Fragen  wir  aber,  wie 
es  gekommen,  dass  die  Eidgenossenschaft  den  Stürmen  der  Jahr- 
hunderte trotzen  konnte,  während  die  andern  freistädtischen  Bünde 
des  Mittelalters  bald  wieder  sich  auflösten,  so  kann  die  Ursache 
jedenfalls  nicht  in  der  Trefflichkeit  ihrer  Bundesverfassung  gesucht 
werden.  Wir  erblicken  einen  hauptsächlichen  Grund  ihres  lan- 
gem Bestandes  darin,  dass,  während  die  andern  Bünde  eben  bloss 
städtische  Gemeinwesen  umschlossen,  die  schweizerische  Eid- 
genossenschaft dagegen  neben  Reichsstädten  auch  freie  Länder  in 
sich  fasste  und  so  eine  glückliche  Mischung  von  Elementen  grös- 
serer Macht  und  Bildung  einerseits,  von  ungeschwächter  Naturkraft 
und  ausdauernder  Zähigkeit  anderseits  enthielt.  Der  gewaltigen 
Thatkraft,  welche  die  Eidgenossen  in  den  Kriegen  des  15.  Jahrhun- 
derts entfalteten,  sowie  der  günstigen  Lage  des  Landes,  welches 
wie  eine  Alpenfeste  über  die  ebnen  I/änder  rings  herum  emporragt, 
hatte  die  Schweiz  es  zu  verdanken,  dass  drei  volle  Jahrhunderte 
lang  kein  äusserer  Feind  sie  mehr  anzugreifen  wagte.  Fast  noch 
wunderbarer  war  es,  dasa  die  Eidgenossenschaft  die  innem  Streitig- 
keiten überdauerte,  welche  zuerst  zwischen  Städten  und  Ländern, 
dann  nach  der  Glaubenstrennung  zwischen  den  beiden  Confessionen 
ausbrachen.  Nicht  wenig  trug  dazu  ein  äusseres  Band  bei,  welches 
die  getrennten  Gemüther  fortwährend  zusammenhielt :  die  gemein- 
same Beherrschung  der  von  den  Eidgenossen  gemeinschaftlich  er- 
worbenen Landschaften.  Aber  auch  das  Bewustsein  natürlicher 
Zusammengehörigkeit,  hervorgehend  aus  dem  Bedürfnisse  gegen- 
seitiger Unterstützung  zum  Schutze  der  gemeinsamen  Freiheiten  und 
Rechte  nach  aussen  hin,  hatte  in  den  Gliedern  des  schweizerischen 
Staatskörpers  tiefe  Wurzeln  geschlagen,  welche  auch  die  erbittertste 
augenblickliche  Entzweiung  nicht  gänzlich  auszureissen  vermochte. 
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Die  schweizerische  Eidgenossenschaft,  welche  im  Laufe  der  Jahr- 
banderte  über  zahlreiche  Landschaften  deutscher  und  romanischer 
Zunge  sich  ausbreitete,  hat  bekanntlich  einen  sehr  bescheidenen  An- 
&ng  genommen.    Ihre  Wiege  liegt  an  den  grossartig-schönen  Gesta- 
den des  Vierwaldstättersee's,  wo  drei  kleine  Länder  sich  verbanden, 
um  der  Landeshoheit  zu  entgehen,  welclie  das  Haus  Habsburg- 
Oesterreich  hier  zu  begiünden  suchte.  Das  ursprüngliche  Rechts- 
verhältniss,  welches  diesem  Streite  zu  Grunde  lag,  und  der  Verlauf 
des  Freiheitskampfes  bis  zum  entscheidenden  Siege  der  drei  Wald- 
stätte am  Morgarten  sind  in  neuerer  Zeit  Gegenstand  gründlicher 
und  scharfsinniger   Untersuchungen   geworden;    gleichwohl  ist  es 
nicht  völlig  gelungen,  das  Dunkel  aufzuklären,  welches  wep:en  Mangel- 
haftigkeit der  Quellen  über  vielen  einzelnen  Fragen  schwebt,  und 
€ine  über  jeden  Zweifel  erhabene  F.ntstehungsgeschichte  des  Schwei- 
zerbundes herzustellen.*)     Für  uns  genügt  es  zu  wissen,   dass  die 
älteste  Verbindung  von  üri,  Schwyz  und  Uüterwalden  wahr- 
scheinhch  in  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  fällt,   weil  um  diese 
2eit  die  beiden  letztern  lünder  im  Streite  lagen  mit  der  jungem 
habsburgischen  Linie,  welche  dort   erbliche  Hoheitsrechte  geltend 
machte,  während  Kaiser  Friedrich  II.  die  Länder  in  den  unmittel- 
baren Schutz  des-  Reiches  genonmien  hatte.     Da  die  jüngere  Linie 
zu  schwach  war ,   um  ihre  Ansprüche  durchzusetzen ,  so  verkaufte 
sie  1272  ihre  Rechte   in  den  Waldstätten  dem  Haupte  der  altem 
Linie,  dem  nachherigen  Könige  Rudolf  von  Habsburg,  welcher  die 
Länder  Schwyz  und  Unterw  alden  namentlich  in  den  letzten  Jahren 
seiner  Regierung  die  Abhängigkeit  von  seinem  Hause  hart  empfinden 
liess.     Unmittelbar  nach  seinem  Tode,  als  in  den  obem  deutschen 
Landen   für   und    wider   seinen  Sohn  Albrecht  grosse  Partheiung 
waltete,   den  1.  August  1291   schlössen   die  drei  Waldstätte  den 
ersten  urkundlichen  Bund  unter  sich  ab.     Durch  diesen  versprachen 
sie  einander  in  guten  Treuen  und  gelobten  sich  eidlich,  mit  Rath 
und  That,  mit  Leib  und  Gut  einander  mit  ganzen  Kräften  beizu- 
stehen in  und  ausser  ihren  Tliälem  und  sich  gegenseitig,  bei  ein- 

*)  Die  beste  und  klarste  Zusammenstellung  der  Resultate  neuerer  Forschungen 
hat  G.  v.  Wyss  gegeben  in  seinem  akademischen  Vortrage  »über  die  Geschichte 
der  drei  L&nder  Uri,  Schwyz  und  Unterwaiden  in  den  Jahren  1212— 131 5<  (1858). 
Verg^.  auch  Geilfus,  zur  Entstehungsgeschichte  des  eidgenöss.  Bundes  (Winter- 
thur  1872),  dritter  Vortrag. 
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tretender  Noth,  aaf  eigne  Kosten  zuzuziehen.  Wenn  unter  den 
Verbündeten  Streit  entstehen  würde,  so  sollten  die  Weisesten  unter 
ihnen  nach  ihrem  Ermessen  denselben  sdilichten,  und  wenn  dann 
ein  Theil  sich  diesem  Spruche  nicht  fügen  würde,  so  sollten  die 
andern  Eidgenossen  ihn  dazu  nöthigen.  Der  Bund  der  drei  Wald- 
stätte war,  wie  noch  deutlicher  aus  dem  Bündnisse  der  Länder 
Uri  und  Schwyz  mit  der  Stadt  Zürich  vom  1 6.  October  1 29 1  her* 
vorgeht,  vorzugsweise  gegen  die  österreichische  Herrschaft  gerichtet, 
mit  welcher  sie  dann  auch  mehrere  Jahre  sich  im  Kriege  befanden. 
Erst  nachdem  Herzog  Albrecht  im  Jahr  1298  deutscher  König  ge- 
worden, scheint  es  ihm  gelungen  zu  sein,  die  Rechtsansprüche  sei- 
nes Hauses  gegen  Schwyz  und  Unterwaiden  wieder  auf  drückende 
Weise  geltend  zu  machen ;  auch  Uri's  Reichsfreiheit  anerkannte  er 
nicht  mehr  und  nach  der  Volksüberlieferung  sandte  er  auch  die- 
sem Lande  einen  Vogt,  der  sich  arge  Gewaltthätigkeiten  erlaubte. 
Nach  Albrecht's  Tode  machten  die  drei  Waldstätte,  begünstigt  von 
seinem  Nachfolger  am  Reiche  Heinrich  VII.,  sich  auf  immer  frei  von 
der  österreichischen  Herrschaft,  und  als  nachher  Herzog  Leopold 
sie  am  Morgarten  angriff,  schlugen  die  tapfern  Söhne  des  Gebirges 
sein  stolzes  Heer  in  die  Flucht.  Wenige  Wochen  nach  diesem 
Siege,  den  9.  December  1315  erneuerten  die  drei  Länder  ihren 
ewigen  Bund  von  1291  mit  dem  Beifügen,  dass  kein  Land  ohne 
der  andern  Zustimmung  einen  Herrn  nehmen  solle. 

An  den  Bund  der  drei  Waldstätte  schloss  sich  wie  um  seinen 
Kern  allraählig  der  Bund  der  VIH  alten  Orte  an,  welcher  die  zweite, 
schon  bedeutendere  Entwicklungsstufe  der  Eidgenossenschaft  be- 
zeichnet. Ein  günstiges  Geschick  wollte  es,  dass  die  benachbarte 
Stadt  Luzern  des  Beistandes  der  drei  Länder  bedurfte,  um  auch 
ihrerseits  von  österreichischer  Landeshoheit  frei  zu  werden.  Der 
Bund  der  vier  Waldstätte  vom  7.  November  1332  brachte  zuerst 
das  städtische  und  das  ländliche  Element  in  nähere,  dauernde  Ver- 
bindung mit  einander  und  legte  damit  den  Grund  zur  Ausdehnung 
der  werdenden  Bundesrepublik  auf  grössere  Kreise.  Ein  weiterer, 
entscheidender  Schritt  in  dieser  Richtung  geschah  durch  den  ewigen 
Bund,  welchen  die  Reichsstadt  Zürich,  um  ihre  neue  demokra- 
tische Verfassung  gegen  die  Angriffe  des  umliegenden  Adels  zu 
schützen,  den  1.  Mai  1351  mit  den  vier  Waldstätten  absdüoss,  und 
es  ist  der  Inhalt  dieses  Bundbriefes  für  die  spätem  Verbindungen 
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zwischen  den  eidgenössischen  Orten  vorzugsweise  massgebend  ge- 
worden. Als  hierauf  Krieg  ausbrach  zwischen  Oesterreich  und  den 
Eidgenossen,  eroberten  liCtztere  die  dem  herzoglichen  Hause  Pflich- 
tigen Länder  Glarus  und  Zug  und  nahmen  sie  im  Juni  1352 
in  ihren  Bund  auf.  Während  aber  Zug,  wahrscheinlich  weil  an  der 
Spitze  des  Amtes  eine  kleine  Stadt  sich  befand  und  die  Lage  des 
Ländchens  von  grosser  strategischer  Wichtigkeit  war,  völlig  gleiche 
Rechte  mit  den  fiinf  altern  Orten  erhielt,  wurde  dagegen  das  Thal 
Claras  vorläufig  in  eine  untergeordnete  Stellung  versetzt,  welche 
derjenigen  der  spätem  zugewandten  Orte  ähnlich  war,  und  erst 
1450  wurde  es  gleichberechtigtes  Glied  der  Eidgenossenschaft.  Der 
Bund,  welcher  an  den  stillen  Ufern  des  Vierwaldstättersee's  seinen 
Anfang  genonmien,  war  nun  bereits  so  mächtig  geworden  in  den 
alamannischen  Landen,  dass  die  stolze  Reichsstadt  Bern,  Uecht- 
lands  Haupt,  für  gerathen  fand,  demselben  beizutreten.  Den  1 .  März 
135B  wurde  der  ewige  Bund  abgeschlossen  zwischen  dieser  Stadt 
nnd  den  drei  Ländern  üri ,  Schwyz  und  ünterwalden.  Mittelbar 
traten  auch  Zürich  und  Luzem  mit  Bern  in  ein  Bundesverhältniss, 
indem  jene  Städte  sich  verpflichteten,  von  den  drei  Waldstätten 
für  Bern  sich  mahnen  zu  lassen,  wie  umgekehrt  Bern  versprach, 
auf  erfolgende  Mahnung  der  drei  Länder  auch  den  beiden  Städten 
zu  Hülfe  zu  ziehen.  Später,  im  Jahr  1423,  wurde  zwischen  Zürich 
nnd  Bern  ein  unmittelbares  Bündniss  abgeschlossen. 

Die  Bünde  der  VIII  alten  Orte  enthalten  im  Wesentlichen  fol- 
gende Bestimmungen :  1)  Die  Verbündeten  verpflichten  sich  gegen- 
seitig zum  bewaffneten  Zuzüge.  Wenn  ein  Ort  angegriflien 
oder  an  seinem  Rechte  gekränkt  wird,  so  soll  es  bei  seinem  Eide 
darüber  erkennen,  dass  ihm  Unrecht  geschehe ;  dann  ist  es  befugt, 
die  andern  Orte  zu  mahnen  und  diese  sind  verpflichtet ,  mit  Leib 
Bnd  Gut  ihm  beizustehen,  und  zwar  in  eignen  Kosten.  Im  Zürcher 
Bunde  wurden  zuerst  für  diese  Verpflichtung  bestimmte  geogra- 
phische Gränzen  abgesteckt;  zugleich  wurde  hier  festgesetzt,  dass 
hn  Falle  eines  plötzlichen  Angriffes  auf  eines  der  Orte  die  Eid- 
genossen auch  ungemahnt  zuziehen  sollen,  in  Fällen  aber,  wo 
grössere  Kriegszüge  und  Belagerungen  als  nothwendig  erscheinen, 
eine  Tagsatzung  über  deren  Ausführung  berathen  solle.  Nach  dem 
Bemer  Bunde  mit  den  Waldstätten  sollte  in  allen  Fällen  der  Zu- 
zug nicht  ohne  Weiteres  stattfinden,   sondern  vorerst  sollten  die 
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Boten  der  verbündeten  Orte  zusammentreten,  um  die  Art  und  Weise 
der  Hülfeleistung  festzusteUen.  Aehnlich  lautet  der  Bund  Bernds 
mit  Zürich,  nur  dass  hier  der  Fall  eines  plötzlichen  Angriffes  aus- 
genommen ist.  2)  Die  Orte  verpflichten  sich,  Streitigkeiten, 
welche  unter  ihnen  entstehen  würden,  schiedsrichterlich 
austragen  zu  lassen.  Wenn  ein  Theil  sich  weigern  würde,  Minne 
oder  Recht  anzunehmen,  so  sollten  die  unbetheiligten  Orte  ihn  dazu 
zwingen.  In  der  Regel  wählte  jeder  Theil  zwei  Schiedsrichter  und 
diese  vier  »Zugesetzten«,  wenn  sie  in  ihren  Urtheilen  zerfielen, 
ernannten  einen  Obmann  aus  dem  Kreise  der  Eidgenossenschaft. 
Nach  den  Bünden  mit  Bern  indessen  sollte  der  Obmann  von  dem 
ansprechenden  Theile  aus  dem  angesprochenen  gewählt  werden; 
eine  Bestimmung,  welche  sich  schon  im  Rinkenberger  Handel  von 
1381  als  ungeeignet  erwies.  3)  Nach  dem  Luzemer  Bunde  durfte 
kein  Ort  ohne  der  Eidgenossen  Wissen  und  Willen  andere  Ver- 
bindungen eingehen;  die  Bünde  mit  Züi'ich  und  Bern  hingegen 
enthielten  nur  die  Bestimmung,  dass  allen  «pätem  Verbindungen 
der  ewige  Bund  der  Eidgenossen  vorgehen  sollte.  4)  Eigenmäch- 
tige Pfändung  ohne  Gericht  und  ürtheil,  some  die  Schuldhaft 
oder  Arrestlegung  auf  Vermögen  des  Schuldners  bei  andern 
als  ganz  liquiden  Forderungen  werden  untersagt.  5)  Wer  den 
Gerichten  den  schuldigen  Gehorsam  verweigert,  den  sollen  die 
Eidgenossen  zur  Abtragung  alles  daraus  entstehenden  Schadens  an- 
halten. 6)  Verbrecher,  welche  an  einem  der  verbündeten  Orte 
vor  Gericht  den  Leib  verwirkt  haben,  sollen  die  Eidgenossen  in 
ihi-em  Gebiete  ebenfalls  verrufen,  wenn  sie  von  jenem  Orte  darum 
angegangen  werden.  7)  In  bürgerlichen  Prozessen  soll  der  Kläger 
den  Angesprochenen  bloss  vor  den  Gerichten  seines  Wohn- 
ortes in's  Recht  fassen,  es  wäre  denn,  dass  ihm  hier  der  Rechts- 
gang verweigert  würde.  8)  Nach  dem  Bunde  zwischen  Zürich  und 
Bern  sollten  Erbschaftsstreitigkeiten  immer  von  denjeni- 
gen Gerichten  ausgetragen  werden,  in  deren  Gebiete  die  Erbschaft 
gefallen  war.  9)  Der  nämliche  Bund  enthielt  auch  zuerst  die  in 
den  spätem  Verbindungen  häufig  vorkommende  Bestimmung,  dass 
die  Eidgenossen  sich  gegenseitig  freien  Kauf  gewähren  sollten. 
Seine  weitere  Entwicklung  erhielt  das  Bundesrecht  der  VUI  alten 
Orte  zunächst  durch  drei  gemeinsam  errichtete  Urkunden  aus  dem 
14.  und  15.  Jahrhundert.   Der  Pfaffenbrief  von  1370  war  gegen 
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die  Immunität  der  Geistlichen,  gegen  fremde,  namentlich  geistliche 
Gerichte  und  gegen  unerlaubte  Selbsthülfe  gerichtet;  auch  ver- 
pflichteten sich  die  Eidgenossen,  ihre  Strassen  zu  schirmen,  damit 
Fremde  und  Einheimische  mit  Leib  und  Gut  sicher  darauf  fahren 
mögen.  Grössere  Bedeutung  hatte  der  Sempacherbrief  von 
1393,  welcher,  neben  einer  gemeineidgenössischen  Kriegsordnung, 
namentlich  auch  Bestimmungen  zum  Schutze  des  Landfriedens  und 
zur  Verhütung  leichtsinniger  Fehden  enthielt.  Die  wichtigste  dieser 
Urkunden  endlich  war  das  Stanzerverkommniss  von  1481, 
durch  welches  die  VIII  Orte  sich  gelobten,  nicht  bloss  einander 
nicht  widerrechtlich  anzugreifen  noch  durch  die  Angehörigen  an- 
greifen zu  lassen,  sondern  auch  widerspenstige  Unterthanen  ein- 
ander gehorsam  machen  zu  helfen. 

Gleichzeitig    mit    dem   Abschlüsse    des    Stanzerverkommnisses 
geschah  der   erste  Schritt   zur  Erweiterung  des  Bundes   der  VIII 
alten  Orte,  gegen  welche  die  Länder  sich  lange  gesträubt  hatten: 
die  Städte  Freiburg  und  Solothurn  —  erstere  seit  dem  13. 
Jahrhundert  enge  verbündet  mit  Bern,  letztere  seit  dem  Sempacher- 
kriege  ein   zugewandtes  Ort  der  Eidgenossenschaft  —  wurden  in 
den  Bund  aufgenommen.     P's  folgten  1501  die  Städte  Basel  und 
Schaff  hausen,  1513  das  Land  Appenzell;  die  letztem  beiden 
Orte  waren  ebenfalls  schon   seit  längerer  Zeit   der  Eidgenossen- 
schaft nahe  befreundet.     Der  Kreis  der  VIII  Orte,  aus  denen  bis 
zum  Jahr  1798  die  alte  Eidgenossenschaft  bestand,  war  damit  ab- 
geschlossen.    Die  fünf  neuen  Orte  erhielten  indessen  nicht  völlig 
gleiche  Rechte  mit   den  altem  Orten:   letztere  verpflichteten  sich 
gegen  Freiburg,  Solothurn  und  Appenzell  nur  zum  Zuzüge  inner- 
halb ihres  Gebietes,  während  die  neuem  Orte  unbedingt  in  Kriegs- 
fallen Hülfe  zu  leisten  hatten ;  Basel  hinwieder  dmrfte  nur  mit  Be- 
willigung der  Eidgenossen  Krieg  anfangen  und  sollte,   wie   auch 
Schaffhausen,  bei  innem  Streitigkeiten  derselben  eine  neutrale  und 
vermittelnde  Stellung   einnehmen;  alle  fünf  neuem  Orte   endlich 
durften  nur  mit  Zustimmung  der  Eidgenossen  neue  Verbindungen 
eingehen.     Als  ein  Fortschritt  in  der  bundesrechtlichen  Entwick- 
lung ist  hervorzuheben,  dass  in  den  neuem  Bundbriefen  seit  1481 
die  Eidgenossen  sich  auch  noch  verpflichteten,  keine  neuen  Zölle 
gegen  einander  zu  erheben. 

Neben  den  VIII  eidgenössischen  Orten  gehörten   dem  schwei- 
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zerischen  Staatskörper  in  etwas  untergeordneter  Stellung  auch  noch 
die  zugewandten  Orte  an.  Mit  diesem  Ausdrucke  bezeichnete 
man  diejenigen  benachbarten  Städte,  Landschaften  und  kleinen 
Fürsten,  welche,  ohne  wirkliche  Glieder  der  Eidgenossenschaft  zu 
sein,  doch  mit  einzelnen  oder  allen  Orten  derselben  in  ewige  Ver- 
bindung getreten  waren,  demnach  sich  an  die  Eidgenossenschaft 
anlehnten  und  ihre  Schicksale  theilten.  Es  waren  diess  folgende 
Orte:  1)  die  kleine  Republik  Ger  sau,  mit  den  IV  Waldstätten 
verbündet,  von  deren  Gebiet  sie  umschlossen  war;  2)  der  Abt  von 
Engelberg,  welcher  unter  dem  Schirm  der  III  Orte  Luzem, 
Schwyz  und  ünterwalden  stand;  3)  die  Stadt  St.  Gallen,  seit 
1412  mit  den  VII  östlichen  Orten  der  Eidgenossenschaft,  seit  1454 
aber  mit  den  VI  Orten  Zürich,  Bern,  Luzem,  Schwyz,  Zug  und 
Glarus  verbündet;  4)  der  Abt  von  St.  Gallen,  welcher  1451 
unter  die  Schirmhoheit  der  IV  Orte  Zürich,  Luzern,  Schwyz  und 
Glarus  sich  begeben  hatte,  mit  der  ihm  zugehörigen  Landschaft 
Toggenburg,  welche  den  Ländern  Schwyz  und  Glarus  allein 
veri)flichtet  war;  5)  die  Stadt  Biel ,  mit  Bern,  Solothurn  und  Frei- 
burg, von  alter  Zeit  her  enge  befreundet ;  6)  die  Grafen  von  Neuen- 
bu  rg,  mit  den  nämlichen  Orten  und  mit  Luzern  verbündet ;  7)  der 
Bischof  imd  die  sieben  Zehnten  des  Landes  Wallis,  seit  dem 
15.  Jahrhundert  einerseits  mit  Luzern,  Uri  und  Unterwaiden,  ander- 
seits mit  Bern,  seit  1533  aber  mit  den  VII  katholischen  Orten  in 
ewigen  Bündnissen  stehend;  8)  die  drei  rhätischen  Bünde, 
von  welchen  der  obere  und  der  Gotteshausbund  seit  1497  und 
1498  mit  den  VII  östlichen  Orten,  der  Zehngerichtenbund  seit  1590 
mit  Zürich  und  Glarus  verbündet  war;  9)  die  Stadt  Mühlhausen 
im  Sundgau,  welche  1515  ein  Bündniss  mit  allen  XIII  Orten  ab- 
schloss,  aber  1586  dasselbe  von  den  katholischen  Ständen  zurück- 
geschickt erhielt;  10)  die  Stadt  Rothwyl  in  Schwaben,  welche 
ebenfalls  mit  allen  XIII  Orten  eine  ewige  Vereinigung  hatte,  ,die 
aber  in  Folge  des  dreissigjährigen  Krieges  ohne  förmliche  Aufkün- 
dung  erlosch;  11)  die  Stadt  Genf,  vor  der  Reformation  mit  Frei- 
burg und  Bern ,  nach  derselben  mit  Bern  und  Zürich  verbündet ; 
endlich  12)  der  Bischof  von  Basel-Pruntrut,  welcher  1579 
ein  Schutzbündniss  mit  den  VII  katholischen  Orten  einging. 

Der  Kreis  der  alten  Eidgenossenschaft  erweiterte  sich  aber  nicht 
bloss  durch  Bündnisse,  sondern  in  höherm  Masse  noch  durch  Ge- 
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bietserwerbong  auf  dem  Wege  des  Ankaufs  und  der  Eroberung. 
Zunächst  hatte  jedes  der  XIII  Orte  sein  eigenes  Gebiet  für  sich, 
wdches  gi'ossentheils  mit  den  jetzigen  Kantonsgränzen  zusammen- 
fiel. Ausser  diesen  Gränzen  besass  Zürich  noch  die  Herrschaft 
Sa X  im  Rheinthal,  Bern  den  westlichen  Theil  des  Aargau'sund 
die  Waadt,  Uri  das  Thal  Livinen,  Glanis  die  Grafschaft  Wer- 
denberg. Neben  den  Landschaften,  welche  einzelnen  Orten  aus- 
schliesslich zugehörten,  gab  es  andere,  welche  einer  grossem  oder 
kleinern  Anzahl  von  eidgenössischen  Orten  gemeinschaftlich  unter- 
worfen waren.  Diese  gemeinen  Herrschaften  waren:  1)  die 
Gra&chaft  Baden  im  Aargau,  seit  dem  15.  Jahrhundert  den  VIII 
alten  Orten,  seit  1712  blos  noch  den  Ständen  Zürich,  Bern  und 
Gl&rus  unterthan ;  2)  die  f  reien  Aemter  im  Wagenthal,  anfäng- 
lich den  VI  Orten  Zürich,  Luzern,  Schwyz,  Unterwaiden,  Zug  und 
Glarus  zugehörig,  welche  erst  im  16.  Jahrhundert  Uri  in  den  Mit- 
besitz aufnahmen,  dann  1712  in  zwei  Theile  getrennt,  von  welchen 
der  nördliche  ebenfalls  den  drei  Ständen  Zürich,  Bern  und  Glarus 
ausschliesslich,  der  südliche  den  VIII  alten  Orten  gemeinschaftlich 
zufiel;  3)  Thurgau  und  4)  Sarg  ans,  seitdem  15.  Jalirhundert 
den  VII  östlichen  Orten  unterworfen,  welche  1712  noch  Bern  in 
den  Mitbesitz  aufnehmen  mussten ;  5)  die  Herrschaft  Rhein  thal, 
seit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  den  VII  östlichen  Orten  und 
dem  Lande  Appenzell  zugehörig,  bis  im  Jahr  1712  Bern  auch  hier 
in  die  Mitregierung  eintrat ;  6)  die  vier  ennetbirgischen  Vogteien 
Lugano,  Locarno.  Mendrisio  und  Mainthal  (ValMaggia), 
seit  1512  den  sämmtlichen  XUI  Orten  mit  Ausnahme  Appenzelles 
miterthan;  7)  die  Grafschaft  Beilenz,  welche  den  Ständen  Uri, 
Schwyz  und  Nidwaiden  zugehörte;  8)  die  Stadt  und  Herrschaft 
ßapperschwyl,  seit  1464  unter  der  Schirmhoheit  der  IV  Orte 
tri,  Schwyz,  Unterwaiden  und  Glarus,  an  deren  Stelle  1712  Zürich, 
Bern  und  Glarus  traten;  9)  die  Herrschaften  Utznach,  Gaster 
und  Garns,  den  Ständen  Schwyz  und  Glarus  zugehörig;  endlich 
10) die  Vogteien  Schwarzenberg,  Murten,  Orbe,  Grand- 
son  und  Tscherlitz  (Echalleus),  welche  von  Bern  und  Freiburg 
gemeinschaftlich  behen-scht  wurden. 

Der  staatliche  Bau  der  Eidgenossenschaft  war  so  lose  in  ein- 
ander gefügt,  dass  das  Bedürfniss  einer  Reform  auf  Grundlage 
einer  allgemeinen  Bundesurkunde  für  die  sämmtlichen  Orte  sich 
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sclion  frühe  geltend  maclien  musste.  Was  in  dieser  Hinsicht  der 
einsichtsvolle  Büigcrmeister  Waser  in  Zürich  nach  dem  gi-oasen 
Bauernkriege  von  1653  auBtrebtc,  würde  ohne  Zweifel  früher  oder 
später  zu  Staude  gekommen  sein,  hätte  nicht  die  kirchliche  Refor- 
mation des  16.  Jahrhundert«  die  EidgenoBsenschaft  in  zwei  feind- 
liche Heerlager  getrennt,  zwischen  denen  fortwährendes  Misstrauen, 
oft  leidenschaftliche  Erbitterung  herrschte.  Jede  der  beiden  Glau- 
henspartheien  bildete  gewisaermassen  für  sich  selbst  einen  engem 
Bundesverein,  welcher  seine  eignen  Tagsatzungen,  seine  eigne  innere 
und  auswärtige  Politik,  seine  eignen  Verbindungen  mit  dem  Aus- 
lande hatt«.  Unter  diesen  Verhältnissen  konnte  das  sclnveizerische 
ßundesrecht  sich  nicht  anders  weiter  entwickeln ,  als  durch  die 
Vergleiche  und  Friedensschlüsse,  welche  von  Zeit  zu 
Zeit  entweder  zu  Verhütung  oder  mmh  Beendigung  eines  Bürger- 
krieges zwischen  den  fCeligionspartheien  abgeschlossen 
wiii-den.  Von  besonderer  Wichtigkeit  war  die  Bestimmung  des  Ita- 
dener  Vergleiclies  von  1G32,  nach  welcher,  wiihrend  sonst  in  der 
Rege!  über  die  Angelegenheiten  der  gemeinen  Herrschaften  die 
Mehrheit  der  betheiligten  Stände  entschied,  Religionssachen  hievon 
eine  Ausnahme  machen  und,  falls  darüber  nicht  eine  gütliche  Vei-- 
ständigung  erfolgte,  schiedsgerichtlich  ausgetragen  werden  soHIl'u. 
Der  vierte  Landirieden  von  171  "2  dehnte  diese  Bestininiung  dahin 
aus,  es  sollten  auch  die  allgemeinen  Regierungssacben  der  paritä- 
tischen Vogteien  Thui^au  und  Rhcinthal  durch  »gleiche  Sätze« 
von  beiden  Confessionen  entscliieden  wei'den.  Dass  Angel^en- 
heiten,  welche  die  Religion  oder  die  Souveränetät  eines  eidge- 
nössischen Standes  berührten,  dem  eidgenössischen  Kechtsverfelireu 
nicht  unterliegen  sollten,  hatte  der  dritte  Landfrieden  von  I6Ö6 
festgesetzt. 

Der  lockere  Verband,  welcher  die  alte  Eidgenossenschaft  zu- 
sammenhielt, beruhte  wesentlich  auf  den  gemeineidgenös- 
sischen Tagsatzungen,  als  dem  einzigen  bundesrechtlicheo 
Organe,  welches  einige  Bedeutung  erlangen  konnte  und  in  welchem 
sich  die  Idee  eines  Staatenbundes ,  der  die  dreizehn  und  zuge- 
wandten Orte  umschloss,  gleichsam  vei'körperte.  Die  Tagaatzungen 
bestanden  in  der  ersten  Periode  der  Eidgenossenschaft  aus  den  Ge- 
sandten der  Vni  alten  Orte,  später  ans  denjenigen  der  XHI  Orte, 
zu  welchen  seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  noch  Abgeordnete 
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des  Abtes  von  St.  Gallen  und  der  Städte  St.  Gallen  und  Biel  kamen. 
Während  noch  im  16.  Jahrhundert  die  Tagsatzungen  häufig  bloss 
mit  einem  Gesandten  jedes  Standes  beschickt  wurden,   ward  es 
dagegen  später  Regel,   dass  jeder  eidgenössische  Ort   sich  durch 
Äwei  Gesandte  vertreten  liess,  von  denen  jedoch  nur  der  erste  im 
Namen  des  Standes  seine  Stimme  abgab ;  die  zugewandten  Orte  aber 
durften  nicht  mehr  als  einen  Abgeordneten  senden.   Ursprünglich 
bnnte  jeder  Ort  von  sich  aus,  so  oft  ihm  dafür  ein  Bedürfniss  vor- 
ali^en  schien,  an  einen  ihm  beliebigen  Ort  eine  Tagsatzung  aus- 
schreiben; später  geschah  diess  in  der  Regel  durch  den  Vorort 
Zürich,   welcher  auch  den  Vorsitz  führte,  und  zwar  wurden  die 
meisten  Tagsatzungen  von  1415  an  bis  zum  Toggenburgcrkriege  in 
Baden,  nachher  in  Frauenfeld  gehalten.   Die  ordentlichen  Tag- 
satzungen,  an  welchen  die  Jahrrechnung  der  gemeinen  Herr- 
schaften der  MII  alten  Orte  abgelegt  wurde,  fanden  im  Sommer 
nach  St.  Johann  des  Täufer's  Tag  statt.    Der  Landvogt  von  Baden, 
später  von  Thurgau  hielt  die  Umfrage,  zählte  die  Stimmen  ab,  gab 
beim  Gleichstehen  derselben  in  Geschäften,  über  welche  die  Mehr- 
heit der  an  der  Berathung  Theil  nehmenden  Stände  zu  verfügen 
hatte,   den  Stichentscheid   und  besiegelte  die  von  der  Tagsatzung 
erlassenen  Schreiben  und  Urkunden.    Das  Protokoll  führte  bis  1712 
der  Landschreiber  von  Baden  allein;   nachher  wurde  es  von  dem 
Landsehreiber  von  Thurgau  imd  dem  ersten  Rathssubstituten  von 
Zürich  gemeinschaftlich  verfasst.     Wie  aus  den  reichhaltigen  »Ab- 
schieden«, welche  nach  jeder  Tagleistung  den  Ständen  zugesandt 
wurden,  hervorgeht,  wurden  wichtigere  Geschäfte  in  der  Regel  nicht 
in  der  ersten  Verhandlung  erledigt,  weil  die  Gesandten  nicht  zum 
Voraus  mit  genügenden  Instnictionen   von  ihren  Obrigkeiten  ver- 
sehen waren;  um  diese  in  der  Zwischenzeit  einzuholen,  setzte  die 
Tagsatzung  häufig  selbst  den  Tag  fest,  an  welchem  sie  wieder  zu- 
sammentreten wollte.    Der  Geschäftskreis  der  Tagsatzung  wurde  bei 
dem  Mangel  einer  festen  Verfassung,  welche  ihre  Competenz  genau 
umschrieben  hätte,  je  nach  den  Zeitverhältnissen  bald  enger,  bald 
weiter  gezogen.   Im  Allgemeinen  können  wir  hier  darüber  bloss  Fol- 
gendes bemerken: 

1)  Dem  Auslande  gegenüber  vertrat  die  Tagsatzung  den 
eidgenössischen  Staatskörper,  welcher,  lange  bevor  der  westphälische 
Frieden  die  Trennung  der  Schweiz  vom  deutschen  Reiche  förmlich 
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aussprach,  als  selbstständige  Maclit  im  europäischen  Staatensjrstem 
,j  Geltung  und  Anerkennung   gefunden   hatte.     Sie  empfing  die  Gc 

t  sandten  auswärtiger  Mächte,  hörte  deren  Vorträge  an  und  ertheilt 

darauf  Antwort;  sie  ordnete  auch  selbst  zuweilen  Gesandtschafte 
i\  nach  dem  Auslande  ab.   Sie  beschloss  im  Namen  des  schweizerische 

Gesammtsta^ates  über  Krieg  und  Frieden;  zur  Vertheidigung  de 
i.  Landes   und   seiner  Neutralität   ti-af  sie  bei  Kriegen  z\\'ischen  de 
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benachbarten  Mächten  die  nöthigen  Vei-fiigungen.   Sie  unterhandelt 
V  über  Bündnisse   mit  auswärtigen  Staaten,   wobei  es  freilich  jedei 

Kanton  freigestellt  blieb,  denselben  beizutreten  oder  nicht.     Gegei 

über  den  Schweizern,  welche  in  auswärtigen  Kriegsheereu  dientei 

i.  wahrte  die  Tagsatzung  ebenfalls  die  vaterländischen  Interessen :  s 

berief  sie  1507  die  in  französischen  Diensten,  1521  die  beim  Papst 

und  seinen  Verbündeten  stehenden  Truppen,  1519  und  1525  die  dei 

Hei-zog  von  Württemberg  zugezogenen  Reisläuför  zurück  und  166 

■  befahl   sie  den  Regimentern,  welche  mit  der  französischen  Anne 

in  die  Freigrafschaft  Burgund  eingefallen  waren,  dieses  Land  zu  ver 

lassen,  indem  sie  zugleich  fernere  Werbungen  für  Fninkreich  verlwl 

2)  Um  desto  kräftiger  dem  Auslande  gegenül>er  zu  stehen,  musst 

vor  Allem   aus  darauf  Bedacht   genommen   werden,    Frieden  um 

r  Eintracht  im  Inneni  der  Eidgenossenschaft  aufrecht  zu  halten.     Zi 

[  den  hauptsächlichsten  Aufgaben  der  Tagsatzung  gehörte  daher  di 

Beilegung  innerer  Streitigkeiten,  sei  es,  dass  solch 
zwischen  mehrern  Kantonen  oder  dass  sie  im  Innern  eines  Stande 
oder  zwischen  einem  eidgenössischen  Orte  und  seinen  Angehörige) 
walteten.  Auch  ohne  von  beiden  Parteien  angerufen  zu  sein,  fühlt 
sich  die  Tagsatzung  im  Interesse  der  Kühe  und  des  Friedens  in  de 
Eidgenossenschaft  verpflichtet,  bei  derartigen  Sti-eitigkeiten  in  ver 
mittelnder  Weise  einzuschi-eiten,  und  wir  müssen  in  hohem  Mass 
die  Geduld  und  Ausdauer  anerkennen,  welche  sie  dabei,  der  Hart, 
näckigkeit  der  streitenden  Theile  ge}G:enül)er,  so  oft  an  den  Taj 
>  legte.  Wenn  auf  dem  Wege  der  Vermittlung  der  Streit  nicht  erledig 

werden  konnte,  so  pflegte  man  die  Partheien  an's  Recht  zu  weisen 
die  Weigerung ,  sich  in  dasselbe  einzulassen ,  galt  für  durcluiu 
unbefugt  und  gab  den  unbetheiligten  Orten  das  Recht,  gegen  di< 
ungehorsame  Parthei  mit  Gewalt  einzuschreiten.  Schon  der  alt( 
Zürcherkrieg  war  eben  dadurch  veranlasst  worden,  dass  Zürich  siel 
geweigert  hatte,  mit  Schv^yz  und  Glarus  ins  Recht  zu  stehen,  um 
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der  Erfolg  des  Krieges  nöthigte  die  Stadt,  den  Bestimmungen  der 
Bandbriefe,  welche  das  Rechtsverfahren  zwischen  den  eidgenössi- 
schen Orten  regelten,  nachzukommen.  Freilich  erwiesen  sich  diese 
Bestimmungen  sehr  oft  als  ungenügend,  weil  sie  für  den  Fall,  dass 
die  Schiedsrichter  sich  über  die  Person  des  Obmanns  nicht  verstän- 
digen konnten,  nicht«  Weiteres  vorschrieben.  Auch  wenn  Streitig- 
keiten, die  im  Innern  des  Kantons  walteten,  an  ein  gleich  besetztes 
Schiedsgericht  gewiesen  wurden,  bot  die  Wahl  eines  Obmannes 
zuteilen  unübersteigliche  Schwierigkeiten  dar.  Die  Tagsatzung 
selbst  war  zum  rechtlichen  Pintscheide  eines  Streites  durch  Mehi*- 
heitsbeschluss  nur  insofern  befugt,  als  die  beiden  Parteien  ihre 
Einwilligung  dazu  gaben. 

3)  Obschon  jeder  Ort   sein   besonderes  Recht   und  seine  eigene 
Gesetzgebung  hatte,  in  welche  sich  der  Bund  nicht  einmischte,  so 
wurden    doch  gemeinsame  Uebel  und  gemeinsame  Interessen  auch 
ander  Tagsatzung  erwogen   und  durch   gemeine   Satzungen 
und  Ordnungen  häufig  geregelt.   Dabei  ist  freilich  anzuneluuen, 
dass  solche  Verordnungen  gewöhnlich  nicht  bloss  auf  einem  Mehr- 
heitsbeschlüsse, sondern  auf  einer  Vereinbarung  sämmtlicher  Stände 
beruhten.     Wir  begegnen  ihnen   vorzugsweise  in  dem  noch  that- 
kräftigen  Jugendalter  der  Eidgenossenschaft,  im  15.  und  im  Anfange 
des  16.  Jahrhunderts.     Als  Beispiele  sind  anzuführen:  ein  Ueberein- 
koDMnen  gemeiner  Eidgenossen  wider  den  Vor  kauf  vom  Jahr  1416 ; 
Verordnimgen  gegen  Pensionen,  Dienst-  und  Gnadengelder  von 
fremden  Herren  aus  den  Jahren  1474  und  1503,  wider  unerlaubtes 
Anwerben  und  Reislaufcn  von  1494,   1497  und  1503,  gegen 
das  Herumziehen  fremder  und  einheimischer  Bettler  und  »Feld- 
siechenu    von  1490  und  1510;   eine   Uebei-einkunft   betreffend  die 
»bösen  Blatternu  (eine  pestartige  Krankheit)  von  149 G;  endlich 
die  Verordnungen  gegen  das  Schmähen   und  Aufreizen  um 
des  Glaubens  willen  seit  1529.   Im  Jahr  1515  stellte  die  Tag- 
satzung unter  dem  frischen  Eindrucke  der  Schlacht  bei  Marignano 
den  wichtigen  Grundsatz  auf,  dass  in  Sachen,  welche  die  Ehre  und 
Wohlfahrt   der  Eidgenossenschaft  betreffen  und  den  Bünden  sowie 
dem  Herkommen  nicht  widersprechen,   die  Minderheit  der  Stände 
sich  den  Beschlüssen  der  Mehrheit  zu  unterziehen  habe.*)    Allein 

*)  Amt].  Samml.  der  altern  eidgen.  Abschiede  III.  2.  926.    Die  ilabei  voraus- 
gesetzte Zustimmung  sämmtlicher  Orte  scheint  freilich  nicht  erfolgt  zu  sein. 


im  prakti.scheii  Staat sl^-l^eii  der  E:dgen^>si^en  drang  d:e>er  Grund- 
satz nicht  durch.  w*-il  bald  nachher  dit-  Glaubeu^t rennung  die  Orte 
mehr  als  je  auseinander  bi-achte  und  an  die  Stelle  des  eidgenös- 
sischen Gemeinsinns,  welcher  jenen  Be<ohlu>s  henorgenilen .  den 
Geist  schroffer  Alisondening  treten  Hess-  In  der  Thal  wurden 
i  seit  der  Reformation   wenig  andere  gemeine  Satzungen  und  Ord- 

;  nungen   mehr  errichtet  als  solche,    die  sich  auf  die  Geschäfts- 

^  Ordnung  der  Tagsatzung   selber  oder  auf  die   gemeinen 

Herrschaften  bezogen.     Eine  wichtige  Ausnahme  bildet  freilich 

das  S'igen.  eidgen.  Defensionale  vom  Jahr  166S.  durch  welches 

zu  Behauptung   der  Unabhängigkeit   und  Neutralität   der  Schweiz 

'  drei  Auszüge  von  je  13.400  Mann  und  Iß  Kanonen  aufgestellt  und 

auf  die  XIII  eidgenössischen,  die  drei  zugewandten  Orte,  welche  die 
Tagsatzung  besuchten,  und  die  gemeinen  Herrschaften  vertheilt, 
auch  über  die  Organisation  des  Bundesheeres  gewisse  allgemeine 
Bestimmungen  getroffen  \^iirden.  Allein  gerade  die  Geschichte  des 
Defensionale's,  von  welchem,  nachdem  es  einstimmig  angenommen 
worden,  die  katholisch -demokratischen  Stände  sich  bald  wieder 
lossagten,  zeigt,  dass  die  Tagsatzung  nicht  die  Macht  hatte,  die 
von  ihr  aufgestellten  Satzungen  einer  Minderheit  von  Kantonen 
gegen  deren  WiUen  aufzudrängen. 

4)  Unter  den  Gegenständen  des  allgemeinen  Wohles,  mit  denen 
sich  die  Tagsatzung  beschäftigte,  verdient  noch  insbesondere  her- 
vorgehoben zu  werden  das  Strassen-  und  Zollwesen.  So 
empfahl  sie  schon  1478,  auf  eingegangene  Klage  der  Wein-,  Kom- 
und  Salzfuhrlcute  über  den  schlechten  Zustand  der  Strassen  »in 
gemeiner  Eidgenossen  Gebieten«,  allenthalbige  Verbesserung  dersel- 
ben durch  die  Pflichtigen  und  1 480  leistete  sie  dem  Thale  Ursem 
einen  Beitrag  zur  Herstellung  der  durch  das  Wasser  beschädigten 
Wege  und  Brücken  über  den  Gotthard,  »da  doch  diese  Strassen 
zu  unser  Aller  Gebrauch  sind«.  Uri  suchte  1493  behufs  einer 
Strassenkorrektion  am  Platifer  die  eidgenössische  Erlaubniss  zum 
Bezüge  eines  Zolles  nach,  welche  ihm  nach  langwierigen  Verhand- 

^  lungen  erst  im  Jahr  1515  gewährt  wurde.    In  der  zweiten  Hälfte 

des  18.  Jahrhunderts   fanden   eben  so  lange  Verhandlungen  statt 
;,  über  Beschwerden  der  Urkantone,  sowie  Zürich's  gegen  die  Zoll- 

^  Ordnung  in  Luzem. 

5)  Während  in  den   eigentlich  politischen  Angelegenheiten  die 
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eidgenössischen  Orte  sich  als  besondere  Staaten  gegenüberstanden, 
vardiess  dagegen  bei  der  Verwaltung  der  gemeinen  Herr- 
schaften nicht  der  Fall.  Hier  erschienen  die  regierenden  Stände 
Tielmebr  nur  als  Miteigenthümer  eines  unvertheilten  Gemeingutes 
und  es  genügte  daher  eine  einfache  Stimmenmehrheit  für  alle  Ke- 
schlüsse,  welche  sich  auf  die  Vogteicn  bezoj^cen;  erst  durch  die 
confessionellen  Verträge  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  erlitt  dieser 
Grundsatz,  wie  wir  gesehen  haben,  einige  Abänderungen.  Die  Ver- 
waltung der  gemeinen  Herrschaften  krankte  übrigens  an  schweren 
Tebeln,  denen  die  Tagsatzung  zwar  von  Zeit  zu  Zeit  durch  heil- 
same >^Landesordnungen«  zu  steuern  suchte,  welche  sie  al>er, 
weil  es  ihr  auch  hier  an  Einheit  und  Kraft  des  Willens  gebrach, 
keineswegs  auszurotten  vennochte.  Wir  rechnen  dazu  namentlich 
den  in  den  demokratischen  Kantonen  eingerissenen  Missbrauch,  dass 
die  Land  vogtstellen  mit  schwerem  Gelde  erkauft  werden  mussten, 
wofiir  sicli  die  Gewählten  natürlich  wieder  auf  den  Unterthanen 
erholten,  sowie  den  schleppenden  Proc(;ssgaug  in  Civilreclitssachen, 
indem  gegen  die  Kutscheiduugi»u  dos  Landvogtes,  welcher  selbst 
oft  bereits  die  zweite  Instanz  bildete,  zuerst  an  die  Jahrrechnungs- 
tagsatzung  oder  in  den  italienisclieu  Vogteien  an  das  sojjenannte 
ennotbirgische  Syndikat  und  dann  erst  noch  an  die  re^nerenden 
Stände  sellist  appellirt  werden  konnte. 

Die  Mängel  und  Gebrechen  der  alten    schweizerischen  Bundes- 
verfassung wai-en  so  einleuchtend,  dass  sie  keineswegs  bloss  von  den 
grundsätzlichen  Gegnern,  deren  Zahl  namentlich  seit  dem  Ausbruclie 
der  französischen  Revolution  immer  mehr  zunahm,   sondern  auch 
von   wannen  xVnhängoni   der   hergebracliten  Ordnung   lebhaft  em- 
pfunden und  erkannt  wurden.     In  einem  Verfassungsplane,  den  im 
Sommer  1700  beim  Vomicken  der  Oesterreicher  in  die  Schweiz  die 
Männer  der  Keaction  entwarl'en,  linden  wir  folgendes  merkwürdige 
Urtheil  über  die  alten  Bundeszustände :   »Die  verschiedenen  Staaten 
waren    nur  durch  gewisse,  mehr  oder  weniger  ausgedehnte  Bünd- 
nisse, durch  die  Erinnerung  gemeinschaftlich  getührter  Kriege  und 
durch  einige  gemeinsame  Besitzungen  zusammengehalten.     Die  Fiin- 
heit  der  Eidgenoss(»n,  selbst  gegen  das  Ausland,  existirte  im  Grund 
mehr  in  der  Idee  als  in  der  Wirklichkeit,  weil  sie  durch  keine,  die- 
sell)e   handhabende   Autorität   vorgestellt   war.     Die  gewöhnlichen 
Zusammenkünfte  der  Abgesandten  der  schweizerisclien  Stände  waren 

C) 
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eigentlich  nur  Jahresrechnungs-TagsatzuDgeu  zur  Abnahme  der  Rech- 
nungen und  Schlichtung  der  Appellationen  aus  den  gemeinen  Herr- 
schaften; sie  sind  nur  acceanorie  hie  und  da  zur  Berathung  über 
allgemeine  Angelegenheiten  gebraucht  worden.  Bei  ausserordent- 
lichen Zusammenkünften  fehlte  es  immer  an  ^'ollmacht,  sowie  an 
einem  gemeinsamen  Vermögen  und  die  Majorität  selbst  hatte  gar 
keine  Autorität  zur  Ausführung  der  gut  befundenen  Massregeln. 
Die  Nicht-Einwilligung  eines  einzelnen  Standes  hemmte  den  Fortgang 
aller  allgemeinen  Angelegenheiten,  und  selbst  zur  Vollziehung  der 
einhelligen  Beschlüsse  war  kein  hinreichendes  Mittel  vorhanden. 
In  Zeiten  von  äusserer  Gefahr  waren  die  schweizerischen  Staats- 
männer nicht  von  einem  Willen,  einem  Zweck  geleitet,  es  konnte 
daher  nach  der  Natiu*  der  Sache  nicht  anders  kommen,  als  dass 
sie  sich  nie  in  ihrer  Gesammtheit  äussern  konnten,  und  dass  die- 
selben bei  gleich  guten  Gesinnungen  doch  wegen  der  sich  entgen- 
wirkenden  Kraft  ungleicher  Mittel  und  Meinungen  dem  gemein- 
schaftlichen Zweck  nicht  nur  nicht  förderlich,  sondern  sogar  hin- 
derlich werden  mussten.u  *) 

§  2.    Die  helvetische  Republik. 

Hätten  die  schweizerischen  Obrigkeiten  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts zu  rechter  Zeit  Hand  angelegt  an  die  Verbesserung  der 
mangelhaften  Bundeseinrichtungen,  —  hätten  sie  auch  in  den  Kan- 
tonen, anstatt  bloss  auf  die  Erhaltung  und  Erweiterung  ihrer  Herr- 
schaftsrechte Bedacht  zu  nehmen,  billigen  Volkswünschen  und  den 
Anforderungen  des  fortschreitenden  Zeitalters  Rechnung  getragen: 
so  wäre  wol  unserm  Vaterlande  jener  gewaltsame  Umsturz  alles 
Bestehenden  erspart  worden,  welcher  mit  dem  Einfalle  einer 
französischen  Armee  im  Frühling  ITIKS  erfolgte.  Dieses  Er- 
eignis« war  von  namenlosem  Elende  begleitet,  weil  die  Schweiz,  von 
einer  fremden  Macht  erobert  und  ausgeplündert.  Schauplatz  eines 
furchtbaren  europäischen  Krieges  wurde.  Al)er  auch  unter  weniger 
ungünstigen  äussern  Verhältnissen  hätte  die  helvetische  Einheitsver- 
fassung, eine  Nachahmung  der  französischen  vom  Jahr  1795,  welche 
die  Schweiz  vom  Directorium  der  mächtigen  Nachbarrei)ublik  als 

*)  Carl  Ludw.  v.  Haller,  Gesch.  der  Wirkungen  u.  Folgen  des  Österreich. 
Feldzuges  in  der  Schweiz.    S.  553. 
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Gesdienk  empfing*),  niemals  feste  Wurzeln  im  Volke  schlagen 
können,  weil  sie  sich  zu  weit  entfernte  von  den  hergebrachten 
Verhältnissen  und  den  wirklichen  Bedürfnissen  des  Landes. 

Man  kann  sich  in  der  That  im  Vertassungsleben  eines  Volkes 
kaum  einen  grössern  Sprung  denken,  als  den  die  Schweiz  am  12. 
April  1798  machte!     Den  Boden  des  historischen  mit  demjenigen 
d©  philosophischen   oder  sogenannten   Naturrechts   vertauschend, 
ging  sie  von  der  äussersten  Zersplitterung  in  zahllose  Gel)iete,  die 
ihre  eigenthümlichen  Einrichtungen  hatten,  zum  straffen  Einheits- 
staate über  nach  dem  Zuschnitte  der  französischen  Musterrepublik, 
von  der  Herrschaft  der  souveränen  Rüthe  in  den  Städten  und  der 
Landsgemeinden   in   den    »altgefreiten   Popularständen«    zu   einer 
allgemeinen,  auf  den  abstrakten  Ideen  der  Freiheit,  Gleichheit  und 
Volkssouveränetät  beruhenden  Repräsentativdenioki-atie.  Die  Giiind- 
züge der  neuen  Verfassung  waren  folgende :  Die  Souveränetät 
beruhte   einzig   und   allein  auf  der  Gesammtheit  der 
Bürger   der  helvetischen  Republik  als  Eines  unzer- 
theilbaren  Staates,  in  welchem  die  Kantone  bloss  noch  Ver- 
waltungsbezirke bildeten.     Das  Volk  übte  indessen  seine  Souveräne- 
tät nur  aus  durch  die  Annahme  der  Staatsverfassung  und  durch  die 
Ernennung  von  Wahlmännern,  je  eines  auf  100  Aktivbürger,  in  den 
Primarversammlungen.     Die  Wahl männer  jedes  Kantons  traten 
zusammen,  um  die  Abgeoi-dneten  zu  den  zwei  Kammern  des  gesetz- 
gebenden Körpers,  die  Mitglieder  der  kantonalen  Gerichte  und  der 
Ven^altungskammem   zu   wählen.     Die   gesetzgebende  Gewalt  der 
Republik  wurde  ausgeübt  durch  den  Grossen  Rath,  welcher  für 
das  erste  Mal  aus  8  Abgeordneten  jedes  Kantons  bestand,  in  Zu- 
kunft aber  nach  Verhältniss  der  Bevölkerung  zusammengesezt  wer- 
den sollte,  und  durch  den  Senat,  bestehend  aus  den  gewesenen 
Directoren   und  4  Abgeordneten  jedes  Kantons,  welche  30  Jahre 
*lt,  verheii'athet   oder  Wittwer  sein  mussten  und  bereits  gewisse 
höhere  Stellen  bekleidet  haben   sollten.     Der  Senat  hatte  die  Be- 
schlüsse des  grossen  Rathes  zu  genehmigen  oder  zu  vei-^s'erfen.    Die 
beiden  Räthe  wählten   das   Vollziehungsdirectorium    von 

*)  Ueber  die  Entstehung  dieser  Verfassung  aus  einem  Entwürfe  des  Ober- 
ninitineister  Peter  Ochs  von  Basel,  welcher  vom  französ.  Direktorium  nicht  un- 
vesentlich  modiBzirt  wurde,  vergl.  Gisi,  die  Bundesverfassungen  der  Schweiz 
seit  1798,  1.  Lieferung. 
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."i  Mitgliedern  in  der  Weise,  dass  Jiir  jede  zu  besetzende  Stelle  der 
eine  Itatli,  den  das  Loos  hiefiir  bezeichnete,  eine  Liste  von  5  Kan- 
didaten bildete,  aus  welcher  der  andere  Itatli  den  Hircctnr  ernannte. 
Das  Volkielmngadirectoriuni,  unterstützt  dnrch  \ier  von  ihm  selbst 
Itent'i ebnete  Minister  fiir  die  vei"schiedenen  Zweige  der  Staats- 
verwaltung, war  die  eigentliche  Ueftiernnft  der  Schweiz.  Seine 
tlrganc  waren  die  Regierun}i;sstat  tlialtcr  in  den  Kantonen, 
die  Unterstattbalter  in  den  Distrikten,  die  Agenten  in  den 
Gemeinden.  Die  Kigenthüinlichkeit  der  kantonalen  Verbältnisse 
tand  etwelche,  freilich  ungenügende  üerücksicbtigung  in  den  Ver- 
walt iingskammern,  welche  «die  nnniittellxire  Vollziehung  der 
(iesetze  über  die  Finanzen  und  den  Handel,  die  Künste,  die  Hand- 
werke, den  Ackerbau,  die  Lebensmittel,  die  Unttrhaltnng  der  Städte 
und  der  Landsti'assen«  besorgen  sollten.  Die  lleehfspflege  wurde 
ausgeübt  durch  Distrikts-  und  Kantonsgerichte  mid  einen 
obersten  Gerichtshof;  letzterer,  bestehend  aus  einem  Mit- 
gliede  für  jeden  Kantim,  urtlieilte  über  Anklagen  gegen  die  Mit- 
gliwler  der  gesetzgebenden  und  vollziebeiiden  Gewalt,  entsebied  in 
zweiter  Instanz  ülwr  die  schwerem  Kriniinalfälle  imd  war  befugt, 
die  Sprüche  der  untei-u  Gerichte  in  Civilsachen  wegen  Formfehlern, 
Mangel  an  Ctjni)>etenü  oder  Verletzung  der  Staatsverfassung  zu 
kassiren.  Diu  Kintbeilung  der  Kantone  liielt  sicli  gi'ossentheils 
an  die  (iränzen  der  eheiualigeti  eidgenössischen  Stände  und  ihrer 
l-ntcrthanenlande ;  doch  wunle  das  weitlänlige  Gebiet  der  Re|»iiblik 
Bern  in  vier  neue  Kantone:  Bern.  Oberland,  Aargau  und 
lieman  (AVa;idtl,  getrennt,  während  dagegen  die  drei  Urstände  mit 
Zug  znm  neuen  Kanton  Waldstütten  vereinigt,  aus  Glarus, 
Gaster,  der  Marcli  und  den  Höfen.  Utznaeh,  Itapperschwj'l,  dem  obern 
Toggenburg,  Sax,  Garns,  Werdenberg  und  Sargans  der  neue  Kanton 
Lintb  und  aus  Appenzell,  der  Stndt  und  Landschaft  St.  Gallen, 
dem  l'beinthal  und  dem  untern  Toggenburg  der  neue  Kanton  Säntis 
gebildet  wuitle.  Sebwüehuug  des  Einflusses  der  altt'u  Demokratien, 
welche  als  ein  Ueerd  des  Widei-standes  gegen  die  neue  Ordnung 
der  Dinge  ei-st^bienen,  war  der  ausgesprochene  Zweck  dieser  Neu- 
bildungen in  der  innem  und  östlichen  .Schweiz. 

Nicht  volle  Kwci  Jahre  dauerte  die  HeiTscliaft  der  Verfassung 
von  17118  und  auch  während  dieser  Zeit  noch  war  dieselbe  in  den 
östlichen  Kantonen,  welche  im  Sommer  179!)  von  iisteiToichiscben 
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nnd  russischen  Ileei'en  besetzt  waren ,  mehrere  Monate  hindurcli 
suspendirt.  Nach  dem  entscheidenden  Siege  der  Fi-anzosen  bei 
Zürich  (2G.  September  1799)  wurde  zwar  die  ganze  Schweiz  wieder 
der  helvetisclien  Regierung  unterworfen,  welche  seit  dem  31.  Mai 
ihren  Sitz  in  Bern  (früher  in  Luzeni)  hatte.  Allein  immer  lauter 
wurde  der  Unwille  des  Volkes  über  die  schmähliche  Abhängigkeit 
Ton  Frankreich,  dessen  Kommissäre  und  Generale  sich  die  ärgsten 
Bedrückungen  erlaubten,  über  das  Schutz-  und  Trutzbündniss,  wel- 
ches die  Schweiz  nöthigte,  fiir  die  Kriege  der  französischen  Tlepublik 
das  Blut  ihrer  Söhne  zu  opfern,  über  die  schlechte  Finanzwirthschaft 
und  die  harten ,  oft  leidenschaftlichen  Massregeln ,  welche ,  unter 
Laharpe's  Einfluss,  das  Directorium  in  seiner  verzweifelten  Lage 
ergriff.  Die  Klagen  des  Volkes  fanden  ihren  Wiederhall  selbst  in 
den  gesetzgebenden  Ruthen ,  welche  anfänglich  eben  so  eifrig  wie 
das  Dii-ectoriuni  der  Revolution  zugethan  gewesen  waren.  Seit  dem 
Staatsstreiche  vom  18.  Brumaire^  durch  welchen  General  Hona- 
parte  das  französische  Directoiium  stürzte  und  unter  dem  Titel 
eines  forsten  Consuls  der  Regieningsgewalt  in  Frankreich  sich  be- 
mächtigte, war  der  Schweiz,  deren  Zustände  noch  viel  unleidlicher 
waren,  die  Nachahmung  dieses  Beispiels  so  nahe  gelegt,  dass  es 
sich  nur  noch  um  die  Frage  liandelte,  ob  das  Directorium  die  ilim 
feindliche  Mehrheit  der  Räthe  oder  die  Letztere  das  Directorium 
anfiüsen  werde.  Die  Räthe  kamen  ihrer  Vertagung,  welche  die 
Mehrheit  des  Directoriums  beabsichtigt  hatte,  zuvor  und  machten 
am  T.Januar  1800  dem  verfassungsmässigen  Zustande  ein  Ende,  indem 
sie  das  Directorium  iiir  aufgelöst  erkläilen  und  au  dessen  Stelle 
einen  Vollziehungsausschuss  von  7  Mitgliedern ,  der  gemäs- 
sigtem Parthei  angehörend,  setzten,  welcher  bis  zur  Annahme  einer 
neuen  Verfassung  die  Regierung  führen  sollte.  Die  beiden  gesetz- 
gebenden Räthe,  deren  Unfähigkeit  gegenüber  den  traurigen  Zu- 
standen des  Landes  immer  greller  hervortrat,  lösten  dann  —  halb 
freiwillig,  lialb  gezwungen  —  am  7.  August  sich  ebenfalls  auf,  und 
^  trat  an  ihre  Stelle  ein  grösstentheils  aus  ihrer  Mitte  gewählter 
Gesetzgebungsrath  von  50  Mitgliedern,  der  wieder  einen 
neuen  Vollziehungsrath  von  7  Mitgliedern  ernannte.  Von 
diesen  neuen  Behörden  war  zwar  die  Parthei  der  eigentlichen  Re- 
volutionäre oder  Terroristen  ausgeschlossen,  aber  die  doktrinären 
Einheitsfreunde  hatten  gleichwohl  in  denselben,    den  Föderalisten 
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gegenüber,  die  Mehrheit.  Indessen  hatte  man  sich  bei  der  drücken- 
den Abhängigkeit  von  Frankreich,  in  welcher  sich  damals  die 
Schweiz  befand,  schon  zu  sehr  daran  gewöhnt,  das  entscheidende 
Wort  im  Verfassungsstreite  aus  Paris  zu  erwarten,  als  dass  die 
helvetische  Regierung  gewagt  hätte,  ohne  vorherige  Anfrage  beim 
Ersten  Consul  eine  neue  Verfassung  auszuarbeiten.  Bonaparte, 
dessen  politischem  Scharfblicke  es  nicht  entging,  dass  ein  absolutes 
Einheitssystem  keineswegs  den  politischen  Verhältnisse!!  der  Schweiz 
und  den  festwurzelnden  Gewohnheiten  ihrer  Bewohner  entspreche,  *) 
entschied  sich  tiir  einen  Entwurf,  welcher  z^-ar  im  Wesentlichen 
die  Einheit  festzuhalten,  gleichwohl  aber  der  Autonomie  der  Kan- 
tone mannigfache  Zugeständnisse  zu  machen  suchte.  Diesen  Ent- 
wurf, welchen  der  Erste  Consul  am  30.  April  1801  zu  Malmaison 
den  schweizerischen  Abgeordneten  übergab,  genehmigte  der  gesetz- 
gebende Rath  am  29.  Mai  und  beschloss,  ihn  einer  auf  den  September 
einzuberufenden  helvetischen  Tagsatzung  vorzulegen.  Die  Grund- 
züge desselben  sind  folgende: 

Genau  ausgeschieden  werden  die  Competenzen  der  Central- 
behörden,  welche  die  »National souverän  etat«  ausüben,  von 
denjenigen  der  Kantonalbehörden.  In  den  Bereich  der  Erstem 
fallen :  »die  allgemeine  Oberpolizei ;  die  bewaffnete  Macht  zur 
Innern  und  äussern  Beschützung  der  Republik ;  die  politischen  und 
diplomatischen  Verhältnisse  mit  dem  Auslande ;  die  einförmige  Ver- 
waltung der  bürgerlichen  und  peinlichen  Gerichtsbarkeit;  die  Be- 
stimmung des  Beitrages,  welchen  jeder  Kanton  an  den  öfientlichen 
Schatz  zahlen  soll ;  die  Regale :  Salz-  und  Bergwerke,  Posten,  Zölle 
und  Gefälle;  das  Münzwesen  und  dessen  Polizei;  die  Handels- 
verhältnisse ;  die  allgemeinen  Anstalten  des  öffentlichen  Unterrichts.« 
In  den  Bereich  der  Kantonalbehörden  fallen:  »die  Erhebung 

'*')  In  einem  Bericiite  des  Ministers  des  Auswärtigen  an  den  Ersten  Consal 
vom  8.  April  1801  findet  sich  die  interessante  Stelle:  »Die  französische  Regierung 
bemerkte  in  den  einzelnen  Gegenden  der  Schweiz  eine  solche  Verschiedenheit  in 
Sitten ,  Religion ,  Sprache ,  Erwerbsarten  und  Fnichtbarkeit  des  Bodens ,  dass  sie 
die  Anwendung  der  nämlichen  Gesetze,  besonders  der  finanziellen,  auf  alle  Theile 
des  Landes  för  unmöglich  hielt ;  sie  besorgte  daher  den  Ausbruch  neuer  Unruhen 
bei  einem  verbündeten  Volke,  welches  durch  sein  zähes  Festhalten  an  seinen  alten 
Gebräuchen  hinlänglich  zu  zeigen  schien,  dass  eine,  auf  deren  völlige  Unter- 
drückung gegründete  Regierung  keinen  Bestand  haben  würde  <  M  o  n  n a  r  d» 
Geschichte  der  helvet.  Revolution  II.  84. 
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der  Grundsteuern ;  die  BestimmuDg  der  Bedürfnisse  des  Kantons 
und  die  Mittel ,  denselben  durch  die  örtlichen  Kontributionen  ab- 
zuhelfen; die  Zuchtpolizei;  die  Verwaltung  der  Nationalgüter  und 
Domänen,  mit  Inbegriff  der  Zehnten  und  Grundzinse ;  der  Gottes- 
dienst und  die  Besoldung  der  Geistlichen ;  die  besondern  Anstalten 
für  Erziehung  und  öffentlichen  Unterricht.«  —  Die  Centralgewalt 
der  Republik  ruht  in  den  Händen  dreier  Behörden :  der  Tagsatzung, 
des  Senats  und  des  Kleinen  Rathes.  Die  Tagsatzung  besteht 
aus  82  Abgeordneten ,  von  den  Kantonen  nach  Verhältniss  ihrer 
Bevölkerung  auf  o  Jahre  gewählt.  Sie  genehmigt  die  Rechnungen 
der  Schatzkammer  und  erkennt  über  Beschwerden  der  Kantone 
gegen  Verfügungen  des  Senates.  Die  vom  Senate  vorbereiteten 
Gesetzentwürfe  werden  zunächst  den  Kantonen  zur  Annahme 
vorgelegt;  wenn  aber  ein  Entwurf  von  der  Mehrheit  der  Kantone 
verworfen  wird  und  der  Senat  gleichwohl  auf  demselben  beharrt, 
so  kann  die  Tagsatzung  von  sich  aus  denselben  zum  Gesetz  erheben. 
Der  Senat  besteht  aus  2  Landammännem  und  23  Räthen,  welche 
von  der  Tagsatzung  ernannt  werden.  Neben  der  Vorberathung  der 
Gesetze  liegt  ilim  die  allgemeine  Verwaltung  und  Polizei  ob;  er 
erklärt  Krieg,  schliesst  Frieden,  geht  Bündnisse  mid  Staatsverträge 
ein;  er  beurtheilt  die  Streitigkeiten  zwisclien  Kantonen  und  zieht 
Eingriffe  kantonaler  Behörden  in  die  allgemeine  Verfassung  an  die 
Tagsatzung.  Die  eigentliche  Vollziehungsgewalt  steht  dem,  vom 
Senate  aus  seiner  Mitte  gewählten  KleinenRathe  zu,  bestehend 
aus  dem  Ersten  (im  Amte  stehenden)  Landammann  und  4  Räthen, 
welche  die  verscliiedenen  Vervvaltungszweige  unter  sich  vertheilen. 
Der  E  r  s  t  e  L  a  n  d  a  m  m  a  n  n ,  w^elchem  das  politische  Departement 
obliegt,  wählt  die  diplomatischen  Vertreter  der  Schweiz  im  Aus- 
lände, sowie  die  Präfekten  der  Kantone ;  letztere  können  nur  vom 
Kleinen  Rathe  abberufen  werden.  Der  Senat  kann  sich  -bis  auf 
6  Monate  vertagen  und  während  dieser  Zeit  stehen  alle  seine  Be- 
fugnisse, welche  sich  nicht  auf  die  Gesetzgebung  bezielien,  dem 
Kleinen  Ratlie  zu.  —  Jeder  Kanton  hat  seine  besondere  admini- 
strative Organisation,  welche  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  ein- 
gerichtet wird.  Dieselbe  wird  entworfen  durch  die  Kantonal- 
tagsatzung, welche  in  der  Weise  gebildet  wird,  dass  jede 
Municipalität  eines  ihrer  Mitglieder  an  den  Distriktshauptort  ab- 
ordnet und  dann  die  versammelten  Abgeordneten  der  Municipali- 
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täten  einen  Abgeordneten  des  Distriktes  erwählen.  Die  Kantonal- 
tagsatzung hat  auch  für  das  erste  Mal  die  Abgeordneten  zur 
helvetischen  Tagsatzung  zu  ernennen  und  für  die  Zukunft  deren 
Wahlart  zu  bestimmen. 

Nachdem  die  kantonalen  Tagsatzungen  die  Kantonsverfassungen 
entworfen  und  die  Abgeordneten  zur  helvetischen  Tagsatzung 
ernannt  hatten,  trat  letztere  den  7.  September  1801  in  Bern  zu- 
sammen. Sie  bestand  zum  grossem  Tli(»ile  aus  Einheitsfreunden 
und  revidirte  in  diesem  Sinne  den  Entwurf  von  Malniaison,  welcher 
in  dem  Berichte  ihrer  Kommission  nicht  ohne  Grund  bezeichnet 
wurde  als  »eine  oberfläcliliche  Arbeit,  voll  Dunkelheit,  voller 
Lücken  und  Widersprüche,  ein  Gemisch  von  zwei  Staatsformen, 
von  denen  keine  überwiegt,  sondern  zwischen  denen  ein  Conflikt 
zu  befürcliton  ist.u  *)  Vorangestellt  wurde  der  Grundsatz  der 
Einheit  des  Staates  und  des  Staatsbürgerrechtes; 
die  im  Entwürfe  aufgestellte  Kantonseintheilung  wurde  ZAvar  im 
Wesentlichen  beibehalten,  aber  die  Verbesserung  derselben  der  Ge- 
setzgebung anheimgestellt.  Der  Centralgewalt  wurden,  nel>en 
den  ihr  im  Entwürfe  eingeräumten  Attributen ,  noch  ferner  über- 
tragen :  die  allgemeine  Verfügung  über  das  Kirchenwesen ,  soweit 
es  vom  Staate  abhängig  ist ;  das  Eigentimm  und  die  Verfügung  über 
Nationalgüter  und  Domänen ;  die  Unterhaltung  der  Heerstrassen 
und  dazu  gehöriger  Brücken  mit  der  Befugniss,  Weg-  und  Brücken- 
gelder zu  beziehen ;  die  Ertheilung  des  heh*etischen  Bürgerrechtes. 
Der  Loskauf  der  Zehnten  und  Grundzinse  um  eine  billige  Entschä- 
digungssumme wurde  vorgeschrieben ;  kein  Theil  des  helvetischen 
Bodens  sollte  mit  einer  unablöslichen  Abgabe  beschwert  und  kein 
liegendes  Gut  unveräusserlich  erklärt  werden.  Die  Organisation 
der  Tagsatzung  blieb  im  Wesentlichen  unverändert;  dagegien 
wm'de  ihre  Competenz  erweitert ,  indem  ihr  nun  unbedingt  die 
Berathung  und  Annahme  der  vom  Senate  vorgeschlagenen  Gesetze, 
die  Beschlussfassung  über  Krieg,  Frieden,  Bündnisse  und  Staats- 
verträge, sowie  über  allfällige  Vermehrung  der  stehenden  Truppen, 
die  Bewilligung  der  nöthigen  Geldsummen  für  die  allgemeinen 
Bedürfhisse  übertragen  und  Beschwerden  gegen  Verfügungen  des 
Senats  nicht  bloss   von  Kantonen,    sondern    auch  von   Bürgern 

♦)  Vergl.  auch  Rcngger's  gevl ruckte  Rede  gegen  den  Entwurf ,  gehalten 
in  der  Sitzung  vom  25.  September  (Beni  u.  Zürich  1801).  ; 
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zugelassen  wurden.  Die  Znlil  der  Senatoren  wurde  von  :2r)  auf 
30  erhöht,  damit  jedem  Kanton  um  so  eher  wenigstens  Eine  Stelle 
im  Senate  zugesichert  werden  könne.  Die  Bei'uguisse  des  Senates 
und  des  Kleinen  Ratlies  wurden  nach  dem  Entwürfe  festgesetzt: 
nur  wurde  dem  Kleinen  Rat  he  nun  auch  die  Wahl  der  Statt- 
halter der  Kantone  aus  einem  fünffachen  Vorschlage  der  grossem 
Kantonalbehördc  eingeräumt.  Die  l>esondere  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  - 
Organisation  jedes  Kantons  sollte  von  der  Tagsatzung  ge- 
prüft und.  sofern  darin  keine,  der  allgemeinen  Verfassung  wider- 
sprechende Bestinmiungen  enthalten  wären ,  genehmigt  werden ; 
jede  Aendeining  an  dei-selben  erforderte  ebenfalls  die  Zustimmung 
der  Tajijsatzung.  Der  obersten  Verwaltungsbehörde  jedes  Kantons 
gemeinschaftlich  mit  dem  Regierungsstatthalter  wurden  folgende 
Vmichtungen  übertragen :  «die  Verwaltung  der  Nationalgüter  und 
Domänen  nach  den  Gesetzen  und  Verordnungen ;  die  Berathung  imd 
Fesstellung  der  in  den  Kanton(»n  besonders  nothwendigen  Voll- 
ziehungsmassregeln der  Gesetze,  die  Aufsicht  und  Kontrolle  ül)er 
ihre  Vollziehung ,  das  erste  Repressionsrecht  gegen  die  Kantonal- 
beamten, wenn  sie  diese  Vollziehung  unterlassen,  der  Entscheid  über 
Verwaltungsstreitigkeiten,  unter  Vorbehalt  des  Weiterzuges  an  diei 
gemeinsame  Regierung  über  Gegenstände,  die  in  den  Attributen 
dieser  letztem  liegen.«  Dem  Gerichtswesen,  welches  der  Ent- 
wurf nicht  näher  berührt  hatte,  wurde  bei  der  Revision  desselben 
ein  besonderer  Abschnitt  gewidmet.  Bloss  dem  Grundsatze  nach 
wurde  hier  festgestellt,  dass  in  den  Kantonen  Friedens-  und  erst- 
iustanzHche  Gerichte,  sc>wie  in  jedem  Kanton  ein  Ajipellationsgericht, 
welches  über  Civilstreitigkeiten  bis  auf  einen  Werth  von  15000  Erkn. 
letztinstanzlich  abzusprechen  habe,  bestehen  sollen ;  dagegen  wurde 
die  nähere  Organisation  dieser  Gerichtsst^Uen  sowie  die  Wahl  ihrer 
Mitglieder  den  Kantonen  überlassen.  Der  oberste  Gerichtshof,  aus 
11  Mitgliedern  bestehend,  sollte  vom  Senate  aus  einem  dreifachen 
Vorschlage  der  Tagsatzung  gewählt  werden  und  in  letzter  Instanz 
über  Civilstmtigkeiten,  deren  Werth  die  Summe  von  BOOO  Erkn. 
überstieg,  sowie  über  schwerere  Kriminalfälle  bis  zur  Einführung 
Ton  Schwurgerichten  entscheiden.  Für  geringere  Kriminalfälle  sollte 
^  die  Kassationsbehörde  sein ;  ferner  wurde  ihm  die  Beurtheilung 
^on  Anklagen  gegen  Mitglieder  der  Tagsatzung  und  des  Senates, 
sowie  gegen  Kantonalbehörden,  welche  sich  Verfassungsverletzungeu 
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zu  Schulden  kommen  Hessen,  und  die  Aufsicht  über  die  untern 
Gerichtsstellen  übertragen.  Auch  konnte  jeder  Civilstreit,  welchen 
der  Staat  hatte,  von  jeder  der  beiden  Partheien  bis  an  den  ober- 
sten Gerichtshof  gezogen  werden.  Die  Erlassung  allgemeiner  Ge- 
setzbücher für  Civilrecht,  Strafrecht  und  Prozess  wurde  der  gemein- 
samen Regierung,  die  Einrichtung  der  Advokatur  und  des  Notariates 
hingegen  den  Rantonalbehörden  übertragen.  Endlich  wurde  in 
einem  Schlussabschnitte  der  Verfessung  der  Grundsatz  aufgestellt, 
es  solle  für  die  aktive  und  passive  Wahlfähigkeit  zu  National- 
und  Kantonalämtem  ein  Census  bestehen,  dessen  Betrag  indessen 
von  den  Kantonen  zu  bestimmen  sei. 

Da  diese  Verfassung,  welche  die  von  Paul  Usteri  präsidirte 
Tagsatzung  am  24.  October  1801  zum  Abschlüsse  brachte,  das 
erste  konstitutionelle  Gesetz  für  die  ganze  Schweiz  ist,  welches 
nicht  vom  Auslande  diktirt,  sondern  von  einer  Versammlung  von 
Abgeordneten  aller  Kantone  freithätig  und  in  verhältnissmässig 
kurzer  Zeit  geschafiFen  wurde,  so  mussten  wir  sie  hier  etwas  ein- 
lässlicher  betrachten,  obschon  sie  niemals  ins  lieben  eingeführt, 
sondern  gleichsam  in  der  Geburt  erstickt  worden  ist.  Es  ist  be- 
greiflich, dass  sie  die  grosse  Parthei  der  Föderalisten  nicht  befrie- 
digte ;  aber  zu  jener  Zeit  entschied  nicht  der  Wille  des  Schweizer- 
volkes, sondern  das  Machtwort  Frankreichs.  Der  Erste  Consul, 
welcher  der  Simplonstrasse  wegen  die  Losreissung  des  Wallis  von 
der  Schweiz  verlangte,  fühlte  sich  dadurch  verletzt,  dass  die  Ver- 
fassung die  Integrität  des  Helvetischen  Freistaates  zu  sichern  suchte ; 
unter  dem  Schutze  der  französischen  Bajonnette  kam  daher  der 
Staatsstreich  vom  28.  October  zu  Stande,  welchen  die  in 
der  Tagsatzung  unterlegene  Parthei  gegen  die  Einheitsfreundc  aus- 
führte. Die  Mehrheit  des  noch  bestehenden  Gesetzgebungsmthes 
erklärte  die  Tagsatzung  für  aufgelöst  und  den  Entwurf  vom  29.  Mai 
für  das  Grundgesetz  der  Republik ;  darauf  ernannte  sie  einen  Senat 
von  25  Mitgliedern,  der  aus  lauter  Föderalisten  zusammengesetzt 
war.  Alois  Reding,  der  als  Erster  Landammann  an  die  Spitze 
der  Regiermig  gestellt  wurde,  eilte  nach  Paris,  um  von  Bonaparte 
die  Anerkennung  der  neuen  Ordnung  zu  erwirken;  er  erhielt  sie 
jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dass,  um  eine  Versöhnung  der 
Partheien  anzubahnen,  noch  6  Einheitsfreunde  sowohl  in  den  Senat 
als  in  den  Kleinen  Rath  beigezogen  würden.    Der  Senat  nahm  nun 
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am   27.  Februar  1802  mit  bloss  12  gegen  11  Stimmen  eine  Ver- 
fassung an,  %'elche,  ohne  die  Wünsche  der  Föderalisten  zu  befrie- 
digen, noch  weniger  den  Elinheitsfreunden  zusagte.*)     Sie  war  im 
Wesentlichen  nur  eine  weitere  Ausführung  des  Entwurfes  von  Mal- 
maison ,  jedoch   mit  noch  grösserer  Begünstigung  der  kantonalen 
Autonomie.     Gleich  im  Eingange  war  das  helvetische  Staatsbürger- 
recht  fallen   gelassen  und  statt  desselben  nur  der  Grundsatz  auf- 
genommen: »Jeder  helvetische  Bürger  ist  befugt,   sich  überall  in 
der  Republik  niederzulassen  und  an  seinem  Wohnorte  alle  bürger- 
lichen und  politischen  Rechte  auszuüben  ohne  andere  Einschränk- 
ungen,   als    welchen    die  Bürger   des  Kantons  selbst   untei-worfen 
sind.«     Mit  Bezug  auf  die  Gebietseintheilung  finden  wir  in  dieser 
Verfassung  zuerst  wieder  die  sämmtlichen  demokratischen  Kantone 
auf  ihre-  alten  Gränzeu  beschränkt,  wobei  hidessen  das  Livinerthtd 
als  ein  Gebietstheil  Uri's  erscheint ;  zum  ersten  Male  tritt  hier  auch 
der  Kanton  St.  Gallen  in  seinem  jetzigen  Bestände  auf.  wäh- 
rend dagegen  neben  dem  Kanton  Aarau  noch  ein  Kanton  Baden 
genannt  wird.  Das  Ropräsentatiousverhältniss  an  der  Tagsatzung 
^nirde  —  liir  die  kleinen  Kantone  bedeutend  günstiger  als  in  den 
frühern  P^ntwürfen  —  folgendermassen  festgestellt :  Bern  6,  Zürich  5, 
Luzem  3,    Uri  1,    Schwyz  2,  Unterwaiden  1,  Zug  1,  Glarus  1, 
Solothum  2,  Freiburg  3,  Basel   2,  Schafi^hausen  1,  Appenzell  2, 
St.  Gallen  4,  Aargau  2,  Baden  2,  W^aadt  4,  Graubünden  3,  Tessin  3, 
^Vallis  2,  —  zusammen  52  Mitglieder.     Jeder  Kanton  sollte  über- 
diess  ein  Mitglied  im  Senate  haben,  wofür  die  oberste  Behörde 
desselben   der  Tagsatzung  einen   Dreiervorschlag  machte;   ebenso 
sollten  die  Mitglieder  des  oberstenGerichtshofes  aus  doppel- 
ten Vorschlägen,  von  welchen  die  einen  vom  Senate,    die  andern 
von  den  Kantonen  ausgingen,  von  der  Tagsatzung  gewählt  werden. 
Das  Recht  der  Annahme  oder  Verwerfung  der  vom  Senat  entwor- 
fenen Gesetze   wurde   wieder  den   Kantonen    eingeräumt,   von 
welchen   sogar   zwei  Drittheile  zustimmen  mussten ;   nur  wenn  in 
dieser  Weise  die  Annahme  nicht  erfolgte,  und  der  Senat  gleichwohl 
w(  seinem  Vorschlage  beharrte,  hatte  die  Tagsatzung  zu  entscheiden. 
Du*  bUeb  ferner  die  Befugniss  gesichert,  Krieg  zu  erklären,  Frieden, 

•)  Nach  B  r  u n n  e  m  an  n ,  der  Kanton  Thurgau  unter  der  Helvetik  S.  99,  war 
d^  Verfassung  hauptsächlich  das  Werk  der  Senatoren  Anderwert  von  Thurgau 
öndv.Wyss  von  Zürich. 
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Bündiusse  und  Verträge  zu  schliessen;  auch  sollte  sie  alljährlich 
die  stehende  Truppenniacht  bestimmen.  Der  Senat ,.  welcher  als 
oberste  Verwaltungs-  und  vorberathende  Gesetzgebungsbehörde  er- 
scheint und  dem  nun  auch  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  in 
den  Kantonen,  welche  auf  die  Verfassungsgarantie  Bezug  haben, 
zugewiesen  wurde,  sollte  aus  zwei  Landammännern,  zwei 
Statthaltern  und  20  Käthen  bestehen.  Aus  seiner  Mitte  er- 
nannte er  den  Kleinen  Rath,  welcher  aus  den  vier  obersten 
Beamten  nnd  nocli  7  nndern  Mitglicnlern  gebildet  wurde.  Für  die 
Kantone  sollten  keine  besondeni  Regierungsstatthalter  mehr  von 
der  Centralgewalt  l)estellt  werden,  sondern  es  sollte  diese  ihre  be- 
sondern Aufträge  an  eine  aus  den  obersten  Kantonalbehörden, 
welclie  hiefür  einen  Dreier  Vorschlag  zu  machen  befugt  waren,  eigens 
gewählte  Magistratsperson  gelangen  und,  falls  sie  nicht  befolgt 
würden,  von  sich  aus  vollziehen  lassen.  In  der  Rechtspflege, 
welche  grundsätzlich  von  der  Verwaltung  völlig  getrennt  sein  sollte, 
wurde  die  Competenz  des  obersten  Gerichtshofes  beschränkt  auf 
Civilfälle,  welche  nicht  bloss  einen  Werth  von  mehr  als  3000 
Franken  hatten,  sondern  in  denen  zugleich  der  Helvetische  Staat 
oder  ein  Kanton  oder  eine  ausländische  Person  als  Parthei  erschien 
oder  die  beiden  Partheien  aus  Bürgern  verscliiedener  Kantone  be- 
standen, sowie  auf  Kriminalfälle,  bei  welchen  die  kantonale  Gerichts- 
behörde auf  Todesstrafe  oder  Einspernmg  oder  Landesvei-weisung 
von  wenigstens  10  Jahren  erkannt  hatte.  Im  Uebrigen  wurden 
die  Attribute  der  National-  und  Kantonalsouveränetät  wesentlich 
wie  im  Entwürfe  vom  24.  October  ausgeschieden  und  insbesondere 
noch  erklärt,  dass  in  der,  der  Erstem  zugehörenden  >höhern 
Polizei«  begriffen  seien:  »  a)  der  Strassen-  und  Brückenbau  und 
gemeinnützige  Kanäle ,  b)  das  Sanitätswesen ,  c)  die  Sicherheits- 
und Kriminalpolizei,  d)  die  Handwerks-  und  Gewerbsj)olizei,  e)  das 
Zollwesen. «  —  So  behielt  man,  während  man  die  Bedeutung  der 
Kantone  wiederherzustellen  suchte,  im  Wesentlichen  doch  einen 
Einheitsstaat  bei ;  man  überliess  der  Centralgewalt  die  wichtigsten 
Befugnisse,  alier  man  gewährte  ihr  nicht  einen  freien  Si)ielraum 
und  selbstständige  Entwickhmg,  indem  man  sie  in  den  wichtigsten 
Beziehungen  von  den  Kantonalbehörden  abhängig  machte! 

Die  Verfassung  vom  27.  Februar  1802  war  wie<ler  ein  todt- 
gebomes  Kind;   denn  mehrere  Kantone,   denen  sie  zur  Annahme 
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vorgelegt  wurde,  verwarfen  dieselbe,  und  andere  verweigerten  die 
Abstimmung.  Bei  der  steigenden  Erbitterung  der  Partheien  suchte 
man  die  Wirkungen  des  Staatsstreiches  vom  28.  October  durch 
einen  zweiten  Staatsstreich  aufzuheben,  welcher,  abeimals 
unter  dem  geheimen  Einflüsse  des  französischen  Gesandten,  am 
17.  April,  als  Reding  und  mehrere  seiner  Anhänger  sich  des  Oster- 
festes wegen  nach  Hause  begel)en  hatten ,  durch  die  unitarische 
Mehrlieit  des  Kleinen  Rathes  ausgeführt  wurde.  Der  Senat  wurde 
vertagt  und  dafür  auf  den  28.  April  eine  sogenannte  Notabeln- 
versammlung,  grösstentheils  aus  Einheitsfreunden  bestehend, 
einberufen,  um  über  den  Entwurf  vom  29.  Mai  1801  und  die  etwa 
nötbigen  Abänderungen  desselben  ihr  Gutachten  abzuge])en.  Aus 
den  Berathungen  dieser  Versammlung,  welche  den  20.  Mai  1802 
geschlossen  >vurden,  ging  abermals  eine  neue  Verfassung  hervor, 
welche  sich  im  Ganzen  wieder  mehr  dem  Entwürfe  vom  24.  October 
näherte,  dabei  aber  auch  denjenigen  vom  27.  Februar  so  viel  als 
möglich  berücksichtigte.  Vergleicht  man  alle  die  verschiedenen 
Verfassungsentwürfe,  welche  in  der  kurzen  Zeit  von  einem  Jahr  auf 
rinander  folgten,  mit  einander,  so  findet  man  in  denselben  keines- 
wegs unvereinbare  Gegensätze;  es  scheint  vielmehr,  dass  die  Par- 
theien, welche  in  den  Helvetischen  Behörden  einander  gegenüber 
standen,  mehr  wegen  persönlicher  als  wegen  grundsätzlicher  Fragen 
sich  bekämpften.  Die  Verfassung  vom  20.  Mai  1802,  welche  in  der 
Redaktion  jedenfalls  sorgfältiger  ausgearbeitet  ist,  als  alle  frühern 
Entwürfe,  unterscheidet  zwischen  der  »allgemeinen  Staats- 
verwaltung«, welche  »alle  Gegenstände  des  gemeinsamen  Woll- 
ig, und  die  der  Souveränetätsausübung  wesentlich  angehören,  um- 
fasst«,  und  der  besondern  Verwaltung  der  Kantone, 
welche  sich  mehr  auf  lokale  Angelegenheiten  bezieht  und  für  die 
j^er  Kanton  sich  eine  beliebige  Organisation  geben  mag.  Die 
Centralrogierung  ist  wieder  in  die  Hand  der  drei  bereits  bekannten 
Behörden  gelegt.  Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  in  der  Regel 
^rch  die  Tagsatzung  ausgeübt,  welche  aus  Stellverti-etem  der 
Kant4)ne  besteht,  die  nach  einem  indirekten  und  sehr  komplizirten 
Wahlsysteme  im  Verhältnisse  von  Einem  auf  25,000  Seelen  ernannt 
"^^rdeii.  Nur  Gesetzesvorschläge,  welche  neue  Auflagen  einführen, 
^iid  den  Kantonen  zur  Gonehmigmig  vorzulegen;  werden  sie 
i»cht  von   zwei  Drittheilen   derselben  angenommen ,   so   kann  der 


30    Kap.  1.    Uebersicht  der  Geschichte  des  Schweiz.  Bundesrechts  Ms  1830. 

Senat  sie  gleichwohl  an  die  Tagsatzung  bringen.  Der  Senat 
aus  27  Mitgliedern  bestehend,  wird  von  der  Tagsatzung  frei  ge- 
wählt; nur  soll  jeder  der  18  Kantone  ein  Mitglied  und  kein  Kantor 
mehr  als  3  Mitglieder  in  demselben  haben.  Neben  den,  bereits  in 
den  frühem  Entwürfen  dem  Senate  eingeräumten  Befugnissen  erscheini 
nun  auch  das  Recht,  Strafurtheile  zu  mildem  oder  nachzulassen 
Der  Vollziehungsrath,  welcher  vom  Senate  aus  seiner  Mitte 
gewählt  wird,  besteht  aus  nicht  mehr  als  drei  Mitgliedern :  dem 
Landammann  und  zwei  Landstatthaltern;  jedoch  sind  ihm 
zur  Besorgung  der  verschiedenen  Verwaltungszweige  fünf  vemnt- 
wortliche  Staatssekretäre  mit  berathender  Stimme  beigege- 
ben. Die  Competenzen  des  obersten  Gerichtshofes  sind 
nach  dem  Entwürfe  vom  27.  Februar  normirt  und  in  Betreff  dei 
Gesetzbücher  ist  festgesetzt :  Strafrecht  und  Strafprozess,  Forst- 
und  Handelsgesetze  sollen  für  die  ganze  Eepublik  gleichförmig  sein  : 
ein  allgemeines  Civilgesetzbuch  und  Civilprozessgesetz  sollen  zwai 
entworfen,  jedoch  in  keinem  Kanton  ohne  seine  Zustimimung  ein- 
geführt werden.  Die  Kantone  sind  verpflichtet,  die  kirchlicher 
Bedürfnisse  der  beiden  Confessionen  zu  bestreiten,  und  es  wird 
ihnen  zu  diesem  Behufe  der  Ertrag  der  Zehnten  und  Grundzinser 
angewiesen ;  auch  sollen  die  »geistlichen  Güter  nur  zur  l^nterhal- 
tung  von  religiösen,  öffentlichen  Unterrichts-  oder  Unterstützungs- 
anstalten verwendet  werden.«  Der  Staat  übernimmt  die  Emchtung 
einer  »allgemeinen  Lehranstalt  für  die  höhere  w^issenschaftliclie 
Erziehung«  und  sorgt  für  die  Bildung  der  Geistlichen  beider  Con- 
fessionen auf  besondem  Anstalten.  Die  Einkünfte  des  helveti- 
schen Staates  bestehen  in  dem  Ertrage  sämmtliclier  Regalien  und 
der  gesetzlich  eingeführten  indirekten  Abgaben;  wenn  diese  nicht 
hinreichen,  so  werden  »besondere  Beiträge  von  den  Kantonen  nach 
Massgabe  der  in  denselben  befindliclien  und  ihnen  überlassenen 
Nationalgüter  eingefordert.«*) 

Diese  von  der  Notabeinversammlung  entworfne  Verfassung  legte 
der  Kleine  Rath  dem  Schweizervolke  zur  Annahme  vor ;  eine  Liste 
von  27  Männern,  welche  den  neuen  Senat  bilden  sollten,  war  dem 

*)  T  r  0  X 1  e  r ,  die  sieben  Biindesverfassurigen  der  Schweiz.  Eidgenossen- 
schaft von  1798  bis  1815.  Zürich  1838.  Eine  verdienstliche  Sammlung,  weil  die 
ephemeren ,  aber  fOr  die  Geschichte  unsres  Bundesstaatsrechtes  immerhin  nicht 
unwichtigen  Verfassungen  von  1801  und  1802  sonst  sehr  selten  geworden  sind. 
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Entwürfe  beigefiigt.  Bei  der  Abstimmung  ergaben  sich  72,453  An- 
nehmende gegen  92,423  Venv^erf ende ;  den  Erstem  wurden  aber 
167,172  Nichtstimmende  beigezählt  und  auf  diese  Weise  für  die 
Annahme  der  Verfassung  eine  künstliche  Mehrheit  erzielt! 
Am  2.  Juli  erklärte  der  Kleine  Itath  dieselbe  für  das  Staatsgrund- 
gesetz Helvetiens  und  am  3.  konstituirte  sich  der  neue  Senat.  Nach 
mehrjährigen  Schwankungen  schien  endlich  wieder  ein  fester  Boden 
fiir  das  Staatslebeu  der  Schweiz  gcfmiden  zu  sein ;  allein  es  zeigte 
sich  bald,  dass  der  neuen  Ordimng  der  Dinge  die  einzige  natürliche 
Grundlage,  welche  in  einer  Republik  bestehen  kann,  nämlich  die 
Zustimmung  der  Volksmehrheit  fehlte.  Napoleon  Bonaparte  zog, 
um  der  helvetischen  Regierung  ihre  Abhängigkeit  von  seinem  Willen 
recht  fühlbar  zu  machen,  plötzlich  die  französischen  Truppen  aus 
der  Schweiz  zurück  und  sofort  brach  in  einer  Reihe  von  Kantonen 
offne  Empörung  aus.  In  den  demokratischen  Kantonen  ver- 
sammelten sich  die  Landsgemeinden  und  stellten  die  alten  Verfas- 
sungen wieder  her.  Die  helvetischen  Truppen,  welche  von  der  Re- 
gierung aufgeboten  waren,  wurden  von  den  Unterwaldnem  an  der 
Kengg  überfallen  und  geschlagen ;  die  Stadt  Zürich  sclüoss  ihnen 
ihre  Thore  und  wurde  darauf  von  General  Andermatt  ohne  Erfolg 
bombardirt.  Li  den  Kantonen  Baden,  Aargau,  Solothurn 
und  Bern  erhob  sich  das  Landvolk  und  zog,  mit  Knittehi  bewaffnet 
(daher  der  Name  »Stecklikrieg«),  gegen  die  Hauptstadt  der 
ßepubUk,  welche  beinahe  ohne  Schwertsreich  von  der  helvetischen 
Regierung  geräumt  wunle.  Während  nun  diese  letztere  am  20. 
September  nach  Lausanne  übersiedelte,  traten  die  demokratischen 
Kantone  m  Schwyz  zu  einer  Tagsatzung  zusammen  luid  erliessen 
an  die  ehemaligen  Städtekantone  die  Einladung,  den  Grundsatz  der 
B«chtsgleichheit  zwischen  Stadt  und  Land  treu  und  aufrichtig  an- 
zunehmen und  sich  mit  ihnen  zur  Berathung  der  gemeinsamen  An- 
gelegenlieiten  des  Vaterlandes  zu  vereinigen.  Aehnliche  Einladungen 
ß^gingen  an  die  ehemaligen  zugewandten  Orte  und  gemeinen  Herr- 
schaften. Von  allen  Städtekantonen  sandte  zuerst  Zürich  einen 
Gesandten  von  der  Stadt  und  einen  vom  Lande  an  die  Tagsatzung ; 
diesem  Beispiele  folgten  Basel,  Schaffhausen,  Luzern,  zu- 
letzt auch  Solothurn.  Ebenso  erschienen  Gesandte  von  der  Stadt 
St.  Gallen,  der  alten  Landschaft,  Thurgau,  Rheinthal,  Baden,  Grau- 
bünden.    Das  Patriziat  von  Bern  dagegen,  welches  das  alte  Regi- 
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mont  so  viel  ak  möslicli  wieder  ticrzustellüD  suchte,  bedang  in  der 
I'etei-ciiikunit,  welclic  es  mit  der  Taptsatzmip  fiu-  f;enieinsame  Ver- 
treiliuti^  der  helvetisclieii  Hegieruiifi  aus  dem  Waadtlaiidc  abschlosB, 
sicli  ans ,  dass  kein  Tlieil  in  die  iuiiem  Angelegenheiten  des  an- 
dern sich  einmischen  scdle;  es  schickte  daiicr  aucli  nur  Kineo 
Gesandten  als  Vertreter  der  »Stidt  und  Republik«  nach  Scliwyz. 
Während  nun  die  Tagsatzuiig  zum  letzten  Angriffe  gegen  die  Hel- 
vutik  nnt<'r  dem  Oberbeielile  des  Generals  Bachmann  von  Niifels 
ein  kleines  Ilundesheer  sammelte,  bescliüftigtc  aie  sich  zngleicli  mit 
dem  Entwürfe  einer  neuen  Bundesverfassung.  welohtT 
von  grossem  Interesse  ist,  weil  er  zeigt,  dass  auch  unter  den  schwei- 
zerischen Stnntsmiinneni.  welche  im  Föderalismus  eine  Lebensbedin- 
gung für  die  Schweiz  erblickten,  docli  das  Ilediirfniss  grosserer  Ctni- 
tralisation ,  als  die  alten  Bünde  und  selbst  nachher  wieder  der 
Bundeavertrag  von  1815  sie  boten,  lebhaft  gefühlt  wurde,  /war  wurde 
in  dem  Entwürfe  mit  Nachdruck  hervorgehoben,  dass  jeder  Kanton 
selbst  sich  eine  beliebige  Verfassung  geben,  seine  Obrigkeiten  wüh- 
len, seine  Oekonomie.  seine  kirchlichen  Angelegenheiten  und  seine 
Ilechtspflcge  unabliiingig  von  jeder  Centralbehörde  besorgen  möge; 
auch  wunle  die  alte  Tagsatzung  mit  Gesiindten.  welche  von  den 
Kantonen  Instruktionen  zu  empfangen  hätten,  wieder  hergestellt. 
Aber  neben  der  Tagsatzung  erscheint  als  die  eigentliche  Bundes- 
regierung ein  Eidgenössischer  Itath.  hi  welchem  zwar  auch 
jeder  Kanton  durch  ein  von  ihm  seihst  gewühltes  Mitglied  vertreten 
Hein  sollte,  der  aber  nach  dem  freien  Lnncssen  seiner  XlitgliedtT 
gültige  Mehrheitsbeschlüsse  fassen  und  seinen  Präsidenten  selbst 
eniennon  konnte.  In  die  Com|)etenz  des  Eidgenössischen  Itatlies  wur- 
den gelegt;  1)  die  Leitung  sämmtliclier  auswärtiger 
-Vngelegenheiten,  mochten  sie  die  ganze  Schweiz  oder  bloss 
einzebie  Kantone  Iretreffen,  wobei  jedocli  der  Entscheid  über  Krieg 
und  Frieden.  Bündnisse,  Militärkapitulationen  und  Handelsverträge 
der  Tagsatzung  vorbehalten  blieb,  welche  mit  zwei  Drittheilen  der 
Stiindesstimmen  darüber  erkannte;  2)  die  Oberaufsicht  und  oberste 
Verfügung  über  das  oidgenössische  Mil  itärwesen  mit  dorn  Vor- 
behalte, dass  die  zu  entwerfende  allgemeine  Militärorganisation  von 
zwei  Ürittheilen  dtT  Kantone  angenommen  wenlen  nmsste;  S)  das 
Vorschlagrecht  für  allgemein  nützliche  Einrichtungen, 
worüber  die  Tagsatzung  entschied;    4)  Iiei  Streitigkeiten  zwischen 
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Kantonen  oder  5)  bei  Unruhen  im  Inneni  eines  Kantons  die  Ver- 
mittlung und  nöthigenfeUs  die  Antragstellung  bei  der  Tagsatzung 
zum  massgebenden  Abspruche.  Die  Mitglieder  des  Eidgenös- 
sischen Rathes  sollten  feste  Besoldungen  aus  der  Bundeskasse  be- 
ziehen; doch  sollte  in  ruhigen  Zeiten  und  bei  minder  wichtigen 
Geschäften  die  Behörde  sich  vertagen  und  die  einstweilige  Verwaltung 
einem  Ausschusse  von  8  Mitgliedern  übertragen,  welche  sie  mit 
möglichster  Berücksichtigung  der  verschiedenenen  Confessionen  und 
Re^erungsformen  aus  ihrer  Mitte  wühlte.  Die  Mitglieder  des  Eid- 
genössischen Rathes  durften  nicht  als  Gesandte  an  die  Tagsatzung 
ernannt  werden ;  dagegen  hatten  die  Mitglieder  des  Ausschusses  bei 
den  Geschäften,  über  welche  sie  der  Tagsatzung  Bericht  zu  erstatten 
hatten,  deliberative  Stimme,  Als  Finanz  quellen  wurden  der 
Eidgenossenschaft  zugewiesen:  das  Münz-,  Pulver-,  Bergwerks-, 
Post-  und  Salzregal,  femer  die  in  den  Befreiungsurkunden  der 
ehemaligen  gemeinen  Herrschaften  ausdrücklich  vorbehaltenen  Do- 
mänen und  Gefalle.*) 

§  3.    Die  Vermittlungsakte. 

Es  geschah  keineswegs  aus  Vorliebe  für  das  Einheitssystem, 
welches  seit  fünfthalb  Jahren  als  unpassend  für  die  Schweiz  und 
insbesondere  in  dem  letzten  allgemeinen  Aufstande  als  gänzlich 
halüos  sich  erwiesen  hatte,  dass  der  französische  Machthaber  die 
Bundesarmee  unter  General  Bachmann  in  ihrem  Siegeslaufe  gegen 
Lausanne  aufliielt  und,  indem  er  seine  Vermittlung  zur  Begründung 
eines  dauerhaften  Verfassungswerkes  anbot,  die  vorläufige  Wieder- 
einsetzung sämmtlicher  helvetischen  Behörden  verlangte.  Schon  in 
Malmaison  am  30.  April  1801  liatte  sich  Bon  aparte  deutlich 
genug  in  föderalistischem  Sinne  ausgesprochen  **) ;  noch  einlässlicher 
geschah  diess  in  den  berühmten  Konferenzen  vom  12.December  1802 
in  St.  Cloud  und  vom  29.  Januar  1803  in  den  Tuilerien,  wo  er  u.  A. 
das  denkwürdige  Wort  sprach :    »Eine  Regierungsform ,   die  nicht 

*)  Kommissioiial-Gutachten  über  die  allgemeine  Verfassuog,  entworfen  im 
October  1602,  im  Archiv  Seh wyz.  Gedruckt  bei  Kodier,  Gesch.  des  Bemer- 
▼oücesl.  890—896.  Offenbar  ist  der  oben  erwähnte  H  a  1 1  e  r  'sehe  Verfassungs- 
pUovon  1799  nicht  ohne  Einwirkung  auf  diesen  Entwurf  geblieben. 

**)  Bericht  des  helvetischen  Ministers  bei  M  ur  al  t,  Hans  v.  Reinhard,  S.  458. 

Biumer,  Handbuch.     I.  •' 
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das  ErRcbiiiss  einer  langen  Reihe  von  Kreignissi'n.  Unglücksfiilluu, 
Anstreiit;iiiiK''n  w'»^  l'ntenietinniiijieu  eines  \'oll£c8  ist.  kmin  niemals 
Wurzel  i'asgt^u.«  *)  Was  ilcii  I^l^t('ll  Cnnsiil  zur  gebieteriscLeii 
Dazwischenkiinft  in  die  ficiiwcizerischen  Annelefcenl  leiten  versiulasste, 
war  vielmelir  die  sich  ilini  aufdrängende  Anniclit,  dnss  auswär- 
tige, namentlirli  englisclie  Eintliisse  bei  dem  Aufstande  gegen  die 
lielvetisclie  Regiürung  mit  iiu  Sjiielo  seien  und  das-s  es  sich  um  «iie 
vollständige  Reaction  liandle.  welche  das  Holhverk  der  Alppn  einer 
neuen  europäisclien  Coalition,  die  sicli  gegen  Frankreich  hilden 
könnt*',  iiherlieft-rn  würde.  Sofort  war  nun  sein  Entsciiluss  gefasst; 
er  wollte  der  Schweiz  eine  ihrem  Clmrnkter  und  iliren  liedUrt'nisseu 
entsprechende  Verfassung  zuriickgelK'n,  aber  sie  sollte  dies«  Wohl- 
thai einzig  ihm  zu  verdanken  haben;  in  ihrem  Inueni  zufrieden- 
gestellt, sollte  sie  dagegen  nach  tnissen  hin  giinzlich  an  Frankreich 
gekettet  sein.  Diesen  Zweck  eiTcichte  Bunaparte.  indem  er  ciner- 
aeits,  da  die  Tagsatzung  in  Scliwyz  nur  der  Waffengewalt  weichen 
zu  wtillen  erklärte ,  abermals  durch  eine  frnnzosische  Armee  die 
Schweiz  besetzen  liess.  anderseits  aber  Abgeordnete  der  lielvetischen 
Regierung,  der  Kantone  und  einzelner  Städte  zu  sic)i  nach  l'aris 
lud,  um  nach  AnliÖrung  der  Wünsclie  und  Ansiclitcn  aller  Fartheien 
seinen  Entscheid  zu  fällen.  War  t>s  auc)i  demiitliigend  fiir  unser 
Vatorhind,  dass  es  nicht  durch  sicli  selbst  die  nothwondig  gewordene 
Neugestaltung  seiner  Verliältnis.se,  die  Ausgleichung  /wischen  jilter 
und  neuer  Zeit  erlangen  koniitv,  so  musste  es  doch  in  seiner  da- 
maligen Lage  die  ilmi  angebotene  Vermittlung  mit  Dank  annehmen. 
Denn  so  leicht  es,  im  Augenblicke  der  französisclmu  Dazwischen- 
kunft,  für  die  Tagsatzuug  in  Schwjz  gewesen  wäre,  die  gänzliche 
Aufiusung  der  helvetischen  Regierung  zu  bewerkstelligen,  so  scliwer 
hätte  es  ihr  fallen  müssen,  über  die  sehr  vci-sehiedenartigen  Be- 
gehren ,  welche  sich  in  einzelnen  Theilen  der  Schweiz  mit  Bezug 
auf  die  künftige  Gebietseintheilung  und  die  KantonsverfHssungen 
crlioben ,  zu  enttichoiden  und  zugleich  ihren  Bnudesentwurf  für 
alle  Kantone  zur  Geltung  zu  bringcTi. 

Folgendes  sind  die  Gruudzüge  der  Ve  r  m  i  1 1 1  u  n  g  s  a  k  t  c ,  welche 
Napoleon  Bonapartc  am  19.  Februar  1M)3  den  schweizerischen 
Abgeordneten  zui'  Cousulta  überreichte  und  welche  von  da  an  bis 

*)  MonnardU.  361. 
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ZTi  seinein  Sturze  das,  unter  dein  l)esonderu  Schutze  des  Vermitt- 
lers stehende  Giiindgesetz  der  Eidgenossenschaft  bildete: 

Die  Schweiz  erscheint  niclit  melir  als  ein  Einheitsstaat,  welcher 
in  Kantone  abgctheilt  ist,    sondern  sie  besteht  aus  XIX  souve- 
ränen  Kantonen,    deren   besondere  Verfassungen   zuerst  fest- 
g(^tellt  wurden,  ehe  man  die  Bundi»sverfassung.  als  die  Krone  des 
ganzen  Gebäudes,  denselben  beifügte.     Die  XIII  alten  Orte  wuitJen 
iu  ihren  frühem  Gebietsgränzen  wieder  hergestellt ;  luii*  dass  Aar- 
gau und  Waadt  von  Bern  getrennt  blieben.     In  den  demokratischen 
Kantonen  ^^iirde  die  alte  Landsgenieindeverfassuug  wieder  eingeführt 
mit  einigen  heilsamen  Abänderungen,  welche  sich  auf  das  Alter  der 
Stiramfähigkeit  und  auf  die  Initiativt^  bei  der  Gesetzgebung  bezogen. 
Die  Städtekantone  erhielten  eine  Repräsentativverfassung,   welche 
auf  dem    Grundsatze   der   Rechtsgleichheit   von   Stadt    und   Land 
beruhte;  doch  wurde  für  die  aktive  und  passive  Wahlfaliigkeit  ein 
Census  aufgestellt  und  die  WahlkreisiJ  hatten  direkt  aus  ihrer  Mitte 
bloss  einen  Drittheil  der  Mitglieder  des  Grossen  Rathes  zu  wühlen, 
während  sie  für  die  übrigen  zwei  Drittheile,  welche  durch  das  Loos 
bezeidmet  wurden,  Kandidaten  aus  ihn  übrigen  Bezirken  ernennen 
mussten.     Diese  Einrichtung,  welche  für  eine  Zeit  des  Ueberganges 
passend  erschien,  hatte  offenbar  den  Zweck,  der  grossem  i)olitischen 
Bildung,  welche  sich  in  den  Städten  fand,  die  gebührende  Berück- 
sichtigung zu  verschaffen.     Die  sechs  neuen  Kantone,  welche  durch 
■     die  Vermittlungsakte  den  dreizehn  alten  beigesellt   wurden,  waren 
1)  St.  Gallen,  bestehend  aus  der  Stadt  St.  Gallen,  dem  Gebiete 
der  ehemaligen  Abtei  und  den  Ijandschaften  Rhein thal.  Sax,  Garns, 
Wttdenberg,  Sargans,  Gaster,  Utznach  und  Rapperschwyl ;  2 )  G  r  a  u  - 
banden,  der  alt^  Freistaat  der  drei  rhä tischen  Bünde,  von  wel- 
chem jedoch  Veltlin,  Cleven  und  Worms  losgetrennt  und  zur  italie- 
nischen Republik  geschlagen  waren;    3)  Aargau,    bestehend  aus 
dem  ehemals  bernischen  Aargau,  dem  von  Oesterreich  abgetretenen 
Frickthal,  der  Grafschaft  Baden  und  den  freien  Aenitem ;  4 )  T  h  u  r- 
gau;   5)  Tessin.  bestehend  aus  sämmtlichen  ehemahgen  italie- 
nischen Vogteien    mit   Einschluss   des   Livinerthals ;    G)  W  a  a  d  t . 
äie  ehemals  bemische  Landschaft  mit  den  Vogteien  Orbe,  Grand- 
9on  und  Echallens,  an  welchen  auch  Freiburg  Antheil  gehabt  hatte. 
Mit  Ausnahme  Graubündens,  dessen  alte  Verfassung  nur  eine  zeit- 
gemässe  Umbildung   erlitt,    erhielten   auch  diese   neuen   Kantone 
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Repräseiitativverfassimgen  mit  einem  noch  komplizii-tern  Wahlsyst<?me 
als  dem  für  die  Städtekantone  aufgestellten.  Auch  hier  wählten  die 
einzelnen  Wahlkreise  nur  einen  Drittheil  der  Mitglieder  des  Grossen 
Käthes  direkt  aus  ihrer  Mitte;  für  die  beiden  andern  Drittheile, 
welche  ausgeloost  wurden,  hatten  sie  Kandidaten  zu  ernennen,  für 
deren  Wählbarkeit  zu  einem  Theile  ein  ansehnliches  Veimögen,  zum 
andern  Theile  ein  vorgerücktes  Alter  vorgeschrieben  war. 

Die  XIX  Kantone  waren  in  der  Weise  mit  einander  verbunden, 
dass  sie  einander  gegenseitig  ihre  Verfassungen,  ihr  Gebiet,  ihre 
Freilieit  und  Unabhängigkeit  sowol  gegen  äussere  als  gegen  innere 
AngriflFe  gewährleisteten.  Zur  wirksamen  Handhabung  dieser  Ga- 
rantie wurde  eine  Bundesarmee  aufgestellt,  welche  —  da  es 
nicht  in  der  Politik  des  Vermittlei-s  liegen  konnte,  der  Schweiz  eine 
grössere  bewaffnete  Macht  zu  verleihen  —  aus  nicht  mehr  als  15,203 
Mann  bestand ;  die  Beiträge,  welche  jeder  Kanton  an  Truppen  und 
Geld  zu  liefern  hatte,  waren  genau  festgesetzt.  Die  Bundesgewalt 
wurde  ausgeübt  theils  durch  die  Tagsatzung,  theils  durch  den  Land- 
ammann der  Schweiz.  Die  Tagsatzung  berieth  wieder,  wie  in 
frühem  Zeiten,  nach  Instruktionen,  welche  jeder  Kanton  seinem 
Abgeordneten  ertlieilte;  eine  wichtige  Neuerung  aber  lag  darin, 
dass  die  Kantone  nicht  mehr  völlig  gleiches  Stimmrecht  übten, 
sondern  die  grössern  Stände  Bern,  Zürich,  Waadt,  St.  Gallen,  Aargau 
und  Graubünden  je  zwei  Stimmen  hatten,  während  von  den 
übrigen  Ständen  jedem  nur  eine  Stimme  zukam.  Die  Tagsatzung 
versammelte  sich  wechselweise,  ein  Jahr  nach  dem  andern,  in  den 
Städten  Freiburg,  Bern,  Solothurn.  Basel,  Zürichund 
Luzern;  der  Kanton,  welchen  es  der  Reihenfolge  nach  traf,  war 
für  das  Jahr  Vorort  ( canton  directeur )  und  hatte  die  Sitzungskosten 
zu  bestreiten.  Die  jährliche  oixientliche  Sitzung  der  Tagsatzung 
begann  am  ei-sten  Montag  im  Brachmonat ;  ausserordentlich  wurde 
sie  einberufen:  1)  wenn  der  Landammann  der  Schweiz  es  für  nöthig 
erachtete ;  2)  wenn  eine  auswärtige  Macht  oder  ein  Kanton  es  ver- 
langte und  der  Grosse  Rath  des  Vorortes  das  Begehren  begründet 
fand;  3)  im  Falle  der  Abweisung  des  Begehrens,  wenn  fünf  Kan- 
tone sich  für  dasselbe  erklärten.  Landammann  der  Schweiz 
hiess  der  im  Amte  stehende  Schultheiss  oder  Bürgermeister  des 
Vorortes,  welcher  zugleich  von  selbst  Gesandter  seines  Kantons  an 
der  Tagsatzung  war  und  diese  Versammlung  präsidirte.     Er  vertrat 
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die  Schweiz  uacli  aussen  hin,  walirte  den  Kantonen  gegenüber  die 
Kcchte  des  Bundes  und  hatte  während  seines  Amtsjahres  die  sämmt- 
lichen  eidgenössischen  Geschäfte  tlieils  allein ,  theils  mit  Zurathe- 
ziehung  seiner  Kantonsregierung  zu  leiten.     Der  Grosse  Rath  des 
Vorortes  hatte  ihm  einen  besondern  Gehalt  auszusetzen  und  die  mit 
dem  Amte  verbundenen  ausserordentlichen  Ausgaben  zu  bestreiten. 
Der  Tagsatzung  und  dem  Landammann  der  Schweiz  war  eine  stän- 
dige eidgenössische  Kanzlei  beigegeben,  welche  von  Jahr  zu 
Jahr   dem    Vororte    folgte.      Die   Tagsatzung    wühlte    die    beiden 
Kanzleiboamt^n  und  bestimmte  ihren  Gehalt,  welchen  ebenfalls  der 
vorörtliche  Kanton  zu  bezahlen  hatte. 

Die  Veimittlungsakte  stellte  sich  entschieden  auf  den  Boden  dei- 
Kantonalsouveränetät ,    indem    sie   in  Art.  12  den  Gmndsjitz  aus- 
sprach: »Les  cantons  jouissent  de  tous  les  pouvoirs  qui  n\mt  pas 
ete  expressement  delegues  ä  l'autorite  federale.«     Gleichwohl  lag  es 
nicht    in    ihrer  Absicht,    die  Kantonalsouveränetät   in  demjenigen 
Umfange,  wie  sie  früher  bestanden,  wieder  herzustellen,  sondern  es 
wurde  dieselbe  vielen  wichtigen  Beschränkungen  unterworfen.    Vor- 
erst stellte   die   Bundesverfassung   gewisse  allgemeine  Grundsätze 
auf,  denen  sich  die  Kantone  zu  unteraiehen  hatten.     Dahin  gehör- 
ten das  Wegfallen  aller  politischen  Vorrechte,  welche 
früher  einzelnen  Personen ,    Familien  oder  Gemeinden  zugestanden 
hatten ;  die  freie  Niederlassung  der  Schweizerbürger  in  allen 
Kantonen,  verbunden  mit  der  Ausübung  der  politischen  Rechte  nach 
den  Gesetzen   des  Niederlassungskantons;   die  Aufhebung   der 
alten    Abzugsrechte;    die    Sicherung    freien    Verkehres 
(libre  circulation)    für  Lebensmittel,   Vieh   und  Kaufmannswaaren 
(denrees,  bestiaux  et  marcliandises) ;  die  der  Tagsatzung  eingeräumte 
Befugniss ,    einen    schweizerischen    M  ü  n  z  f u  s  s    einzuführen ; 
die  den  Kantonen  auferlegte  Verpflichtung,  Verbrechern,  welche 
von  den  Justizbehörden   eines   andern  Kantons   verurtheilt  wären 
oder  gesetzlich  verfolgt  würden,  k  e  i  n  e  Z  u  f  1  u  c  h  t  zu  gestatten; 
«Ddlich  das  Verbot  des  Unterhaltes  stehender  Truppen, 
deren  Anzahl  200  Mann  übersteigen  würde,  sowie  aller  Sonder- 
bündnisse  von   Kantonen   unter   sich  oder  mit  auswärtigen 
Staaten.     Den  Bundesbehörden   waren    sodann,    wenn   auch  nicht 
gerade   zahlreiche,    doch    sehr   wichtige   Kompetenzen    zugetheilt. 
Kriegserklärungen,  Friedensverträge  und  Bündnisse 
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wurden  von  der  Tagsatziing  beschlossen,  und  es  war  dazu  die  Ge- 
nehmigung von  ^/^  der  Kantone  erforderlich.  Die  Tagsatzung  allein 
war  fernerhin  befugt,  Handelsverträge  mit  dem  Auslande  und 
Kapitulationen  für  Schweizertruppen  in  fremdem  Dienste  ab- 
zuschliessen ;  olme  ihre  Einwilligung  durften  keinerlei  Werbungen 
für  eine  auswärtige  Maclit  stattfinden;  über  andere  Gegenstände 
durften  die  Kantone  nur  nach  eingeholter  Erlaubniss  der  Tagsatzung 
mit  ausländisclien  Regierungen  unterliandeln.  Ucber  die  Bundes- 
armee  verfügte  ebenfalls  ausschliesslich  die  Tagsatzung;  sie  er- 
nannte den  Oberbefehlshaber  und  traf  alle  zur  Sicherheit  der 
Schweiz  erforderliclien  Massregeln.  Wenn  ein  Kanton  zu  irgend 
einem  Zwecke  mehr  als  500  Mann  Truppen  aufbieten  wollte,  so 
musste  er  vorher  den  Landammann  der  Schweiz  davon  in  Kenntniss 
setzen.  Brachen  im  Innern  eines  Kantons  Unruhen  aus.  welche 
eidgenössische  Hülfe  als  nothwendig  erscheinen  liessen,  so  hatte  sich 
die  Kantonsregierung  an  den  Landammann  der  Schweiz  zu 
wenden,  welcher,  nach  eingeholtem  Gutachten  des  vorörtlichen 
Kleinen  Rathes ,  Truppen  anderer  Kantone  aufbieten  und  in  den 
em])örten  Kanton  einrücken  lassen  konnte,  unter  Vorbehalt  nach- 
heriger  Einberufung  der  Tagsatzung,  Wenn  die  in  einem  Kanton 
entstandenen  Unruhen  die  Sicherheit  der  übrigen  Kantone  bedroh- 
ten, so  konnte  die  Tagsatzung  aucli  von  sich  aus  dagegen  ein- 
schreiten. Entstanden  Streitigkeiten  zwischen  zwei  oder 
mehrern  Kantonen,  so  hatten  sich  dieselben  zunächst  an  den 
Landammann  der  Schweiz  zu  wenden,  welcher  zu  gütlicher  Aus- 
gleichung des  Streites  Vermittler  ernennen  konnte.  Gelang  diese 
Ausgleichung  nicht,  so  entschied  darüber  die  Tagsatzung  als  Syn- 
dikat, wobei  die  Abgeordneten  ohne  Instniktionen  stimmten  und 
der  Gesandte  jedes  Kantons  nur  Eine  Stimme  hatte.  Die  Zoll- 
tarife sämmtlicher  Kantone  hatte  die  Tagsatzung  zu  genehmigen, 
und  es  durften  im  Innern  der  Schweiz  keine  andern  Zölle  bezogen 
werden  als  solche,  die  zum  Unterhalte  von  Strassen  und  Brücken 
bestimmt  waren.  Dem  Landammann  der  Schweiz  stand  daliir  ein 
Aufsich tsrath  zu  über  den  Zustand  der  Strassen,  Wege  und 
Flüsse  in  der  Schweiz;  er  war  in  dieser  Hinsicht  befugt,  Befehle 
zu  dringenden  Arbeiten  zu  ertheilen  und  dieselben  im  Falle  der 
Noth  auf  Kosten  der  säumigen  Verpflichteten  ausführen  zu  lassen. 
Endlich  war  in  der  Vermittlungsakte,   um  jeden  C(mflikt  zwischen 
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Bundes-  uucl  Kantonalsouveränetät  zu  verhüten,  festgesetzt,  das« 
eine  Kantoiisbeliörde ,  welche  ein  voii  der  Tagsatzung  erlassenes 
(iesetz  verletze,  als  der  Auflehnung  schuldig  vor  einen  (Jerichtshof 
gestellt  werden  könne,  welcher  aus  den  Präsidenten  der  Kriniinal- 
gericlite  aller  übrigen  Kantnne  zu  bilden  sei. 

Während  der  Herrschaft  der  Vermittlungsakte  wurde  das 
schweizerische  Bundesrecht  auf  dem  Wege  der  Bundesgesetz- 
gebung nur  in  wenigen  Punkten  weiter  entwickelt.  Zunächst 
erschien  die  Bestimmung  der  Bundesverfassung,  welche  sich  auf 
die  Unterhandlungen  einzelner  Kantone  mit  auswär- 
tigen Regierungen  bezog,  als  einer  Erläuterung  bedürftig, 
die  durch  Beschluss  der  Tagsatzung  vom  22.  August  1803  erfolgte. 
Xach  demselben  sollten,  wenn  es  sich  nicht  um  den  Abschluss  eines 
aut  längere  Zeit  berechneten  Vertrages,  sondern  nur  um  Ver- 
abredungen über  minder  wichtige  Gegenstände  handelte,  die  Kan- 
tone von  sich  aus,  unter  blosser  vorheriger  Kenntnissgabe  an  den 
Laudammann  der  Schweiz ,  unterhandeln  dürfen :  aber  auch  zum 
Abschlüsse  von  Verträgen,  weicht?  bleibende  Verbindlichkeitiai  auf- 
erlegten, sollte  in  Fällen  von  Dringlichkeit  die  Ermächtigung  des 
Landammanns  genügen,  mit  dem  Vorbehalte,  dass  nachher  die 
abgeschlossene  Uebereinkunft  immerhin  noch  dir  Tagsatzung  zur 
Einsicht  und  Genehmigung  vorgelegt  werden  musste.*)  Ein  fernerer 
Beschluss  der  Tagsatzung  vom  :2  I.Juli  1804  wurde  veranlasst  durch 
die  vorausgegangenen  ITnnihen  im  Kanton  Zürich,  welche  der  da- 
ißalige  Landannnann  von  Wat  tenwyl  mit  grosser  Energie  unter- 
drückt hatte.  In  der  von  ihm  ausgegangenen  Aufst(41ung  eines 
eidgenössischen  Kriegsgerichtes,  welches  die  Aufiührer 
l^trafte.  erblickten  einzelne  Stände  eine  Verletzung  der  Kantonal- 
souveränetät ;  die  Tngs<atzung  stellte  daher  lür  die  Zukunft  den 
Gnindsiitz  auf,  dass  in  iihnlichen  Füllen  es  an  der  Regierung  des 
oetheüigten  Kantons  stehe,  die  Schuldigen  entweder  durch  ihr  ver- 
fassungsmässiges Kriminalgericht  oder  durch  ein  eidgenössisches 
Tribunal  beui-theilen  zu  lassen.  Die  Zusammensetzung  dieses  letztern 
^irde  dann  näher  bestimmt,  wobei  im  Wesentlichen  die  vom  Liind- 
anunann  bei  den  Zürcher  Unruhen  getroffenen  Mjissnahmen  bestätigt 

*)  Urkunden  zum  Repertorium  der  Abschiede  der  eidg.  Taßsatziin<;en  vom 
Juhr  1803—1813  (Bern  1843),  No.  XV. 
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wurden.*)  Die  freie  Niederlassung,  welche  dem  Grundsatze 
nach  in  der  Rundesverfassung  vorgeschrieben  war.  wurde  durch 
Beschluss  der  Tagsatzung  vom  15.  Juni  1805  dahin  beschränkt, 
dass  Ausländer,  welche  in  einem  Kanton  das  Bürgerrecht  envcrben, 
erst  nach  VerHuss  von  zehn  Jahren  berechtigten  Anspruch  auf  die 
Niederlassung  in  einem  andern  ICanton  erlangen  sollten.  Durch  einen 
fernem  Beschluss  vom  (J.  Juli  1805  w^urde  verfügt:  1)  Der  sich 
niederlassende  Schweizer  tritt  in  alle  Rechte  ein.  welche  der  Kan- 
tonsbürger geniesst.  mit  Ausnahme  der  politischen  Rechte 
und  des  Mitantheils  an  Gemeindegütern.  Dafür  hat  er  aber  auch 
alle  Verpflichtungen  zu  erfüllen,  welche  die  Gesetze  dem  Kantons- 
bürger auferlegen.  2)  Die  Ausübung  jener  verfassungsmässigen 
Rechte  ist  unabhängig  von  der  Religion,  welcher  der  sich  nieder- 
lassende Schweizer  angehört.^  3)  Sie  darf  auch  nicht  erschwert 
werden  durch  Personal-  oder  Geldbürgschaften  oder  andere,  den 
Niedergelassenen  auferlegte  Lasten.  Vorbehalten  bleibe  eine  Kanzlei- 
gebühr von  höchstens  8  Franken.  4)  Wer  sich  um  die  Niederlassung 
in  einem  andern  Kanton  bewirbt,  muss  einen  gehörig  ausgefertig- 
ten, von  seiner  Kantonsregierung  legalisirten  Heimathsschein  vor- 
weisen.**) Das  Münzwesen  wurde  durch  Tagsatzungsbcschluss 
vom  11.  August  1803  dahin  geregelt,  dass  der  Schweizerfranken, 
auf  welchem  der  eidgenössische  Münzfuss  beruhte,  1 V2  französischen 
Frimken  an  Werth  gleichkommen  sollte.  Die  Sill)ermünzen  vom 
Franken  aufwärts  sollten  von  den  Kantonen  nur  nach  diesem  Münz- 
fusse  ausgeprägt  werden ;  bei  kleinem  Münzen  hingegen  waren  sie 
nicht  an  denselben  gebunden,  jedoch  sollte  die  Tagsatzung  auch 
hier  die  Sorten,  sowie  ein  Maximum  der  von  den  Kantonen  aus- 
zuprägenden Scheidemünzen  festsetzen.  Das  Postwesen  erklärte 
die  Tagsatzung  am  2.  August  1803  wieder  als  Regal  der  Kantone 
in  ihrem  Gränzumfange,  wobei  nur  folgende  allgemeine  Grundsätze 
vorbehalten  wui^den:  l)  Obrigkeitliche  Schreiben  sollten  taxfrei  sein 
und  von  den  Posten  weder  Zölle  noch  Weggelder  erhoben  werden. 
2)  Das  Postgeheimniss  bheb  gewährleistet.  3)  Die  Kantone  sollten 
den  Posten  allen  Schutz  gewähren  und  dem  Laufe  derselben  keinerlei 
Hemmnisse  in  den  Weg  legen.     4)  Die  Postbüreaux  sollten,  unter 

*)  Ebenda  No.  XLIV.     Offizielle  Sammlung  der  das  Schweiz.  Staatsrecht 
betreffenden  Aktenstücke  (Zürich  1820)  I.  242. 
**)  Urkunden  No.  LXXXVIII,  LXXXIX. 
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Garantie  der  betreffenden  Kantone,  für  den  Werth  der  ilinen  an- 
vertrauten Gegenstände  verantwortlich  sein,  wol)ei  jedoch  liöhere 
Gewalt  vorbehalten  blieb.  5)  Bei  Beschwerden  gegen  die  Post- 
verwaltung sollte  in  jedem  Kanton  dem  Fremden  wie  dem  Ein- 
heimischen unentgeldlich  und  summarisch  Recht  gehalten  werden. 
In  Betreff  des  Zoll  wesens  wurden  die  einschlägigen  Voi'sehi'iften 
der  Bundesverfassung  durch  Tagsatzungsbeschluss  vom  15.  September 
1803  dahin  ausgelegt:  es  sollen  sowohl  die  l)estehenden  Gränzzölle 
als  auch  die  »zu  festgesetzten  Zwecken  bestimmten«  innern  Zölle 
fortdauern,  sofeme  keine  gegründeten  Beschwerden  dagegen  geführt 
werden;  immerhin  habe  die  Tagsatzung  noch  die  Tarife  zu  ge- 
nehmigen. Dem  mächtigen  Willen  des  zum  Kaiser  der  Franzosen 
gekrönten  Vermittlers  sich  beugend,  verbot  die  Tagsatzung  durch 
Bescliluss  vom  5.  Juli  180()  die  Einfuhr  aller  englischen  Manufak- 
turwaaren  (mit  Ausnahme  des  Baumwollgarns)  in  die  Schweiz  und 
zur  Deckung  der  Unkosten ,  welche  durch  die  Handhabung  dieses 
Verlwtes  entstanden,  legte  sie  eine  eidgenössische  Gränz- 
gebühr  auf  alle  übrigen  Kaufmannswaaren.  Durch  einen  fernem 
Beschluss  vom  9.  November  1810  wurde  eine  ausserordentliche 
Abgabe  auf  alle  Kolonialwaai-en  eingeführt.  Ei-st  nachdem  in  der 
Völkerschlacht  bei  Leipzig  Kaiser  Napoleon  unterlegen  war,  wurden 
die  kostspieligen  »eidgenössischen  Gränzanstalten«  aufgehoben; 
dagegen  wurde  zur  Bestreitung  der  ausserordentlichen  militärischen 
Ausgaben,  welche  die  damaligen  Zeitverhältnisse  mit  sich  brachten, 
zufolge  einer  Verordnung  der  Tagsatzung  vom  26.  November  1813 
^ine  neue  eidgenössische  Kingangsgebühr  bezogen.*)  Endlich  mag 
der  Tagsatzungsbeschluss  vom  28.  Juli  1804,  durch  welchen  die 
Linthkorrektion  unter  den  Schutz  und  die  Leitung  der  eid- 
genössischen I^hörden  genommen  wurde,**)  an  dieser  Stelle  vor- 
züglich darum  noch  Envähnung  finden,  weil  in  der  Bundesverfassung 
^on  solchen  wohlthätigen  Unternehmungen  nicht  ausdrücklich  die 
Rede  war ,  somit  jener  Beschluss  eine  glückliche  En^eiterung  des 
ßundesrechtes  enthielt,  welche  zur  Zeit  des  Fünfzehnerbundes  wohl 
^icht  hätte  durchgesetzt  werden  können. 

Wichtiger   als  die  genannten  Tagsatzungsbeschlüsse   waren   in 

♦)  Ebenda  No.  CX,  CXI,  CXXIX,  CXXX,  CXXXVI. 

**)  Offizielle  Sammlung  I.  320  ff.   Snell,  Handb.  des  Schweiz.  Staatsrechts 
<Zörich  1839)  I.  267  ff. 
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staatsrechtlicher  Be»iehiing  die  cidgeuüssischen  Konkor 
date,  welche  während  der  Mediationszeit  zwischen  den  Kantone 
abgeschlossen  wurden.  Während  dort  die  Mehrheit  der  Stimme 
tiir  die  ganze  Schweiz  das  Gesetz  niaclite,  traten  hier  alle  od( 
doch  die  meisten  Kantone  freiwillig  zusammen,  um  sich  über  gewiss 
Grundsätze  zu  verständigen,  welche  in  interkantonalen  Verhüll 
nissen  zn  Recht  bestehen  sollten.  Es  heschlugen  diese  Konkordat 
welche  nachher  unter  der  Ilerischaft  des  Fünfzehnerbundes  bestiiti{ 
worden  sind,  die  nachfolgenden  Materien: 

1)  den    Gerichtsstand    des    Wohnoi-tes  in   Forderungs 

Sachen  ; 
J)  die  Gleichstellung  der  Schweizer  im  Recht  st  rieb 
und  in  Konkursen    mit  den  eigenen  Kantonsbügefn  (li 
Juni   1804); 

8)  bewcgliclies  Kigenthum  einer  Konkursmasse 
welches  in  andern  Kautonen  liegt  (7.  Juni   l-'SlO); 

-1)  das  II  ei  mathrecht  der  Khefrau  (S.  Juli  1808); 
.'))  die  Gestattuufr  gemischter  Khen  (11.  Juni  1812); 
Ci)  die   A  u  s  1  i  e  f  e  r  u  n  g    von    V  e  r  b  r  e  eher  n   und  Angeschu 

digten .    die  Kinvernahnie   von  Zeugen  in  Kriminaliällen  ui 

die  Herausgabe  gestohlener  Sachen   (8.  Juni  1809); 
7)  die  Auslieferung  von  Ausreissern  aus  den  besoldeten  Kai 

tonaltruppen  (H.  Juni  180(1); 
h)  die    Stellung    der    Fehlbaren    bei    Polizei  vergehen    ( 

Juni   islO); 

9)  polizeiliche  Massnalnnen  zu  Unterdrückung  des  Vaganten 
Wesens,  sowie  die  l'  nzulässigkeit  von  Verba  nnungi 
strafen  gegen  Schweizer  (17.  Juni    1812); 

10)  nähere  Bestimmungen  über  das  Passwesen  (2.  Juli    1813 

11)  das  Steuer  sammeln  in  d(T  Schweiz  (2.  August  1804); 

12)  die  Gesundheitspolizei  (13.  Juni  1800 u.  20.  Juni  1800). 
Werfen  Avir  nun  noch  einen  Blick  auf  die  Zustände  der  Schwe 

■ 

während  der  Herrschaft  der  Vermittlungsakte,  so  muss  allgemein  ai 
erkannt  werden,  dass  unser  \'aterland  damals  in  seinem  Innei 
des  Glückes  einer  ruhigen  und  friedlichen  Fntwicklung  genos 
während    welcher    viele    gute    Keime    für    die  Zukunft  gelegt  ui 

*)  Offiz.  Samml.  I    282-318.     Snell  I.    216—217,242-244,248-26 
264,  265. 
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iiiiiucLe  gemeinnützige  Untonielimungen  an  die  Hand  genommen 

wrdeii  konnten,     »ji^ahlldse  Stoffe  tWr  Zwietracht«,    sagt  oiu  Cie- 

schichtsstih reiber ,   der    diese  Zeit  ans  eigner  Erfahrung  kannte*), 

^ waren   rei-schwunden.     Füiii   vorher   nie    einpl'uudeiier   B rudersinn 

wnchs  elien   so  sehr  als  einzelne  Anniassimgeu  sicli  verinindortcn. 

Das  Aufhören   der  UntertliaiienverliiillnisM; .   diu   zuerst  entehrend, 

cbnn  zerstörend   auf  jede  Reimblik  zurückwirken,   die  sie  in  sich 

aufnimmt,  hatte  die  Zahl  der  Eidgenossen  lei'zehiifaclit ;  mit  einer 

l«slicr  iinlx-kaniiten  Lfielitigkeit  und  Kiutnicht  bewegte  sieli  ihre 

Pulitik-    und    die    feindseligen    Scliranken     des    \'erkehres    wiirea 

ziiisclieu   den  K;int<>iien  gefallen.     Uas  Bediii-fuiss   fortschreitender 

Bildung   und   freierer  Mittlieilung  war  empfunden .  und  ihre  Eut- 

"rickliingeii  ge<lie]ien.<     Die  Schattenseite  des  Bildes,    welcheÄ  die 

^diwriz   zur  Mediationszeit   darliot,    liegt   in   ihrer    .Xbhüiigigkeit 

von  der  französischen    ['ohtik,   welche  mit  der  zunehmenden 

ilurht  uud  firösse  des  A'ermittlers  immer  drückender  wurde.     Be- 

i'ndcrs  schwer  einjiland  die  Schweiz  die,  in  l-'olge  der  nnaufiiör- 

liclieu  Kriege  Nupitleims  sich  stets  enieuernden  Werbungen  für  die 

taiiitulirteii  Ucgimeuter  in  französischen  Dic^nsteu.  sowie  das  Kou- 

'"lentalsysteni ,    wchhcs   ihren  liimdel  und  ilne  Industrie  IJÜimte. 

i'ie  Ilesetzmig   de?;  Kantons  Tessin   dni-ch    französische  Truiipen 

''•i<l  die  Fnu'htlosipkeit   silier  Vui'stcllungen .  welche  die  eidgenös- 

''schm  Hehönieii  iliigegcu  crholien.  zeigten  vollends,  wie  der  Ver- 

'"ittler   die   tler    Schweiz    zugesicherte    rmibhünglgkeit    veistand. 

^  Jipolcon  hatte  die  Schicksale  der  Sdiweix  zu  sehr  an  diejenigen 

■^'inos  eigne»  Reichs  gekettet,  als  dass  sein  Sturz  auf  die  Verfassung. 

Solche  er  ihr  gegeben,  ohne  Uückwirkimg  hätte  bleihen  können. 

l)ie  gegen  Frankreich  verbündeten  Mächte,  deren  siegreiche 
Httre  gegen  d;is  Ende  des  Jahres  181:-J  der  nördlichen  Scliweizcr- 
grünzcsich  niiherten,  erklärten  dem  Lnndamniann  von  Reinhard 
in  Ziii-jeh :  sie  kftnueu  die  von  der  Tagsatzuug  proklarairte  Neu- 
tralität, welche  bei  dem  Abliangigkeits Verhältnisse  der  Schweiz  zu 
Fnuikreich  bis  dahin  nur  dem  Namen  nach  bestanden  habe,  nicht 
iinerkf^nuen.  Im  Uewusstsein  ihrer  militärischen  Schwäche,  welche 
*f  Vermittler  aus  sellistsüchtigen  Gründen  gefördert  hatte ,  wich 
•lie  Kidgenossenschaft  einer  zehnfachen  Uebermacht :  die  schweize- 

*|  Lndw.  Meyer  v  Kiionan,  llandb.  derGeBch.  der  »-chwei/,  Eiil^enosson- 
*tliift  II  738. 
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risrhen  Truppen,  welclie  die  Itlieingräuze  besi-M  liielteu.  wurdeu 
in  ihre  Heimatli  entlassen  und  die  Heere  der  Veiltiindeteu  durch- 
zogen in  grossen  Massen  das  schweiKerische  (icbiet.  um  in  Frank- 
reich einzurücken,  Schtm  vor  ihrem  Kinniarsclie  liutten,  vom 
österreichischen  Kabinet  aus  begünstigt,  namentlich  in  Bern 
die  Intrigueii  einer  i'sirthei  Ix'goiinen.  welclie  die  iler  lEevolution 
von  17!t8  vorangegangenen  Zustünde  zurückzuliiliren  suclite.  Iten 
'2S.  Deceniber,  als  bereits  ein  östen-eidiischer  Aortral)  in  Bern 
einrückte,  bescliloss  der  Grosse  Ratli  nach  längerem  '\Vider*;tandc 
die  Aufhebung  der  Vermitthingsaktc  und  übergab  seine  (iewalt 
der  Iieim  l-^nmarsche  der  Franzusi'n  abgetretenen  Itcgiening.  welche 
in  einer,  am  folgenden  Tage  erlassenen  Proklamation  sofort  An- 
sprüche auf  die  losgetrennten  Kantone  Aargau  nnd  Waadt  er- 
hob. .\nch  der  Lindratb  von  Scbwvz  sagte  sieb  am  )ii.  De- 
cemljei'  von  der  Vermittliingsakte  los  und  lud  Zürich  ein.  seine 
alte  Stellung  als  eidgenossischer  Vorort  wieder  einzunehmen.  Zu- 
gleich erklärten  die  Gesandten  (testerreichs  und  Husslands 
dem  l^ndaminaun  der  Schweiz:  die  lH>stimmte  Alwicht  der  ver- 
bündeten Mächte"  gehe  dahin,  dass  die  Vcrmittlungsiikte.  als  ein 
Werk  der  Willkür  und  Gewalt ,  gänzlieb  aulpeholwu  iverde ;  sie 
empfahlen  die  befiii-derliche  Herstellung  eines  neuen  Iiundesvereins. 
$0  trat  an  die  Stelle  der  vom  l^uidanimiinn  einberufenen  ausser- 
onlentlichenTagsatznng  eine  KidgeuÖsKiMhe  Versammlung, 
bestehend  ans  den  Gesandten  der  alten  Orte  Tri.  Hchwj'z,  Luzern, 
Zürich.  Glarus.  Zug.  Frciburg.  Basel.  Schafflianseii  und  AppeniseU. 
Von  der  l'eljerzeugnng  ausgehend,  dass  nach  den  von  aussen  her 
und  im  Innern  der  Schweiz  vorgefallenen  Kreiguissen  die  media- 
tionsmässige  Bundcsverfassung  keinen  weitem  Bestand  haben  koune, 
einigte  sich  die  Versammlung  am  2!l.  DcccinlH'r  auf  folgende- 
Grundlagen  eines  neuen  Bundes: 

»I)  Die  Ijeitretenden  Kantone  siebern  sich  im  Geiste  der  aJtei^ 
Bünde  und  der  seit  Jahrhunderten  imtev  den  lüdgenossen  l>cstaa— 
denen  glücklichen  Verliiiltnisse  brüderlichen  ISath.  Unterstützuo^s 
nnd  treue  Hülfe  nenerdiiigs  zu.« 

»2)  Boivobl  die  übrigen  alteidgenössischen  Stünde,  als  diejenigen 
welclie  liei-eits  seit  einer  langen  Reibe  von  Jahren  B  n  n 
desglieder    gewesen    sind,     werden    zu    diesem    erneuerte^K 
\"erhande  förmlich  ( 
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»3)  Zu  Beibehaltung  der  Eintracht  und  Ruhe  im  Vaterlande 
vereinigen  sich  die  beitretenden  Kantone  zu  dem  Grundsatze, 
dass  keine  mit  dem  Rechte  eines  freien  Volkes  unverträglichen 
Unterthanenverhältnisse  hergestellt  werden 
sollen. 

>4)  Bis  die  Verhältnisse  der  Stände  unter  sich  und  die  Leitung 
der  allgemeinen  Bundesangelegenheiten  näher  und  fester  bestimmt 
sind,  ist  der  alteidgenössische  Vorort  Zürich  ersucht,  diese 
Leitung  zu  besorgen.« 

Sofort  schlössen  sich  dieser  Uebereinkunft ,  auf  die  Einladung 
ihrer  Urheber,  die  Gesandten  der  neuen  Kantone  St.  Gallen, 
Aargau,  Thurgau  und  Waadt  an.  Nach  wenigen  Tagen  traten 
ilu*  auch  die  Abgeordneten  von  Solothum,  Unterwaiden  und  Tessin 
bei  und  die  meisten  Stände  ratifizirten  ohne  Verzug  die  von  ihren 
Gesandten  gefassten  Beschlüsse.  Nur  Bern  und  Graubünden 
hielten  sich  ferne :  ersteres,  weil  man  seinen  Ansprüchen  auf  Aar- 
gau und  Waadt  kein  Gehör  schenken  wollte;  letzteres  wegen 
Unruhen  in  seinem  Innern,  indem  eine  starke  Parthei  die  Los- 
trennung von  der  Eidgenossenschaft  beabsichtigte. 

§  4.    Der  Bundesvertrag  von   1815  und  der  Zeitraum 

der  Restanration. 

Die  Uebereinkunft  vom  29.  December  1813,  wenn  sie  auch  in  der 
über  die  Schweiz  einbrechenden  Zerrüttung  als  eine  feste  Grund- 
^e  für  die  zukünftige  Einigung  erschien,  konnte  es  doch  nicht 
verhindern,  dass  zu  Anfang  des  Jahres  1814  die  Eidgenossenschaft 
in  zwei  feindUche  Partheien  sich  trennte,  von  denen  die  eine  die 
Kechtszustände  früherer  Jahrhunderte  so  weit  als  möglich  wieder 
herzustellen,  die  andere  hingegen  von  den,  durch  die  Erfahrung  be- 
yährten  Errungenschaften  der  Neuzeit  so  viele  als  möglich  zu  retten 
bemüht  war.  Dem  Beispiele  Berns  folgten  schon  im  Laufe  des 
Monats  Januar  Solothum  und  F r e i b u r g.  Die  alten  Patriziate, 
^dche  hier  unter  dem  Einflüsse  einer  reaktionären  Zeitströmung 
sich  an  die  Stelle  der  mediationsmässigen  Regierungen  setzten,  be- 
'^^fen  ihre  Gesandtschaften  von  der  Eidgenössischen  Versammlung 
m  Zürich  zurück,  welche  —  nicht  ohne  urmiittelbare  Einwirkung 
^^  österreichischen  und  russischen  Bevollmächtigten  —  den  ersten 
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Ent\\'urf  einer  Bundesurkimde  ausarbeitete  und  am  10.  Februar 
den  sänimtlichen  Ständen  zur  Instruktionsertheilung  überscliickte. 
Den  H).  Februar  erfolgte  auch  in  Luzern  ein  Umschwung  in 
aristokratischem  Sinne;  den  19.  verkündipjte  Uri  den  Bewohnern 
Livinens  in  einer  Proklamation,  dass  es  sie  wieder  mit  seinem  Kanton 
vereinige:  ähnliche  Ansprüche  erhoben  Schwyz  auf  Utznach,  Zug 
auf  einen  llieil  der  freien  Aeniter.  Nachdem  der  \'oroi"t  Zürich, 
an  der  Uebereinkunft  am  29.  Decemlier  unentwegt  festhaltend, 
die  von  mehrern  Seiten  verlangte  Einberufung  einer  dreizehnörtigen 
Tagsatzung  abgelelmt  hatte,  traten  am  20.  März,  während  die 
Gesandtschaften  der  übrigen  Kantone  sich  wieder  in  Zürich  ver- 
sammelten, die  VIII  Ort<>  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Luzeni,  Zug, 
Bern,  Freiburg  und  Solothurn  zu  einer  Gegentags atzung  in 
Luzern  zusammen.  Diese  äussere  Spaltung  wurde  indessen  schnell 
gehoben  durch  die  entschiedene  Erklärung  der  fremden  Gesandten, 
dass  die  verbündeten  Mächte  die  Integrität  und  die  Unabhängigkeit 
aller  XIX  Kantone  un^viderruflich  beschlossen  hätten  und  keine 
andere  als  die  in  Zürich  versammelte  Tagsatzung  anerkennen  würden. 
Selbst  Bern  beschloss  hierauf  am  30.  Mär/,  diese  Tagsatzung  zu 
beschicken,  und  den  6.  April  waren  wieder  die  Gesandtschaften  aller 
XIX  Stände  in  Zürich  versammelt.  Freilich  waren  nun  die  Gegen- 
sätze nur  um  so  näher  an  einander  gerückt  und  es  ist  in  der  That 
nur  zu  lx?greiflich.  dass  bei  der  Ungewissheit  über  die  endliche 
Gestaltung  Europas  naih  Napoleons  Sturze  und  bei  der  überall  in  der 
Schweiz  herrechenden  Gährung,  welche  in  den  Kantonen  Solo- 
thurn, St.  Gallen  und  T e s s i n  eidgenössische  Dazwischenkunft 
erforderlich  machte,  die  lange  Tagsatzung,  wie  sie  nachher 
wegen  ihrer  beinahe  anderthalbjährigen  Dauer  genannt  \\iirde,  niclit 
eine  allen  Bedürfnissen  entsprechende  Bundesverfassung  zu  Stande 
bringen  konnte.  Nachdem  eine  Melirheit  von  bloss  10  Stimmen  be- 
schlossen hatte ,  den  Entwurf  vom  10.  Februar  bei  der  Berathung  zy 
Grunde  zu  legen,  wurde  derselbe  von  der  Tagsatzung  bis  zum  28.  Mai 
umgearbeitet.  Das  aus  ihren  Verhandlungen  hervorgegangene  Bun- 
desprojekt bezeichnete  bei  ihrem  Wiederzusammentritte  am  18.  Juli 
der  präsidirende Bürgermeister  von  Reinhard  als  »ein  Werk,  her- 
vorgegangen aus  ungleichen  Standpunkten ,  berechnet  zur  Vereini- 
gung zweier  ungleichen  Systeme ;  desjenigen  einer  unbedingten  Kan- 
tonalsouveränetät  und  desjenigen  einer  zusammenlialtenden,  kräftigen 
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Centralität,  daher  eine  Art  yon  Kapitulation  unter  denselben.«  Nicht 
mehr  als  OVo  Stände  erklärten  sich  damals  fiir  den  15undesentwurf, 
während   an   der  Spitze  der  verwerfenden  Kantone   wieder   Bern 
stand  wegen  seiner  unbeachtet  gebliebenen  Ansprüche,  an  denen  es 
wenigstens  in  Bezug  auf  Aargau  festhielt.     Auch  der  von  der  Tag- 
satzung niedergesetzten  Kommission  gelang  es  nicht ,  durch  die  Ab- 
änderungen, welche  sie  an  dem  Entwürfe  vornahm,  eine  Melirlieit  von 
Ständen  für  denselben  zu  gewinnen,   und  es  hatte  bereits  den  An- 
schein, als  ob  die  Schweiz  unfähig  sei,  sich  selbst  neu  zu  konstituiren 
und  als  ob,   bei   der   zunelimenden   Zwietracht   in   ihrem  Innern, 
den  auswärtigen  Mächten  die  Aufgabe  zufallen  müsse,  das  Grund- 
gesetz ihrer  staatlichen  Existenz  aufzustellen.    Zuletzt  wurde  gleich- 
wohl in  Privatkonferenzen  der  Abgeordneten,  welche  zwischen 
dem  8.  und  16.  August  stattfanden,  ein  neuer  Bundesentwurf  ver- 
einbart,  welcher,  in  der  Absicht,   die  Bedenken  mancher  altern 
Stände  zu  beschwichtigen,   entschiedener  und  unbedingter  als  der 
friiliere  dem  Princip   der  Kantonalsouveränetät  huldigte    und   die 
durch  die  Vermittlungsaktc  gew^onnene  Centralität  aufgab,     und  da 
das  grösste  Hinderniss  für  die  Annahme  des  Bundesvertrages  in  den 
Gebietsansprüchen  einiger  älterer  gegenüber  den  neuen  Kan- 
tonen lag ,  so  wurde  dem  Entwürfe  als  Erläuterung  des  ei-sten  Ar- 
tikels eine  Uebereinkunft   beigefügt,    welche   alle   derartigen  An- 
sprachen an  Vermittler  wies  und  für  den  Fall ,  dass  eine  gütliche 
Verständigung  darüber  nicht  zu  erzielen  wäre ,  den  Weg  schieds- 
richterlicher Austragung,  jedoch  bloss  für  allfällige  Entschädigungs- 
forderungen vorbehielt.  Grosse  Verdienste  um  diese  Einigung  hatten 
sich  die  Gtesandten  der  \m  den  Gebietsansprüchen  unl>etheiligten 
Kantone,   insbesondere   Bürgermeister  Wieland   von   Basel   und 
Staatsrath  üsteri  von  Zürich  en\'orl)en ; *)  noch  mehr  hatte  wohl 
dazu  beigetragen  eine  Note  der  Bevollmächtigten  Oesterreichs, 
Englands  und  Russlands  vom  13.  August,  welche  auf's  nach- 
drücklichste die  beförderliche  Vollendung  des  Konstituirungswerkes 
^Jöpfahl  und  dabei  Entschädigungen  durch  die  v8n  Frankreich  zu- 
nickerstatteten Gebietstheile  im  Westen  der  Schweiz ,  vorzüghch  für 
ßcm,  in  Aussicht  stellte.   Die  Tagsatzung  beschloss  nun  am  IG.  An- 
Pist,  die  beiden  auf  dem  Wege  von  Privatkonferenzen  zu  Stande 

*)  St.  Galler  »Erzühlerc  vom  19.  August  1814. 
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gekommenen  Entwiirl'e,  des  Buntlesvertruges  nänilioh  und  der  üeber- 
einkunft,  den  Kantousbeliörden  zur  Annahme  zu  empfehlen.  Wirk- 
lich erfolgte  diese  nun  bis  zum  1 2.  September  durch  fünfzehn  und 
zwei  halbe  Stände ,  denen  später  auch  noch  Tessin  beitrat.  Nur  in 
Schwyz,  Nidwaiden  und  Appenzell-Innerrlioden  hatten 
die  Landsgemeinden  den  r>undesvertrag  venvorfen ,  weil  er  ihnen, 
trotz  der  weitgehendsten  Concessionen  an  die  Rückschrittsparthei, 
immer  noch  als  zu  centralistisch  erschien ;  diess  hielt  indessen  bei  der 
entschiedenen  Mehrheit,  welche  sich  für  den  Entwurf  ausgesprochen, 
die  Tagsatzung  nicht  ab ,  ihn  als  Grundgesetz  der  Eidgenossenschaft 
feierlicli  zu  verkündigen.*)  Eine  weitere  Entwicklung  erhielt  der 
neue  Bund  sofort  dadurch,  dass  am  1 2.  September  die  Tagsatzung  noch 
drei  neue  Kantone ,  welche  die  Waffen  der  verbündeten  Mächte  dem 
französischen  Reiche  wieder  entrissen  hatten ,  in  die  schweizerische 
Eidgenossenschaft  aufnahm:  die  Republiken  Wallis  und  Genf 
und  das  unter  preussische  Herrschaft  zurückgekehrte  Fürstenthum 
Neuenburg,  dessen  Regierung  durch  die  Beitrittsurkunde **)  für 
eidgenössische  Angelegenheiten  eine  äusserlich  selbstständige  Stel- 
lung erhielt. 

Wie  über  alle  europäischen ,  so  erfolgte  auch  über  die,  noch  kei- 
neswegs völlig  geregelten  schweizerischen  Angelegenheiten  der  end- 
liche Entscheid  durch  den  Wiener  Kongress,  bestehend  aus  den 
Bevollmächtigten  von  Oesterreich ,  Spanien ,  Frankreich ,  Grossbri- 
tannien, Portugal,  Preussen,  Russland  und  Schweden ,  bei  welchem 
auch  die  Tagsatzung,  sowie  einzelne  Kantone  durch  besondere  Abord- 
nungen sich  vertreten  Hessen.  Nach  langen  Verhandlungen ,  welche 
oft  ganz  in's  Stocken  geriethen,  bis  die  Rückkehr  Napoleons  von  der 
Insel  Elba  zu  schnellem  Abschlüsse  drängte,  erfolgte  endlich  unterm 
20.  März  1815  die  wichtige  Erklärung  von  Seite  des  Kongresses, 
dass  die  Mächte,  von  welchen  alle  Partheien  in  der  Schweiz  nunmelir 
den  definitiven  Entscheid  über  die  unausgetragenen  Gebietsstreitig- 
keiten erwarteten,  die  immerwährende  Neutralität  der  Schweiz  unter 
der  Bedingung  gewährleisteten,  dass  die  Tagsatzung  tblgenden  Ver- 
gleichsbestimmungen beitrete:  1)  Die  Integrität  der  XIX 
Kantone,   wie  sie  zu  Ende  des  Jahres   1813  bestanden,   wird 

*)  Vgl  .Abschied  der  ausserordentlichen  Tagsatzung  von  1 8 1 4/ 1 5  1. 1 56  ff. 
Stettier  das  Bundesstaatsr.  seit  1798  S.  44  ff. 

♦♦)  Offiz.  Samml.  I.  20—25.     Snell  I.  1Ö--18. 
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als  Grundlage  des  schweizerischen  Bundessystemes 
anerkannt.  2)  Wallis,  Genf  und  Neuenburg  sind  der  Schweiz 
einverleibt  und  werden  drei  neue  Kantone  bilden.  (In  Folge  späterer 
Verfügungen  der  Mächte  wurde  der  Kanton  Genf  noch  wesentlich 
vergrösseiii  durch  savoyische  und  französische  Gebietstheile.)  3)  Das 
Bisthum  Basel  und  die  Stadt  Biel  mit  ihrem  Gebiete  sollen 
künftighin  Bestandtheile  des  Kantons  Bern  sein.  Ausgenommen 
sind  ein  Bezirk,  welcher  dem  Kanton  Basel,  und  ein  kleines  Stück 
Land,  welches  dem  Kanton  Neuenburg  zugetheilt  wird.  4)  Zur 
Ausgleichung  aller  Entschädigungsforderungen  sollen  die  Kantone 
Aargau,  Waadt  und  St.  Gallen  den  Kantonen  Schwyz, 
Unterwaiden,  Glarus,  Zug  und  Appenzell  -  Inner- 
rhoden  eine  Aversalsumme  von  500,000  Schweizerfranken ,  deren 
Vertheilung  sowohl  für  die  Bezahlung  als  für  den  Empfang  nach 
Massgabe  der  eidgenössischen  Geldscala  stattfindet ,  und  der  Kanton 
T  es  sin  dem  Kanton  Uri  alljährlich  die  Hälfte  des  Ertrages  der 
Zölle  im  Livinerthal  entrichten.  Diese  Gelder  sollen  in  den  empfan- 
genden Kantonen  für  öffentliche  Unterrichtsanstalten  und  zu  Bestrei- 
tung der  Kosten  der  Landes  Verwaltung  verwendet  werden.«  Zu 
dieser  Erklärung  des  Wiener  Kongresses  sprach  die  Tagsatzung 
am  17.  Mai  ihren  Beitritt  aus.*) 

Durch  die  Kongressakte ,  welclie  alle  Hofihungen  auf  Wiederher- 
stelluDg  früherer  Zustände  abschnitt,  sahen  sich  im  Frühlinge  1815 
auchSchwyz  und  Appe  nzell-Innerrhoden  veranlasst,  dem 
neuen  Bundesvertrage  beizutreten.  In  Nidwaiden  verweigerte 
die  fanatisirte  Menge  die  Annahme  desselben,  bis  nach  dem  Ein- 
märsche eidgenössischer  Truppen  Ruhe  und  Ordnung  in  dem  zer- 
rütteten Lande  wieder  hergestellt  wurden.  Nach  langen  Zögerungen 
wurde  endlich  am  T.August  1815  von  den  Gesandten  der  XXII  Kan- 
tone der  Bundesvertrag  feierlich  beschworen.  Derln- 
halt  desselben  war ,  im  Vergleiche  mit  demjenigen  der  Mediations- 
^,  kurz  und  dürftig.  Die  souveränen  Kantone  der  Schweiz  ver- 
einigten  sich  neuerdings  zur  Behauptung  ihrer  Freiheit, 
Unabhängigkeit  und  Sicherheit  gegen  alle  Angriffe 

*)  Offiz.  Samml.  I.  50—71.  Snell  I.  30—38.  —  Die  dem  Kanton  Tessin 
•oferlegte  Verpflichtung  wurde  von  demselben  durch  Uebereinkunft  vom  26.  Ja- 
nnar  1846  um  die  Aversalsumme  von  Fr.  116,563.  64  a.  W.  ausgekauft.  Offiz. 
SmuhI.  m.  285.    Snell  I.  Nachtr.  3,  S.  1  ff. 
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fremder  Mächte,  sowie  zur  Handhnbung  der  Ruhe 
und  Ordining  im  Innern.  Sie  gewährleisteten  sicli  gegenseitig 
ihr  (iebiet  und  ihre  Verfapsuiigcn.  welche  von  deu  olwi-steii  Kantonal- 
bchördün  in  Uübcreinstimtnitng  mit  den  Gnindsätzen  des  Biindes- 
vertragc'9  festzusetzen  wan'u.  Die  Aufhebung  aller  ]iuHtisebea  Vor- 
rechte, welche  die  Vermittlungsakte  enthalten  hatte ,  wurde  dahiu 
besehräukt.  das;*,  wie  es  keine  l'ntertlmnenlande  melir  in  der  Schweiz 
gebe,  so  auch  der  Geuuss  der  ])olitischen  Rechte  niemals  das  aus- 
schliessliche 1'nvilegium  einer  Klasse  der  Kantousbiirger  sein  kÖDue. 
Diese  Bestimmuug  hinderte  natürlich  nicht,  dass  in  den  Städte- 
kautonen  allentlialben  wieder  grosse  Vorrechte  den  Il!ini»tstlidten 
eingeräumt wunlen!  ZurllandhabuugderGarantien,  welche  die  Kan- 
tine gegen  einander  übernahmen,  uud  zur  Behauptung  der  Neutralität 
der  Schweiz  wunle  eine  Dundesarmee  von  32.^86  Mann  aufgestellt 
uud  damit  die  durch  die  Vennittlungsakte  für  den  ersten  Auszug  fest- 
gesetzte TiTippenzahl  mehr  als  v  o  i-  d  o  p  p  c  1 1.  Die  Scala  der  Mann- 
scbafts  -  und  Geldbeiträge  der  Kantone  sollte  indessen  von  der  Tag- 
satzimg  revidirt  wei-deu,  was  iu  den  Jahnn  isifi  und  1P17  in  der 
Weise  geschah,  dass  erstere  im  Ganzen  auf  !!:^.7.'>^Maun,  letztere  auf 
-OSO, 275  Schweizerfranken  anstiegen.  Kin  wichtiger  Fortschritt  lag 
in  der  Krrichtung  einer  eidgenössiacheuKricgskassc,  welche 
bis  zum  Betrage  eines  doppelten  (ieldkontingenti«  anwachsen  sollte. 
Sie  wunle,  nach  dem  im  November  1813  aul'gestellten  Vorgänge,  ge- 
bildet durch  eine  Kingangsnebühr  auf  Waai-en,  welche  nicht  zu 
deu  not h wendigsten  LebeiisbedUrfuitisen  gehörten.  DcnTarit  bestimmte 
die  Tagsatzung,  und  dieGränzkantone,  welche  die  Gebühren  bezogen, 
legten  ihr  Rechnung  darüber  ab.  Die  Tagsatzuug,  au  welcher 
jeder  der  XXII  Kantone  eine  Stimme  Iiatte,  versammelte  sich  in  der 
jeweiligen  vorörtlichen  Haujjtstadt  ordentlicher  Weise  alljährlich  am 
ersten  Montag  im  Juli .  ausseroi-dentlich  aui'  Kinladuug  Ava  Vorortes 
oder  auf  das  Begcluvn  von  fünf  Kantonen.  Sie  wurde  jiräsidirt 
durch  den  im  Amte  stehenden  Bürgermeister  oder  Schultheissen  des 
Vorortes.  In  der  Regel  entschied  an  ihr  die  absiilnte  Mehrheit  der 
Stimmen ;  nur  für  Kriegserklärungen ,  Friedensschlüsse  und  Bünd- 
nisse mit  auswärtigen  Staaten  waren,  wie  nach  der  Vermittlungsakte, 
*/,  und  für  die  Krtheilung  auss^'ntrdeutlicher  Vollmachten  an  den 
Vorort,  sowie  für  die  Beiordnung  eidgenössischer  Repräsentanten 
Vs  der  Kantonsstimmen   erforderlit:h.     Im  Allgemeinen   wurden  in 
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die  Competenz   der  Tagsatzung   gelegt    »alle    erforderlichen 
Massregeln  für  dieäussere  und  innere  Sic herheitder 
Eidgenossenschaft«;  im  Einzelnen  wurden  als  ihr  zustehend 
erwähnt   die   Organisation   und   Beaufsichtigung   der  Kontingonts- 
truppen,  die  Verfügung  über  Aufstellung  und  Gebrauch  dei*selben, 
die  Wahl  des  Generals  und  der  eidgenössischen  Obersten,  dit»  Er- 
nennung und  Abberufung  eidgenössischer  Gesandter,  die  Schliessung 
von  Handelsverträgen   mit   auswärtigen  Staaten.     Militärkapitula- 
tionen und  Verträge  mit  auswäiligen  Regierungen  über  ökonomische 
und  PolizeigegenstJinde,  zu  deren  Abschluss  die  einzelnen  Kantone 
berechtigt  erklärt  wurden,  brauchten  der  Tagsatzung  bloss  zur  Kennt- 
niss  gebracht  zu  werden,  damit  sie  die  Rechte  des  Bundes  und  andrer 
Kantone   wahren   könne.     Sonderbündnisse   einzelner  Kantone  mit 
dem  Auslande  waren  nicht  mein-  ausdrücklich  und  solche  von  Kan- 
tonen unter  sich  nicht  unbedingt  verboten,  sondern  nur  insoweit, 
als  solche  Verbindungen  dem  Bunde  oder  den  Rechten 
andrer  Kantono  nachtheilig  wären.    Für  die  Zeit,  wo  die 
Tagsiitzung  nicht  versammelt  war ,  wurde  dem  Vorort  e.  welcher 
zwischen  den  Kantonen  Zürich,  Bern  und  Luzern  je  zu  zwei 
Jahren  um  wechseln  sollte,  die  Leitung  der  Bundesangelegenheiten 
mit  den   bis   zum  Jahr  1708  ausgeübten  Befugnissen  übertragen; 
eine  Bestimmung ,   die   einen  Widerspruch   in  sich  selbst  enthielt, 
weil  eine  Bundesleitung,  wie  sie  die  neuen  Zeitverhältnisse  und  selbst 
die  Vorschriften    des    Bundes  Vertrages    erforderten,    in    der    alten 
Eidgenossenschaft  überhaupt  nicht  bestanden  hatte !     Dem  Vororte 
wurde  wieder    eine,    von   der  Tagsatzung    gewählte   eidgenös- 
sische Kanzlei,  bestehend  aus  einem  Kanzler  und  einem  Staats- 
schreiber,  beigegeben.     Diese  Beamten,    welche  gewöhnlich  lange 
Zeit  an  ihren  Stellen  verblieben,    übten  fortwährend,   den  häufig 
wechselnden  vorörtlichen  Regierungen  gegenüber,  einen  bedeuten- 
den Einfluss   auf  die  Leitung  der   eidgenössischen  Geschäfte  aus. 
Zn  Besorgung   wichtiger   Bundesangelegenheiten    konnte   die  Tag- 
satzung, wenn  sie  nicht  selbst  versiimmelt  bleiben  wollte,  der  vor- 
ortliclien    Behörde    eidgenössische    Repräsentanten    bei- 
ordnen, deren  Zahl  auf  sechs  festgesetzt  war;  sie  wurden  von  den 
'^tonen  na(.*h  einer  vorgeschriebenen  Kehrordnung  gewählt.    Die 
Tagsatzung  hatte  ihnen  die  erforderlichen  Instruktionen  zu  ertheilen 
^  die  Dauer  ihrer  Verrichtungen  zu  bestimmen.     Es  erwies  sich 
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jedocli  dieses  neue  Institut ,  für  welclies  nur  die  frühere  Uebuug  bei 
Gränzbesetzungen  als  entfernte  Analogie  angeführt  werden  konnte,  *) 
um  seiner  Scliwerfälligkeit  und  um  der  Unbestimmtheit  willen,  in 
welcher  das  Verhältniss  der  Repräsentanten  zum  Vororte  gelassen 
wurde,  als  so  durchaus  impraktisch,  dass  in  dem  Zeiträume  von  33 
Jahren,  während  dessen  der  Bundesvertrag  in  Kraft  bestand,  nie- 
mals davon  Gebrauch  gemacht  worden  ist.  Streitigkeiten  zwischen 
den  Kantonen  über  Gegenstände,  welche  nicht  durch  den  Bundes- 
vertrag gewährleistet  waren,  sollten  durch  eidgenössische 
Schiedsgerichte  gütlich  ausgeglichen  oder  rechtlich  entschie- 
den werden.  Konnten  sich  die  von  den  Partlieien  aus  den  Magi- 
straten unbetheiligter  Kantone  ernannten  Schiedsrichter  über  die 
Wahl  eines  Obmanns  nicht  verständigen,  so  wurde  derselbe  von  der 
Tagsatzung  bezeichnet,  welche  nöthigenfalls  auch  den  Spruch  zu 
vollziehen  hatte.  Die  streitenden  Kantone  waren  verpflichtet,  sich 
jeder  Selbsthülfe  zu  enthalten.  —  Bei  äussern  oder  innem  Gefahren 
war  jeder  Kanton  l)erechtigt,  seine  Mitstände  zurHülfezu  mah- 
nen. In  beiden  Fällen  musste  der  Vorort  davon  in  Kenntniss  ge- 
setzt werden;  jedoch  nur  bei  äussern  Gefahren  lag  demselben 
ob,  unter  allen  Umständen  die  Tagsatzung  zu  versammeln,  während 
im  Falle  innerer  Unruhen  in  einem  Kantone  diess  nur  auf 
Ansuchen  der  betreffenden  Regierung ,  wenn  die  Gefahr  fortdauerte, 
geschehen  musste.  Die  Kosten  der  eidgenössischen  Hülfeleistung 
trug  bei  äusserer  Gefahr  der  Bund,  bei  innern  Uninihen  dagegen 
der  mahnende  Kanton,  sofern  die  Tagsatzung  darüber  nicht  anders 
verfügte.  —  Die  freie  Niederlassung  von  Kanton  zu  Kanton,  welche 
die  Mediationsakte  vorgeschrieben  hatte,  war  im  Bundesvertrage 
von  1815  nicht  mehr  erwähnt.  Auch  der  freie  Verkehi'  war  nicht 
mehr  unbedingt  gewährleistet,  sondern  bloss  freier  Kauf  für 
Lebensmittel,  Landeserzeugnisse  und  Kaufmannswaaren ,  und  für 
diese  Gegenstände,  sowie  auch  für  das  Vieh  ungehinderte  Aus- 
und  Durchfuhr  von  einem  Kanton  zum  andern,  mit  Vorbehalt 
der  erforderlichen  Polizeiverfügungen  gegen  Wucher  und  schäd- 
lichen Vorkauf,  wobei  indessen  die  Einwohner  anderer  Kantone  den 
eigenen  Kantonsbürgern  gleichgehalten  werden  sollten.  Die  be- 
stehenden Z  ö  1 1  e ,  Weg-  und  B rückengelder  sollten  in  Kraft 

*)  Stettier  Bundesstaatsr.  vor  1798  S.  85,  86.    Bundesstaatsr.  seit  1798 
S.  172. 
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-verbleiben,  für  die  Zukunft  aber  ohne  Genehmigung  der  Tagsatzung 
'^eder  neue  errichtet ,  noch  die  bestehenden  erhöht ,  noch  ihr  Bezug, 
^enn  er  auf  bestimmte  Jahre  beschränkt  war,  verlängert  werden. 
Indlich  enthielt  der  Bundesvertrag,  der  sonst  durchgehends  in 
ISaclien  der  innem  Verwaltung  Alles  der  Souveränetät  der  Kan- 
ione  überliess ,  noch  die  sonderbare  Inkonsequenz ,  dass  er  den 
Tortbestand  der  Klöster  und  Kapitel  und  die  Sicherheit  ihres 
Eigenthums,  soweit  es  von  den  Kantonsregierungen  abhing,  ge- 
-währleistete ! 

Das  neue  Bundesrecht  wurde  nur  unbedeutend  weiter  entwickelt 
durch  die  organischen  Vorschriften,  welche  die  Tagsatzung 
zu  näherer  Ausführung  des  Bundesvertrages  aufstellte.  Als  solche 
sind  zunächst  zu  erwähnen  der  Beschluss  vom  25.  Juli  1817, 
l)etreffend  die  bei  der  feierlichen  Eröffnung  der  Tagsatzung  zu 
beobachtenden  Formen,  unddas  Tagsatzungs-Reglement  vom 
7. JuH  1818.  Da  es  oft  vorkam,  dass  einzehie  Gesandtschaften, 
weil  sie  nicht  genügende  Instruktionen  besassen,  nur  unter  Rati- 
fikationsvorbehalt zu  einem  Beschlüsse  stimmten,  so  wurde  am 
6.  Juli  1819  festgesetzt,  dass  die  betreffenden  Stände  bis  zur  näch- 
sten ordentlichen  Tagsatzung  sich  darüber  aussprechen  sollten, 
widrigenfalls  angenommen  würde ,  dass  sie  die  Stimmgebung  ihrer 
Gesandten  genehmigen.  Hinsichtlich  der  Unterhandlungen 
«inzelner  Kantone  mit  auswärtigen  Staaten  wurde  der 
Beschluss  vom  22.  August  1803  am  22.  Juli  1819  in  folgendem  Sinne 
Abgeändert:  1)  Wenn  eidgenössische  Stände  Verträge,  welche  durch 
den  Bundesvertrag  in  ihre  Befugniss  gelegt  sind,  nämlich  Militär- 
kapitulationen  und  Verträge  über  ökonomische  oder  polizeiliche 
Gegenstände  mit  dem  Auslande  abschliessen,  so  sollen  sie  dieselben, 
^te  sie  die  Ratifikation  der  obei-sten  Kantonsbehörde  erhalten,  der 
Tagsatzung  vorlegen.  Erst  nachdem  sich  diese  versichert  hat, 
^8  der  Inhalt  solcher  Verträge  weder  dem  Bundesverein  noch 
Stehenden  Bündnissen  noch  den  Rechten  anderer  Kantone  zuwider- 
laufe, können  sie  in  Vollzug  gesetzt  werden.  2)  Wenn  aber  die  Stände 
win  ökonomische  Contrakte,  welche  keinerlei  politische  Vei*pflich- 
*öngen  enthalten,  mit  auswärtigen  Staaten  abschliessen,  so  haben 
*ie  einfach  der  nächstfolgenden  Tagsatzung  Anzeige  davon  zu 
löachen  und  die  Beschaffenheit  des  Contraktes  in  guter  Treue  an- 
zugeben. —  Ein  Fortschritt  in  den  Beziehungen  der  Schweiz  zum 
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Auslände  war  es,  dass  die  Tagsatzung  sich  schon  am  8.  August  1816 
für  die  Errichtung  schweizerischer  Handelskonsulatein  Städten 
und  Ländern,  wo  Scliweizer  als  Kauf  leute  etablirt  sind,  aussprach 
und  die  Art  der  Ernennung,  sowie  die  Obliegenheiten  der  Konsuln 
näher  regelte.  Ebenso  geschah  es  im  Interesse  der  Nationalehre 
und  einer  würdigen  staatsrechtlichen  Stellung  der  Eidgenossen- 
schaft, dass  die  Tagsatzung  am  8.  August  1828  die  Stände  aufifor- 
derte,  Werbufigen  für  auswärtige,  nicht  kapitulirte  Kriegsdienste 
auf  ihrem  Gebiete  nicht  zu  gestatten.  —  Der  Art.  11  des  lUmdes- 
vertrages,  welcher  vom  freien  Verkehr  handelte,  wurde  durch 
Beschlüsse  vom  15.  Juli  1818  und  13.  Juli  1819  dahin  interpretirt, 
dass  die  den  Ständen  vorbehaltenen  polizeihchen  Verfügungen  gegen 
Wucher  und  schädlichen  Vorkauf  niemals  in  Sperranstalten  von 
einem  Kanton  gegen  den  andern  ausarten  dürfen,  dass  Lel)en8mittel- 
sperren  gegenüber  einem  auswärtigen  Staate  nur  mit  Genehmigung 
des  Vorortes  oder  der  Tagsatzung  von  einem  Kanton  angeoi"dnet 
werden  können ,  und  dass  kein  Kanton  die  Durchfuhr  von  Getreide 
und  andern  Lebensmitteln,  welche  vom  Auslande  kommtm  und  für 
einen  andern  Kanton  bestimmt  sind,  hemmen  oder  erschweren  solle. 
Mit  Bezug  auf  die  Bewilligung  neuer  Zölle,  We  g  -  und  Brücken- 
gelder wurde  in  den  Jahren  1824  und  1828  verordnet:  der  Vorort 
solle,  wenn  derartige  Begehren  bei  ihm  eingelien,  dieselben  durch 
unpartheiische  Experten  begutachten  lassen  und  ihren  Bericht  dem 
Traktandencirkular  für  die  Tagsatzung  beilegen ;  die  begehrenden 
Stände  sollen  den  Experten  die  auf  den  bc^absichtigten  Strassen- 
oder  Brückenbau  bezüglichen  Pläne  und  Kostenanschläge  mittheilen 
und  ihnen  für  die  Lokalbesichtigung  einen  sachkundigen  Begleiter 
beiordnen. —  Hinsichtlich  der  ei  dgenösssischen  Kriegskasse 
wurde  am  14.  August  1816  verfügt,  dass  dieselbe  in  verschiedenen 
Abtheilungen  den  dn^i  Vororten  collektiv  zur  Besorgung  übergel)en 
werden,  die  Aufsicht  und  Rechnungsabnahme  aber  einem  Ver- 
waltungsrat he  von  7  Mitgliedern  zustehen  solle,  welche  von 
den  Kantonen  nach  einer  bestimmten  Kehrordnung  gewählt  wurden. 
Die  eidgenössischen  Gränzgebühren,  aus  welchen  die 
Kriegskasse  gebildet  wui-de,  erhielten  durch  Beschluss  vom  16.  Au- 
gust 1819  ihre  nähere  Festsetzung,  indem  sämmtliche  Waaren  in 
nicht  mehr  als  zwei  Klassen  eingetheilt  wurden,  von  denen  die  eine 
2  Batzen,  die  andere  1  Batzen  vom  Centner  bezahlte.     Den  11.  Juli 
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IftÜO  wurde  fernerhin  durch  üebereinkunft  df  r  Stünde  verfügt,  dass 
der  Beniipi  der  Grän/cchühren  unverändert  fortdauern  solle,  bis  der 
vierfache  (statt,  wie  der  Bundesvertrat;  ™i'schne1),  der  doppelte) 
Betrag  eines  Geldkontingeutes  anResammelt  sei.  Der  Besbind  einer 
gemeinsamen  KrioKskasse  trug  nicht  wenig  bei  zu  den  Fortscliritt«n 
im  eid^enössii^choii  MilitiLrwescn,  iluit'h  welche  sich  die  Restaura- 
tionspmoile  vorzüglich  auszeichnete.  Von  besonderer  Bedeutung 
waren  in  dieser  Hinsicht  die  Aufätelhing  einer  eidgenössischen 
Militär-Aufsichtsbehörde,  Iwstehend  aus  dem  Präsidenten 
d«  Vorortes ,  vier  von  der  Tagsiitzung  gewählten  eidgeujissisi-heu 
Obersten  und  einem  cidgenössischc^n  Kriegssekretär,  und  die  Er- 
liclituiig  einer  Centra,I-JIilitürschuleiu 'J'lnm,  welche Jiuf  den 
Antrag  dieser  Behörde  am  IT.  August  1H18  beschlossen  wuiile.*) 
Es  war  ein  Trost  für  den  Vatcrlandslreuiid ,  dass  weiiigslons  im 
Mtütiirwesen  eine  kräftige  Centralleitung  verspürt  wui-dc,  welche 
man  auf  andern  Gebieten  nur  zu  oft  schmerzlich  verniisste. 

Wie  unter  der  Ilerrsihiift  der  Vermittlungsakte ,  so  geschah 
aucij  in  dem  Zeitnmm  von  l^lö  bis  IHHlj  die  weitere  Ausbildung 
lies  sehweizeristhen  Bundesrechtes  mehr  auf  ilemWcgc  von  Kon- 
kordaten, welche  bloss  fiir  die  bi'itretenden  Kautonc  verbindlich 
«aren,  als  auf  deinjcnigeii  der  'l'agsatzungsbesclilüsse.  Nicht  bloss 
vnitlen  die  oben  genannten  Konkordate  aus  der  Mediiitionszcit  in 
»len  ersten  Jahren  nach  Kiuführung  des  Bundes  Vertrages  bestätigt, 
sondern  es  wurden  auch,  veranlasst  durch  die  vielen  Lücken,  welche 
derselbe  enthielt,  zalilreiche  neue  Konkordate  abgeschlossen,  welche 
■lie  nachfolgenden  Verhältnisse  betrafen : 

1 1  den  Schutz  des  H  e  i  ni  a  t  h  r  c  c  h  t  e  s  für  C  o  u  v  e  r  1 1 1  e  u 
"ii-Juli    1M!I); 

-J  die  Niederlassung  von  einem  Kanton  zum  andern  (den 
1(1- Juli  lf<l!l  verpflichteten  sich  1'2,  nachher  13  Stände,  an  den- 
jenigen Grundsätzen  festzuhalten,  welche  zur  Mediationszeit  in 
loltreder  Bundesveri'assung  und  der  Bundeagesetze  vom  Jahr  1805 
Sffrolten  hatten); 

3)  den  schweizerischen  Münzfuss  (Ilevision  des  Tagaatznngs- 
«8elj]üs,ses  vom  11.  August  If'OJf  in  dem  Sinn,  dass  der  Schweizer- 
™nlcen  dem  Werthe  von  1'/^  alten  Livres  toumois  gleichkommen 

')  Offi7  Samm).  I.  ai9~230,  243—245,  284—282.  II.  12,  86,  141,  165. 
^"ell  I,  183— Ihfi,  199,  213—214,  K12-313,  339-343,  848,  368- 37Ö. 
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sollte,   die  Prägung   kleinerer  Münzen   aber  dem  Gutdünken   der 
Kantone  gänzlich  überlassen  blieb;  14.  Juli  1819); 

4)  das  Postwesen  (Bestätigung  des  Tagsatzungsbeschlusses 
vom  2.  August  1803  mit  dem  Beifügen,  dass  kein  Kanton  zum 
Nachtheil  anderer  Kantone  seine  Posttaxen  erhöhen  oder  seine 
Postrouten  verändern  solle;  9./10.  Juli  1818); 

5)  die  Erfbrdernisse  zur  Einsegnung  einer  rechts- 
gültigen Ehe  zwischen  Angehörigen  verschiedener  Kantone  und 
zwischen  Bürgern  des  nämlichen  Kantons  in  einem  andern  Kanton, 
dann  zwischen  Schweizern  und  Ausländem,  sowie  zwischen  z^'ei 
ausländischen  Personen  (4.  Juli  1820); 

6)  die  Zulässigkeit  der  Verkündung  gemischter  Ehen  durch 
Civilbeamte  und  ihrer  Einsegnung  durch  evangelische  Geistliche 
(U.August  1821); 

7)  die  Ausmittlung  von  Hfeimathrechten  für  die  Heimath- 
losen*) (S.August  1819  und  17.  Juli  1828); 

8)  die  vormundschaftliche  Jurisdiktion  des  Hei- 
mat hkantons  über  seine  Angehörigen,  welche  in  andern  Kan- 
tonen niedergelassen  sind  (15.  Juli  1822); 

9)  die  Beerbung  Niedergelassener  nach  den  Gesetzen 
ihres  Heimathkantons  (15.  Juli  1822); 

10)  den  Gerichtsstand  bei  Ehestreitigkeiten  der  Nieder- 
gelassenen in  ilirem  Heimathkanton  (B.Juli  1821); 

11)  die  Einstellung  der  Ausprägung  von  Scheide- 
münzen auf  20  Jahre  (9.  Jidi  1824); 

12)  den  Grundsatz,  dass  bei  Betreibungen  und  Arresten 
zwischen  Eidgenossen  verschiedener  Kantone  die  Regierungen 
selbst  (nicht  die  Gerichte)  das  Konkordat  vom  15.  Juni  1804,  be- 
treflfend  das  Forum  des  zu  belangenden  Schuldners,  handhaben 
sollen  (21.  Juli  1826); 

13)  die  Gleichberechtigung  der  Angehörigen  der  konkor- 
direnden  Stände  in  Erbschaftsfällen  (24.  Juli  1826); 

14)  den  Schutz  des  Heimathrechtes  für  Angehörige, 
welche  sich  in  auswärtige,  nicht  kapitulirte  Kriegsdienste 
anwerben  lassen  (U.Juli  1828  und  13.  Juh   1829); 

15)  die  Wanderbücher  für  Handwerksgesellen,  die  Reise- 

*)  Der  erste  Schritt  in  dieser  Richtung  war  durch  Tagsatzungsbeschlüsse  vom 
16.  und  17.  Juni  1812  geschehen. 
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Schriften  fremder  Arbeiter  und  Dienstboten,  die  Transport- 
befehle und  das  Verfahren  gegen  auswärtige  Verbrecher, 
welche  aus  der  Schweiz  verwiesen  werden  (14.  Juli  1828); 

16)  den  Schutz  des  Heimatrechtes  für  Schweizer,  w  eiche 
sich  im  Auslande  auf  unregelmässige  Weise  verehe- 
lichen (11.  Juli   1829); 

17)  die  heimathrechtliche  Versorgung  von  Au  sl  ändern,  welche 
durch  den  Eintritt  in  ein  kapitulirtes  Schweizer- 
regiment  heimathlos   geworden   sind    (6.  Juli  1830); 

18)  die  Anwendung  gleichmässiger  Grundsätze  bei  Aufstellung 
derTarifefür  Zölle,  Weg-  und  Brückengelder,  Waghaus-, 
Sust-  und  ähnliche  Gebühren  (12.  Juli  1830).*) 

Die  fünfzehn  Jahre,  während  welcjjer  das,  nach  dem  Sturze 
Napoleons  geschaflene  System  unbedingte  Geltung  hatte,  waren  für 
die  Schweiz  eine  Zeit  der  F.rholung,  deren  das  Land  nach  vielfachen 
Kämpfen  und  Leiden  bedurfte ;  aber  unter  der  äussern  Ruhe,  welche 
hin  und  wieder  in  Stagnation  ausartete,  schlummerten  unversöhnte 
Gegensätze.  Insbesondere  hatten  die  Veränderungen  in  den  K  a  n  - 
tonsverfassungen,  welche  in  den  Jahren  1814  und  1815  vor 
sich  gegangen  waren,  den  Keim  zu  neuen  Erschütterungen  gelegt, 
welche  früher  oder  später  nicht  ausbleiben  konnten.  Auch  in  den- 
jenigen Städtekantonen ,  wo  kein  gewaltsamer  Umsturz  der  Media- 
tionsverfassungen stattgefunden,  sondern  die  Grossen  Räthe  selbst 
die  Veränderungen  vorgenommen  hatten,  wie  in  Zürich,  Basel  und 
Schaffhausen,  hatten  die  Hauptstädte,  gleichwie  in  den  aristokra- 
tischen Kantonen  Bern,  Luzern,  Freiburg  undSolothum,  ein  mehr  oder 
weniger  starkes  Uebergewicht  in  der  Stellvertretung  erhalten.  Es 
erregte  diess  von  Anfang  an  um  so  grössere  Unzufriedenheit,  als  die 
neuen  Verfassungen  nirgends  den  Bürgern  zur  Annahme  vorgelegt 
^^en.  Auch  in  den  neuen  Kantonen  erhielten  die  Verfessungen 
^e  mehr  aristokratische  Richtung  dadurch,  dass  die  Grossen  Räthe 
einen  bedeutenden  Theil  ihrer  Mitglieder  selbst  wählten  aus  Kan- 
^tenlisten,  welche  durch  Wahlkollegien,  die  ganz  unter  dem 
Einflüsse  der  Regierungen  standen,  aufgestellt  wurden.  Daneben 
forderten  die   meisten   Verfassungen    gewisse    Vermögensrequisite, 

♦)  Offiz.  Samml.  I.  288-296,  350-352,  855—358.  H.  24—40,  77—78, 
^-88,  109—110,  142,  146—168,  254,  257,  260,  262,  269—270.  Snell  L 
217-241,  244—247,  261—264,  299—300,  303—804,  307—309,  312—314. 
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entweder  für  die  AusübuDg  des  Stimmrechtes  oder  für  die  Wähl- 
barkeit in  den  Grossen  Rath  oder  in  die  Regierung.  Auch  das  Ver- 
hältniss,  in  welchem  die  verschiedenen  Staatsbehörden  zu  einander 
standen,  erregte  mannigfache  Unzufriedenheit,  indem  die  Grossen  Räthe 
zu  abhängig  gehalten  wurden  von  den  Regierungen,  und  die  richter- 
liche von  der  ausübenden  Gewalt  zu  wenig  getrennt  war.  Die  aus- 
wärtigen Kabinete,  welche  durch  ihre  Bevollmächtigten  auch  auf 
die  Entwerfung  der  Kantonsverfassungen  einen  wesentlichen  Ein- 
fluss  geübt  hatten,  drängten  nachher  zu  weitem  Schritten ,  welche 
dem  immer  mehr  erwachenden  freisinnigen  Zeitgeist  widerstrebten. 
Nach  der  Unterdrückung  aufständischer  Bewegungen  in  mehreren 
Nachbarstaaten  verlangten  sie  von  der  Schweiz  strengeres  Ein- 
schreiten gegen  die  politischen  Flüchtlinge  und  gegen  die  Tages- 
presse. Die  Tagsatzung  entsprach  durch  ihren  Beschluss  vom 
14.Juli  1823  »über  den  Missbrauch  der  Druckerpresse 
und  über  Fremdenpolizei«,  welchem,  um  äusserlich  die 
Souveränetät  der  Kantone  zu  achten,  die  Form  einer  dringenden 
Einladung  an  dieselben  gegeben  wurde.  Nach  diesem  Beschlüsse 
sollten  genügende  Massregeln  dafür  ergriffen  werden,  dass  in  Druck- 
schriften, Tagblättern  u.  s.  w.  Alles  ausgewichen  werde ,  was  befreun- 
deten Mächten  Veranlassung  zu  begründeten  Beschwerden  geben 
könnte;  ebenso  sollte  das  Eindringen  und  der  Aufenthalt  von  Flücht- 
Hngen,  welche  wegen  Störungen  der  öffentlichen  Ruhe  aus  einem 
andern  Staate  entwichen  wären,  sowie  anderer  Fremder,  welche  das 
ihnen  in  der  Schweiz  gewährte  Domicil  zu  gefährlichen  Umtrieben 
gegen  auswärtige  Regierungen  oder  zu  Ruhestörungen  im  Innern 
missbrauchen  würden,  verhindert  werden.  Unter  wachsendem  Wider- 
stände bestätigte  die  Tagsatzung  in  den  folgenden  Jahren  diesen 
Beschluss,  bis  er  im  Jahre  1829  aufgegeben  wurde.  *)  Inzwischen 
versuchten  einzelne  Regierungen,  die  Presse  auch  in  den  eidgenössi- 
schen und  kantonalen  Angelegenheiten  zu  beschränken,  während  sie 
in  demokratischen  Ständen  einer  unbeschränkten  Freiheit  genoss, 
welche  zu  Angriffen  gegen  die  Zustände  in  andern  Kantonen,  wo  die 
Censur  herrschte,  benutzt  wurde.  Wie  daraus  heftige  Spannung 
zwischen  den  Kantonsregierungen  entstand,  so  hatte  der  miss- 
lungene  Versuch  einer  Retorsion  gegen  Frankreichs  neues 

*)  Oftiz.  Sammlung  11.  71—72,  \06,  141,  230.    Snell  I.  2o2— 204. 
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Mauthsystem  im  Jahr  1822  eine  noch  verderblichere  Trennung 
zur  Folge,  indem  die  westlichen  Kantone,  welche  auf  dem  Wege 
eines  Konkordates  die  Retorsion  ins  Werk  zu  setzen  suchten,  auch 
gegen  die  nicht  beitretenden  Mitstände  eine  Mauthlinie  errichteten. 
Endlich  brachten  auch  die  katholisch-kirchlichen  Ver- 
hältnisse vielfache  Spaltung  und  Gährung  hervor,  weil  die  römi- 
sche Curie ,  nachdem  sie  die  Schweiz  von  dem  l'reisinnig  verwalteten 
Bisthum  Constanz  losgerissen  hatte,  bei  der  Errichtung  des  neuen 
Bisthums  Basel-Solothurn  sich  einen  übermässigen  FJnfluss  zu 
sichern  suchte  und  mehrere  Kantonsregierungen  nur  zu  bereitwillig 
diesem  Streben  entgegenkamen.*) 


Zweites  Kapitel. 


Die  Umgestaltung  der  Schweiz  in  den  Jahren 

1830  bis  1848. 

§  1.  Die  Reform  in  den  Kantonen  und  die  misslongene  Bandes- 
revision (1830  bis  1835). 

Wir  haben  bis  dahin  gesehen ,  wie  die  Schweiz,  nachdem  im 
Jahr  1 798  ihr  altes  Verfassungsgebäude  in  Folge  innerer  Fäulniss  beim 
ersten  feindlichen  Angriffe  von  aussen  zusammengebrochen  war,  zu 
Deoen,  dauernden  Einrichtungen  im  Ihmde  und  in  den  Kantonen 
ohne  auswärtigen  Beistand  nicht  mehr  gelangen  konnte.  Wie  den 
Wirren  der  Helvetik  nur  das  Machtwort  Bonapai-te's  ein  Ziel  zu 
setzen  vermocht  hatte,  so  war  auch  die  Rekonstituirung  der  F.id- 
genossenschaft  nach  des  Vermittlers  Sturze  gewissermassen  unter 
«er  Oberleitung  der  siegreichen  verbündeten  Mächte  geschehen; 
äinen  war  insbesondere  der  Entscheid  vorbehalten  geblieben  über 
"ie  P'rage  der  Integrität  der  durch  die  Vermittlungsakte  geschaflFe- 
iien  Kantone ,  welche  den  heftigsten  Streit  unter  den  Schweizern 
veranlasst  hatte.    Auch  die  abermalige  Umgestaltung  der  Schweiz  in 

*)  Vergl.  Vögelin's  Schweizergeschichte,  fortges.  v.  H.  Es  eher,  IV.  134  ff. 
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lim  ;*.  -  ^i*  nicht  oLiie  begünstigende  Ein- 

»*-.-;  -       ■ii«'  ''«riser  Julirevolntion 

pk  da  ««»  Isäfl»  ji  JfT  H«  sich  greifenden  Bewegung,  welclie 


einen 

mit  ^~ 

liil- 

IV.  !■ 

Einil  -•• 


,,  ■  Verfassungen   von   1 8 1  ö  "gerichtet 

r.  iJ  fc  re*niTT.>ol«l  lou  mit  den  sie  begleitenden  welt- 
-'  '■<•  ■*«  rir»  "I       ««»ghchte  den  ungeliindorten  Ausbau 
sB»fc»fci«i»'""^."-  »*<*  (i^'Wi  Snnderbundskriege.    Aber 
_..._  ^jw_5«fc  dJrfen  wir  gleich,„bl  sagen,  d.nss  die 
.-  itr  kantonalen  und  BundcsTer- 
;*nJ»hr  1830  erfolgte,  unser  eigene. 
.»  «»»»-artige  Regierungen  keinerlei  direkten 
'  '     *^  ""B™  'laber  auch  unsere  gegenwär- 
lijr.  :  "'■  '"*'  nationales  Gepräge  an  sich, 

,1.  .- n  der  .I,,hre   1S03  und  1816  der  Fall  tot. 

,  ;ation  Ui  Paris  die  ältere  Linie  der  Bonr- 

!,,„,  "'">  franÄischen  Throne  vertrieben  hatte, 

|,„,^  i  J,-  s+'  J  >be  zahlreidien  Gährungsstoffe.   von  deneii 
^im  mip»  At«*«ille   gcrtdet  haben,    zum  allgemeinen  Aus- 
,.,,1.,    s  I.»  .  ' w  Monate  vorher  hatte  Tessi  n .  wo  in  der  kan- 
■  Mbroiendsten  Uebeletände  herrschten,  eine 
'"rgenommen;    nun   erhob   sich  zuerst  der 
""  luie  Volksversammlung  in  Weinfelden  den 
.■•«•■  Ilevision  der  Verfassung  durch  einen  eigens 
tertn»«ung.rath  veriangte  und  hierauf  der  Grosse 
r„ili     "        ■   '»•"■«nlii'it  einer  grossen  Anzahl  von  Landleuten 
„>i,^,„.-  ".   eln|le.chllehtert,  am  6,  November  diraem  Begehren 
„,,,,,,>     «ikalleJi»  Vorgänge  wiederholten  sich  in  den  K.antonen 
I  N.  St.  Gallen.  Luzern,  Solothnrn,  Frei- 
.io«en,  Waadt,  zuletzt  auch  in  Bern.    Unter 
"T  allgemeinen  Be»,egung  stellte  die  Tngsatzung  am 
'  ii  OrumUatz   auf:    es   stehe  jedem  Kanton  knifl 
'I  frei,  die  von  ihm  zweckmässig  erachteten  Ver- 
I    Verfassung  vorzunehmen,  sofern  dieselben  dem 

'''  ""flcrlaulen.   und  es  werde  sieb  daher  die 

"1  keine  Weise  in  solche  Keformen  ein- 

'    ■   '<    Bi«ehlu8s,    80   sehr   er   dur-ch   eine  politische 

i-ten  war.  «tand  doch  eigentlich  im  Widerspruche 

lilllehen  Systeme  von  1815;  er  bildete  daher  den 


§  1.  Die  Reform  in  den  Kantonen  u.  misslungeno  Bundesrcvision  (1830 — 1&36).   ß  1 

A^iifang  eines  Uebergangszustandes  ,  der  bis  zur  Begründung  eines 
aeuen  Bundes  im  Jahr  1848  fortdauerte. 

Die  neuen  Verfassungen,  welche;  in  den  benannten  Kantonen  bis 
zum  Frühling  und  Sommer  des  Jahres  1831  ausgearbeitet  und,  mit 
A-U-snahme  Freiburg's,  durch  Volksabstimmung  angenommen  wurden, 
beruhten  wesentlich  auf  folgenden  Grundsätzen :  Anerkennubg  der 
Volkssouveräne  tat,  deren  Ausübung  aber  auf  die  Wahlbefug- 
Äisse  und   auf  die  Abstimmung   über  Verfassungsänderungen   be- 
soliränkt  wurde;  Uebertragung  der  Gesetzgebung,  Steuerbewilligung, 
Ixistruktionsertheilung  für  die  Tagsatzung  und  des  Aufsichtsrechtes 
ttber  die  Regierungen  und  Gerichte  an  die  Grossen  Käthe,  wobei 
^xxr  in  St.  Gallen  dem  Volke  ein  sogenanntes  Ve  t  o  gegen  ihm  miss- 
fälTige  Gesetze  vorbehalten  wurde ;  Rechtsgleichheit  von  Stadt 
^^xid  Land ,  jedoch  in  mehrern  Kantonen  noch  eine ,  den  Uebergang 
^oxn  alten  zum  neuen  Systeme  berücksichtigende  Begünstigung  der 
fisiuptstädte    in    der    Repräsentation ;    in    den    meisten   Kantonen 
^  ximittelbare  Volkswahlen    für  die  Mehrzahl  der  Abgeord- 
neten in  die  Grossen  Räthe,  nur  in  Bern,  Freiburg  und  zum  Theil 
'^^      Solothum   noch   mittelbare    Wahlen    durcli    RezirkskoUegien ; 
^   ta  r  z  e  Am  tsdauern  und  daher  öftere  Erneuerung  aller  Behörden ; 
*-^  x-ennung    der    richterlichen    von    der    ausübenden 
^^  ^walt;  Pressfreiheit  und  Petitionsrecht;  Gewerbs- 
^  ^*^  eiheit;    in   mehrern   Kantonen   förmlich   ausgesprocliene  Ver- 
r^^^lichtung  des  Staates,   für  Verbesserung  des  Unterrichtes  zu 
^'•^^^gen. 

Während  in  den  oben  genannten  Kantonen  die  Verfassungsrevi- 

^3n  ihren   ruhigen  Verlauf  nahm,   führte  sie  dagegen  im  Kanton 

zu   blutigen  Wirren,    welche  die  Tagsatzung  nöthigten,   im 

"^^^.leresse    des    allgemeinen    Landfriedens    von    dem    aufgestellten 

Yundsatze    der  Nichtintervention   abzugehen.     Aber  wenn   es  ihr 

vach  gelang,    die   ausgebrochenen   Unruhen   durch    ein   grösseres 

»mppenaufgebot    zu   unterdrücken,    so   konnte  die  eidgenössische 

^'  «rmittlung    es   doch   nicht   verhindern,    dass  in  Folge  vielfacher 

^Xissgriffe   das  gegenseitige  Verhältniss   zwischen  Stadt  und  Land 

^ich  so  sehr  verbitterte,  dass  am  Ende  nur  noch  die  Trennung  in 

^^ei  Halbkantone  als  einziges,    beiden  Theilen   erwünschtes  Aus- 

*^"^Dft8mittel  übrig  Wieb.     Die  Stadt  hatte  allerdings  das  formelle 

Kecht  für  sich,    indem   die   vom  Grossen  Rathe   entworfene  neue 
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Verfassung  von  einer  Mehrheit  des  Volkes  angenommen  und  von 
der  Tapsatzung  garantirt  war ,  aber  diese  Verfassung  tmg  den 
ZeitvcrliültnisBen  offenbar  zu  wenig  Rechnung,  indem  sie  nicht 
bloss  eil)  unbilliges  Repräsentatiousverhaltuiss  aufteilte,  sondern 
sogar  <lic  sonderbare,  mit  der  Einheit  des  Staates  unverträgliche 
Bestimniiing  enthielt,  dass  künftige  Verfassungsänderungen  nicht 
von  dei'  Mi'hrheit  des  gesammten  Volkes,  sondern  einerseits  von  der 
Mehrhtiit  der  Stadtbiirger ,  und  anderseits  von  der  Mehrheit  der 
Landliürijer  beschlossen  werden  sollten.  In  der  Mehrzahl  der  Kan- 
tone niilim  daher  das  Volk,  welches  in  dem  Streben  der  Land- 
schaft ii^ch  Rechtsgleichheit  seine  eigene  Sache  erkannte,  immer 
entsclüpilener  Parthei  gegen  die  Stadt  Basel  und  es  sprachen 
sicli  zu  Anfang  des  Jahres  1832  bloss  noch  in  8  Kantonen  die 
Instruktionsbehörden  für  unbedingte  Handhabung  der  Verfassung 
aus.  >'un  fasste  der  Grosse  Rath  von  Base),  in  welchem  eine  ge- 
reizte Stimmung  immer  mehr  die  ruhige  Ueberlegung  verdrängte, 
am  22.  Februar  den  bedauerlichen  Beschluss,  es  solle  den  46  Ge- 
meinden ,  in  vrelchen  sich  bei  der  letzten  Abstimmung  nicht  die 
Mehrheit  für  das  Verbleiben  beim  Kanton  Basel  unter  seiner  jetzi- 
gen Vciiaasung  erklärt  hatte,  alle  öffentliche  Verwaltung 
entzügeu  und  der  Vorort  ersucht  werden,  durch  Au f- 
stelluug  einstweiliger  Behörden  für  dieselben  zu 
sorgen.  Vergeblich  waren  die  Protestationen  des  Vorortes  und 
die  dringenden  Vorstellungen  der  eidgenössischen  Repräsentanten ; 
der  Bestliluss  wurde  am  15.  März  vollzogen.  Die  abgetrennten 
Gemeiuiien  erklärten  sich  hierauf  als  souveräner  Theil  des  Kantons 
unter  dem  Namen  Basel-Landschaft;  ein  Verl'assungsrath 
stellte  iiu  Monat  April  für  den  neuen  Halbkanton  eine  Verfas- 
sung nul,  welche  am  4.  Mai  in  bi  Gemeinden  angenommen  wurde. 
Die  Tugsatzung,  welche  sich  den  9.  Mai  wieder  versammelte,  ord- 
nete iioiihmals  einen  Vermittlungsversuch  in  Zofingen  an ,  und 
nachdem  derselbe  fehlgeschlagen  hatte,  beschloss  am  14.  Juni  eine 
Mehrheit  von  zwölf  Ständen,  dem  Begehren  beider  Parteien  allzu- 
eihg  entsprechend,  grundshtzlich  die  Trennung  in  zwei  Halb- 
kantiiue.  Die  nähere -Ausführung  dieses  Grundsatzes  erfolgte 
durch   Tagsatzungsbescbluss  vom  14.  September. 

Auch  im  Kanton  Schwyz  musste  die  Tagsatzung  wenigstens  in 
vermittelnder  Weise  einschreiten,  da  das  alte  Land,  welches  seit 
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1815  wieder  grosse  politische  Vorrechte  genoss,  das  von  den  äussern 
Bezirken  gestellte  Begehren  einer  Verfassungsrevision  auf  Grundlage 
der  Rechtsgleichheit  mit  hartnäckigem  Stolze  abwies  und  hierauf 
die  äussern  Bezirke  im  März  1831  für  sich  eine  provisorische  Ver- 
waltungsbehörde aufstellten.  Nachdem  die  eidgenössischen  Vermitt- 
lungsversuche auch  hier  fruchtlos  geblieben  waren,  trat  im  Frühjahr 
1832  ein  Verfassungsrath  für  die  äussern  Bezirke  zusammen.  Durch 
die  am  6.  Mai  von  einer  Landsgemeinde  zu  Lachen  angenommene 
Ver&sfiung  konstituirten  sich  die  Bezirke  March,  Einsiedeln, 
Küssnach  und  Pfäffikon  als  selbstständigen  Staat  unter  dem 
Titel  »Kanton  Schwyz  äusseres  Land.«  Die  Bezirke  Gersau 
und  Wollerau  nahmen  keinen  Antheil  an  dem  neuen  Staatswesen. 
Endlich  traten  auch  in  dem  monarchischen  Kanton  Neuen- 
bürg  Ereignisse  ein,  welche  eine  Intervention  des  Bundes  herbei- 
fuhren mussten.  Der  König  von  Preussen  hatte,  dem  Wunsche  der 
vier  Bürgerschaften  entsprechend,  den  22.  Juni  1831  dem  Kanton 
eine  neue  Verfassung  gegeben,  durch  welche  an  die  Stelle  der  alten 
Landstände  ein,  grösstentheils  vom  Volke  gewählter  gesetzgebender 
Bath  trat,  dem  auch  die  Instruktionsertheilung  in  eidgenössischen 
Angelegenheiten  übertragen  wurde.  Die  Zugeständnisse,  welche 
diese  Verfassung  enthielt,  genügten  indessen  der  republikanischen 
Parthei,  welche  gänzliche  Trennung  des  Ijandes  von  Preussen  ver- 
langte, keineswegs.  Den  12.  September  brach  ein  Aufstand  aus  und 
die  Regierung  sah  sich  genöthigt,  den  Insurgenten  das  Schloss  zu 
übergeben,  während  sie  ihre  Anhänger  zu  Valiangin  sammelte.  Die 
Tagsatzung  sandte  zwei  Repräsentanten,  welche  aus  den  benach- 
barten Kantonen  Truppen  einnicken  Hessen.  Den  28.  September 
kam  eine  Uebereinkunft  zu  Stande,  nach  welcher  die  Insurgenten 
den  eidgenössischen  Truppen  das  Schloss  übergaben,  beide  Partheien 
ihre  Truppen  entliessen  und  eine  allgemeine  Amnestie  stattfinden 
sollte.  Da  inzwischen  der  gesetzgebende  Rath  eine  Abstimmung 
über  die  Trennungsfrage  verweigerte,  so  wurde  im  December  ein 
neuer  Aufstand  mit  Beihülfe  von  Freischaaren  aus  andern  Kanto- 
nen, namentlich  Waadt  und  Genf,  organisirt,  aber  vom  Gouver- 
neur P  f  u  e  1  mit  eigner  Macht  unterdrückt.  Ein  Kriegsgericht  sprach 
hierauf  über  die  gefangnen  Insurgenten  schwer  Strafen  aus.  Die 
königliche  Parthei,  gegen  die  Nachbarkantone  erbittert,  verlangte 
nun  Trennung  von  der  Schweiz,  für  welche  sich  am  16.  Februar  1832 
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auch  der  gesetzgebende  Rath  erklärte.  Allein  der  König  von  Preussen, 
welcher  die  Interessen  seiner  Unterthanen  besser  als  sie  selbst  zu 
würdigen  wusste,  wies  das  Begehren  ab. 

Den  eidgenössischen  Wirren  und  Verwicklungen,  welche  die  Be- 
w^ungen  in  Basel,  Schwyz  und  Neuenburg  zur  Folge  hatten,  sowie 
der  zum  Theil  nicht  unbegründeten  Besorgniss  Yor  ein^  aristokra- 
tischen Beaktion,  welche  in  einzelnen  regenerirten  Kantonen,  na- 
mentlich in  Bern,  waltete,  entkeimten  zwei  politische  Sonder- 
bünde, welche  zwar  keineswegs  die  ganze  Schweiz  ergriffen, 
aber  doch  eine  Mehrzahl  von  Kantonen  in  zwei  feindliche  Heer- 
lager trennten,  die  mit  wachsender  Erbitterung  einander  gegen- 
über standen.  An  der  ausserordentlichen  Tagsatzung,  welche  im 
März  1832  in  Luzern  versammelt  war,  verabredeten  die  Gesandten 
der  freisinnigen  Stände  Luz er n,  Zürich,  Bern,  Solothurn, 
St.  Gallen,  Aargau  und  Thurgau,  in  der  Absicht,  diemangel- 
haften  Bestimmungen  des  Bundesvertrages  über  die  Bedeutung  und 
die  Wirkungen  der  Garantie  der  Kantonsverfassungea 
zu  ergänzen,  das  sogen.  Siebnerkonkordat,  welches  nachher 
zwar  von  den  Grossen  Bäthen  der  sämmtlichen  genannten  Kantone 
genehmigt  wurde,  die  beabsichtigte  Ausdehnung  auf  andere  Stände 
aber  nicht  zu  erlangen  vermochte.  Folgendes  ist  der  wesentliche 
Inhalt  des  Konkordates:  »Durch  die  gegenseitige  Garantie  ihrer 
Verfassungen  verheissen  sich  die  sieben  Stände,  sowohl  die  dem 
Volke  jedes  Kantons  nach  seiner  Verfassung  zustehenden  Rechte  und 
Freiheiten ,  als  die  verfassungsgemäss  aufgestellten  Behörden  jedes 
Kantons  und  ihre  verfassungsmässigen  Befugnisse  aufrecht  zu  er- 
halten. Sie  gewährleisten  sich  femer,  dass  Aenderungen  dieser  Ver- 
fassungen einzig  in  der,  durch  jede  Verfassung  selbst  festgesetzten 
Weise  vorgenommen  werden  können.  Bei  Zerwürfnissen  wegen  Ver- 
fassungsverletzung in  einem  Kanton  üben  nach  fruchtlos  versuchter 
Vermittlung  die  übrigen  Konkordatskantone  das  Schiedsrichteramt 
aus.  Die  Schiedsrichter,  welche  strenge  nach  dem  Sinn  der  be- 
stehenden Verfassungen  zu  urtheilen  haben,  werden  von  den  ober- 
sten Kantonsbehörden  gewählt  und  sind  an  keine  Instruktionen  ge- 
bunden. Der  betheiligte  Stand  ist  pflichtig,  sich  dem  Spruche  zu 
unterziehen,  den  die  konkordirenden  Kantone  nöthigenfalls  voll- 
strecken. Durch  die  verheissene  Garantie  anerkennen  die  beitreten- 
den Stände  ihr  Recht  und  ihre  Pflicht ,  einander  Schutz  und  Schirm 
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zu  leisten,  und,  unter  Anzeige  an  den  Vorort,  einander  selbst  mit  be- 
wafl&ieter  Macht  einzeln  oder  in  Gemeinschaft  zu  Hülfe  zu  ziehen, 
um  Ruhe,  Ordnung  und  Verfassung,  wo  diese  gefährdet  sein  sollten, 
au&echt  zu  erhalten.  Das  Konkordat  wird  mit  ausdrücklichem  Vor- 
behalte aller  aus  dem  Bundesvertrage  hervorgehenden  Rechte  und 
Pflichten  abgeschlossen  und  soll  als  erloschen  ausser  Kraft  treten, 
sobald  der  Bundesvertrag  revidirt  und  in  demselben  die  angemesse- 
nen Bestimmungen  über  Umfang  und  Wirkungen  der  Garantie  der 
Verfassungen  aufgenommen  sein  werden.«  —  So  sehr  die  dieser 
eigenthümlichen  üebereinkunft  zu  Grunde  liegende  Idee,  dass  der 
eidgenössische  Rechtsschutz  nicht  bloss  den  Regierungen,  sondern 
auch  dem  Volke  in  den  Kantonen  zu  gut  kommen  solle,  Anerkennung 
verdient,  so  ist  es  doch  einleuchtend  und  geht  aus  dem  Schluss- 
vorbehalte selbst  hervor,  dass,  zuwider  dem  Geiste  des  eidgenössischen 
Bundesvereines,  auf  dem  Wege  eines  blossen  Konkordates  über 
staatsrechtlich-politische  Fragen  von  der  grössten  Wichtigkeit  Be- 
stimmungen getroffen  werden  wollten,  welche,  eben  weil  sie  gleich- 
sam die  Fundamente  der  staatlichen  Ordnung  betreffen,  nur  in  der 
Bundesverfassung  selbst  Platz  finden  können.  Wir  müssen  das 
Siebnerkonkordat  auch  schon  darum  als  einen  politischen  Missgriff 
betrachten,  weil  es,  ohne  den  regenerirten  Kantonen  einen  wirk- 
lichen Vortheil  zu  gewähren,  grosses  Misstrauen  in  der  Schweiz  her- 
vorgerufen, die  bereits  bestehende  Spaltung  noch  wesentlich  erweitert 
und  dadurch  mit  dazu  beigetragen  hat,  dass  die  Bundesrevision, 
welcher  es  vorarbeiten  wollte,  fiir  einmal  zur  Unmöglichkeit  wurde. 
In  der  That  ist  es  nur  zu  begreiflich,  dass  der  Sonderbund  der  VII 
liberalen  Stände  sofort  einem  konservativen  Gegenbündnisse  rief. 
Nachdem  die  Tagsatzung  am  14.  September  1832  die  Trennung  des 
Kantons  Basel  in  zwei  Halbkantone  definitiv  beschlossen  hatte,  ver- 
sammelte  sich  am  14.  November  die  Sarner  Konferenz,  be- 
stehend aus  Abgeordneten  der  Kantone  Uri,  Schwyz,  Unter- 
waiden, Basel-Stadt,  Wallis  und  Neuenburg,  welche 
die  Abrede  trafen,  Basel- Landschaft  und  die  äussern  Bezirke  von 
Schwyz  nicht  als  selbstständige  Orte  anzuerkennen,  und  wenn  die 
Tagsatzung  deren  Gesandten  in  ihrer  Mitte  aufnehmen  würd^'  die- 
selbe zu  verlassen.  Diese  Androhung  wurde  im  März  1833,  als  die 
Tagsatzung  wieder  in  Zürich  zusammentrat,  wirklich  vollzogen :  die 
Samerstände,   in  Schwyz  versammelt,  erklärten  die  Trennung  des 
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Kaotouti  Basel  ohne  die  ZustimmuDg  aller  Stände,  sowie  die  Auf- 
nahm<'  vcn  Basel  -  Landschaft  in  den  Schooss  der  Tagsatznng  für 
bundcswLilrig  und  enthielten  sich  der  Theilnahme  nicht  bloss  an  jener 
ausserordentlichen,  zunächst  wegen  der  Bundesreform  einberufenen, 
sondern  auch  an  der  ordentlichen  Tagsatzung  des  Jahres  1833. 
Während  iie  VI  in  Schwyz  tagenden  Kantone  erklärten,  die  Ver- 
samniliiug  in  Zürich  nicht  als  eine  recht-  und  hundesmässig  zu- 
sammcti gesetzte  Tagsatzang,  noch  ihre  Beacblüase  als  verbindhch 
ansebeu  zu  können,  änderte  die  Tagsatzung  ihr  Reglement  dahin 
ab,  dass  zu  einer  gültigen  Verhandlung  die  Anwesenheit  von  12  statt 
15  Ständen  genügen  sollte,  und  am  22.  April  anerkannte  sie  den 
getrcuntcii  Zustand  des  Kantons  Schwyz  unter  Vorbehalt  der 
Wiedervereinigung  und  gestattete  den  äussern  Bezirken  wie  der 
Lauds<'|jaic  Basel  eine  halbe  Stimme  in  ihren  Berathungen. 

HntteE  auf  diese  Weise  die  Verwicklungen,  welche  in  Folge  der 
Revision stiewegungen  in  der  Schweiz  herrschten,  im  Sommer  1833 
ihren  liüLepunkt  erreicht,  so  führten  damals  gerade  die  auf 'a  äus- 
serst« gL'spanuten  Verhältnisse  eine  schnelle  und  glückUche  Lösung 
derselben  herbei.  Durch  die  Partheiung,  welche  im  Bezirke  Küss- 
n:LL:h  herrschte,  liess  sich  die  Regierung  von  Schw.yz  verleiten, 
Tru|)|>t-ii  imfzubieten ,  welche  unter  dem  Kommando  des  Obersten 
A  b  y  b  e  r  g ,  eines  Mitgliedes  der  sechsörtischen  Konferenz ,  am 
31.  Juli  dort  einrückten  und  den  zu  den  äussern  Bezirken  haltendea 
Hecken  Küssnach  besetzten.  Dieser  bewaffeete  üeberfall,  welcher 
in  der  g;iuEen  Schweiz  die  grösste  Aufreguug  hervorrief,  ermuthigte 
dii?  Tiig^atzung  zu  kiüitifiem  Einschreiten :  schon  am  1.  August  er- 
klitrte  RIO  die  Besetzung  von  Küssnach,  welches  zu  dem  von  ihr  als 
selbst» täiidig  anerkannten  Theile  des  Kantons  Schwyz  gehörte,  als 
Lundfiiedensbruch  und  beschloss  schnelle  Aufstellung  von 
5  bis  (iüiHl  Mann  Bundestruppen,  um  die  äussern  Bezirke  militärisch 
zu  bcsilzeu,  die  gesetzliche  Ordnung  wieder  herzustellen  und  fer- 
nere Ümwälzungsversuche  zu  verhindern.  Das  Ereigniss  in  Küssnach 
hatte  aber  zugleich  im  Kanton  Basel  einen  noch  viel  bedenklichem 
Ausbnic  ii  des  unter  der  Asche  glimmenden  Feuers  zur  Folge.  Da 
unter  iler  städtischen  Regierung  noch  eine  Anzahl  von  Gemeinden 
standen,  welche  räumlich  keine  Verbindung  mit  der  Stadt  hatten, 
sondern  durch  den  landschaftlichen  Halbkanton  von  derselben  ge- 
trennt H  aren,  so  konnte  es  an  häufigen  Beibungen  nicht  fehlen.  S^t 
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dem  Küssnacher  Zuge   nahmen  dieselben   einen  ernstlichem  Cha- 
rakter an;  die  der  Stadt  getreuen  Landgemeinden  befürchteten  das 
Schlimmste  von  der  erbitterten  Landschaft  und  verlangten  Hülfe  von 
der  Stadt.     Nicht  ohne  lebhafte  Opposition  beschloss  am  2.  August 
der  dortige  Grosse  Rath,  in  welchem  eine  extreme  Parthei  die  Ober- 
hand gewann,  den  bewaffneten  Auszug,  welcher  am  3.  Morgens  mit 
1500  Mann  unternommen  wurde.     Die  Landschäftler,  an  Zahl  weit 
fiberlegen  und  mit  Geschütz  versehen,  erwarteten  den  andringenden 
Feind  in  äusserst  günstiger  Stellung,  auf  einer  befestigten  Anhöhe 
jenseits  Pratteln.     Es  entstand  nun  ein  blutiges  Gefecht,  welches 
mit  gänzlicher  Niederlage  und  wilder  Flucht  der  städtischen  Truppen 
endigte.     Sofort  besetzte  die  liandschaft  die   der  Stadt   treu   ge- 
bliebenen  Gemeinden  diesseits  des  Rheins   und   nöthigte  sie,  den 
Anschluss  an  den  neuen  Halbkanton  zu  verlangen.    Die  Tagsatzung, 
als  sie  von   dem  Ausbruche  des  Bürgerkrieges   im   Kanton  Basel 
Kunde  erhielt,  versammelte  sich  noch  in  der  Nacht  und  beschloss 
sofort  ein  neues,  noch  bedeutenderes  Truppenaufgebot,  dann  aber 
am  4.  und  5.  August  die   militärische   Besetzung   von  Stadt  und 
Landschaft.     Den  6.  wurde  dann  auch ,  da  man  einen  zusammen- 
bängenden  Rcaktionsplan  auf  Seite  der  Sarnerstände   vermuthete, 
die  Besetzung   des   innern    Landes   Schwyz  angeordnet, 
Welche  ohne  Widerstand   erfolgte  und   die  heilsame  Folge  hatte, 
dass  schon  am  9.  an  einer  Konferenz  zwischen  den  eidgenössischen 
Kommissären  und  der  Regierung  von  Schwyz  die  Eutwerfung  einer 
^r  beide  Landestheile   gemeinschaftlichen   Kantonsverfassung  auf 
GiTindlage   der  Rechtsgleichheit   eingeleitet  wurde.     Vor   den   an- 
eckenden eidgenössischen  Truppen  war  die  in  Schwyz  versammelt 
ß^wesene  Sonderbundskonferenz   nach  Beckenried  geflohen,  wo 
^e  ihre  Vertagung  beschloss  und  zugleich  eine  P>klärung  an  den 
^orort  zu  Händen  »der  in  Zürich  vereinigten  Stände«  erliess,  in 
Welcher  sie  versicherte,  dass  die  militärischen  Massregeln  von  Schwyz 
^d  Basel  ohne  ihr  Mitwissen  getroffen  worden  seien.     Als  Antwort 
^rauf  verfügte  die  Tagsatzung  am  12.  August   die  Auflösung 
^^  »unter  der  Benennung  Samer  Konferenz  bekannten  Verbindung 
Einiger  Stände«  und  forderte  diese  letztern  auf,    sich  im  Schoosse 
^^  Bundesversammlung   durch  Abgeordnete   vertreten   zu  lassen. 
**   der  That   rückten   bis   zum  2.  September  allmählig  wieder  die 
^sandtschaften   von   Schwyz,  Basel-Stadt,  ünterwalden,  Uri  und 
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Wallis  in  die  TagsatzuDg  ein;  nur  in  Neuenburg  beschlosB  der 
gesetzgelle jule  Ratb,  der  Aufforderung  nicht  nachzukommen,  son- 
dern sicli  pmeuert  durch  eine  persönliche  Abordnung  an  den 
König  zu  wenclen  um  Einwilligung  zur  Trennung  von  der  Schweiz, 
da  der  eiilgenösBische  Bund  durch  die  bisherigen  Schritte  der 
Mehrheit  der  Kantone  thatsächlich  vernichtet  sei.  Die  Tagsatzung 
antwortete  au!  diese  Erklärung  am  3.  September  mit  der  erueuer- 
ten  Auflunlrrung  an  Neuenburg,  bis  zum  10.  eine  Gesandtschaft 
nach  /iirirh  zu  schicken,  widrigenfalls  6000  Mann  eidgenössische 
Truppen,  "i'lche  bereits  aufgeboten  wurden,  den  11,  in  den  Kan- 
ton einriiiken  sollten.  Hierauf  fend  der  geselzgebende  Rath  für 
gut.  sich  zu  unterwerfen ;  seine  Abgeordneten  erschienen  am  10.  Sep- 
temlxT  in  der  Tagsatzung. 

In  Folge  des  energischen  Einschreitens  der  Bundeebehörde 
fanden  endlich  die  Angelegenheiten  der  Kantone  Basel  und 
S  c  h  w  y  z  ihre  definitive  Regelung :  dort  im  Sinne  der  gänzlichen 
Trennung  von  Stadt  und  Land ,  hier  im  Sinne  der  Wiederherstellung 
des  kfintnualen  Gemeinwesens.  Ein  Tagsatzungsbeschluss  vom 
2fi.  August  18S3*)  trennte  Basel  in  zwei  Halbkantone,  die  zu  dem 
eidgenössischen  Bunde  in  dem  nämlichen  Verhältnisse  stehen  sollten 
wie  die  'Iheüe  von  Unterwalden  und  Appenzell.  Wiedervereinigung 
wurde  zw-.n-  vorbehalten ,  aber  nur  wenn  sie  von  beiden  Theilen  frei- 
willig bi'p'lirt  werde.  Zu  Baselstadt  sollten  nebst  dem  Stadtbanne 
bloss  dii-  tti'nigen  Dörfer  auf  der  rechten  Seite,  zu  Basellandschaft 
der  ganze  auf  der  linken  Seite  des  Rheines  liegende  Kanton  gehören. 
Alles  Staat M'igenthum  mit  Einschluss  der  Kirchen-,  Schul-  und 
Armengiilir  musste  zwischen  den  beiden  Haihkantonen  getheilt 
werden.  I'ür  Basellandschaft  blieb  die  im  Jalir  1832  aufgestellte 
Vcriüsstiug  in  Kraft  und  die  vorher  der  Stadt  anhängigen  Gemein- 
den musston  sich  derselben  unterwerfen;  Baselstadt  musste  sich  eine 
neue  Verl'assUDg  geben.  Die  Ausscheidung  des  Geld-  und  Mann- 
schaftsknutingents  zwischen  den  beiden  Theilen  des  Kantons  Basel 
fand  durcli  TsgsatzungsbeschlÜHse  vom  16.  September  statt.  —  In 
Scliwyz .  wo  3ie  Zerwürfnisse  nicht  bis  zum  Bürgerkriege  geführt 
hatten  iimi  daher  auch  kein  unheilbarer  Riss  die  Partheien  aus- 
einanderhielt, gelang  es  der  Tagsatzung  und  ihren  Kommissarien,  die 
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Aufstellung  einer  den  Kauton  als  Ganzes  wieder  vereinigenden  Ver- 
fassung zu  erwirken.     Nachdem  der  Verfassungsrath  die  Kantons- 
Jaudsgemeinde,  welche  im  ersten  Entwürfe  fehlte,  wieder  hergestellt 
hatte,  wui-de  die  neue  Verfassimg  von  sämmtlichen  Bezirken,  mit 
Ansi  1  ahme  der  Mai'ch,  angenommen  imd  hierauf  bereits  am  13.0c- 
tober  eingeführt.    Es  versteht  sich,  dass  zu  diesem  schnellen  Erfolge 
die    militärische  Occupation  wesentlich  beitmg. 

War  auf  diese  Weise  nach  dreijährigen  Wirren  die  Revisions- 
bewegung  in  den  Kantonen  —  von  der  Trennung  in  Basel  abgesehen 
—  zu  einem  gedeihlichen  Abschlüsse  gelangt  und  hatte  zugleich  die 
Tagsatzung  durch  ihr  kräftiges  Einschreiten  die  Eidgenossenschaft 
vor  faktischer  Auflösung  bewalu*t  und  die  Autorität  der  gesetzlichen 
Bundesorgane   allen   Auf lehnun^sgelüsten   gegenüber   gerettet ;   so 
sollte  dagegen  die  B  u  n  d  e  s  r  e  v  i  s  i  o  n ,  welche  schon  vor  1 830  von 
vielen  einsichtigen  Eidgenossen,  namentlich  der  Jüngern  Generation, 
als    ein   dringendes  Bedürfniss  erkannt,  seither  aber  von  einliuss- 
reichen  Staatsmännej-n  ernstlich  angestrebt  wurde,  für  einmal  noch 
nicht  erreicht  werden.     Die  Initiative  ging  auch  hier  vom  Kanton 
Thurgau  aus,  welcher  bereits  an  der  ordentlichen  Tagsatzuug  des 
Jahres  1831  eine  Verbessei-ung  des  Bundesvertrages  von  1815  an- 
^gte.     Der  Antrag   wurde   kräftig   unterstützt   von   den   Ständen 
Zürich,  Freiburg  und  St.  Gallen,  welche  namentlich  folgende 
Gegenstände   als  Zielpunkte   der   einzuleitenden  Revision   bezeich- 
neten: 1)  die  Aufstellung  eines  von  der  Tagsatzuug  zu  erwählenden 
-^undesrathes  für  ausserordentliche  Zeitumstände  statt  des  Rei)rä- 
^^utantenrathes ;  2)  die  freie  Niederlassung ;  3)  den  freien  Verkehr 
^^  Innern  der  Schweiz ;  4)  eine  erhöhte  Kompetenz  der  Tagsatzung, 
^Sonders  in  Hinsicht  auf  den  diplomatischen  Verkehr  mit  dem  Aus- 
*^Xide  und  auf  die  zur  Erhaltung  der  Unabhängigkeit  der  Schweiz 
^**forderlichen  Militäreinrichtungen ;  5)  ein  zweckmässigeres  Reprä- 
^^ntationsverhältniss  in  der  Bundesversammlung,  übereinstimmend 
^^t   demjenigen,    welches   unter   der   Vennittlungsakte   stattfand; 
^■^  Centralisation  des  Masses  und  Gewichts,  des  Münz-,  Post-  und 
"^^Uwesens ;    7)   genauere  Bestimmungen  über  die  Gewährleistmig 
^^1^  Kantonsverfassungen ,  sowie  über  ein  eidgenössisches  Rechtsver- 
^hren  bei  Streitigkeiten  unter  den  Kantonen.     Bei  der  Abstimmung 
^^gab  sich  für  Ueberweisimg  der  Frage  der  Bundesrevision  an  eine 
^*^mmi8sion  bereits  die  ansehnliche  Minderheit  von  9  Ständen ;  eine 
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Mehrheit  von  1 2  Stimmen  nahm  den  Gegenstand  ad  refereuduni  für 
die  ordentliche  Tagsatzung  von  1832.  Inzwischen  war  insbesondere 
der  Langenthaler  Verein  thätig  für  die  Bundesrevision  und  an  der 
ausserordentlichen  Tagsatzung  vom  März  1832  arbeiteten  im  Auf- 
trage der  Gesandten,  welche  gleiclizeitig  das  Siebnerkonkordat  ab- 
schlössen, Baumgar tner  von  St.  Gallen,  Karl  Schnell  von 
Bern  und  Kasimir  Pfyffer  von  Luzern  einen  »Entwurf  einer 
schweizerischen  Bundesverfassung a  aus,  welcher  nachher  mit  der 
Bezeichnung  »von  einer  Gesellschaft  Eidgenossen«  im  Druck  er- 
schien. *)  Derselbe  stellte  eine  Tagsatzung  von  60  Mitgliedern  auf, 
welche  ohne  Instruktionen,  nach  eigner  Ueberzeugung  stimmen 
sollten.  Zürich,  Bern,  St.  Gallen,  Aargau  und  Waadt  erhielten  je  4, 
Luzern,  Freiburg,  Graubünden,  Thurgau,  Tessin  und  Wallis  je  3, 
die  übrigen  Kantone  je  2  Abgeordnete.  Die  Tagsatzung  sollte  sich, 
wie  bis  dahin,  abwechselnd  in  den  Bundesstädten  Zürich,  Bern  und 
Luzern  versammeln.  Als  Präsident  der  Tagsatzung  war  ein  Land- 
ammann der  Schweiz  bezeichnet ,  welcher  frei  aus  den  Bürgern  aller 
Kantone  für  eine  Amtsdauer  von  zwei  Jahren ,  mit  Nichtwiederwähl- 
barkeit  für  die  nächsten  vier  Jahre,  gewählt  werden  sollte.  Ihm  war 
zugleich  die  vollziehende  Gewalt  des  Bundes  übertragen ;  für  wich- 
tigere Geschäfte  hatte  er  jedoch  einen  Bundesrath  von  4  Mitgliedern 
beizuziehen,  welche  die  Tagsatzung  ebenfalls  für  zwei  Jahre  aus  den 
schweizerischen  Bewohnern  desjenigen  Kantons  wählte,  in  welchem 
sie  während  jener  Zeit  ihren  Sitz  hatte.  Für  Beurtheilung  von 
Streitigkeiten  unter  Kantonen  über  Gegenstände,  welche  nicht  der 
Kompetenz  der  Tagsatzung  unterstellt  waren,  wurde  ein  Bundes- 
gericht von  9  Mitgliedern  und  4  Ersatzmännern  aufgestellt.  Den 
Kantonen  war  untersagt,  Bündnisse  oder  über  Gegenstände,  in  wel- 
chen die  Tagsatzung  allein  als  kompetent  erschien,  Verträge  unter 
sich  abzuschliessen ;  andere  Verträge  sollten  keine  dem  Bundes- 
staate oder  den  Rechten  der  übrigen  Stände  nachtheilige  Bestim- 
mungen enthalten.  Das  Militärwesen  wurde  in  dem  Sinne  zur  Bundes- 
sache erklärt,  dass  das  Kriegsmaterial  mit  Inbegriff  der  Munition, 
die  Bewaffnung  und  der  höhere  Unterricht  der  Mannschaft  vom 
Bunde  selbst  bestritten  werden  sollten.  Das  Münz-  und  Postregal 
wurden  dem  Bunde  übertragen.    Die  den  Kantonen  bewilligten  Zölle, 
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Weg-  und  Brückengelder  sollten  in  ihrem  Bestände  verbleiben ,  da- 
gegen ohne  Genehmigung  der  Tagsatzung  weder  neue  errichtet, 
noch  die  bestehenden  erhöht  werden.  Im  Uebrigen  sollte  die  Aus-, 
Ein-  und  Durchfuhr  von  Gegenständen  des  Verkehrs  und  des  Ver- 
brauchs aus  einem  Kanton  in  den  andern  weder  verboten,  noch 
mit  Abgaben  belastet  werden.  Den  Schweizern  beider  Konfessionen 
wurde  das  Recht  des  Liegenschaftenerwerbes,  die  freie  Niederlassung 
und  Gewerbsbetreibung  in  allen  Kantonen  gesichert.  Hinsichtlich 
der  Ausscheidung  der  Kompetenzen  zwischen  dem  Bunde  und  den 
Kantonen  enthielt  der  Entwurf  die  eigenthümliche  Bestimmung, 
dass  zwar  der  Entscheid  über  die  Kompetenzfrage  immer  der  Tag- 
satzung zustehen  sollte,  jedoch,  wenn  20  in  der  Minderheit  gebliebene 
Mitglieder  derselben  es  verlangten,  eine  zweit^  Berathung  in  einer 
folgenden  Sitzung,  an  welche  jeder  Stand  wenigstens  einen  neuen 
Abgeordneten  zu  senden  hatte,  stattfinden  sollte. 

An  der  ordentlichen  Tagsatzuug  des  Jahres  1832,  als  die  Bun- 
desrevision wieder  zur  Sprache  kam,  wurde  dieselbe  grundsätzlich 
beschlossen  von  I.3V2  Ständen  (Luzem,  Zürich,  Bern,  Freiburg, 
Solothnrn,  Basel,  Schaff  hausen,  Appenzell  A.Rh.,  St.  Gallen,  Grau- 
hünden,  Aargau,  Thurgau,  Waadt  und  Genf),  und  die  Ausfiihrung 
des  Werkes  einer  Kommission  von  15  Mitgliedern  übertragen,  in 
welcher  alle  die  verschiedenen  Ansichten,  die  sich  bereits  in  der 
Besprechung  der  Frage  geltend  gemacht  hatten,  ihre  Vertretung 
fwaden.  Nur  die  Urkantone  schlössen  sich  selbst  von  der  Revisions- 
kommission aus,  indem  der  in  dieselbe  gewählte  Landammann 
Zgraggen  von  Uri  beharrlich  ablehnte.  Den  29,  October  versam- 
nielte  sich  die  Kommission,  welche  zum  grossem  Theile  aus  den  her- 
vorragendsten schweizerischen  Staatsmännern  jener  Zeit  bestand, 
^ter  ziemlich  günstigen  Auspizien  in  Luzem,  Bis  zum  20.  Decem- 
*^r  dauerten  die  gründlichen  und  würdigen  Berathungen,  in  welchen 
^D  Geist  brüderlichen  Entgegenkommens  waltete  und  das  lebendige 
Gefühl  vorherrschte,  dass  es  nur  dem  vereinten  Wirken  aller 
wahren  Vaterlandsfreunde  gelingen  könne,  ein  neues  und  festes 
B^d  zu  begründen ,  welches  die  XXII  Kantone  der  Eidgenossen- 
s<^  umschlingen  sollte.  Die  Grundzüge  des  nach  den  Beschlüssen 
^r  Konmiission  von  Baumgartner  ausgearbeiteten  Bundes- 
Projektes  sind  folgende:  Die  Kantone  behalten  nicht  bloss  ihre 
Souveriinetät,  soweit  nicht  die  aus  ihr  folgenden  Rechte  ausdrücklich 
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der  Buiulcsgewalt  übertragen  werden ,  sondern  auch  g  1  e  i  c  li  e  s 
Stimmrecht  an  der  Tagsatzung.  Letztere  best^^ht  aus 
44  Abgeordneten,  welche  in  der  Regel  nach  freier  Ueber- 
zeugung  stinmien.  Ausnahmsweise  haben  jedoch  die  Kantone 
Instruktionen  zu  ertheilen  liir  folgende  Geschäfte:  Bündnisse 
und  Verträge  politischen  Inhaltes  mit  dem  Auslande,  Kriegserklä- 
rungen und  Friedensschlüsse,  Anerkennung  auswärtiger  Staaten 
und  Regierungen,  bewaffnetes  Einschreiten  bei  Unruhen  in  einem 
Kanton  ohne  Begehren  der  Regierung  desselben ,  Schlussuahmen 
über  die  Kompetenz  der  Bundesbehörden,  wenn  diese  bestritten 
wird,  und  Erläuterungen  der  Bundesurkunde,  Bestimmung  und 
Revision  der  Mannschafts-  und  Geldkontingente,  Revision  der  Bundes- 
urkunde. Ferner  bejiürfen  die,  durch  die  Mehrheit  der  stimmenden 
Abgeordneten  gefassten  Tagsatzungsbeschlüsse  zu  ihrer  Gültigkeit 
der  nachträglichen  Genehmigung  durch  zwölf  Kantone, 
welche  in  der  Regel  binnen  sechs  Monaten  erfolgen  muss.  bei  Ver- 
trägen nicht  i)olitischen  Inhaltes  mit  dem  Auslande,  bei  der  Ge- 
währleistung der  Kantonsverfassungen,  bei  den  zur  Ausführung  der 
Bundesurkunde  erforderlichen  Bundesgesetzen,  ihrer  Al)änderung  und 
Aufhebung,  bei  der  Errichtung  und  Aufhebung  bleibender  Bundes- 
beamtungen  im  Innern  und  diplomatischer  Agentschaften  im  Aus- 
lande, endlich  beim  Nachlasse  von  Interventionskosten.  Das  Vor- 
schlagsrecht bei  der  Tagsatzung  soll  theils  dem  Bundesrathe,  theils 
den  Kantonen,  theils  jedem  einzebien  Abgeordneten  zustehen.  Den 
Vorsitz  in  der  Tagsatzung  führt  der  LandammannderSchweiz, 
welcher  von  den  Kantonen  in  der  Weise  gewählt  wird,  dass  jeder 
derselben  zwei  Personen  aus  verschiedenen  Kantonen  bezeichnet. 
Ergibt  sich  auf  diese  Weise  keine  absolute  Mehrheit  oder  erlialten 
mehrere  Personen  eine  absolute  Mehrheit  von  Kantonsstimmen,  so 
trifft  die  Tagsatzung  die  Wahl  aus  denjenigen  Personen,  welche  die 
meisten  Kantonsstimmen  auf  sich  vereinigt  haben.  Der  Landammann 
der  Schweiz  ist  zugleich  Präsident  des  Bundesra  thes,  der  voll- 
ziehenden Behörde  der  Eidgenossenschaft,  welche  neben  ihm  aus 
vier,  von  der  Tagsatzung  ernannten  Mitgliedern  besteht.  Die 
Amtsdauer  des  I^ndammanns  und  der  Bundesrathe  ist  auf  4  Jahre 
angesetzt ;  der  I^andammann  ist  nach  Ablauf  von  zwei  Amtsdauem 
für  die  dritte  von  der  Wiederwahl  ausgeschlossen.  Die  Geschäfte 
des  Bundesrathes  werden  eingetheilt  in  die  vier  Departemente  des 
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Aeussem,  des  Innern,  des  Militäi-s  und  der  Finanzen ;  die  Tagsatziing 
veist  jedem  der  vier  Mitglieder  eines  dieser  Departemente  an.  Das 
Bundesgericlit,  bestehend  aus  einem  Präsidenten,  8  Mitgliedern 
und  4  Ersatzmännern,  wird  von  der  Tagsatzung  aus  einer  Kandi- 
datenliste gewählt,  welche  in  der  Weise  gebildet  wird ,  dass  jeder 
Stand  zwei  Personen ,  die  eine  aus  dem  eignen ,  die  andere  aus 
einem  andern  Kauton,  vorschlägt.  Die  Amtsdauer  des  Bundesgerich- 
tes sowie  seines  Präsidenten  ist  auf  sechs  Jahre  fesgesetzt.  Der 
Kompetenz  des  Bundesgerichtes  unterliegen  folgende  Civilrechts- 
föUc:  a)  Streitigkeiten  zwischen  Kantonen,  in  dem  ausgedehnten 
Sinne,  dass  eine  Kantonsregiening  auch  im  Interesse  von  Privaten 
und  Korpomtionen  gegen  die  Regierung  eines  andern  Kantons 
wegen  Venveigerung  oder  Verletzung  bundesmässif^er  Rechte  das 
Bundesgericht  anrufen  kann ;  b)  Streitigkeiten  zwischen  d(?m  Bundes- 
rath  und  einem  Kanton,  auf  Ueberweisung  der  Tngsatzung ;  c)  bei 
bewaffneter  Dazwischenkunft  des  Bundes  in  einem  Kanton  Herstel- 
lung des  verfassungsmässigen  Zustindes  und  Entschädigung  an  den 
verletzten  TheiL  sofern  die  Behörden  ihre  Amtsgewalt  missbraucht 
haben;  d)  Streitigkeiten  in  Bezug  auf  Heimathlosigkeit.  Das  Bundes- 
gericbt  urtheilt  als  Kriminalgericht :  a)  in  Fällen,  wo  die  Tagsatzung 
Mitglieder  des  Bundesrathes  oder  andere  eidgenössische  Beamte  in 
Anklagestand  versetzt;  b)  über  Fälle  von  Hochverrath  gegen  die 
Edgenossenschaft,  von  Aufruhr  und  Gewaltthat  gegen  die  Bundes- 
behörden ;  c)  über  Verletzungen  der  völkerrechtlichen  Stellung  der 
Schweiz  gegen  auswärtige  Staaten ;  d)  über  Verbrechen  von  Militär- 
personen in  Fällen  von  Krieg  oder  l)ewaffneter  Neutralität,  soiem 
^as  Mihtäi^trafgesetzbuch  dieselben  dem  Bundesgerichte  zuweist; 
ej  über  die  während  der  Unruhen ,  welche  die  eidgenössische  Da- 
zwischenkunft in  einem  Kanton  verursacht  haben,  verül)ten  Ver- 
brechen, sofern  die  Tagsatzuug  für  angemessen  erachtet,  dieselben 
dem  Bundesgerichte  zu  überweisen.  Als  Bundesstadt,  wo  sich 
^e  Tagsatzung  versammelt  und  der  Bundesrath  seinen  bleibenden 
Sitz  hat,  wird  Luzern  bezeichnet;  das  Bundesgericht  soll  sich  in 

• 

^em  andern  Kanton  versammeln.  Der  Bund  gewährleistet 
die  Kantonsverfassungen  nur  unter  der  Bedingung,  dass  sie 
einerseits  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  nach  repräsentativen 
^er  demokratischen  Formen  sichern  und  dieselben  keiner  Bürger- 
»laase  ausscldiesslich  zuwenden,  anderseits  Bestimmungen  darüber 
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enthalten,  wie  sie  revidirt  werden  können.  Die  Garantie  der  Ver- 
fassungen hat  aber  alsdann  die  Bedeutung,  dass  die  Rechte  und 
Freiheiten  des  Volkes  gleich  den  Rechten  und  Befugnissen  der 
Behörden  gewährleistet  sind.  Die  Kantone  dürfen  keine  beson- 
dern Bündnisse  und  Verträge  politischen  Inhaltes  unter  sich 
abschliessend  Verkommnisse  über  Gegenstände  der  Gesetzgebung, 
des  Gerichtswesens  und'  der  Verwaltung  sind  der  Bundesbehörde 
vorzulegen  und  dürfen  nur  dann  vollzogen  werden,  wenn  sie  nichts 
der  Bundesurkunde  oder  den  Rechten  anderer  Kantone  Zuwider- 
laufendes enthalten.  Dem  Auslande  gegenüber  steht  dem 
Bunde  allein  das  Recht  zu,  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu 
schliessen,  Bündnisse  und  Staatsverträge,  worunter  auch  Zoll-  und 
Handelsverträge  verstanden  werden ,  einzugehen.  Verkommnisse 
der  Kantone  mit  dem  Auslande,  welche  als  zulässig  erscheinen, 
bedürfen  der  Genehmigung  der  Bundesbehörde ;  ausgenommen  sind 
jedoch  Verträge  für  Lieferung  von  Salz  und  Getreide  gegen  rein 
ökonomische  Leistungen,  welche  nur  dann  vorgelegt  werden  müssen, 
wenn  es  ausdrücklich  von  der  Bundesbehörde  verlangt  wird.  Der 
freie  Verkehr  von  einem  Kanton  in  den  andern  ist  für  Lebens- 
mittel, Landes-  und  Industrieerzeugnisse,  Vieh  und  Kaufmannswaaren 
gewährleistet.  Vorbehalten  sind  Polizeiverfügungen  gegen  Wucher 
und  schädlichen  Vorkauf,  welche  indessen  auch  die  eignen  Kantons- 
bürger treffen  sollen  und  niemals  in  Sperranstalten  ausarten  dürfen; 
ferner  die  bundesmässigen  Zölle  und  die  durch  den  Bund  als  zulässig 
erklärten  Verbrauch ssteuern .  Der  Bund  erhebt  Gränzgebühren 
von  den  in  die  Schweiz  eingehenden  Waaren,  welche  nicht  zu  den 
nothwendigsten  Lebensbedürfnissen  gehören;  doch  darf  der  gegen- 
wärtige Ansatz  derselben  nicht  erhöht  werden.  Den  Kantonen  wer- 
den Strassengelder  bewilligt  vonWaaren,  Wagen,  Reisenden 
und  Vieh,  nach  Massgabe  von  Gewicht  und  Entfernung,  Zahl  und 
Bespannung  und  mit  Berücksichtigung  der  Bau-  und  Unterhalts- 
kosten von  Strassen,  Brücken  und  Niederlagsstätten.  Zu  diesem 
Ende  soll  die  Tagsatzung  eine  allgemeine  Revision  des  Zoll- 
wesens in  den  Kantonen,  welcher  auch  die  Wasserzölle  unter- 
liegen, nach  festgesetzten  Grundsätzen  vornehmen.  Der  Zustand 
der  Strassen,  auf  welchen  Zollgebühren  bezogen  werden,  unterliegt 
der  Beaufsichtigung  des  Bundes.  Verbrauchssteuern  dürfen 
die  Kantone  nur  von  Getränken,  Lebensmitteln  und  rohen  Landes- 
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Produkten  erheben ;  die  Erzeugnisse  des  eignen  Kantons  sollen  gleich 
denjenigen  anderer  Kantone   und  schweizerische  Erzeugnisse  nie- 
driger als  ausländische  besteuert  werden.  Damit  diesen  Grundsätzen 
nicht  zuwider  gehandelt  werde ,  sind  die  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Verbrauchssteuern  der  Tagsatzung   zur  Einsicht   vorzulegen. 
Das  Postwesen  im  Umfange  der  ganzen  Eidgenossenschaft  wird 
vom  Bunde  übernommen.     Als  Entschädigung  erhalten  die  Kantone 
'/^  des  Reinertrages  der  Postbedienung  im  Umfange  ihres  Gebietes 
fahrend  des  Jahres  1832.     Dem  Bunde  wird  ferner  das   Münz- 
regal  übertragen  und  dabei  als  Einheit  des  neuen  schweizerischen 
Münzfusses  der  französische  Franc  angenommen.     Dem  Bunde  soll 
das  Recht  zustehen,  für  den  Umfang  der  Eidgenossenschaft  gleiches 
Mass  und  Gewicht  einzuführen.    Die  schweizerischen  Masse  und 
Gewichte  sind  nach  einem  Decimalsysteme  zu  bestimmen,  welches 
mit  den  Systemen  andrer  Staaten  in  genauem  und  leicht  anwend- 
barem Verhältnisse  stehe.     Fabrikation  und  Verkauf  des  Schiess- 
pnlvers  in  der  Eidgenossenschaft  sollen  ausschliesslich  dem  Bunde 
zustehen.     Das  Bundesheer,  aus  den  Kontingenten  der  Kantone 
gebildet,  besteht  in  Auszug,  Landwehr  und  Landsturm.  Der  Bundes- 
aoszug  wird  vorläufig  auf  67,516  Mann  angesetzt;   doch   soll  die 
Mannschaftsskala ,    nach  vorangegangener   Volkszählung,    an  der 
ersten  ordentlichen  Tagsatzung  revidirt  werden.     Der  Bund  über- 
nimmt ausschliesslich  für  alle  Wa ffengattungen  den  höhern 
Militärunterricht  (Militärschulen,  Truppenzusammenzüge) ,   die  In- 
struktion der  Offiziere  und  Unteroffiziere  und  die  ei-ste  Instruktion 
der  Rekruten.     Dem  Bunde  steht  die  Aufsicht  über  das  Kiiegszeug 
der  Kantone  zu.     Die  Militärverordnungen  der  Kantone  sollen  der 
gemeinen  Militürorganisation   untergeordnet   sein   und   bedürfen 
der  Genehmigung  des  Bundesrathes.    Alle  Abtheilungen  des  Bundes- 
beeres  führen   ausschliesslich  die  eidgenössische  Fahne.     Für  jede 
Waffengattung  wird  eine  gleichförmige,  einfache  Bekleidung  ange- 
nommen.    In  die  Bundeskasse  fallen:  a)  die  Zinse  des  Kapital- 
fonds  (der   eidgenössischen  Kriegsgelder),    b)   die  schweizerischen 
Granzgebühren,  c)  der  Ertrag  der  Postverwaltung,  d)  die  Einkünfte 
der  Pulververwaltung.     Sollten  diese  ordentlichen  Einnahmen  nicht 
i^usreichen,   so  haben  die  Kantone  Geldkontingente  zu  bezahlen, 
deren  Skala  ebenfalls  von  der  ersten  ordentlichen  Tagsatzung  zu 
'Odilen  ist.     Der  Bund  gewährleistet  allen  Schweizern  das  Recht 
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freier  Niederlassung  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossen- 
schaft unter  den  hiefiir  vorgeschriebenen  Bedingungen.  Alle  Ab- 
zugsrechte im  Innern  der  Schweiz  sind  abgeschafft,  lieber 
Gegenstände,  welche  dem  Bunde  übertragen  sind,  steht  allen 
Schweizern  das  Petitionsrecht  an  die  Bundesbehörden  zu.  Alle 
Kantone  sind  verpflichtet,  die  Angehörigen  andrer  Kan- 
tone den  eignen  Angehörigen  gleich  zu  halten  in  Bezug 
auf  Steuern,  Schuld-  und  Konkurssachen,  Erbverhältnisse  und  ge- 
richtliches Verfahren.  Der  aufrechtstehende  schweizerische  Schuld- 
ner darf  nur  vor  dem  Richter  seines  Wohnortes  belangt  werden. 
Bundesgesetze  sind  zu  erlassen  über  die  Heimathlosigkeit, 
über  die  Auslieferung  der  Verbrecher  und  über  die  Zulässig- 
keit  von  Verbannungsstrafen  innerhalb  der  Eidgenossenschaft. 
Endlich  kann  nach  Ablauf  von  1 2  Jahren  die  Bundesurkunde  re vi- 
di rt  werden,  wenn  mindestens  5  Stände  es  verlangen  und  eine  mit 
Instruktionen  versehene  Tagsatzung  mit  der  Mehrheit  von  1 2  Kan- 
tonsstimmen  es  beschliesst.  Die  von  der  Tagsatzung  revidirte  Bun- 
desurkunde tritt  jedoch  erst  in  Kraft ,  wenn  sie  die  Sanktion  von 
wenigstens  15  Kantonen  erhalten  hat. 

Im  Auftrage  der  Revisionskommission  begleitete  Professor  Rossi 
den  Entwurf  einer  Bundesurkunde  mit  einem  geistvollen  Berichte 
an  die  Kantone,  welcher  die  Gesichtspunkte,  von  denen  die  Kom- 
mission ausgegangen  war,  klar  und  treffend  hervorhob.  Indessen 
weckte  gerade  der  Umstand,  dass  die  Beleuchtung  in  französischer 
Sprache  erschien,  Vorurtheile  gegen  den  Entwurf  in  der  deutschen 
Schweiz ,  wo  man  ihn  als  ein  Werk  der  Doktrinäre  der  romanischen 
Kantone  bezeichnete.  In  Flugschriften  und  Zeitungen  sprachen  sich 
Trox  1er,  der  nur  von  einem,  durch  das  Schweizervolk  nach  Ver- 
hältniss  der  Kopfwahl  gewählten  Verfassungsrathe  das  Heil  erwar- 
tete, Ludwig  Snell  und  andere  radikale  Führer  gegen  den  Entwurf 
aus.  Eine  zweite  Klasse  von  Gegnern  bestand  aus  der  katholischen 
Geistlichkeit  und  der  ganzen  konservativen  Parthei  in  der  Schweiz, 
welche  damals  in  der  Samer  Konferenz  ihre  Spitze  &nd.  Die 
Grossen  Räthe  der  freisinnigen  Stände  nahmen  zwar  den  Entwurf 
als  Grundlage  an  für  ihre  Instruktionsberathungen ,  aber  sie  be- 
schlossen eine  Unzahl  von  Abänderungsanträgen.  Allenthalben 
herrschte  das  Bestreben  vor,  die  kantonalen  Interessen  so  weit  als 
möglich  zu  wahren;   nur  selten  kam  die  lebendige  Ueberzeugung 
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zum  Durchbruche,  dass  das  grosse  Werk  der  Umgestaltung  der  Eid- 
genossenschaft zu  einem  Bundesstaate  bedeutender  Opfer  von  Seite 
jedes  einzelnen  Standes  würdig  sei  und  ohne  allgemeines  Entgegen- 
kommen nicht  durchgeführt  werden  könne.  Die  Tagsatzung  ver- 
sammelte sich  den  11.  März  1833  in  Zürich;  aber  neben  dem  ganz- 
lidi  ausgebliebenen  Samerständen  enthielten  sich  auch  Zug, 
Appenzell  und  Tessin  jeder  Theilnahme  an  der  Revisions- 
berathung.  Eine  Kommission,  in  welcher  jeder  der  theilnehmenden 
Stände  durch  einen  Gesandten  vertreten  war,  beschäftigte  sich  in 
35  langen  Sitzungen  mit  der  Abänderung  des  Entwurfs  im  Sinne 
der  gestellten  Anträge,  —  einer  ebenso  schwierigen  als  unerquick- 
lichen Arbeit,  deren  Ergebniss  zuletzt  Niemandem  zusagte.  Die 
Tagsatzung  selbst  hielt,  vom  13.  bis  15.  Mai,  nur  noch  eine  fonnelle 
Xaehlese.  Die  hauptsächlichsten  Aenderungen,  welche  an  dem  Ent- 
würfe vom  20.  December  1832  vorgenommen  wurden,  sind  folgende : 
Bei  der  Tagsatzung  wurde  das  Vorschlagsrecht  der  einzelnen 
Abgeordneten  gestrichen,  die  Zahl  der  Fälle,  wo  nur  nach  Instinik- 
tionen  bestimmt  werden  durfte,  vermehrt  und  bei  den  wichtigsten 
derselben  statt  der  einfachen  eine  Zweidrittelmehrheit  von  Ständen 
gefordert.  Femer  wurden  nun  die  Fälle,  in  denen  die  Tagsatzung 
^on  sich  aus  erledigende  Beschlüsse  fassen  komite ,  genau  aufgezählt 
ond  die  nachträgliche  Genehmigung  ihrer  Schlussnahmen  durch  die 
Kantone  zur  lle^el  erhoben.  Der  Landammann  der  Schweiz 
sollte  nach  Ablauf  einer  Amtsdauer  nicht  mehr  wählbar  sein ;  die 
Mitglieder  des  Bundesrathes  sollten  je  zu  2  Jahren  zur  Hälfte 
feuert  werden.  Ebenso  sollten  die  Mitglieder  des  Bundes- 
gerichtes je  zu  3  Jahren  einer  Erneuerung  zur  Hälfte  unter- 
liegen ;  auch  die  Amtsdauer  des  Präsidenten  wurde  nun  auf  3  Jahre 
'bestimmt.  Die  Beurtheilung  politischer  Verbrechen,  die  Ursaehe 
oder  Folge  von  Unruhen  sind,  welche  das  eidgenössische  Einschrei- 
^  in  einem  Kanton  veranlassen,  sollte  dem  Bundesgerichte  nur 
zustehen,  wenn  die  Angeschuldigten  selbst  die  Ueberweisung  an 
^^sselbe  verlangen  würden.  Beini  freien  Verkehr  wurden  neben 
äen  Polizeiverfligungen  auch  Gesetze  über  die  Gewerbebesteuerung 
Vorbehalten.  Die  beabsichtigte  grundsätzliche  Umgestaltung  des 
^ollwosens  verwandelte  sich  in  eine  blosse  Untersuchung  de^in 
äen  Kantonen  bestehenden  Zölle,  Weg-  und  Biückengelder,  um  die 
Ce^sheit  zu  erlangen,  dass  alle  diese  Gebühren  von  der  Tagsatzung 
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bewilligt  worden  seien.  Der  Bezug  von  Verbrauchssteuern 
wurde  den  Kantonen  völlig  freigegeben;  nur  sollte  er  ohne  Hem- 
mung des  Transites  geschehen.  An  die  Stelle  der  vorgeschlagenen 
Centralisation  des  Postwesens  trat  eine  blosse  Beaufeichtigung 
desselben  durch  den  Bund,  worüber  eine  Bundesgesetz  das  Nähere 
bestimmen  sollte.  Sogar  Postverträge  der  Kantone  mit  dem  Aus- 
lande sollten,  gleich  Salzverträgen,  der  Genehmigung  des  Bundes 
nicht  bedürfen,  sondern  der  Tagsatzung  nur  das  Becht  zustehen, 
nachträglich  Einsicht  von  denselben  zu  verlangen!  Die  Centrali- 
sation des  Münzwesens  wurde  zwar  beibehalten,  aber  an  die 
Stelle  des  französischen  Franc  der  Schweizerfranken  als  Münzeinheit 
gesetzt.  Dabei  erhielt  der,  das  Münzwesen  betreffende  Artikel  eine 
Ausführlichkeit,  wie  man  sie  nur  in  einem  Gesetze  suchen  würde! 
Beim  Schiesspulver  wurde  nur  die  Fabrikation,  und  auch  diese 
nicht  als  Monopol,  dem  Bunde  eingeräumt,  der  Verkauf  dagegen 
den  Kantonen  vorbehalten.  Das  Bundesheer  wurde  auf  den 
Auszug  und  die  Landwehr,  deren  Bestand  die  Hälfte  des  Auszuges 
betragen  sollte,  beschränkt;  doch  sollte  in  Zeiten  von  Gefahr 
die  Tagsatzung  auch  über  die  übrigen  Streitkräfte  jedes  Kantons 
verfügen  können.  Die  Instruktion  der  Rekruten  wurde  den  Kan- 
tonen überlassen  und  die  beabsichtigte  gleichf5rmige  Bekleidung 
gestrichen.  Für  Bestreitung  der  Bundesausgaben  wurden  nun 
regelmässige  Beiträge  der  Kantone  bis  auf  7^  der  skalamässigen 
Geldkontingente  gefordert ;  überdiess  sollten,  wenn  die  ordentlichen 
Einnahmen  nicht  ausreichten,  die  Kantone  aus  dem  Reinertrage  des 
Postregals  bis  auf  V4  desselben  beisteuern.  Eine  erweiterte  Fassung  er- 
hielt nur  der  Artikel  betreffend  die  Gleichstellung  der  Schwei- 
zerbürger; die  Kantone  verpflichteten  sich,  die  Angehörigen 
anderer  Kantone  »in  Absicht  auf  Gesetzgebung  und  gerichtliches 
Verfahren«  den  eigenen  Angehörigen  gleich  zu  halten.  Auch  die 
Revision  der  Bundesurkunde  ¥nu*de  insoweit  erleichtert,  als  sie 
schon  nach  6  Jahren  sollte  stattfinden  dürfen ;  dagegen  sollte  nun 
eine  Totalrevision  nur  von  8  Kantonen  beantragt  und  von  14  be- 
schlossen werden  können. 

Hatte  schon  der  Entwurf  der  Revisionskommission,  der  doch 
mjj;  Ausnahme  des  gleichen  Stimmrechtes  der  Kantone  den  Wün- 
schen der  Reformfreunde  so  ziemlich  entsprochen  hatte,  bei  der 
radikalen  Parthei  entschiedene  Missbilligung  gefunden,   so  ist  es 
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um  so  begreiflicher,  dass  der  verstümmelte  Bundesentwm'f  der 
Tagsatzung,  welche  in  Folge  allzu  engherziger  Instruktionen  sich 
ihrer  grossen  Aufgabe  nicht  gewachsen  gezeigt  hatte,  die  Erwar- 
tungen der  Freisinnigen  keineswegs  befriedigte.  Nichtsdestoweniger 
überwog  in  den  Behörden  der  regenerirten  Kantone  die  Einsicht, 
dass  flir  den  Augenblick  etwas  Besseres  nicht  erhältlich  sei,  die 
Rückkehr  zum  Bundesvertrage  von  1815  aber  das  schlimmere  Uebel 
wäre  und  vor  Allem  aus  dem  Zustande  gänzlicher  Auflösung  des 
Bundes,  welcher  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1833  immer  mehr 
über  das  Vaterland  hereinzubrechen  drohte,  ein  Ende  gemacht  wer- 
den müsse.  In  dieser  Stimmung  ging  der  Grosse  Bath  des  Vorortes 
Zürich  am  10.  Juni  voran,  indem  er,  unter  Vorbehalt  einer  Volks- 
abstimmung, sowie  des  unbedingten  Beitrittes  einer  Mehrheit  von 
12  Ständen,  mit  124  gegen  54  Stimmen  (welch'  letztere  der  konser- 
vativen Opposition  angehörten)  den  Bundesentwurf  annahm.  Es 
folgten  die  Grossen  Räthe:  von  Solothurn  am  14.  mit  76  gegen 
1^1  von  Luzern  am  16.  mit  71  gegen  3,  von  Bern  am  17.  mit 
126  gegen  5,  von  St.  Gallen  (wo  der  Entwurf  von  beiden  Seiten 
ber  angefochten  wurde)  am  19.  mit  78  gegen  51  Stimmen.  Nachher 
^klärten  sich  noch  für  die  Annahme  die  Grossen  Räthe  und  Land- 
Äthe  von  Basel-Landschaft,  Genf,  Freiburg,  Thurgau, 
Glarus,  Schaffhausen  und  Graubünden;  doch  war  der 
Beitritt  des  letztern  Standes  mit  Bedingungen  verklausulirt.  Da- 
g^en  wurde  der  Bundesentwurf  schon  am  14.  Juni  unter  klerikalem 
Einflüsse  von  dem  Grossen  Rathe  Tessin's  verworfen,  und  der- 
jenige von  Neuenburg  beschloss  am  17.  den  Entwurf,  als  von 
einer  illegalen  Tagsatzung  ausgegangen,  gar  nicht  in  Betracht  zu 
ziehen.  Auch  der  Grosse  Rath  von  Wa  a  d  t ,  welcher  selbst  in  dem 
verstümmelten  Projekte  noch  Gefahr  erblickte  für  die  über  Alles 
verth  gehaltene  Kantonalsouveränetät ,  beschloss  am  6.  Juli  die 
'erwerfung  in  dem  Sinne,  dass  eine  nochmalige  Berathung  der 
oundesrevision  stattfinden  sollte.  In  Solothurn  wurde  unter 
«em  Einflüsse  Regierungsrath  Hunzinger 's,  eines  der  eifrigsten 
Ffeunde  der  projektirten  Bundesverfassung,  die  Volksabstimmung 
^on  auf  den  30.  Juni  angeordnet ;  allein  sie  entsprach  keineswegs 
^öi  gehegten  Erwartungen,  indem  nur  1875  Bürger  sich  für  die 
^JMiahrae,  dagegen  in  Folge  der  vom  »katholischen  Verein«  aus- 
K^angenen  Agitation  4030  sich  für  die  Verwerfung  erklärten  und 
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nur  mit  Beihülfe  von  6171  Nichtstimmeiiden  für  den  Bundeseatwtirf 
siel)  eine  küüBtliche  Mehrheit  ergab.  Entscheideud  aber  war  die 
Volksabstimmung  im  Kanton  Luzern,  wo  am  T.Juli  11,402  Stim- 
men gegen  7,307  (unter  welchen  auch  die  Abwesenden  mitgezählt 
wjirenl  den  neuen  Bund  verwarfen.  Die  Gleichgültigkeit  der  Regie- 
ruugsparthei ,  welche  dem  Entwürfe  aufrichtig  ergeben  war ,  aber 
es  an  der  nöthigen  Belehrung  des  Volkes  fehlen  Hess ,  und  die 
gcb.irfe  Kritik,  in  der  sich  die  Radikalen  et^ingen,  hatten  hier  der 
Priest«rechaft  in  die  Hände  gearbeitet,  welche  die  weggelassene  Ga- 
rantie der  Klöster  nicht  verschmerzen  konnte  und  überhaupt  jeder 
Verstärkung  der  Centralgewalt  abgeneigt  war.  Das  Gewicht  jener 
Abstimmung  war  um  so  grösser,  als  einerseits  Luzern  wegen  seiner 
vorörtlicben  Funktionen  in  den  Jahren  1831  und  1832  und  in  Folge 
der  vermittelnden  Stellung,  die  der  würdige  Schultheiss  Eduard 
Pfyffer  eingenommen,  einen  wesentlichen  Einfluss  auf  die  Revi- 
sioiiaberathungen  ausgeübt  hatte,  anderseits  der  Hauptstadt  dieses 
Kantons  die  Ehre ,  permanente  Bundesstadt  zu  werden ,  mit  Um- 
gehung der  grossem  und  einflussreichern  Vororte  Zürich  und  Bern 
zugedacht  war.  Zwar  nahm  in  Thurgau  und  Basel-Land- 
schaft das  Volk  mit  grossen  Mehrheiten  die  neue  Bundesverfaa- 
Huiig  an;  andere  Kantone  aber  verschoben  die  Abstimmung,  ent- 
weder weil  sie  keinen  günstigen  Erfolg  von  derselben  erwarteten, 
oder  weil  sie ,  bei  der  eigenthümlicben  Lage  der  Dinge  in  der 
Schweiz,  mit  dem  entscheidenden  Worte  noch  zurückhalten  wollten. 
Anrgaa's  Grosser  Rath,  der  erst  am  23.  Juli  sein  Votum  abgab, 
bc^chbss,  an  der  Tagsatzung  eine  nochmalige  »ernste  Berathong« 
lU's  Bundesentwurfes  zu  verlangen ,  inabesondere  um  erneuert  auf 
eine  verhältnissmässige  Repräsentation  der  Kantone  nach  Massgabe 
der  Bevölkerung  zu  di'ingen.  Eine  vertrauliche  Besprechung  der 
Tagsatzungsgesandten,  die  am  29.  und  30.  Juli  gehalten  wurde,  ent- 
hüllte nur  die  vollständige  Rathlosigkeit ,  in  welcher  sich  die  in- 
struirten  Abgeordneten  der  Kantone  über  die  Frage  befanden,  was 
nach  der  Volksabstimmung  in  Luzern  in  der  Angelegenheit  der 
Buudesrevision  zu  thun  sei.  Die  Ereignisse  in  Schwyz  und  Basel, 
weiche  unmittelbar  darauf  folgten ,  und  der  vollständige  Sieg  der 
Tagsatzung  über  die  Samerkonferenz  hätten,  sollte  man  denken, 
die  liberalen  Staatsmänner  zu  neuer,  kräftiger  Anhandnahme  des 
Reiisionswerkes  ermuthigen  sollen ;   allein   es  walteten  eben  unter 
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ihnen  selbst  zu  verschiedenartige  Ansichten  über  den  Umfang  der 
Kefonn,  und  in  den  kantonalen  Behörden  liatte  sich  ein  zu  geringes 
Mass  von  Opferwilligkeit  gezeigt,  als  dass  man  in  jenem  Zeitpunkte 
^on  der  wiederaufgenommenen  Arbeit  ein  erspriessliches  Resultat 
hätte  erwarten  können.     Die  Tagsatzung  beschloss  am  10.  Oetober, 
auf  den  Antrag  einer  hierfür  ernannten  Kommission :    es   sei  mit 
Rücksicht   darauf,    dass  die  wenigsten  Gesandtschaften   zu   neuer 
^inlässlicher  Berathung  des  Bundesentwnrfes  beauftragt  seien,  gegen- 
wärtig nicht  in  eine  solche  einzutreten,  hingegen  den  Ständen  die 
^röffiieten  Instruktionen  mitzutheilen  und  deren  weitere  Entschlies- 
sungen  zu  gewärtigen. 

Wenn  es  auch  niemals  förmlich  beschlossen  wurde ,  so  war  man 
doch  allgemein  darüber  einig,  dass  die  in  den  Jahren  1H32  und  1833 
ausgearbeitete  neue  Bundesakte  fallen  gelassen  werden  müsse,  und 
<ls\Ss,   wenn   man    überhaupt  die  Revisionsarbeit   fortsetzen   wolle, 
Mchts  anders  übrig  bleibe,   als   sie  von  Neuem  anzufangen.     Das 
^'^crk  einer  friedlichen  Abfindung  zwischen  den  verschiedenartigsten 
A.  11  Sprüchen   war   gescheitert;    die   grossen,    freisinnigen  Kantone, 
Welche  bei  den  Ereignissen   des  Sommers  1833  ihre  Ki*aft  fühlen 
gelernt  hatten ,   fingen  nun  an  höhere  Forderungen  zu  stellen,  wäh- 
r^nd  die  konservative  Parthei   auf  ihrem  absoluten   Widerstände 
"^^liarrte.     Der  Vorort  Zürich  gab  in  einem  Kreisschreiben  vom 
^  ^ .  November  vier  verschiedene  Wege  an ,  unter  welchen  man  aus- 
^älilen  müsse:   neue  Berathung  eines  Buudesprojektcs  durch  die 
^^gsatzung  mit  Instruktionen;  Konferenz  aller  Stände  in  gleicher 
^^Präsentation,   ohne  Instruktionen;    schweizerischer  Verfassungs- 
f ^th,  zu  wählen  durch  besondere  Wahlkollegien ;  endlich  allmiilige 
P^irtielle  Revision  des  Bundes  durch  die  Tagsfitzung.     Ein  Verfas- 
^^ngsrath,  vom  Volke  nach  der  Kopfzahl  gewählt  und  von  den 
^^*^tonalen  Behörden  durchaus  unabhängig,  konnte  unter  den  be- 
^"^i-^henden  Bundesverliältnissen  wirklich  nur  als   ein   ganz   revolu- 
tionäres Mittel,   um  den  gewünschten  Zweck  zu  erreichen,  ange- 
^^lien  werden ;  es  war  daher   etwas   auflfallend ,   dass   gerade  der 
^  oiort  in   seiner   amtlichen  Stellung  dasselbe  als  zulässig  mit  in 
ö€*ttacht  zu  zielien  empfahl,  und  wurde  von  den  Regierungen  der 
Kantone  Freiburg,  Graubünden  und  Waadt  sofort  scharf 
getadelt.      Dagegen    sprach    sich    der    Grosse    Rath    von    Bern 
%chon  am  21.  December  fiir  einen  nach  der  Volkszahl  zu  wählen- 
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den  ^~erl:lssuIlg8^ath  ans ;  zum  Losungaworte  wurde  hier  die  Alter- 
nativp  erhoben :  entweder  entschieden  dem  Einheitsstaate  entgegen- 
streljen.  odur  im  hergebrachten  Staatenbunde  verbleiben.  Die  Sache 
l)U(?Ii  imbsaen  auf  sich  beruhen  bis  zur  ordentlichen  Tagsatzung 
des  Jalircs  1834,  wo  sich  für  den  Verfassungsrath ,  obschon  der 
>Xnti  im  al  verein«  allenthalben  dafür  zu  wirken  suchte,  neben  Bern 
bloss  B;isel-LandBcbaft  und  T h u r g a n  aussprachen .  Die 
Tagsatziing  beschloss  am  4.  August,  an  dem  1832  aufgestellten 
Gruiulsai^ie,  dase  eine  Revision  des  Bundesvertrages  von  1815  durch 
die  r,'it;s:itKiing  selbst  vorzunehmen  sei,  festzuhalten,  und  ernannte 
zu  Aus.arl>eitung  neuer  Anträge  wieder  eine  zahlreiche  Kommission, 
in  welclirr  jeder  der  theilnebmenden  Stände  durch  einen  Gesandten 
veitritL'ii  war.  Es  war  indessen  schon  von  schlimmer  Vorbedeutung, 
diiss  auf  lier  einen  Seite  Bern  und  Basel-Landschaft,  auf  der 
andern  (  ri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Appenzell,  Tessin, 
W  a U 1  -  und  Neuenburg  sich  der  Theilnahme  enthielten.  In  der 
That  ■■in;;;  die  Kommission  schon  bei  der  Frage  des  Stimmrechtes 
der  K;intoiiB,  welche  als  die  wichtigste  vorangestellt  wurde,  sehr 
weit  aiiMiuaoder.  Eine  Mehrheit  von  7  Stimmen  wollte,  wie  der 
best'iti^ti'  Bundesentwurf,  das  gleiche  Stimmrecht  an  der  Tagsatzung 
beibelialtin;  zwei  Mitglieder  {Hirzel  von  Zürich  und  Sprecher  von 
BeiTiepg  ans  Graubünden)  wollten  den  Kantonen  von  mehr  als 
10U,üuu  Minwobnern  je  2  Stimmen,  den  übrigen  je  1  Stimme  geben; 
zwei  tiiiiii  re  Mitglieder  (Kasimir  Ffyffer  von  Luzern  und  Kern  aus 
Xlinrgaii  I  beantragten  das  in  dem  Entwürfe  einer  »Gesellschaft 
von  lliil^^ciaossenu  enthaltene  System;  endlich  verlangten  noch 
zwei  Mitu'üeder  (Baumgartner  von  St.  Gallen  und  Zschokke  von 
Aargain  lUpräsentation  nach  der  Volkszahl  oder  wenigstens  eine 
dersi'lbrii  annähernde  Abstufung,  In  Betreff  der  Instruktionen 
für  diu  I  agsatzung  nahm  eine  Mehrheit  von  10  Stimmen  das  im 
Entwnrlv  van  1832  enthaltene  System  an.  Für  den  Bundesrath 
stimmten  7  Mitglieder;  4  andere  wollten  den  Vororten  je  4  Re^rU- 
seiitankii  aus  verschiedenen  Kantonen  beigeben,  die  nach  einer 
Kehrordming  für  zwei  Jahre  gewählt  werden  und  sich  ordentlicher 
Weisi'  vnr  und  nach  jeder  Session  der  Tagsatzung,  ausserordent- 
licher \\'rise  auf  den  Ruf  der  vorörtlichen  Behörde  oder  auf  das 
ViTlaiiffii)  Ton  fünf  Ständen  versammeln  sollten.  Ueber  die  Insti- 
tution eines  Bundesgerichtes    war   man  einig;   aber   10  Stimmen 
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wollten  ihm  eine  weitere  Kompetenz  geben  als  der  beseitigte  Ent- 
wurf, indem  die  Kantone  nach  ihrem  Antrage  befugt  sein  sollten, 
das  Bimdesgericht  als  Kassationsbehörde  für  Civil-  und  Kriminal- 
sachen, sowie  als  oberste  Appellationsinstanz  für  Streitfälle  zwi- 
schen einer  Regierung  einerseits,  Privaten  und  Korporationen 
anderseits  aufzustellen.  Die  Kommission  spaltete  sich  ferner  in 
zwei  gleiche  Hälften  über  die  Frage,  ob  Verbrauchssteuern  bloss 
von  Getränken  oder  auch  von  Lebensmitteln  und  rohen  Landes- 
produkten zu  gestatten  seien ;  dagegen  erklärte  sich  eine  Mehrheit 
von  10  Stimmen  dafür,  dass  die  Zölle  ausschliesslich  vom  Bunde 
bezogen  werden  sollen  gegen  eine  Vergütung  von  ^4  des  bisherigen 
Reinertrages  an  die  Kantone.  Ebenso  sprach  sich  eine  Mehrheit 
von  8  Stimmen  für  Centralisation  des  Postwesens  im  Sinne  des 
Entwurfes  von  1832  aus.*)  Die  ganze  Arbeit  der  Kommission, 
bei  welcher  die  vor  Allem  nothwendige  Einigung  über  die  Grund- 
lage eines  neuen  Bundes  fehlte,  hatte  natürlich  keinen  andern 
Werth,  als  dass  sie  das  ohnehin  schon  beträchtliche  Material  für 
eine  künftige  Bundesrevision  durch  die  Resultate  einer  abermaligen 
einlässlichen  Berathung  vermehrte.  Die  Tagsatzung  gelangte  zu 
keinem  andern  Beschlüsse,  als  dass  sie  die  Anträge  der  Kommission 
ad  referendum  nahm. 

Die  gänzliche  Ohnmacht,  welche  die  oberste  Bundesbehörde  in 
der  wichtigsten  Angelegenheit  des  Vaterlandes  an  den  Tag  legte, 
hatte  zur  Folge,  dass  nun  am  18.  November  1834  auch  der  Grosse 
Rath  von  St.  Gallen  für  die  Einberufung  eines  schweizerischen 
Verfassungsrathes  sich  aussprach.  Ihm  folgte  Zürich  am  17.  De- 
cember.  An  der  ordentlichen  Tagsatzung  des  Jahres  1835  stimmten 
auch  Luzern  und  Aargau,  im  Ganzen  nunmehr  6V2  Stände 
für  den  Verfassungsrath,  und  es  ergab  sich  für  Revision  durch  die 
Tagsatzung  bloss  noch  eine  Minderheit  von  9  Stimmen.  Alljährlich 
wurde  nun  zwar  die  Frage  der  Bundesreform  noch  in  der  Tagsatzung 
berathen,  allein  diese  Verhandlungen  waren  gänzlich  erfolglos  und 
boten  eben  daher  auch  sehr  wenig  Interesse  dar.  Mochte  auch  die 
Bundesrevision  als  ein  tief  gefühltes  Bedürfniss  in  immer  weitem 
Kreisen  fortleben,  so  war  sie  doch  für  die  amtliche  Thätigkeit  einst- 

*)  Kommissionsbericht  an  die  Tagsatzung  vom  26.  August  1834 ,  erstattet 
von  Gerichtspräddent  Reinert  von  Solothurn.  Yergl.  St.  Galler  »Erzähler« 
vom  29.  Augast. 
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weilen  beseitigt  und  die  lleiTscliai't  des  vielgeselinuihteu  Biindesver- 
trages  von   1815  neu  befestigt! 

Aus  dem  grossen  SchitVbruehe  der  Rundesreform  wurden  nur 
wenige  und  uiclit  sehr  erhebliche  Verl)esseriingen  in  den  bestehen- 
den eidgenössischen  Zuständen  gerettet.  Wir  rechnen  dahin  das 
revidirte  Tagsatzungsreglement  vom  14.  Juli  1835.  welches 
u.  A.  die  schon  früher  eingeführte  OeflFentlichkeit  der  Sitzungen, 
sowie  den  Grundsatz,  dass  die  Anwesenheit  von  1 2  Standesgesandt- 
schaften für  die  Gültigkeit  der  Verhandlungen  genüge,  bestätigte, 
sowie  das  von  zwölf  Ständen  angenommene  Konkordat  über  eine 
gemeinsame  schweizerische  Mass-  und  Gewichtsordnung 
vom  17.  August  1835.*) 

Im  Uebrigen  haben  wir  aus  der  sturmbewegten  Periode  von 
1831  bis  1835  bloss  folgende  Tagsatzungsbeschlüsse  von  bundes- 
rechtlicher Bedeutung  anzuführen: 

1)  Der  Art.  11  des  Bundesvertrages  erhielt  am  26.  Juli  1831  fol- 
gende ausdehnende  Interpretation:  »Es  soll  im  Innern  der  Eidge- 
nossenschaft der  freie  Verkehr  mit  Lebensmitteln,  Landes-  und 
Industrieerzeugnissen,  wie  auch  Kaufmannswaaren ,  im  vollsten 
Sinne  des  Wortes  unbedingt  stattfinden  und  demnach  die  Aus-, 
Ein-  und  Durchfuhr  für  solche  Gegenstände,  sowie  für  das  Vieh, 
von  Kanton  zu  Kanton  auf  keine  Weise  gehemmt  werden  dürfen.« 
Femer  wurde  der  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  kein  Kanton  die 
Produkte  eines  andern  Kantons  mit  höhern  Abgaben  belegen  dürfe, 
als  die  des  eignen  Landes. 

2)  Den  25.  Juli  1834  wurde  verordnet:  es  sollen  keine  andern 
Kreditive  für  Tagsatzungsgesandte  mehr  angenommen  werden 
als  solche,  welche  die  klare  und  unzweideutige  Bestimmung  ent- 
halten, dass  den  Eröffnungen  der  Gesandten  voller  Glaube  beizu- 
messen sei. 

3)  Den  13.  August  1835  wurde  eine  neue  Verordnung  über  die 
eidgenössischen  Kriegsfonds  erlassen,  welche  bis  zu  einem 
Betrage  von  mehr  als  4  Millionen  Schweizerfranken  angestiegen  und 
wovon  nun  der  grössere  Theil  zinstragend  angelegt  war.  Die  An- 
leihen bedurften  der  Genehmigung  des  im  Amte  stehenden  Vorortes. 
Die   vorhandene  Baarschaft  wurde  auf  die  drei  Vororte  vertheilt, 

*)  Off. Samml.  II.  369—381,  409-412.    SnellL  163—161,  316—819. 
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«elclie  für  die  sichere  Verwahrun{(  der  ihnen  übei^ebenen  Gelddepots 
teraiitwortlich  waren.  Die  drei  Vororte  vereint  ernannten  auf  vier 
Jahre  den  eidgenössischen  Administrator,  welcher  dem  Verwaltungs- 
tatVie  Rechnung  iihKulegen  hatte. 

4)  Ferner  wurde  unter  nleichcm  Datum  beschlossen:  Wennsich 
Kantone  über  den' schlechten  Zustand  von  Strassen,  für  welche 
ein  Zoll-  oder  Weggeld  bewilligt  worden ,  beschweren,  so  soll  der 
Vorort  die  Sache  untersuchen  und .  wenn  die  Beschwerde  als  bc- 
^randet  erscheint,  den  betrefTenden  Stand  zur  Yei-Iiesserung  der 
Strasse  anhalten. 

Noch  weniger  fruclitbar  war  die  genannte  Periwle  in  Bezug 
auf  Konkordate,  Nehen  der  schon  berührten  Mass-  und  Gewichts- 
ordming  haben  wir  hier  bloss  noch  das  Konkordat  vom  25.  Juli  1831 
menähnen.  welches  die  Anwerbung  von  l.andesfremden 
unter  kapitulirte  Schweizertruppen  verbot.*) 

§  2,   Zimebmende  Verwicklangren  und  deren  LOaong  dorob  den 
Sonderbnndskrieg  (1834  bia  1847). 

Die  Reformbewegung  der  Dreissigerjahre  hatte  einen  ungelösten 
Widerspruch  zurückgelassen.  Der  Hundesvertrag  von  1815  stand 
im  engsten  Zusammen liange  mit  den,  gleichzeitig  und  in  gleichem 
Geiste  entworfnen  Kantonsverfassungen ;  er  war  nur  der  Sehluss- 
«tein  des  Gebäudes ,  welches  die  Restauration  in  der  Schweiz  auf- 
lefülirt  hatte.  Die  Volksbewegung  von  1830,  von  ganz  enfgcgen- 
gfsetüten  I'rincijiien  ausgehend,  hatte  die  meisten  Kantonsver- 
fessnngen  grilndlich  umgestaltet ;  aber  der  Hundesvertrag.  der  zu  den 
Denen  politischen  Grundlagen  in  keiner  Weise  mehr  passte.  war 
«eben  geblieben.  W'ohl  wurde  dieses  unglückliche  Missverhältoiss 
allgemein  em]>funden  und  anerkannt ;  aher  noch  war  zu  jener  Zeit 
das  Nationalgefühl  nicht  mächtig  genug,  um  die  kantonale  Selbst- 
»oclit  m  überwinden,  und  noch  fehlte  es  den  Führern  der  Rewegungs- 
parthei  allzusehr  an  einem  klar  durchdachten  und  fest  vereinbarten 
Programm  über  Zweck  und  Umfang  der  Bundesreform.  Wenn  man 
den  Entwurf  der  Revisionskommission  von  1832  und  vollends  den- 
jenigen der  Tagsatzung  von  1833  durchgeht,  so  kann  man  sich  jetzt 

•)  Oft  Samml.  II.  253—254,  268,  302  -303,  887—399,  587.  Snell  I. 
166-167,  214^215,  225—226,  315,  383-392. 
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in  gewissem  Sinne  darüber  freuen,  dass  diese  Bimdesver&ssungen 
nicht  angenommen  wurden,  weil  weder  die  eine  noch  die  andere  für 
längere  Dauer  ihres  Bestandes  und  für  eine  vollkommen  gedeihliche 
Entwicklung  der  Schweiz  hinlängliche  Gewähr  geboten  hätten. 
Nichts  destoweniger  lässt  sich  als  wahrscheinlich  behaupten,  dass 
die  Annahme  jener  Entwürfe  unserm  Vaterlande  manche  Demüthi- 
gung  gegenüber  dem  Auslande  und  in  seinem  Innern  manchen  un- 
fruchtbaren Hader,  manchen  Rechtsbruch  und  blutigen  Zusammen- 
stoss  in  den  Kantonen,  sowie  den  endlichen  Ausbruch  eines  Bürger- 
krieges in  der  Eidgenossenschaft  erspart  hätte.  Hart  war  die  Schule, 
welche  die  Schweiz  durchzumachen  hatte,  bis  sie  endlich  in  den 
sichern  Hafen  einer,  dem  nationalen  Bedürfniss  entsprechenden 
Bundesverfassung  einlaufen  konnte! 

Die  Mängel  und  Gebrechen  des  Bundesvertrages  zeigten  sich 
zunächst  in  den  Konflikten  mit  dem  Auslande,  welche  die 
Schweiz  in  den  Dreissigerjahren  theils  wegen  der  fremdenFlücht- 
linge^  theils  wegen  der  katholisch-kirchlichen  Verhält- 
nisse hatte.  Polnische  Flüchtlinge,  welche  in  den  Kanton  Bern 
eingedrungen  waren  und  dort  auf  Staatskosten  verpflegt  wurden, 
machten  in  Verbindung  mit  deutsehen,  italienischen  imd  französi- 
schen Flüchtlingen  am  2.  Februar  1834  von  Waadt  und  Genf  aus 
einen  bewafifneten  Einfall  in  Savoyen,  der  an  der  völligen 
Theilnahmslosigkeit  der  dortigen  Bevölkerung  scheiterte.  In  der 
westlichen  Schweiz  dagegen  hatten  sich  allenthalben  Sympathien 
für  das  Unternehmen  kund  gegeben  und  ein  thatkräfbiges  Ein- 
schreiten der  Kantonsregierungen  gegen  dasselbe  verhindert. 
Dringende  Noten  der  auswärtigen  Mächte  verlangten  nun  die 
Wegweisung  aller  Theilnehmer  am  Savoyerzuge,  sowie  aller  deut- 
schen Flüchtlinge ,  welche  das  Asyl  zur  Störung  der  Ruhe  in  den 
Nachbarstaaten  missbrauchten.  Der  Vorort  Zürich  wollte  in 
ersterer  Beziehung  entsprechen,  scheiterte  aber  an  dem  Wider- 
stände Bern 's.  Erst  nachdem  die  deutschen  Staaten  mit  Ver- 
kehrssperre gedroht  hatten  und  das  Volk  selbst,  der  grossen 
Kosten  wegen,  der  Polen  überdrüssig  geworden  war,  verfugte  der 
Grosse  Rath  von  Bern  am  6.  Mai  deren  Entfernung  auf  Ende  Juni. 
Durch  die  Einflüsterungen  der  fremden  Diplomaten  liess  sich  der 
Vorort  bewegen,  Namens  der  Eidgenossenschaft  eine  begütigende 
Abordnung  nach  Chambery  an  den  König  von  Sardinien  zu  schicken ; 
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(locb  hatte  diese  willfährige  Sendung  geringen  Erfolg.     Abeimalige 
Noten  der  deutschen  Nachbarstaaten   vom    20.  Juni  wiederholten 
nicht  bloss  die  frühem  Begehren ,  sondern  forderten  auch  von  der 
Eidgenossenschaft  ein  Verdammungsurtheil  über  das  Savoyer  Atten- 
tat, sowie  beruhigende  Zusicherungen  für  die  Zukunft,  —  Alles  luiter 
Androhung  sofortigen  Eintretens   der  vorbereiteten  Sperre.     Hier- 
durch eingeschüchtert,  verhiess  der  Vorort,  ohne  den  nahe  bevor- 
stehenden Zusammentritt  der  Tagsatzung   abzuwarten,    dass    die 
Schweiz  hinfort  alle  Flüchtlinge,  welche  die  Ruhe  anderer  Staaten 
za  stören  suchen,  von  ihrem  Gebiete  wegweisen  und  ihnen  die  Rück- 
kehr nicht  mehr  gestatten  werde.     Obschon  die  Nachgiebigkeit  des 
Vorortes  in  der  öffentlichen  Meinung  vielfache  Anfechtung  fand,  ge- 
nehmigte doch  die  Tagsatzung  am  22.  Juli  mit  15  Stimmen  die  ab- 
gegebene Antwort,   mit   welcher  sich  Oestorreich  und  die  übrigen 
reklamirenden  Staaten  befriedigt  erklärt  hatten.  —  Kaum  war  die- 
ser Span  erledigt,  so  gerieth  die  Regierung  von  Bern  in  neue  Ver- 
wicklungen wegen  eines  revolutionsfreundlichen  Vereinsfestes,  wel- 
ches deutsche  Handwerker  mit  einigen  Flüchtlingen  am  27.  Juli  1834 
im  Steinhölzli   abhielten.     Die  österreichische  Gesandtschaft 
verlangte  Gewähr  dafür ,  dass  die  deutschen  Unterthanen  vor  oflhen 
Verführungen  zu  auflehnenden  und  beleidigenden  Handlungen  gegen 
ilire  Fürsten  bewahrt  werden ;  Bern  antwortete  ausweichend.     Nun 
brach  Oesterreich  jeden  unmittelbaren  diplomatischen  Verkehr  mit 
Bern  ab,  und  der  Vorort  Zürich  missbilligte  das  ganze  Verfahren, 
welches  jener  Stand  auch  in  dieser  Angelegenheit  beobachtete.     Mit 
Rücksicht  auf  den  bevorstehenden  Wechsel  des  Vorortes  erliess  die 
Regierung  von  Bern,   auf  den  Rath  der  Gesandten  von   Frank- 
reich und  England,  eine  einlenkende  Denkschrift  an  die  Kabi- 
iiete  von  Wien  und  Paris ,   in  welcher  sie  versprach ,  ihre  völker- 
i^tlichen  Verpflichtungen  stetsfort  in  guten  Treuen  zu  erfüllen  und 
freundschaftliche  Verhältnisse  sorgsam  zu  wahren.     Allein  Oester- 
reich gab  sich  mit  dieser  Erklärung  noch  nicht  zufrieden,  sondern 
^langte  amtliche  Missbilligung  des  Steinhölzlifestes ,    Bestrafung 
«er  Schuldigen   und   beruhigende  Zusicherungen   für  die  Zukunft. 
Nachdem  im  Anfang  des  Jahres  1835  Bern  Vorort  und  in  dieser 
ßgenschaft  auch  von  Oesterreich  anerkannt  worden  war,  benutzte 
CS  den  Anlass,  den  ihm  die  Anzeige  vom  Tode  des  österreichischen 
Käwers  darbot,    um  in   seiner  Antwortsnote  vom   31.  März  den 
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Wuniich  auszusprechen ,  >das3  die  wegen  eines  bedauerlichen  und 
geinisshiUigten  Ereignisses  eingetreteoeo  Missverhältnisse  um  so 
elier  l'iir  beseitigt  erachtet  werden  möchten,  als  von  Seite  der  Re- 
gieruug  des  Kantons  Bern  die  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grand- 
sätze  sorgfältig  wahrgenommen  würden.«  Nachdem  dann  auch  an 
Baiern.  Wtirtemberg  und  Baden  ähnliche  Schreiben  hatten  erlassen 
wt^riieu  müssen,  erschien  der  österreichische  Gesandte,  der  früher 
gegen  alle  Uehung  sein  Ereditiv  von  Zürich  aus  durch  die  Post  nach 
Bern  geschickt  hatte ,  zur  Andienz  bei  dem  Bundespräsidenten.  — 
Kine  neue  Demütbigung  für  Bern  veranlaBsten  die  sogen.  Badener 
Artikel,  die  Rechte  des  Staates  gegenüber  der  katholischen 
Kirülio  hetreffend,  welche  die  Abgeordneten  einiger  freisioniger 
Stände  im  Januar  1834  verabredet  hatten.  Die  Grossen  Bathe  der 
übrif^cn  Kantone,  mit  Ausnahme  Freiburgs,  hatten  dieselben  geneh- 
migt, :iUcin  der  Papst  hatte  sie  verdammt  und  das  katholisdie  Volk, 
von  der  Geistlichkeit  und  von  kirchlich -politischen  Vereinen  be- 
arbt'ili't.  befand  sich  allenthalben,  namentlich  in  Aurgau  und 
St.  G;)llen,  in  Aufregung,  Auch  im  be  mischen  Jura  vmrde  die 
verschoboe  Vorlage  der  Artikel  beim  Grossen  Rathe  von  der  katho- 
lischen Geistlichkeit  dazu  benutzt,  um  eine  Petition  gegen  dieselbe 
in  l'mlauf  zu  setzen,  welche  mit  8000  Unterschriften  bedeckt  wurde. 
Der  Üi-'giemng  von  Bern  entsank  dadurch  der  Muth,  aber  der  Grosse 
Kalh  sprach  gleichwohl,  zuwider  ihrem  Antrage,  am  20.  Februar 
iKif)  die  Annahme  der  Badener  Artikel  aus.  Nun  wurden  überall 
im  k:itliolischeü  Jura  Freiheitsbaume  errichtet,  aufreizende  Schmäh- 
schriili'U  angeschlagen ,  Grossratbsmitglieder  und  Begiemngsbeamte 
beleidi:;!:  seihst  Trenn ungsgelüste  gegenüber  dem  alten  Kanton 
wagten  offen  hervorzutreten.  Hierauf  bot  der  Grosse  Rath  6400  Mann 
auf,  welche,  ohne  Widerstand  zu  finden ,  die  aufständischen  Bezirke 
besi't'/ti!U.  Obschon  es  sich  offenbar  um  eine  innere,  bloss  die  Schweiz 
und  Kiinüchst  den  Kanton  Bern  berührende  Angelegenheit  handelte, 
f;tnd  diicli  das  französische  Kabinet  für  gut,  sich  in  dieselbe 
eiuKuniischen.  Den  30.  Juni  stellte  der  Botschafter,  Herzog  voa 
Moutt  liello,  an  die  Regierung  von  Bern  das  gebieterische  Begehren 
um  ^Zurücknahme  des  Grossrathsbeschlnsses  vom  20.  Februar  binnen 
zweimal  vi erundz wanzig  Stunden,  widrigenfalls  der  Jura  mit  fran- 
zösischen Truppen  besetzt  würde.  Der  Grosse  Rath,  durch  Eilboten 
auf  den  i.  Juli  einberufen ,    hatt«  die  Schwäche ,  eine  zwischen  der 
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Regierung  und  dem  französichen  Botschafter  vereinbarte  Erklärung 
anzunehmen,  welche  in  ihrer  Wirkung  einer  Beseitigung  der  Bade- 
ner Artikel  völlig  gleich  kam!  —  Nach  diesem  leichten  Siege  ist  es 
begreiflich,   dass  Frankreich   nun   auch   in   der  Angelegenheit  der 
Flüchtlinge  einen  herrischen  Ton  gegenüber  der  Schweiz  annahm. 
Auf  eine  Anfrage  des  Vorortes  Bern,  ob  die  französische  Re- 
gierung nicht  geneigt  wäre,  kompromittirte  Fremde  zum  Aufenthalte 
oder  zur  Durchreise  nach  entfernten  Staaten  der  Schweiz  abzuneh- 
men, antwortete  der  Herzog  von  Montebello  durch  eine  Note  vom 
18.  Juli  1836,  in  welcher  der  Schweiz,  schärfer  als  es  je  von  den 
östlichen  Mächten   geschehen   war,    ihre   Pflichten   in   Bezug   auf 
Fremdenpolizei   vorgehalten  und,    unter  Androhung   von  Zwaiigs- 
Diassregeln,  die  Entfernung  aller  Flüchtlinge,  welche  das  Wohlver- 
liehinen  zwischen  ihr  und  den  Nachbarstaaten  stören,  verlangt  wurde. 
Kese  Note  wurde  unterstützt  durch  die  Gesandten  von  England, 
Oesterreich,    Preussen,  Baden,   Sardinien.      Man   war 
**®reit8  vorher  in  Folge  amtlicher  Erhebungen  zu  der  üeberzeugung 
S^langt,  dass  die  Fremdenpolizei  in  manchen  Kantonen  ungenügend, 
^^n  völkerrechtlichen  Pflichten,  wie  einer  gesunden  Politik  nicht  ent- 
sprechend sei,   und  Zürich  hatte  daher  schon  vor  dem  Zusammen- 
kette der  Tagsatzung  ein  Konkordat  zu  besserer  Handhabung  der- 
^^Iben  vorgeschlagen ;  aber  ohne  die  französische  Note  und  die  Droh- 
^^g  einer  gänzlichen  Sperre  (blocus  hermetique),  welche  der  Minister 
Thiers  durch  seinen  Botschafter  an  den  Bundespräsidenten  ergehen 
lies»,  wäre  doch  kaum  der  Tagsatzungsbeschluss  (Conclusum)  vom 
^1.  August  zu  Stande  gekommen,  welcher  die  Wegweisung  ruliestöri- 
^cher  Fremder  unter  die  Oberaufsicht  und  Leitung  des  Vorortes ,  be- 
ziehungsweise der  Tagsatzung  stellte.*)  Nach  diesem  Beschlüsse  nahm 
indessen  *die  Tagsatzung  ,  gekräftigt  durch  die  von  mehreni  grossen 
Volksversammlungen  ausgegangenen  Kundgebungen,  sich  zusammen 
tind  erliesB  an  die  französische  Regierung  eine  scharfe,  von  M  o  n  n  a  r  d 
Terfasste  Antwortsrote,  in  welcher  darauf  hingewiesen  wurde,  dass 
^e  in  der  Schweiz  entdeckten  Komplotte  in  Paris  ihren  Ursprung 
genommen  und  von  dort  die  geheimen  Befehle  an  die  Verschwörer 
*^8gegangen  seien.     Die  gerecht«  Erbitterung,  welche  gegen  Frank- 
'^ich  herrschte,   wurde   noch  bedeutend   gesteigert  durch  die  von 

*)  Snell  L  205—207.    Vgl.  Baumgartncr  II.  196  ff. 
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der  IVruer  Polizei  gemachte  Entdeckung,  dass  der  >Fliichtling< 
August  Conseil,  dessen  Ausweisung  Montebello  gebieterisch 
reilaii^t  batte,  ein  von  den französiBchen  Behörden  nach  der  Schweiz 
gesiiiulter,  von  der  Gesandtschaft  in  Bern  mit  falschen  Passen 
versehi'iicr  Spion  sei.  Die  Tagsatzung  wies  die  Sache  zur  nähern 
Uatorsiichung  an  eine  Kommission,  deren  Bericht  (von  Dr.  Keller 
aus  /iiiich  verfaast)  gründlich  und  scharf  die  thatsächlichen ,  recht- 
licUt^u  iiud  diplomatischen  Momente  beleuchtete  und  mit  dem  An- 
trngti  ric'hbss,  es  sei  der  französischen  Regierung  von  dem  Ge- 
st'hehL-iica  Kenntnisa  zu  geben.  '  Indessen  stimmten  einstweilen  bloss 
III  Stiiiule  für  diesen  Antrag  und  die  Tagsatzung  ging  am  10.  Sep- 
temliii  auseinander.  Durch  nachträglich  eingehende  Zustimmung 
dreier  Stände  erwuchs  zwar  der  Autrag  der  Kommission  zum  Be- 
schlusst,  aber  der  Vorort  beeilte  sich  nicht  mit  dessen  VoUziehui^. 
(.iescliicktwusste  nun  die  französische  Regierung  der  offiziellen  Mit- 
theiluii^  der  Akten  zuvorzukommen,  indem  sie  in  einer  neuen,  äus- 
serst lielYigen  Note  vom  27.  September  den  Gonseübandel,  den  sie 
als  eine  gegen  den  Botschafter  angezettelte  Intrigue  bezeichnete, 
mit  dl  r  Angelegenheit  der  Flüchtlinge  vermengte,  die  Schale  ihres 
Dornt'S  gegen  die  *Faktionc  ergoss,  welche  »sich  sowohl  in  der 
otfi'ntürhen  Meinung  als  im  Schooese  der  Landesbehörden  ein  der 
Schweiz  IT  lachen  Freiheit  Unheil  drohendes  Uebergewicht  widerrecht- 
lich t'r»orbeu<,  endlich  fiir  die  erlittne  Beleidigung  schnelle  Genng- 
thiumg  t'cirderte,  mit  der  Erklärung,  dass,  bis  dieselbe  erfolgt  sei, 
aller  Wrkehr  mit  der  Schweiz  abgebrochen  werde-  Sofort  wurde 
nun  rlii'  Tagsatzung  auf  den  IT.  October  wieder  einberufen.  Ihre 
iJei'iitliungen  hatten  ein  klägliches  Resultat:  den  31.  October  wurde 
der  l'rüliere  Beschluss  wegen  Uebei-sendung  der  Akten  an  die  fran- 
zösischi'  Hegierung  zurückgenommen  und  den  5.  November  eine  de- 
niiitbigi'  Antwort  auf  die  letzteNote  derselben  beschlossen.  Frankreich 
erklitrti'  sich  hierauf  .endlich  befriedigt  und  hob  die  angeordnet« 
Sperre  gegen  die  Schweiz  wieder  auf.  —  Ernster  noch  war  der 
Cunriikt,  in  welchen  die  Schweiz  im  Herbst  1838  wegen  der  vei^ 
langten  Allsweisung  des  Prinzen  Louis  Napoleon,  thm^auischen 
Khrciiliiirgere,  mit  Frankreich  gerieth.  Von  beiden  Seiten  fanden 
bedeiiti-iide  militärische  Demonstrationen  statt  und  es  gab  eich 
bei  der  schweizerischen  Bevölkerung,  namentlich  der  westlichen 
Kaiitiiiit',  der   erhebende  Entschlues  kund,    die  Ehre  und  Uuab- 
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hängigkeit  des  Vaterlandes  auf's  äusserste  zu  vertheidigen.  Aber 
bei  der  zweideutigen  Stellung,  in  welcher  sich  der  Prinz  zu  seinem 
angebomen  und  zu  seinem  Adoptiv -Vaterlande  befand ,  und  den 
darauf  beruhenden  abweichenden  Kommissionsanträgen  und  Stan- 
desinstruktionen wäre  es  kaum  zu  einem  unbedingt  ablehnenden, 
wahrscheinlich  aber  zu  gar  keinem  Beschlüsse  der  Tagsatzung  ge- 
lominen.  Louis  Napoleon  half  der  Schweiz  aus  ihrer  Bedräng- 
fliss.  indem  er  sich  freiwillig  entfernte. 

Während  die  Eidgenossenschaft  als  Ganzes  sowohl  in  ihren  Be- 
aehmigen  zum  Auslande  als  auch   mit  Hinsicht  auf  alle  Reform- 
bestrebungen  nur   ein  Bild   der  Ohnmacht   und  Schwäche   darbot, 
gelangten  dagegen  in  den  Kantonen  die  Grundsätze  der  Reform 
von  1830   zu  immer  weiterer  Entwicklung  und  Ausbreitung.     In 
Schaffhausen  wurden  schon  1834,  inZürich  1838  die  letzten 
Uelerbleibsel  einer  bevorzugten  Stellung  der  Hauptstädte  beseitigt 
luid  die  Repräsentation  im  Grossen  Rathe  strenge  nach  der  Volks- 
Z5xH  geordnet.     Unter   den   demokratischen  Ständen   hatte   zuerst 
A.  ppenzell  A.  Rh.   im   Jahr    1834   eine   neue  Verfassung   ange- 
noxnmen,  welche  indessen  keine  sehr  wesentliche  Aenderungen  enthielt. 
&  larus  folgte  1836,  indem  es  die  aus  dem  17.  Jahrhundert  her- 
stammende,  im  Jahr  1803  wiederhergestellte  confessionelle  Tren- 
aung  in  Verwaltung  und  Rechtspflege,  sowie  die  damit  verbundenen 
TinMligen  Vorrechte,   deren  die  Katholiken   in   den   gemeinsamen 
I^andesbehörden  genossen,  beseitigte  und  eine  ganz  neue,  auf  voll- 
kommene Rechtsgleichheit  und  Gewaltentrennung  gegründete  Ver- 
fassung einführte.     Der  katholische  Landestheil,  auf  die  alten  Ver- 
träge sich  berufend,  suchte  Schutz  bei  der  Tagsatzung,  welche  aber 
am  27.  Juli  1837  für  die  neue  Verfassung  die  eidgenössische  Ga- 
wuatie  aussprach.    Fortgesetzter  Widerstand  gegen  die  Einführung 
derselben   wurde  dann    unschwer  durch  Aufstellung   der    eigenen 
Streitkräfte  des  Kantons,  verbunden  mit  eidgenössischer  Mahnung 
An  Zürich  und  St.  Gallen,  besiegt.  —  Auch  in  Wallis  begehrten 
1838  die  untern  Zehnten,  welche  durch  die  Verfassung  von  1815 
den  obern  Zehnten  gegenüber  in  der  Repräsentation  zurückgesetzt 
^ren,  eine  Verfassungsrevision  auf  Grundlage  der  Rechtsgleichheit. 
^  es  nicht  mögUch  war,  hiefür  die  vorgeschriebene  Zweidrittels- 
Bidirheit  im  Landrathe  zu  erlangen,  und  die  obern  Zehnten  an  einer 
^on  dieser  Behörde  angeordneten  Konferenz  hartnäckig  gegen  jede 
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billige  Ausgleichung  sich  sträubten,  so  trat  im  Jaouar  1839  ein  Ver- 
faasdiifiBrath  zusammen,  der  bloss  aus  Abgeordneten  der  untern  und 
mitllem  Zehnten  bestand.  Die  tod  ihm  entworfene  Verfassung 
stellte  einen  nach  der  Kopfzahl  gewählten,  nicht  mehr  an  Instruk- 
tionen der  Zehnten  gebundenen,  sondern  nach  freier  Ueberzeugung 
still  imenden  Grossen  Rath  auf,  schonte  aber  so  viel  als  möglich  die 
VüiTfchte  der  Geistlichkeit-  Der  Vorort  Zürich,  dessen  Interven- 
tion sowohl  vom  Staatsrathe  als  auch  von  den  obera  Zehnten  an- 
gerufen wurde,  sandte  zwei  eidgenössische  Kommissäre  ab ,  welche 
sich  umsonst  bemühten,  den  obem  Landestheil  zur  Theilnahme  an 
einer  erneuerten  Verfassungsherathung  zu  bewegen.  Inzwischen 
liatte  der  untere  Landestheil  die  neue  Verfassung  angenommen,  der 
neuf  Grosse  Kalb  sich  den  4.  März  in  Sitten  versammelt  und  einen 
neuen  Stuatsrath  eingesetzt,  so  dass  nun  zwei  Regierungen  in  dem 
getrennten  Lande  bestanden.  Den  Kommissären  blieb,  nach  frucht- 
los fortgesetzten  Vermittlungsversuchen,  nichts  anderes  übrig,  als 
eirif  Ht'konstituiruog  auf  dem  Fusse  der  Reclitagleichheit  durch 
einen  allgemeinen  Verfaasungsratb  unter  eidgenössischer  Anordnung 
vorzuschlagen.  Die  Tagsatzung  genehmigte  am  1 1 .  Juli  diesen  An- 
trag;;  aliein  nur  ünterwallis  gehorchte  ihrem  Beschlüsse,  während 
Oberwallis  starrsinnig  erklärte,  an  der  alten  Verfassung  festhalten 
zu  wollen.  Der  neue,  nach  Anordnung  der  Tagsatzung  gewählte, 
abtr  bloss  vom  untern  Landestheile  beschickte  Verfassungsrath 
wunU'  nm  von  den  eidgenössischen  Kommissären  anerkannt ;  ebenso 
die  neuen  Behörden,  welche  auf  Grundlage  der  von  ihm  entworfenen 
und  vom  Volke  der  sieben  untern  Zehnten  am  25.  August  angenom- 
menen Verfassung  eingesetzt  wurden.  Gegen  alle  diese  Vorgänge 
proierttirte  der  Staatsrath  von  Oberwallis,  der  sich  nach  Siders 
zurückgezogen  hatte,  und  verlangte  die  Trennung  des  Kantons.  Ehe 
noch  dieXagsatznng  zu  einem  neuen  Entscheide  Über  die  Angelegen- 
heiten des  entfernten  Kantons  Wallis  ^langen  konnte,  trug  sich  unter 
ilircn  Augen  ein  Ereigniss  zu,  welches  für  die  Geschicke  der  ganzen 
Schweiz  von  der  weitgreifendsten  Bedeutung  war. 

Grosse  Bewegung  hatte  im  vorörtlichen  Kanton  Zürich  zu 
Ant'aufr  des  Jahres  1839  die  Berufung  des  Dr.  Strauss  auf  den 
Lebrstubl  der  Dogmatik  hervorgerufen.  Ein  Vereinsnetz  breitete 
sich  iil>er  den  Kanton  aus,  >am  den  cbristUchen  Glauben  in  Kirche 
und  Schule  aufrechtzuhalten.«     Beinahe  40,000  Unterschriften  be- 
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deckten  die  Petition,  welche  die  Zurücknahme  der  Berufung  ver- 
langte, und  der  Grosse  Ratb  unterzog  sich  dem  gebieterischen 
Volkswillen,  indem  er  den  Dr,  Strauss  pensionirte.  Damit  war 
der  Friede  zwischen  Volk  und  Behörden  noch  keineswegs  herge- 
stellt; das  einmal  entstandene  Missverhältniss ,  welches  aus  den 
verschiedenartigsten  Beschwerden  Nahrung  schöpfte,  dauerte  viel- 
mehr fort  und  das  Central-Comite  der  Vereine  fachte  im  August 
den  Kampf  von  neuem  an,  indem  es  dem  Volke  diejenigen  Begehren 
in  Erinnerung  brachte,  weiche  in  der  Riesenpetition  mitenthalten 
aber  vom  Grossen  Käthe  nicht  bewilligt  waren.  Die  Regierung 
antwortete  damit,  dass  sie  die  Veranstaltung  von  Gemeindsver- 
sammlungen in  Folge  etwaiger  Anordnung  des  Central-Comite's 
untersagte.  Ein  neuer  Aufinif  des  Comit6's,  in  welchem  es  die 
Kirchgemeinden  aufforderte,  sich  in  dem  verfassungsmässigen  Rechte, 
beliebige  Beschlüsse  zu  fassen,  nicht  beirren  zu  lassen,  wurde  hier- 
auf von  der  Staatsanwaltschaft  mit  Beschlag  belegt  und  gegen  die 
Urheber  desselben  »wegen  versuchter  Reizung  zum  Aufruhr«  Klage 
erhoben.  Nun  berief  das  Gomite  auf  den  2.  September  nach  Kloten 
eine  grosse  Volksversammlung,  welche  Zurücknahme  der  von  den 
Behörden  gethanen  Schritte,  Schutz  des  Petitionsrechtes,  Umgestal- 
tung des  Lehrerseminars  und  des  Erziehungsrathes  in  religiösem 
Sinne  verlangte.  Die  Regierung  gab  eine  ausweichende  Antwort, 
welche  das  Comite  als  ganz  unbefriedigend  erklärte.  Die  Lage 
war  so  gespannt,  dass  es  zu  einem  Auabruche  kommen  musste.  Die 
Führer  des  Au&tandes  besorgten  ohne  Grund,  dass  die  Stände  des 
Siebnerkonkordates  der  bedrängten  Regierung  zu  Hülfe  kommen 
würden,  daher  erliessen  sie  am  5.  September  Nachmittags 
in  alle  Bezirke  die  Mahnung,  den  Landsturm  bereit  zu  halten 
und  ihn  aufzubieten,  »wenn  die  Glocken  gehen.«  Pfarrer  Hirzel 
in  Pfaffikon  liess  nun  von  sich  aus  die  Sturmglocke  ziehen  und 
zog,  nachdem  in  der  Nacht  das  unruhige  Volk  sich  gesammelt 
hatte,  am  Morgen  des  6.  September  an  der  Spitze  von  4  bis  5000 
Mann  in  die  Nähe  von  Zürich.  Hier  verlangten  die  Führer  des 
Aufstandes  abermals  von  der  Regierung  die  Erfüllung  sämmtlicher 
in  der  Adresse  von  Kloten  ausgesprochener  Volkswünsche ;  zugleich 
wurde  nun  wirklich  aus  allen  Gemeinden  der  Landsturm  herberufen. 
Da  die  Regierung  auf  eine  Antwort  zu  lange  warten  liess,  so  zogen 
die  zusanmiengelaufenen  Schaaren,   geistliche  Lieder  singend,  in 
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Stadt.  Hier  hatte  die  Regierung,  im  Fostgebände  versammelt, 
durcli  die  wenigen  in  der  Instruktion  befiadlichen  Truppen  das 
Zeughaus  und  die  Zugänge  zum  Sitzungsorte  besetzen  lassen.  Es 
kam  nun,  da  zuerst  aus  den  Reihen  der  Landleute  ein  Schuse  fiel, 
bei  (1<T  Ausmündnng  der  Storchengasse  in  den  MUnsterbof  und 
nacbhi-r  auf  dem  Neumarkte  zu  kleinen  Gefechten,  in  welchen  eine 
Anzahl  Landleute  getödtet  wurden.  Die  Regierung,  über  die  Fol- 
gen ihrer  eigenen  Anordnung  erschrocken  und  in  ihrem  Innern 
uneitii:;,  befahl  das  Feuern  einzustellen  und  löste  sich  auf.  Durch 
das  CcDtral-Comite  wurde  nun  eine  provisorische  Regierung ,  zu- 
gleicli  a':8  »ergänzter  eidgenössischer  Staatsrath«,  eingesetzt;  au 
ihre  Sjiitze  liess  sich  der  bisherige  Amtsbürgermeister  Hess  stellen, 
der  als  Präsident  des  Vorortes  und  der  Tagsatzung  unentbehrlich 
schien.  Das  Landvolk ,  welches  im  Laufe  des  Tages  aus  allen 
TheilcQ  des  Kantons  bewaffoet  herbeigeeilt  war,  feiert«  seinen  Sieg 
in  einer  grossen  Volksversammlung.  Den  9.  September  bestätigte 
der  eiuberufene  Grosse  Rath  den  provisorisch  entstandenen  Staats- 
rath. löste  sich  dann  auf  und  ordnete  neue  Wahlen  an.  Die  in 
Züricli  versammelte  Tagsatzung,  deren  auf  den  ti.  September  an- 
gex)rd]Lete  Sitzung  durch  das  Präsidium  abbestellt  war,  berieth  in 
Pnvatkoaferenzen,  was  zu  thun  sei.  Weder  die  Anerkennung  des 
PräüidöQtea  der  aus  dem  Aufstande  hervorgegangenen  provisori- 
schen Regierung  als  Bundespräsidenten,  noch  die  Uebertragung  der 
vorürtlicben  Funktionen  an  den  Stand  Bern  und  Verlegung  der  Tag- 
satzuug  nach  dieser  Stadt  konnte  eine  Mehrheit  von  Stimmen  erlan- 
gen ;  es  blieb  bei  dieser  Rathlosigkeit  nichts  anderes  übrig,  als  die 
Sitzungen  einstweilen  einzustellen.  Immerhin  gaben  die  Gesandt- 
schaften von  Bern,  Luzem,  Solothurn.  St.  Gallen,  Aargau,  Thar- 
gau  und  Basel-Landschaft  unter'm  1 2.  September  die  Erkläi-ung  ab, 
dass  sie  die  am  6.  ver&ssungswidrig  eingesetzte  und  am  9.  eben* 
falls  vf/rtaasungswidrig  bestätigte  provisorische  Regierung  von  Zürich 
keincäw^  als  vorörtliche  Behörde  der  Eidgenossenschaft  aner- 
keuneii.  *)  Nachdem  dann  der  neue  Grosse  Rath  von  Zürich,  wel- 
cher uatUrUch  in  ganz  konservativem  Sinne  gewählt  wurde,  eine 
neue  Regierung  eingesetzt  und  den  Amtsbürgermeister  Hess  in 
dieser  Eigenschaft  bestätigt  hatte,  berief  Letzterer  auf  den   '23. 

*)  Repertorium  der  Abschiede  von  18U  bis  1848  (bearbeitet  von  W  Fet- 

Bcherin),  8.  775. 
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September  ^neder    die  Tagsatzung  ein ,   welche   mit  1 5  Stimmen 
die  neu  beglaubigte  Gesandtschaft  des  Vorortes  anerkannte. 

Der  gewaltsame  Umsturz  der  liberalen  Zürcher  Regierung  übte 
den  nächsten  Einfluss  auf  die  Angelegenheiten  des  Kantons  Wa  1 1  i  s 
aus.    Statt  einfach,  wie  die  Kommission  am  5.  September  einhellig 
übereingekommen  war,  die  Verfassung  und  die  Behörden,    welche 
aus  der  vom  Bunde  angeordneten  Rekonstituirung  hervorgegangen 
^ren,  sowie  die  vom  neuen  Grossen  Rathe  gewählte  Gesandtscliaft, 
welche  sich  bereits  auf  den  6.  in  Zürich  eingefunden  hatte,  anzuer- 
kennen ,  war  die  Tagsatzung  schwach  und  inkonsequent  genug ,  am 
24.  mit  13  Stimmen  eine  neue  Vermittlung  anzuordnen.    Dieselbe 
musste  indessen  schon  an  dem  Umstände  scheitern,  dass  die  Regie- 
rung in  Sitten,  stark  durch  ihre  formell-gesetzliche,  auf  einen  Tag- 
satznngsbeschluss  sich  gründende  Stellung,  jeden  amtlichen  Verkelir 
niit  den  neu  ernannten  eidgenössischen  Repräsentanten  ableluite  und 
letztere  daher  ihre  ganze  Wirksamkeit  auf  den  obern  Landestheil 
2u  beschränken  hatten.     Nach  ihrer  Abreise  war  die  Lage  so  ge- 
spannt, dass  nur  auf  dem  Wege  der  Gewalt  eine  bleibende  Trennung 
<Jes  Kantons  verhütet  werden  konnte.   Wie  früher  in  Basel,  so  wuitle 
*uch  hier  der  Kampf  zwischen  den  beiden  Landestheilen  durch  die 
Ansprüche  veranlasst,   welche   die  beiden  Regierungen   auf  einige 
zweifelhafte  Gemeinden  erhoben.     Nachdem  ein  letzter  Versuch  zur 
Verständigung  sich  zerschlagen  hatte,  erging  auf  beiden  Seiten  ein 
^Igemeines  Aufgebot  und  die  Mannschaften  nahmen  in  der  Nähe 
der  Hauptstadt  Stellung  gegen  einander.     Den  1.  April  1840  siegten 
^fe  Unterwalliser,  von  Moritz  Bar  man  angefühii;,  auf  der  ganzen 
Operationslinie ;  die  Oberwalliser  Truppen  lösten  sich  in  Unordnung 
*^,  über   Verrath   schreiend.      Einem    vorörtlichen   Befehle,   die 
Waffen  niederzulegen,  leisteten  die   Unterwalliser  Truppen  keine 
folge;  sie  rückten  vor  und  besetzten  Siders,  Leuk  und  Turtman, 
^o  am   4.   April  die   obern  Zehnten   ihre   Unterwerfung  ankün- 
digten.    Die  Mannschaft  wurde  hierauf  entlassen   und   der  obere 
Wndestheil,  der  nun  auch  für  sich  die  neue  Verfassung  annahm,  traf 
^e  Wahlen  in  den  Grossen  Rath.     Die  Einheit  des  Kantons  war 
damit  wieder  hergestellt ;  der  Vorort  aber  war  mit  allen  Interven- 
tionsversuchen zu  spät  gekommen  und  beim  Stande  Waadt,  der 
^  den  aufgebotenen   eidgenössischen  Truppen  ein  Bataillon  hätte 
«teilen  sollen,  sogar  auf  direkten  Widerstand  gestossen.    Das  Recht 
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der  vollendeten  Thatsachen ,  welches  in  Zürich  aufgekommen  war, 
und  schon  im  December  1839  im  Kanton  Tessin  eine  von  der 
liberalen  Parthei  ausgelührte  Revolution  zur  Folge  gehabt  hatte, 
entschied  nun  auch  in  Wallis :  die  ordentliche  Tagsatzung  des  Jah- 
res 1840  anerkannte  einstimmig  die  Gesandtschaft  dieses  Standes 
und  garantirte  die  Verfassung  vom  3.  August  1^39. 

An  dieser  Tagsatzung  kam  auch  die  Bundesrevision  wieder 
zur  Sprache.  In  dem  wohlbegründeten  Bewusstsein,  dass  die  Zürcher 
Wirren  des  vorigen  Jahres,  bei  denen  die  eidgenössischen  Geschäfte 
mehrere  Wochen  lang  jeder  gesetzmässigen  Leitung  entbehrt  hatten, 
ganz  besonders  geeignet  gewesen  seien ,  die  Mängel  der  vorörtlichen 
Exekutive  zu  enthüllen,  hatte  der  Vorort  selbst  beantragt,  wenig- 
stens die  hierauf  bezüglichen  Bestimmungen  des  Bundes  Vertrages 
einer  Reform  zu  unterstellen,  und  eine  Mehrheit  von  Ständen  hatte 
diesem  Antrage  beigestimmt.  Es  wurde  eine  Kommission  nieder- 
gesetzt, deren  Mehrheit  einen  »eidgenössischen  Staatsrathc  vor- 
schlug, bestehend  aus  dem  Regierungspräsidenten  des  Vorortes,  zwei 
vom  vorörtlichen  Grossen  Rathe  ernannten  und  vier  von  der  Tag- 
satzung aus  den  Bürgern  aller  übrigen  Kantone  gewählten  Mitglie- 
dern. Eine  Minderheit  wollte  dagegen  dem  Präsidenten  des  Vor- 
ortes 6  Mitglieder  beigeben ,  welche  von  den  19  nicht  vorörtlichen 
Kantonen  nach  einer  Kehrordnung,  wie  sie  für  den  eidgenössischen 
Repräsentantenrath  vorgeschrieben  war,  gewählt  werden  sollten.*) 
Diese  Vorschlüge  konnten  schon  darum  keinen  Erfolg  habea,  weil 
die  neuen,  erbitterten  Kämpfe ,  welche  das  Jahr  1841  der  Schweiz 
brachte,  die  Aufmerksamkeit  wieder  von  der  Bundesreform  ab- 
lenkten. —  Von  grosser  Wichtigkeit  war  dagegen  der  Tagsatzungs- 
beschluss  vom  21.  Juli  1840,  in  Kraft  erwachsen  den  15.  Februar 
1841,  über  die  Reorganisation  des  Bu  ndesheeres,  zusam- 
mengehalten mit  den  Beschlüssen  vom  28.  Juli  und  11.  August  1840 
über  die  Oi^anisation  des  eidg.  Kriegsraths  und  der  eidg.  Militär- 
lehranstalten.**) Hatte  schon  das  Allgemeine  Militärreglement  von 
1817  neben  den  Bundesauszug  von  33,758  Mann  eine  gleich  starke 
Bundesreserve  hingestellt,  so  wurden  nun  (gemäss  einem  schon  am 

*)  Bericht  der  KommissioD,  besonders  gedruckt  im  Dezember  1840. 
**)  Off.  Sammig.  III.  8.  61—66,  154.     Snell  I.    Nachtrag  S.  11,  14—19. 
Tagsatz.- Abschied  v.  1840  Beil.  K.    Yergl.  die  neue  Originalausgabe  des  Allgem. 
Militärreglements,  Zürich  1846. 
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20.  August  1838  von  der  Tagsatzung  ausgesprochenen  Grundsatze) 
diese  beiden  Abtheilungen  zu  einem  Bundesheere  von  64,019  Mann 
veieiDigt.  Die  Militäraufsichtsbehörde  verwandelte  sich  in  einen 
eidgenössischen  Kriegsrath,  welchem  die  fortdauernde 
üeberwachung  des  gesammten  Militärwesens  sowohl  der  Eidgenossen- 
schaft als  auch  der  Kantone  übertragen  war.  An  die  Stelle  der 
frühem  Kantonalpanner  trat  die  eidgenössische  Fahne  mit 
dem  weissen  Kreuz  auf  rothem  Grunde,  als  Sinnbild  der  schweizerischen 
Einheit  wenigstens  im  Heerwesen!  Das  Geschütz  wurde  ver- 
mehrt auf  134  Stück  für  die  bespannten  Batterien,  10  Stück  für 
die  Gebirgsartillerie  und  1 60  Stück  Reservegeschütz ,  wovon  die 
Eidgenossenschaft  60  lieferte.  Für  alle  Waifengattungen  wurde  nicht 
bloss  gleichförmige,  sondern  auch  gleichfarbigeKleidung  vor- 
geschrieben. Das  Maximum  der  Mannschaft  aus  verschiedenen  Kan- 
tonen, welche  alle  zwei  Jahre  in  eidgenössische  Uebungs- 
lager  zusammengezogen  werden  sollt«,  wurde  von  3000  auf  4500 
»höht.  Für  die  Rechtspflege  bei  den  Truppen,  welche  sich  im 
eidgenössischen  Dienst  befanden,  war  schon  1837  ein  neues  Militär- 
strafgesetzbuch eingeführt  worden.  Die  gesammte  neue  Organisa- 
tion, welche  das  Bundesheer  kräftig  zusammenfassto ,  bewährte 
»ich,  als  der  Augenblick  gekommen  war,  wo  die  in  ihm  ver- 
tretene Einheit  über  die  politische  Auflösung  und  Zersplitte- 
rung der  Eidgenossenschaft  den  Sieg  davon  tragen  sollte! 

Vorerst  hatt«  indessen  die  Schweiz  vom  Jahr  1841  an  noch  viele 
sdiwere  Kämpfe  zu  bestehen.  Es  konnte  nicht  fehlen,  dass  die 
kirchlich-politische  Revolution,  welche  im  reformirten  Kanton  Zürich 
stattgefunden,  mächtig  einwirkte  auf  die  k  a  t  h  0 1  i  s  c  h  e  Bevölkerung 
anderer  Kantone,  welche  mit  der  Freisinnigkeit  ihrer  Regierungen 
ira Kirchen-  und  Schulwesen  noch  viel  weniger  Schritt  zu  halten 
^rmochte.  Die  Nachwirkung  war  um  so  bedeutender,  als  gerade 
^^  zehnjährige  Termin  herannahte,  in  welchem  mehrere  der  im 
hinter  1830/31  zu  Stande  gekommenen  Verfassungen  die  Vornahme 
^er  Revision  gestatteten.  Allenthalben  wurden  nun  durch  Volks- 
^^ine,  denen,  wie  in  Zürich,  eine  möglichst  ausgedehnte  Verzwei- 
gung gegeben  ward,  Verfassungsänderungen  verlaugt,  welche  sich 
Dicht  bloss  auf  die  kii-chlichen  Verhältnisse,  sondern  auch  auf 
Erweiterung  der  Volksrechte  bezogen.  In  durchaus  gesetzlicher 
Veise  und   zugleich   mit  dem  grössteu  Erfolge  wurde  im  vorört- 

Klaaer,  Handbuch.    I.  * 
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liehen  Kanton  Luzern  ein  Systemwechsel   in  dem  angedeuteten 
Sinne   durchgeführt.     Das  Signal   zur   Volksbewegung   hatte    hier 
schon  im  November  1839  der  unter  geistlichem  Einflüsse  stehende 
Grossrath  Joseph  Leu  von  Ebersol  gegeben,  indem  er  eine  Reihe 
von  weit  gehenden  Anträgen,  meistens  kirchlichen  Inhaltes,  stellte, 
welche  der  Grosse  Rath    »mit  Entrüstunga    beseitigte.     Es   folgte 
dann  zu  Anfang  des  Jahres  1840  eine  mit  11,793  Unterschriften 
bedeckte   Petition   für  Verfassungsrevision   in  demokratisch-kirch- 
lichem Geiste;  hierauf  am  5.  November  die  Gründung  des  Russwyler 
Vereins.     Endlich  am. 31.  Januar  1841  konnte  das  Luzerner  Volk 
über  die  Verfassungsrevision   abstimmen  und  es  beschloss  dieselbe 
mit  17,551  gegen  1679  Stimmen.     Es  wurde  dann  ein  Verfassungs- 
rath  gewählt,  in  welchem  die  bisherige  Grossrathsmehrheit  durch 
nicht  mehr  als  4  Mitglieder  vertreten  war.     Die  neue  Verfassung, 
welche   am    1.  Mai  vom  Volke  angenommen  wurde,  entsprach  in 
Bezug  auf  das  Kirchen-  und  Schulwesen ,  unter  vollständigem  Preis- 
geben der  staatlichen  Hoheitsrechte,  den  weitgehenden  Anforderungen 
der  ultramontanen  Geistlichkeit ;  neben  den  Badener  Artikeln  wurde, 
wie   früher   schon   in  Zürich,   das   Siebnerkonkordat   ausdrücklich 
beseitigt ;    gegen   Gesetze ,    Bündnisse ,    Konkordate ,    sowie   gegen 
Einführung  neuer  Koi-porationen  wurde  dem  Volke  das  Veto  ein- 
geräumt;  die  Vorrechte   in  der  Repräsentation,   welche  1831  der 
Hauptstadt   noch   geblieben  waren,  sowie  die  Selbstergänzung  des 
Grossen  Rathes  fielen  weg.   Die  neue,  konservative  Regierung  beeilte 
sich,  diese  Verfassung,  als  Zeichen  der  Rückkehr  zu  voller  Aner- 
kennung kirchlicher  Oberherrlichkeit,  dem  Papste  zu  Füssen  zu 
legen !  —  Einen  ganz  andern  Verlauf  nahm  die  Volksbewegung  im 
Kanton  Solothurn.     Im  October  1840  beschloss  hier  der  Grosse 
Rath  selbst  eine  Verfassungsrevision  und  lud  das  Volk  ein,    seine 
Wünsche  einzugeben.    Eine  von  konservativen  Führern  entworfene, 
mit  zahlreichen  Unterschriften  bedeckte  Petition  verlangte,  neben 
Gewährung   der   kirchlichen   Ansprüche,   unmittelbare  Wahl   aller 
Mitglieder   des  Grossen  Rathes  in  kleinern  Walilkreisen,  Vermin- 
derung der  Zahl  der  Beamten  und  ihrer  Besoldungen,  grössere  Frei- 
heit der  Gemeinden,  endlich  das  Veto  gegen  Gesetze  und  Staats- 
verträge.   Der  Grosse  Rath  aber  ging  nicht  auf  diese  Begehren  ein, 
sondern  beschränkte  sich  darauf,  das  noch  bestehende  Vorrecht  der 
Hauptstadt  in  der  Repräsentation  zu  beseitigen,  die  unmittelbai'en 
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WaWeu  von  20  auf  55  zu  vermeinen ,  dagegen  den  Ilegieningrath 
von  17  auf  9  und  das  Ohergericht  von   13  auf  {)  Mitglieder  zu  redu- 
ziren,  die  Amtsdauer  aber  von  0  auf  10  Jahre,  doch  mit  Erneuerung 
zur  Hälfte  nach  5  Jahren ,  zu  verlängern.     Unzufrieden  mit  diesem 
Verfassungsentwürfe,  versammelten  sich  die  Ausschüsse  der  Volks- 
vereine am  2.  Januar  1841  in  Mümliswyl,  und  empfahlen  in  einer 
von   52  Abgeordneten   unterzeichneten   Erklärung   dem  Volke   die 
Vei-^erfung  desselben  ,   wobei   sie  zugleich  gegen  die  vom  Grossen 
Rathe  dem  Revisionsartikel   gegebene  Auslegung,   dass   in  diesem 
Falle  die   alte  Verfassung   auf  weitere  10  Jahre  in  Kraft  bleibe, 
sich  verwahrten.     Am  folgenden  Tage  fand  in  Mariastein,  von  dorti- 
gen Klostergeistlichen  veranstaltet,  eine  Versammlung  von  2-  bis  300 
Männern  statt,  welche  eine  noch  schärfere  Erklärung  an  die  Regierung 
ergehen  liess ;  für  den  Fall  der  Verwerfung  wurde  im  sogenannten 
Schwarzbubenlande  von  einem  Volkszuge  nach  Solothurn  gesprochen. 
Hierauf   schritt   die  Regierung,    von   Munzinger    geleitet,    zur 
That:  die  Unterzeichner  der  Mümliswvler  Erklärung  wurden  ver- 
haftet,  Truppen  aufgelx)ten,  die  Nachbarstände  zu  getreuem  Auf- 
sehen gemahnt.    Den  10.  Januar  wurde  dann  die  neue  Verfassung 
niit  6289  gegen  4277  Stimmen  angenommen;  das  liberale  System 
liatte  sich  hier  durch  die  Energie,  die  es  im  entscheidenden  Augen- 
blicke entwickelte ,  auf  lange  befestigt.  —  Im  A  a  r  g  a  u  hatte  der 
Grosse  Rath,  den  allseitig  geäusserten  Wünschen  Rechnung  tragend, 
^hon  im  Dezember  1839  eine  Verfassungsrevision  beschlossen.   Eine 
tathoUsche  Volksversammlung,    welche   am    2.  Februar    1840   zu 
Mellingen  gehalten  wurde,  verlangte  für  Kirchen-  und  Schulsachen 
^konfessionelle  Trennung  in  der  gesetzgebenden  wie  in  der  verwal- 
tenden Behörde,  das  Veto,  Vertheilung  der  Regierungsstellen  auf  die 
■Bezirke  u.  s.  w.     Umgekehi-t   begehrte  nun  die  reformirte  Bevöl- 
*c^ning  die  Auf  hebung  der  Parität,  welche  bis  dahin  im  Grossen  Rathe 
tischen  den  beiden  Confessionen  bestanden  hatte ,  und  Repräsen- 
^tion  nach  der  Kopfzahl.   Der  erste  Verfassungsentwurf  des  Grossen 
*^the8,  welcher  weder  den  einen  noch  den  andern  Begehren  ent- 
sprach, wurde  am  G.  October  von  beiden  Theilen  verworfen.    Eine 
*«tition  aus  dem  Freiamte  verlangte  nun  einen  Verfassungsrath ; 
"^  Grosse  Rath  aber  liehielt  die  Revision  in  seiner  Hand  und  besei- 
^frte  in  dem  zweiten  Entwürfe  die  Parität ,  während  er  dagegen  auf 
^  Wünsche  der  Katholiken,  welche  eine  neue  Volksversanimlung  in 
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Baden  am  29.  November  ausgesprochen  hatte,  niclit  eintrat.  Der 
zweite  Verfassungsentwurf  wurde  dann  am  5.  Januar  1841  vom 
Volke  mit  16,050  gegen  11,484  Stimmen  angenommen.  Im  Frei- 
amte dauerte  indessen  die  Gährung  fort;  in  einigen  Gemeinden 
wurden  Freiheitsbäume  errichtet.  Nun  beschloss  die  Regierung, 
unter  dem  Eindrucke  gleichzeitiger  Vorgänge  in  Solothurn,  älmlich 
wie  dort  zu  verfahren  und  die  Mitglieder  des  sogenannten  Bünzner^ 
Comites ,  welches  an  der  Spitze  der  Bewegung  stand,  verhaften  zu 
lassen.  Allein  das  erbitterte  Landvolk  befreite  am  10.  Januar  in  Muri 
die  gefangenen  Führer  und  setzte  den  Regierungsi-ath  Wa  Her,  welcher 
den  Verhaftsbefehl  ausgeführt  hatte,  selbst  ins  Gefängniss.  Aehnliche 
Auftritte  fanden  in  Bremgarten  und  Meienberg  statt,  und  das  be- 
freite Comite  beschloss  nun,  den  Landsturm  aufzubieten,  um  die 
Gränze  des  Freiamtes  zu  besetzen  und  von  hier  aus  mit  der  Regie- 
rung zu  unterhandeln.  Letztere  hatte  inzwischen  die  ganze  Aus- 
züger- und  Landwehrmannschaft  aufgeboten  und  diejenigen  Truppen, 
welche  bereits  wegen  der  Solothurner  Wirren  einberufen  waren, 
eilends  nach  Lenzburg  gesandt.  Bern  und  Baselland,  etwas  später 
auch  Zürich,  wurden  zum  Zuzüge  gemahnt.  Schon  am  Morgen  des 
11.  war  der  grössere  Theil  der  aargauischen  Truppen  unter  dem 
Kommando  des  Obersten  Frei-Heros^e  in  Lenzburg  versam- 
melt und  zog  dann  gegen  Mittag  nach  Vilmergen,  das  von  einer 
zahlreichen  Schaar  Landstürmer  besetzt  war.  Allein  nach  einem 
unbedeutenden  Gefechte  wichen  dieselben  zurück  und  zerstreuten 
sich;  das  Freiamt  wurde  darauf  ohne  fernem  Widerstand  besetzt 
und  entwaifnet.  Am  13.  versammelte  sich  der  Grosse  Rath  des 
Kantons  Aargau  und  beschloss,  unter  dem  Eindinicke  des  leicht 
errungenen  Sieges,  auf  den  Antrag  des  Seminardirektors  Keller, 
die  Aufhebung  sämmtlicher  Klöster,  —  eine  seit  langem 
vorbereitete  Massregel,  die  nun  als  politische  Nothwendigkeit  liin- 
gestellt  und  mit  der  Betheiligung  einzelner  Convente  am  letzten 
Aufstande  motivirt  wurde.  Hatte  schon  die  wesentlich  confessionelle 
Richtung,  welche  die  Bewegung  in  Luzern  und  Solothuni,  besonders 
aber  im  Aargau  genommen,  dem  früher  bloss  politischen  Partlieien- 
kanipfe  in  der  Schweiz  ein  neues,  verbitterndes,  tief  in  die  Massen 
eindringendes  Element  beigemischt,  so  war  nun  vollends  die  mit 
dem  Art.  12  des  ßundesvertrages  schwer  zu  vereinigende  Auf  hebung 
der  aargauischen  Klöster  einer  in  die  Eidgenossenschaft  geschleu- 
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derten  Brandfackel  zu  vergleichen,  welche  den  heftigsten  Zwist  unter 
den  Kantonen  anfaclite,  der  in  seinen  Folgen  allmählig  zum  Bürger- 
kriej^e  führte. 

Sofort  verlangten  die  katholischen  Stände  Uri,  Schwyz,  ün- 
terwalden,  Zug  und  Freiburg  beim  Vororte  Bern  die  Ein- 
berufung einer  ausserordentlichen  Tagsatzung,  welche  auf  den  1 5.  März 
erfolgte.     Schultheiss  N  e  u  h  a  u  s ,  welcher  nicht  bloss  bereitwilligst 
die    bernischen   Truppen   zu   Unterdrückung   des  Aufstandes   nach 
dem    Freiamte  entsendet  hatte,  sondern  nun  auch  in  seiner  Eröflf- 
nungsrede  entschieden  zu  Gunsten  Aargau's  sich  aussprach,  wurde, 
entgegen   der    üebung,    bei    der  Wahl   des   ersten  Mitgliedes  der 
Kominission   übergangen,    und   schlug   sodann   eine  spätere  Wahl 
in  dieselbe  aus.     Die  Tagsatzung  erklärte   am  2.  April  mit  12% 
Stinainen   das   Dekret    vom    13.  Januar   für    unvereinbar   mit 
-^rt.    12  des  Bundes  Vertrages  und  lud  Aargau  ein,  nochmals  auf  den 
Gegenstand  desselben  einzutreten  und  dem  Bunde  Genüge  zu  thun, 
widrigenfalls   die   Tagsatzung    sich    eignen   Entscheid    vorbehielte. 
^^   Von  Seite  Aargau's  bis  zur  ordentlichen  Tagsatzung  des  Jahres 
^^•^1  keine  entsprechende  Antwort  erfolgte,  so  beschlossen  am  9.  Juli 
^^Va  Stände  (das  umgewandelte  Luzern  war  inzwischen  der  Mehr- 
heit   beigetreten),  an  der  Erklärung  vom  2.  Ai)ril  festzuhalten  und 
den  Kanton  Aargau  aufzufordern,  dass  er  noch  im  Laufe  des  Monates 
das    Ergebniss  seiner  neuen  Berathungen  der  Tagsatzung  mittheile, 
"iöx-auf  beschloss  der  Grosse  Rath  am  19.  Juli,  die  W^iederherstellung 
der  drei  Frauenklöster  Fahr,  Gnadenthal  und  Baden  anzu- 
bieten.    Die   Tagsatzung  vertagte  sich,   ohne   einen  Beschluss  zu 
fassen,  und  als  sie  sich  am  25.  October  wieder  versammelte,  so  ergab 
^^^li    weder  für  den  Antrag ,  sich  mit  dem  Anerbieten  Aargau's  zu 
"^»Jiiigen,   noch   für  die  Forderung  der  Herstellung  aller  Klöster 
^^^^  Stimmenmehrheit.    Es  machte  sich  nämlich  in  der  öffentlichen 
Meinung  der  reformirten  und  paritätischen  Kantone,  an  Volksver- 
^^mlungen,  welche  in  Zürich  und  Genf  gehalten  wurden,  dann 
^^cli  in  den  Instruktionsbehörden  immer  entschiedener  die  Ansicht 
geltend,  dass  man  die  Wiederherstellung  der  Mannsklöster  von  Aar- 
8^^  nicht  verlangen  könne,  weil  —  abgesehen  von  ihrer  grossem  oder 
geringem  Betheiligung  am  Januaraufstande  —  der  ganze  Einfluss, 
den  sie  auf  ihre  Umgebungen  ausgeübt  hatten,  einer  friedlichen  und 
gedeihlichen  Entwicklung  des  Kantons  keineswegs  förderlich  gewesen 
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war.  Als  daher  nach  jahrelangen,  fruchtlosen  und  ermüdenden 
Verhandlungen  der  Grosse  Rath  von  Aargau,  veranlasst  durch  die 
Zureden  einflussreicher  liberaler  Staatsmänner,  am  29.  August  1843 
sich  dazu  verstand,  auch  noch  das  letzte  Frauenkloster  Hermet- 
schwyl  herzustellen,  so  erklärte  sich  am  31.  August  eine  Mehrheit 
von  1 2  Ständen  für  befriedigt,  womit  diese  Angelegenheit  als  erledigt 
betrachtet  wurde. 

Kaum  hatte  indessen  die  ordentliche  Tagsatzung  von  1843  sich 
aufgelöst,  so  berief  der  Vorort  Luzern,  welcher  seit  zwei  Jahren 
an  der  Spitze  der  ultramontanen  Parthei  in  der  Schweiz  stand,  die 
sämmtlichen  Kantone,  welche  die  Herstellung  aller  aargauischen 
Klöster  verlangt  hatten,  zu  einer  Konferenz  auf  den  13.  September. 
Es  erschienen  jedoch  bloss  Abgeordnete  von  U  r  i ,  S  c  h  w  y  z ,  Unter- 
walden,  Zugund  Freiburg.  Die  Mehrheit  dieser  Konferenz 
beschloss:  es  sei  durch  ein  an  alle  eidgenössischen  Orte  zu  er- 
lassendes Manifest  die  Herstellung  aller  Klöster  im  Aargau,  die 
Wiedereinsetzung  der  thurgauischen  Klöster  in  ihre  Rechte  und  die 
Sicherung  der  Rechte  der  Katholiken  in  allen  paritätischen  Kantonen 
zu  fordern  und  dabei  anzudeuten,  dass  die  Verweigerung  als  ein 
Verharren  im  »Bundesbniche«  müsste  betrachtet  werden;  ferner  sei 
den  Regierungen  der  Konferenzstände  für  gemeinschaftliche 
militärische  Massregeln  die  nöthige  Vollmacht  zu  ertheilen. 
Die  Grossen  Räthe  und  Landräthe  der  sechs  Kantone  genehmigten 
diese  Beschlüsse  und  am  1.  Februar  1844  erging  das  Manifest  an 
die  Stände,  welches  natürlich  ohne  weitern  Erfolg  blieb.  Der  katho- 
lische Sonderbund  aber  war  nun  dem  Wesen  nach  —  lange  vor  den 
Freischaarenzügen ,  die  ihn  später  rechtfertigen  sollten  —  bereits 
vorhanden.  Er  verstärkte  sich  im  Mai  1844  durch  das  Hinzutreten 
von  Wallis,  wo,  nicht  ohne  unmittelbare  Einwirkung  von  Luzern 
aus,  die  radikale  Parthei  in  blutigem  Kampfe  unterdrückt  wurde. 
Durch  die  Ausschreitungen  eines  Vereines,  der  sich  »die  junge 
Schweiz«  nannte,  und  durch  den  Einfluss  der  Priester,  welche  die 
Verkehrtheiten  ihrer  Gegner  für  sich  auszubeuten  verstanden,  hatten 
die  Ultraraontanen  auch  im  Unterwallis  immer  mehr  Boden  gewonnen. 
Um  den  fortdauernden  Gewaltthätigkeiten,  welche  hier  zwischen  den 
Partheien  stattfanden,  ein  Ende  zu  machen,  bot  der  Grosse  Rath 
die  Landwehr  von  Oberwallis  auf.  Die  Jungschweizer  wurden  bei 
Sitten  und  Ardon  zurückgeschlagen,  verbrannten  aber  die  Brücke 
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^i  Rkldes,  wodurch  sie  sich  ge^en  die  Verfolgung  der  Oberwalliser 
sicherten.     Als  sie  jedoch  auf  ihrem  Rückzuge  von  Martinach  nach 
St.  Moritz  an  den  Trient  gelangten,  fanden  sie  die  dortige  Brücke 
durch  ünterwalliser   von   der   Gegenparthei  besetzt.     Nicht   ohne 
grosse  Verluste  konnte  ein  Theil  der  Jungschweizer  nach  St.  Moritz 
sich  durchschlagen ;  eine  andere  Abtheilung  wurde  nach  Martinach 
zurückgetrieben,    wo   sie   sicli   zerstreute.     Nach   Herstellung  der 
Briicke  bei  Riddes  wurden  dann  die  Ortschaften  der  Jungschweizer 
durch  die  Oberwalliser  besetzt  und  entwaffnet.    In  der  Eidgenossen- 
schaft herrschte  bei  diesem  Anlasse,  in  Folge  des  Misstraucns,  wel- 
ches die  liberalen  Kantone  ^egen  den  ultramontanen  Vorort  hegten, 
die    vollendetste   Bundesanarchie:    nicht    bloss   weigerten    sich  die 
Regierungen  von  Bern  und  Waadt,  dem  vorörtlichen  Truppen- 
aufgebote Folge  zu  leisten,  sondern  Bern  erklärte  sogar,  dass  es  den 
Durchmarsch    anderer   eidgenössischer   Truppen   über   sein   Gebiet 
öicht   gestatten   werde!     HVg  Stände   begehrten   beim  Vororte  die 
Einberufung  einer  ausserordentlichen  Tagsatzung ;  diese  aber,  auch 
hier  das  Gewicht  der  vollendeten  Thatsachen  anerkennend,  beschloss, 
^ich  in  die  Angelegenheiten  des  Kantons  Wallis  nicht  weiter   ein- 
zumischen. 

Zu  den  bereits  zahlreich  vorhandenen  Gährungsstoffen  gesellte 
^*ch  um  diese  Zeit  ein  neuer,  welcher  bei  Protestanten  wie  bei  frei- 
sinnigen  Katholiken  die  aufregendste  Wirkung  äusserte.     Zu  dem 
^^ogramme,  welches  die  herrschende  Parthei  in  Luzern  sich  ge- 
stellt hatte,  gehörte  auch  die  Einführung  des,  von  Alters  her  übel 
"^i^ufnen  Jesuiten  ordens ,    welcher   bereits  in  Wallis ,    Freiburg 
'^ud  Schwyz  seine  festen  Wohnsitze  aufgeschlagen  hatte,  am  katho- 
*i^hen  Vororte.     Aargau,  welches  gerne  den  Anlass  benutzte,  das 
feindselige   Verhalten   Luzern's   in   der   Klosterfrage  zu  vergelten, 
^^ellte  schon  an  der  ordentlichen  Tagsatzung  von  1844  den  Antrag 
^^f  Fortweisung   der  Jesuiten   aus   der  ganzen  Eidgenossenschaft; 
^^tiirlich  stimmten  vorerst  nur  wenige  Stände  bei.    Aber  der  Grosse 
^^th  von  Luzern,    unbekümmert    um   die  Aufregung,    welche  im 
^Knen  Kanton  und  in  einem  grossen  Theile  der   übrigen  Schweiz 
*^J^während   zunahm,    beschloss    am    24.    October    die    Berufung 
^^J*    Jesuiten ,    denen    er    die    theologische    Lehranstalt    übergab, 
^^chdem  das  Veto,   welches   die  liberale  Minderheit  gegen  diesen 
**^schlu8s  ergriffen,   nicht  zum  Ziele  geführt  hatte,    so  nahm  ein 
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Theil  dieser  Parthei.  im  Einverständnisse  mit  Gleichgesinnten  aus 
andern  Kantonen,  am  8.  December  zum  bewaffneten  Aufstande 
seine  Zuflucht.  Derselbe  war  indessen  in  der  Hauptstadt  so  plan- 
los angelegt,  dass  die  wenigen,  von  der  Regierung  aufgebotenen 
Truppen  ihn  ohne  Mühe  besiegten.  Die  Zuzüger  vom  Lande,  ver- 
stärkt durch  150  bis  200  Mann  Freischaaren  aus  dem  Kanton 
Aargau,  hielten  zwar  die  Emmenbrücke  besetzt  und  schlugen 
hier  die  Regierungstruppen  zurück,  aber  sie  wagten  es  nicht, 
ihren  Sieg  zu  verfolgen  und  zerstreuten  sich  wieder.  Schneller  noch 
als  die  Aar  gauer  zogen  sich  Freischaaren  aus  Solothurn  und 
Baselland  zurück,  welche  später  als  jene  die  Gränze  überschritten 
hatten.  Zahllose  Verhaftungen  wurden  nun  im  Kanton  Luzem 
vorgenommen,  und  das  Vermögen  sämmtlicher  Theilnehmer  am 
Aufstande  wurde  mit  Beschlag  belegt  Eine  grosse  Menge  von 
Flüchtlingen  erschien  in  andern  Kantonen,  wo  sie  durch  das  Mitleid, 
welches  die  freisinnige  Bevölkerung  an  ihrem  Schicksale  empfand, 
die  vorhandene  Gährung  steigerten.  Den  4.  Januar  1845  erliess 
der  Grosse  Rath  von  Luzem  ein  Gesetz,  wodurch  die  Anführer  von 
Freischaaren  mit  Todesstrafe  bedroht  und  Jedermann  erlaubt  wurde, 
fremde  Freischärler  als  Verletzer  des  Gebietes,  Räuber  und  Mörder 
anzugreifen;  zugleich  beantragte  er  bei  der  Tagsatzung,  dass  sie 
ein  Verbot  der  Freischaaren  erlasse.  Auf  der  andern  Seite  fanden 
dagegen  in  den  Kantonen  Bern  und  A  arg  au  Volksversamm- 
lungen Statt,  welche  beschlossen,  es  sei  der  Antrag  auf  Fortwei- 
sung der  Jesuiten  durch  eine,  massenhaft  zu  unterzeichnende 
Volkspetition  zu  unterstützen,  und  es  seien  zu  diesem  Behufe  in 
allen  Kantonen  Volksvereine  zu  gründen.  Auch  in  Zürich,  wo 
seit  1842  die  liberale  Parthei  wieder  immer  mehr  Boden  gewonnen 
hatte,  wurde  am  26.  Januar  eine  grosse  Volksversammlung  gehalten, 
welche  sich  dem  aargauischen  Antrage  anschloss ;  in  diesem  Sinne 
iustruirte  auch  der  Grosse  Rath  seine  Gesandtschaft  an  die  Tag- 
satzung, welche  der  Vorort  auf  den  24.  Februar  einberufen  hatte. 
Während  hier  auf  gesetzlichem  Wege  ein  politischer  Umschwung 
vor  sich  ging,  führte  dagegen  im  Kanton  Waadt  die  Jesuitenfrage 
eine  Revolution  herbei.  Der  Staatsrath  hatte  sich  gegen  den  aar- 
gauischen Antrag  ausgesprochen;  der  Grosse  Rath  beschloss  am 
13.  Februar  Abends  nur  eine  dringende  Einladung  an  Luzem,  die 
Bemfung  der  Jesuiten  zurückzunehmen.     Da  diese  Instruktion  die 
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radikale  Parthei  nicht  befriedigte ,  so  rief  letztere  durch  ein  grosses, 
zum  Voraus  verabredetes  Feuerzeichen  das  Volk  herbei.  Von  allen 
Seiten  strömte  dasselbe  am  folgenden  Tage  in  die  Hauptstadt; 
eine  grosse  bewaflhete  Masse  bewegte  sich  unter  Trompetenschall 
nach  dem  Schlosse,  wo  der  Staatsrath  versammelt  war.  Da  die 
aufgebotenen  Milizen  grossentheils  zu  den  Aufständischen  über- 
gegangen, auf  die  wenigen  vorhandenen  Truppen  jedenfalls  nicht 
zu  zählen  war ,  so  blieb  dem  Staatsrathe ,  nichts  anders  übrig,  als 
abzudanken.  Auf  Montbenon  fand  sodann  eine,  von  Druey  prä- 
sidirte  Volksversammlung  Statt,  welche  den  Grossen  Rath  aufforderte, 
seine  Tagsatzungsgesandtscliaft  im  Sinne  Aargau's  zu  instruiren, 
und  zugleich  eine  provisorische  Regierung  ernannte.  Eine  zweite 
Versammlung  vom  15.  Februar  ging  noch  weiter,  indem  sie  den 
Grossen  Rath  für  aufgelöst  erklärte  und  die  Wahl  eines  Verfassungs- 
rathes  anordnete,  der  dann  natürlich  im  Sinne  der  Bewegungsparthei 
ausfiel. 

Obgleich  nun  die  meisten  reformirten  und  paritätischen  Stände 
für  den  aargauischen  Antrag  gewonnen  waren,  so  ergab  sich  an  der 
ausserordentlichen  Tagsatzung  in  Zürich  doch  noch  keine  Mehrheit, 
sondern  nur  eine  starke  Minderheit  für  denselben.  Ebensowenig  war 
für  die,  von  vielen  Seiten  beantragte  Empfehlung  einer  Amnestie 
an  Luzem  eine  Mehrheit  erhältlich.  Dagegen  wurde  mit  13V2  Stim- 
men beschlossen:  die  Bildung  bewaffneter  Freikorps,  sowie  jedes 
Auftreten  solcher  Korps  ohne  Zustimmung  der  Regierungen  sei  nach 
dem  Sinn  und  Zweck  des  Bundesvertrages  unzulässig;  die  Stände 
seien  demnach  eingeladen,  geeignete  Massregeln  zu  treffen,  dass 
solche  Korps  sich  nicht  bilden,  und  dass  keinerlei  GebietsVer- 
letzungen  durch  bewaffnete  Zuzüge  stattfinden.  Dieser  papierene 
Beschluss ,  dessen  Vollziehung  von  dem  guten  Willen  der  Kantone 
abhing,  konnte  nicht  hindern,  dass  ein  zweiter,  in  grösserm 
Massstabe  angelegter  Freischaarenzug  gegen  Luzern  sich 
Torbereitete.  In  einer  Versammlung  von  Offizieren  aus  den  Kan- 
tonen Bern,  Aargau,  Solothurn  und  Baselland  war  schon 
Anfangs  Februar,  im  Einverständnisse  mit  einem  Ausschusse  der 
Flüchtlinge,  der  Plan  für  das  Unternehmen  festgesetzt  wordoe; 
nachher  sammelten  sich,  von  der  aargauischen  Regierung  nicht 
gehindert,  Schaaren  von  Flüchtlingen  in  der  Gegend  von  Zofingen 
und  hielten  Waffenübungen.     In  Folge  eines  förmlichen  Aufgebotes, 


100     Ka]».  II.  Dio  linirestaltuii^'  ilt-r  Schweiz  in  diu  Jahn-ii  1  j^30  bis  1848. 

wi'lclies  vini    (loiii   Aussdiusso    der  Fliiclitlin.iie  ;ius.i:in'jj ,    trafci]  die 
Fivisi'liärlcr  am    '50.   März  Alx'uds    vcm    .'tllcii    Seiten    her    auf  deu 
»Saininelplätzen  lliitsvyl  und  Zotiii^a^i  ein.    Ks  waren  ungefähr  luOO 
Berner,    11 00  Aari,^auer,  400  Baselhindschäftk^r ,  800  Solothuruer 
und  1 200  Luzerner ;  das  Kommando  übernahm  der  eidgenössische 
Stal)shauptmaun  Ochsen  bei n  von  Nidau.     Artillerie  und  Muni- 
tion verschafften  sich  die  Freischärler,  zum  Theil  mit  scheinbarer 
Gewalt,  jedocli  ohne  Widerstand  zu  find(»n,  aus  den  Zeughäusern  zu 
Liestal  und  Solothurn,  von  Aarburg  und  aus  den  Schlössern  Nidau 
und  Bipp.  In  der  Nacht  vom  30.  auf  den  3 1 .  März  erfolgte  der  Auszug 
von  den  beiden  Sammelplätzen  nach  dem  Kanton  Luzern ;  in  Ettis- 
wyl  vereinigten  sich  die  beiden  Abtheilungen  und  zogen  dann  über 
liusswyl,    in   desscni  Nähe   sie   zwei  Kompagnien   der  Ilegierungs- 
truppen   zurückdrängten,    nach  Ilellbühl,    2  Stunden  von  Luzem- 
I)urch  diesen  Marsch  umgingen  sie  die  Hauptmacht  der  Luzerner 
Regierungstrui)pen,  welche  bei  Sursee  aufgestellt  war.     Sofort  wiur* 
den  nun  die  meisten  dieser  vorgeschobenen  Truppen  gegen  Luzern 
zurückgezogen,  und  auch  die  Kontingente  von  Ob-  und  Nidwaldeo? 
von  Luzern   zu  Hülfe  gemahnt,    trafen  daselbst  ein.     L^nterdessea 
hatt(»  Ochsenbein  zu  Hellbühl  seine  Schaaren  getheilt  und  die  klei" 
nere  Abtheilung  von  ungefähr  1000  Mann  zu  einem  Angriffe  gegen 
die  Kmmenbrücke  al^gesandt.    während  er  selbst  mit  dem  Haupt- 
korps gegen  die  Dorrenbergerbrücke  bei  Littau  zog.    Diese  Brücke, 
von  wenigen  Ilegierungstrup])en  vertheidigt,  wurde  genommen  und 
die  Freischaaren  drangen  über  Littau  gegen  Luzern  vor.     Abends 
7  Uhr  kam  die  Spitze  der  'IVuppe  beim  Lädeli  au,  einem  Wirths- 
hause  zehn  Minuten  von  der  Stadt.     Aber  die  Leute  waren  durch 
den  weiten  Marsch  und  durch  den  Mangel  an  Proviant  schon  gänz- 
lich erschöpit,    und   ein   nächtlicher  Angriff  durfte   nicht   gewagt 
werden.    Nun  sank  mit  der  ])liysischen  auch  die  moralische  Kraft : 
der  unerwartete,  unfreundliche  Empfang,  den  die  Freischaaren  beim 
Landvolke  gefunden,  das  Ausbleiben  des  versprochenen  Zuzugs  aus 
der  Stadt  und  die  Ungewissheit  über  das  Schicksal  der   nach    der 
Fmmenbrücke  entsandten  Kolonne,  welche  dort  vom  Feinde  zurück- 
geworfen  war,    vermehrten  die  allgemeine  Muthlosigkeit.     F^inige 
sich  nähernde  Streifwachen  und  der  Schuss  von  einem  Wachtposten 
erregten  panischen  Schrecken,  und  Alles  floh  gt»gen  Littau  zurück. 
Hier  entschloss   sich    Ochsenbein    zum    Rückzüge,    der,    um    die 
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Artillerie  zu  retten,  über  Malters  und  die  Brücke  im  Schachen  statt- 
finden sollte.  Allein  in  Malters  standen  bereits  Regierungstruppen ; 
ein  quer  über  die  Strasse  gestellter,  beladener  Heuwagen  hinderte 
die  Durchfahrt ,  und  aus  den  Fenstern  des  Wirthshauses  und 
miChcherlei  Verstecken  hervor  wurde  auf  die  gedrängten  Schaaren 
anhaltend  gefeuert.  Durch  die  sich  folgenden  Haufen  wurde  die 
Verwirrung  immer  grösser.  Das  nächtliche  Gefecht  endigte  gegen 
Morgen  mit  gänzlicher  Niederlage  der  Freischaaren ;  auch  am 
Sonnenberg,  wo  einige  Kompagnien  aufgestellt  waren,  wurden  sie 
am  Morgen  des  1.  April  zurückgeschlagen;  viele  flüchtige  Frei- 
schärler fielen  dem  erbitterten  Landsturm  in  die  Hände.  Der 
gesammte  Verlust  der  Freischaaren  betrug  104  Todte  und  785 
Gefangene,  unter  denen  68  Verwundete;  auch  mussten  sie  8  Ka- 
nonen mit  den  Munitionswagen  und  der  Bespannung  zurücklassen. 
Unbeschreiblich  war  der  Eindruck,  den  dieses  Ereigniss  in  allen 
Theilen  der  Schweiz  hervorrief.  Musste  man  auch  vom  Standpunkte 
der  formalen  Staatsordnung  und  selbst  von  demjenigen  der  kan- 
tonalen Volksherrschaft  aus  den  bewaffneten  Ueberfall  eines  eid- 
genössischen Standes  durch  Schaaren,  die  sich  in  andern  Kantonen, 
von  den  Regierungen  unbehindert,  gebildet  hatten,  entschieden 
verdammen ;  so  zeigte  es  sich  doch  aufs  unzweideutigste,  dass  die 
Sache,  lür  welche  die  Freischaaren  in  den  Kampf  gegangen  waren, 
sich  lebhafter  Sympathien  erfreute  bei  der  grossen  Mehrheit  des 
Schweizervolkes,  die  den  Hass  gegen  das  ultramontane  Luzerner 
Regiment  vollkommen  theilte.  Die  Niederlage  der  Freischaaren 
wurde  daher  nicht  bloss  in  den  Kantonen ,  welche  den  Verlust  ihrer 
Angehörigen  betrauerten,  sondern  auch  in  andern,  die  sich  in  keiner 
Weise  an  dem  Zuge  betheiligt  hatten,  als  ein  nationales  Unglück 
empfunden ,  und  es  blieb  das  Gefühl  zurück ,  dass  man  eine  Parthei, 
welche  sich  in  der  Schweiz  in  offenbarer  Minderheit  befinde ,  nicht 
lange  im  Siegesstolze  sich  wiegen  lassen  dürfe.  Inzwischen  hatte 
der  Vorort  Zürich  zu  Herstellung  des  Landfriedens  eidgenössische 
Truppen  in  grosser  Anzahl  aufgeboten ,  welche  die  Gränzgegenden 
der  Kantone  Bern  und  Aargau  gegen  Luzern  besetzten;  ebenso 
hatte  er  eidgenössische  Kommissäre  ernannt  und  die  Tagsatzung 
wieder  einberufen,  welche  denselben  die  nöthigen  Weisungen  er- 
theilte.  In  Betreff  der  gefangenen  Freischärler,  welche  nicht  dem 
Kanton  Luzern  angehörten,  kam  am  23.  April  ein  Auslösungsvertrag 
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zu  Stande,  nach  welchem  Bern  70,000,  Solothurn  20,000, 
Baselland  35,000,  Aargau  200,000  Schweizerfranken  an  Lu- 
zern's  Kriegskosten  zu  vergüten  hatte.  Zugleich  bezahlte  die  Tag- 
satzung aus  dem  eidgenössischen  Kriegsfonde  die  Kosten,  welche  die 
zu  Hülfe  gerufenen  Kantone  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden  und 
Z  u  g  an  Luzern  forderten.  Gegen  die  gefangenen  Luzemer  wurde 
gerichtliche  Untersuchung  eingeleitet  und  das  Haupt  derselben, 
Dr.  Robert  Steiger,  am  17.  Mai  vom  Obergerichte  zum  Tode  ver- 
urtheilt.  Der  Grosse  Rath  erklärte  sich  zwar  geneigt,  die  Todes- 
strafe in  eine  ausländische  Festungsstrafe  umzuwandeln ;  allein 
während  hierüber  mit  Sardinien  unterhandelt  wurde,  wurde  Steiger 
heimlich  aus  seinem  Gefängnisse  befreit  und  entkam,  unter  grossem 
Jubel  in  den  freisinnigen  Kantonen,  nach  Zürich.  Die  fortdauernde 
Erbitterung  der  im  Kanton  Luzern  herrschenden  Parthei  gegen  ihre 
politischen  Gegner  stieg  auf  den  höchsten  Punkt,  als  in  der  Nacht 
vom  19.  auf  den  20.  Juli  ihr  Führer  Joseph  Leu  in  seinem  Bette 
meuchlerisch  erschossen  wurde.  Während  man  auf  liberaler  Seite 
den  unglücklichen  Einfall  hatte,  einen  Selbstmord  herauszuklügeln, 
wurde  der  Mörder  bald  entdeckt,  und  das  ultraniontane  Regiment 
in  Luzern  bemühte  sich  nun ,  angesehene  Männer  der  Opposition 
als  Mitschuldige  am  Morde  hinzustellen.  Nach  Durchführung  des 
Prozesses  gegen  die  Freischärler,  in  Folge  dessen  675  Individuen  in's 
Zuchthans  wandern  sollten ,  sprach  der  Grosse  Rath  endlich  im 
December  1845  für  die  Mehrzahl  der  Schuldigen  eine  bedingte 
Amnestie  aus  und  ermächtigte  die  Regierung,  mit  den  Einzelnen 
zu  unterhandeln  und  jedem  im  Verhältnisse  zu  seiner  Schuld  und 
zu  seinem  Vermögen  die  Loskaufsumme  zu  bestimmen. 

Unter  den  Kantonen,  welche  die  Volksbewegung  gegen  die 
Jesuiten  ergriffen  hatte,  empfand  namentlich  Bern  einen  Rück- 
sclüag  der  Freischaarenzüge  im  Sinne  des  Radikalismus.  Die  Regie- 
rung hatte  hier  der  Bewegung  unthätig,  ja  fast  begünstigend  zu- 
gesehen, bis  sie  ihr  über  den  Kopf  gewachsen  war ;  erst  nach  vollen- 
deter Niederlage  der  Freischaaren  schritt  sie  dagegen  ein ,  indem 
sie  namentlich  alle  Beamten,  die  am  Zuge  Theil  genommen^  in 
ihren  Verrichtungen  einstellte.  Sofort  traten  nun  die  Volksvereine 
in  ein  entschieden  feindseliges  Verhältniss  zu  der  Regierung,  gegen 
welche  sich  im  Laufe  der  Zeit  mancherlei  Unzufriedenheit  gesammelt 
hatte.     Eine  Menge  von  Petitionen  forderten  Verfassungsrevision; 
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der  Grosse  Rath  war  bereit,  dem  Begehren  zu  entsprechen,  wollte 
aber  nach  Anleitung  der  Verfassung  von  1831  die  Revision  selbst 
vornehmen.  Um  indessen  dieselbe  desto  sicherer  in  ihre  Hand  zu 
bekommen,  verlangte  die  Bewegungsparthei  einen  Verfassungsrath, 
und  da  immer  entschiedener  das  Volk  sich  auf  ihre  Seite  stellte^ 
so  musste  der  Grosse  Rath  am  22.  Februar  1846  auch  hierin 
willfahren.  Die  neue  Verfassung  vollendete  nun  die  demokratische 
Umgestaltung  des  Kantons  Bern ,  indem  sie  nicht  bloss  den  Grossen. 
Rath  aus  unmittelbaren  Volkswahlen  hervorgehen  liess^ 
sondern  auch  dem  Volke  das  Recht  der  Abberufung  desselben 
einräumte,  dagegen  die  Befugnisse  der  Regierung  in  Bezug  auf  die 
Wahl  und  Entlassung  der  Beamten  wesentlich  einschränkte;  zu- 
gleich verminderte  sie  die  Mitgliederzahl  des  Regierungsrathes  und 
führte  das  Departementalsystem  bei  demselben  ein.  Um  desto 
sicherer  alle  Landestheile  für  die  neue  Verfassung  zu  gewinnen^ 
wurden  den  meisten  derselben  materielle  Vortheile  auf  Unkosten 
der  Staatskasse  geboten.  Mit  sehr  grosser  Mehrheit  wurde  die  Ver- 
üassung  am  31.  Juli  vom  Volke  angenommen  und  hierauf  die  neue 
Regierung  ganz  im  Sinne  der  Volksvereine  bestellt 

Eine  neue  Wendung  nahm  der  Kampf  der  Partheien  in  der 
Schweiz  durch  den  förmlichen  Abschluss  des  katholischen 
Sonderbundes,  welcher  im  December  1845  zu  Luzern  erfolgte,  *) 
jedoch  erst  im  Juni  1846  in  weitem  Kreisen  bekannt  wurde- 
Die  VII  Stände  Luzern,  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden, 
Zug,  Freiburg  und  Wallis  (die  nämlichen,  welche  seiner  Zeit 
auch  den  borromäischen  Bund  abgeschlossen  hatten,  ausser  dass 
an  Solothurns  Stelle  nun  Wallis  getreten  war)  verpflichteten  sich 
durch  diese  Vereinigung,  falls  einer  oder  mehrere  von  ihnen  an- 
gegriffen würden ,  zur  Wahrung  ihrer  Souveränetätsrechte  .  den 
Angriff  gemäss  dem  Bundesvertrage  von  1815,  sowie  gemäss  den 
»alten  Bünden«  gemeinschaftlich  mit  allen  zu  Gebote  stehenden 
Mitteln  abzuwehren.  Sobald  einer  der  VII  Stände  von  einem 
bevorstehenden   oder  erfolgten  Angriffe  sichere  Kenntniss  erhielte, 

*)  Die  erste  Verabredoog  war  bereits  im  Augast,  an  einer  während  der 
TagsatzuDg  in  Zürich  verpflognen  Konferenz,  geschehen.  Vgl.  das  Protokoll  der 
am  9.,  10.  und  11.  December  zu  Luzern  abgehaltnen  Konferenz,  gedruckt  nach 
der  im  Archiv  zu  Sitten  gefundnen  Abschrift  auf  Veranstaltung  der  eidgenössischen 
Repräsentanten. 
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snlkf  vr  luch  ohne  Mahnung  von  Seite  des  lietreffenden  Kan- 
tuiis  \.T]i9ichtet  sein,  die  nach  Umständen  erforderlichen  Truppen 
aiil/iiliicttn.  Die  Anordnung  aller,  zur  Vertheidigung  der  VII 
Stiiuilf  erforderlichen  Massnahmen,  sowie  die  oberste  Leitung  im 
Kiii'u"  wurde  einem  gemeinschaftlichen  Kriegsrathe.  hestehend 
;iu-  I  iijcn  Abgeordneten  jedes  der  sieben  Kantone,  übertragen. 
i  lic  Kiisten  von  Trnppenaufgeboten  sollten  in  der  Regel  dem 
in:il]iiii]den  Kanton  zur  Last  fallen,  aus  besondern  Gründen  aber 
üiuli  I  jiip  andere  Yertheilung  eintreten.  Andere  Kosten,  welche 
im  j!r]iieinschaftiichen  Interesse  erwachsen  würden ,  sollten  von 
iOk'ii  ^'II  Ständen  nach  Massgabe  der  eidgenössischen  Geldskala 
golra;;!!!  werden.  —  Wenn  auch  dieses  Bündniss  seinem  Wortlaute 
mich  nur  auf  Vertlieidigimg  gegen  ungerechte  Augriffe  Ijerechnet 
scliicii .  so  konnten  doch  Weiterblickende  sich  unmöglich  darüber 
trui-^dn  LI.  dass  der  katholische  Sonderbund  unter  Umständen  auch 
.'ig{jrf^--ivf  Zwecke  verfolgen  würde,  wie  solche  ein  später  auf- 
^.'(■fuiiilines  Projekt,  entworfen  von  dem  geistigen  Haupte  der 
A]li]iii/. .  dem  Schultheissen  Sieg  wart  -  Müller  von  Luzern, 
rutliiilltf.  Jedenfalls  lag  es  in  der  Tendenz  der  neuen  Ligue.  die 
IüiIlj!  iinssen  je  nach  ihrem  Glaubensbekenntnisse  immer  mehr  in 
/«ii  iiindliche  Heerlager  zu  spalten  und  den  Religionshass  früherer 
.!:ilii-1iiiiiderte  wieder  heraufzubeschwören.  Aber  nicht  bloss  seinem 
Krj-ii  .  sondern  auch  der  Form  nach  war  das  Sonderbündniss 
iiii\L'iir;iglich  mit  dem  allgemeinen  eidgenössischen  Bunde,*)  indem 
(■■  iil"  r  Hülfeleistungen  eines  Kantons  zu  Gunsten  des  andern 
\'(ii--iliiii'ten  enthielt,  welche  von  jenen  des  Bundesvertrages  von 
1^1  Ti  wesentlich  abwichen,  und  dem  sonderbündischen  Kriegsrathe 
lii'fiiyiiisse  einräumte,  welche  nur  den  eidgenössischen  Behörden 
oder  diiijenigen  des  angegriffenen  Kantons  zukamen.  Der  Art.  6 
des  l'iLindesvertrages  aber  untersagte  ausdrücklich  Verbindungen 
uiilLT  den  einzelnen  Kantonen,  die  dem  allgemeinen  Bunde  nach- 
thcili^f  wären,  und  ein  solcher  Nachtheil  war  im  Grunde  immer 
Yurliatiilen,  wenn  Sonderbündnisae  geschlossen  wurden,  welche  älm- 
liclir  Zwecke   verfolgten   und  ähnliche  Verpflichtungen  auferlegten 

'I  Vgl.  darüber  daa  ganz  unpartheiische  Votum  IJ.  A.  Zachariä's  in  der 
äi'lij'llt :  -Die  Bchweiz.  Eidgenossenschaft,  der  Sonderbund  und  die  Bundesrevieioa. 
G(ittiiii;i'ii  \64B,'  besonders  in  dem  Abschnitte:  «Die  Sonderbundsati ftung  und 
(li'ruii  \\'uicrrecht1icbkeit  « 
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viie  der  Bund   selbst.  *)     Die  Führer   der   liberalen   Schweiz ,    seit 
laugera  überzeugt,  dass  die  traurige  \'erwirruug  und  Verwicklung 
der  eidgenössischen  Verhältnisse   nicht   anders    mehr   als  auf  dem 
Wege  der  Gewalt  gelöst  werden  könne,  richteten  nun  begreiflicher 
Weise  ihre  AngrifiFe  vorzüglich  gegen  den  Sonderbund,  für  dessen 
Auflösung,  wegen  der  bessern  gesetzlichen  Handliabe,  eher  als  für 
Austreibung    der   Jesuiten    eine   Tagsatzungsmehrheit    zu    erzielen 
war.    Kaum  war  aus  den  Verhandlungen  des  Grossen  Käthes  von 
Freiburg,    wo   die   liberale   Minderheit   energischen  Widerstand 
leistete .   der   Inhalt   des  Sonderbündnisses   bekannt  geworden ,   so 
instruirte  Thurgau   am  17.  Jmii  184G   seine  Gesandtschaft,  an 
der  bevorstehenden  ordentlichen  Tagsatzung  die  Sache  zur  Sprache 
zu  bringen  und  sich  bei  einlässlicher  Berathung  derselben  den  Art.  G 
des  Bundesvertrages   zur  Richtschnur   zu   nehmen.     Wenige   Tage 
Dachher  richtete  der  Vorort  Zürich  an  Luzern  die  Einladung,  den 
vollständigen   Inhalt    der    unter    den  VII  Ständen   abgeschlossnen 
üebereinkunft  den  Bundesbehörden  zur  Kenntniss  zu  bringen,  und 
sprach  dabei  bereits  für  den  Fall,  dass  der  durch  die  Presse  ver- 
öffentlichte Text  im  Wesentlichen  genau  sein  sollte,  seine  Ansicht 
^hin  aus,  dass  die  Rechte  des  Bundes  durch  das  Separatbündniss 
gefährdet  werden.     Zugleich  lud  der  Vorort  die  Kantone  ein,  ihre 
Gesandtschaften   zu   ermächtigen ,    an  einer  Berathung  dieser  An- 
gelegenheit im  Schoosse  der  Tagsatzung  Theil  zu  nehmen.    Letztere 
behandelte  in  vier  heissen  Sitzungen  vom  31.  August  bis  zum  4.  Sep- 
^mber  die  Sonderbundsfrage  und   am  Schlüsse  der  Diskussion  er- 
härten sich  bereits  IOV2  Stände  (Zürich,  Bern,  Glarus,  Solothurn, 
Baselland,    SchafFhausen ,  Appenzell  A.  Rh. ,  Graubünden,  Aargau, 
■^hurgau,  Tessin  und  Waadt)  für  den  Antrag:   »Es  sei  das  Separat- 
bündniss der  VII  katholischen  Stände   mit  den  Bestimmungen  des 
Bundesvertrages   von  1815   unverträglich   und  es  sei  dasselbe 
^^nagemäss  als  aufgelöst  erklärt.« 

Ueber  diesen  Antrag  hatte  sich  Genf,  dessen  Instruktion 
*^reits  die  Unverträglichkeit  des  Sonderbundes  mit  dem  Bundes- 
^^rtrage  anerkannte,  das  Protokoll  offen  behalten.  Der  Grosse 
*«^th  beschloss  nun  am  3.  October,  demselben  nicht  beizutreten, 
^gegen  vom  Vororte  die  Berufung  einer  ausserordentlichen  Tag- 

*)  Stettier  Bumlesstaatsr.  seit  1798  S.  147. 
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Satzung   zu    verlangen,    um   durch   alle  von   der  Bundesverfassu -FJ^ 
dargebotnen  Mittel  den  Frieden  zu  erhalten  und  kräftigere  MaF>s- 
regeln   gegen   die  Freischaaren   zu  bewirken.     Gegen   diesen,   d^fl 
damaligen  Verhältnissen  jedenfalls  sehr  wenig  angepassten  Beschluss 
protestirte  am  5.  eine  zahlreich  besuchte,  von  James  Fazy  ge- 
leitete Volksversammlung  in  der  Kirche  St.  Gervais   und   erklärt^ 
ihn  für  verfassungswidrig,  weil  er  einen  Bundesbruch  begünstige  ua.^ 
somit   die  Stellung   Genfs    zur   Eidgenossenschaft    verrücke.     Al^ 
hierauf  die  Regierung  gegen  den  Führer  der  Bewegung  Verliaft»** 
befehle  erliess,  wurden  im  Quartier  St.  Gervais  Barrikaden  errichte*' 
und   es  brach   hier  dn   bewaffneter  Aufstand  aus.     Die  Regierun?^ 
liess  nun  am  7.  die  Barrikaden   mit  Kanonen  bcschiessen,    alleic^ 
die   hinter   densell)en  aufgestellten  Scharfschützen  erwiederten 
Feuer   mit  Erfolg;    auch  misslang  der  Angriff,  den  ein  Batailloi 
Milizen  auf  das  Thor  von  Cornevin  unternahm.     Am  folgenden  Tage^ 
wnirde  die  Erneuerung  des  Kampfes,  zu  welcher  der  Staatsrath  bereite 
schien,  verhindert  durch  eine  in  der  grossen  Stadt  selbst  abgehal-^ 
tene  Volksversammlung,   welche  ihn  einlud,  seine  Gewalt  nieder- 
zulegen.    Diesem  Ansinnen  wurde  sofort  entsprochen  und  auf  dea 
9.  der  Grosse  Rath  einberufen.     Allein  ehe  noch  diese  Behörde  zu- 
sammentrat, beschloss  eine  von  Fazy  geleitete  Volksversammlung  auT^ 
dem  Platze  Molard  die  Auflösung  derselben ,  ordnete  die  Wahl  eines 
neuen  Grossen  Rathes   zu  Revision  der  Verfassung  an  und  stellte 
eine   provisorische  Regierung  von  10  Mitgliedern   auf.     Der  neue 
Grosse  Rath,  in  welchem  die  siegreiche  Parthei  eine  entschiedene 
Mehrheit  erhielt,  hob  dann  den  Beschluss  vom  3.  October  auf  und 
stimmte   den    10-/2  Kantonen   bei,   welche   in   der  Tagsatzung  die 
sofortige  Auflösung  des  Sonderbundes  verlangt  Iiatten.     Das   neue 
Staiitsgebäude  wurde  auch  in  Genf  auf  sehr  demokratische  Grund- 
lagen gestellt :  abwechselnd  sollte  das  eine  Jahr  der  Staatsrath,  das 
andere  Jahr  der  Grosse  Rath  dm'ch  unmittelbare  Volkswahlen 
erneuert  werden.    Zur  Wahl  des  Staatsrat  lies  versammeln  sich 
sä  mmt liehe  Bürger  des  Kantons   als  Conseil  general;   der  Grosse 
Rath  dagegen  wird  in  drei  grossen  Walilkreisen  gewählt. 

Während  auf  diese  Weise  für  den  Sonderbund  die  Gefahr  einer 
Tagsatzungsinehrheit  immer  näher  rückte,  beschäftigte  sich  der 
Kriegsrath  desselben  bereits  aufs  eifrigste  mit  militärischen  Rüstun- 
gen.   Schon  im  October  1846  wurde  die  ganze  sonderbündische 
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Armeeorganisirt;  auch  vei-sclimähte  man  keineswegs,  die  Unter- 
stützung  des    mit    dem    Sonderbunde   sympatlusirenden  Auslandes 
nachzusuchen,  indem  im  Januar  1847  der  Kriegsrath  mit  grossem 
Danke  von  0 es ter reich  ein  unentgeldliches  Anleihen  von  100,000 
Gulden  Conventionsmünze  empfing.    Es  folgte  im  Juni  ein  Geschenk 
von  3000  Flinten  aus  den  lombardischen  Zeughäusern,  welches  der 
Kaiser  den  kleinen  Kantonen  machte.    Auch  Frankreichs  Politik 
war  damals   so  verblendet,    dass   sie   den  Sonderbund   gegen  die 
Eidgenossenschaft   beschützte :   die   von  Louis  Philipp  geschenkten 
Kanonen ,   welche  sich  noch  in  den  Zeughäusern  einzelner  Kantone 
finden,  können  gegenwärtig  nur  daran  erinnern,  wie  der  Sturz  des 
klugen  Königs   dem  Untergange  des  Sonderbundes  auf  dem  Fusse 
folgte! 

Im  Kanton  St.  Gallen  hatte  inzwischen  im  Wahlkampfe  vom 
2. Mai  1847  die  liberale  Parthei  gesiegt;  mit  75  gegen  72  Stimmen 
gab  der  neue  Grosse  Rath  die  zwölfte  Standesstimme  ab  für  die 
Auflösung  des  Sonderbundes.  Die  Tagsatzung  versammelte  sich  den 
5.  Juli  in  Bern ;  sie  war  endlich  in  den  Fall  gesetzt ,  thatkräftige 
Beschlüsse  zu  fassen,  und  es  gab  sich  unter  den  Gesandten  der  zwölf 
und  zwei  halben  Stände,  welche  die  Mehrheit  ausmachten,  eine  er- 
freuliche Uebereinstimmung  kund.  In  Privatkonferenzen ,  wo  man 
sich  nach  oft  sehr  lebhaften  Debatten  zuletzt  doch  immer  zu  einigen 
wusste,  wurden  die  Anträge  vorbereitet,  und  damit  auch  die  Ge- 
sandtschaften, welche  weniger  entschiedene  Instruktionen  hatten, 
dafür  stimmen  könnten,  erhielten  sie  immer  eine  gemässigte  Fassung. 
Zuerst  wurde  den  20.  Juli  der  Sonderbund  für  aufgelöst 
erklärt  und  die  YII  Stände  für  die  Beachtung  dieses  Beschlusses 
verantwortlich  gemacht ;  die  Tagsatzung  behielt  sich  dabei  lediglich 
weitere  Massregeln  für  die  Zukunft  vor,  falls  ihrer  Schlussnahme 
Dicht  nachgelebt  werden  sollte.  Es  verdient  hervorgehoben  zu  wer- 
den, dass  auch  Basel -Stadt  die  Unveiiräglichkeit  des  Sonder- 
bündnisses  mit  dem  Bundesvertrage  ausdrücklich  zugab,  jedoch  mit 
Köcksicht  darauf,  dass  die  Beschwerdepunkte  der  VII  Stände  noch 
ßicht  völlig  gehoben  seien,  letztere  bloss  zur  Auf  lösuug  desselben  ei  n- 
laden  wollte.  Wenige  Tage  nachher  folgte  auf  den  Antrag  Genfs 
^r  Beschluss ,  es  seien  die  eidgenössischen  Stabsoffiziere  in  den 
Sonderbundsständen  aufzufordern,  sich  darüber  zu  erklären,  ob  sie 
ini  Falle  einer  Collision  ihrer  Pflichten  sich  unbedingt  zur  Verfügung 
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des  eidpeiiössisclien  KriPgsrathes  stellen  wollen,  und  es  seien  diejenigren 
unter  ihnen,  welche  hierüber  keine  beruhigende  Krklärung  abgeben 
würdi'n.  des  eidgenössischen  Dienstes  zu  entlassen.  Als  hierauf  von  der 
Regierung  von  Tessin  die  Anzeige  eintraf,  e3  sei  am  26.  Juli  eia 
Traiiäiiort  Munition,  welcher  aus  der  Citadelle  von  Mailand  kam  und 
für  den  8i  nderbund  bestimmt  war,  in  Lugano  angehalten  worden,  und 
als  auch  die  Regierung  von  Bern  über  Verschanzungen  berichtete, 
welche  au  ihren  Gränzen  von  den  Sonderbundsständeii  aufgeworfen 
wurden,  l'ind  sich  die  Tagsatzung  veranlasst,  eine  Siebnerkommission 
niederzusetzen,  welche  allmählich  die  vorbemthende  Behörde  für 
alle  politischen  Fragen  wurde.*)  Auf  den  Antrag  dieser  Kommission 
wurden  am  II.  August  die  VII  Stünde  ernstlich  ermahnt,  Alles  zu 
unterlassKn,  was  den  Fried enszustand  zu  stören  geeignet  sei,  und 
namentlich  ihre  ausserordentlichen  kriegerischen  Rüstungen  einzu- 
stellen ;  zur  einstweiligen  Beschlagnahme  von  Waifen  und  Munitions- 
senduiigea  für  den  Sonderbimd  wurden  die  Kantone,  über  deren 
Gebiet  sie  gehen  würden,  ermächtigt.  Anchdie  Frage  der  Bundes- 
revisioa  wurde  nun,  nach  langem  Still  stände,  wieder  ernstlich  an 
die  Hand  genommen  und  am  Hi.  August  eine  Kommission,  bestehend 
aus  den  ersten  Gesandten  aller  der  Stande,  welciie  an  dem  Be- 
schlüsse Tlieil  nahmen,  beauftragt,  darauf  bezügliche  Anträge  der 
Tagsatzung  zu  hinterbringen.  Endlich  wurde  noch  am  3.  September 
die  Augfbgeuheit  der  Jesuiten  als  Buudessache  erklärt,  die 
Kautone  Luzern ,  Schwyz ,  F'reihurg  und  AVallis  eingeladen,  diesen 
Orden  aus  ihrem  Gebiete  zu  entfernen,  und  für  die  Zukunft  die  Auf- 
nahme desselben  in  andere  Kantone  untersagt.  Am  9.  September 
vertagte  sich  die  Tagsatzung,  nachdem  sie  in  wenigen  Wochen  wich- 
tigere Beschlüsse  als  sonst  in  einer  Reihe  von  Jahren  gefasst  hatte, 
auf  den   lö,  October. 

Die  Zwischenzeit  wurde  in  den  Kantonen  der  Mehrheit  wie  in 
denjenigeu  der  Minderheit  nur  dazu  benutzt,  die  einmal  einge- 
nommnen  entschiednen  Tartheistel langen  zu  befestigen.  In  den  demo- 
kratischen Sonderbundsständen  sprachen  sich  die  Landsgemeinden^ 

*)  Ihrt  Mitglieder  waren:  Regienmggprägident  Ochsenbein  von  Bern, 
BOrgermeiater  Dr  Furrtr  von  Zürich,  Landammann  Munr.inger  von  Solo- 
thurn,  LanJammann  Näff  von  St.  GaÜBn,  Dr.  Kern  von  Thnrgau,  Oberst  Lu- 
vini von  Teasin,  Stuaterath  Druey  von  Waadt.  Von  diesen  sieben  Mitgliedern 
sind  nachher  fUnf  in  den  ersten  schweizerischen  Buudesrath  übergegangen. 
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in    den  übrigen    die  Grossen  Rätlie    für   b  e \s  a  ffn  e t  e  n  W  i  rl e  r - 
st:L  11(1  gegen  die  T;igsatzungj?beschlüsse  aus.    Dagegen  entschieden 
sich   in  den  sämnitlitluMi  Mehrlieitsständen  die  Instruktionsbehörden 
datür.  dass  die  Auflösung  des  Sonderbundcs  nöthigenfalls  mit  Waffen- 
gewalt zu  vollziehen  sei.    Als  nun  die  Tagsatzung  wieder  zusammen- 
trat, l)eschloss  sie,  zuei*st  noch  den  Weg  freundlicher  Belehrung  zu 
betreten,  indem  sie  an  das  Volk  der  Sonderbundskantone  eine,  l>e- 
ruhigeude  Zusicherungen  enthaltende  Proklamation  erliess  und  nach 
jedem  dieser  Stände  zwei  Repräsentanten  abordnete.     Allein  diese 
Sendung  blieb  gänzlich  erfolglos ,  da  in  allen  VII  Kantonen  dio  Ein- 
berufung der  Grossen  Iläthe  und  Landsgemeinden,  wie  auch,  mit 
Ausnahme  Zugs ,  die  Bekanntmachung  der  Proklamation  vei-weigcrt 
wurde ;  Luzern  ging  so  weit,  die  Verbreitung  dieses  Aktenstückes  sei- 
neu Angehörigen  bei  Strafe  zu  untei-sagen.    Ehe  noch  die  Ilepräsen- 
tauten  zurückgekehrt  waren,  rief  die  Tagsatzung,  durch  Meutereien 
im  Kanton  St.  Gallen  veranlasst,  zur  Handhabung  der  gesetzlichen 
Ordnung  am  24.  October  50,000  Mann  unter  die  Waffen  und  stellte 
sie  unter  den  Oberbefehl  des  zum  General  ernannten  Obersten  I)u- 
four  aus  Genf.     Die  W\ahl  dieses  verdienten  und  kenntnissreichen 
Offiziers,  bei  welcher  keineswegs  die  Partheifarbe  den  Ausschlag  gab, 
fand  allgemeine  Billigung  und  trug  nicht  wenig  zum  glücklichen  Aus- 
gange des  unvermeidlich  gewordnen  Feldzuges  bei.    Die  sonderbün- 
disclien  Truppen  waren  schon  seitdem  11).  October  vei"sammelt;  an 
ihre  Spitze  hatte  der  Kriegsrath  den  Obersten  J.  U.  v.  S  a  1  i  s  -  S  o  g  1  i  o 
J^Qs  Graubünden  gestellt.     Ehe  indessen  der  blutige  Entscheid  der 
^^ äffen    angerufen    wurde,    fand   am    2?^.    auf  die  Einladung   von 
Basel-Stadt    noch   eine   Vermittlungskonferenz   in    Bern    statt, 
welcher  vier  Abgeordnete   der  Mehrheit  und  sämmtliche  Gesandte 
^cr  Sonderbundsstände   beiwohnten.     Die  Abgeordneten  der  Mehr- 
l^cit  erklärten  sich,  unter  Voraussetzung  der  Auflösung  des  Sonder- 
Wdes.  bereit,  die  Jesuitenfrage  fallen  zu  lassen ,  wenn  nur  Luzern, 
seiner  vorörtlichen  Stellung  wegen,   den  Orden  freiwillig  entferne; 
ja  zwei  derselben  gingen  sogar  so  weit,  dass  sie  die  Jesuitenfrage 
^^ni  Entscheide    des    (damals    liberal isirenden)    Papstes    Pins   IX. 
^terstellen  wollten.     Allein  Luzern  wollte  selbst  auf  dieses  letztere 
A^kunftsmittel  nur  unter  der  Bedingung  eingehen,  dass  gleichzeitig 
^^ch  die  aargauische  Klosterfrage   dem  Papste   zur  Entscheidung 
^*^i*gelegt  würde;  die  Abgeordneten  der  Mehrheit  erkläiten  natür- 
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lieh,  dass  auf  diese  längst  abgethane  Sache  nicht  mehr  zurück- 
gekommen werden  könne,  und  so  zerschlug  sich  die  Vermittlung 
an  dem  Starrsinne  der  Minderheit.  Tags  darauf  verliessen  die 
Gesandten  der  YII  Stände  die  Tagsatzung,  ein  Manifest  zurück- 
lassend, welches  das  Volk  der  liberalen  Stände  deutlich  genug  zur 
Empörung  gegen  seine  Obrigkeiten  aufforderte;  mit  ihrer  Abreise 
waren  die  Würfel  gefallen.  Nachdem  neben  dem  Aufgebote  von 
50,000  Mann  auch  noch  die  Bereithaltung  und  Einberufung  der 
gesammten  Reserve  (Ijandwehr)  war  beschlossen  worden,  fasste  die 
Tagsatzung  am  4.  November  den  förmlichen  Executionsbeschluss 
und  beauftragte  den  Oberbefehlshaber  der  eidgenössischen  Truppen, 
mit  der  ihm  zur  Verfügung  gestellten  Militärmacht  die  Auf- 
lösung des  Sonderbundes  in's  Werk  zu  setzen.  Vom 
10.  November  an  standen  auf  Seite  der  Mehrheit  nahezu  100,000 
Mann  mit  172  Stücken  Geschützes  im  Felde;  dieser  Streitmacht 
hatte  der  Sonderbund  bloss  29,574  Mann  Milizen  mit  74  Geschützen 
entgegenzustellen.  Gleichwohl  ergriff  er  schon  am  3.  November 
die  Offensive,  indem  eine  Abtheilung  seiner  Truppen  die  Höhe  des 
Gotthardpasses ,  welchQ  zum  Kanton  T  es  sin  gehört,  besetzte; 
hier  verweilte  sie  bis  zum  17.  und  stieg  dann  in  dichtem  Nebel 
nach  Airolo  hinunter,  wo  es  ihr  gelang,  die  Tessiner  Truppen 
gänzlich  in  die  Flucht  zu  schlagen.  Dagegen  misslang  ein  Angriff 
auf  Aargau ,  den  die  Hauptmacht  des  Sonderbundes  am  12.  unter- 
nahm, um  eine  Diversion  zu  Gunsten  des  von  eidgenössischen  Truppen 
umzingelten  Freiburg  zu  machen.  Sowohl  an  der  Schiflfbrücke  bei 
Lunnern  als  bei  Geltwyl  wurden  die  Sonderbündler ,  welche  von  den 
Freiämtlem  mit  ofihen  Armen  empfangen  zu  werden  hofften,  von 
Zürcher  und  Aargauer  Truppen  zurückgeschlagen,  und  der  Rückzug, 
zu  welchem  sich  General  Salis  genöthigt  sah,  machte  einen  höchst 
ungünstigen  Eindruck  auf  die  von  ihm  befehligte  Mannschaft.  F  rei  - 
bürg,  mit  grosser  Uebennacht  von  allen  Seiten  umschlossen  und 
von  seinen  Verbündeten  sich  selbst  überlassen,  wurde  am  13.  von 
General  Dufour  zur  üebergabe  aufgefordert,  welche,  nachdem 
Abends  noch  an  der  Schanze  von  Bertigny  ein  Gefecht  stattgefunden 
hatte,  am  14.  wirklich  erfolgte.  Die  Regierung  erklärte  den  Rück- 
tritt des  Kantons  vom  Sonderbunde;  Stadt  und  Landschaft 
wurden  mit  eidgenössischen  Truppen  besetzt.  Aus  einer  kleinen 
Volksversammlung  in  der  Hauptstadt  ging  am  15.  eine  provisorische 
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Regierung  hervor,  welche,  von  den  Repräsentanten  der  Tagsatzuug 
sofort  anerkannt,  die  Ausweisung  der  Jesuiten  und  der  ihnen  affi- 
lirten  Orden  verfugte.     Nach  der  Unterwerfung  Freiburgs  verlegte 
Dufour  sein  Hauptquartier   nach  Aarau  und  zog  eine  Armee  von 
60.000  Mann  an  den  Gränztn  der  Kantone  Luzern.  Zug  und  Schwyz 
zusammen.     Zug,    seiner    exponirten   Lage   wegen  , schon    früher 
schwankend  und  zum  P^inlenken  geneigt,    kapitulirte  am  21.  No- 
vember; den  22.  rückten  eidgenössische  Truppen  in  den  Kanton  ein 
und  besetzten  St.  Wolfgang  und  Cham.  Am  gleichen  Tage  rückte  die 
Berner  Reservedivision    unter   Ochsenbein,    nach   hartnäckiger 
Geja:eiiwehr  der  Luzerner  l^ei  Schupf  heim,  durch  das  Entlibuch  vor; 
die  zweite  imd  dritte  Division  unter  den  Obersten  Iiurkhard  und 
V.  Donats    marschirten    von    der   westlichen   und  nordwestlichen 
Gränze  her,  ohne  Widei^stand  zu  finden,  an  die  Emme  und  Reuss. 
Der    23.  November  war  nun  der  Tag  des  entscheidenden  Kampfes, 
an  Welchem   die  Sonderbundstruppen   bei    Honau,    am  Rothenberg 
und    bei  Gislikon  durch  die  vierte  Division  unter  Oberst  Ziegler, 
bei  Buonas   und  Meyerskappel   durch   eine  Abtheilung  der  fünften 
Division,  deren  Kommandant  Oberst  Gmür   war,   aus  ihren  vor- 
theilhaften  Stellungen  vertriel)en  wurden.     Bei  Honau  und  Gis- 
likou   schw^ankte    der    Entscheid;    die    eidgenössischen   Trui)pen, 
mehrmals   zum  Weichen   gebracht,  verdankten  ihren  Sieg  wesent- 
lich der   Entschlossenheit    ihres   Führers    und    der   Ueberlegenheit 
ihrer  Artillerie.     \'iel  weniger  bedeutend  war  der  Widerstand,  den 
^e  Truppen  der  fünften  Division  fanden,  weil  nur  zwei  Bataillone 
^Dd  einige  Kompagnien  Scharfschützen  das  südwestliche  Ufer  des 
^^gersee's  vertheidigten ,  während  der  sonderbündische  Divisionär, 
^ndaramann    Abyberg,    von    seinem    Hauptquartier    Arth    aus 
^^iji  Treffen    uuthätig   zuschaute.     Kaum  war   die  Kunde  von  der 
^^I gemeinen  Niederlage   nach    Luzern   gelangt,    so  schifften  sich 
^^•r  sonderbündische  Kriegsrath  und  die  Kantonsregierung  auf  dem 
^*tTnpf boote   nach  Flüeleu   ein;    General  Salis   wurde   ermächtigt, 
^^^gen  Uebergabe   der  Stadt   zu   unterhandeln   und  sich  dann  mit 
^^J"  Armee  in  die  Urkantone  zurückzuziehen,  um  hier  die  Yerthei- 
^S^ng  fortzusetzen.     Allein  mit  der  Flucht  der  Behörden,  welche 
K**08sen  Unwillen   erregte,    löste   auch   das   sonderbündische  Heer 
^^<^li  auf,  zumal  da  General  Salis,  in  Folge  einer  bei  Gislikon  er- 
*^^ltenen  Wunde,  erschöpft  und  muthlos  sich  zeigte.     Ohne  form- 
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liehe  Kapitiilatioa  zogen  die  eidgenössischen  Truppen  am  2A,  No- 
vember in  Lnzern  ein.  Von  hier  aus  richtete  General  Dufour  an 
die  Regierungen  der  Urkantone  die  Aufforderung,  sich  den  Be- 
schlüssen der  lagsatzung  zu  unterziehen.  Sofort  kapitulirten  am 
25.  Unterwaiden  ob  und  nid  dem  Wald,  am  26.  Schwyz, 
am  27.  Uri;.die  Besetzung  durch  eidgenössische  Truppen,  welche 
von  Kommissarien  der  Tagsatzung  begleitet  waren,  wurde  keinem 
dieser  Kantone  erspart.  Nun  blieb  bloss  noch  der  vereinzelte 
Kanton  Wallis  übrig,  dessen  Grosser  Rath  am  29.,  auf  die  Kunde 
vom  Anrücken  der  ersten  Division ,  für  gut  fand .  dem  Komman- 
danten derselben,  Oberst  Rilliet-Constant,  die  Kapitulation 
anzubieten.  Bereits  am  30.  November  erfolgte  auch  hier  der 
Einmarsch  der  eidgenössischen  Truppen.  In.Luzern,  Zug  und 
Wallis  wurden  durch  Volksversammlungen,  welche  die  radikale 
Parthei  veranstaltete ,  provisorische  Regierungen  eingesetzt.  In 
den  Urkantonen  wurden  auf  gesetzlichem  Wege  die  Landsgemein- 
den einberufen,  um  theils  den  Rücktritt  vom  Sonderbunde  formlich 
auszusprechen,  theils  die  Regierungen  neu  zu  bestellen,  da  die  eid^ 
genössischen  Repräsentanten  sich  weigerten,  die  bisherigen  Behörden 
anzuerkennen ,  welche  mit  der  Tagsatzung  Krieg  geführt  hatten. 
Allenthalben  wurden  auch  Verfassungsrevisionen  theils  eingeleitet, 
theils  sofort  in's  Werk  gesetzt. 

Es  war  ein  Glück  fiir  die  Schweiz,  dass  sie  mit  ihrem  innern 
Kriege  vollständig  zu  Ende  kam,  ehe  die  auswärtigen  Mächte  sich 
über  eine  gemeinschaftliche  Dazwischenkunft  verständigen  konnten. 
Ohne  Zweifel  wäre  diese  zu  andern  Zeiten  früher  erfolgt  und  hätte 
dann  von  den  verderblichsten  Folgen  für  unser  Vaterland  begleitet 
sein  können;  aber  in  dem  Jahre,  welches  der  Februarrevolution 
vorausging,  herrschte  bereits  eine  schwüle  Luft  in  Europa.  0  e s  t  e  r- 
reich,  welches  noch  in  einer  Note  vom  11.  November  an  den  Son- 
derbund die  von  diesem  gegen  die  Eidgenossenschaft  eingenommene 
Stellung  vollkommen  gebilligt  hatte,  *)  that  doch  keinerlei  wirksame 

♦)  S.  dieselbe  in  den  Schreiben  des  siebenörtigen  Kriegsrathes  an  Wallis, 
gedruckt  wie  üben.  Die  Note  betont  indessen  bloss  die  Aufrechthaltung  der  Kan- 
tonalsouveränetät  und  lässt  die  kirchlichen  Fragen  ganz  bei  Seite.  Diess  bestä- 
tigt die  Andeutungen,  welche  Schmidt  zeitgenöss.  (ieschichten  S.  (>49  über 
Metternich's  Politik  gibt :  Der  greise  Staatskanzler  nahm  in  der  Jesuitenfrage 
nur  mit  dem  grössten  Widerstreben  Parthei  für  Luzern ;  •  <  r  fühlte  wohl ,  dass 
in  derselbeA  alle  Gefahr  für  den  Sonderbund,  wie  für  sein  eigenes  System  liege. 
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Seliritte  zu  dessen  VcTtheidiguiig :   denn  diu  allgoineino  Aufregung, 
Nvelclie  damals  in  ganz  Italien  Lerrschte,  nahm  die  Thfttigkeit  d^ 
W ii?uor  Kabiuets  vorzugsweise  in  Ans])rucli.    Audi  K  r  a  n  k  r  e  i  c h s 
Ilegiernng  wurde  durch  die  steigende  Gährung ,  welche  die  llei'orm- 
bt^^ehren   in   seinem  Innern  hervorriefen,    in  der  freien  Bew(^gung 
nacli  aussen  gehemmt ;  K  n  g  1  a  n  d  dagegen,  welches  sich  für  die  in 
der  Angelegenheit  der  spanischen  Ileirathen  erlittene  Niederlage  an 
dhT  französisclum  Diplomatie  rüchen  wollte,  bemühte  sich,  die  zu- 
nächst von  dieser  letztem  angeregte  gemeinschaftliche  Intervention 
der  Mächte   hinauszuschieben   und  für  die  Schweiz  un>cliädlich  zu 
machen.     Indessen  gelang  es  doch  noch  bis  gegen  I']nde  Novembers 
den  Entwurf  zu  übereinstimmenden  Noten  zu  Stande  zu  bringen, 
durch  welche  eine  Ve  r  ni  i  1 1 1  u  n  g  angetragen  wurde  auf  folgen- 
den Grundlagen  :    1)  Die  Sonderbundskantone  wc^nden  sich  mit  der 
Fi"a<;e  an  den  heiligen  Stuhl,  ob  nicht  im  Inteiesse  des  Friedens  und 
der  Religion    selbst   den  Jesuiten  untersagt  werden   sollte,    irgend 
oineD  festen  Sitz  in  der  Schweiz  zu  haben;    2)  die  Tagsatzuug  ver- 
spricht,   die   L-nabhängigkeit  und   Souveränetät    der  Sonderbnnds- 
Kaiitone  in  keiner  Weise  zu  gefährden,  künftighin  jeden  von  einem 
Ii'eischaarenzug  bedrohten  Kauton  kräftig  zu  schützen  und  keinen 
Etilen  Artikel  ohne  die  Einwilligung  aller  Kundesglieder  in  die  1hm- 
d^Siikte  aufzunehmen  ;   3)  die  VII  Stände  scdlen  dann  ihre  besondere 
^  t.*rbindung  auflösen ;  4)  sobald  die  Jesuitenfrage  auf  die  angeg(.'bene 
»^  eise  erledigt  sein  wird,  sollen  beide  Theih,*  ihre  Trupj)en  (entlassen. 
**iese  Vermittlungsvorschläge  hätten  kaum  vor  dem  Kriege  bei  den 
^I*>lirheitsständen  Eingang  gefunden;  nach  dem  Kriege  (sie  wurden 
^*in  30.  Novem))er  eingereicht)  erschienen  sie  nun  gar  keiner  Derück- 
^^*^htigung  mehr  werth ,  weil  sie  liir  Verhältnisse  berechnet  waren, 
^"e  glücklicher  Weise   nicht   mehr  l>estanden.     N'oUends  lächerlich 
Wai»  es.   wie   die   französische  ( resandtschal't   den   landestiüchtigen 
*  Ouderbundsi>räsidentcn  aufsuchen  Hess,  um  ihm  ein  Dop[»el  ihrer 
^  ote  zu  bestellen ;  auffallender  Weise  war  nämlich  in  derselben  der 
^^^uderbündische  Kriegsrath  mit  der  Tagsatzung  auf  die  gleiche  Linie 
Bestellt.     Würdig   und   entschieden    lautete    die  Antwort  der  Tag- 
^ataang  vom  7.  Decend^er :  die  angebotene  Vermittlung  wurde  abge- 
'♦"^nnt,  nicht  bloss  weil  sie  in  der  Wirklichkeit  keinen  Gegenstand 
^^hr  hatte,  sondern  auch.  wq\1  das  Prinzip  jener  Gleichstellung  der 
^urch   die    europäischen   Vei'träge    begründeten    völkerrechtlichen 
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Stellung  der  Schweiz  und  ihrer  eignen  Bundesverfassung  wider- 
sprach ;  auf  den  Inhalt  der  gemachten  Vorschläge  wurde  gar  nicht 
eingetreten.  Nichtsdestoweniger  traten  die  Gesandten  Frank- 
reich's,  Oestreich's  und  Preussen's  an  dem  unter  den  Mäch- 
ten vereinbarten  Konferenzorte  Neuenburg  zusammen  und  über- 
gaben im  Einverständnisse  mit  Russlau d  unter'm  18. Januar  1848 
abeinnals  gleichlautende  Noten,  worin  erklärt  w^urde,  >^das8  die 
durch  den  Bund  von  1815  geforderte  Kantonalsouveränetät  in  den 
militärisch  besetzten  Kantonen  nicht  als  bestehend  und  der  Schwei- 
zerbund nicht  als  in  vertragsmässiger  Lage  sich  befindend  könne 
angesehen  werden,  bis  jenen  Kantonen  ihre  volle  Unabhängigkeit 
wiedergegeben  und  ihre  Regierungsbehörden  vollkommen  frei  bestellt 
werden  könnten;  und  dass  keine  Veränderung  in  der  Bundesakte 
gültig  sein  könne ,  wenn  sie  nicht  unter  einstimmiger  Genehmigung 
aller  Kantone  geschehe.«  Da  die  CoUektivnote  das  Recht  zu  dieser 
Einmischung  in  die  innem  Angelegenheiten  der  Schweiz  aus  der 
namentlich  vom  Wiener  Hofe  bei  jedem  Anlasse  geltend  gemachten 
Theorie  herleitete ,  dass  die  Mächte  im  Jahr  1815  der  Schweiz  die 
Anerkennung  ihrer  Neutralität  und  die  Erweiterung  ihres  Gebietes 
nur  unter  der  Bedingung  gewährt  hätten,  dass  die  Grundlagen 
des  Bundesvertrages  nicht  geändert  würden ;  so  wurde  in  der  (von 
Dr.  Furrer  redigirten)  Antwortsnote  der  Tagsatzung  vom  15.  Febr. 
die  gänzliche  Unstichhaltigkeit  dieser  Theorie  an  der  Hand  der 
offiziellen  Aktenstücke  klar  und  einleuchtend  nachgewiesen  und  somit 
abermals  gegen  die  fremde  Intervention  entschieden  protestirt.  Es 
kann  indessen  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Belästigung  der 
Schweiz  nicht  aufgehört  hätte,  und  dass  namentlich  der  Bundes- 
reform, welche  unmittelbar  darauf  an  die  Hand  genommen  wurde, 
von  Seite  des  Auslandes  beinahe  unübersteigliche  Hindernisse  in 
den  Weg  gelegt  worden  wären,  wenn  nicht  wenige  Tage  nach  der 
letzten  Antwortsnote  der  Tagsatzung  eine  plötzlich  ausbrechende 
Revolution ,  auf  welche  die  Ereignisse  in  der  Schweiz  nicht  ohne 
Einfluss  geblieben  waren,  den  französischen  Königsthron  gestürzt 
und  selbst  die ,  sonst  so  sicher  sich  dünkenden  Regierungen  der  bei- 
den deutschen  Grossmächte  in  den  allgemeinen  Strudel  der  Bewegung 
hineingerissen  hätte. 

Die    militärische    Besetzung    der    ehemaligen    Sonder- 
bundsstände,   welche   die  Mächte   in   ihrer  Note  vom   18^.  Januar 
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gerügt  hatten,  dauerte  übrigens  nur  so  lange,  bis  diese  Kantone  die 
erste  Rate  der  ihnen  durch  Tagsatzungsbeschluss  vom  2.  Deceniber 
1847  auferlegten  Kriegskosten  bezahlten  und  für  die  später  fälligen 
Haten  Caution  leisteten.     Unterwaiden,   welches   zuerst  diese 
Geldangelegenheit  mit  der  Tagsatzung   in's  Reine  brachte,   wurde 
schon    im  Ende   Decembers    von    der   eidgenössischen   Occupation 
befreit ;  die  letzten  eidgenössischen  Truppen  wurden  aus  dem  Kanton 
Wallis  am  22.  Februar  1848  entlassen.*)    Von  Neujahr  an  waren 
nun   die  ehemaligen  Sonderb|indsstände  auch   wieder  in  der  Tag- 
satzung vertreten,  und  zwar  durch  liberale  Gesandtschaften ;  es  war 
ein  erhebender  Moment,  als  sie  am  9.  Januar  mit  einstimmten  in  den 
Dank,    welchen  die  eidgenössische  Behörde  im  Namen  des  Vater- 
landes  ihrem    hochverdienten    Feldherrn    und    der  ganzen   Armee 
darbrachte.     In  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1848  wurde  auch 
in  allen  ehemaligen  Sonderbundsständen  die  Verfassungsrevi- 
sioD  zu  Ende   geführt.     Allenthalben  wurden   die  Bestimmungen, 
welche  der  katholischen  Kirche  einen  ungebührlichen  Einfluss  ein- 
räumten, beseitigt;  aber  während  man  sonst  in  den  letzten  Jahien 
luinier  weiter  in  demokratischer  Richtung  gegangen  war,  schlug  die 
lil>erale  Partei   in  jenen  Kantonen ,   um  ihr  System  zu  befestigen, 
^lier  eine   entgegengesetzte  Richtung  ein.     So  wurde   namentlich 
*^  Schwyz  und  Zug  die  Landsgemeinde  abgeschafft,  wobei  freilich 
'^icht  ausser  Acht  zu  lassen  ist,    dass  dieselbe  in  Zug  eine  blosse 
^Vahlgemeinde  war,  während  die  gesetzgebende  Gewalt  schon  seit 
^Slö  dem  dreifachen  Landrathe  zustand,  in  Schwyz  aber  die  Kan- 
^  onslandsgemeinde   am  Rothenthurm   ein   neues,   erst   durch  die 
V  Erfassung  von  1833  eingeführtes  Institut  war,  welches  sich  keiiies- 
^~^8  bewährt  hatte.     Demokratische  Surrogate   waren  in  Zug  die 
^^"^eijährige  Gesammterneuerung  des  Grossen  Rathes ,  in  Schwyz  die 
"^zirks-  und  Kreisgemeinden,  welch'  letztern  die  Genehmigung  der 
^'om  Kantonsrathe  erlassenen  Gesetze  vorbehalten  wurde.    Den  lau- 
^^ten  und  nicht  ganz  unverdienten  Tadel  fand  die  neue  Verfassung 
^on    Freiburg,    welche    Amtsdauern    von   9   Jahren    für   den 
Bossen  Rath    und   von    8  Jaliren   für  den   Staatsrath   vorschrieb 
5^d ,    ohne    einer   Volksabstimmung    unterstellt    worden    zu   sein, 
^^xig    vom    Grossen    Rathe    angenommen    wurde.      In    Luzern 

*)  Dufour,  allgemeiner  Bericht  über  die  BewafFnung  und   den  Feldzug 
^^^     1847,  S    59. 
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wurde  das  im  Jahr  1841  eingeführte  Veto  beibehalten,  dagegen 
statt  der  vieijährigen  Gesammtemeueruug  des  Grossen  Bathes 
dreijährige  Drittelserneuerungen  eingeführt.  In  Wallis  wurde 
das  sogenannte  Referendum,  d.  h.  das  Recht,  über  die  vom 
Grosssen  Rathe  erlassenen  Gesetze  abzustimmen,  welches  die  Ver- 
fassungen von  1839  und  1844  dem  Volke  vorbehalten  hatten, 
auf  Steuererhöhungen,  überhaupt  auf  Aenderungen  am  Finanzsysteme 
beschränkt. 

Werfen  wir  nun,  am  Schlüsse  unseres  Abschnittes  angelangt, 
noch  einen  Blick  auf  die  organischen  Beschlüsse  der  Tag- 
Satzung  während  des  vielbewegten  Zeitraumes  von  1836  bis  1847, 
so  bleibt  uns  in  der  That  nur  *ieine  geringe  Nachlese  übrig.  Von 
staatsrechtlicher  Wichtigkeit  ist  vor  Allem  aus  der  Beschluss  vom 
22.  Juli  183f),  betreffend  den  Rücktritt  eines  Kantons  von 
einem  eingegangenen  Konkordate.  Nach  demselben  sollte, 
wenn  es  sich  um  ein  eidgenössisches,  d.h.  um  ein  von  der  Mehr- 
heit der  Kantone  im  Schoosse  der  Tagsatzung  abgeschlossenes  Kon- 
kordat handelte,  der  Rücktritt  nur  zulässig  sein,  wenn  entweder  die 
Mehrheit  der  konkordirenden  Stände  ihn  gestattete,  oder  in  zweiter 
Linie  die  Tagsatzung ,  an  welche  desshalb  rekurrirt  wei-den  konnte, 
sich  für  die  Gestattung  entschied.  Denjenigen  Kantonen ,  welche 
sich  durch  den  bewilligten  Rücktritt  in  ihren  materiellen  Interessen 
benachtheiligt  glaubten,  blieb  die  Befugniss  vorbehalten,  den  aus- 
tretenden Stand  vor  dem  eidgenössischen  Rechte  um  Schadloshal- 
tung zu  belangen.  Ebenso  sollte  über  alle  Anstände,  welche  mit 
Bezug  auf  besondere,  d.  h.  bloss  unter  einzelnen  Kantonen  ab- 
geschlossene Konkordate  entstehen  würden ,  das  eidgenössische 
Recht  entscheiden.  —  In  Folge  einer  Bestimmung  des  Bundesver- 
trages von  1815  wurde,  gestützt  auf  die  Ergebnisse  der  durch  Tag- 
satzungsbeschluss  vom  7.  September  1836  angeordneten  Volkszäh- 
lung, die  eidgenössische  Geld-  und  Mannschaftsscala  im 
Jahr  1838  einer  Revision  unterstellt.  —  Im  Zollwesen  wurde  in 
den  Jahren  1838  bis  1842  eine  allgemeine  Bereinigung  der  den 
Kantonen  gestatteten  Zollbezüge  vorgenommen,  deren  Ergebniss  die 
Tagsatzung  als  für  die  Zukunft  massgebend  anerkannte.  —  Der 
Fortbezug  der  eidgenössischen  Gränzgebühren  wurdedurch 
Beschluss  vom  7.  August  1840,  in  Kraft  getreten  den  17.  Juli  1843, 
auf  weitere  20  Jahre  verlängert.     Der  Ertrag  derselben ,  sowie  die 
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Zinsen  des  Kriegsfondes  sollten  zunächst  verwendet  werden  zur 
Bestreitung  der  jährlichen  Ausgaben  der  eidgenössischen  Central- 
militäi-verwaltung,  sowie  derjenigen  der  Centralkasse,  d.  h.  der  Civil- 
ausgaben  des  Bundes ;  blieb  ein  Ueberschuss,  so  wurde  derselbe  dem 
Kriegslbnde  einverleibt.  Musste  dagegen  wegen  ausserordentlicher 
Ereignisse  der  Kriegsfond  angegriffen  werden,  so  war  der  Ertrag 
der  Eingangsgebühren  vorzugsweise  zur  Wiederherstellung  desselben 
bis  auf  die  Normalhöhe  von  Fr.  4,277,000  zu  verwenden.  Von  die- 
sem Kapitalbetrage  sollten  nach  einem  Beschlüsse  vom  8.  August 
1837  nicht  mehr  als  1,100,000  Franken  haar  in  Kasse  liegen.  — 
Die  Rechnungsverhältnisse  der  Centralkasse  und  der  eidgenössischen 
Militärverwaltung  wurden  dann  noch  näher  geregelt  durch  Be- 
schlüsse der  Tagsatzung  vom  14.  August  1845  und  10.  August  1846. 
—  In  Folge  des  Sonderbundskrieges  wurde  endlich  durch  Beschluss 
vom  11.  December  1847  ein  Pensionsfond  gegründet  zu  Unter- 
stützung der  im  eidgenössischen  Militärdienste  Verwundeten  und 
der  Wittwen  und  Waisen  gefallener  Wehrmänner.  In  diesen  Fond 
fielen  die  Summen  von  Fr.  300,000,  welche  Neuenburg,  und  von 
Fr.  15,000.  welche  Appenzell-Innerrhoden  zur  Sühne  dafür 
zu  bezahlen  hatten,  dass  diese  Kantone,  zuwider  der  ihnen  obliegen- 
den Bundespflicht,  sich  geweigert  hatten,  ihre  Kontingentstruppen 
gegen  den  Sonderbund  marschiren  zu  lassen.*) 

Auch  in  Bezug  auf  eidgenössische  Konkordate  konnte  eine 
Periode,  in  welcher  so  grosse  Zwietracht  und  Zerrissenheit  im  Vater- 
lande herrschte,  nicht  besonders  fruchtbar  sein.  Wir  haben  bloss 
folgende  zu  erwähnen,  welche  in  dem  Zeiträume  von  1836  bis  1847 
zu  Stande  kamen: 

1)  eine  Erläuterung  des  Konkordates  vom  7.  Juni  1810,  betreffend 
die  Stellung  der  Fehlbaren  bei  Polizei  vergehen  (27.  Juli 
1840); 

2)  das  Konkordat  vom  2G.  Juli  1839,  welches  den  Grundsatz  auf- 
stellt, dass  von  Angehörigen  anderer  Kantone  keine  höhern  Ein- 
heirathungsgebühren  gefordert  werden  dürfen,  als  von  den- 
jenigen des  eignen  Kantons; 

♦)  Offiz.  Samml.  II.  381—882.  III.  17,  11,  77—79,  205,  246—247, 
291—292,295—301,320—321.  Snell  I.  173-174,703—710,714—717,728; 
Nachtr.  2    S.  6—8;  Nachtr.  3    S.  8,  17,  30,  32—38. 
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B]  das  Nachtrags-Konkordat  vom  15.  Juli  1842,  betreffend  die 
Frfordernisse  zur  Einsegnung  einer  rechtsgültigen 
Kl..; 

4)  das  Nachtrags-Konkordat  Tom  30.  Juli  1847 ,  betreffend  die 
Aiismittlung  von  HeimathrecbteD  für  die  Heimatblosen.*) 


§  3.    Die  Bundesreform  vom  Jahr  1848. 

Wir  haben  bereits  gesehen,  wie  die  freisinnige  Mehrheit,  welche 
iui  der  Tagsatzung  von  1847  in  allen  Fragen  den  Ausschlag  gab, 
auch  die  seit  langem  ruhen  gebliebene  Angelegenheit  der  Buudes- 
leviäon  wieder  ernstlich  an  die  Hand  genommeo  hatte.  FreiUch 
liiiig  zur  Zeit  des  Beschlusses  vom  16.  August  der  Erfolg  der  ein- 
geleiteten Revision  gänzlich  ab  tqu  dem  Ausgange  des  bereits  mit 
(iiwissheit  vorauszusehenden  Feldzuges  wider  den  Sonderbund;  es 
ist  daher  auch  sehr  begreiäich,  da^s  bis  gegen  das  Ende  des  Jahres 
die  Aufmerksamkeit  nicht  bloss  des  \'oikes,  sondern  auch  der  leiten- 
den Staatsmänner  sich  beinahe  ausschliesslich  dem  grossen  militä- 
risch-politischen Drama  zuwandte ,  welches  mit  der  Umgestaltung 
di-r  gewesenen  Sonde  rhu  ndsk  an  tone  endigte.  Nicht  die  als  letztes 
Ziel  winkende  Bundesrevision  war  es.  was  die  eidgenössischen  Wehr- 
nuinaer  begeisterte,  als  sie  mulhig  und  opferfreudig  in  den  Kampf 
zogea;  ihnen  war  zunächst  nur  daran  gelegen,  dasa  das  politische 
Hystem,  welches  seit  1,^80  in  der  Mehrzahl  der  Kantone  und  vorzüg- 
lich in  den  grössern  und  jirotestan tischen  Ständen  sich  eingebürgert 
hatte,  einen  entschiedenen  Sieg  erringe  über  das  entgegenstehende 
System  der  Priesterherrschaft,  der  Unduldsamkeit  und  des  kirch- 
lichen Fanatismus,  welches  in  Luzern  und  den  mit  ihm  verbündeten 
Kantonen  sich  festgesetzt  liatte  und  die  hnstem  Zeiten  des  borro- 
niiüschen  Bundes  wieder  heraufzubeschwören  drohte.  Allerdings 
machte  sich  daneben  bei  Vielen,  namentlich  auch  bei  konservativen 
i  iftizieren ,  welche  im  Dienste  der  Tagsatzung  standen ,  noch  ein 
anderer,  allgemeinerer  Gesichtspunkt  geltend:  die  vielen  anarchi- 
scliea  Bewegungen  und  gesetzwidrigen  Umwälzungen,  welche  seit 
dem  »Zürichputsch u  von  Iti'Sy  einen  Kanton  nach  dem  andern  er- 
griffen hatten,   liessen  das  Bedürfniss  immer  lebhafter  empfinden, 

•)  Offiz-Samml,  III.  75—77,  204,  247— 24B,  322—328  Snell  I.  Nachtr.  2. 
S.  3-5;  Nachtr.  3    S.  10. 
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dass   einmal   in   der  Schweiz  Ruhe  und  Ordnung  wiederhergestellt 
werde.     Dieses  Ziel   konnte  auf  dauernde  Weise  nicht  anders  als 
durch   eine  Bundesreform   erreicht  werden,   die  seit  langem   zum 
Programme   der  liberalen  Parthei   gehörte;    aber  wenn  auch   die 
Ueberzengung ,  dass  dieselbe  nothwendig,  sehr  verbreitet  war,    so 
herrschte    doch   sehr  wenig   Klarheit  und  Uebereinstimmung  der 
Ansichten   über  die  Art  und  Weise  ihrer  Ausführung.     Unter  den 
leitenden  Staatsmännern  waren  manche,  die,  entmuthigt  durch  die 
Erfolglosigkeit  früherer  Reformbestrebungen,  nur  mit  grosser  Unlust 
an  die  Bundesrevision  dachten,  von  welcher  sie  fürchteten,  dass  sie, 
ohne  bedeutende  Resultate  herbeizuführen,    die  liberalen   Stände 
unter  sich  veruneinigen  und  somit  die  Tagsatzungsmehrheit,  welcher 
alle  Fortschritte  des  Jahres  1847  zu  verdanken  waren,  wieder  auf- 
lösen  werde.     Indessen   mahnte  doch   der  ausgezeichnet   günstige 
Augenblick,  welcher  nach  der  Besiegung  des  Sonderbundes  eingetre- 
ten war,  —  ein  Moment,  wie  er  noch  nicht  da  gewesen  und  nicht 
leicht  wiederzukehren  schien  —  zu  gebieterisch  an  die  Nothwendig- 
keit,  die  so  lange  schon  angestrebte  Bundesreform  einmal  ins  Werk 
zu  setzen ,  als  dass  nicht  die  erwähnten  Bedenken  vor  der  entschlos- 
senen Haltung  der  weitsichtigem  und  muthigern  unter  den  schwei- 
zerischen  Staatsmännern  hätten   verstummen  müssen.    Erklärten 
doch  die  sämmtlichen  in  den  Schooss  der  Tagsatzung  zurückkehren- 
den ehemaligen  Sonderbundskantone,  denen  man  in  Bezug  auf  die 
Bundesrevision  keinerlei  Gewalt  angethan  hatte ,  aus  freien  Stücken 
ihre  Theiluahme  an  derselben,  worauf  ihre  ersten  Gesandten  in  die 
grosse  Revisionskommission  gewählt  wurden.     Auch  die  öffentliche 
Meinung ,  sowie  einzelne  Vereine  fingen  in  den  ersten  Monaten  des 
Jahres  1848  an,    mit  der  hochwichtigen  Frage  der  Bundesreform 
sich  in  verständiger  und  besonnener  Weise  zu  beschäftigen.     Der 
Sieg  über  den  Sonderbund  allein  konnte,  so  lange  noch  auswärtige 
Einmischung  zu  befürchten  war,  keineswegs  zum  üebermuthe  reizen ; 
auch  trugen  gerade  die  augenblicklichen  Erfolge,  welche  man  selbst 
unter  der  alten  Ordnung  der  Dinge  hatte  erzielen  können,  dazu  bei,^ 
dass  die  Reformwünsche,   welche  in  der  Presse  laut  wurden,   sich 
mehr  auf  gewisse,  vom  Bunde  zu  übernehmende  Garantieen  und  auf 
materielle  Centralisationen ,  als  auf  durchgreifende  Aenderungen  im 
Organismus   der   Bundesbehörden  bezogen.     Wie  bescheiden   noch 
unmittelbar   vor  der  Februarrevolution   die  Ansprüche  selbst   der 
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radikalsten  Fraktion  unter  den  Reformfreunden  waren,  zeigt  eine 
von  dem  ßenier  <i  Volksvereine«  ausi^egangene  Dioickschrilt,  welche 
sich  mit  einer,  bloss  annähernd  der  Bevölkerung  entsprechenden, 
jedoch  auf  Volkswahl  beruhenden  Repräsentation  au  der  Tagsatzung, 
verbunden  mit  einem  Veto  der  Kantone  g«gen  die  Beschlüsse  der- 
^Iben,  begnügen  wollte.*) 

Nachdem  sich  die  Tagsatzung  am  16.  Februar  auf  unbestimmte 
Zeit  vertagt  hatte,  trat  schon  am  folgenden  Tage  die  Revisions- 
kommission zusammen.  In  ihr  waren  sämmtliche  ganze  und 
halbe  Kantone,  mit  Ausnahme  von  Neuenburg  und  Appenzell 
Innerrhoden,  durch  ihre  ersten  Gesandten  vertreten.  Zu  Re- 
daktoren des  Bundesentwurfes  ernannte  die  grosse  Kommission 
Dr.  Kern  von  Thurgau  und  Staatsratli  Druey  von  Waadt ;  femer 
vertlieilte  sie  ihre  Mitglieder  in  vier  Sektionen,  an  welche  wichtigere 
Fi-agcu  zur  Vorbegutachtuug  gewiesen  wurden.  Dabei  trat  indessen 
die  Knnunission,  nach  einem  hiefiir  aufgestellten  Programme,  sofort 
selbst  in  die  Materien  ein  und  überliess  den  Redaktoren  nur  die 
näh'Te  Ausarbeitung  der  von  ihr  angenommenen  Grundsätze.  Ehe 
man  sicli  mit  der  Organisation  der  ßundesbehorden  beschäftigte, 
berietli  man  die  »allgemeinen  Bestimmungen« ,  wobei  es  nicht 
fehlen  konnte,  dass  die  Entwürfe  von  1832  und  1833  als  werthvoUe 
Vorarl)eiten  vielfach  benutzt  wurden.  Bereits  waren  in  einer  ersten, 
allgemeinen  Diskussion  das  nVerhältuiss  der  Souveränetät  der  Kan- 
tone /um  Bund«  und  die  »Garantien  des  Bundeso  durchberathen, 
als  in  Bern  die  Nachricht  eintraf,  dass  die  siegreiche  Revolution 
in  l'aris  nicht  bloss  das  Ministerium  Guizot.  welches  sich  durch 
seine  sonderbundsfreundliche  Politik  in  der  Schweiz  so  verhasst 
gemacht  hatte,  sondern  auch  den  Thron  Louis  Philipps  gestürzt 
habe.  Der  Eindruck  dieses  welterachütternden  Ereignisses,  .welches 
in  der  Schweiz  eine  Menge  von  Bedenken  gegen  energische  Durch- 
führung der  Bundesreform  beseitigte,  äusserte  sich  bald  in  den 
Berathungen  über  die  Organisation  der  Tagsatzung,  welche  am  6. 
und  7.  Marx  in  der  Kommission  stattfanden.  Während  früher  die 
vorwiegende  Stimmung  Tür  Beibehaltung  des  bisherigen  Repräsen- 
tationsverhältnisses der  Kantone  gewesen  war,  **)   entschieden  sich 

*l  Leitende  GeBichtspunkte  fOc  eine  Schweiz.  Bundesrevisioo ,  mitgetheilt 
vom  Central- Co  mite  des  Schweiz.  Volkavereina.     Bern  1848. 

*'^|  Piivatbrief  eines  Mitgliedes  der  KonunissioD  an  den  Verf.  t.  &.Marz  1648. 
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nun    11   gegen  0  Mitglieder   für   eine   Abänderung   desselben   und 
überwiesen  den  Gegenstand,   um  bestimmtere  Anträge  vorzulegen, 
der     ersten  Sektion.     Immer   mehr  Anklang   fand   nun   das   nord- 
amerikanische Zweikammersvstcm,  welches,  zuerst  von  James 
Fii  zy  in  einer  besondern  Druckschrift  empfohlen,  dann  von  Regie- 
rungsrath  Rüttimann  von  Zürich  in  der  Prosse  und  im  Kreise  der 
Taorsat Zungsgesandten   lebhaft   vertheidigt,    anfänglich   auf  grosse 
Bfdenklichkeiten   und   mannigfache  Opposition   gestossen  war.     In 
der    Kommission   war   es   namentlich   Landammann  Hunzinger, 
welcher  dasselbe  mit  der  Kraft  der  vollendeten  Ueberzeugung ,  dass 
es  das   einzige  Mittel   zur  Ausgleichung   der  sich  wideretreitenden 
Ansprüche   von   grossen  und  kleinen  Kantonen  enthalte,   und  mit 
allem  dem  Einflüsse,    den   ihm  seine  langjährigen  Erfahrungen  in 
schweizerischen  Bundesverhältnissen  sicherten ,   befüinvortete.     All- 
mälilig  konnten   sich  selbst  die  Mitglieder  aus  den  Ui-ständen  mit 
einem  Systeme  befreunden ,  welches ,  so  fremdartig  es  ihnen  auf  den 
ersten  Anblick  vorkommen  mochte ,  doch  wenigstens  gegenüber  der 
reinen  Kopfzahlvertretung  ihren  Kantonen  noch  einige  Vortheile  zu 
bieten  schien.*)     Die   erste  Sektion   brachte  zwar  noch  nicht  das 
reine  Zweikammersystem  in  Vorschhig,  indem  sie,  von  der  Befürch- 
tung ausgehend,    dass   man   dabei  sehr  oft  zu  keinen  Beschlüssen 
gelangen  würde,  für  die  Mehrzahl  der  Geschäfte  gemeinschaftliche 
Berathung  und  Abstimmung   der  beiden  Kammern  vorschlug;    die 
grosse  Kommission  dagegen  sprach  sich  in  der  denkwürdigen  Sitzung 
vom  23.  März  für  den  riclitigen  Grundsatz  getrennter  Verhandlung 
der  beiden  Räthe   über   alle  Traktanden   der   Bundesversammlung 
aus .  freilich  auch  noch  mit  dem  sonderbaren  Beisatze ,   i^dass,  wenn 
die  Ständekammer  zu  keiner  Mehrheit  gelange,  ein  Beschluss  der 
Nationalversammlung  gleichwohl  in  Kraft  erwachse^  !  **)    Ueber  die 
Aufstellung  eines  von  den  beiden  Kammern  gemeinschaftlich  zu  wäh- 
lenden Bundesrathes,   als   vollziehende   Behörde,    sowie   eines 
Bundesgerichtes  hatte   man  sich  sofort  leicht  geeinigt.     Den 
^0.  März   schloss    die  Kommission   ihre  allgemeine  Berathung,  in 
sicher  namentlich  auch  das  Zollwesen  zu   langwierigen  Debatten 
Anlass  gegeben  hatte ,  und  am  3.  April  trat  sie  in  die  Prüfung  des 
^ch  Massgabe  ihrer  Beschlüsse  von  den  Redaktoren  ausgearbeiteten 

*)  Privatbrief  an  den  Verf.  v.  26.  März. 
)  Prot<)koll  der  Revisionskommission  S.  130. 
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Bundesentwurfes  ein.  In  dieser  zweiten  Berathung  wurde  Yorerst 
die  Lostrennung  Neuenburg 's  von  der  preussischen  Monarchie, 
welche  die  unblutige  Revolution  vom  1.  März  faktisch  vollzogen 
hatte,  rechtlich  dadurch  besiegelt,  dass  der  Bund  nur  republika* 
nische  Verfassungen  unter  seine  Garantie  zu  nehmen  erklärte.  Die 
allgemeine  Umwälzung  in  Europa ,  durch  welche  der  Märzmonat  des 
Jahres  1848  auf  lange  hin  denkwürdig  bleiben  wird,  insbesondere 
die  blutigen  Wirren,  welche  in  der  preussischen  Hauptstadt 
selbst  eingetreten  waren,  ermuthigten  die  Kommission,  eine  Bestim- 
mung anzunehmen,  welche,  wie  die  Erfahrung  seit  1830  hinlänglich 
bewiesen ,  durch  die  dringendsten  Interessen  der  Eidgenossenschaft 
geboten  war.  Sodann  wurde  beim  Zoll  wesen  die  wichtige  Aende- 
rung  getroffen,  dass  man  den  Kantonen  volle  Entschädigung 
für  ihre  bisherigen  Zölle,  Weg- und  Brückengelder,  soweit  der  Bund 
deren  Aufhebung  für  angemessen  erachten  würde,  zusicherte,  wäh- 
rend der  erste  Entwurf  ein  System  aufgestellt  hatte ,  nach  welchem 
die  Eidgenossenschaft  allen  Kantonen  6  Batzen  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  bezahlen  sollte ,  den  nicht  voll  entschädigten  Kantonen 
aber  gestattet  wurde,  für  den  Betrag  ihrer  Einbusse  Konsumogebüh- 
ren  auf  Waaren  zu  beziehen.  Endlich  wurde  die  oben  erwähnte 
Verstümmelung  des  Zweikammersystems  fallen  gelassen  und  letzte- 
res in  seiner  Reinheit  hergestellt,  vorbehalten  die  Wahlen,  Begnadi- 
gungen und  Kompetenzentscheide,  bei  welchen  die  beiden  Käthe  zu 
gemeinsamer  Verhandlung  zusammentreten  sollten. 

Den  8.  April  vollendete  die  Revisionskommission  ihre  einläss- 
lichen  und  gründlichen,  von  einem  einträchtigen  und  versöhnlichen 
Geiste  beseelten  Berathungen.  Unter'm  26.  April  veröffentlichten 
die  beiden  Redaktoren  einen,  den  Entwurf  beleuchtenden  Bericht, 
in  welchem  dieselben  sich  über  das  Ganze  der  Arbeit  folgender- 
massen  aussprachen:  »Die  Kommission  hat  nicht  unterlassen, 
frühere  Revisionsprojekte  zu  Rathe  zu  ziehen.  Sie  hat  den  Entwurf 
von  1 833  benutzt  für  das  Programm,  welches  die  Grundlage  ihrer 
Berathungen  bildete;,  aber  sie  hat  nicht  aus  dem  Auge  verloren, 
dass  seither  die  Ideen  Fortschritte  gemacht  haben.  Wenn  auch 
einzelne  Bestimmungen  aus  jenem  Entwurf  wieder  aufgenommen 
worden  sind,  so  hat  die  Kommission  die  Natur  und  das  Wesen 
derselben  geändert,  indem  sie  statt  der  ausschliesslich  kanto- 
nalen Repräsentation ,   welche  dem  Entwürfe  von  1833  gleich  dem 
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Bundesvertrage  von  1815  zu  Grunde  liegt,  ein  Bepräsentations- 
System  in  Vorschlag  bringt,  welches  neben  Repräsentanten  der 
Kantone  in  die  Bundesversammlung  auch  Abgeordnete  der  schwei- 
zerischen Nation  beruft.  Der  Umstand,  dass  der  Entwurf  von 
1833  Manches  centralisiren ,  aber  dabei  doch  die  Eantonalsouve- 
ränetät  als  die  ausschliessliche  Basis  der  Repräsentation  im  Bunde 
festhalten  wollte,  hat  nicht  wenig  zur  Verwerfung  desselben  bei- 
getragen.« 

Die  öffentliche  Meinung  nahm  im  Ganzen  den  Entwurf  günstig 
auf;  am  meisten  Widerspruch  fand  das  Zweikammersystem,  weil  in 
den  grössern  Kantonen  Manche,  die  sich  vom  europäischen 
Revolutionssturme  die  Segel  schwellen  liessen,  nur  noch  von  der 
Kopfzahl  Vertretung,  aber  nicht  mehr  von  einer  Berücksichtigung 
des  kantonalen  Elementes  in  der  Bundesversammlung  hören  wollten, 
in  den  mittlem  und  kleinern  Kantonen  aber  die  Einen 
einer  Tagsatzung  mit  grösserm  Stimmrechte  für  die  volkreichem 
Stände,  ungefähr  nach  dem  Systeme  der  Mediationsakte,  den 
Vorzug  gaben ,  die  Andern  dagegen  an  dem  bisherigeuReprä- 
sentationsverhältnisse  strenge  festhalten  wollten.  Die  Wirren 
im  Auslande  uüd  die  von  verschiedenen  Seiten  gemachten  Versuche, 
auch  die  Schweiz  in  den  Strudel  derselben  hineinzuziehen ,  lenkten 
die  Aufmerksamkeit  zum  Theil  von  der  Bundesrevision  ab ;  allgemein 
vorherrschend  aber  war  das  Gefühl,  dass  man  den  immer  günstiger 
gewordenen  Zeitpunkt  benutzen  und  sich  beeilen  müsse,  mit  dem 
neuen  Hause  unter  Dach  zu  kommen ,  ehe  die  fremden  Mächte  sich 
wieder  in  die  schweizerischen  Verfassungsfragen  einmischen  könnten. 
Daher  fand  die  unpraktische  Idee  eines  eidgenössischen  Verfassungs- 
rathes,  welche  in  dem  Augenblicke,  als  die  Revisionskommission  ihre 
Arbeit  beendigt  hatte*  wieder  auftauchte,  wenig  Anklang;  daher 
verlor  man  in  den  Instruktionsbehörden  die  Zeit  nicht  mit  klein- 
lichen Haarspaltereien,  wie  sie  im  Jahr  1833  vorgekommen  waren, 
sondern  gab  den  Tagsatzungsgesandtschatlen  eher  nur  allgemeine 
Weisungen  und  daneben  ausgedehnte  Vollmachten,  die  ihnen  ermög- 
lichten, zum  Entwürfe  zu  stimmen,  wenn  die  gestellten  Gegenanträge 
keinen  Anklang  fanden,  oder  jedem  andern  Vorschlage  beizupflichten, 
welcher  Aussicht  auf  eine  Mehrheit  hatte  und  mit  den  besondem 
Interessen  des  Standes  oder  den  von  ihm  aufgestellten  Grundsätzen 
nicht  unvereinbar  schien. 

Blumer,  Hsndbuoh.    I.  ti 
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Schon  am  1  ä.  Mai  kouote  die  Tagsatzung,  an  welcher  uun- 
uielir  bäiumtliclie  XXII  Kantone  vertreten  waren,  die  Bundesrevision 
an  ilie  Hand  nehmen.  Für  die  Aufstellung  eines  Verfassungsrathes 
spnichen  sich  nur  die  Stände  Bern  und  Genf  aus;  dagegen  wmxle 
bfüuhlosseu ,  die  artikelweise  Berathung  des  Entwurfes  der  Kora- 
missior.  mit  der  Frage  der  Organisation  der  BundesTer- 
saiiimlung,  als  der  wichtigsten,  zu  beginnen.  Zürich  schlug 
slntt  des  Zweikammersystems  einen  einlachen  Nationalrath  lor, 
wobei  gewisse,  besonders  wichtige  Beschlüsse  desselben  der  Genehmi- 
gung der  Kantoue  unterstellt  werden  kÖunten:  Bern  und  Aargau 
stimmten  zum  Nationalrathe  ohne  diese  Beschränkung.  Appen- 
zell, Uri,  Schwyz,  Unterwalden  und  Schaff  hausen 
sprachen  sich  dagegen  für  Beibehaltung  der  Tagsatzung  mit  dem 
bisherigen  Beiiräsentatiousverhältnisse  aus,  Glarus  und  Grau- 
1)  ü  11  d  e  n  für  eine  progressive  Vertretung  der  Kantone  durch  2  bis  6, 
beziehungsweise  10  Abgeordnete.  Thurgau  und  Wallis  ebenfalls 
für  Imdcu  eidgenössischen  Rath,  in  welchem  jedoch  Abgeordnete 
(ii's  schweizerischen  \'olkes  und  Hepräsentanten  der  Stände  neben 
einander  sitzen  sollten.  Alle  diese  Anträge  blieben  indessen  mit 
weniges  Stimmen  in  Minderheit;  dagegen  wurde  das  Zweikammer- 
systi-m,  welches  nameutlich  Solothurn,  St.  Gallen,  Waadt 
und  Genf  mit  Wärme  und  Nachdruck  vertheidigten ,  schon  am 
17.  Mai  mit  16  Stimmen  angenommen.  Diese  unerwartet  grosse 
Mehrheit  fand  sich  einfach  darum  zusammen,  weil  Jedetmann  sofort 
einsah,  dass  jenes  System  das  einzig  mögliche  Vereinigungsmittel 
für  die  grundsätzlich  so  sehr  aus  einander  gehenden  Standpunkte 
dar^ietB;  daher  stimmten,  kraft  ihrer  Vollmachten,  für  dasselbe 
in  zweiter  Linie  mehrere  Gesandtschaften ,  welche  in  erster  Linie 
für  abdeichende  Vorschläge  sich  ausgesprochen  hatten.  Nach  dem 
Entscheide  dieser  Hauptfrage  ging  die  Tagsalzung  zur  Berathung 
der  »allgemeinen  Bestimmungen«  des  Bundesentwurfee  über,  und 
es  ging  damit  rasch  vorwärts,  bis  mau  zu  den  materiellen  Fra- 
gen (Militär-,  Zoll-  und  I'ostwesen.  Ausgaben  für  Unterrichts- 
anf-talteu  und  Öffentliche  Werke)  gelangte.  Hier  war  es  namentlich 
wieilür  Bern,  dessen  Instruktion  wesentlich  vom  Entwürfe  abwich : 
es  verlangte,  dass  der  Bund  alle  Militärausgaben  und  zugleich  die 
Erstellung  und  den  Unterhalt  der  Uauptstrassen  übernehmen  solle, 
wogegen  ihm  die  Kantoue  die  Zölle  und  Posten  ohne  Entschädigung 
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abzutreteu  hätten.     Im  Allgcnioinon  aber  gingen  die  Instruktionen 
der  eiuzelnen  Stände  so  weit  auseinander,  und  zugleicli  fühlte  man 
so  sehr   das  IJedürfniss.    das    gesammte  Finanzwesen    des    neuen 
Bundes  auf  eine   möglichst    solide  Grundlage  zu  stellen ,  dass  am 
-0.  Mai   die  Tagsatzung    zur   nochmaligen  IJegutachtun^  der  ma- 
terielleu  Fragen   eine  Kommission  von  I)  Mitgliedern  niedei-setzte. 
li  wurde    nun.    mit  l'ehergehung   der  jene  Fragen    l)erührenden 
Artikel,    in    der   Berathung   d(»r   allgemeinen    Bestimmungen    und 
sodann  der    Organisation    d<^r   Bundesbehörden    fortgefahren ,    und 
nachdem  auf  diese  Weise  die  Tagsatzung  bis  zum  10.  Juni  den  ganzen 
iibripen  Entwurf  durchbemthcn  hatte,  legte  am  13.  die  Kommission 
in  Bezug   auf  die   materiellen    Fragen   ihre   Anträge    vor.*)     Die 
Tagsatzung  stimmte  denselben  l)einahe  durchgehends  bei;  nur  bei 
<J^n  Unterrichtsanstalten,    zu    deren  Errichtung   der   Bund    befugt 
sein  sollte,  wurden  die  liehrerseminarien  gestrichen,  und  beim  Post- 
^esen  wurde  —  gegenül>er  der  von -der  Kommission  vorgeschlag(*nen 
Entschädigung  der  Kantone  zu  ^/^  —  die  im  Entwurf  verheissene 
^o  11  e  Entschädigung  wieder  hergestellt.     Den  23.  Juni  wurde  die 
^f^te  Berathung  des  gesammten  Entwurfes  geschlossen  und  dai-auf, 
^^clidem  die  Redaktoren  das  Ergebniss  derselben  zusammengestellt 
Wten,  in  eine  zweite  Berathung  eingetreten,  wobei  insbeson- 
^^Te  noch  der  Beisatz  eingeschaltet  wurde,  dass.  wenn  der  Bein- 
Ertrag  des  Postwesens  zu  der  in  Aussicht  gestellten  vollen  Entschä- 
*lijxung  nicht  hinreichen  sollte,    den   Kantonen  verhältnissmässigc 
Abzüge  zu  machen  seien.    Nach  Beendigung  der  beiden  artikelweisen 
Berathungen  fand  am  27.  Juni  noch  eine  allgemeine  Diskussion  und 
Abstimmung  über  das  von  der  Tagsatzung  ausgearbeitete  Bundes- 
projekt  statt;    daS   f Ergebniss   derselben   bestand   darin,   dass   die 
Gesandtschaften  von  L^Vg  Ständen  sich  für  die  Annahme  erklärten, 
mit  Vorbehalt  der  Ratitikation  durch  die  verfassungsmässigen  Or- 
gane in  ihren  Kantonen .    während   die   meisten  übrigen  Gesandt- 
schaften sich   aufs  Beferiren   beschränkten  und  nur  diejenige  von 
Schwyz  ausdrücklich  für  Verwerfung  stimmte.    Mit  Rücksicht  auf 
die  immer    noch    günstige,   jedoch    bereits    einer    Wendung    sich 
näbernde  Lage  der  europäischen  Dinge  wurde  die  verhältnissmässig 

*)  Siehe   die  interessanten   Ilerichto   der  Kommission,  ei-stattet  von  den 
HH.Kern  und  Näff,  im  Abschiede  der  Tagsatziing  von  1847,48  IV.  1G7— 175. 
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kurze  Frist  bis  zum  I.September  angesetzt,  binneo  welcher  die 
Kantone  über  die  Annahme  der  neuen  Bundesverfassung  sich  aus- 
zusprechen hatten. 

Von  grosser  Wichtigkeit  war  nun  zunächst  der  Entscheid  des 
vnrr>rtlichen  Kantons  Bern,  dessen  Gesandtschaft  sich  vorläufig, 
in  Folge  ihrer  Instruktionen,  noch  nicht  für  die  Annahme  des  von 
<ler  Tägsatzung  ausgearbeiteten  Bundesprojektes  hatte  aussprechen 
können.  Regierungspräsident  Fnnk,  welcher  seit  dem  1.  Juni  den 
Vorsitz  in  der  Tagsatzung  führte,  war  zwar  gleich  seinem  Vorgänger 
Ochsenbein  persönlich  sehr  für  dasselbe  eingenommen;  im  Re- 
gierungsrathe  aber  beschloss  eine  vonStämpfli  und  Stockmar 
geleitete  Mehrheit  von  5  Mitgliedern,  beim  Grossen  Rathe  auf  Ver- 
wertung anzutragen.  Nach  einer  dreitägigen,  lebhaften  Diskussion 
ert;ab  sich  indessen  am  16.  Juli  eine  Mehrheit  von  46  gegen  40 
Stimmen  im  Grossen  Rathe  dafUr,  die  Bundesverfassung  dem  Volke 
zur  Annahme  zu  empfehlen.  Vorangegangen  war  der  Grosse  Rath 
von  Luzern,  welcher  schon  am  7.  sich  für  die  Annahme  am- 
gcs])rochen  hatte ,  sowie  derjenige  Appenzell- Ausserrhoden's 
am  IT.;  es  folgte  Solothurn  am  20.;  Zürich  am  21.  mit  Kin- 
muth,  Aargau  am  31.  Juli,  Glarus,  St.  Gallen  und  Gran- 
bü  II den  am  1..  Schaf  fhauseu  am  4.  August.  Es  war  eine  scböoe 
Zeit,  in  welcher  der  neue  Bund  zu  Stande  kam:  die  ganze  Schweiz 
durchweht«  ein  besonnener,  verständiger  Geist,  der  die  grossen 
Fortschritte,  welche  der  Entwurf  darbot,  zu  würdigen  wusste  und 
sicli  an  das  praktisch  Erreichbare  hielt ,  anstatt  hohlen  Theorien 
nachzujagen  oder  sich  ängstlich  an  kantonale  Interessen  anzuklam- 
mern. Die  Volksabstimmung  begann  am  5.  und  6.  August  in  den 
Kantonen  Zürich,  Bern,  Solothurn,  Genf  und  Baselland; 
überall  ergaben  sich  grosse  Mehrheiten  für  die  Annahme.  Unter  den 
Landsgemeinden  der  reindemokratischen  Kantone  tagte  zuerst  die- 
jenige von  Glarus,  welche,  am  13.  August  zahlreich  versammelt, 
in  feierlich  gehobener  Stimmung  den  neuen  Bund  annahm  und  damit 
zugleich  bewies,  dass  sie  historische  Rechte,  auf  welche  die  kleinen 
Kantone  sonst  immer  den  grÖssten  Werth  gelegt  hatten,  dem  klar 
erkannten  Wohle  des  Gesammtvaterlandes  zu  opfern  wisse.  Die 
Landsgemeinde  von  Appenzell -Ausserrhoden  folgte  am 
'J7.  August,  während  dagegen  am  gleichen  Tage  Innerrhoden 
und   die   Urkantone   verwarfen.     Auch   in   Zug   und   Wallis 
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stininite   die  Mehrheit   des  Volkes   für  Verwerfimg ;   in   L  u  z  e  r  n 
aber    stimmten    15,114   gegen    10,931    Bürger   für   die   Annahme, 
und    iD    Freiburg    geschah    letztere    durch    den    grossen    Rath, 
weil    eine    Volksabstimmung    durch    die    Kantonsverfassung    nicht 
geradezu  geboten  war.  In  Neuenburg  wurde  die  Bundesverfassung 
mit  5481  gegen  29G  Stimmen  angenommen;  ebenso  in  Waadt  mit 
grosser  Mehrheit.    Tessin  verwarf  dagegen  ,  weil  es  sich  in  seinen 
materiellen  Interessen  durch  den  neuen  Bund  beuachtheiligt  glaubte. 
Die  Tagsatzung  trat  am  4.  September  wieder  in  Bern  zusammen. 
Aus  den  ihr  mitgetheilten  Verbalprozessen  ergab  es  sich,  dass  die 
Bundesverfassung  von  löVg  Kantonen  (Zürich,  Bern,  Luzern,  Glarus, 
Freiburg,  Solothurn,  Basel,  Schaffhausen,  Appenzell-Ausserrhoden, 
St.  Gallen,  Graubünden,  Aargau,  Thurgau,  Waadt,  Keuenburg  und 
Genf)  angenommen  woi-den  sei.     Gestützt  darauf,  dass  diese  bedeu- 
tende Mehrheit  von  Ständen  zugleich  noch  eine  weit  überwiegendere 
Mehrheit  der  schweizerischen  Bevölkerung  repräsentire,  erklärte  die 
Tagsatzung  am  12.  September,  gleichwie  ihre  Vorgängerin  im  Jahr 
1814  es  gethan  hatte,  dieBundesverfassungalsangenom- 
inen  und  lud  die  Kantone  ein,  sofort  die  ihnen  treffenden  Mitglieder 
des  National-  und  Ständerathes  zu  wählen,  damit  die  neue  Bundes- 
versammlung am  6.  November  zusammentreten  könne.     Mit  Bezug 
auf  die  Nationalrathswahlen  blieb  den  Kantonen  für  einmal  über- 
lassen, die  Wahlkreise  selbst  zu  bestimmen.     Die  Gunst  der  Zeit 
brachte  es   mit  sich,   dass  alle  Kantone  ohne  Ausnahme  den  Be- 
schlüssen der  Tagsatzung   sich   fügten  und  von  keiner  Seite  mehr 
versucht  wurde,  von  dem  neuen  Bunde  sich  abzusondern.     Niemand 
<^achte  daran,  die  früher  so  oft  aufgestellte  Theorie,  dass  ohne  die 
Zustimmung  sämmtlicher  XXII  Kantone  eine  Revision  des  Bundes- 
vertrages von  1815  unzulässig  sei,  nunmehr  thatsächlich  geltend  zu 
^Ji^en,  und  das  Ausland,  welches  frülier  der  Schweiz  das  Recht 
'stritten  hatte,   die  Grundlagen   ihrer  Verfassung   von   sich  aus 
abzuändern,   hatte   nun   übergenug  mit  seinen  eigenen  Wirren  zu 
schaffen.     Nachdem  die  Bundesversammlung  in  ihrer  ersten  Session 
^h  Anleitung  der  neuen  Verfassung  den  Bundesrath  als  leitende 
'^d  vollziehende  Behörde   der  Eidgenossenschaft   eingesetzt  hatte, 
^rte  letzterer  von  allen  auswärtigen  Regierungen  in  dieser  Stel- 
lung anerkannt.     Unbeweint  sanken  die  alte  Tagsatzung  und  mit 
^^  die  drei  Vororte  in's  Grab ! 
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Drittes  Kapitel. 


Die  Revisionsarbeiten  seit  18-18. 

iJ  1.    Die  Paitialrevision  vom  Jahr  1865/66. 

Unstreitig  gehören  die  Jahre,  welche  die  Schweiz  unter  der 
Bundesverfassung  von  1848  erlebt  hat,  zu  den  glücklichsten  und 
ehrenvollsten  in  ihrer  ganzen  Geschiebte.  Vom  Auslande  her 
empfing  sie  immer  unzweideutigere  Beweise  der  Achtung  und  An- 
erkennung, und  in  ihrem  Innern  machte  sie  die  giossartigsten 
Fortschritte  iu  allen  materiellen  Verhältnissen,  baute  die  kantonalen 
Verfassungen  immer  mehr  in  demokratischem  Sinne  aus  und  er- 
freute sich  des  wirksamsten  Schutzes  für  die  individuellen  Rechte 
der  einzelnen  Bürger,  l'ei  dieser  t^achlage  darf  man  sich  nicht 
darüber  wundern ,  dass  lange  Zeit  in  dem  sonst  so  beweglichen 
Schweizenolke  gar  kein  Bedürfuiss  emjifunden  wurde  nach  einer 
abermaligen  Revision  der  Bundesverfassung,  vielmehr  der  erste 
Anstoss  dazu  von  Aussen  her  kam  und  einen  verbal tnissmäsaig 
sehr  untergeoi-dneten  Punkt  betraf.  Bei  der  Hundesreform  von 
1S48  hatte  man,  um  eiu  damals  in  unserm  Volke  noch  sehr  ver- 
breitetes \'orurtheil  zu  schonen,  die  schweizerischen  Israeliten  so- 
wohl vom  Rechte  der  freien  Niederlassung  als  auch  von  der  Gleich- 
stellung mit  andern  Schweizerbürgern  in  der  Gesetzgebung  aus- 
gescblossen.  Nun  verlangte  Frankreich  bei  Abachluas  des  Mandels- 
vertrages  von  I&C4  das  Niederlassiingsrecht  in  der  Schweiz  auch 
für  diejenigen  seiner  Bürger,  welche  der  mosaischen  Religion  an- 
gehören ,  und  es  konnte  ihm  diese  Forderung  nicht  verweigert 
werden ,  wenn  man  nicht  auf  alle  \'ortheile.  welche  der  Handels- 
vertrag der  Schweiz  gewährte,  verzichten  wollte.  Man  fühlte 
jedoch,  dass  es  nicht  angehe,  den  schweizerischen  Israeliten  Rechte, 
die  man  ihren  auswärtigen  Glaubensgenossen  unter  dem  Drange 
der  Umstände  eingeräumt  hatte,  noch  länger  vorzuenthalten;  bei 
der  Ratification  der  Staatsvertragc  mit  Frankreich  beauftragte 
daher  die  Bundesversammlung  den  Bundesrath,  nso  bald  als  mög- 
lich Bericht  und  Antrag  zu  hinterbringen  zu  dem  Zwecke,  die  in 
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den  Art.  41  und  48  der  Bundesverfassung  gewährleisteten  Rechte 
von  dem  Glaubensbekenntniss  der  Bürger  unabhängig  zu  machen«. 
Um  eine  Bundesrevision,  die  in  allen  übrigen  Beziehungen  kaum 
als  zeitgemäss  erscheinen  konnte,  wenn  möglich  zu  vermeiden, 
fragte  der  Bundesrath  die  Kantone  an,  ob  sie  nicht  geneigt  wären, 
von  sich  aus  den  schweizerischen  Israeliten  gleiche  Rechte  mit 
andern  Schweizerbürgern  einzuräumen ;  allein  die  Antworten  laute- 
ten keineswegs  von  allen  Seiten  entsprechend.  So  blieb  nichts 
anders  übrig  als  den  Weg  der  Bundesrevision  zu  betreten,  uud  da 
man  doch  einmal  über  die  Aufhebung  jener  Ausnahmsbestimmungen 
das  Volk  entscheiden  lassen  musste.  so  ist  es  ganz  begreiflich, 
dass  auch  noch  andere  Verfassungsänderungen,  die  sich  im  Laufe 
der  Zeit  als  wünschenswerth  dargestellt  hatten,  beantragt  wurden, 
zumal  eine  von  einem  Mitgliede  des  Bundesrathes  (Dr.  Dubs) 
ausgegangene  Broschüre,  welche  namentlich  in  der  Presse  lebhaft 
besprochen  wurde,  mannigfache  Anregungen  dafür  enthielt.  Der 
Bundesrath  selbst  beschränkte  sich  jedoch  in  seiner  Botschaft  vom 
I.Juli  1865  auf  folgende  Anträge:  1)  Gleichstellung  der  israeliti- 
schen, wie  auch  der  naturalisirten  *)  mit  andern  Schweizerbürgem 
bezüglich  der  Niederlassung  und  in  der  Gesetzgebung;  2)  Stimm- 
recht der  niedergelassenen  Schweizerbür^er  in  Gemeindeangelegen- 
heiten, soweit  die  niedergelassenen  Kantonsbürger  dasselbe  besitzen; 

3)  Befugniss  des  Bundes,  die  Rechtsverhältnisse  der  Niedergelasse- 
nen zum  Heimaths-  und  Wohnortskanton  gesetzgeberisch  zu  regeln ; 

4)  Befugniss  des  Bundes  zur  Erlassung  eines  Gesetzes  **)  über 
das  schriftstellerische,  künstlerische  und  industrielle  Eigenthum 
(worüber  der  Handelsvertrag  ebenfalls  Bestimmungen  zu  Gunsten 
der  Franzosen  enthielt) ;  5)  Kultusfreiheit  nicht  bloss  für  die 
»anerkannten  christlichen  Konfessionen«,  sondern  auch  für  «jede 
andere  Religionsgenossenschaft  innerhalb  der  Schranken  der  Sitt- 
lichkeit und  staatlichen  Ordnung«  ;  6)  ausdrückliche  Zusicherung 
des  Rechtes  freier  Gewerbsübung  für  den  Schweizerbürger ;  7)  un- 
beschränkte  Befugniss   des   Bundes   in   der  Festsetzung   von  Mass 

*)  So  nannte  die  Bundesverfassung  von  1848  in  Art.  41  und  64  geborne 
Ausländer,  welche  in  einem  Kanton  das  Bürgerrecht  erlaugt  hatten. 

**)  Ein  Konkordat  >über  den  Schutz  des  schriftstellerischen  und 
künstlerischen  £igenthums<,  welchem  16  Kantone  beigetreten  sind,  besteht  seit 
dem  15.  Juli  1854. 
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und  Gewicht ,    in  der  Meinung ,  dass  das  reine  Metersystem  sol 
eingeführt  werden  können ;  8 )  Kompetenz  des  Bundes  zu  Erlassu  :ä_  -3 
eines  Handelsgesetzbuches. 

Die  Botschaft   des  Bundesrathes  ging   an   die   von  den  beide:.--', 
gesetzgebenden  Käthen   niedergesetzten  Konnuissionen ,   welche    i  'mn. 
Laufe   des   Monats   September    in   einlässlichen    Berathungen   sicirJi 
mit  der  Revisionsfrage  beschäftigten,     fls  wurden  in  diesen  Koxn- 
missionen  eine  Menge  von  Anträgen  gestellt,  welche  zwar  gründli  oli 
diskutirt  wurden,  aber  zuletzt  keine  Mehrheit  auf  sich  zu  vereinigten 
vermochten.      Neben    den   Vorschlägen    des    Bundesrathes,    denen 
grösstentheils   l)eigepflichtet  wunle,    en^ähnen  wir  folgende  Mehr- 
heitsanträge  der   Kommissionen:    a)   l)eide  Kommissionen  wollten 
die  Glaubensfreiheit  unverletzlich  erklären  und  festsetzen,  dass  um 
des    Glaubensbekenntnisses    willen   Niemand    in    den    bürgerlichen 
oder  politischen  Rechten  beschränkt  werden  dürfe ;  b)  die  national- 
räthliche  Kommission    wollte   den  Geistlichen   die  Wäldbarkeit   in 
den  Nationalrath   öffnen   und   die   Freizügigkeit   der   wissenschaft- 
lichen Berufsarten   dui*ch  ein  Bundesgesetz  regeln;    c)  die  stäiide- 
räthliche   Kommission    hingegen    verlangte    eine   ganz   kurze   und 
möglichst   unbeschränkte  Fassung   des  Niederlassungsartikels,   un- 
bedingtes Stimmrecht  der  Niedergelassenen  in  kantonalen  Angelegen- 
heiten, ausdrückliche  Anerkennung  des  Rechtes,  in  allen  Kantonen 
Liegenschaften  zu  erwerben  für  jeden  Schweizerbürger.    Regelung 
der  Kantonsverweisungen   durch   ein  Bundesgesetz,    Ermächtigung 
des    Bimdes,    gegen    Lotterien    und    Ha/.ai-dspiele    einzuschreitei^! 
theilweise  Uebertragung  der  Rekurse*)  an  das  Bundosgericht. 

Die  Bundesversammlung  widmete  der  Partialrevision  der  BundeS" 
Verfassung  vom  23.  Oktober  bis  19.  November  1865  die  Verhältnis^' 
massig  lange  Zeit  von  vier  Wochen.  Es  wurden  auch  hier  eil"** 
Menge  von  Vorschlägen  gemacht,  die  nicht  durchdrangen;  d^^ 
nämliche  Schicksal  theilten  einzelne  Anträge  des  Bundesrathes  ux^*^ 
der  Konmiissionen.     Das  Schlussergebniss  der  Berathungen  besta*^^ 

*)  Dieser   kurze   und  allgemeine  Ausdruck  war  allmählig  in  Uebung   £?^' 
kommen  für  die  an  den  Hundesrath  und  die  Bundesversammlung  gclangeo^^^ 
Beschwerden  über  Verletzung    der  Bundesverfassung,   der  l^undesgesetze ,    ^^^ 
eidgenössischen  Konkordate,   der  Staatsverträge   mit  dem  Auslände   und     *^^ 
Kantonsverfassungen. 
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darin,  dass  folgende  neun  Amendements  zur  Bundesverfassung  der 
Volksabstimmung  unterstellt  werden  sollten: 

I.  Art.  37  erhält  die  allgemeine  Fassung:  »Die  Festsetzung 
Ton  Mass  und  Gewicht  ist  Bundessache.a 

II.  In  Art.  41  (Niederlassung)  und  48  (Gleichstellung  in  der 
Gesetzgebung)  soll  die  Beschränkung  auf  Schweizer  christlicher 
Eonfession  wegfallen;  ebenso  in  Art.  41  das  Erfordemiss  eines 
Ausweises  über  die  erforderlichen  Mittel  zur  Er- 
nährung, sowie  der  Zusatz,  nach  welchem  naturalisirte 
Schweizer  die  Bescheinigung  beizubringen  hatten,  dass  sie  wenig- 
stens 5  Jahre  lang  im  Besitze  eines  Kantonsbürgerrechtes  sich 
befinden. 

III.  Art.  41  Ziff.  4  ist  dahin  abzuändern,  dass  in  Betreff  des 
Stimmrechts  in  Gemeindeangelegenheiten  der  nieder- 
gelassene Schweizerbürger  dem  niedergelassenen  Kantonsbürger 
gleichzuhalten  sei. 

IV.  Art.  41  erhält  folgende  Schlussbestimmung:  »der  Bundes- 
gesetzgebung wird  vorbehalten,  zu  bestimmen,  ob  die  Gesetze 
des  Heimath-  oder  diejenigen  des  Niederlassungs- 
kantons für  die  Besteuerung,  sowie  für  die  Regelung  der 
civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen 
massgebend  sein  sollen.  (( 

V.  In  Art.  42  ist  die  Bestimmung. zu  streichen,  nach  welcher 
den  Niedergelassenen  das  Stimmrecht  in  kantonalen  An- 
gelegenheiten erst  nach  einem  Aufenthalte  von  zwei  Jahren 
eingeräimit  werden  muss;  sie  sollen  also  dasselbe  vom  Tage  der 
Niederlassung  an  ausüben  mögen. 

VI.  Art.  44  erhält  folgende  Fassung :  »die  Glaubensfreiheit 
ist  unverletzlich.  Um  des  Glaubensbekenntnisses  willen  darf  Nie- 
mand in  den  bürgerlichen  oder  politischen  Rechten  beschränkt 
werden.  Die  freie  Ausübung  des  Gottesdienstes  ist  den  anerkannten 
christlichen  Konfessionen,  sowie  innerhalb  der  Schranken  der  Sitt- 
lichkeit und  staatlichen  Ordnung  auch  jederandernReligions- 
genossenschaft  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft 
gewährleistet.«     Das  letzte  Lemma  bleibt  unverändert. 

VII.  Durch  einen  neuen  Artikel  soll  die  Bundesgesetzgebung 
ermächtigt  werden,  »einzelne  Strafarten  als  unzulässig  zu 
erklären«.     (Man  dachte  dabei,   neben    den  in  den  Anträgen  der 
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ständeräthlichen  Konrniission  berührten  KantoDSverweisungen,  haupt- 
f?ächlich  an  die  Prügelstrafe,  —  veranlasst  durch  einen  im  Kanton 
Uri  vorgekommenen  Fall,  der  damals  viel  Aufsehen  erregte.) 

VIII.  Durch  einen  fernem  neuen  Artikel  soll  der  Bund  befugt  er- 
klärt werden,  »gesetzliche  Bestimmungen  zum  Schutze  des  schrif t - 
8  tellerischen ,  künstlerischen  und  industriellen 
Eigenthums  zu  erlassen«. 

IX.  Endlich  soll  durch  einen  neuen  Artikel  dem  Bunde  das 
Recht  zugesichert  werden,  »gesetzliche  Bestimmungen  gegen  den 
gewerbsmässigen  Betrieb  von  Lotterie-  und  Hazardspielen 
auf  dem  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  zu  erlassen«. 

Man  sieht  aus  dieser  Zusammenstellung  der  Kevisionsanträge, 
welche  an's  Volk  gebracht  wurden,*  dass  man  im  Jahr  1865  noch 
mit  äusserster  Pietät  gegen  die  in  ihren  Grundzügen  als  trefflich 
anerkannte  Bundesverfassung  von  1848  zu  Werke  ging. 

Nichts  Wesentliches  in  derselben  wurde  in  Frage  gestellt ;  man 
begnügte  sich ,  einzelne  kleine  Unebenheiten ,  welche  sie  enthielt, 
auszufeilen,  insbesondere  einige  obsolet  gewordene  Bestimmungen 
zu  streichen  und  dafür  einige  fühlbar  gewordene  Lücken  zu  er- 
gänzen. Die  weitergehenden  Aenderungen,  welche  die  ständeräth- 
liche  Kommission  im  Niederlassungs-  und  Kekurswesen  vorgeschlagen 
hatte,  waren  fallen  gelassen  worden;  auch  der  bundesräthliche 
Antrag  den  Bund  zur  Erlassung  eines  Handelsgesetzbuches  kom- 
petent zu  erklären,  hatte  nicht  genügende  Unterstützung  gefunden. 
Mit  möglichster  Schonung  des  Bestehenden  und  mit  Ausnahme 
des  unter  Ziffer  VII  erwähnten  Antrages  —  auch  mit  möglichster 
Achtuni;  vor  der  Kantonalsouveränetät  war  man  bei  dieser  partiellen 
Bundesrevision  veifahren;  man  durfte  daher  wohl  der  Hoffnung 
sich  überlassen,  dass  bei  der  Abstimmung  über  die  einzelnen  Ar- 
tikel die  Mehrzahl  derselben  vom  Schweizervolke  und  von  den 
Kantonen  würden  angenommen  werden.  Allein  zu  den  ewigen 
Gegnern  des  Fortschrittes,  die  in  jeder,  auch  noch  so  unerheblichen 
Neuerung  eine  Keligionsgefahr  erblicken,  gesellten  sich  andere 
Faktoren,  welche  mit  an  der  Venverfung  arbeiteten.  Die  Annahme 
des  französischen  Handelsvertrages,  bei  welcher  die  Bundesverfassung 
eine  Auslegung  erhalten  hatte,  die  nicht  Jedermann  einleuchtete, 
hatte  mannigfache  Missstimmung  erregt,  welche  von  der  sogenann- 
ten  demokratischen  Opposition,   die  damals   in  mehrem  grössern 
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Kantonen  im  Werden  begriffen  war,  benutzt  wurden,  um  die  >Er- 
vreitening  der  Volksrechte«  auch  in  iJundessachen  zu  verlangen. 
Zugleich  hatte  es  sich  bereits  unzweideutig  gezeigt,  dass  von  den 
verschiedenen  Eisenbahnübergängen  über  die  Alpen ,  mit  denen 
man  sich  damals  lebhaft  beschäftigte,  das  Projekt  eines  Gotthard- 
tunnels  am  meisten  Anklang  und  Unterstützung  bei  den  Bimdes- 
khörden  finden  werde;  daher  zeigte  sich  in  den  östlichen  Kan- 
tonen, Graubünden  und  St.  Gallen,  ein  grosses  Misstrauen  gegen 
Alles,  was  von  Bern  herkam.  Rechnet  man  dazu  noch  Unzulrieden- 
heit  mit  den  kantonalen  Regierungen,  welche  da  und  dort  den 
Aussclilag  gab,  sowie  mannigfache  Missverständnisse,  welche  bei 
einer  Volksabstimmung  über  Vorschläge,  die  nicht  gerade  ein 
dun^hschlagendes  Interesse  haben,  niemals  ganz  zu  vermeiden  sind ; 
50  hat  man  die  I^rklärung  für  das  auflallende  Resultat ,  welches 
die  auf  den  14.  Januar  1866  angesetzte  Abstimmung  des  Schweizer- 
volkes ergab.  Von  den  neuu  Revisionsvorschlägen  wurden  näm- 
lich in  dieser  Abstimmung  sieben  verworfen  und  bloss  die  beiden 
ersten  angenommen,  nämlich  der  erste,  l)etreffend  Mass  und 
t'ewicht,  mit  der  geringen  Mehrheit  von  159,202  gegen  156.31)6 
Stimmen .  und  der  zweite,  betreffend  Gleichstellung  der  Schweizer 
iö  Bezug  auf  Niederlassung  und  Gesetzgebung ,  sowie  Weglassung 
einiger  anderer  Bestimmungen  im  Niederlassungsartikel,  mit  der 
aiij^ehnlichen  Mehrheit  von  170,032  gegen  149,401  Stimmen.  Was 
hingegen  die  Abstimmung  der  Kantone  betriiVt,  so  erhielt  der 
^rste  Revisionspunkt  bloss  97,  Standesstimmen;  der  zweite  hin- 
gegen wurde  von  der  knappen  Mehrheit  von  127«,  Ständen  (Zürich, 
^^bwalden,  Glarus.  PVeiburg,  Solothurn,  Rasel ,  Schaft'hausen, 
Aargau,  Thurgau,  Tessin,  Waadt,  Neuenburg  und  Genf)  ge- 
nehmigt. Das  Schlussergebniss  der  Revision  bestand  also 
darin,  dass 

a)  die  Beschränkung  des  Niederlassungsrechtes,  sowie  der  Gleich- 
stellung in  der  Gesetzgebung  und  im  gerichtlichen  Verfahren 
^^it  Schweizerbürger  »christlicher  Konfession«  fallen  ge- 
lassen, 

M  die  in  Art.  41  der  Bundesverfassung  enthaltene  Ausnahms- 
wstimmung,  betreffend  die  naturalisirten  Schweizer,  sowie 
"Ä9  Requisit  eines  Ausweises  darüber,  dass  der  Niederlassungs- 
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l)ewerber   durch    Vermögen,    Beruf  und    Gewerbe   sich    und  se*iüe 
Familie  zu  ernähren  im  Stande  sei,  gestrichen  wurde.*) 

Konnte    man    auch    im    Hinblicke    auf   die    vorausgegangen eü 
langen  Verhandlungen    und   die   vielfachen    Verbesseningswünsche, 
welche   aufgetaucht  waren ,   mit  Recht  sagen ,  dass  der  Berg  eine 
Maus  geboren  habe,    so  kann  doch  dem  Volksentscheide  das  Ver- 
dienst  nicht   abgesprochen  werden ,   dass   er   mit  richtigem  Takte 
herausfand,  es  l)edürfe  vor  Allem  aus  das.  in  Folge  des  französischen 
Handelsvertrages   unhaltbar   gewordene   Verhiiltniss   der  schweize- 
rischen Israeliten  einer  Kemedur,   während   die  andern  Kevisions- 
vorscliläge.  als  weniger  dringlich  oder  von  geringerm  allgemeinem 
Interesse,  vielleicht  besser  vei^schoben  würden  bis  zu  dem  Zeitpunkte, 
wo  eine  durchgreifendere  Bundesrevision  als  angezeigt  erscheine. 

§  2.    Die  misslungene  Bundesrevision  von  1872. 

Hatte  auch  nur  einer  der  vorgeschlagenen  Revisionspimkte  bei 
der  Abstimmung   vom  14.  Januar  1SG()   die  erforderliche  Doppel- 
mehrheit  des  Schweizervolkes   und  der  Kantone  erhalten,  so  ent- 
hielten doch  mehrere  der  übrigen  Vorschläge,  auf  welche  sich  zum 
Theil  sehr  ansehnliche  Minderheiten  vereinigt  hatten,    einen   fort- 
währenden   Anstoss   zu    neuen    Ilevisionsvei-suchen    in    sich.     "^^^ 
rechnen    dahin    namentlich   die  Anträge ,   welche   sich  auf  die  Ef " 
Weiterung  und  festere  Xormirung  der  Becht«  der  NiedergelasseD^ö. 
sowie  der  Glaubens-  und  Kultusfreiheit,  ferner  auf  die  Einführung 
des   metrischen  Mass-  und  Gewichtsystems  und  auf  bundesgesetX' 
liehe  Anerkennung   des  Autorreclites   bezogen   hatten.     Bei  diesen 
bescheidnen  Wünschen  blieben  indessen  die  Bevisionsfreunde  nicbt 
stehen ,    sondern  unter  dem  frischen  Eindrucke  der  irmgestaltiix^ß' 
welche  der  glänzende  Erfolg  der  preussischen  Waffen  im  Somrt»^' 
1866  im   benachbarten  Deutschland   herl)eigetührt   hatte,    ertax"*^^ 
in  den  meisten  Kantonen  der  deutschen  Schweiz  immer  lauter  i^^" 
vernehmlicher  der Buf  nach  »Einem  Becht  und  P^iner  Arme  ^*' 
Was  das  Militärwosen  betrifft,    so  hatte  der  Feldzug  in  Deuts ^*^' 
land  gezeigt,   dass  die  Gegenwart  nicht  bloss  an  die  BewaffuuöS- 
für  deren  zeitgemässe  Vervollkommnung  die  Schweiz  sofort  gn>^^* 

♦)  Vgl.  Hundesblatt  1865  III.  33—59,  608-035,  641—671,  813-3^^' 
IV.   1—5.     18156  I.  117—127,  285—286. 
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Opfer  brachte,  sondern  auch  an  die  Zahl  und  die  Ausbildung  eines 
Heeres  Anforderungen  stellt,  welchen  die  schweizerische  Amu«.'  — 
trotz  unleugbarer  grosser  Fortschritte,  welche  sie  seit  1848  ge- 
macht —  nicht  zu  entsprechen  vermochte.  Die  von  vielen  Seiteu 
lebhaft  gewünschte  üebemabme  des  Infanterie-Unterrichtes  dmcli 
den  Bund  konnte  zwar  ohne  Bundesrevision ,  auf  dem  We^e  der 
Gesetzgebung  in's  Werk  gesetzt  werden ;  dagegen  bot,  wie  sich  liti 
der  Entwerfung  eines  neuen  Organisationsgesetzes  durch  das  lid- 
genössische  Militärdeparteraent  ergab,  das  durch  die  Bundesverl';is- 
suDg  aufgestellte  Skalasjstem,  wonach  jeder  Eanton  bloss  gewisse 
Prozente  der  Bevölkerung  zum  Bundesheere  zu  stellen  hatte  und 
daher  die  Dienstzeit  und  die  Ausbildung  der  Mannschaft  in  den 
einzelnen  Kantonen  eine  sehr  verschiedene  war,  grosse  Schwieric- 
keiten  für  eine  rationelle  Verbesserung  unserer  militärischen  Kin- 
richtungen  dar.  Daher  wurde  eine  Vereinheitlichung  unsers  liet-r- 
wesens  namentlich  in  dem  Sinne  verlangt,  dass  das  Bundeslieer. 
in  welches  auch  die  Landwehr  einzubeziehen  wäre,  aus  allen 
Schweizern  bestehen  sollte,  welche  sich  in  dem  durch  die  Buudes- 
gesetzgebung  festzustellenden  Alter  befinden,  und  dass  elsdimn 
auch  für  die  Bildung  taktischer  Einheiten  die  Kantonsgräuxuu 
nicht  mehr  unbedingt  massgebend  sein  sollten.  Was  die  Kechts- 
einbeit  betrifft,  so  wurde  das  Bedürfniss  gemeinschaftlicher  Gesrt/e 
wenigstens  für  alle  Verkehrsmaterien  immer  lebhafter  emphindcn, 
je  mehr  einerseits  die  Eisenbahnen  die  Bewohner  der  verschiedineu 
Kantone  in  tägliche  Berührung  mit  einander  brachten  und  eimii 
früher  nicht  geahnten  Waarenaustausch  vermittelten,  andeisnis 
die  vielen  Rekurse,  welche  die  Bundesbehördeu  zu  entschiiieu 
hatten,  die  Uebelstände,  welche  sieb  aus  der  Verschiedenartiglciit 
der  kantonalen  Gesetzgebungen  ergaben,  Jedermann  klar  M)r 
Augen  legten.  Auch  hier  konnte  das  Vorgehen  Deutschi;  iiid^, 
welches  schon  früher  ein  gemeinschaftliches  Wechsel-  und  HaudL-ls- 
recht  erlaugt  hatte  und  nun  in  Folge  seiner  Umgestaltung  auch 
ein  gemeinsames  Strafrecht,  Obligationenrecbt  und  gerichtliclies 
Verfahren  erlangen  sollte,  nicht  ohne  bedeutenden  Eindruck  weiiiß;- 
stens  auf  die  deutsch-schweizerischen  Kantone  bleiben.  Währeud 
früher,  in  Folge  einer  im  Nationalrathe  gestellten  Motion,  blnss 
die  Aufstellung  eines  schweizerischen  Handelsgesetzbuches  auf  dem 
Konkordatswege   beabsichtigt   war,   begnügte   sich  eine  Konfeieiiz 
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von  Kantonsabgeordneten,  welche  den  4.  Juli  1868  zusammentrat, 
hiemit  nicht  mehr,  sondern  forderte  den  Bundesrath  auf,  ein  all- 
gemeines Obligationenrecht,  wie  auöh  ein  Konkurs-  und  Betreibungs- 
gesetz für  die  ganze  Schweiz  ausarbeiten  zu  lassen.  Da  jedoch 
hiebei  immer  der  Weg  der  freien  Vereinbarung  zwischen  den 
Kantonen  vorausgesetzt  war,  welcher  nach  bisherigen  Erfahrungen 
nur  sehr  langsam,  vielleicht  niemals  vollständig  zum  gewünschtea 
Ziele  führen  könnte,  so  fand  sicli  der  schweizerische  Juristenvereia 
in  seiner  Versammlung  zu  Solothurn  am  28.  September  gleichen 
Jahres  veranlasst,  die  Initiative  zu  einer  Bundesrevision  in  dem 
Sinne  zu  ergreifen,  »dass  dem  Bunde  das  Recht  eingeräumt  werde, 
über  einzelne  Theile  des  Civilrechtes  und  Civilprozesses  für  die 
ganze  Schweiz  verbindliche  Gesetze  zu  erlassen«.  Der  National- 
rath  überwies  diese  Petition  am  19.  Dezember  dem  Bundesrathe 
zur  Berichterstattung ;  allein  letzterer  fand  den  Zeitpunkt  zu  An- 
bahnung einer  Revision  noch  nicht  geeignet  und  beschloss  daher 
am  22.  Februar  1869,  den  Gegenstand  bis  nach  den  bevorstehenden 
Erneuerungswahlen  zu  verschieben.  *)  Im  Jahreslaufe  kamen  nun 
aber  eine  Reihe  von  Thatsachen  hinzu,  welche  die  ernste  Anhand- 
nahme  der  Revisionsirage  immer  mehr  als  unerlässlich  erscheinen 
Hessen.  Der  Grosse  Rath  des  Kantons  A  arg  au  unterstützte  die 
Eingabe  des  Juristenvereins,  indem  er  auf  die  Wünschbarkeit  eines 
gemeinsamen  schweizerischen  Civilrechtes  hinwies ;  **)  in  einer  An- 
zahl von  Kantonen  (Zürich,  Bern,  Luzern,  Solothurn,  Aargau, 
Thurgau)  wurde  die  Volksabstimmung  über  Gesetze,  zum 
Theil  auch  die  Wahl  der  Regierungen  durch's  Volk  eingeführt  und 
damit  der  Uebergang  von  der  repräsentativen  zur  reinen  Demo- 
kratie gemacht ;  die  Abgeordneten  zur  Bundesversammlung  beriethen 
in  Privatbesprechungen  die  Zielpunkte  einer  kräftigen  Bundes- 
revision; endlich  wurde  nach  den  im  Spätherbst  1869  statt- 
gefundenen Erneuerungswahlen,  in  Folge  fruchtloser  Verhandlungen 
über  ein  Ehekonkordat,  von  einem  Waadtländer  Abgeordneten  im 
Nationalrathe  eine  Motion  auf  bundesgesetzliche  ReguUrung  ver- 
schiedener ehorechtlicher  Verhältnisse  gestellt.  ***)  Die  revisions- 
freundliche Mehrheit  in  den  beiden  Räthen  benutzte  diesen  Anlass, 

♦)  Bundes blatt  1869  I.  65,  102,  269. 
**)  Bundesblatt  1H70  n.  116. 
*♦*)  Ebenda  I.  30 
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Tim  den  Bundesratli  einzuladen ,  auf  die  nächste  Sommersitzung  zu 
begutachten ,  >in  welcher  Weise  die  Bundesverfassung  zu  revidiren 
sei,  um  sowohl  die  Zwecke  der  Motion  zu  erreichen,  als  auch  über- 
haupt die  Bundesverfassung  mit  den  Zeitbedürfnissen  in  Einklang  zu 
bringen«. 

Der  Bundesrath  entsprach  diesem  Auftrage  unterm  17.  Juni  1870 
durch   eine   gediegene  Berichterstattung,   welche   sich  auf  voraus- 
gegangene sehr  einlässliche  Berathungen  gründete.    Unsers  P>ach- 
tens  hatte  der  Bundesrath  darin  vollkommen  Recht,  dass  er  nicht 
eine  Totalrevision  der  Bundesverfassung  einleitete,  welche  im  Grunde 
von  Niemandem  verlangt  wurde,  sondern  sich  auf  diejenigen  Punkte 
beschränkte,  auf  welche  die  Wünsche  der  Kevisionsfreunde  vorzugs- 
weise gerichtet  waren;    doch   glauben   wir,   dass   er  in   einzelnen 
Punkten  diesen  Wünschen  nicht  hinlänglich  entgegenkam,  dadurch 
einer   bedeutenden  Opposition   rief   und   somit    auch    nicht    ohne 
Schuld  daran  war,  dass  die  Revision  nachher  nicht  ganz  in's  rich- 
tige  Fahrwasser    gelangte.     Als    die    gelungensten    Parthien    der 
bundesräthlichen  Botschaft  dürfen  wohl  diejenigen  bezeichnet  werden, 
welche  die   kirchlichen  Verhältnisse   und  das  Recht  zur 
Ehe  betrafen;   die   hierauf  bezüglichen  Anträge,   aufweiche  das 
gleichzeitige  vatikanische  Konzil   und   die   dagegen  sich  erhebende 
Opposition  nicht  ohne  Einfluss  geblieben  waren ,   erlitten   nachher 
in   der  Bundesversammlung   die   geringsten  Abänderungen.     Auch 
von  dem  Antrage,  welcher  sich  auf  die  Organisation  des  Bundes- 
heeres bezog,  kann  gesagt  werden,  dass  er  so  ziemlich  den  bis- 
her  geäusserten   Wünschen   entsprach;   dagegen  war  dieses   ent- 
schieden   nicht    der   Fall  bei   der    Rechtseinheit,    indem    die 
Erlassung    von   Bundesgesetzen   als    obligatorisch    bloss   vor- 
geschrieben  war  für   die   Rechtsverhältnisse   des  Transportes   und 
der  Spedition .  für  die  Viehwährschaft  *)   und   für  das  Autorrecht, 
daneben   als   fakultativ  für  das  Obligationen-,   Konkurs-  und 
Betreibungsrecht.    Vielfachen  Tadel  fand  auch,  dass  der  Bundesrath 
dem  demokratischen  Zuge   der  Zeit  nicht    gefolgt  war  und  weder 
ein  Veto  noch  ein  Referendum  vorgeschlagen  hatte;  die  Botschaft 
rechtfertigte  diess  damit,   dass   nach  den  Grundlagen,   auf  denen 

*)  Ein  Konkordat  über  »Bestimmung  und  Gewähr  der  Viehhaupt- 
mängel«  besteht  seit  dem  21.  Juni  1854  und  es  sind  derselben  14  Kantone 
beigetreten 
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unser  Bundesstaat  l>erulit.  ein  Weiterzup:  von  der  Bundesversamm- 
lung nur  au  das  Volk  und  die  Kautone  zugleich  geschehen  konnte 
und  über  deu  Werth  einer  derartigen  Einrichtung  die  Anaiditea 
noch  zu  sehr  getheilt  seien.  Auch  die  Ansichten  des  Bund»* 
rathes  betreffend  das  Nied  erlassungswesen,  obschon  sie  nicM 
bloss  die  Vorschläge  von  1865  wiederholten,  sondern  noch  etm 
vreiter  gingen ,  genügten  doch  nicht  mehr  den  entschiedenen  B^ 
visionsfreunden ,  vrelche  auch  hier  vielleicht  nur  zu  sehr  von  da 
Neuerungen  in  Deutschland  sich  beeinflussen  liessen.  Aus  da 
Bevisionspunkten  von  1865  war  ferner  herübergenommen  deijesigB 
über  Mass  und  Gewicht,  aus  den  damals  in  Minderheit  gebUe' 
benen  Anträgen  derjenige  betreffend  theilweise  Uebertragi^ig  ist 
Kekursentsc beide  an  das  ßundesgericht ,  sowie  deijenigB 
betreffend  Zulassung  der  Geistlichen  in  den  Nationalnih. 
Dem  Art.  29  wollte  der  Bundesrath  eine  erweiterte  Fassung  geben, 
welche,  wie  schon  1865,  wesentlich  die  freie  Berufs-  und 
Gewerbsausübung  in  der  ganzen  Schweiz  im  Auge  hstte, 
mit  Vorbehalt  von  Patenten  für  die  wissenschaftlichen  BerufsartOi 
deren  Erwerbung  jedoch  bundesgesetzlich  geregelt  werden  soDte. 
Endlich  wurde  auch  ein  neuer  Aiiikel  vorgeschlagen,  welcher  dem 
Bunde  das  Recht  einräumte,  »gesetzliche  Bestimmungen  zu  tf" 
lassen  zur  Erhaltung  oder  Wiederhei-stellung  der  Gebirgs- 
wal düngen  in  den  Wassergebieten  der  Flüsse  und  WildbädiÄi 
deren  Eindämmung  und  Verbauuug  unter  Beihülfe  der  Eidgenossen- 
schaft stattgefunden  hat  oder  stattfinden  wird«.  Dieser  letztere 
Artikel  war  wesentlich  veranlasst  durch  die  grossen  Uebersdiwe©* 
mungen,  welche  im  Herbst  1868  in  den  meisten  Gebirgskantonen 
grossen  Schaden  verursacht,  aber  auch  zu  reichlichen  Beisteuern 
aus  der  ganzen  Schweiz  und  selbst  vom  Auslande  her  VeranlassoiC 
gegeben  hatten.  *) 

Kaum  hatten  die  beiden  gesetzgebenden  Bäthe,  an  welche  di^ 
Botschaft  des  Bundesrathes  gelaugte,  zu  Piüfung  derselben  ftJ^ 
1 2.  und  20.  Juli  ihre  Kommissionen  bestellt ,  so  brach  der  gross* 
deutsch-französische  Krieg  aus,  welcher  nicht  bloss  mit  dem  Stur^ 
seines  Urhebers,  Napoleons  III.,  sondeni  auch  mit  einer  empfia^ 
liehen  Demüthigung  und  Schwiichuug  des  lange  Zeit  übermüthig^ 

♦)  Bundesblatt  1870  n.  665  ff. 
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Frankreichs  endigte,  der  Schweiz  aber  für  die  Wahrung  ihrer 
Neutralität  die  grössten  und  empfindlichsten  Opfer  auferlegte. 
Während  mehr  als  sechs  Monaten  war  die  allgemeine  Aufmerksam- 
keit nur  nach  dem  Auslande  und  auf  die  welterschütternden  Er- 
eignisse gerichtet,  welche  in  grösserer  oder  geringerer  Nähe  an 
uns  vorübergingen ;  zuletzt  nahm  noch  die  Internirung  einer  flüch- 
tigen französischen  Armee  auf  schweizerischem  Gebiete  die  Thätig- 
keit  der  Behörden  und  die  Theilnahme  des  Volkes  vorzugsweise  in 
Anspruch.  Das  war  keine  Zeit,  um  an  dem  schwierigen  Werke 
einer  Bundesrevision  zu  arbeiten,  welche  unter  aUen  Umständen 
grössere  Dimensionen  annehmen  musste  als  diejenige  von  1865. 
Man  war  daher  allgemein  damit  einverstanden,  dass  die  aus  19  Mit- 
gliedern bestehende  nationalräthliche  Kommission,  nachdem  sie  für  die 
Vorbereitung  der  Geschäfte  Sektionen  aus  ihrer  Mitte  bezeichnet  hatte, 
ihre  Sitzungen  allmählig  bis  zum  27.  Februar  1871  hinausschob. 
Indessen  blieb  der  grosse  Krieg,  welcher  an  unseren  Gränzen 
vorübergegangen  war,  nicht  ohne  Einfluss  auf  den  Gang  der  £e- 
visionsberathungen.  Die  ausserordentliche  Entfaltung  militärischer 
Kräfte,  welche  auf  deutscher  Seite  erfolgte,  und  die  Vortrefflichkeit 
ihrer  Organisation,  die  sich  während  des  ganzen  Feldzuges  be- 
währte, musste  der  Schweiz  lebhaft  vor  Augen  führen,  wie  viel  ihr 
in  dieser  Beziehung  noch  zu  leisten  übrig  bleibe,  und  die  vielen 
Mängel ,  welche  die  kantonalen  Truppen ,  ihre  Ausrüstung  und 
Bekleidung  bei  der  Gränzbesetzung  zeigten,  mussten  auf  die  Idee 
einer  möglichst  vollständigen  und  durchgreifenden  Centralisation 
des  Militärwesens  hinleiten.  Aber  auch  für  andere  centralistische 
Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  und  der  Verwaltung 
gewährte  das  deutsche  Beich,  welches  erst  durch  den  letzten  Krieg 
zu  einem  einheitlichen,  bis  an  unsre  Gränzen  sich  erstreckenden 
Staatskörper  herangewachsen  war,  ein  Vorbild,  welches  uns  zeigte, 
dass  in  der  Gegenwart  eine  Nation  nur  durch  möglichste  Zusammen- 
fassung ihrer  Kräfte  ihren  Hang  im  europäischen  Staatensysteme 
behaupten  kann. 

Während  dem  Bundesrathe,  als  er  seine  Botschaft  ausarbeitete, 
nur  sehr  wenige,  die  Bundesrevision  beschlagende  Petitionen  von 
Bürgern,  Vereinen  und  Korporationen  vorlagen,  waren  dagegen 
der  nationalräthlichen  Kommission,  als  sie  am  27.  Februar  1872 
zusammentrat,  eine  grosse  Anzahl  derartiger  Eingaben  zugegangen. 

BUner  Handbaeh.    I.  ^^ 
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Diese  Thatsache,  in  Verbindung  mit  den  weitgehenden  Anträgen., 
welche  die  Sektionen  vorlegten,  mag  es  entschuldigen,  dass  die 
Kommission  am  28.  Februar  den  Beschluss  fasste,  die  ganze 
Bundesverfassung  zu  durchgehen  und  bei  jedem  einzelnen  Artikel 
zu  untersuchen,  ob  er  der  Revision  bedürfe.  Dieser  Beschluss 
führte  mit  Nothwendigkeit  zu  einer  Totalabstimmung  über  die 
revidirte  Verfassung  und  damit  auch  zum  erstmaligen  Scheitern 
des  grossartig  angelegten  Revisionswerkes;  doch  geben  wir  zu, 
dass  es  der  später  gelungenen  Bundesre\ision  von  1874  wesentlich 
vorgearbeitet  hat. 

Die  wichtigem  Berathungen  der  nationalräthlichen  Kommission 
begannen  am  3.  März,  als  sie  auf  das  Militärwesen  eintrat.  Es 
wurde  hier  eine  ziemlich  vollständige  Centralisation  beschlossen : 
von  den  Kontingenten  der  Kantone  wurde  ganz  abgesehen  und 
einfach  festgesetzt,  dass  das  Bundesheer  aus  der  gesammten  dienst- 
pflichtigen Mannschaft  vom  20.  bis  zum  44.  Altersjahr  bestehe; 
die  Kosten  des  Unterrichtes,  der  Bewaffnung  und  Ausrüstung  sollte 
der  Bund  tragen  und  bloss  diejenigen  der  Bekleidung  sollten  den 
Kantonen  verbleiben ;  das  Kriegsmaterial  der  Kantone  in  dem 
durch  die  bisherigen  Gesetze  vorgeschriebenen  Bestände  sollte 
unentgeldlich  auf  den  Bund  übergehen;  lür  die  Benutzung  der 
militärischen  Gebäude  und  WafiFenplätze  dagegen  sollte  er  den 
Kantonen  Entschädigung  bezahlen.  Um  die  bedeutenden  Melir- 
ausgaben ,  welche  durch  diese  Beschlüsse  dem  Bunde  envachseu 
mussten,  zu  decken,  liess  die  Kommission  dann  die  Zoll-  und 
Postentschädigungen  an  die  Kantone  dahin  fallen,  mit  einzigem 
Vorbehalte  einer  Entschädigung  für  den  Unterhalt  internationaler 
Alpenstrassen  an  die  Kantone  Uri,  Graubünden,  Tessin  und  Wallis. 
Die  Bedingungen  des  Erwerbes  und  Entzuges  der  Niederlassung 
wurden  wesentlich  vereinfacht  und  das  Stimmrecht  in  Gemeinde- 
angelegenheiten den  Niedergelassenen  insoweit  eingeräumt  als  es 
für  die  Kantcmsbürger  bestehe  und  als  die  Niedergelassenen  mit 
in  Besteuerung  gezogen  werden.  In  Bezug  auf  die  civilrechtlichen 
Verhältnisse  und  die  Besteuerung  sollte  der  Niedergelassene  unter 
der  Gesetzgebung  seines  Wohnortes  stehen.  Durch  zwei  neue 
Artikel  wurde  dem  Bunde  das  Recht  eingeräumt,  die  Gewerbepolizei 
(inbegriffen  die  Fabrikverhältnissej ,  sowie  das  Bankwesen  einheit- 
lich zu  regeln.     Der  Art.  58  der  Bundesverfassung  von  1848  wnirde 
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dahin  vervollständigt,  dass  den  Mitgliedern  des  Jesuitenordens  und 
der  ihm  affiliirten  Gesellschaften  auch  jede  individuelle  Wirksam- 
keit in  Kirche  imd  Schule  untersagt  sei;  zugleich  wurde  der  Zu- 
satz beigefügt:  »die  Neugründung  oder  Wiederherstellung  von 
Klöstern  ist  unzulässig«.  Bei  Art.  54  wurde  die  Todesstrafe  im 
Allgemeinen  abgeschafft  und  der  Bundesgesetzgebung  vorbehalten, 
auch  andere  Strafen  als  unzulässig  zu  erklären.  Die  Rechtseinheit 
betreffend,  wurde  der  Bund  befugt  erklärt,  das  Civil-  und  Straf- 
recht, sowie  den  Prozess  ganz  oder  theilweise  in  den  Bereich  seiner 
Gesetzgebung  zu  ziehen,  jedoch  in  der  Meinung,  dass  derartige 
Gesetze  der  Abstimmung  des  Volkes  und  der  Kantone 
zu  unterstellen  seien.  Andere  Gesetzesvorschläge  sollten  der  näm- 
lichen Abstimmung  unterstellt  werden ,  wenn  die  beiden  Käthe  es 
beschliessen ;  zudem  wurde  eine  Volksinitiative  angenommen 
iii  dem  Sinne ,  dass ,  wenn  50,000  Bürger  die  Abänderung  oder 
Aufhebung  eines  bestehenden  oder  die  Erlassung  eines  neuen 
Bundesgesetzes  verlangen,  die  Bundesversammlung  entweder  von 
sich  aus  entsprechen  oder  das  Volk  und  die  Kantone  darüber  ab- 
stimmen lassen  solle.  Würde  in  letzterm  Falle  die  Mehrheit 
beider  Faktoren  sich  dafür  aussprechen,  so  habe  die  Bundes- 
versammlung einen  Gesetzesvoi'schlag  auszuarbeiten  und  dem  Volke 
wid  den  Kantonen  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorzulegen. 
Mit  Bezug  auf  das  Bundesgericht  sprach  sich  die  Kommission 
fär  den  Ausschluss  der  Mitjglieder  der  beiden  gesetzgebenden  Käthe 
von  demselben  aus  und  genehmigte  neben  der  vom  Bundesrathe 
l^ntragten  Kompetenzerweiterung  die  fernere,  dass  auch  Klagen 
von  Korporationen  oder  Privaten  gegen  eine  Kantonsregierung, 
Bowie  Streitigkeiten  zwisclien  Korpomtionen  und  Privaten  verschie- 
dener Kantone  an's  Bundesgericht  gezogen  werden  können,  wenn 
eine  Parthei  es  verlange  und  der  Streitgegenstand  von  erheblichem 
Berthe  sei.  Endlich  wurde  noch  ein  neuer  Artikel  angenommen, 
äwch  welchen  die  Errichtung  von  Spielbanken  untersagt  wurde. 

Nach  dieser  ersten  Berathung  der  Bundesverfassung  vertagte 
sich  die  Kommission  vom  18.  März  auf  den  17.  April,  um  alsdann 
die  üir  vorzulegenden  Redaktionen  zu  genehmigen.  Bei  diesem 
^1886  nun  beschloss  die  Kommission,  im  Militäi-wesen  auch  noch 
iio  Kosten  der  Bekleidung  auf  den  Bund  zu  übertragen,  wogegen 
Am  die  Kantone  die   bis  dahin  von  ihnen  bezogene  Militärpflicht- 

10* 
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ersatzsteuer  abtreten  sollten.  Ferner  wurde  nun  das  Stimmrecht 
in  Gemeindeangelegenheiten,  welches  den  Niedergelassenen  zustehen 
sollte,  an  keine  weitere  Bedingung  geknüpft  als  an  einen  bloss 
dreimonatlichen  Aufenthalt  in  der  Gemeinde;  auch  sollten  die 
politischen  und  bürgerlichen  Rechte  der  blossen  Aufenthalter  ohne 
Niederlassung  bundesgesetzlich  geregelt  werden.  Was  die  Rechts- 
einheit anbelangt,  so  wurde  nun  dem  Bunde  definitiv  das  Gesetz- 
gebungsrecht eingeräumt  über  das  Obligationenrecht  mit  EinscUuss 
des  Handels-  und  Wechselrechts,  sowie  der  Vorschriften  über  die 
Handlungsfähigkeit,  femer  über  das  Eherecht,  den  Wohnsitz,  die 
Führung  der  Civilstandsregister ,  das  Betreibungs-  und  Konkurs- 
r^ht.  Daneben  sollte  der  Bund  befugt  sein,  seine  Gesetzgebung 
noch  auf  andere  Theile  des  Civilrechts,  des  Strafrechts  und  des 
Prozesses  auszudehnen.  Alle  diese  Rechtsgesetze  aber  sollten  der 
Abstimmung  des  Volkes  und  der  Kantone  unterliegen. 

Die  ständeräthliche  Kommission,  welche  hierauf  vom  9.  bis  zum 
19.  Mai  tagte,  scUoss  sich  im  Grossen  und  Ganzen  dem  Stand- 
punkte einer  durchgreifenden  Revision  an,  welchen  die  national- 
räthliche  Kommission  eingenommen  hatte.  Die  Abänderungen, 
welche  sie  an  den  Anträgen  der  letztem  beschloss,  waren  im  All- 
gemeinen mehr  formeller  als  materieller  Natur;  von  grösserer 
Tragweite  waren  bloss  folgende :  1)  Betreffend  das  Stimmrecht  der 
Niedergelassenen  in  Gemeindeangelegenheiten,  wurde,  gegenüber 
dem  letztern  Beschlüsse  der  nationalräthlichen  Kommission,  der 
frühere  Antrag  derselben  (siehe  oben  Seite  147)  wieder  aufgenomm^i. 
2)  Angesichts  der  Sachlage,  welche  die  Proklamation  der  päpst- 
lichen Unfehlbarkeit  in  der  katholischen  Kirche  geschaffen,  fand 
man  für  angemessen,  in  Art.  44  der  Bundesverfassung  einzuschalten, 
dass  der  Bund  nicht  bloss  für  Handhabung  der  öffentlichen  Ord- 
nung und  des  Friedens  unter  den  Konfessionen,  sondern  auch 
»gegen  Eingriffe  kirchlicher  Behörden  in  dieRechte 
der  Bürger  und  des  Staates«  die  geeigneten  Massnahmen 
treffen  möge.  3)  Dagegen  wurde  das  Verbot  der  Errichtung  oder 
Wiederherstellung  von  Klöstern  fallen  gelassen.  4)  Statt  eines 
Bundesgesetzes  über  die  Gewerbepolizei  im  Allgemeinen  sollte  nur 
ein  solches  über  die  Fabrikpolizei  verlangt  werden.  5)  Bei  der 
Rechtseinheit  vnirde  das  geforderte  Gesetz  über  den  »Wohnsitz« 
weggelassen  und  dagegen  ein  solches  über  das  »Urheberrecht  an 
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Werken  der  Litteratur  und  Kunst«  aufgenommen.  6)  Anstatt 
eines  obligatorischen  Referendums  über  die  Rechtsgesetze  wurde 
eia  bloss  fakultatives  Referendum  über  alle  Bundesgesetze, 
so^wie  über  Bundesbeschlüsse,  welche  für  Unterstützung  öffentlicher 
Werke  eine  Ausgabe  von  mehr  als  einer  Million  Franken  verfugen, 
in  dem  Sinne  beantragt,  dass  eine  Abstimmung  des  Volkes  und 
der  Kautone  stattfinden  müsse,  sofern  fünf  Kantone  oder  50,000 
Schweizerbürger  es  verlangen.  Die  Volksinitiative  wurde  fallen  ge- 
lassen. 7)  Beim  Militärwesen  wurden  die  Kontingente  der  Kantone 
in  dem  Sinne  wiederhergestellt,  dass  so  viel  als  möglich  die  Truppen 
jedes  Kantons  taktische  Einheiten  oder  Bruchtheile  von  solchen 
bilden  sollten;  femer  wurde  festgesetzt,  dass  die  Ausführung  des 
Militärgesetzes  in  den  Kantonen  den  kantonalen  Behörden  unter 
Aufsicht  des  Bundes  überlassen  bleiben  solle;  endlich  sollte  die 
Frjige,  ob  für  die  militärischen  Gebäude  und  Waffenplätze  Ent- 
schädigung zu  leisten  sei,  der  Bundesgesetzgebung  vorbehalten 
bleiben.  8)  um  den  Bedenken,  welche  gegen  das  vorgeschlagne 
neue  Finanzsystem  erhoben  wurden,  zu  begegnen,  wurde  dem 
Bunde  das  Recht  eingeräumt,  nöthigenfalls  auch  eine  Tabaksteuer 
einzuführen.  9)  Die  gänzliche  Abschaffung  der  Todesstrafe  wurde 
nicht  genehmigt.  10)  Beim  Bundesgerichte  wurde  erkannt,  dass 
Streitigkeiten  zwischen  Kautonen  einerseits,  Privaten  und  Korpora- 
tionen anderseits  auch  in  dem  Falle ,  wenn  letztere  Beklagte  sind, 
an  dasselbe  sollen  gezogen  werden  dürfen.  *) 

Nachdem   die  beiden  Kommissionen   schon   im  Frühling  1871 
ibre  Anträge  festgestellt  hatten,  trat  die  Bundesversammlung  selbst 
erst  am   6.  November   in  die  Berathung  der   Bundesrevision  ein, 
welche   mit   geringen    Unterbrechungen    bis    zum    5.    März    1872 
dauerte.    Die  wichtigern  neuen  Anträge,  welche  in  den  Verhand- 
inngen der  beiden  Räthe  zu  Tage  gefördert  wurden  und  die  Mehr- 
heit erhielten,  sind  folgende :  Die,  durch  eine  Petition  des  schwei- 
zerischen Lehrervereins   veranlasste  Aufstellung   einiger   Garantien 
fiir  einen  genügenden  Primarschulunterricht  in  den  Kantonen ;  die 
Bestimmung,  nach  welcher  der  Bund  für  die  Erhaltung  der  Fischerei, 
des  Hochwildes  und  der  Vögel  sorgen  sollte ;    die  in  Aussicht  ge- 
nommene Aufhebung  der  Konsumogebühren  (Ohmgelder  und  Oktrois) 

*)  Vergl.  die  gedruckten  Protokolle  der  beiden  Kommissionen. 
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innerhalb  zwanzig  Jahren ;  die  Ausdehnung  der  Bundesgesetzgebung 
auf  das  gesammte  Civilrecht  und  den  Civilprozess,  fakultativ  auch 
auf  das  Strafrecht  und  den  Strafprozess ;  das  Verbot  körperlicher 
Strafen,  sowie  des  Schuldverhaftes ;  die  bundesgesetzliche  Regelung 
der  Ertheilung  des  Bürgerrechtes  an  Ausländer,  sowie  der  Verziclit- 
leistung  auf  das  schweizerische  Bürgerrecht;  die  blosse  Volks- 
abstimmung über  Bundesgesetze  und  Beschlüsse  anstatt  der 
Abstimmimg  von  Volk  und  Kantonen;  endlich  die  üebertragung 
von  Kompetenzkonäikten  zwischen  dem  Bunde  und  den  Kantonen, 
sowie  von  staatsrechtlichen  Streitigkeiten  zwischen  den  Kantonen 
an  das  Bundesgericht,  dessen  Organisation  nun  gänzlich  der  Gesetz- 
gebung zugewiesen  wurde. 

Der  Entwurf  einer  neuen  Bundesverfassung  vom  5.  März  1872, 
welcher  als  ein  Ganzes  dem  Volke  und  den  Kantonen  zur  Annahme 
oder  Verwerfung  vorgelegt  wurde,  enthielt  nun  im  Einzelnen 
folgende  Abänderungen  der  Bundesverfassung  von  1848: 

1)  Art.  12  erhielt  folgenden  Zusatz:  »Im  schweizerischen  Heere 
dürfen  weder  Orden  getragen  noch  von  auswärtigen  Regierungen 
verliehene  Titel  geltend  gemacht  weitlen.  Das  Annehmen  solcher 
Auszeichnungen  ist  allen  Offizieren,  Unteroffizieren  und  Soldaten 
untersagt«. 

2)  In  Art.  18  wurde  folgender  Zusatz  angebracht:  »Wehrmänner, 
welche  in  Folge  des  eidgenössischen  Militärdienstes  ihr  Leben  vei^ 
lieren  oder  dauernden  Schaden  an  ihrer  Gesundheit  erleiden,  haben 
für  sich  oder  ihre  Familien,  im  Falle  des  Bedürfnisses,  Anspruch 
auf  Unterstützung  des  Bundes«. 

3)  Die  Art.  19  und  20  (Militärwesen)  erhielten  folgende 
neue  Fassung:  19.  »das  Bundesheer  besteht  aus  der  gesammten, 
nach  der  eidgenössischen  Gesetzgebung  dienstpflichtigen  Mannschaft. 
In  Zeiten  der  Gefahr  kann  der  Bund  auch  über  die  nicht  zum 
Bundesheere  gehörende  Mannschaft  und  über  die  übrigen  Streit- 
mittel der  Kantone  verfügen.  Die  Kantone  verfügen  über  die 
Wehrkraft  ihres  Grebietes,  soweit  sie  nicht  durch  verfassungs- 
mässige oder  gesetzliche  Anordnungen  des  Bundes  beschränkt  sind.« 
20.  »Die  Organisation  des  Bundesheeres  ist  Gegenstand  der  Bundes- 
gesetzgebung. Soweit  nicht  militärische  Gründe  entgegenstehen, 
sollen  die  taktischen  Einheiten  aus  der  Mannschaft  desselben 
Kantons   gebildet  werden.     Die  Kosten  des  Unterrichts,    der  Be- 
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walftinng,  Bekleidung  und  Ausrüstung  des  Dundcsheeres  trägt 
diT  Bund.  Das  Kriegsmaterial  der  Kantone  in  demjenigen  Itestando, 
welclicr  nach  den  bisherigen  Gesetzen  vorgeschrieben  ist,  geht  auf 
den  Bund  über.  Immerhin  bleibt  das  Vefüguiigsrecht  der  Kantone 
Diicli  Massgal)e  dos  Ai-t.  19  vorbehalten.  Per  Hund  ist  berechtigt, 
&  Waffenjjlätze  und  die  zu  niilitünschen  Zwecken  dienenden 
Gebäude,  welche  in  den  Kantonen  vorhanden  sind ,  zur  Benutzung 
oder  als  l-jgentbum  zu  üt)ernehmen.  Die  nähern  Bedingungen 
der  l'ebernahme  wei-den  durcli  die  Bundesgesetzgebiing  gerogelt. 
Die  Ausführung  des  Militärgesetzes  in  den  Kantonen  geschieht 
fercli  die  Kantonsbehörden  in  den  dni^ch  die  Bundcsgesetzgehur^ 
fetgesi'tzten  Grunzen.« 

41  Nach  Art.  '2]  wurden  folgende  drei  neue  Artikel  eingeschaltet: 
i]  >Der  Bund  hat  das  liecbt  der  Ohevaufsicbt  über  die  Wasser- 
ball- und  Forstpolizoi  im  Hochgebirge.  Kr  wird  die 
Korrektion  und  Verbauung  der  Wildwasser  und  die  Aufforstung 
ihrer  Quellengebiete  unterstützen  und  die  nütliigen  schützenden 
fiestiiiiinungen  zur  Erhaltung  dieser  Wei^ke  und  der  schon  vor- 
Imndeneu  Waldungen  aufstellen.«  ~-  b)  »Der  Bund  ist  befugt, 
gesetzliche  l'estimmungeu  zum  Schutze  der  l'iir  die  I^and-  und 
•"orstftii-tliscliaft  nützlichen  Vögel ,  sowie  ülier  die  Ausübung  der 
Fischerei  und  Jagd,  namentlich  zur  Erhaltung  dos  Hoch- 
wildes, zu  ti-eflen.«  --  c)  »Die  (iesetzgebung  über  den  Bau  und 
lietrieb  der  Kisenbniineit  ist  Bundessaclie.« 

■'')  Art.  :^2  erhielt  folgende  neue  Fassung :  »der  Bund  ist  befugt, 
fint- Universität,  eine  polytecbiiische  Schule  und  andere  höhere 
Interrichtsanstalten  zu  errichten.  Die  Kantone  sorgen 
'"r  ohligatoi'ischen  und  unentgeltlichen  l'  r  i  v  a  t  u  u  t  e  r  r  i  c  h  t.  Der 
^ond  kann  über  das  Minimum  der  Anfnnlerung  an  die  I'rimar- 
*hule  gesetzliche  Hcstimmungen  erlassen.* 

•')  Die  Art.  '2^  bis  2S,  3(»  und  31  (Zollwesen)  wurden  wesent- 
H  altgekürzt ,  indem  verschiedene  obsolet  gewordene  Bestimmungen 
S*ätriclien  wuitleu.  Art,  2fi  erhielt  folgende  Fassung :  »Der  Ertrag 
"»  Zölle  fällt  in  die  Bundeskasse.  Die  den  Kantonen  bisher  be- 
^Wten  Entschädigungen  für  die  losgekauften  Zölle,  Weg-  und 
Brückengelder,  Kaufliaus-  und  andere  Gebühren  dieser  Art  fallen 
'SR.  Ausnahmsweise  erhalten  die  Kantone  Uri,  Grauhündcn, 
'fssin   und   Wallis,    mit   Rücksicht  auf  ihre  internationalen 


152  Kap.  m.    Die  Bevisionsarbeiten  seit  1848. 

Alpenstrassen,  eine  jährliche  Entschädigung,  welche,  in  Würdigung 
aller  Verhältnisse ,  festgestellt  wird  wie  folgt :  für  Uri  Fr.  70,000, 
für  Graubünden  Fr.  200,000 ,  für  Tessin  Fr.  200,000 ,  für  Wallis 
Fr.  50,000.  Für  Besorgung  des  Schneebruchs  auf  dem  St.  Gott- 
hard  erhalten  die  Kantone  ü  r  i  und  Tessin  eine  jährliche 
Entschädigung  von  zusammen  Fr.  40,000  für  so  lange,  als  die 
Strasse  über  den  Bergpass  nicht  durch  eine  Eisenbahn  ersetzt 
sein  wird.« 

7)  Art.  29  wurde  folgendermassen  redigirt:  »Die  Freiheit  des 
Handels  und  der  Gewerbe  ist  im  ganzen  Umfange  der  Eid- 
genossenschaft gewährleistet.  Vorbehalten  sind:  a)  das  Salz-  und 
Pulverregal,  die  eidgenössischen  Zölle,  die  Eingangsgebühren  von 
Wein  und  geistigen  Getränken,  sowie  andere,  vom  Bunde  aus- 
drücklich anerkannte  Verbrauchssteuern,  nach  Massgabe  des  Art.  32 ; 

b)  Sanitätspolizeiliche  Massregeln  gegen  Epidemien  und  Viehseuchen  ; 

c)  Verfügungen  über  Ausübung  von  Handel  und  Gewerbe,  über 
Besteurung  des  Gewerbsbetriebes  und  über  die  Benutzung  der 
Strassen.  Diese  Verfügungen  dürfen  den  Grundsatz  der  Handels- 
und Gewerbsfreiheit  selbst  nicht  beeinträchtigen.« 

8)  Hierauf   wurden    folgende   drei    neue   Artikel    eingeschaltet: 

a)  »Den  Kantonen  bleibt  es  anheim gestellt ,  die  Ausübung  der 
wissenschaftlichen  Berufsarten  von  einem  Ausweise  der 
Befähigung  abhängig  zu  machen.  Auf  dem  Wege  der  Bundes- 
gesetzgebung ist  dafür  zu  sorgen,  dass  derartige  Ausweise  für  die 
ganze    Eidgenossenschaft    gültig    erworben    werden    können.«    — 

b)  »Die  Errichtung  von  Spielbanken  ist  untersagt.  Die  zur 
Zeit  bestehenden  Spielhäuser  müssen  binnen  einer  Frist  von  fünf 
Jahren  —  geschlossen  werden.  —  Der  Bund  kann  auch  in  Be- 
ziehung auf  die   Lotterien  geeignete  Massnahmen  treffen.«  — 

c)  »Der  Bund  ist  befugt,  zum  Schutze  der  Arbeiter  gegen 
Gesundheit  und  Sicherheit  gefährdenden  Gewerbebetrieb  einheitliche 
Bestimmungen  aufzustellen  und  die  Verwendung  von  Kindern  in 
den  Fabriken  gesetzlich  zu  regeln.  Der  Geschäftsbetrieb  von 
Auswanderungsagenturen  und  von  Privatunternehmungen 
im  Gebiete  des  Versicherungswesens  unterliegt  der  Aufsicht 
und  Gesetzgebung  des  Bundes.« 

9)  In  Art.  32  (Ohmgelder)  wurde  folgender  Schlusssatz  bei- 
gefügt: »Nach  Ablauf  einer  Frist  von  20  Jahren  sollen  alle  Ein- 
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gangsgebiihren,  welche  dermalen  von  den  Kantonen  erhoben  wer- 
den ,  sowie  ähnliche  von  einzelnen  Gemeinden  bezogene  Gebühren 
ohixe  Entschädigimg  dahinfallen.« 

10)  Art.  33  wurde  im  Eingange  so  gefasst:  »Das  Post-  und 
Telegraphenwesen  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft 
ist  Sundessache.  Der  Ertrag  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung 
fällt  in  die  eidgenössische  Kasse.«  Dann  wurden  bloss  noch  die 
bislierigen  Ziffern  2  und  3  angehängt. 

1 1)  Nach  Art.  36  (Münzwesen) ,  welcher  eine  den  veränderten 
Verhältnissen  entsprechende  Redaktion  erhielt,  wurde  folgender  neue 
Artikel  eingeschaltet :  >Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung allgemeine  Vorschriften  über  die  Ausgabe  und  die  Ein- 
lösung von  Banknoten  aufzustellen.« 

1 2)  Art.  37  erhielt  folgende  neue  Fassung :  »Die  Festsetzung 
Ton  Mass  und  Gewicht  ist  Bundessache.  Die  Ausführung  der 
bezüglichen  Gesetze  geschieht  durch  die  Kantone  unter  Aufsicht 
des    Bundes.« 

13)  Dem  Ail.  38  (Pul v er r egal)  wurde  folgender  Nachsatz 
ai^ gehängt:  »Als  Schiesspulver  nicht  brauchbare  Sprengfabrikate 
sind  im  Regal  nicht  inbegriffen.« 

1 4)  Art.  39  wurde  folgendermassen  gefasst :  »Die  Ausgaben  des 
Bundes  werden  bestritten :  a)  aus  dem  Ertrag  des  Bundesvermögens; 
b)  aus  dem  Ertrag  der  schweizerischen  Grenzzölle;  c)  aus  dem 
Erti-ag  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung;  d)  aus  dem  Ertrag 
der  Pulververwaltung;  e)  aus  dem  Ertrag  der  Militärpflicht- 
ci^satzsteuern;  f)  aus  den  Beiträgen  der  Kantone,  deren  nähere 
Begulirung,  vorzugsweise  nach  Massgabe  der  Steuerkraft  der  letz- 
tem, der  Bundesgesetzgebung  vorbehalten  ist.«  Art.  40  wurde 
dann  gestrichen. 

15)  Art.  41  erhielt  folgende  abgekürzte  Redaktion:  »Jeder 
Schweizer  hat  das  Recht,  sich  innerhalb  des  schweizerischen  Ge- 
bietes an  jedem  Orte  niederzulassen,  wenn  er  einen  Heimath- 
schein oder  eine  andere  gleichbedeutende  Ausweisschrift  besitzt. 
Ausnahmsweise  kann  die  Niederlassung  verweigert  oder  entzogen 
Verden:  1)  Denjenigen,  welche  in  Folge  eines  strafgerichtlichen 
Urtheils  nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen  Rechte  und  Ehren  sind. 
2)  Denjenigen,  welche  dauemd  der  öffentlichen  Wohlthätigkeit  zur 
Last  fallen  und  deren  Heimathgemeinde,  beziehungsweise  Heiniath- 
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kanton  eine  angemessene  Unterstützung  trotz  amtlicher  Aufforde- 
rung nicht  gewährt.  Der  Niedergelassene  darf  von  Seiten  des  die 
Niederlassung  gestattenden  Kantons  mit  keiner  Bürgschaft  und 
mit  keinen  andern  besondern  Lasten  behufs  der  Niederlassung  be- 
legt werden.  Ebenso  darf  die  Gemeinde,  in  welcher  er  seinen 
Wohnsitz  nimmt,  ihn  nicht  anders  besteuern  als  den  Ortsbürger. 
Ein  Bundesgesetz  wird  das  Maximum  der  für  die  Niederlassungs- 
bewilligung zu  entrichtenden  Kanzleigebühr  bestimmen.«  —  Dage- 
gen wurde  nun  Art.  42  folgendermassen  erweitert:  »Jeder  Kantons- 
bürger ist  Schweizerbürger.  Als  solcher  kann  er  bei  allen  eid- 
genössischen Wahlen  und  Abstimmungen  an  seinem  Wohnsitze 
Antheil  nehmen,  nachdem  er  sich  über  seine  Stimmberechtigung 
gehörig  ausgewiesen  hat.  Niemand  darf  in  mehr  als  einem  Kan- 
ton politische  Rechte  ausüben.  Der  Niedergelassene  geniesst  an 
seinem  Wohnsitze  alle  Rechte  der  Kantonsbürger  und  mit  diesen 
auch  alle  Rechte  der  Gemeindsbürger,  mit  Ausnahme  des  Mitan- 
theils  an  Bürger-  und  Korporationsgütem.  In  kantonalen  und 
Gemeindeangelegenheiten  erwirbt  er  das  Stimmrecht 
nach  einer  Niederlassung  von  drei  Monaten.  Das  Stimmrecht  in 
Gemeindeangelegenheiten  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  die  Ver- 
waltung derjenigen  Güter,  an  welchen  der  Niedergelassene  keipen 
Mitantheil  hat.  Die  kantonalen  Gesetze  über  die  Niederlassung 
und  das  Stimmrecht  der  Niedergelassenen  in  den  Gemeinden  sind 
dem  Bundesrathe  zur  Genehmigung  vorzulegen.« 

16)  Art.  43  erhielt  folgende  abgeänderte  Fassung:  »Kein  Kanton 
darf  einen  Kantonsbürger  aus  seinem  Gebiete  verbannen  (ver- 
weisen) oder  ihn  des  Bürgerrechts  verlustig  erklären.  Die  Be- 
dingungen fiir  die  Ertheilung  des  Bürgerrechts  an  Ausländer, 
sowie  diejenigen,  unter  welchen  ein  Schweizer  zum  Zwecke  der 
Erwerbung  eines  auswärtigen  Bürgerrechtes  auf  sein  Bürger- 
recht verzichten  kann,  werden  durch  die  Bundesgesetzgebung 
geordnet.« 

17)  Nach  den  Niederlassungsartikeln  wurden  folgende  drei  neue 
Artikel  eingeschaltet:  a)  »In  Beziehung  auf  die  civilrecht- 
lichen  Verhältnisse  stehen  die  Niedergelassenen  in  der  Regel 
unter  dem  Rechte  und  der  Gesetzgebung  des  Wohnsitzes.  Die 
Bundesgesetzgebung  wird  über  die  Anwendung  dieses  Grundsatzes, 
sowie   gegen   Doppelbesteuerung   die  erforderlichen  Bestim- 
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mungen  treffen.«  b)  »Ein  Bundesgesetz  wird  den  Unterschied 
zwischen  Niederlassung  und  Aufenthalt  bestimmen  und  dabei 
gleichzeitig  über  die .  pohtischen  und  bürgerlichen  Rechte  der 
Aufenthalter  die  nähern  Vorschriften  aufstellen.«  —  c)  »Ein 
Bundesgesetz  wird  über  die  Kosten  der  Verpflegung  und  Be- 
erdigung armer  Angehöriger  eines  Kantons,  welche  in  einem 
andern  Kanton  krank  werden  und  sterben,  die  nöthigen  Bestim- 
mungen treffen.« 

18)  An  die  Stelle  des  Art.  44  wurden  folgende  drei  Artikel 
gesetzt:  a)  »Die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  ist  un- 
verletzlich. Niemand  darf  in  der  Ausübung  der  bürgerlichen 
oder  politischen  Rechte  um  der  Glaubensansichten  willen  beschränkt 
oder  zur  Vornahme  einer  religiösen  Handlung  angehalten  oder 
wegen  Unterlassung  einer  solchen  mit  Strafen  belegt  werden. 
Niemand  ist  gehalten,  Steuern  zu  bezahlen,  welche  speziell  für 
eigentliche  Cultuszwecke  einer  Konfession  oder  Religionsgenossen- 
schait,  der  er  nicht  angehört,  aufgelegt  werden.  Die  Glaubens- 
ansichten entbinden  nicht  von  der  Erfüllung  der  bürgerlichen 
Pflichten.« —  b)  »Die  freie  Ausübungdergottesdienstlichen 
Handlungen  ist  innerhalb  der  Schranken  der  Sittlichkeit  und 
öffentlichen  Ordnung  gewährleistet.  Den  Kantonen,  sowie  dem 
Bunde  bleibt  vorbehalten,  für  Handhabung  der  öffentlichen  Ordnung 
und  des  Friedens  unter  den  Confessionen ,  sowie  gegen  Ein- 
griffe kirchlicher  Behörden  in  die  Rechte  der  Bürger  und 
des  Staates  die  geeigneten  Massnahmen  zu  treffen.«  —  c)  Das 
Recht  zur  Ehe  steht  unter  dem  Schutze  des  Bundes.  Dieselbe 
darf  nicht  aus  kirchlichen  oder  ökonomischen  Rücksichten  oder 
wegen  bisherigen  Verhaltens  oder  aus  andern  polizeilichen  Grün- 
den beschränkt  werden.  So  lange  nicht  die  Bundesgesetzgebung 
über  die  Erfordernisse  zur  Eingehung  der  Ehe  besondere  Vorschrif- 
ten aufgestellt  hat,  soll  die  in  einem  Kantone  oder  im  Auslande 
nach  der  dort  geltenden  Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe  im  Ge- 
biete der  Eidgenossenschaft  als  Ehe  anerkannt  werden.  Durch 
den  Abschluss  der  Ehe  erwirbt  die  Frau  das  Heimathrecht  des 
Mannes.  Durch  die  nachfolgende  Ehe  der  Eltern  werden  vor- 
ehelich geborene  Kinder  derselben  legitimirt.  Jede  Erhebung 
von  Brauteinzugsgebühren  oder  andern  ähnlichen  Abgaben  ist  un- 
zulässig.« 
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1 9)  Nach  Art.  48  wurde  folgender  neue  Artikel  eingeschaltet : 
»Die  Gesetzgebung  über  das  Civilrecht,  mit  Inbegriff 
des  Verfahrens  ist  Bundessache;  jedoch  bleibt,  bis  zum  Erlass 
bezüglicher  Bundesgesetze,  das  Gesetzgebungsrecht  der  Kantone 
vorbehalten.  Der  Bund  ist  überdiess  befugt,  seine  G^etzgebung 
auch  auf  das  Strafrecht  und  den  Prozess  auszudehnen. 
Dabei  kann  jedoch  das  Institut  der  Schwurgerichte  (Jury)  in  den- 
jenigen Kantonen,  in  welchen  dasselbe  bereits  besteht,  durch  die 
Bundesgesetzgebung  nicht  abgeschaiFt  werden.  Die  Rechtsprechung 
selbst  verbleibt  den  Kantonen,  mit  Vorbehalt  der  dem  Bundes- 
gerichte eingeräumten  Kompetenzen.« 

20)  Art.  50  erhielt  den  Zusatz:  »Der  Schuldverhaft  ist  abge- 
schafft.« 

21)  In  Art.  53  wurde  folgender  Zusatz  beigefügt:  »Auch  kann 
Niemand  angehalten  werden,  sich  in  Eheangelegenheiten  einer 
geistlichen  Gerichtsbarkeit  zu  unterziehen.« 

22)  Art.  54  erhielt  folgende  erweiterte  Fassung:  »Die  Todes- 
strafe ist  abgeschafft.  Die  Bestimmungen  des  Militärstraf- 
gesetzes bleiben  jedoch  vorbehalten.  Körperliche  Strafen 
sind   untersagt.« 

23)  In  Art.  58  (Verbot  des  Jesuitenordens  und  der  affiliirten 
Gesellschaften)  wurde  beigefügt:  »und  es  ist  ihren  Gliedern  jede 
Wirksamkeit  in  Kirche  und  Schule  untersagt.« 

24)  Art.  59  wurde  folgendermassen  redigirt :  »Dem  Bunde  steht 
die  Gesetzgebung  über  die  gegen  gemeingefährliche  Epidemien 
und  Viehseuchen  zu  treffenden  gesundheitspolizeilichen  Ver- 
fügungen zu.« 

25)  In  Art.  63  wurde  der  Gesetzgebung  des  Bundes  vorbehalten, 
über  die  Stimmberechtigung  bei  den  Nationalrathswahlen  und 
eidgenössischen  Abstimmungen  einheitliche  Vorschriften  aufzu- 
stellen. 

26)  Art.  64  erhielt  folgende  abgekürzte  Fassung:  »Wahlfähig 
als  Mitglied  des  Nationalrathes  ist  jeder  stimmberechtigte  Schweizer- 
bürger.« 

27)  In  Art.  74  wurden  an  die  Stelle  von  Ziff.  1  folgende  zwei 
Ziffern  gesetzt:  1)  »Gesetze  über  die  Organisation  und  die  Wahl- 
art der  Bundesbehörden.  2)  Gesetze  und  Beschlüsse  über  diejenigen 
Gegenstände,    zu   deren  Regelung   der  Bund  nach   Massgabe  der 
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Bundesverfassung  befugt  ist.«  —  Ziff.  3  erhielt  folgende  Fassung : 
»Wahl  des  Bundesrathes ,   des  Bundesgerichtes,  des  Kanzlers  und 
seines  Stellvertreters,  sowie  des  Generals  der  eidgenössischen  Armee.« 
—  Ziff.  4  (Anerkennung  auswärtiger  Regierungen)  wurde  gestrichen ; 
ebenso  in  Ziff.  8  der  »Schutz  der  durch  den  Bund  gewährleisteten 
Rechte«.  —  An  die  Stelle  von  Ziff.  9  bis  18  traten  folgende  neue 
ZiflRem:   »9)  Verfügungen  über  das  Bundesheer.     10)  Aufstellung 
des  jährlichen  Voranschlages   und  Abnahme  der  Staatsrechnung, 
sowie  Beschlüsse  über  Aufnahme   von   Anlehen.     Allgemeine  Be- 
stimmungen über  Verwaltung  des  Staatsvei-mögens.     11)  Oberauf- 
sicht über  die  eidgenössische  Verwaltung  und  Rechtspflege.    1 2)  Be- 
schwerden gegen  Entscheidungen  des   Bundesrathes   in  den  ihm 
zugewiesenen   Administrativstreitigkeiten.     13)   Kompetenzstreitig- 
keiten  zveischen  Bundesbehörden.     14)    Revision   der  Bundesver- 
&&sung.« 

28)  Art.  78  erhielt  folgenden  Zusatz:  »Bundesgesetze,  sowie 
Bundesbeschlüsse,  die  nicht  dringlicher  Natur  sind,  sollen  überdiess 
aem  Volke  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorgelegt 
werden,  wie  es  von  50,000  stimmberechtigten  Schweizerbürgem 
oder  von  fünf  Kantonen  verlangt  wird.« 

29)  Nach  Art.  81  wurden  folgende  zwei  neue  Artikel  eingefügt: 
0    »Wenn  50,000  stimmberechtigte  Bürger  oder  fünf  Kantone  die 
A^bänderung    oder    Aufhebung    eines    bestehenden 
^xindesgesetzes  oder  Bundesbeschlusses,  oder  über  eine 
^>^stimmte  Materie   die   Erlassung   eines  neuen  Bundes- 
gesetzes oder  Bundesbeschlusses  anbegehren,  und  diesem 
Begehren  nicht  vertragsrechtliche  Verpflichtungen  des  Bundes  ent- 
gegenstehen, so  haben  die  beiden  Räthe,  wenn  sie  dem  Begehren 
zustimmen,   den   einschlägigen  neuen  Gesetz-   oder  Beschlussvor- 
schlag zu  vereinbaren  und  dem  Volke  zur  Annahme   oder  Ver- 
werfung vorzulegen.     Stimmen  nicht  beide  Räthe  dem  Begehren 
zu,  80  ist  dasselbe  der  Abstimmung  des  Volkes  zu  unterstellen  und 
wenn  die  Mehrheit  der  stimmenden  Bürger  dafür  sich  ausspricht, 
so  haben  die  Räthe  einen  entsprechenden  Gesetz-  oder  Beschluss- 
vorschlag aufzustellen  und  dem   Volke  zur  Annahme  oder  Ver- 
werfung vorzulegen.«  —  b)  »Die  Bundesgesetzgebung  wird  bezüglich 
fe  Formen  und  Fristen  der  Volksbegehren  und  der  Volksabstimmung 
^8  Erforderliche  feststellen.« 
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30)  Art,  95 ,  98 ,  99  und  103  wurden  gestrichen  und  dagegen 
Art.  96  folgendermassen  redigirt:  »Die  Mitglieder  des  Bundes- 
gerichts  und  die  Ersatzmänner  werden  von  der  BundesTersamm- 
lung  gewählt.  Bei  der  Wahl  derselben  soll  darauf  Bedacht  ge- 
nommen werden,  dass  alle  drei  Nationalsprachen  vertreten  seien. 
Das  Gesetz  bestimmt  die  Organisation  des  Bundesgerichts  und 
seiner  Abtheilungen,  die  Zahl  der  Mitglieder  und  Ersatzmänner, 
deren  Amtsdauer  und  Besoldung.« 

31)  Art  97,  Lemma  2,  erhielt  folgende  Fassung:  »Die  Mitglieder 
der  Bundesversammlung  und  des  Bundesrathes  und  die  von  diesen 
Behörden  gewählten  Beamten  können  nicht  gleichzeitig  Mitglieder 
des  Bundesgerichtes  sein.  Auf  dem  Wege  der  Bundesgesetzgebung 
können  auch  andere  Beamtungen  und  Berufsarten  als  mit  der 
Stelle  eines  Bundesrichters  unvereinbar  erklärt  werden.« 

32)  Art.  101  wurde  folgendermassen  redigirt:  »Das  Bundesgericht 
beurtheilt  civilrechtliche  Streitigkeiten:  1)  zwischen  dem 
Bunde  und  den  Kantonen ;  2)  zwischen  dem  Bunde  einerseits  und 
Korporationen  oder  Privaten  anderseits,  wenn  der  Streitgegenstand 
eine  durch  die  Bundesgesetzgebung  zu  bestimmende  Bedeutung  hat 
und  wenn  diese  Korporationen  oder  Privaten  Kläger  sind ;  3)  zwischen 
den  Kantonen  unter  sich;  4)  zwischen  den  Kantonen  einerseits 
und  Korporationen  oder  Privaten  anderseits,  wenn  der  Streitgegen- 
stand von  einer  durch  die  Bundesgesetzgebung  zu  bestimmenden 
Bedeutung  ist  und  eine  Parthei  es  verlangt.  Das  Bundesgericht 
urtheilt  ferner  über  Anstände  betrefiFend  Heimathlosigkeit ,  sowie 
über  Bürgerrechtsstreitigkeiten  zwischen  Gemeinden  verschiedener 
Kantone.« 

33)  Art.  105  erhielt  folgende,  sehr  veränderte  Fassung:  »Das 
Bundesgericht  urtheilt  femer :  über  Kompetenzkonflikte 
zwischen  Bundesbehörden  einerseits  und  Kantonalbehörden  ander- 
seits; über  Streitigkeiten  staatsrechtlicher  Natur 
zwischen  Kantonen;  über  Beschwerden  betreffend  Verletzung 
verfassungsmässiger  Rechte  der  Bürger,  sowie  über  solche 
von  Privaten  wegen  Verletzung  von  Konkordaten  und  Staats- 
vertragen.  Vorbehalten  sind  die  durch  die  Bundesgesetzgebung 
näher  festzustellenden  Administrativstreitigkeiten.  In 
allen  diesen  Fällen  sind  jedoch  die  von  der  Bundesversammlung 
erlassenen    Gesetze   und    allgemein    verbindlichen   Be- 
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Schlüsse,    sowie   die   von   ihr   genehmigten   Staatsverträge 
für  das  Bundesgericht  massgebend.« 

34)  Art.  106  wurde  dahin  erläutert,  dass  insbesondere  auch 
behufs  einheitlicherAnw^endung  der  eidgenössischen  Gesetze 
über  Civil-  und  Strafrecht  die  Kompetenzen  des  Bundes- 
|?ericlitcs  erweitert  werden  mögen. 

3 5)  Endlich  wurden  in  z\rt.  11 4  (R  e  v  i  s  i  o  n  der  Bundesverfassung) 
folgende  zwei  Zusätze  aufgenommen:  »Bei  Ausmittlung  der  Mehr- 
heit der  Kantone  wird  die  Stimme  eines  Halbkantons  als  halbe 
Stimme  gezählt.  Das  Ergebniss  der  Volksabstimmung  in  jedem 
Kantone  gilt  als  Standesstimme  desselben.« 

Alle   diese   verschiedenartigen,    zum   Theil    nothwendigen    und 
zweckmässigen,    zuin    Theil    aber    auch    weniger    gerechtfertigten 
Abänderungen  an  der  Bundesverfassung  vom  12.  September  1848, 
deren    allgemeine    Struktur    im    Wesentlichen    sich    gleich    blieb, 
wurden  nun  als  ein  Ganzes,  als  ein  neues  Gesammtwerk  dem  Volke 
und  den  Kantonen  zur  Annahme  vorgelegt.     Nicht  ganz  mit  Un- 
recht beklagte  man  sich  da  und  dort  über  eine  »Vergewaltigung« 
des    Stimmrechtes;   denn   man  konnte   sehr   eingenonmien  im*  ein- 
zelne Parthien  des  Kevisionswerkes   sein    und   doch  nur  sehr  un- 
gen:ie  Alles  annehmen.     Es  war  aber  auch  sehr  gewagt,  Alles  auf 
Einen  Wurf  zu  setzen,    weil   man  beinahe  mit  Sicherheit  voraus- 
sehen  konnte,   dass   eine  Mehrheit  der  Kantone  auf  diese  Weise 
nicht  erhältlich  sein  werde.     Man  wusste  ja  zum  Voraus,  <lass  7  ^j^ 
katholische  Stände   aus    konfessionellen  Gründen    und  dazu   noch 
3  his  4   romanische  Kantone   aus   sprachlicher   Abneigung   gegen 
^e  Rechtseinheit ,   wie  überhaupt    aus  eingewurzelter  Abneigung 
gegen  jede   weitergehende  Centrahsation ,   vei-w^erfen  würden ;    wie 
venig  brauchte  es   da  noch,   um  eine  Mehrheit  von  Ständen  für 
die  Verwerfung  des  Bundesprojektes  zusammenzubringen!     In  der 
That  erklärten  sich  dann  für  Annahme  desselben  bloss  9  Kantone, 
Mmlich  Zürich,   Bern,   Glarus,   Solothurn,   Basel,  Schaff  hausen, 
St.  Gallen,  Aargau  und  Thurgau ;  alle  übrigen  1 3  Stände  votirten 
in  verneinendem  Sinne.     Glücklicher  Weise   (denn  es   hätte  sonst 
^"1  bedenklicher    Conflikt    stattfinden    können)    ergab  sich    auch 
bei  der   Volksabstimmung,    welche  am    12.  Mai    1872   stattfand, 

■ 

^^^e  Mehrheit    von    260,859    Verwerfenden    gegen    2'):), 000    An- 
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nehmende.  *)  Dieses  letztere  Ergebniss  lässt  sich  zwar  darauf 
zurückfuhren,  dass  in  einzelnen  revisionsfreundlichen  Kantonen, 
namentlich  in  Bern,  die  Stimmberechtigten  sich  in  auffallend  ge- 
ringer Zahl  betheiligten,  während  in  gegnerischen  Kantonen, 
namentlich  in  Uri,  Freiburg  und  Waadt,  so  zu  sagen  der  letzte 
Mann  in's  Feld  rückte;  aber  es  war  doch  eben  eine  charakteris- 
tische Erscheinung,  dass  in  den  zur  Verwerfung  geneigten  Kan- 
tonen diese  Tendenz  weit  mehr  in's  Volk  eingedrungen  war,  als 
dass  in  den  andern  Kantonen  eine  wirkliche  Begeisterung  für  die 
Annahme  herrschte.  So  war  denn  die  viele  Mühe  und  Arbeit, 
welche  seit  beinahe  zwei  Jahren  auf  die  Bundesrevision  verwendet 
worden,  abermals  umsonst  gewesen  und  die  Bundesverfassung  von 
1848  (in  zwei  Artikeln  abgeändert  im  Jahr  1866)  verblieb  einst- 
weilen wieder  in  ungeschwächter  Kraft. 

§  3.    Die  in  Kraft  getretene  Bundesrevision  von  1874. 

Hatte  auch  das  grosse  Revisionsprojekt  von  1872  nicht  einmal 
die  Mehrheit  des  Schweizervolkes,  geschweige  denn  diejenige  der 
Kantone  auf  sich  vereinigt,  so  hatte  sich  doch  eine  so  bedeutende 
Minderheit  dafür  ausgesprochen  und  enthielt  dasselbe  eine  solche 
Menge  gesunder  und  fruditbarer  Ideen  in  sich,  dass  man  keinen 
Augenblick  darüber  in  Zweifel  sein  konnte,  es  werde  das  Bevisions- 
werk  nicht  ruhen  bleiben,  sondern  mit  Nächstem  wieder  auf- 
genommen werden.  In  der  That  gab  sich  schon  beim  ersten  Zu- 
sammentritte der  Bundesversammlung  unter  den  Revisionsfireunden 
keineswegs  eine  entmuthigte  Stimmung  kund,  und  nachdem 
vollends  die  Emeuerungswahl  des  Nationalrathes  im  Oktober  1872 
entschieden  zu  Gunsten  derselben  ausgefallen  war,  wurde  sofort 
die  Motion  gestellt  und  am  21.  Dezember  —  unter  Zustimmung 
selbst  der  Mehrzahl  der  Gegner  des  letzten  Verfassungsentwurfes, 
welche  dieses  Verhalten  für  klüger  als  eine  absolut  negative 
Stellung  erachten  mochten  —  von  der  Bundesversammlung  zum 
Beschluss  erhoben:  der  Bundesrath  sei  eingeladen,  Bericht  und 
Antrag  über  Wiederau&ahme  der  Revision  der  Bundesverfassung 
vorzulegen.    Der  Bundesrath,   welcher   nun   in   Folge   von  zwei 

*)  Bundesblatt  1872  ü.  358—370,  449—467. 
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Neuwahlen   entschiedner   als   im  Jahr  1870  einer  durchgreifenden 
Uetbrm   zugethan  war,   nahm  in  seinem  neuen  Entwürfe,  den  er 
mit  Botschaft  vom   4.  Juli  1873    den  gesetzgebenden  Käthen  vor- 
legte, das  Revisionsprojekt  von  1872  zur  Grundlage  und  modilizirte 
dasselbe  nur  insoweit  als  ihm  erforderlich  schien,  um  den  Bedenken 
und    Besorgnissen,    welche    das    damalige    Abstimmungsergebniss 
herbeigeführt  hatten,  zu  begegnen.     Zugleich  veranlassten  ihn  die 
kirchlichen  Konflikte,   welche  seit   dem   Frühling  1872   in    Folge 
hierarchischer   Anmassungen  in   mehrem   Kantonen   ausgebrochen 
waren,  zu  etwelcher  Erweiterung  und  Schärfung  der  konfessionellen 
Artikel.    Die  Aussicht,   dass   in  Folge   der  proklamirten  Unfehl- 
barkeit des   Papstes   im   Schoosse   der   katholischen   Kirche   eine 
Spaltung  entstehen  könnte ,  veranlasste  folgende ,  vom  Bundesrathe 
vorgeschlagene  Bestimmung:  »Anstände  aus  dem  öflFentlichen  oder 
Privatrechte,  welche  über  die  Trennung  und  Neubildung  von  Re- 
ligionsgenossenschaften  gegenüber   den  Kantonen   entstehen,    ent- 
,    scheidet  der   Bund.«     Und  der   kecke   Versuch   eines   ehrgeizigen 
Priesters,  ein  eignes  Bisthum  Genf  gegen  den  Willen  der  dortigen 
Regierung  zu  errichten,  hatte  den  Vorschlag  zur  Folge:  »die  Er- 
richtung von  Bisthümem   auf  schweizerischem  Gebiete  unterliegt 
der  Genehmigung   des    Bundes«.     Ferner    wurde   beantragt,    die 
geistliche  Gerichtsbarkeit  für  abgeschafift  und  die  weltlichen  Be- 
hörden für  alle  mit  dem  Civilstand  zusammenhängenden  Einrich- 
tunj^'en  für  ausschliesslich  kompetent  zu   erklären.     Beim  Militär- 
vesen  schlug  der  Bundesrath   die  neuen  Bestimmungen  vor,   dass 
^e  Wehrmänner  ihre   erste  Bekleidung,   Ausiiistung  und  Bewaff- 
Ji^Dg  unentgeltlich  erhalten   sollen   und   dass  der  Bund  über  den 
Militärpflichtersatz    einheitliche    Bestimmungen    aufstellen    könne. 
Ini  Uebrigen    unterschied    sich   hier  der  neue  Entwurf  von  dem- 
jenigen von  lb72  wesentlich  nur  darin,  dass  einerseits  der  Gesetz- 
gebung die  Befugniss  offen  belialten  wurde,  einen  Theil  der  Aus- 
gaben für  Bekleidung  und  Ausrüstung  den  Kantonen  zu  übertragen, 
anderseits  al)er  bestimmt  gesagt  war :  »die  Vorsclu-iften  des  Bundes 
über  die  Bildung  der  Truppenkörper  und  die  Erhaltung  ihres  Be- 
standes werden   durch  die  kantonalen  Militärbehörden  vollzogen«. 
Beim  Unterrichtswesen  strich  der  Bundesrath  die  Bestimmung  des 
Entwurfes   von  1872,    welche   den  Bund   ermächtigte,    »über   das 
Minimum   der   Anforderung  an  die  Primarschule   gesetzliche  Be- 

Blomcr,  Handbach.    I.  *■  ^ 
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Stimmungen  zu  erlassen«.  Dem,  von  der  Rechtsgesetzgebung  han- 
delnden Artikel  gab  der  Kundesrath  folgende  Fassung :  »Dem  Bunde 
steht  die  Gesetzgebung  zu,  über  die  persönliche  Handlungsfähig- 
keit, das  Obligationenrecht,  das  Handels-  und  Wechselrecht ,  das 
Betreibungsverfahren  und  das  Konkursrecht.  Nach  Erlassung 
dieser  Gesetze  kann  im  Falle  des  Bedürfnisses  die  Gesetzgebung 
auch  auf  die  übrigen  Theile  des  Civilrechts,  sowie  auf  das  Straf- 
recht und  den  Strafprozess  ausgedehnt  werden.« 

Es  ist  begreiflich,  dass  die  romanische  Schweiz,  welche  in  ihrer 
grossen  Mehrheit  den  Entwurf  von  1872  abgelehnt  hatte,  in  den 
Anträgen  des  Bundesrathes  keine  genügenden  Konzessionen  an 
ihre  Anscliauungsweise  und  daher  durch  denselben  sich  nicht  be- 
friedigt fand.  Ihre  Abgeordneten  stellten  während  der  Julisitzung 
der  Bundesversammlung  ein  Programm  auf,  von  welchem  anerkannt 
werden  muss,  dass  es  in  vielen  Punkten  entgegenkam;  nur  der 
Rechtsartikel,  die  Abstimmung  der  Kantone  beim  Referendum  und 
das  Begehren,  dass  die  Zoll-  und  Postentschädigungen  den  Kan- 
tonen verbleiben  sollen,  scliienen  unübersteigliche  Schwierigkeiten 
darzubieten.  Auf  der  andern  Seite  musste,  wenn  eine  Verständigung 
erzielt  werden  sollte,  darauf  hingewirkt  werden,  dass  auch  die 
Volksvereine,  welche  in  der  guten  Absicht,  der  Revision  beim 
Volke  mehr  Eingang  zu  verschaffen,  gegründet  waren  und  am 
15.  Juni  in  Solothum  einen  grossen  »Volkstag«  gehalten  hatten, 
ihre  Forderungen  nicht  so  sehr  überspannten.  Es  kam  nun  zu- 
nächst darauf  an ,  in  welchem  Sinne  die  Kommissionen  der  beiden 
gesetzgebenden  Räthe  ihre  Aufgabe  erfassten.  Die  nationalräth- 
liche  Kommission,  welche  am  8.  September  zusammentrat,  berück- 
sichtigte beim  Militärwesen  so  viel  als  möglich  das  Programm  der 
romanischen  Schweiz.  Gemäss  demselben  wurde  bestimmt ,  dass 
die  Wafl'e  in  den  Händen  des  Wehnnannes  verbleiben  solle,  und 
ausdrücklich  gesagt,  dass  das  Bundeshecr  »aus  den  Truppenkörpem 
der  Kantone  bestehe«.  Ferner  wurde  folgende  Bestimmung  an- 
genommen: »Die  Zusammensetzung  der  Truppenkörper,  die  Für- 
sorge für  die  Erhaltung  ihres  Bestandes  und  die  Ernennung  ihrer 
Offiziere  ist,  unter  Beachtung  der  durch  den  Bund  aufzustellenden 
allgemeinen  Vorschriften,  Sache  der  Kantone.  Der  Unterricht  der 
Infanterie  soll,  soweit  thunlich,  in  denjenigen  Kantonen  stattfinden, 
denen   die   betreffenden  Truppenkörper  angehören.«     Was  die  Be- 
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kleidung  und  Ausrüstung  der  Truppen  betrifft,  so  wurde  deren 
Beschaffung  den  Kantonen  überlassen,  dagegen  sollten  ilmen  die 
Kosten  vom  Bunde,  nach  einer  von  ihm  aufzustellenden  Ijform, 
vergütet  werden.  Während  also  die  Kommission  hier  den  Wün- 
schen der  Föderalisten  fast  nur  zu  sehr  entgegengekommen  war, 
hielt  sie  dagegen  beim  Finanzwesen,  beim  Eechtsartikel  und  beim 
Referendum  am  Entwürfe  von  1872,  beziehungsweise  den  Anträgen 
des  Bundesrathes  fest,  nur  wurde  die  Zahl  der  Kantone,  welche 
eine  Volksabstimmung  verlangen  können,  auf  acht  erhöht  und  die 
Initiative  gänzlich  gestrichen.  Beim  ünterrichtsweseu  wurde  vor- 
erst dem  Bunde  die  Befugniss  eingeräumt,  höhere  Unterrichts- 
anstalten nicht  bloss  selbst  zu  errichten,  sondern  auch  diejenigen 
der  Kantone  zu  imterstützen ;  sodann  wurde  die  vom  Bundesrathe 
gestrichene  Bestimmung  des  Entwurfes  von  1872,  die  Primarschulen 
betreflfend,  wieder  aufgenommen;  endlich  wurde  beigefügt:  der 
Primarunterricht  dürfe  Personen,  welche  einem  geistlichen  Orden 
angehören,  nicht  übertragen  werden.  In  gleichem  Sinne  wunlen 
die ,  auf  die  konfessionellen  Fragen  bezüglichen  Artikel  weit  über 
die  Anträge  des  Bundesrathes  ausgedehnt.  Es  wurde  namentlich 
bestimmt :  a)  wegen  Glaubensansichten  dürfe  Niemand  mit  Strafen 
irgend  welcher  Art  (also  auch  nicht  mit  Exkommunikationen  u.  s.  w.) 
belegt;  b)  durch  kirchliche  Gelübde  dürfe  Niemand  in  der  Aus- 
übung bürgerlicher  Rechte  beschränkt  werden;  c)  die  Bekleidung 
eines  geistlichen  Amtes  sei  von  der  Leistung  eines  wissenschaftlichen 
Ausweises  abhängig  zu  machen;  d)  die  Emchtung  neuer  und  die 
Wiederherstellung  aufgehobener  Klöster  oder  religiöser  Orden  sei 
unzulässig;  e)  die  bestehenden  Klöster  und  Orden  dürfen  keine 
Novizen  mehr  aufnehmen ;  f )  das  Verbot  des  Jesuitenordens  könne 
durch  Bundesbeschluss  auch  auf  andere  geistliche  Orden  ausgedehnt 
werden ;  g)  ein  Arbeitsverbot  dürfe  sich  nur  auf  die  Sonntage  und 
bödistens  zehn  weitere  Tage  des  Jahres  beziehen ;  h)  die  Verfügung 
über  die  Begräbnissplätze  stehe  den  weltlichen  Behörden  zu,  welche 
dafür  zu  sorgen  haben,  dass  jeder  Verstorbene  in  der  Gemeinde, 
wo  er  gewohnt,  scliicklioh  beerdigt  werden  könne. 

Die  Beschlüsse  der  nationalräthlichen  Kommission  befriedigten 
eigentlich  Niemanden  vollständig :  die  Revisionisten  nicht  wegen  zu 
grosser  Nachgiebigkeit  im  Militärwesen;  die  Föderalisten  nicht 
wegen  des  Rechtsartikels  und  des  reinen  Volksreferendums ;  endlich 

11* 
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am  wenif^sten  cli(^  Ultramontaueii,  weil  den  konfessionellen  Artikeln 
die  Tendenz  aggressiven  ^^)rgehens  gegen  einzelne  Kinrichtungen 
der  katholischen  Kirche  allzusehr  aufgeprägt  war.  In  der  stände- 
räthlichen  Kommission,  welche  am  21.  Oktober  zusammentrat, 
schien  es  anfänglich  ebenfalls,  es  wolle  auf  Alles  eher  als  auf  eine 
Verständigung  hingearbeitet  werden,  indem  in  einer  ersten  Berathung 
beschlossen  wurde ,  beim  Militärwesen  unbedingt  am  Entwürfe 
von  1872  festzuhalten.  Nachdem  dann  aber  die  Kommission  voll- 
zählig geworden,  trat  sie  nochmals  auf  die  Sache  ein  und  stimmte 
im  AVesentlichen  dem  nationalräthlichen  Entwürfe  bei.  Der  Rechts- 
artikel wurde,  um  der  romanischen  Selnveiz  möglichst  entgegen- 
zukommen, folgendermassen  gefasst :  »Dem  Bunde  steht  das  Recht 
der  Gesetzgebung  zu:  über  die  persönliche  Handlungsfähigkeit, 
über  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  Kunst  und 
ül)er  alle  auf  den  Handel  und  Mobiliarverkehr  bezüglichen  Rechts- 
verhältnisse. Nach  Erlassung  dieser  Gesetze  kann,  im  Falle  des 
Bedürfnisses,  die  Gesetzgebung  auch  auf  die  übrigen  Theile  des 
Civilrechtes  und  des  Civilprozesses  ausgedehnt  werden.«  Beim 
Schulartikel  wurde  der  Unterstützung  kantonaler  Anstalten  nicht, 
wohl  aber  der  Minimalforderung  an  die  Primarschule  beigestimmt 
und  im  Uebrigen  folgende  Fassung  beliebt:  »Die  Kantone  sorgen 
für  den  Primarunterricht,  welcher  ausschliesslich  unter  staatlicher 
Leitung  stehen  soll.  Derselbe  ist  obligatorisch  und  in  den  öffent- 
lichen Schulen  unentgeltlich.«  Bei  den  konfessionellen  Artikeln 
wurden  die  oben  unter  b),  c),  e)  und  g)  angegebenen  Beschlüsse 
der  nationalräthlichen  Kommission  gestrichen  und  der,  dem  Jesuiten- 
artikel beizufügende  Zusatz  folgendennassen  gefasst :  »Dieses  Ver- 
bot kann  durch  Bundesbeschluss  auch  auf  andere  geistliche  Orden, 
die  staatsgefährlicher  oder  den  Frieden  der  Konfessionen  stöi*ender 
Wirksamkeit  überwiesen  sind ,  ausgedehnt  werden.«  Endlich  be- 
antragte die  Kommission,  entgegen  dem  Entwürfe  von  1872,  dass 
die  Geistlichen  wie  bisdahin  von  der  Wäldbarkeit  in  den  National- 
rath  ausgeschlossen  bleiben  sollen. 

Schon  am  3.  November  1873  trat  der  Nationalrath  wieder  auf 
den  ihm  vorgelegten  Entwurf  einer  revidirten  Bundesverfassung 
ein.  Beide  Räthe  beendigten  vor  Weihnacht  die  erste  Berathung 
desselben  und  in  den  zwei  Wochen  vom  19.  bis  31.  Januar  1874 
wurde  die  zweite  Berathung  vorgenommen.    Es  kann  nicht  unsere 
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Absicht  sein,  auf  die  Abänderungen,  welche  in  diesen  Berathungen 
bei  einzelnen  Artikeln  des  Entwurfes  beschlossen  wurden,  hier 
näher  einzutreten;  sie  werden  im  Verlaufe  unserer  Darstellung 
der  bestehenden  Bundesverfassung  von  selbst  hervortreten.  Nur 
im  Allgemeinen  wollen  wir  bemerken,  dass  das  Militärwesen  nach 
dem  übereinstimmenden  Antrage  der  beiden  Kommissionen  geregelt 
wurde,  jedoch  mit  Weglassung  der  gar  zu  kantonalistisch  gefärb- 
ten Bestimmung  betreffend  den  Infanterie-Unterricht,  —  dass  beim 
Rechtsartikel  hinsichtlich  der  sofort  zu  erlassenden  Gesetze  eine 
aus  den  Anträgen  der  beiden  Kommissionen  kombinirte  Redaktion 
angenommen,  dagegen  der  Zusatz,  welcher  eine  künftige  Weiter- 
entwicklung der  Bundesgesetzgebung  ermöglichte,  gestrichen  wurde, 
—  dass  beim  ünterrichtswesen  die  Minimalforderung  an  die  Primar- 
schule gestrichen,  dagegen  eine  die  Glaubensfreiheit  sichernde  Be- 
stimmung aufgenommen  und  der  Zusatz  beigefügt  wurde:  »gegen 
Kantone,  welche  den  ihnen  auferlegten  Verpflichtungen  nicht  nach- 
kommen, werde  der  Bund  die  nöthigen  Verfügungen  treffen,«  — 
dass  bei  den  konfestionellen  Artikeln  die  Anträge  der  ständeräth- 
liclien  Kommission  angenommen  wurden,  —  dass  beim  Nieder- 
lassungswesen eine  wesentliche  Aenderung  zu  Gunsten  der  Kantone, 
welche,  wie  Bern,  das  System  der  örtlichen  Annenpfliege  haben, 
und  eine  Beschränkung  der  Ausweisung  verarmter  Niedergelassener 
beschlossen  wurde,  —  dass  endlich  das  Bundesgericht  nun  wirklich 
zur  ständigen  Behörde  erhoben  wmde  durch  die  Annahme  des, 
schon  1872  gestellten,  aber  damals  in  Minderheit  gebliebenen  An- 
trages: »die  Mitglieder  des  Bundesgerichtes  dürfen  keine  andere 
Beamtung,  sei  es  im  Dienste  der  i^idgenossenschaft,  sei  es  in  einem 
Kanton,  bekleiden,  noch  irgend  einen  andern  Beruf  oder  Gewerbe 
treiben«. 

Als  es  sich  am  Schlüsse  dieser  letzten  Revisionsberathung  um 

die  Frage  handelte,  ob  wieder,  wie  vor  zwei  Jahren,  in  globo  oder 

aber  gruppenweise  über  die  revidirte  Bundesverfassung  abzustimmen 

sei,  waren  selbst  Manche,   welche  in  der  Abstimmung  von  1872 

dnen  grossen  politischen  Fehler  erkannt  hatten,  geneigt,  diessmal 

zu  einer   Gesanuntabstimmung   Hand   zu   bieten.     Man    rechnete 

^bei  auf  den   grossem  Eifer  für  das  Revisionswerk ,  welcher  sich 

in  der  letzten  Zeit  in   allen   freisinnigen  Kantonen   kund  gegeben 

hatte,   und  man   zählte  darauf,   dass  die  nach  allen  Seiten  hin 
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gemachten  Konzessionen  auch  eine  Mehrheit  der  Kantone  herbei- 
führen würden.  Die  Abstimmung  in  globo  wurde  daher  von  den 
beiden  gesetzgebenden  Räthen  beschlossen  und  das  Ergebniss  der- 
selben zeigte,  dass  man  sich  in  der  Berechnung  nicht  getäuscht 
hatte. 

Indem  der  Bundesrath  den  Tag  der  Volksabstimmung  auf  den 
19.  April  ansetzte,  erliess  er  zugleich  eine  Proklamation  an  das 
Schweizervolk,  in  welcher  er  mit  Recht  betonte,  »dass  die  Grund- 
lage, auf  welcher  ein  so  schwieriges  Werk  bei  der  Verschieden- 
artigkeit so  vieler  sich  durchkreuzender  Interessen  allein  zu  Stande 
kommen  konnte,  nämlich  eine  ehrliche,  offene  Verständigung,  eine 
brüderliche  Selbstverläugnung  in  guten  Treuen  festgehalten  worden 
ist«.  Mit  diesen  Worten  war  offenbar  hauptsächlich  der  Verzicht 
auf  volle  Rechtseinheit  gemeint,  welcher  von  Seite  einzelner  deut- 
scher Kantone  ein  wirkliches  Opfer  in  sich  schloss,  das  im  Interesse 
des  Zustandekommens  der  Revision  der  romanischen  Schweiz  dar- 
gebracht wurde. 

Die  Abstimmung  vom  19.  April  1874  wurde  ausserordentlich 
zahlreich  besucht:  nicht  weniger  als  538,212  Schweizerbürger 
betheiligten  sich  an  derselben.  Von  diesen  erklärten  sich  für 
Annahme  der  neuen  Bundesverfessung  340,199,  für  Verwerfung 
198,013  Bürger;  es  ergab  sich  somit  die  grosse  Mehrheit  Ton 
142,186  Stimmen  für  die  Annahme.  Noch  überraschender  war 
die  Mehrheit  von  I4V2  S^S^^  "^V«  Standesstimmen,  welche  sich  fiir 
die  Annahme  ergab;  es  stimmten  nämlich  hiefür  die  Kantone 
Zürich,  Bern,  Glarus,  Solothum,  Basel,  Schaffhausen,  Appenzell  A.Rh., 
St.  Gallen,  Graubünden,  Aargau,  Thurgau,  Tessin,  Waadt,  Neuen- 
burg und  Genf.  In  allen  diesen  Kantonen  mit  Ausnahme  von 
Tessin,  wo  der  Grosse  Rath  die  Standesstimme  abgab,  traf  dieselbe 
völlig  zusammen  mit  dem  Volksentscheide. 

Die  Bundesversammlung,  welche  auf  den  28.  Mai  zur  Verifika- 
tion der  Abstimmung  einberufen  wurde,  erklärte  hierauf  die  neue 
Bundesverfassung  feierlich  in  Kraft.  Die  Schweiz  ist  damit  in 
eine  neue  Periode  ihrer  Entwicklung  eingetreten. 

Nicht  umsonst  wurde  das  glänzende  Ergebniss  der  Abstimmung 
vom  19.  April  in  den  revisionsfreundlichen  Kantonen  mit  lautem 
Jubel  begrüsst  und  festlich  begangen.  Eine  lange  Periode  des 
Ringens    um  eine  zeitgemässe  Verbesserung  unsrer  Bundeszustände 
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—  ein  Kampf,  der,  wenn  auch  in  den  Behörden  selbst  begonnen, 
doch  immer  mehr  in's  Volksleben  eingegriffen  hatte  —  war  damit 
abgeschlossen  und  eine  Menge  fruchtbarer  Keime  sind  in  die  neue 
Verfassung  niedergelegt.  Vor  Allem  dürfen  wir  nun  hoffen,  unser 
Wehrwesen  auf  eine  Stufe  gehoben  zu  sehen,  welche  dem  heutigen 
Stande  der  Kriegskunst  besser  entspricht  als  die  frühere  Militär- 
verfassung.  Sodann  sind  auf  dem  Yolkswirthschaftlichen  Gebiete 
und  in  dem  so  wichtigen  Unterrichtswesen  wesentliche  Fortschritte 
ermöglicht;  die  freie  Niederlassung  wird  in  einem  liberaleren  und 
durchgreifenderen  Sinne  aufgefasst  als  bis  dahin,  namentlich  auch 
mit  Bezug  auf  das  Stimmrecht  in  Gemeindeangelegenheiten;  die 
Ehehindernisse  sind  beiseitigt ;  die  Glaubensfreiheit  ist  gewährleistet, 
aber  allen  Uebergriffen  einer  geistlichen  Gewalt  auf  das  Gebiet 
des  Staates  ist  gewehrt.  Im  Rechtswesen  ist  die  Erlassung  eid- 
genössischer Gesetze  über  alle  Verkehrsmaterien  in  Aussicht  ge- 
nommen, womit  man  sich  für  den  Augenblick  um  so  eher  begnügen 
kann,  als  die  weitere  Entwicklung  ohne  Zweifel  von  selbst  folgen 
wird.  Endlich  ist  die  Gewaltentrennung  nun  strenger  durch- 
geführt: den  politischen  Behörden  des  Bundes  sind  die  Geschäfte, 
welche  in  den  Bereich  der  Justiz  gehören,  entzogen  und  dem 
Bundesgerichte  ist  eine  würdigere  Stellung  und  eine  entsprechende 
Wirksamkeit  angewiesen. 
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Zweite  Abtheilung. 


Die  BundesYerfassung 

in  ihrer  Fortentwicklung 
durch 

die  Gesetze  und  Beschlüsse  der  Bundesbehörden. 


Erster  Abschnitt. 
Der  Bereich  der  Bnndefiigewalt. 


Erstes  Kapitel. 


Das  Verhältniss  der  Eidgenossenschaft  zu  den  Kantonen 

im  Allgemeinen. 

§  1.   Charakter  und  Zweck  des  Bundes;  Ansscheidung  der  Bandes- 
und der  Kantonalsouveränetät. 

Alle  dauernden  Verbindungen  mehrerer  Staaten  zu  einem  poli- 
tischen Gesammtkörper  haben  das  Gemeinsame,  dass  gewisse  An- 
gelegenheiten von  allgemeiner  Bedeutung,  wie  namentlich  der 
Schutz  der  Unabhängigkeit  nach  Aussen,  sowie  die  Wahrung  des 
Landfriedens  im  Innern,  einer  Centralgewalt  übertragen  sind,  wäh- 
rend alle  übrigen  Angelegenheiten,  von  denen  man  annimmt,  dass 
sie  nur  die  einzelnen  Staaten  als  solche  berühren,  freithätig  durch 
die  besondem  Organe  dieser  letztern  geordnet  werden.  Unter  den 
verschiedenartigen  Conföderationen,  welche  uns  die  Weltgeschichte 
zeigt'*'),  lassen  sich  indessen  zwei  Hauptgattungen  unterscheiden, 
welche  man  mit  dem  Namen  »Staatenbund«  und  »Bundes- 
staat« zu  bezeichnen  pflegt;  die  letztere  Formation  erscheint 
dabei  der  erstem  gegenüber  als  die  höhere  Entwicklungsstufe.  Im 
wirklichen  Leben  der  Staaten  treten  zwar  sehr  oft  Erscheinungen 
auf,  welche  der,  von  der  Wissenschaft  aufgestellten  Schablone 
spotten:  so  lässt  sich  z.  B.  geradezu  jetzt  die  Verfassung  des 
Deutschen  Reiches  (früher  des  Norddeutschen  Bundes)  nicht  leicht 
vereinigen    mit  derjenigen   Idee    eines  Bundesstaates,   welche  die 

*)  Freeman,  history  of  federal  government  (London  1863)  bezeichnet  als 
die  interessantesten  Beispiele  dieser  Staatsform  den  achäischen  Bund,  die 
schweizerische  Eidgenossenschaft,  die  vereinigten  Niederlande  und  die  nord- 
amerikanische Union. 


172        K^P*  1-  Verfaältniss  der  Eidgenossenschaft  zu  den  Kantonen. 

Doktrin  dem  grossen  Vorbilde  Nordamerikas  entiehnt  hatte.  Auch 
in  der  Schweiz  können  die  historischen  Gestaltungen  von  1803  und 
1815  weder  unter  den  einen  noch  unter  den  andern  der  beiden 
Begriffe  völlig  subsumirt  werden,  wenn  auch  die  Mediationsakte 
sich  mehr  dem  Bundesstaate,  der  Bundesvertrag  mehr  dem  Staaten- 
bunde näherte.  Immerhin  kann  man  sagen,  dass  die  Schweiz,  wie 
früher  schon  Nordamerika,  von  einem  lockern  Staatenbunde,  den 
sie  namentlich  vor  dem  Jahre  1798  darstellte,  allmählig  fort- 
geschritten ist  zu  einem  wirklichen  Bundesstaate,  dem  diese  Eigen- 
schaft nicht  streitig  gemacht  werden  kann  und  der  auch  durch 
die  neueste  Verfassungsrevision  seinen  Charakter  nicht  verloren  hat.  *) 
Schon  äusserlich  unterscheidet  sich  die  gegenwärtige  Bundes- 
verfassung gar  sehr  von  dem  Bundesvertrage  von  1815,  an  dessen 
Stelle  sie  getreten  ist.  Es  sind  nicht  mehr  »die  XXII  souveränen 
Kantone«,  welche  einen  Bund  schliessen  »zur  Behauptung  ihrer 
Freiheit,  Unabhängigkeit  und  Sicherheit  gegen  alle  Angriffe  frem- 
der Mächte,  und  zur  Handhabung  der  Ruhe  und  Ordnung  im 
Innern«,  sondern  der,  bei  der  letzten  Revision  unverändert  gebüe- 
bene  Eingang  der  Bundesverfassung  von  1848  lautet  folgender- 
massen : 

»Die  schweizerische  Eidgenossenschaft,  in  der  Ab- 
sicht, den  Bund  der  Eidgenossen  zu  befestigen,  die  Einheit,  Kraft 
und  Ehre  der  schweizerischen  Nation  zu  erhalten  und  zu  fördern, 
hat  nachstehende  Bundesverfassung  angenommen: 

Art.  1.  »Die  durch  den  gegenwärtigen  Bund  vereinigten  Völker- 
schaften der  zweiundzwanzig  souveränen  Kantone  (folgen  deren 
Namen)  bilden  in  ihrer  Gesammtheit  die  schweizersche  Eidgenossen- 
schaft.« 

Art.  2.  »Der  Bund  hat  zum  Zweck:  Behauptung  der 
Unabhängigkeit    des  Vaterlandes    gegen    Aussen,    Hand- 

*)  Immerhin  passt  es  far  die  jetzige  Verfassung  nicht  mehr,  wenn 
Bluntschli  noch  in  seiner  neuen  Auflage  der  Geschichte  des  schweizerischen 
Bundesrechtes,  in  dem  Abschnitte,  welcher  die  Bundesverfassungen  von  1848 
und  1874  behandelt,  von  einem  »augenfälligen  Missverhältnisse  zwischen  der 
Grossartigkeit  des  Organismus  und  der  engen  Begränzung  der  Bnndeskom- 
petenzen  im  Einzelnen«  spricht  und  die  Verfassung  mit  einem  »grossen  und 
kostspieligen  Pallaste«  vergleicht,  »in  welchem  wenig  Räume  wirklich  benutzt 
werden«. 
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ha  billig  von  Rulie  und  Ordnung  im  Innern,  Schutz  der 
Freiheit  und  der  Keclite  der  Eidgenossen  und  Be- 
förderung ihrer  gemeinsamen  Wohlfahrt.«*) 

Wir  haben  hier  zunächst  die  K  n  t  s  t  e  h  u  n  g  s  w  e  i  s  e  der  Bundes- 
verfassung, dann  den  ausgesprochenen  Bundeszweck  in's  Auge 
zu  fassen.  Indem  man  im  Texte  selbst  die  »Eidgenossenschaft« 
als  Schöpferin  der  Bundesverfassung  hinstellte,  wollte  man  den 
Gedanken  ausdiücken,  dass  letztere  weder  in  dem  Willen  der 
Kantone  allein,  noch  ausschliesslich  in  demjenigen  des  Schweizer- 
volkes ihren  Ursprung  habe,  sondern  dass  beide  Faktoren  bei 
ihrem  Zustandekommen  zusammengewirkt  hätten.  **)  In  der  That 
ist  namentlich  die  revidirte  Bundesverfassung  von  1874,  wie  wir 
gesehen  haben,  sowohl  von  einer  imposanten  Mehrheit  des  Schweizer- 
volkes als  auch  von  einer  bedeutenden  Mehrheit  der  Kantone  an- 
genommen worden.  Bei  unsern  demokratischen  Einrichtungen, 
nach  welchen  auch  hi  den  Kantonen  dem  Volke  allein  die  Befug- 
niss,  eine  Verfassung  anzunehmen,  zusteht,  entspricht  es  sicherlich 
dem  Wesen  des  Bundesstaates  —  als  eines  Gesammtstaates ,  der 
über  den  Einzelstaat^n  steht  — ,  dass  eine  Bundesverfassung  nicht 
Uoss  von  den  Kantonen,  wie  es  beim  Bundesvertrage  von  1815 
aer  Fall  w^ar,  sondern  auch  von  dem  gesammten  schweizerischen 
^olke,  als  Einheit  gedacht,  angenommen  werden  muss.  —  Was 
sodann  den  im  Texte  ausgesprochenen  Bundeszweck  betrifft,  so  ist 
öiit  klaren  und  unzweideutigen  Worten  gesagt,  dass  die  Eid- 
genossenschaft, indem  sie,  gleich  wie  in  den  frühem  Bünden,  in 
der  Wahrung  der  äussern  Unabhängigkeit,  sowie  der  innem  Ruhe 
und  Ordnung  ihre  Hauptaufgabe  erkennt,  doch  hiebei  nicht  stehen 
Weihen,  sondern,  wie  es  einem  Bundesstaate  geziemt,  noch  über 
weitere  Staatszwecke  ihre  Fürsorge  erstrecken  will.  Die  Kantone, 
ans  denen  sie  besteht,  sind  zu  klein  an  Gebiet  und  Volkszahl,  als 

*)  Aefanlich  heisst  es  in   der  Verfassung  des  deutschen   Reiches  vom 

16.  April  1871,  der  Bund  werde  geschlossen  »zum  Sehutze  des  Bundesgebietes 

ond  des  innerhalb  desselben  gültigen  Rechtes,  sowie  zur  Pflege  der  Wohlfahrt 

des  deutschen  Volkes«.    Im  Ingresse  der  nordamerikanischen  Verfassung  heisst 

es:  die  Union  werde  geschlossen    »in  order  —  to   estabUsh  justice,  insure 

domestic  tranqnility,  provide  for  the  common  defence,  promote  the  general 

wel&re«. 

*♦)  Abschied  der  ordentlichen  Tagsatzung  von  1847.    Th.  IV.    S.  212. 
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dass  sie  liinlängliche  Garantien  für  eine  feste  Uechtsortlnung  nach 
allen  Seiten  hin  darbieten  könnten;  sie  sind  zu  schwach  an 
Hülfsniitteln ,  als  dass  es  ihnen  möglich  wäre,  allen  den  Anfor- 
derungen zu  entsprechen,  welche  bei  den  vorgescbrittnen  Kultur- 
zuständcn  der  Gegenwart  an  den  Staat  gestallt  werden.  In  beiden 
Beziehungen  also  will  die  Eidgenossenschaft  nachhelfen  und  sie 
hat  der  gestellten  Aufgabe  seit  1848  auf  erfreuliclie  Weise  nach- 
gelebt. Es  besteht  gegenwärtig  auch  auf  dem  Gebiete  des  Staats- 
rechtes eine  Rechtssicherheit,  wie  sie  frühere  Zeiten  nicht  gekannt 
liaben,  und  so  viele  materielle  Schöpfungen  der  letzten  Jahrzehnde, 
welche  den  Verkehr  und  den  Gedankenaustausch  unendlich  erleich- 
tert haben,  hätten  ohne  die  Unterstützung,  die  sie  beim  Bunde 
fanden,  nicht  in's  Leben  treten  können.  »Der  Hauptvorzug  der 
Form  des  Bundesstaates  besteht  darin,  dass  sie  es  möglich  macht, 
für  die  allgemeinen  Zwecke  die  Kraft  des  schweizerischen  Volkes 
zusammenzufassen ,  ohne  im  Uebrigen  den  Kantonen  das  Recht 
der  Selbstregierung  zu  entziehen.  Alle  Aufgaben,  welchen  die  zer- 
splitterten Mittel  der  Kantone  nicht  gewachsen  sind,  können  naix 
von  der  Centralgewalt  gelöst  werden ,  und  es  bleibt  dennoch  dei 
Kantonen  ein  reiches  Feld  der  Thätigkeit ,  auf  welchem  sie  fi 
und  selbstsändig  sich  bewegen  und  in  edelm  Wetteifer  in  mancherfe  " 
Leistungen  für  d«as  Volkswohl  sich  gegenseitig  überbieten  können.«  """^T 
Wichtiger  als  die  bisher  berührten,  mehr  äusserlichen  Ver^-* 
schiedenheiten  zwischen  dem  Staatenbunde  und  dem  Bundesstaat^ 
ist  für  die  Erkenntniss  dieses  letztern  seine  innere  Struktur^- 
Im  Bundesstaate  steht  über  den  Einzelstaaten  befehlend  ein^ 
selbstständige,  wenn  schon  an  eine  bestimmte  Zuständigkeit' 
gebundene  Centralgewalt,  welche  ihren  besondern  Organismus  vot^ 
Faktoren  und  Vollziehern  des  Staatswillcns  hat  und  als  formlicbp 
Staatsgewalt   auftritt.  **)     Wälirend    frülier    in    der  Schweiz  die 

*)  Ruttimann  über  die  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  f&r 
Realisinmg  des  Bundesrechts  zu  Gebote  stehenden  Organe  und  Zwangsmittel. 
Zürich  1862. 

**)  Rob.  V.  Mohl,  das  deutsche  Reichsstaatsrecht  (Tab.  1873)  S.  29. 
Vergl.  auch  B 1  u  n  t  s  c  h  1  i ,  Geschichte  des  schweizerischen  Bnndesrechts  (2.  Aufl.) 
S.  5G2:  »In  dem  Bundesstaate  giebt  es  nicht  bloss  organisirte  Einzelstaaten, 
sondern  auch  einen  vollständig  organisirten  Central-  und  G^-sammt- 
Staate. 
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Tagsatzung  nichts  anderes   war  als  ein  Kongress  von  Gesandten 
der    Kantone  welche  ihre  Instruktionen    austauschten,    und  der 
Vorort  mit  der  Regierung  eines  der  grössern  Kantone  zusammen- 
fiel, besitzt  nun  der  Bund,  gleich  jedem  einheitlichen  Staate,  eigne 
gesetzgebende,  vollziehende  und  richterliche  Behörden,  welche  mit 
Ausnahme  der  Wahl  des  Ständerathes ,    dessen  Mitglieder  jedoch 
nach  freier  üeberzeugung  stimmen  —  von  den  Kantonen  durchaus 
imabhängig  sind.     Auf  einem  weiten  Gebiete  steht  den  Bundes- 
behörden allein  das  Becht  zu,   Gesetze   zu  erlassen  und  die  Voll- 
ziehung derselben   zu  überwachen;  die  Kantone  haben  sich  ihren 
Anordnungen  zu   fügen.     Die   Herrschaft  des  Bundesstaates  aber 
erfasst   nicht  bloss,   wie  diejenige  des  Staatenbundes,  die  Begie- 
rangen  der  Einzelstaaten,  sondern  auch  unmittelbar  die  ein- 
zelnen Staatsbürger,*)  welche  den  Gesetzen  und  Verfügungen 
der  Bundesbehörden  so  gut  wie  denjenigen  der  Staatsbehörden  Ge- 
horsam zu  leisten   verpflichtet  sind.     Während  im   Staatenbunde 
widerspenstigen   Regierungen  gegenüber  kaum   etwas  anderes  als 
der  Weg  der  Gewalt  übrig  bleibt,  um  die  Vollziehung  der  Bundes- 
voischriften  durchzusetzen,  bestehen  dagegen  im  Bundesstaate  ver- 
fassungsmässige Organe,   welche  die  genaue  Beachtung  dei*selben 
auf  firiedlichem  Wege  sichern.     In  der  Schweiz  lassen  sich  für  die 
direkte  Unterwerfung  der  Bürger  unter  die  Vorschriften  des  Bun- 
des und   seiner  Behörden  zahlreiche  Beispiele  anführen.    Die  Be- 
stimmungen der  Zoll-  und  Postgesetze  sind,   ohne  Rücksicht  auf 
l^ntonale  Gränzen   und  kantonale  Anschauungsweise,   verbindlich 
fiir  alle  Bewohner  der  Schweiz  und  wer  sich   gegen  sie  auflehnt, 
^terUegt  demjenigen  Strafverfahren,  welches  der  Bund  für  solche 
Üebertretungen  angeordnet  hat.     Ebenso  ist,    wenn  der  Bund  die 
Anwendung  seines  Expropriationsgesetzes  für  ein  öffentliches  Werk 
keschliesst,  jeder  Grundeigenthümer  verpflichtet,  vor  den  dort  an- 
gewiesenen Behörden  über  die  Frage  der  Abtretungspflicht  sowohl 
ab  über  diejenige  der  zu  leistenden  Entschädigung  Recht  zu  suchen. 
Aber  auch  die  Rechte,   welche  der  Bund   dem  einzelnen  Bürger 
gewährleistet,    werden  von   ihm    selbst    geschützt   sowohl  andern 
Bfiigem  als  den  kantonalen  Behörden  gegenüber.    Wenn  z.  B.  ein 

*)  Vergl.  Freeman  a.  a.  0.  S.  11 :   »The  Federal  Power will  act 

not  only  on  the  Govemments  of  the  several  States,  but  directly  on  wery  Citizen 
of  those  States«. 
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Schweizer   von   seinem  Gläubiger   vor   einem   andern  Gerichte  als 
demjenigen  seines  Wohnortes  belaugt  wird,  so  kann  er  sich  direkt 
an   das  Bundesgericht   wenden ,    um   Befreiung   von   dem  bundes* 
wichrigen  Gerichtsstande  zu   erwirken.     Selbst  wenn   nur  die  Ver- 
letzung einer  kantonalen,   aber  durch  den  Bund  garantirten  Ver- 
fassung in  Frage  liegt,  so  kann  der  einzelne  Bürger  den  Streit  an 
die  Bundesbehörde  ziehen ,   deren  Entscheid  für  die  Behörden  des 
betreffenden  Kantons   massgebend   ist.     So   erfasst  der  Bund  mit 
seinen  Kompetenzen  die  Rechte  und  Pflichten  des  Schweizerbärgers 
in  den  verschiedensten  Beziehungen,    und  wer  in   seinem  bäl^e^ 
liehen  Leben   nicht  auf  dessen  Wirken  stösst,  den  erinnert  daran 
wenigstens    die    Militärpflicht,    welcher    er    nach   Anleitung  te 
Bundesgesetze   zu    genügen    oder   die    Ersatzsteuer   dafür   zu  be- 
zahlen hat! 

Ohne  Zweifel  gehört  zum  Wesen  des  Bundesstaates  auch,  dass 
die  volle  Souveränetät  der  Einzelstaaten  aufgegeben  ist  und  die 
Hoheitsrechte  zwischen  diesen  und  dem  Bunde  getheilt  sind« 
Wenn  jedoch  diese  Theilung  der  staatlichen  Aufgabe  dahin  tct- 
standen  wird,  dass  »jeder  Theil  sich  in  der  ihm  zugewiesenen 
Sphäre  mit  der  gleichen  Freiheit  bewege,  wie  wenn  der  andere 
Theil  gar  nicht  vorhanden  wäre,«  *)  so  passt  diese  Folgerungaus 
dem  Bundesstaatsbegi'iffe  wenigstens  nicht  für  unsere  schweize- 
rischen Verhältnisse.  Wir  werden  vielmehr  sehen ,  dass  nach  dct 
gegenwärtigen  Bundesverfassung  die  Eidgenossenschaft  und  die 
Kantone  im  Militärwesen ,  beim  hohem  Unterrichtswesen,  bei  toT 
.Errichtung  öffentlicher  Werke  zusammenzuwirken  berufen  sinäJ 
dass  das  Strassenwesen ,  sowie  das  Primarschulwesen  der  Kanton^ 
der  Aufsicht  des  Bundes  unteriiegen;  dass  in  mehrfachen  Rieh-* 
tungen  ein  Weiterzug  von  den  kantonalen  Gerichten  an  das  Bundes^ 
gericht  stattfindet.  Auf  eine  vollständige  Trennung  der  Gewalten 
zwischen  dem  Bunde  und  den  Kantonen  ist  unsere  Bundesverfassung 
nicht  angelegt :  die  Kantone  behalten  zwar  noch  einen  ausgedehnten 
Wirkungskreis,  innerhalb  dessen  sie  sich  frei  bewegen  können, 
aber  wo  sie  auf  verfassungsmässige  Voi'schriften  des  Bundes  und 
deren  Vollstreckung  durch  die  Bundesbehörden  stossen,  haben  äe 
der  Suprematie  des  Gesammtstaates  sich  zu  fugen. 

*)  Rüttimann,  das  nordamerikanische  Bundesstaatsrecht,  verglichen  mit 
den  politischen  Einrichtungen  der  Schweiz.  I.  49. 
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Von  dem  Einheitsstaate,  welcher  in  blosse  Administrativbezirke, 
nicht  al)er  in  relativ  selbststäudige  Gemeinwesen  zerfällt,  unter- 
scheidet sich  unser  Bundesstaat  immerhin  wesentlich  durch  die 
nachfolgende  Bestimmung  des  Art.  3  der  Verfassung; 

yyDie  Kantone  sind  sourerän,  Hoiceif  ihre  SoKrerüHefäf  nicht  durch 
dtP  Bnndesrerfasmmfj  beschränkt  ist,  und  üben  als  solche  alle  Hechte 
avs,  icelche  nicht  der  Bundesgewalt  übetira/jen  muL*' 

Wie  wir  im  Verlaufe  unserer  Darstellung  sehen  werden,  liaben 
die  Kantone  von   den   Befugnissen,   welche   zu  den  Souveränetäts- 
ripchten   eines    unabhängigen    Staates    gezählt   werden ,    viele   und 
wichtige   dem  Bunde   abgetreten   und  mit  Bezug  auf  diese  Rechte 
erscheint  nun  der  Bund,  sowohl  dem  Auslande  als  dem  einzelnen 
Schweizerbürger   gegenüber,    als   souverän.    Aber  alle   andern 
Hoheitsrechte,   welche   die  Kantone   dem  Bunde   nicht    abgetreten 
haben,   und   es   sind   deren  noch   sehr  viele  und  beinahe  eben  so 
wichtige,    sind  ihnen  ^blieben,  wie  namentlich  die  Gesetzgebung 
über  das  Strafrecht   und   den   grössern  Theil   des  Civilrechts ,   die 
Steuerhoheit ,   das  Polizeiwesen ,   das  Strassenwesen ,  das  Kirchen- 
und  Unterrichtswesen.     Auf  diesen   Gebieten    ersclieint   die   freie 
Verfügung  der  Kantone   als  Regel ,   das  Einschreiten   des  Bundes 
als  Ausnahme ,   da  die  schweizerische  wie  die  nordamerikanische  *) 
l'Uudesverfassung    die    Gegenstände,    welche    in    den   Bereich   der 
Bundesgewalt   gehören,   positiv,   genau  und   ausführUch,   die  An- 
gelegenheiten lüngegen,  deren  Ordnung  den  Einzelstaaten  zukömmt, 
■      W088  mit  einem  allgemeinen ,  negativen  Ausdrucke  bezeichnet ,  so 
[     kann  es   sich   fragen,   ob   die   Kantone  Anspruch   haben  auf  alle 
diejenigen  Befugnisse,   welche  nicht  ausdrücklich  in  der  Ver- 
fassung dem  Bunde  übertragen  sind,  oder  ob  es  nicht  auch  Rechte 
gel«,  welche  gewissermassen  stillschweigend  dem  Bunde  eingeräumt 
sind.   In  dieser  Hinsicht  ist  zu  beachten,  dass  das  Wort  »ausdrück- 
licli«  (expressement) ,   welches  sich  in  dem  entsprechenden  Artikel 

*)  Amend.  10:   »The  powers  not  delegated  to  the  United  States  by  tho 
eonstitution  nor  prohibited  by  it  to  the  statcs,  are  reservcd  to  the  states  rcspec- 
tively,  or  to  the  people.«  —  Aehnlich  sagte  die  (nicht  in's  Leben  getretene) 
fientsche  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  in  S.  5:    »Die  einzelnen  deut- 
schen Staaten  behalten  ihre  Selbststämh'gkeit ,  soweit  dieselbe  nicht  durch  die 
Roichsverfassung  beschränkt  ist;  sie  haben  alle  staatlichen  Hoheiten  und  Rechte, 
soweit  diese  nicht  der  Reichsgewalt  ausdrücklich  übertragen  sind.« 

Blnmer,  Handbaeh  I.  12 
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der    Vermittlungsakte*;    und   auch   noch   in   den   Entwürfen   tou 
1832  und   1833  vorfand,    in   unserm  Art.  3   fehlt.     Forscht  mau 
auch  in  den  Protokollen  der  Kommission  und  der  Tagsatzung  von 
1848  umsonst  nach  den  Gründen  der  Weglassung,  so  ist  doch  an- 
zunehmen, dass  die  Bedaktoren  jenes  Wort  absichtlich  und  wohl- 
überlegt gestrichen  haben.  Das  Nämliche  geschah  in  Nordamerika, 
wo  die  Confoderations- Artikel  von  1778  das  Wort  »expressly«  auch 
enthielten,   während   es  im   zehnten  Zusatzartikel   zur  gegenwar- 
tigen Verfassung  aus  dem  Grunde  fallen  gelassen  wurde,  weil  man 
von    der  Ansicht    ausging,    dass    den    Vereinigten   Staaten  auch 
stillschweigend    verliehene   Befugnisse  zustehen.**)    Wir 
dürfen  daher  wohl  auch  für  die  Schweiz  annehmen,  dass  die  Sou- 
veränetät  des  Bundes  sich  nicht  bloss  über  diejenigen  Angelegen- 
heiten erstreckt,  welche  in  der  Bundesverfassung  selbst  mit  dürren 
Worten   ihm  zugeschiedea  sind,   sondern   auch  noch  über  andere 
Verhältnisse ,  deren  einheitliche  llegelung  %ls  Bedürfiiiss  ersdieiat 
für  die  Erfüllung  der  ihm  obliegenden  Aufgaben.  Unter  diesem  Aus- 
drucke verstehen  wir  immerhin  nicht  die  allgemeinen  Bundeszweck© 
(Art.  2  der  Bundesverfassung),  deren  schrankenlose  Verfolgung  geraden 
Weges   zum  Einheitsstaate  führen  müsste,    sondern  die  spezielleii 
Rechte  und  Pflichten  des  Gesammtstaates ,   welche  in  den  Einzel^ 
bestimmungen  der  Verfassung  vorgesehen  sind.     Es  besteht  somi^ 
nicht  eine  Präsumtion  zu  Gunsten  der  Kantonalsouveränetät,  sot».^ 
dem  es  ist  in  jedem  einzelnen  Falle,   gestützt  auf  allgemeine  It^" 
terpretationsregeln,  zu  entscheiden,  ob  ein  Einschreiten  des  Bund^^ 
aus   den  Bestimmungen   der  Bundesverfassung  und  Bundesgeseta^'*' 
gebung   sich   rechtfertigen   lasse  oder  nicht.  ***)     Eine  Reihe  vo^^ 
Gesetzen   und  Beschlüssen   sind  von  der  Bundesversammlung  er*^ 
lassen   worden,   ohne  dass  sich  dazu  eine  ausdrückliche  Er-^ 
mächtigung  in    der   Verfassung    fand;    wir   erinnern  nur  an  di^ 
gesammte   Eisenbahngesetzgebung   und  an  die   Gesetze    über  die 
gemischten  Ehen. 

*)  Vergl.  oben  S.  36. 

**)  Rüttimann,  nordamerikanisches  Bundesstaatsr.    I.  28. 

***)  Zu  dieser  Modification  unsrer  frtlhem  Ansicht  sind  wir  \-eranU8tt 
worden  durch  eine  Kritik  der  ersten  Ausgabe  dieses  Werkes  (von  Professor 
Rttttimann),  welche  in  der  >Neaen  Zürcher  Zeitungc,  1868  No.  195  bis  198, 
erschienen  ist. 
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Wenn  über  die  Gränzen  der  Bundes-  und  der  Kan- 
tonalsouveränetät  Streit  entsteht,  so  muss  es  im  Bundesstaate 
eine  Autorität  geben,  welche  denselben  auf  friedlichem  Wege  ent- 
gültig entscheidet.  Das  System  der  Bundesverfassung  von  1848, 
nach  welchem  solche  Kompetenzstreitigkeiten  durch  die  vereinigte 
Bundesversammlung  (bestehend  aus  dem  National-  und  Stände- 
rathe,  welche  oft  schon  in  getrennter  Berathung  die  Sache  be* 
handelt  hatten),  ausgetragen  wurden,  hatte  sich  nach  verschie- 
denen Richtungen  hin  als  ungeeignet  erwiesen ;  daher  wurde  in  der 
revidirten  Bundesverfassung  von  1874  (Art.  113)  der  Entscheid 
solcher  Konflikte,  nach  amerikanischem  Vorbilde,  dem  Bundes- 
gerichte übertragen.  Aber  während  in  Nordamerika  die  Gerichte 
der  Union  auch  über  die  Verfassungsmässigkeit  der  Gesetze  ur- 
theilen  *),  hat  man  in  der  Schweiz  sofort  beigefügt,  dass  »die  von 
der  Bundesversammlung  erlassnen  Gesetze  und  allgemein  verbind- 
lichen Beschlüsse,  sowie  die  von  ihr  genehmigten  Staatsverträge 
für  das  Bundesgericht  massgebend«  seien.  Das  heisst  mit  an- 
dern Worten :  die  wichtigsten  Kompetenzfragen,  welche  auftauchen 
können,  die  nämlich,  ob  ein  Bundesgesetz  oder  ein  Staatsvertrag 
innerhalb  des  Rahmens  der  Bundesverfassung  sich  halte  oder 
darüber  hinausgehe,  entscheidet  die  gesetzgebende  Behörde  selbst 
auf  imanfechtbare  .Weise.  Es  liegt  somit  allerdings  in  der  Hand 
der  Bundesversammlung,  ihre  Kompetenzen  allmählig  weiter  aus- 
zudehnen, was,  in  schroffem  Gegensatze  zur  nordamerikanischen 
Anschauungsweise,  ein  zum  Einheitsstaate  hinneigender  deutscher 
Schriftsteller'*'*)  bei  der  Besprechung  der  Beichsverfassung  ganz 
natürlich  gefunden  hat  Wir  möchten  hier  eher  sagen,  der  Mangel 
einer  rechtlichen  (nicht  bloss  moralischen)  Garantie  ftlr  die  strikte 
Innehaltung  der  Bundesverfassung  auch  auf  dem  Gebiete  der  Gesetz- 
gebung lasse  die  volle  Wahrheit  der  in  Art.  3  mit  etwelcher 
Emphase  ausgesprochenen  Souveränetät  der  Kantone  als  proble- 

*)  Vergl.  Battimann  nordamerikanisches  Bandesstaatsrecht  I.  344  ff. 
Laboalaye  histoire  des  Etats  unis  I.  21:  »L'Am^rique  n'a  pas  voaln  que  las 
denx  chambres,  inline  d'accord  avec  le  pr^sident,  se  missent  an-dessus  de 
la  loi  sapreme.  Le  poavoir  judiciaire  est  assev  md^pendent  et  assez  fort  pour 
contraindre  les  assembl^  et  le  prändent  k  se  renfermer  dans  lear  r61e  et  k 
respecter  la  Constitution.« 

^)  Held,  die  Verfassung  des  deutschen  Eeiches  (Leipg.  1872)  S.  17,  152. 
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niatisrh  erscheinen.  Doch  sorixt  nun  wenigstens  das  neu  eingeführte 
fakultative  lieferendum  dafür,  dass  bei  allzugrosser  Ausdehnung 
der  Bundeskompetenz  das,  immer  noch  keineswegs  unitarisch  ge- 
sinnte Schweizenolk  sein  Veto  einlegen  kann,  wie  es  dieses  bereits 
beim  Gesetzesent würfe  über  das  politische  Stimmrecht  im  Jahr  1875 
gethan  hat,  welcher  allzusehr  in  bisherige  kantonale  Gewohnheiten 
eingriff. 

Besser   gewahrt   sind   die  den  Kantonen  verbliebenen  Hoheits- 
rechte  durch   den ,    in  unserer  Bundesverfassung  vorgeschriebenen 
Ii  e  V  i  s  i  0  n  s  m  0  d  u  s ,  denn  wenn  auch  für  Erweiterung  der  Bundcs- 
souveränetät  auf  dem  Wege  der  A'erfassungsrevision  allerdings  nicht 
Einstimmigkeit  der  Kantone  verlangt  wird,  so  kann  doch  wenigstens 
auch   nicht   die  Mehrheit  des   Schweizervolkes  allein   entscheiden, 
sondern  es  muss  zugleich  die  Mehrheit  der  Kantone  zu  jeder  Ein- 
schränkung  ihrer  Rechte  ihre  Zustimmung  ertheilen.     Dabei  ve^ 
steht  es  sich  jedoch  von  selbst,  dass ,  wenn  ein  Kanton  mit  einer 
als   angenommen  erklärten  Aenderung  der  Bundesverfassung  oder* 
vollends  mit  einem  gesetzgeberischen  Akte  nicht  einverstanden  isb , 
daraus  nicht  das  Recht  für  ihn  folgt,    aus  der  EidgenossenschaF^ 
auszutreten;    denn  die   Vereinigung    mehrerer  Staaten    zu  einecÄn 
Bundesstaate    hat    immer    einen    bleibenden,    nicht    auf 
Zeitdauer  beschränkten   und   nicht   von   Bedingungen  abhängige* 
Charakter.  *) 

^  2.    Die  Kantone  und  ihre  Verfassungen. 

Die  Bundesverfassung  von  1848  hat,  während  sie  das  Verhältnis^ 
der  Kantone  zur  Eidgenossenschaft  w^esentlich  umgestaltete ,  die  Ge-^ 
bietsverhiiltnisse  derselben  völlig  unberührt  gelassen.    Es  sind  dahef 
die  n(nmzehn  Kantone ,  welche  die  Vermittlungsakte  theils  aus  den 
Trümmern  der  Revolution  wieder  hergestellt,  theils  neu  geschaffen 
hat ,   sowie  die  drei  neuen  Kantone ,   die   dem  Bundesvertrage  von 
181')  beitraten,  völlig  unverändert  geblieben;  nur  hat  die  Bundes- 
verfassung die  im  Jahr  1833  (unter  Vorbehalt  der  Wiedervereinigung) 
vollzogne  Trennung  des  Kantons  Basel  in  zwei  Halbkantone,  gleich 
der  seit  Jahrhunderten  bestehenden  ähnlichen  Trennung  der  Kan- 

*)  Vergl.  Rob.  v.  Mo  hl  S.  11. 
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tone  Unterwaiden  und  Appenzell,  als  eine  vollendete  Thatsache 
anerkannt.  Die  Eidgenossenschaft  besteht  daher  eigentlich  aus 
fünfundzwanzig  halbsouveränen  Gliederstaaten  von  sehr  verschie- 
dener Grösse  und  materieller  Bedeutung.  Dem  Range  nach,  den 
ihnen  die  Bundesverfassung  nach  dem  Datum  ihres  Eintrittes  in  den 
Schweizerbund  giebt,  sind  es  folgende  Kantone  und  Halbkantone : 
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Da  die  zweiundzAvanzig  Kantone,  welche  in  ihrer  Gesammtheit 
die  Eidgenossenschaft  ausmachen,  in  Art.  1  der  Bundesverfassung 
speziell  aufgezählt  sind,   so  folgt  daraus,  dass  ein  Gebietszuwachs 

*)  Wohnbevölkerung  nach  der  eidgenössischen  Volkszählung  vom  1.  De- 
cember  1870. 
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oder  eine  Gebietsabtretung  für  die  Schweiz  nur  auf  dem  Wege 
einer  Bundesrevision  möglich  ist.  *)  Wenn  also  z.  B.  im  Jahr  1860 
der  nördliche  Theil  von  Savoyen  hätte  von  Frankreich  erworben 
werden  können,  oder  wenn  bei  einer  andern  politischen  Constella- 
tion  Oesterreich  geneigt  wäre,  uns  Vorarlberg  abzutreten,  so  be- 
dürfte eine  derartige  Erweiterung  des  Bundesgebietes ,  welche  eine 
Vermehrung  der  Zahl  der  Kantone  in  sich  schliessen  würde,  der 
Zustimmung  der  Mehrheit  der  Aktivbürger,  sowie  der  Kantone. 
Es  ist  dieses  sicherlich  auch  rationeller  als  wenn,  wie  in  Nord- 
amerika, die  Bundesbehörden  von  sich  aus  derartige  Veränderungen, 
die  von  der  grössten  Tragweite  sein  können,  beschliessen ;  gerade 
die  dortigen  Erfahrungen  haben  schlagend  gezeigt ,  wie  tief  ein 
Gebietszuwachs  in  die  innem  Verhältnisse  eines  Staates  eingreifen 
kann  und  wie  sehr  es  die  Volkssouveränetät  beeinträchtigt,  wenn 
über  so  wichtige  Fragen  das  Volk  nicht  konsultirt  wird.  Aber 
auch  die  Losreissung  eines  Kantons  von  der  Eidgenossenschaft, 
sowie  die  Vereinigung  mehrerer  Kantone  in  einen  einzigen,  wodurch 
die  Zahl  der  eidgenössischen  Stände  vermindert  würde,  ist  bundes- 
rechtlich nur  zulässig,  wenn  das  Schweizervolk  und  die  Kantone 
in  ihrer  Mehrheit  zustimmen. 

Nach  Art.  5  der  Bundesverfassung  gewährleistet  die  Eidgenossen- 
schaft den  Kantonen  ihr  Gebiet.  Es  folgt  daraus,  dass  kein 
Theil  eines  Kantons  sich  von  demselben  trennen  darf,  um  sich 
einem  andern  Kantone  oder  gar  einem  auswärtigen  Staate  anzu- 
schliessen;  der  Bund  müsste  in  einem  solchen  Falle  mit  aller 
Macht  einschreiten,  um  die  Integrität  des  kantonalen  Gebietes,  wie 
es  dermalen  besteht,  zu  wahren.**)  Es  Bedürfte  ebenfalls  einer 
Revision  der  Bundesverfassung,  um  z.  B.  den  Wunsch  des  Bezirkes 
Murten  zu  erfüllen,  welcher  schon  hin  und  wieder  dahin  sich  ge- 
äussert hat,  vom  Kanton  Freiburg  sich  zu  trennen  und  an  den 
Kanton  Bern  sich  anzuschliessen.  Wären  die  beiden  Kantone 
über  eine  derartige  Gebietsveränderung  einverstanden,  so  würde 
letztere  wohl  keine  allzugrosse  Schwierigkeiten  haben;  ist  aber 
jenes  nicht  der  Fall,  so  ist  es  der  Folgen  wohl  besser,  wenn  der- 
artigen Wünschen  nicht  allzuleicht  entsprochen  wird. 

Dem  Auslande  gegenüber  erscheint  das  Gebiet  der  Gränzkan- 

*j  Rflttimann  nordamerikanisches  Bandesstaatsrecht  II.  28,  veigl.  S.  11. 
**)  Prot  der  Revisionskomm.  v.  1848  S.  21. 
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tone  zugleich  als  Gebiet  des  schweizerischen  Gesammtstaates;  Gränz- 
bereinigungsverträge  mit  einem  auswärtigen  Staate  werden  daher, 
wie  wir  in  der  vierten  Abtheilung  dieses  Werkes  sehen  werden» 
immer  von  der  Eidgenossenschaft,  nicht  von  dem  betreffenden 
Kanton  abgeschlossen.  Gränzanstände  im  Innern  der  Schweiz, 
welche  zwischen  zwei  Kantonen  oder  Halbkantonen  entstehen 
können,  gehören  zu  den  staatsrechtlichen  Streitigkeiten,  welche 
früher  von  der  Bundesversammlung  entschieden  zu  werden  pflegten, 
nunmehr  aber  nach  Art.  113  Ziff.  2  der  Bundesverfassung  und 
Art.  57  des  Organisationsgesetzes  in  die  Kompetenz  des  Bundes- 
gerichtes fallen. 

Der  Bund  gewährleistet  den  Kantonen  fernerhin  ihre  Verfas- 
sungen. Die  Bedeutung  dieser  Garantie  wird  in  Art.  5  selbst 
näher  dahin  erläutert,  dass  sie  umfasse  »die  Freiheit,  die 
Rechte  des  Volkes  und  die  verfassungsmässigen 
Rechte  der  Bürger  gleich  den  Rechten  und  Befug- 
nissen, welche  das  Volk  den  Behörden  übertragen 
hat.«  Der  Bundes  vertrag  von  1815  enthielt  keinerlei  nähere  Be- 
stimmungen über  Umfang  und  Folgen  der  Verfassungsgarantie  und 
wurde  daher  oft  so  gedeutet  und  angewendet,  als  ob  die  Eidgenossen- 
schaft nur  die  Rechte  der  Regierungen  gegenüber  dem  Volke ,  nicht 
aber  auch  die  Rechte  des  Volkes  gegenüber  den  Regierungen  zu 
schützen  hätte.  In  diesem  Uebelstande,  der  seit  den  kantonalen 
Reformen  von  1830  in  einem  grossen  Theile  der  Schweiz  lebhaft 
empfunden  wurde,  lag  die  Veranlassung  zu  dem,  in  der  geschicht- 
lichen Einleitung  näher  besprochenen  Siebnerkonkordate  von  1832, 
durch  welches  die  konkordirenden  Stände  sich  versprachen,  »sowohl 
die  dem  Volke  jedes  Kantons  nach  seiner  Verfassung  zustehenden 
Rechte  und  Freiheiten,  als  die  verfassungsgemäss  aufgestellten  Be- 
hörden jedes  Kantons  und  ihre  verfassungsmässigen  Befugnisse  auf- 
recht zu  erhalten.«  Auf  ähnliche  Weise  sagte  der  Bundesentwurf 
von  1833 :  »der  Bund  gewährleistet  den  Kantonen  ihre  Verfassungen 
und,  nach  Inhalt  derselben,  die  Freiheit  und  die  Rechte  des  Volkes 
gleich  den  Rechten  und  Befugnissen  der  Behörden.«  In  der  Revi- 
sionskommission von  1848  fand  die  Theorie  des  Gesandten  von 
Waadt,  welcher  die  Rechte  der  Behörden  nicht  garantiren  wollte, 
weil  in  einer  Republik  die  Souveränetät  des  Volkes  völlig  unbe- 
schränkt und  ungebunden  sein  müsse,  wenig  Anklang ;  doch  wurde 
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der  Met',  (lass  auch  die  liechte  der  Behörden  nur  auf  dem.  iu  der 
Verfassung  ausgedrückten  \'olks\villen  ])eruheu,  wenigstens  insoweit 
Kechnuug  getragen,  dass  iu  dem  Entwürfe  gesagt  wurde :  »die  Frei- 
heit und  die  Hechte  des  Volkes  gleich  den  Rechten  und  den  Befug- 
nissen, welche  das  Volk  den  Keliörden  ül)ertragen  hat.«    Einen  wich- 
tigen Zusatz  zum  Art.  5  beschloss  dann  noch  die  'i  agsatzung,  indem 
sie  auf  den  Antrag  der  Gesandtschaft  von  Bern  neben  den  Rechten 
des  Volkes  aucli  die  »verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger«  unter 
die  Garantie  des  Bundes  stellte.     Man  wollte  durch  diesen  Zusatz 
den  Gedanken  entfernen,  dass  es  nur  einer  Mehrheit  des  Volkes  in 
einem  Kanton  zustehe,  sich  über  A'erletzung  der  \'erfassung  durch 
die  Behörden  beim  Bunde  zu  beschweren ;  man  wollte  dieses  Becht 
auch  einer  Minderlieit,  ja  selbst  jedem  einzelnen  Bürger  sichern.*! 
In  Folge   der   gegenwärtigen  Fassung   des  Art.  5   steht   nun  dem 
Schweizerbürger  das  unschätzbare  Recht  zu ,    die  Intervention  der 
Bundesbeliörden  anzurufen,    nicht  bloss  wenn  Bundes-   und  Kon- 
kordatsvorsclu-iften.  sondern  aucli  wenn  ausdrückliche  Bestimmungen 
der  kantonalen  Verfassungen  von  den  Behörden  missachtet  worden    .  I 
sind,    mag  dieses   nun   in  den   grössern   ])olitischen  Verhältnisse!^ 
des  Kantons   oder   mit  Bezug   auf  individuelle  Rechte  des  Einzel- 
nen  geschehen   sein.     Erst  hierdurch  ist  die  Garantie  der  Verid»- 
sungen  eine  volle  Wahrheit  geworden  und  es  ist  jene  Befugniss  um  s^ 
werthvoller ,  je  leichter  es  in  den  Kantonen ,  bei  ihrem  beschränkte^^ 
Umtange,    vorkommen  kann,    dass  politische  Leidenschaften  od^^' 
acbninistrative  Willkür  die  Stimme  des  Rechtes  übertönen.    Dab^^ 
gewährt  schon  die  Redaktion  des  Art.  5   hinlängliche  Benihigun; 
dafür,    dass   nicht  jede   FVage   der   Gesetzesanwendung,    z.  B. 
Civilprozcssen ,   an  den  Bund  gezogen  weixlen  kann,   sondern  nu: 
Falle,   bei  denen   es   sich  um  die  Beachtung  oder  Nichtbeachtung 
ein(U'    Vcrlassungsbestimnmng    durch    die     kantonalen     BehördeiB' 
handelt. 

Die  Garantie  der  Verfassungen ,  welclie  der  Bund  üliernimmt, 
setzt  voraus,  dass  jeder  Kanton,  der  eine  \'erfassungsänderung  vor- 
ninnnt.  seine  revidirte  Verfassung  den  Bundesbehörden  zur  Einsieht 
vorzulegen  und  die  förmliche  Gewährleistung  derselben 
n a  c h z u s u c h e n  h a t.  (Art.  0 der Bundesverf .)  Nach  einem  Bundes- 

♦)  Abschied  S.  53,  54. 
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beschlusse  vom  16.  August  1851  *)  sind  die  Kantone  verpflichtet, 
die  Verfassungen,  für  welche  sie  die  Garantie  des  Bundes  nach- 
suchen, in  einer  angemessenen  Anzahl  gedruckter  Exemplare  dem 
Bundesrathe  einzusenden,  welcher  alsdann  für  die  nothigen  Ueber- 
setzungen  sorgen  soll.  Diejenigen  Kantonsverfassungen,  welche  zur 
Zeit  der  Annahme  der  Bundesverfassung  bereits  in  Kechtskraft  be- 
standen, bedürfen  keiner  nachträglichen  Vorlage  an  die  Bundes- 
behörden, sondern  werden  als  bereits  gewährleistet  betrachtet. 
Dabei  versteht  es  sich  indessen  und  ist  in  Art.  2  der  Uebergangs- 
bestimmungen  zur  Bundesverfassung  von  1874  ausdrückhch  gesagt, 
dass  Bestimmungen  dieser  altem  Verfassungen,  welche  sich  mit 
Vorschriften  des  Bundes  im  Widerspruche  befinden,  von  selbst  auf- 
gehoben sind.  Wenn  dagegen  ein  Kanton  aus  freien  Stücken  den 
Bundesbehörden  eine  vollständige  Verfassung  vorlegt,  in  welcher 
mit  einzelnen  neu  angenommenen  auch  ältere  Bestimmungen  ent- 
halten sind.,  so  sind  die  Bundesbehörden  berechtigt,  auch  diese 
letztern  zu  prüfen  und  ihnen  die  Gewährleistung  zu  versagen,  wenn 
sie  in  irgend  einer  Beziehung  mit  den  Bundesvorschriften  nicht  im 
Einklänge  stehen.  **) 

Der  Bund  hat  die  Gewährleistung  der  kantonalen  Verfassungen 
auszusprechen ,  soferne  sie  die  nachfolgenden  Bedingungen  erfüllen  : 
1)  Sie  dürfen  nichts  den  Vorschriften  der  Bundes- 
verfassung Zuwiderlaufendes  enthalten.  Diese  Bestim- 
mung kann  als  eine  selbstverständliche  für  den  Bundesstaat  be- 
zeichnet werden;  sogar  in  dem  Bundesvertrage  von  1815  war  sie 
bereits  aufgestellt.  Vorschriften  einer  kantonalen  Verfassung,  welche 
mit  Bundesartikeln  in  direktem  Widerspruche  stehen,  sowie  solche, 
die  letztere  auf  eine  unzulässige  Weise  interpretiren,  sind  von  der 
eidgenössischen  Gewährleistung  auszuschliessen.  ***)  Handelt  es  sich 
dagegen  bloss  um  zweifelhafte  Redaktionen,  bei  denen  die  Möglich- 
keit nicht  ganz  ausgeschlossen  ist,  dass  sie  in  einem,  der  Bundes- 
verfassung entgegenstehenden  Sinne  ausgelegt  werden  könnten,  so 
hat  sich  die  Praxis  eher  dahin  geneigt,   sich  mit  der  allgemeinen 

*)  Amtl.  Samml.  IL  395. 

**)  Eommissionalberichte,  betreffend  die  Verfassung  von  Graubflnden, 
Bnndesbl.  1853 1  431  ff,  456  ff.  Bundesbescbl  m  der  Am  tl.  Samml.  III.  337. 
***)  Vgl.  den  Bundesbescbloss,  betr.  die  Verfassung  des  Kt.  U  r  i ,  B  u  a  d  e  s  b  I. 
1850  n.  367,  sowie  denjenigen,  betr.  die  Verfassung  ?on  Graubünden,  s.  oben. 
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Erklärung  zu  begnügen ,  dass  der  Kanton  als  Bundesglied  sich  dem 
öffentlichen  Rechte  der  Eidgenossenschaft  unterziehe,  woraus  von 
selbst  folgt,  dass  im  Zweifelsfalle  die  kantonale  Verfassung  durch 
die  Bundesvetfassung  zu  erläutern  ist.  *)  Auf  der  andern  Seite  ist 
die  Bestimmung  des  Art.  6  litt,  a  der  Bundesverfassung  auf  eine,  ihren 
Wortlaut  ausdehnende ,  jedoch  ihrem  Geiste  gewiss  vollkommen  ent- 
sprechende Weise  angewendet  worden,  indem  man  verlangte,  dass  die 
kantonalen  Verfassungen  auch  mit  den  Gesetzen  des  Bundes, 
namentlich  den  militärischen ,  im  Einklänge  stehen  müssen.  **) 
Ebenso  machte  der  Bund  gegenüber  einigen  kathohschen  Kantonen, 
welche  die  Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Kirche 
—  eines  offenbar  zur  Verfassung  eines  Landes  gehörenden  Gegen- 
standes —  einem,  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  abzuschliessenden 
Konkordate  vorbehielten,  auch  seinerseits  den  Vorbehalt,  dass 
dieses  Konkordat  den  Bundesbehörden  zur  Einsicht  und  Prüfung 
vorzulegen  sei.  ***) 

2)  Sie  müssen  die  Ausübung  der  politischen  Rechte 
nach  republikanischen  —  repräsentativen  oder  de- 
mokratischen —  Formen  sichern;  ausgeschlossen  sind 
also  einerseits  monarchische,  anderseits  aristokratische  Verfassungen. 
Letztere  waren  bereits  verpönt  durch  den  Entwurf  von  1833, 
welcher  die  »repräsentativen  oder  demokratischen  Formen«,  die  man 
verlangte,  näher  dahin  erläuterte,  dass  »alle  Staatsbürger,  welche 
die  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllen,  die 
politischen  Rechte  auszuüben  befugt  seien  und  diese  Ausübung  nie 
zu  einer  unabänderlichen  Ortsberechtigung,  oder  zu  einem  Vorrecht 
der  Geburt,  von  Personen  oder  Familien  werden  könne.«  Der 
Ausschluss  der  monarchischen  Staatsform  wagte  die  Revisionskommis- 
sion von    1848,   wie   wir  gesehen  haben,    erst  nach  der  Pariser 

*)  Bericht  der  ständeräthl.  Kommission  über  die  Verf.  des  Kant.  T  hur - 
gau.  Bnndesbl.  1850  II.  218.  Botschaften  des  Bondesrathes ,.  betr.  die 
Verf.  der  Kantone  Oranbünden  und  Wallis,  Bnndesbl.  1853  m.  712, 
1654  in.  29.  Bondesbeschl.  von  1875  betr.  die  Verf.  des  Kant.  Lazern, 
Amtl.  Samml.    Neue  Folge  l.  592. 

**)  Bundesbeschluss,  betr.  die  Verf.  des  Kant.  Freibnrg,  Amtl.  Samml. 
y .  579.  Bericht  der  ständeräthl.  Komm,  im  B  u  n  d  e  s  b  1.  ]  867  11. 304.   Vgl .  Bon- 
desbeschl., betr.  die  Verf.  des  Kant.  Basel-Stadt,  Amtl.  Samml.  VI.  89. 
***)  Bundesbeschl.  0. Bericht,  betr.  die  Verf.  des  Kant  Freiburg  a.a.O. 
Vgl.  Bondesbeschl,  betr.  die  Verf.  des  Kant.  Wallis,  Amtl.  Samml.  IV.  229. 
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Februarrevolution  auszusprechen;  denn  es  handelte  sich  dabei, 
praktisch  genommen,  um  die  Erklärung,  dass  der  Kanton  Neuen - 
bürg,  welcher  als  ein  integrirender  Bestandtheil  der  Eidgenossen- 
schaft bezeichnet  wurde,  nicht  länger  zugleich  als  » Fürsten thum« 
unter  der  Herrschaft  des  Königs  von  Preussen  stehen  dürfe.  Die 
prinzipielle  Richtigkeit  dieses  Ausspruches,  den  die  Tagsatzung 
nachher  einstimmig  bestätigte,  lässt  sich  gewiss  nicht  bestreiten; 
denn  als  ein  unabweisbares  Bedürfniss  für  den  Bundesstaat  er- 
scheint eine  gewisse  Gleichartigkeit  der  Verfassungen  der  Gliedeiv 
Staaten.  Auch  die  nordamerikanische  Union  *)  setzt  für  die  Staaten, 
aus  denen  sie  besteht,  eine  republikanische  Verfassung  als  noth- 
wendige  Bedingung  voraus ;  man  fand  bei  der  Gründung  derselben, 
dass  in  einer  Confoderation,  die  auf  republikanischen  Grundsätzen 
beruhe,  die  oberste  Behörde  nothwendig  befugt  sein  müsse,  das 
System  gegen  aristokratische  und  monarchische  Neuerungen  zu 
vertheidigen.  Ebenso  hat  schon  Montesquieu  mit  Recht  darauf 
hingewiesen,  dass  in  Griechenland  Alles  verlÄ'en  war,  als  König 
Philipp  von  Makedonien  eine  Stimme  im  Rathe  der  Amphyktionen 
erhielt  Wenn  es  für  die  kleine  Schweiz  ein  Wagniss  war,  dem 
Zwitterverhältnisse  Neuenburg 's,  welches  die  europäischen  Staats- 
verträge von  1815  geschaflfen  hatten,  von  sich  aus  ein  Ende  zu 
machen,  so  ist  wenigstens  dieses  Wagniss  vollständig  gelungen, 
indem  durch  den  Pariser  Vertrag  von  1857,  den  wir  an  einer 
andern  Stelle  einlässlicher  besprechen  werden,  die  republikanische 
Verfassung  jenes  Kantons  die  Sanktion  des  Königs  von  Preussen, 
sowie  der  übrigen  europäischen  Mächte  erlangt  hat. 

3)  Sie  müssen  vom  Volke  angenommen  worden  sein. 
Diese  Bestimmung,  welche  weder  in  den  Entwürfen  von  1832  und 
1833,  noch  in  demjenigen  der  Revisionskommission  von  1848  sich 
findet,  ist  von  der  Tagsatzimg  auf  den  Antrag  der  Gesandtschaften 
von  Thurgau  und  St.  Gallen  angenommen  worden.**)  Es  liegt 
derselben  offenbar  die  Idee  zu  Grunde :  das  demokratische  Princip, 
auf  welchem  gegenwärtig  das  gesammte  schweizerische  Staatsrecht 
beruht,  erheische  mit  gebieterischer  Nothwendigkeit ,  dass  bei  der 
wichtigsten  staatlichen  Funktion,  der  Annahme  eines  Grundgesetzes, 

*)  Ver&ssang  IV.  4:   »The  United  States  shall  guaranty  to  every  State 
in  thia  niiion  a  republican  form  of  goveraement«   Vergl.  Rüttimann  II.  69. 
♦♦)  Abschied  S.  55. 
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das  Volk  selbst  soiueii  Willen  ausspreche.  Gegen  diese  feststehend 
gewordene  Kechtsansicht  war  noch  im  Jahr  1848  im  Kanton  P'rei- 
b  u  r  g  gesündigt  worden ,  indem  die  dortige  neue  Verfassung  dem 
Volke  nicht  zur  Annahme  vorgelegt  wurde.  Nur  mit  Widersti'el)en 
sprach  die  1  agsatzung  die  eidgenössische  Garantie  für  dieselbe  aus, 
weil  der  Bundesvertrag  von  1815  keinen  rechtlichen  Anhaltspunkt 
zu  einer  Verweigerung  bot;  den  neuen  Bund  aber  wollte  sie  zum 
voraus  der  Verpflichtung  entbinden,  Verfassungen  zu  gewährleisten, 
die  nicht  auf  dem  erklärten  Willen  der  Volksmehrheit  beruhen 
würden. 

4)  Sie  müssen  revidirt  werden  können,  wenn  die 
absolute  Mehrheit  der  Bürger  es  verlangt.  Die  Ent- 
würfe von  1832  und  1833  begnügten  sich,  den  Nachweis  zu  fordern, 
dass  überhaupt  eine  Revision  der  zu  gewährleistenden  Verfassung 
in  gesetzmässiger  W^eise  stattfinden  könne,  weil  in  den  damals  erst 
kürzlich  beseitigten  Kantonsverfassungen  von  1815  derartige  Bestim- 
mungen gänzlich  gefehlt  hatten.  Die  fünfzehn  ereignissreichen 
Jahre,  welche  bis  1848  folgten,  waren  reich  an  politischen  Erfah- 
rungen aller  Art;  insbesondere  lehrten  sie,  dass  es  in  einer  demo- 
kratisch organisirten  Republik  wenig  nütze,  dem  Volkswillen  Fesseln 
anzulegen,  welche  er  in  einem  Momente  der  Aufregung  nur  zu  leicht 
wieder  abzuschütteln  versucht  sein  könnte.  Die  Revisionskommission  *) 
nahm  daher  in  der  zw^eiten  Berathung  des  Bundesentwurfes  mit 
grosser  Mehrheit  die  Bestimmung  an,  dass  bei  jeder,  den  Bundes- 
behörden vorgelegten  Kantonsverfassung  zu  untersuchen  sei,  ob  sie 
revidirt  werden  könne,  wenn  die  Mehrheit  der  Stimmberechtigt«! 
CS  verlange ,  und  dass  nur  unter  dieser  Bedingung  die  eidgenössische 
Gewährleistung  auszusprechen  sei. 

Der  Sinn  der  Bestimnmug  ist  nun  offenbar  kein  anderer  als  dass 
in  den  kantonalen  Verfassungen  keine  künstlichen  Schranken  auf- 
gerichtet sein  dürfen,  welche  eine  Revision  auch  in  dem  Falle 
rechtlich  unmöglich  machen  würden,  wenn  eine  ausgesprochene 
A'olksmehrheit  sich  dafür  erklärt.  Die  Verfassungen,  welche  in 
dem  Zeiträume  von  1830  bis  1848  entstanden,  enthielten  ziemlich 
allgemein  die  Bestimmung,  dass  eine  Revision  nur  in  bestimmten 
Fristen  stattfinden  dürfe;  es  konnte  dann  leicht  vorkommen, 
dass,  wenn  die  Frist  anrückte,  kein  Bedürfniss  dafür  vorlag,  wäh- 

•)  Protokoll  S.  162. 
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rend,   wenn   das  Volk   eine  Revision   wünschte,    es  dieselbe  nicht 
^schliessen  konnte,  ohne  die  Verfassung  zu  verletzen.     Derartige 
IFristbestimmungen  sind  also  nicht  mehr  zulässig,  wie  die  Bundes- 
behörden bereits  1850  bei  Anlass  der  Verfassung   Nidwaldeu's 
erklärt   haben.  *)     Aber   auch  jede  andere  P^rschwerung  oder  Ein- 
schränkung der  freien  Manifestation  des  Volkswillens  bei  Rensions- 
abstimmungen wird  als  unstatthaft  betrachtet :  so  die  in  der  frühern 
Graubündner  Verfassung    enthaltene   Bestimmung,    dass   eine 
Revision   nm'  auf  den  Antrag   des  Grossen  Rathes   und  mit  zwei 
Dritttheilen  der  Kreisstimmen  sollte  beschlossen  werden  dürfen ;  **) 
so      eine    Bestimmung    der    Schaff  haus  er    Verfassung,    nach 
welcher  bei  Abstimmungen  über  die  Vornahme  einer  Totalrevision, 
sowie  über  Annahme  oder  VerT\'erfung  der  Verfassung  die  Anwesen- 
heit von  zwei  Dritttheilen  der  Stimmberechtigten  gefordert  wurde.  ***) 
Es    ist  hier  zu  bemerken,  dass  sehr  oft  in  den  Kantonen  zweierlei 
Abstimmungen   nach   einander   stattfinden:    die   erste    betriflfl   die 
frage,  ob  die  Verfassung  revidirt  w^erden  solle,   wofür  die  Initia- 
tive durch    eine    bestimmte  Anzahl   von  Bürgern    oder   auch  vom 
I^^utonsrathe  ergriffen  werden   kann;    die  zweite  betriflft  die  An- 
ii^hme  oder  Verwerfung  der  revidirt  en  Verfassung.     Auf 
^iö    letztere  Abstimmung   bezieht  sich  die  oben   unter  Zifi".  3  be- 
'^ndelte   Vorschrift   der    Bundesverfassung,    dass    die    kantonalen 
Verfassungen  vom  Volke,  d.h.  von  der  absoluten  Mehrheit,  sei  es 
^^^   Stimmenden  oder  sämmtlicher  Aktivbürger,  angenommen  sein 
Iltissen;  dagegen   bezieht   sich  die  hier  besprochene  Bestimmung 
^Heilbar  bloss  auf  die  erstere  Abstimmung.     Bei  dieser,  d.  h.  bei 
dci*  Anordnung    einer  Revision   soll   die   absolute  Mehrheit  der 
Bürger  ohne  jede  Einschränkung  entscheiden  können.  Dem  Wort- 
laute der  Bestimmung  widierspricht  es  aber  nicht,  wenn  ein  Kan- 
ton sich  mit  der  Mehrheit  der  an  der  Abstimmung  theilnehmenden 
Bürger  nicht  begnügt ,   sondeni  die  wirkliche  Mehrheit  der  Aktiv- 
biirger  in  der  Weise,  dass  auch  die  nicht  stimmenden  mit  in  Be- 
rechnung zu  ziehen  sind,  verlangt,  f) 

*)Bunde8bl.  1850  IL  230,  234. 

**)  Bundesbl.  1853  I.  436,  456.    Amtl.  Samml.  III.  338. 
***)  Bundesbl.  1853  II.  556.    üllmer,   die  Staatsrecht!.    Praxis  der 
w^Weiz.  Bundesbehörden  I.  29. 

t)  Vergl.  den  Bericht  der  ständeräthl.  Kommission  über  die  Verfassung 
*«s  Kant.  Zug,  Bundesbl.  1874  II.  490. 
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Was  die  Frage  betriflEt,  ob  die  Einführung  einer  Kantons- 
Terfassung  bis  nach  erlangter  eidgenössischer  Gewährleistung  zu 
suspendiren  sei^  so  hatte  der  Bundesrath  bereits  im  Jahr  1850 
bei  einem  Rekurse  des  vaterländischen  Vereines  von  Nidwaiden 
Anlass,  dieselbe  in  verneinendem  Sinne  zu  beantworten.  Er  stützte  sich 
dabei  wesentlich  darauf,  dass  einerseits  diese  Suspension  durch 
die  Bundesverfassung  nicht  ausdrücklich  verlangt  werde,  wie  es 
z.  B.  mit  Bißzug  auf  gewisse  polizeiliche  Verfügungen  der  Kantone 
der  Fall  sei,  anderseits  dem  Bundesrathe  vor  wie  nach  dem 
Garantiebeschlusse  die  Befugniss  zustehe,  dafür  zu  sorgen,  dass 
nicht  durch  bundeswidrige  Verfügungen  Rechte  verletzt  werden. 
Als  später  eine  ähnliche  Frage  im  Kanton  T  es  sin  auftauchte, 
äusserte  sich  der  Bundesrath  darüber  folgendermassen :  »Die  Ge- 
währleistung einer  kantonalen  Verfassung  durch  den  Bund  enthält 
in  Beziehung  auf  die  Frage  der  Gültigkeit  dieser  Verfassung  nur 
die  Beglaubigung,  dass  sie  mit  den  Rechten  des  Bundes  und  den 
Bestimmungen  der  Bundesverfassung  nicht  im  Widerspruche  stehe. 
Erfolgt  diese  Beglaubigung  auch  erst  nachträglich,  so  thut  diess 
ihrer  Inkrafttretung  und  Anwendung  im  Kantone  selbst,  vom  Tage 
ihrer  Annahme  oder  Proklamation  an ,  keinen  Eintrag.«  *)  Bei  der 
Verfassung  von  Schaff  hausen  ist  es  sogar  vorgekommen,  dass 
sie  erst  nach  vier  Jahren,  nachdem  sie  in  volle  Wirksamkeit  getreten 
war ,  die  eidgenössische  Garantie  erhielt.  Die  Bundesbehörden  wer- 
den freilich  darüber  zu  wachen  haben ,  dass  nicht  durch  Nachlässig- 
keit der  Kantonsbehörden  die  Vorschriften  des  Art.  6  unbeachtet 
bleiben;  aber  die  Rechtsfolge  der  Ungültigkeit  auch  derjenigen 
Bestimmungen,  welche  der  Bundesver&ssung  und  Bundesgesetz- 
gebung nicht  widersprechen,  ist  keineswegs  schon  an  den  Mangel 
der  erfolgten  Gewährleistung  geknüpft.  Dagegen  sind  allerdings, 
wie  der  Bundesrath  bei  Anlass  eines  Rekurses  aus  dem  Kanton  Uri 
erkannt  hat,  diejenigen  Bestinmiungen  einer  Kantonsverfassung, 
welche  die  Bundesversammlung  bereits  ausdrücklich  als  bundes- 
widrig erklärt  und  daher  zur  Revision  zurückgewiesen  hat,  als  recht- 
lich nicht  existirend  zu  betrachten.  **) 


*)  BundesbL  1861  IL  818.     1865  U.  467. 
♦*)  Ullmer,  I.  21,  518. 
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Da  der  Bundesßtaat  in  umfassender  Weise  nicht  bloss  die  Sorge 
für  die  politischen  Angelegenheiten  der  Bundesglieder,  innere  wie 
auswärtige,  sondern  auch  die  Garantie  der  Einzelrechte  und  die 
Förderung  der  gemeinsamen  Wohlfahrt  auf  sich  genommen  hat, 
so  würde  es  seinem  innersten  Wesen  widersprechen ,  wenn  unter  den 
Bundesgliedem  noch  andere ,  seien  es  weitere  oder  engere ,  Verbin- 
dungen beständen,  welche  ähnliche  Zwecke  verfolgen  würden.  Schon 
die  Vermittlungsakte  sagte  daher  in  Art.  10  kurz  und  einfach :  »  Tonte 
aUiance  d'un  canton  avec  un  autre  canton  est  interdite,^  Selbst  der 
Bundesvertrag  von  1815,  obwohl  er  auch  in  dieser  Hinsicht  einen 
bedauerlichen  Bückschritt  machte,  untersagte  doch  alle  Verbindungen 
zwischen  den  Kantonen,  welche  »dem  allgemeinen  Bund  oder  den 
Rechten  anderer  Kantone  nachtheilig«  wären  und  diese  Bestimmung 
genügte  zur  Auflösung  des  Sonderbundes  der  VII  katholischen 
Stände,  welcher  die  konfessionelle  Zerrissenheit  früherer  Jahrhun- 
derte wieder  heraufzubeschwören  suchte.  Sie  wurde  indessen  mit 
Recht  schon  beim  ersten  Revisionsversuche  von  1833  dem  Grund- 
satze nach  unzureichend  gefunden,  und  der  damalige  Entwurf  ent- 
hielt bereits  wörtlich  diejenige  Bestimmung,  welche  nun  in  Art.  7 
der  Bundesverfassung  übergegangen  ist.  Letzterer  stellt  nämlich 
einfach  folgenden  Grundsatz  auf: 

*  Besondere  Bündnisse  und  Verträge  politischen  Inhaltes  zmsciten 
den  Kantonen  sind  untersagt,  € 

Dagegen  hat  der  Bundesstaat  kein  Interesse  daran,  die  Glieder- 
staaten auch  an  Verträgen  über  Gegenstände,  welche  er  nicht  in 
seinen  Bereich  gezogen,  sondern  ihrem  freien  Verfügungsrechte  über- 
lassen hat,  zu  hindern;  es  können  dieselben  vielmehr  nur  dazu 
dienen ,  eine  innigere  Vereinigung ,  als  die  schon  durch  die  Bundes- 
verfassung begründete,  eine  wünschenswerthe  Verständigung  über 
häusliche  Angelegenheiten  der  Kantone  in's  Leben  zu  rufen,  wie  die 
eidgenössischen  Konkordate  es  beweisen.  Der  Art.  7  räumt  daher, 
ebenfalls  übereinstimmend  mit  dem  Entvnirfe  von  1833,  den  Kan- 
tonen die  Befugniss  ein,  »Verkommnisse  über  Gegenstände 
der  Gesetzgebung,  des  Gerichtswesens  und  der  Ver- 
waltung unter  sich  abzuschliessen.«     Dabei  versteht  es 
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sich  freilich,    dass  der  Dinul  sicli  eine  Controle  darüber  vorlx'balteo 
niuss ,  diiss   soldie  Verkommuisse  weder  in  die  Kategorie  der  uner- 
laubten Vertrüge   politischen  Inhaltes   gehören,    noch   sonst  etwas 
enthalten ,   was   den  Hiindesvorschrit'ten  oder  den  Rechten  anderer 
Kantone    zuwiderlaufen    würde.     Die   Kantone    sind    daher  nadi 
Art.  7  und  102,  Ziff.  7  der  Bundesverfassung  verpflichtet,  Vertwigft, 
welche  sie  unter  sich  abschliessen,  dem  Bundesrathe  zur  Ein- 
sich t  vorzulegen.    Findet  der  Bundesrath  nach  vorgenommeQer 
Prüfung  diesel))en  zulässig,  so  hat  er  sie  einfach  zu  genehmigen;  iß» 
entgegengesetzten  Falle,  oder  wenn  von  einem  andern  Kanton  Eia- 
sprache  dagegen  erhoben  wird,  soll  er  sie  nach  Art.  85,  Ziff.  5  der 
Bundesversammlung  vorlegen ,  welche  darüber  zu  entscheiden  hat. 
Bis  jetzt  ist  seit  1848   noch  niemals  ein  derartiger  Entscheid  dei 
(>))ersten  Bundesbehörde  nothwendig  geworden. 

Wenn  ein  zwischen  zwei  oder  mehre'rn  Kantonen  abgeschlossener 
Vertrag  genehmigt  ist,  so  sind  nach  Art.  7   die  Kantone  beredi- 
tigt,   zur  Vollziehung   desselben   die  Mitwirkung  der 
Dundesbehörden  anzusprechen.     Das  Nämliche  ist  natür- 
lich  auch  der  Fall  bei  altern  Vorträgen ,   welche   schon  vor  1848 
in   Rechtskraft    bestanden,    sofern    solche    der    Bundesverfassung 
nicht   widersprechen.     Im   Jahr  1855   wurde   die   Mitwirkung  des 
Bundesrathes  verlangt  zur  Handhabung  undVoUziehung  eines  ZAvischen 
den   Kantonen   IJ  r  i   und   S  c  h  w  y  z   bestehenden  Verkomnanisses 
betrefl'end   das   Ilochtsverhältniss   der   Urner,    welche   sich  in  der 
schwyzerischen  Gemeinde  Kömei-stalden  aufhalten.  Da  die  Ansichten 
der  beiden  Kantonsregierungen  über  die  Tragweite  eines  Vertrags- 
artikels auseinandergingen,  so  musste  sich  der  Bundesrath  in  eine 
nähere  Prüfung  der  streitigen  Frage  einlassen.    Er  entschied  sich 
hierbei  für  die  Anschauung  der  Regierung  von  Schwyz.  nach  welcher 
das  regelmässige  Domicil  das  Niederlassungsverhältniss  begründet, 
und  wies  daher  das  Begehren  Uri  's  ab,  nach  welchem  der  Vertrag 
in  dem  Sinne  vollzogen   werden  sollte,   dass   die  Angehörigen  der 
Gemeinde  Sissikon,  welche  auch  nur  einen  Theil  des  Jahres  in  ihrct 
Heimath  sich  aufhalten  oder  lediglich  erklären,  dass  sie  nicht  ibr«^ 
bleibenden  Wohnsitz   in  Römerstalden   nehmen  wollen,    nicht  B' 
Niedergelassene  daselbst  zu  betrachten  seien.  In  einem  andern  Strei 
falle  zwischen  den  nämlichen  zwei  Kantonen ,  wo  es  sich  um  die  kt 
Wendung  eines,  von  Schwyz  gekündigten  Verkommnisses  übe 
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die  Stellung  von  Fehlbaren  in  Polizeifällen  handelte,  stellte  der  Bun- 
desrath  den  Grundsatz  auf,  dass  die  Befugniss,  Staatsverträge,  die 
sich  nicht  auf  Einräun^ung  von  Privatrechten  beziehen,  sondern  nur 
Gegenstände  des  öffentlichen  Rechtes  reguliren,  aufzukünden  und 
einseitig  davon  zurückzutreten,  nicht  bezweifelt  werden  könne. 
Der  Bundesrath  ist  auch  schon  wiederholt  in  den  Fall  gekommen, 
über  die  Auslegung  und  Anwendung  derjenigen  Verkommnisse  zu 
entscheiden,  welche  zwischen  einzelnen  Kantonen  (Zürich  und 
Schaffhausen,  Luzern  und  Freiburg)  über  die  Behandlung 
von  Vaterschaftsklagen  bestanden  oder  noch  bestehen,  und  zwar 
sowohl  hinsichtlich  der  Kompetenz  der  Gerichte  ajs  auch  in  Bezug 
auf  materielle  Bestimmungen ,  z.  B.  über  die  Frage,  unter  welchen 
Voraussetzungen  ein  Kind  als  unter  Ehev^sprechen  erzeugt  dem 
Vater  zuzusprechen  sei.  *) 

Neuere  Fälle,  in  denen  der  Entscheid  des  Bundesrathes  ange- 
rufen wurde,  sind  folgende:  Zwischen  den  Kantonen  Zürich  und 
Thurgau  besteht  seit  1856  ein  Vertrag,  nach  welchem  die 
zürcherische  Ortschaft  Burghof  und  die  thurgauische  Ortschaft 
Fahrhof  eine  Schulgenossenschaft  für  eine  gemeinschaftliche  Primar- 
schule ausmachen,  welch'  letztere  unter  der  Aufsicht  des  thurgau- 
ischen  Erziehungsrathes  steht.  Hierauf  gestützt,  erklärte  Thurgau 
auch  die  Ortschaft  Burghof  für  steuerpflichtig  gegenüber  seiner 
Sekundärschule  Neunforn,  was  die  Regierung  von  Zürich  bestritt. 
Der  Bundesrath  entschied  gegen  den  Anspruch  Thurgau's,  weil 
die  Ortschaft  Burghof  nur  durch  den  Vertrag  in  gew^isse  Bezie- 
hungen zur  thurgauischen  Landeshoheit  gekommen  sei;  diese  Be- 
ziehungen seien  aber  abgegränzt  und  erstrecken  sich  nur  so  weit ' 
als  der  Vertrag  dieses  ausdrücklich  festsetze.**)  —  Die  Kantone 
Luzern  und  Aargau  regelten  einen  Gränzanstand  zwischen  den 
Gemeinden  Reiden  und  Vfynikon  einerseits,  Reitnau  anderseits, 
welcher  während  mehreren  Jahren  sogar  die  Tagsatzung  beschäf- 
tigt hatte,  im  Jahr  1830  durch  gütliche  Uebereinkunft,  in  welcher 
u.  A.  festgesetzt  wurde ,  dass  jede  Gemeinde  die  in  ihrem  Banne, 
innerhalb  der  bezeichneten  Marchlinie  liegenden  Güter  für  ihre 
örtlichen  Auslagen  mit  Steuer  belegen  möge.  Der  Bann  der 
aargauischen  Gemeinde  Reitnau  wurde  dabei   in   der  ViTeise  um- 

♦)  Bunde sbl.  1856  I.  503.    üllmer  I.  499-510. 
♦*)  BHiidesbl.  1869  L  999. 

Blumer,  Handbuch.    I.  1  ^ 


194  K&P*  I-  Verh&ltniss  der  Eidgenossenschaft  zu  den  Kantonen. 

gränzt,  dass  auch  Liegenschaften,  welche  unter  der  Hoheit  des 
Kantons  Luzem  stehen,  in  denselben  gehören.  Nun  erliess  1867 
der  Kanton  Luzem  ein  neues  Steuergesetz,  welches  alles  auf  sei- 
nem Gebiete  liegende  Grundeigenthum  den  betreffenden  Gemeinden 
als  steuerpflichtig  erklärte;  hierauf  gestützt,  wollte  die  Regierung 
von  Luzern  den  Vertrag  von  1830  nicht  mehr  als  für  sie  verbind- 
lich anerkennen,  sondern  behauptete,  die  Gemeinden  Reiden  und 
Wynikon  seien  befugt ,  den  auf  luzemischem  Kantonsgebiete  lie- 
genden Theil  des  Gemeindebannes  Reitnau  zu  besteuern.  Die  Re- 
gierung von  Aargau  führte  darüber  Beschwerde  beim  Bundesrathe 
und  dieser  entschied  zu  ihren  Gunsten,  weil  durch  den  Vertrag 
von  1830  der  Kanton  Luzem  auf  Rechte  verzichtet  habe,  die  ihm 
sonst  kraft  seiner  Souveränetät  unzweifelhaft  zustehen  würden. 
Jener  Vertrag ,  der  seit  Jahrzehenden  von  beiden  Regierungen  als 
rechtsbeständig  angesehen  worden,  setze  in  unzweideutiger  Weise 
fest,  dass  die  im  Kanton  Luzern  liegenden  Theile  der  aargauischen 
Gemeinde  Reitnau  wohl  die  Staatssteuer,  aber  nicht  die  Gemeinde- 
steuern im  Kanton  Luzern  zu  bezahlen  haben.  Hieran  könne  das 
vom  Grossen  Rathe  erlassene  Steuergesetz  nichts  ändern,  weil 
verbindliche  interkantonale  Verträge  nicht  durch  einseitige  gesetz- 
geberische Akte  beseitigt  werden  können.  *)  —  Zwischen  den  Kan- 
tonen Bern  und  Aargau  besteht  ein  Vertrag  von  1823  über 
die  Gränze  bei  Murgenthal,  durch  welchen  der  ganze  Rothbach, 
sowie  die  Schwellen-  und  Wasserpolizei  über  denselben  und  die 
Befugniss,  Konzessionen  für  Erstellung  neuer  Wasserwerke  zu  er- 
theilen,  dem  Kanton  Bern  zugeschieden  wird,  den  schon  früher 
bestandenen  Wasserwerken  aber  ihre  Rechte  vorbehalten  werden. 
Ueber  die  Anwendung  dieses  Staatsvertrages  entstanden  neue 
Streitigkeiten  in  zwei  Richtungen,  nämlich  über  die  Frage,  ob 
die  Konzession  für  Veränderung  des  Getriebes  eines  am  aargauischen 
Ufer  hegenden  Gewerbes  von  der  Regierung  des  Kantons  Aargau 
oder  von  derjenigen  des  Kantons  Bern  ausgehen  müsse,  und  ferner 
über  die  Frage,  ob  die  Gerichte  des  einen  oder  andern  Kantons 
kompetent  seien  zur  Beurtheilung  der  Rechtsverhältnisse  an  den 
Schwelleinrichtungen  bei  der  Ableitung  eines  nach  dem  Kanton 
Aargau   führenden  Kanals   aus  dem  Rothbach.     Der   Bundesrath, 

*)  Bundesbl.  1871  II.  399-404. 
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zum  Entscheide  dieser  Streitigkeiten  angerufen,  sprach  sich  in  l^eiden 
Beziehungen  zu  Gunsten  des  Kantons  Bern  aus.  *) 

In  Folge  des  Art.  113,  ZifF.  2  der  Bundesverfassung  von  1874, 
sowe  des,  diese  Bestimmung  interpretirenden  Art.  57  des  Bundes- 
gesetzes über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  sind  nun 
Streitigkeiten  zwischen  den  Kantonen,  welche  über  die  Auslegung 
und  Anwendung  der  unter  ihnen  bestehenden  Verträge  erwachsen, 
niclit  mehr  vom  Bundesrathe,  sondern  vom  Bundes  g er i cht e  zu 
entscheiden. 


Zweites  Kapitel. 


Verhältnisse  der  Schweiz  zum  Auslande. 

§  1.    Krieg  und  Frieden;  Bündnisse  und  Verträge. 

Wenn  mehrere  selbstständige  Stiiaten   zu   einem   grössern  Ge- 
sJUiamtstaate  sich  vereinigen,   so  haben  sie  dabei  immer  vorzugs- 
weise den  Zweck  im  Auge,  dem  Auslande  gegenüber  mit  um  so  mehr 
^Jraft  und  Sicherheit  auftreten  zu  können ;  gerade  in  den  völker- 
rechtlichen Beziehungen  lassen   sie   sich  daher  weit  eher   eine 
Beschränkung  ihrer  Souveränetät  gefallen  als  in  ihren  innern  Ver- 
Ifiltnissen.     War   es  ein  schweres  Gebrechen  der  alten  Bünde  vor 
1'798,    dass  sie  die  Schweiz  dem  Auslande  gegenüber  nicht  voll- 
ständig zu  einem  einheitlichen  Ganzen  zu  gestalten  vermochten,  so 
latdoch  schon  der  Bundesvertrag  von  1815  es   in  die  ausschliess- 
liche Kompetenz   der  Tagsatzung   gelegt ,   Krieg   zu   erklären  und 
Frieden   zu   schliessen,    Bündnisse  und  Handelsverträge  mit  aus- 
wärtigen Staaten  zu  errichten.    Aus  dem  Entwürfe  von  1833  rührt 
wdann  der   nun  in  Kraft  bestehende  Art.  8  der  Bundesverfassung 
her,  welcher  sagt: 

»D«w  Bunde  allein  sfelU  das  Recht  zu,  Krieg  zu  erMären  und 
^i'ieden  zu  schliessen,  Bündnisse  und  Staat  st 'ertrage,  namentlich  Zoll' 
^^  Handelsverträge  mit  dem  Auslande  einzugehen.^. 

*)  Bundesbl.  1870  m.  493—518.     1871  II.  866-868. 
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Die  ausserordentliche  Mehrheit  von  7*  der  Kantonsstimmen, 
welche  der  Bundes  vertrag  von  1815  für  ICriegserklärungen  und 
Friedensschlüsse  verlangte,  ist  mit  Kecht  fallen  gelassen  worden. 
Es  ist  bei  der  Stellung,  welche  die  Schweiz  in  Europa  einnimmt, 
nicht  zu  befurchten ,  dass  in  den  beiden  gesetzgebenden  Räthen  auch 
nur  einfiache  Mehrheiten  sich  zusammenfinden  werden,  um  einen 
unbesonnenen  und  ungerechtfertigten  Krieg  zu  beschliessen ! 

Eine  Ausnahme  von  der  dem  Bunde  allein  zustehenden  Befug- 
niss,  sich  in  einen  Krieg  einzulassen,  statuirt  Art.  15,  nach  welchem 
ein  Kanton,  dem  vom  Auslande  her  plötzlich  Gefahr  droht,  sogar 
verpflichtet  ist,  andere  Kantone  zur  Hilfe  zu  nehmen,  unter  gleich- 
zeitiger Anzeige  an  die  Bundesbehörde.  Bei  dem  gegenwärtigen 
Zustande  der  Telegraphie  und  der  Eisenbahnverbindungen  hat  diese 
Bestimmung  wenig  praktische  Bedeutung  mehr;  denn  der  Bundes- 
rath  wird  in  der  Regel  von  militärischen  Bewegungen  an  unsrer 
Gränze  mindestens  eben  so  gut  unterrichtet  sein  wie  eine  Kantons- 
regierung. 

Bündnisse  politischen  Inhaltes  mit  auswärtigen  Staaten  sind 
weder  unter  der  Herrschaft  des  Bundesvertrages  von  1815  noch 
unter  derjenigen  der  Bundesverfassung  von  1848  von  der  Eid- 
genossenschaft abgeschlossen  worden;  sie  werden  auch  bei  der 
neutralen  Stellung,  welche  unser  Vaterland  im  europäischen  Staaten- 
systeme einnimmt,  nicht  so  leicht  vorkommen,  so  dass  wir  darüber 
hinweggehen  können.  Umso  wichtiger  sind  für  uns  die  Staats- 
verträge mit  dem  Auslande,  deren  reichen  und  mannigfaltigen 
Inhalt  wir  in  der  vierten  Abtheilung  dieses  Werkes  näher  kennen 
lernen  werden;  hier  müssen  wir  mehr  die  formale  Frage  in's 
Auge  fassen ,  wie  weit  die  Befugniss  des  Bundes  zum  Abschlüsse 
von  Staatsverträgen  reicht.  Der  Bundesvertrag  von  1815  (Art.  8) 
redete  nebenden  »Bündnissen«  bloss  von  »Handelsverträgen«; 
dessenungeachtet  wurde  der  Vertrag  mit  Frankreich  vom  18.  Juli 
1828  über  »verschiedene  nachbarliche,  gerichtliche  und  polizeiliche 
Verhältnisse«  nicht  bloss  wie  der  Niederlassungsvertrag  vom  30.  Mai 
1827,  im  Namen  derjenigen  Kantone,  welche  sich. zum  Beitritte 
entschlossen  hatten,  sondern  im  Namen  der  gesammten  Eidgenossen- 
schaft vollzogen.  *)     In  gleicher  Weise  erfolgte  eine  Abänderung 

*)  Die  schweizerische  Ratificationsurkunde  (Off.  Samml.  II.  216,  Snell 
I.  500)  sagt:    >Ayant  H^  transmis  aux  Gantons  conf§der6s  et  les  declarations 
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jenes  Vertrages ,  welche  sich  auf  die  Auslieferung  der  Verbrecher 
bezog,  am  30.  September  1833*),  Wenn  man  also  liereits  zur 
Zeit,  wo  die  SouveranetUt  der  Kantone  in  ilircm  Inueru  noch  bei- 
nahe völlig  unbeschränkt  war,  die  Eiogehuiig  von  Staatsverträgen 
mit  dem  Auslande,  wenigstens  nach  gewissen  Kiehtungen  hin,  als 
eine  gemeineidgeiiössiscbe  Sache  betrachtete,  so  beweist  das  am 
liesten,  dass  man  von  jeher  in  den  auswärtigen  Beziehungen  mehr 
als  in  den  inneru  Verliältnissen  ein  einheitliches  Auftreten  des 
Gesammtstaates  als  Bedürfniss  empfand.  Xacli  der  Einfiilnnug 
der  Bundesverfassung  hatte  man ,  bei  tlem  ganz  allgemein  gehal- 
tenen Wortlaute  des  Art,  S,  um  so  weniger  Grund,  die  Befugnisse 
des  Bundes  für  den  Abscbluss  von  Staatsverträgen  allzusehr  ein- 
zuschränken. Schon  bei  der  Genehmigung  des  Handels-  und 
Xicderlassungsverti-ages  mit  Sardinien  vom  8.  Juni  1^51,  in 
"■»■Icheni  zwar  die  dortigen  Angehörigen  nur  mit  den  in  Art.  41 
der  Bundesverfassung  von  lß4s  enthaltenen  Einschränkungen  den 
Sc-liffeizeni  gleichgestellt  wurden,  wollte  die  Kompetenzfrage  in 
Zti-eifel  gezogen  werden,  indem  von  Seite  des  Kantons  Wandt  be- 
hauptet wurde,  der  Itund  sei  nicht  befugt,  mit  einem  fremden 
■-tHate  einen  Vertrag  betreffend  die  Niederhissung  abzuscliliessen. 
*'ie  ständcrätblicbe  Kommission  sprach  sich  hierüber  folgt'nder- 
fiiisscn  aus:  «Nacli  dem  Art.  8  der  Bundesverfassung  steht  dem 
"'mde  unbedingt  das  Heeht  zu,  St.aataverträge  mit  dem  Auslande 
^bzusclüi essen,  Dieses  Recht  soll  durch  Hinzuziehung  der  Worte 
•namentlich  Zoll  -  und  Handelsverträge«  offenbar  nicht  be- 
schränkt, sondeni  bloss  erläutert  werden.  In  diesem  Sinne  ist 
&Ucli  der  fragliche  Artikel  bis  dahin  vci-standen  und  augewendet 
worden.  Es  genügt,  in  dieser  Beziehung  an  die  im  Jahre  1850 
^wischen  der  Eidgenossenschaft  und  den  vereinigten  Staaten 'von 
-Nordamerika  abgeschlossene  Uebereinkuuft  zu  erinnern ,  durclt 
welche  el>enfalls  die  lieiden  Staaten  ihren  Angehörigen  gegenseitig 
Freiheit  der  Niederlassung  zusicliem ,  ohne  dass  aucli  nur  Eine 

^  feux-ci,  consign^ea  au  jiriitucöle  de  la  Diete  des  lU,  21  et  24  Juillet  1828, 
"  tnuviQt  en  nombre  Butfisant  poiir  constatcr,  diiDS  ddp  traneaction  de  ce 
P"!^!  rassentiment  du  Corps  helv^tique.«  Es  waren  nicht  mehr  als 
'TStiode,  welche  sich  an  der  Tagsatzung  fflr  unbcilingte  Genehmigung  des 
Tmrages  auuprachen.  Alischied  von  1828  S.  106. 
•)  Off.  Samml.  II.  306  ff.    Snoll  I.  505. 
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Stimme  in  allen  22  Kantonen  laut  geworden  wäre,  welche  die 
Bundesbehörden  einer  Ueberschreitung  ihrer  Befugnisse  bezüchtigt 
hätte.«  *)  Das  Xiederlassungswesen  erscheint  jedenfalls  als  eine 
durch  die  Bundesverfassung  centralisirte  Materie;  schon  etwas 
schwieriger  aber  gestaltet  sich  die  Kompetenzfrage,  wenn  Staats- 
verträge auch  Bestimmungen  enthalten  über  Angelegenheiten,  welche 
im  Innern  der  Schweiz  ganz  der  Souveränetät  der  Kantone  über- 
lassen sind.  Dahin  gehörte  zunächst  der  Vertrag  mit  Gross* 
brittanien  vom  Jahr  1855,  welcher  die  Angehörigen  dieses 
Staates  nicht  bloss  vom  Militärdienste  in  der  Schweiz,  sondern 
aucli  von  den,  in  den  Kantonen  erhobenen  Militärpflichtersatz- 
steuern  befreite,  femer  jede  Durchsuchung  ihrer  Wohnungen, 
Magazine  und  Schriften,  die  sich  nicht  auf  einen  schriftlich  abge- 
fassten  Gerichtsbefehl  gründen  würde,  untersagte,  endlich  ihnen 
den  freien  Erwerb  jeder  Art  von  Eigenthum,  sowie  die  freie  Ver- 
fügung darüber  zusicherte.  **)  Gegen  diese  Bestimmungen  wurden 
in  der  ständeräthlichen  Kommission  Kompetenzbedenken  erhoben, 
indem  man  fand,  dass  namentlich  die  beiden  erstem  derselben  in 
das  Gesetzgebungsrecht  der  Kantone  eingreifen.  Die  Mehrheit  der 
Kommission  bestritt  dieses  zwar  nicht,  aber  sie  setzte  sich  über 
die  geäusserten  Bedenken  hinweg  mit  der  Bemerkung,  es  könne 
der  Gmndsatz  nicht  anerkannt  werden,  dass  in  Staatsverträgen 
keinerlei  Bestimmungen  aufgenommen  werden  dürfen,  welche  den 
Kantonen  gewisse  Beschränkungen  auferlegen,  weil  sonst  der  Ab- 
schluss  solcher  Verträge  fast  unmöglich  würde.  ***)  Eine  gründliche 
Erörteremng  der  Kompetenzfrage  fand  bei  diesem  Anlasse  freilich 
nicht  statt,  allein  durch  die  Annahme  des  Staatsvertrages  mit 
Grossbrittannien,  ferner  desjenigen  mit  dem  Grossherzogthum  Ba- 
den vom  6.  December  1856,  welcher  ähnliche  Bestimmungen  ent- 
hielt, j)  endlich  desjenigen  mit  Belgien  vom  11.  December  1862, 
welcher  überdiess  die  dortigen  anonymen  Gesellschaften  ermäch- 
tigte, in  der  Schweiz  vor  Gericht  aufzutreten,  und  die  Kantone 
verpflichtete,  ihre  Konsun\ogebühren  auf  Branntwein  und  Liqueur 
nicht  höher  zu  stellen,  —  war  thatsächlich  bereits  entschieden, 

*)  Bandesbl.  1851  III.  147. 
♦*)  Amtl.  Samml.  V.  271  ff. 
♦*♦)  Bundesbl.  1856  I.  180. 
t)  Amtl.  Samml.  V.  661  ff.,  VIL  483  ff. 
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§1.   Krieg  und  Frieden ;  Bümlnisse  und  Verträge.  1<)9 

(lixss  die  Eidgenossenschaft   in  Verträgen   mit  dem  Auslände  Ver- 
priichtungeu   eingehen   dürfe   in  Bezug   auf  Gegenstände,    die   im 
laxiem  der  Schweiz  nicht  centralisirt,  sondern  der  freien  Verfügung 
deir  Kantone  überlassen  sind.    Einer  ernsten  und  einlässlichen  Prü- 
fiirig  wurde  dann  aber  die  Kompetenzfrage  bei  Anlass  der  Geneh- 
migung der  Staatsverträge  mit  Frankreich  vom  30.  Juni  1SG4 
uritei'worfen.     Durch   diese  Verträge   wurde   den  Franzosen    ohne 
Rücksicht   auf  ihr  Glaubensbekenntniss  die  fi'eie  Niederlassung  in 
dei-  Schweiz  gewälirt,   während   man  bei  allen  fühern  Unterhand- 
lungen mit  andern  Staaten  es  gleichsam  als  ein  Axiom  hingestellt 
hatte,   dass' mit  Rücksicht    auf  Art.  41  der  Bundesverfassung  von 
l'S  -48  nur  Christen,  nicht  aber  Juden,  Mohammedanern  u.  s,  w.  das 
X'iederlassungsrecht  zugesichert   werden   könne.     Ferner  waren  in 
Bezug  auf  den  Schutz  des  literarischen,  künstlerischen  und  gewerb- 
liolien  tligenthums  den  Franzosen  Rechte   eingeräumt,   welche  die 
^^ehweizer  nicht  in  gleichem  Umfange  besassen,  ja  es  w^ar  gleichsam 
ein   Gesetz  über  diese  Materie  mit  Straf bestimmungen  und  i)rozes- 
susiJischen  Vorschriften   für  die  Schweiz  aufgestellt.     Endlich  war 
d^n  Kantonen  untersagt,  ihre  Konsumogebühren  von  französischen 
^V  <iinen   zu   erhöhen  oder   neue  einzuführen ,  ja  sie  wurden  sogar 
vt*r-pflichtet,    den  da    und   dort    gemachten   Unterschied   zwischen 
löiiien  und  gewöhnlichen  Weinen  fallen  zu  lassen  und  überall  nur 
fen  Ansatz   für   letztere    zu   beziehen.      Trotz   dieser   bedeutenden 
E^iügriffe  in  die  Souveränetät  der  Kantone  empfahl  der  Bundesrath 
die  Annahme  der  Verträge   und   stützte   sich   dabei   zunächst  auf 
ien  Wortlaut  der  Art.  8  und  1)   der   Bundesverfassung,   nach 
welchen   dem  Bunde  allein  das  Recht  zur  Eingehung  von  Staats- 
verträgen, ohne  Besclu-änkung  auf  gewisse  Materien ,  zustehe,  die 
Kantone  aber  bloss  ausnahmsweise  befugt  seien,  über  unter- 
geordnetere Gegenstände  Verträge  mit  dem  Auslande  abzuscliliessen. 
Ferner  gründete   der  Bundesrath  die  Kompetenz  des  Bundes  auf 
den  Gesammtcharakter    unsrer    bundesstaatlichen    Einrichtungen, 
welcher  sich  durch  die  Devise  kennzeichne :  »Einheit  der  Bundes- 
glieder nach   Aussen,    Selbstständigkeit   derselben   im  Innern. u 
"Der  politische  Organismus  der  Schweiz«,    sagt  die  Botschaft  des 
ß^ndesrathes ,    »ist   so,,  dass  die  Befugnisse  zwischen   Bund   und 
Antone  getheilt  sind,  dass  aber  in  der  weitaus  grossem  Zahl  der 
Materien  das  Dispositionsrecht  im  Innern  den  Kantonen  geblieben 
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ist.  Wollte  man  demzufolge  den  Bund  auf  Abschluss  von  Ver- 
trägen über  centralisirte  Materien  beschränken,  so  würde  der  voll- 
tönende Wortlaut  des  Art.  8  in  That  und  Wahrheit  auf  die  Kom- 
petenz zum  Abschluss  von  Zoll-  und  Telegraphenverträgen  und 
kleinen  Zollregulativen  zusammenschrumpfen.  Da  aber  auch  die 
Kantone  selbst  nicht  in  der  Lage  wären,  andere  Materien  im 
Vertragswege  mit  dem  Auslande  zu  ordnen,  so  würde  dieser  Zu- 
stand der  Dinge  das  Resultat  erzeugen,  dass  die  Schweiz  sich  aus 
formellen  Gründen  der  wichtigsten  Verträge  enthalten  und  sich  in 
völkerrechtlicher  Beziehung  gänzlich  isoliren  müsste.  Diese  Stellung 
aber  würde  gewiss  einem  so  verkehrsreichem  Lande,  wie  die  Schweiz 
es  ist,  zum  grössten  Schaden  gereichen.«  Endlich  berief  sich  der 
Bundesrath  noch  auf  die  bisherige  Praxis,  von  welcher  wir  bereits 
gesprochen  haben.  Aus  derselben  führte  er,  um  die  Unhaltbarkeit 
der  Doktrin  nothwendiger  Rechtsgleichheit  der  Fi-emden  und  Ein- 
heimischen zu  zeigen,  noch  folgendes  Beispiel  an:  »Art.  41  gibt 
den  Kantonen  nicht  bloss  das  Recht,  die  Niederlassung  der  nicht- 
christlichen Schweizerbürger  zu  vei-weigern,  sondern  er  gibt  ihnen 
auch  das  nämliche  Recht  der  Niederlassungsverweigerung,  wenig- 
stens für  eine  beschränkte  Zeit,  gegenüber  den  naturalisirten 
Schweizerbürgem.  *)  Dadurch  aber,  dass  man  den  Nordamerikanem, 
Engländern,  Italienern,  Belgiern  und  Badensern  das  unbedingte 
Niederlassungsrecht  gewährte,  sind  die  Angehörigen  dieser  Staaten 
in  einem  viel  günstigem  Verhältniss  als  die  naturalisirten  Schweizer- 
bürger selbst.  Die  naturalisirten  Schweizerbürger  sind  gleich 
dem  nichtchristlichen  Schweizerbürger  schlechtem  Rechtes  als 
die  Fremden.  Wenn  man  diess  nicht  zugeben  wollte,  so  hätte 
man  keinen  einzigen  Niederlassungs vertrag  abschliessen  dürfen.« 
—  Der  Bericht  der  nationalräthlichen  Kommission  hat  das 
Verdienst,  klar  und  scharf  unterschieden  zu  haben  zwischen 
zwei  Fragen,  die  sonst  nur  zu  leicht  mit  einander  vermengt  zu 
werden  pflegten:  der  formalen  Kompetenzfrage  und  der  Frage 
der  politischen  Möglichkeit  und  Schicklichkeit  einer  Bevor- 
zugung der  auswärtigen  vor  den  schweizerischen  Israeliten.  In 
ersterer  Beziehung  fand  sie:  wenn  man  sich  auf  den  Art.  41 
(Bundesverfassung  von  1848)  steifen  wolle,  so  hätte  der  Bund 
eigentlich  gar  keinen  Fremden  das  Niederlassungsrecht  ohne  Zu- 

*)  Beide  Bestimmungen  sind  in  Folge  der  Partialrension  von  1866  dahin^refalleD. 
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Stimmung  der  Kanton«  ei-theilen  dürfen,  weil  letztere  ja  nacli  jeuer 

BuiidesToraclirift  nur  verpflichtet  seien,  den  cliristlichen  Schweizern 

unter  gowissen  Bedingungen  die  Niederlassung  zu  gestatten;  liabe 

sicli  dagegen   die   Rundesversammlung   für  befugt  erachtet ,  durch 

I        Slaatsverträge  ohne  Hefraguug  der  Kantone  irgend  welchen  Frem- 

V      den  tlas   NiederlassungBrerht    auf   dem   ganzen   Gebiete   dei'   Eid- 

}       Genossenschaft   zuzugestehen,   so   gelte   diese   ßefuguiss   für   alle 

F       Klassen  von  Fremden.     Dagegen  sei  es  allerdings  eine  Fdrderung 

Dfltioualer  Würde,  dass  man  nicht  in  wichtigen  und  wesentlichen, 

praktisch  in  die  Augen  fallenden  Beziehungen  Fremde  hesser  stellen 

diii-fe  als  Einheimische;   daraus   folge   aber   mir,   dass  man  nach 

Annahme  der  Staatsverträge  mit  Fninkreich  die  Aiisschliissbestim- 

miingen    gegenüber    den    schweizerischen    Israeliten    fallen    lassen 

iiiiisse.    In  den  Fragen  des  sogenannten  geistigen  Eigeuthums  und 

dtT  (Ihmgelder  fand  die  Kommission  zwar  die  Kompi^teiiz  zweifel- 

Ifi-fter  als  in  der  Judenfrage,  aber  sie  hielt  daliir,  es  dürle  wegen 

dt>i.-  geringem   praktischen   Erheblichkeit    und  wegen   mangelnden 

^^  iderspnichs   von   Seite   der    Kautone   über   daherige    IStdcnken 

oi  ri  weggegangen  werden.  —  Eine  sehr  beachtenswert  he  ])rincipielle 

'■- r-ürterung   fand   die  Ki)mi>eteiizfrage   als   solche  in  dem  Berichte 

*l^"i-  ständeräthlicheu  Kommission ;  wir  werden  daher  dieselbe  etwas 

""U-sführlicher  wiederguben.     Der  Bericht  spricht  sich  u.  A.  folgen- 

•'•-•miassen  aus:   nDiejenigeu,  welche  den  Art.  8  mehr  im  Sinne  der 

•^ttntonalgcwalt  intcrpretiren,  sagen:  Der  Bund  hat  allerdings  allein 

"f*-s  Recht,  Staatsvcrtriige  einzugehen;  er  nmss  tiher  dabei  innert 

"*^n  Schranken  der  Kom|>eten7,  bleiben,  die  ihm  durch  die  übrigen 

*  i'tikcl   der   Bundesverfassung   angewiesen    ist.     Er  darf  also  von 

s»cli  aus  in  den  Verträgen  nur  über  Gegenstiinde  verfugen,  die  in 

*'«-«  ihm   durch   die   Bundesverfassung   zugewiesene   Gebiet   fallen, 

I*iiige  dagegen,  die  in  die  Kom])etenz  der  Kantone  gehören,  darf 

'*■     uur   mit  deren  Zustimmung  durin   aufnehmen.     So  gehört  also 

^-     B,  die  Regulirung  der  Niederlassungsverhiiltnisse ,    soweit  die 

»lindes Verfassung   nicht   von  sicii  aus  darüber  statnirt  hat,  in  che 

Kompetenz  der  Kantone.   Wir  können  nun  aber,  so  wenig  als  der 

Bundesnith,  dieser  beschränkten  Interpretation  des  Art.  8  beistimmen. 

5f  ach  tmserrn  Dafürhalten  ist  sie  weder  durch  den  Text  der  Bnudes- 

TerfasBung  gerechtfertigt,  noch  aber  in  ihrem  Sinn  und  Geiste  be- 

ffrtindet.    Wir  erachten  vielmehr,  es  enthalte  der  Art.  8  die  all- 
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gemeine  Befugniss  des  Bundes,  Staatsverträge  abzuschliessen,  ohne 
dass  dabei  ein  Vorbehalt  zu  Gunsten  der  Kantone  gemacht  sei. 
Mit  dem  Rechte,  Verträge  einzugehen,  ist  nach  un- 
serer Ansicht  die  Befugniss  verbunden,  über  alle 
diejenigen  Gegenstände  zu  statuiren,  die  dabei  in 
Betracht  kommen.  Wie  unter  Vorbehalt  dessen,  was  dem 
Bunde  zusteht,  die  innere  Verwaltung  und  Gesetzgebung  den  Kan- 
tonen anheimgegeben  ist,  so  dem  Bunde  die  das  Ausland  betreffen- 
den Verhältnisse.  So  entnehmen  wir  der  Bundesverfassung,  dass 
einer  der  Zwecke  des  Bundes  ist :  die  Behauptung  der  Unabhängig- 
keit des  Vaterlandes  gegen  Aussen  (Art.  2);  ihm  allein  steht  das 
Recht  zu,  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schliessen  (Art.  8); 
der  amtliche  Verkehr  zwischen  Kantonen  und  auswärtigen  Staats- 
regierungen muss  durch  Vermittlung  des  Bundesraths  stattfinden 
(Art,  10);  der  Bund  kann  Fremde,  welche  die  innere  oder  äussere 
Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  gefährden,  aus  dem  schweizerischen 
Gebiete  wegweisen  (Art.  57,  jetzt  Art.  70).  So  geht  aus  dem  ganzen 
Inhalte  der  Bundesverfassung  hervor,  dass  dem  Bunde  dieses 
Fremdenrecht,  wenn  wir  uns  so  ausdrücken  dürfen,  allein 
anheimfällt.  Hätte  die  Butidesverfassung  den  Bund  hierin  be- 
schränken wollen,  so  hätte  der  bestimmte  Vorbehalt  aufgenommen 
werden  müssen,  dass  er  bei  der  Ausübung  des  ihm  zustehenden 
Rechtes,  Staatsverträge  einzugehen,  von  sich  aus  nur  solche  Ma- 
terien erledigen  dürfe,  die  ihm  kraft  seiner  ihm  anderweitig  durch 
die  Bundesverfassung  vorbehaltenen  Rechte  zukommen,  dass  dagegen 
in  allem  Uebrigen  ein  Einverständniss  mit  den  Kantonen  nöthig 
sei.  Es  ist  aber  nicht  gedenkbar,  dass  man  im  Jahre  1848,  wo 
die  Rechte  des  Bundes  nach  allen  Seiten  hin  ausgedehnt  wurden, 
ihm  in  der  so  wichtigen  Materie  unserer  Verhältnisse  zum  Aus- 
lande so  sehr  die  Hände  hätte  binden  wollen.  Wenn  dem  Art.  8 
eine  so  enge  Deutung  gegeben  werden  wollte,  so  würden  wir  offen- 
bar rückschreiten  hinter  Das,  was  schon  unter  der  alten  Verfassung 
geschehen  ist  ...  .  Man  würde  nun  aber  zu  weit  gehen,  wenn 
man  annehmen  wollte,  es  seien  der  Befugniss  des  Bundes  zum 
Abschlüsse  von  Staatsverträgen  gar  keine  Schranken  gesetzt.  Wenn 
wir  auch  nicht  zugeben  können,  dass  solche  aus  Art.  3  können 
hergeleitet  werden,  so  finden  sie  sich  dagegen  in  den  Fundamental- 
bestimmungen der  Bundesverfassung,  die  über  dem  Kompetenzkreise 
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sov^'ohl  des  Bundes  als  der  K?intone  stehen   und  in  den,  den  Kan- 
tonen, in  Beschränkung  der  Bundesgewalt,  ausdrücklich  garantirten 
Rt^chten.     So  ist  also  selbstverständlich,  dass  der  Hund  in  einem 
S'tfwtsvertrage  nichts  aufnehmen  darf,  wodurch  die  Unabhängigkeit 
dos  Vaterlandes   gegen  Aussen   gefährdet  wäre;   er  darf  nicht  die 
\^^rbindlichkeit  eingehen,  die  Pressfreiheit  zu  beschränken ;  er  darf 
ke'ine   Militärkapitulationen    abschliessen   u.  a.  m.     Ebenso   muss 
al>^r  angenommen  werden,  dass  diejenigen  Rechte,  welche,  in  Ile- 
schränkung  der  dem  Bunde  übertragenen  Befugnisse,  den  Kantonen 
diaxch  die  Bundesverfassung  ausdrücklich  garantirt  sind,  durch  den 
Bland  nicht  beeinträchtigt  und  aufgehoben  werden  dürfen.     Wenn 
also  die  Bundesverfassung  den  Kantonen   ausdrücklich   Einnahms- 
<iuellen,  wie  die  Zoll-  und  Postentschädigungen  oder  die  Konsumo- 
^ejlbülu'en,  garantirt,   so   kann  der  Bund  in  Verträgen  keine  Ver- 
ftigimgen  treffen,  welche  in  jene  gewährleisteten  ßechtc  eingmfen 
^"iirden.  Somit  gelangen  wir  zu  folgenden  P>gebnis8en :   »Der  Art.  8, 
der  dem  Bunde  das  Recht  gibt,  Staatsverträge  mit  dem  Auslande  ein- 
zugehen, beschränkt,  wie  andere  dem  Bunde  vorbehal- 
te ue  Rechte,    die  Souveränetät  der  Kantone;    dagegen 
ist   er  seinerseits  beschränkt  durch  die  allgemeinen,  in  der  Bundes- 
^ei-fassung    niedergelegten   Fuudamentalbc^timmungen    und    durch 
Kochte,    die   den   Kantonen,    in  Beschränkung   der  Bundesgewalt, 
dixxch  die  Bundesverfassung   ausdrücklich   garantirt    sind.«     Nach 
diesen  Erörterungen  kam  die  Kommission  zu  dem  Schlüsse,    dass 
die  Verträge  mit  Frankreich  in  der  Judenfrage,  sowie  in  derjenigen 
des  geistigen  Eigenthums  die  Komi)etenz  des  Bundes   nicht    über- 
selireiten,  wohl  aber  in  der  Angelegenheit  der  Ohmgelder.    Wenn 
sie  dessenungeachtet   unbedingt   die  Annahme  der  Verträge  bean- 
tragte,   so   gescliah  diess,    wie   von   Seite   der   nationalräthlichen 
KLommission ,   wesentlich  aus  dem  Grunde,  weil  die  bezüghch  der 
Konsumogebühren  gemachten  Zugeständnisse  materiell  von   keiner 
grossen  Erheblichkeit  seien.*) 

Durch  die  Annahme  der  Staatsverträge  mit  Frankreich  war 
die  hier  besi)rochene  Kompetenzfrage  entsclüeden  und  ist  seither 
aicht  mehr  aufgetaucht ;  selbst  bei  Genehmigung  des  Staatsvertrages 
^^  Deutschland  und  Italien  über  die  Gotthardbahn  wurde  nicht 
^^stlich  bestritten,  dass  der  Bimd  l)efugt  sei,  durch  den  Vertrag 

*)  Bundesbl.  lSß4  II.    256—262,  593-606,  698—708. 
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den  Kantonen  Befugnisse  zu  entziehen,  welche  sie  nach  dem  da- 
maligen Eisenbahngesetze  noch,  besassen.  Es  darf  nun  als  fest- 
stehend betrachtet  werden,  dass  diejenige  Abgrenzung  der  Kom- 
petenz, welche  im  Innern  der  Schweiz  zwischen  dem  Bunde  und 
den  Kantonen  besteht,  für  die  Beziehungen  zum  Auslande  nicht 
massgebend,  sondern  die  Souveränetät  der  Kantone  durch  die  dem 
Bunde  in  Art.  8  vorbehaltlos  eingeräumte  Befugniss,  Staatsverträge 
abzuschliessen,  nicht  bloss  formell,  sondern  auch  materiell  beschränkt 
ist.  Der  Bund  darf  also  in  Verträgen  mit  auswärtigen  Staaten 
nicht  bloss  über  centralisirte  Materien,  sondern  auch  über  Gegen- 
stände, deren  Regulirung  sonst  den  Kantonen  anheimgegeben  ist, 
verfügen  und  es  kann  ihn  Art.  3  daran  nicht  hindern;  wohl  aber 
ist  er  gebunden  durch  die  übrigen  Bestimmungen  seiner  Verfassung, 
namentlich  solche,  welche  allgemeine  politische  Grundsätze  auf- 
stellen, sowie  solche,  welche  den  Kantonen  gewisse  Rechte  ausdrück- 
lich garantiren. 

Es  kann  ferner  noch  die  Frage  aufgeworfen  werden ,  ob  die 
Eidgenossenschaft  auch  kompetent  sei  zu  Staatsverträgen  und 
andern  Verhandlungen  mit  dem  Auslande,  welche  sich  auf  kirch- 
liche Verhältnisse  beziehen.  Nach  der  neuen  Bundesverfassung, 
welche  die  Errichtung  von  Bisthümem  auf  schweizerischem  Gebiete 
der  GenehmiguDg  des  Bundes  unterstellt  und  überhaupt  in  Art.  50 
die  Rechte  des  Bundes  in  kirchlichen  Dingen  erweitert  hat,  muss 
jene  Frage  jedenfalls  in  grösserm  Umfange  bejaht  werden  als  es 
früher  der  Fall  war.  Aber  auch  schon  .unter  der  Bundesverfassung 
von  1848  hatte  die  Bundesversammlung  für  Fälle,  wenn  es  sich 
um  politisch-kirchliche  Beziehungen  handelt,  bei  denen  die  höchsten 
Interessen  der  gesammten  Schweiz,  wie  namentlich  die  ünabhäng- 
keit  eines  ITieiles  ihres  Gebietes  von  den  Einflüssen  einer  fremden 
weltlichen  Macht,  betheiligt  sind,  ihre  Kompetenz  ausdrücklich 
festgestellt,  indem  sie  durch  Beschluss  vom  22.  Juli  1859  jede 
auswärtige  bischöfliche  Jurisdiktion  auf  Schweizergebiet  aufhob, 
den  Bundesrath  mit  den,  für  den  künftigen  Bisthumsverband  der 
betreffenden  Gebietstheile  und  für  Bereinigung  der  Temporalien 
erforderlichen  Unterhandlungen  beauftragte  und  die  Ratifikation 
der   hierauf   bezüglichen   Uebereinkünfte  sich  vorbehielt.  *)     Die 

*)  Amtl.  Samml.  VI.  301.  Bundesbl.  1859  II    95,  285,  323—324. 
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Kommissionen  beider  Käthe  begründeten  die  Kornj^etenz  des  Bun- 
des  damit,    dass  die  Lostrennung  des  Kantons  Tessin  und  einiger 
Theile  des  Kantons  Graubünden  von  den  Sprengehi  der  lombardi- 
schen Bischöfe,    welche  von  einer  auswärtigen  Regierung  gewählt 
werden  und  dieser  zunächst  verpflichtet  seien ,  als  eine  Frage  der 
nationalen  Setbstständigkeit  und  Unabhängigkeit  erscheine,  daher 
auch  alle  Verträge,   welche   sich   auf  die   künftige  Regelung  des 
Verhältnisses  beziehen,  als  wirkliche  Staatsverträge  zu  betrachten 
seien.    Zuerst  kam  nun  am  30.  November  1862  ein  Vertrag  mit 
dem   Königreiche   Italien    über    die    auf   schweizerischem   Gebiete 
liegenden    Bisthumsgüter    zu   Stande;    der  Kanton  Tessin    erwarb 
dieselben   gegen  die  Verpflichtung,   dem   Bischof  von  Como   eine 
jährliche  Rente  zu  bezahlen.     Ein  zweiter  Vertrag,  abgeschlossen 
am  20.  November  1S67,   entschied   über  die  Vermögensansprüche 
ies  bischöflichen  Kapitels  an  den  Kanton  Tessin.   Endlich  erfolgte 
unterm  29,  August  1870  eine  Uebereinkunft  mit  dem  päpstlichen 
Stuhle,  durch  welche  die  graubündner'schen  Gemeinden  Poschiavo 
und  Brusio  vom  Bisthum  Como  losgetrennt  und  dem  Bisthum  Chur 
einverleibt  wurden.  *)     Dagegen   ist    für    den   Kanton   Tessin   die 
Bisthumsfrage  selbst  immer  noch  unerledigt. 

Im  Gegensatze  zu  Art.  8 ,  welcher  die  ausschliessliche  Kompe- 
^^nz  des  Bundes  zur  Eingehung  von  Staatsverträgen  als  Regel  auf- 
stellt, sagt  Art.  9  der  Bundesverfassung: 

^Ausnahmsweise  hleiht  den  Kantonen  die  Befugniss,  Verträge  über 
^^^etistände  der  Siaatswirthschuff ,  des  nachbarlichen  Verkehrs  und 
f'er  Poltzei  mit  dem  Auslande  abzuschliessen  ;  jedoch  dürfen  dieselben 
*^^<"ht8  dein  Bunde  oder  den  Hechfen  andrer  Kantone  Zuwiderlaufendes 
'^^tludien.€ 

Der  leitende  Gedanke,  welcher  den  beiden,  aus  dem  Entwürfe 
^'On  1 333  herübergenommenen  Artikeln  zu  Grunde  liegt,  ist  folgender : 
^^  allen  politischen  und  kommerziellen  Verhältnissen  soll  die  Eid- 
genossenschaft als  ein  ungetheiltes  Ganzes  erscheinen;  wo  es  sich 
^gegen   um  untergeordnete,  administrative  oder  polizeiliche  Ge- 
^bäfte  bandelt,  mögen  die  Kantone  auch  von  sich  aus  Verkomm- 
^^^se  mit  auswärtigen  Behörden  eingehen.  Es  versteht  sich  indessen, 
^"^gleich  es  in  Art.  9  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  von  selbst,  dass 

*)  Amtl.  Samml.  VII    609  ff.,  IX.  347  ff.,  X.  289  ff. 
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solche  Verträge  den  Bundesbehörden  zur  Einsicht  vorgelegt  werden 
müssen ,  damit  sie  untersuchen  können,  ob  dieselben  etwas  dem 
»Bunde  oder  den  Rechten  andrer  Kantone  Zuwiderlaufendes  ent- 
halten« *).  Art.  102  Ziff.  7  sagt  ausdrücklich:  »DerBundesrath 
prüft  die  Verträge  der  Kantone  unter  sich  oder  mit  dem 
Auslande  und  genehmigt  dieselben,  sofern  sie  zuläs* 
sig  sind«  ;  nach  Art.  85  Ziff.  5  aber  hat,  wenn  der  Bundesrath 
oder  ein  anderer  Kanton  gegen  solche  Verträge  Einsprache  erhebt, 
die  Bundesversammlung  darüber  zu  entscheiden.  Es  ist  freilich 
auch  schon  vorgekommen,  dass  der  Bundesrath  von  sich  aus  einen 
Vertrag  für  nichtig  erklärte,  den  die  Regierung  von  üri  bald  nach 
Einführung  der  Bundesverfassung  mit  Neapel  abgeschlossen  hatte  ; 
hier  handelte  es  sich  nämlich  um  Verlegung  des  Hauptwerbdepots 
für  die  vier  kapitulirten  Schweizerregimenter  von  Genua  nach 
Altorf,  also  um  eine  Frage  von  höherm,  politisch-militärischem 
Belange,  und  der  Bundesrath  fand  daher  mit  Recht,  es  könne  diess 
»im  Sinne  des  Art.  9  der  Bundesverfassung  unmöglich  als  ein 
blosser  Gegenstand  des  polizeilichen  Verkehrs  betrachtet  werden.«  **) 
Dagegen  hat  der  Bundesrath,  als  diejenige  Behörde,  welche  nach 
Art.  10  der  Bundesverfassung  allein  mit  auswärtigen  Staats- 
regierungen in  Verkehr  zu  treten  befugt  ist,  auch  schon  im  Na- 
men einzelner  Kantone  Verträge  mit  dem  Auslande  abgeschlossen : 
so  1858  Namens  des  Kantons  Genf  einen  Vertrag  mit  Frankreich 
betreffend  den  Nachdruck,  welcher  nun  dahingefallen  ist;  so  1872 
im  Namen  des  Kantons  Waadt  einen  solchen  mit  Grossbrittannien 
über  Erbschafts-  und  Handänderungsgebühren.  ***) 

§  2.    Amtlicher  Verkehr  mit  auswärtigen  Staaten ;  Wahrung 

der  völkerrechtlichen  Beziehungen. 

Soll  der  Bundesstaat  dem  Auslande  gegenüber  als  ein  ungetheiltes 
Ganzes,  als  eine  völkerrechtliche  Einheit  sich  darstellen,  so  genügt 
es  nicht,  dass  alle  wichtigem  Staatsverträge  lediglich  von  ihm  ab- 
geschlossen werden,  sondern  es  dürfen  überhaupt  die  Gliederstaaten 

*)  Vgl.  Prot,  der  Revisionskommission  S.  16,  17. 
♦♦)  Bundesbl.  1849  I.  295. 
*♦*)  Amtl.  Samml.  VI.  86  ff.,  X.  1011  ff. 
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in  kt^inerlei  uiiniittelbare  Beziehimgi*ii  zu  auswärtigen  Regierungen 
treten.  Der  Art.  10  der  Bundesverfassung  schreil)t  in  dieser  Hin- 
sicht nach  Aussen  hin  eine  Centralisation  vor,  welche  die  Entwürfe 
von  1832  und  1833  noch  nicht  kannten  und  die  auch  von  der 
Tagsatzung  nicht  ohne  Widerspruch  angenommen  wurde ;  er  lautet 
folgendermasseu  : 

»Der  amtliche  Verkehr  einsehen  Kantonen  uml  auswärt i(/en  Sfaats- 
reijierungeny  sowie  ihren  Stellvertretern ^  findet  durch  Vertnitthnif/  des 
Bundesraths  statt. 

»  Ueber  die  in  AH.  9  bezeichneten  Gegenstände  können  jedoch  die 
Kantone  mit  den  übergeordneten  Behörden  und  Beamten  eines  ans- 
trärtigeti  Staates  in  unmittelbaren   Verkehr  treten.<n 

Der  Gegensatz ,  welcher  in  Art.  1 0  aufgestellt  wird ,  fällt  zum 
TLeil  zusammen  mit  dem  in  Art.  8  und  9  enthaltenen,  zum  Theil 
geht  er  aber  weiter.  Es  winl  auch  liier  unterschieden  zwischen 
wichtigem  Angelegenheiten  von  politischem,  kommerziellem  und 
staatsrechtlichem  Belange  einerseits  und  »Gegenständen  der  Staats- 
wirthschaft,  des  nachbarlichen  Verkehrs  und  der  Polizei k  anderseits. 
Bei  den  erstem  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  eine  Kantonsregie- 
nxng  darüber  nicht  in  unmittelbare  Beziehungen  zu  einer  auswär- 
tigen Staatsregierung  treten  kann;  der  Kanton  Uri  musste  daher 
seine  Verfassung  abändern,  welche  von  »diplomatischen  Verl)in- 
dungen  und  KoiTCspondenzen  mit  auswärtigen  Behörden«  redete.*) 
Was  hingegen  die  Verhältnisse  betrifft,  über  welche  nach  Art.  9  die 
Kantone  Verkommnisse  mit  dem  Auslande  abschliessen  dürfen,  so 
^äre  man  geneigt,  aus  dieser  Bestimmung  zu  folgern,  dass  sie  dar- 
iiber  auch  mit  auswärtigen  Regierungen  korrespondiren  dürfen. 
*^i^s  ist  aber  durch  Art.  10  ausdrücklich  untersagt:  jeder  Verkehr 
^it  Staatsregierungen,  betreffe  er  grössere  oder  kleinere 
^J^gen,  darf  nur  diu-ch  Vermittlung  des  Bundesrathes  stattfinden. 

Schon  am  22.  Januar  1849  erliess  der  Bundesrath,  welchem  be- 

^^nnt  geworden,   dass   immer   noch   einzelne  Kantonsregierungen 

^^ürch  das  Mittel  des   eidgenössischen  Geschäftsträgers  in  Paris  in 

^  ^f  Icehr   mit    auswärtigen   Regiemngen   treten ,    folgendes   Kreis- 

^^ureiben  an  die  Stände:    )jNach  Art.  10  der  Bundesverfassung  ist 

^^    Kantonen  nur  erlaubt,  in  solchen  Angelegenheiten  direkt  mit 

*)  Bundesbl.  1850.  II.  369. 


1>0S  Kap.  IL  Verhältnisse  der  Schweiz  zum  Auslande. 

(lern  Auslände    zu    verkehroii.    die  durch  uutergeordnete  Behörde* i 
besorgt  werden  können,  in  allen  Fällen  aber,  in  denen  man  si<:.*l 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  an  die  fremden  Staaatsregierung^^x: 
selbst  zu  wenden  hat,  kann  dieser  Verkehr  allein  durch  den  Bundes- 
rath   stattlinden ,   wie  z.  B.   bei  Auslieferungsbegehren.     Aus  deru 
nämlichen  Grunde   können   daher  Angelegenheiten,    die    ein   Ein- 
treten  mit   den  auswärtigen    Stiatsregierungen    selbst    erfordern, 
nicht  direkt  an  den  schweizerischen  Geschäftsträger  selbst  gelangen , 
sondern  allein  durch  Vermitthing  des  Bundesraths.   Dagegen  bleibt 
es  den   einzelnen   Kantonen   unbenommen,    vorläufige  Massregeln, 
wobei  Gefahr  im  Verzug  ist,  wie  z.  B.  Verhaftungen,  unmittelbar 
bei  den  Polizeil)ehördcn  auswärtiger  Staaten   zu    beantragen  oder 
die  Unterstützung  des  schweizerischen  Geschäftsträgers  vor  unter- 
geordneten auswärtigen  Behörden  in  Anspruch  zu  nehmen.«    Ebenso 
bemerkte  der  Bundesrath  der  Itegierung  von  T  es  sin,  welche  sich 
1861  in  einer  Strassenangelegenheit  direkt  an  die  italienische  lie- 
gierung    gewendet    hatte    und    sich    zu   ihrer   Entschuldigung  auf 
Art.  9    der   Bundesverfassung   berief:    »Es   liegt   allerdings  in  der 
Befugniss  der  Kantone,  von  sich  aus  mit  dem  Auslande  Verträge 
abzuschliessen  über  Gegenstände  der  Staatswirthschaft ,   des  nach- 
barlichen Verkehrs   und  der  Polizei,    sofern  dieselben   nichts  dem 
Bunde   und   den  Rechten   anderer   Kantone  Zuwiderlaufendes  ent- 
halten.    Jedoch  ist  diese  Erlaubniss  dahin  beschränkt,  dass  solclc 
Verhandlungen   nur   mit   untergeordneten  Behörden   und  BeamteE 
stattfinden  dürfen ;    wenn   es  sich  aber  um  den  Verkehr  zwischen 
Kantonen  und  auswärtigen  Regierungen  oder  ihren  Stellvertretern 
handelt,    so  ist  die  Vermitthmg   des   Bundesrathes   anzurufen.«  ) 
Endlich    rügte    der   Bundesrath    noch    durch   Kreisschreiben  vom 
10.  März  1873,    dass   öft(TS   kantonale   Regieriuigen   und  unter- 
geordnete Amtsstellen  direkte  Anfragen  an  die  auswärtigen  dipl<^ 
matischen  Vertreter  bei  der  Eidgenossenschaft  richten,  und  erklärtCi 
dass  er  ein  solches  anoimales  Verfahren,  welches  imter  Umständet 
bedenkliche  Folgen  nach  sich  ziehen  könnte,  in  den  international^^ 
Bezi(ihungen  nicht  aufkommen  lassen  dürfe.**) 

Bei   der   weitgehenden   Centralisation   der   auswärtigen    Be^*®*" 
hungen,  welche  der  Art.  10  vorschreibt,  ist  es  nur  eine  natürli^"^^ 

*)  Ullmer  II.  41,  43. 
**)  Bundesbl.  1673  I.  481. 
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Konsequenz,  dass  durch  Art.  90  Zifif.  8  die  Wahrung  der  In- 
teressen der  Eidgenossenschaft  nach  aussen,  wie 
namentlich  ihrer  völkerrechtlichen  Beziehungen, 
überhaupt  die  Besorgung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  in  die 
Hand  des  Bundesrathes  gelegt  ist.  In  Folge  dieser  Bestimmung 
lässt  der  Bundesrath  gegenüber  auswärtigen  Staaten  diplomatische 
Verwendung  für  jeden  Schweizerbürger  eintreten,  dessen  Rechte 
durch  Schlussnahmen  dortiger  Behörden  auf  eine,  den  internatio- 
nalen Grundsätzen  oder  bestehenden  Staatsverträgen  zuwiderlau- 
fende Art  bedroht  sind ;  doch  findet  eine  derartige  Intervention  bei 
civilrechtlichen  Anständen  erst  dann  statt,  wenn  der  Betreffende 
bei  den  gesetzlichen  Oberbehörden  des  fremden  Staates  die  zu- 
lässigen Rechtsmittel  umsonst  angewendet  hat.  Auf  gleiche  Weise 
verfahrt  der  Bundesrath  im  umgekehrten  Falle,  indem  er  voreilige 
diplomatische  Verwendungen  von  Seite  auswärtiger  Regierungen 
zurückweist,  wenn  die  betreffenden  fremden  Privaten,  zu  deren 
Gunsten  inten- enirt  wird,  zuerst  vor  den  kompetenten  schweize- 
rischen Behörden  Recht  zu  suchen  haben.  *)  Im  üebrigen  werden 
wir  in  der  vierten  Abtheilung  dieses  Werkes  sehen,  dass  der  Bun- 
desrath schon  sehr  oft  Staatsverträge  in  ihrer  Anwendung  auf 
einzelne  Fälle  interpretirt  und  dabei  bald  den  Beschwerdeführern, 
bald  den  kantonalen  Behörden,  gegen  welche  reklamirt  wurde, 
Recht  gegeben  hat.  Seit  dem  I.Januar  1875  steht  die  Interpre- 
tation der  Staatsverträge  in  civil-  und  staatsrechtlichen  Materien, 
wenn  über  Verletzung  derselben  durch  kantonale  Behörden  von 
Privaten  oder  Korporationen  Beschwerde  erhoben  wird,  nach 
Art.  113  der  Bundesverfassung  und  Art.  59  des  Organisations- 
gesetzes dem  Buudesgerichte  zu. 

Wie  die  Auslieferungsbegehren ,  welche  einzelne  Kantone 
an  auswärtige  Staaten  stellen,  durch  die  Vermittlung  des  Bundes- 
rathes gehen  müssen,  so  sind  selbstverständlich  auch  Auslieferungs- 
begehren, welche  auswärtige  Regierungen  an  die  Schweiz  stellen, 
an  den  Bundesrath  zu  adressiren.  In  der  ersten  Zeit  nach  Ein- 
führung der  Bundesverfassung  von  1848,  wo  es  sich  noch  grossen- 
theils  um  Staatsverträge  handelte,  welche  nicht  die  Eidgenossen- 
schaft als  Gesammtheit,   sondern   nur  eine  Anzahl  von  Kantonen 

♦j  Bundesbl.  1850  III.  116—117. 
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ahgeschlosseu  hatten,  jiiug  man  von  der  Ansieht  aus,  die  I^schluss- 
ftissung   über  die  Auslieferung    von  Angeklagten  und  Verbrechern 
stehe   den    Kantonen   zu,    immerhin   unter  Aufsicht   des  Bundes- 
rathes,   welcher  sich  einer  Auslieferung  widersetzen  oder  dieselbe 
verlangen  könne ,  wenn  die  daherige  Kntschliessung  der  Kantonal- 
behörde  die  internationalen  Beziehun«^en  der  Schweiz  beeinträch- 
tigen sollte.*)    »Seitdem  indessen  die  Eidgenossenschaft  selbst  kraft 
Art.  .s  der  Bundesverfassung   mit   einer  Anzald  von   Staaten  Aus- 
lieferunjrsverträge   abgeschlossen   liatte ,    bildete  sich  allmählig  die 
Praxis  aus,   dass   der  Bundesrath   über  die  vom  Auslande  gemäss 
diesen    Verträgen   gestellten   Begelu'en    materiell   entscheidet.    Er 
untersuchte   ob   die  Voraussetzungen   der   Auslieferung   vorhandeu 
seien :    fand    er   alle   Bedingungen    erlüllt ,   so   richtete  er  an  den 
Kanton,   in  welchem   sich  das   requirirte   Individuum  befand,  die 
Einladung,  dem  I>egehren  Folge  zu  geben.     Erachtete  er  dagegen 
das  (iesuch  als  nicht  begründet,  so  lehnte  er  dasselbe  von  sich  aas 
ab,    ohne   dem  betreffenden   Kanton    davon   Kenntniss   zu  geben. 
Diesem  Verfahren  halien  sich  die  Kantone   gelugt ;   einzig  die  Re- 
gierung  von   Ereiburg   nahm   in  dem  Falle  Limosiu  das  Reclit 
der  Cognition   für   sich   in  Anspruch  und  erhob  dem  Bundesratbe 
gegenülxir  einen  Kompetenzkonflikt,  den  sie  jedoch  nachher  fallen 
liess.  **)    Es  konnte  somit  l)ei  der  pjnführung  der  Dundesverfassoiig 
von  lvS74  als  feststehend  betrachtet  werden,  dass  der  Bundesratlt- 
dem  die  Wahrung  der  völkerrechtlichen  Beziehungen   der  Schwei^^ 
im  Allgemeinen   und   insbesondert»   auch   die  Sorge  für  die  Haiid'" 
habung  und  Eriullung   eingegangener  Staatsverträge  obliegt,  über 
die  Bewilligung   oder  Verweigerung   einer  aus  einem  solchen  Ver* 
trage  verlangten  Auslieferung  zu  entscheiden  hatte.     Da  nun  aber 
der  Art.  118  der  neuen  Bundesverfassung  Beschwei-den  von  Privateu 
über  Verletzung  von  Staatsvei-trägen  dem  Bundesgerichte  zur  Eat- 
Scheidung   zuweist ,   so  fand  man  für   angemessen ,   in  Art.  58  des 
Bundesgesetzes   ül)er   die  Organisation  der  Bundesrechtspflege  fol' 
gende  Bestimmung  aufzunehmen:    »Das  Bundesgericht  entscheidet 
über  Ausliefeiiingen ,  welche  kraft  bestehender  Staatsverträge  ver- 
langt werden,  sofern  die  An wendbarkeit  des  bctn»ffendenStaatsvertmg^ 
bestritten   wird.     Die   vorläufigen  Verfügungen  bleiben   hi    A*^ 

*)  riliiKT  i.  538.  II.  517—518. 
**)  niinilesl»!.   1670  II.  1018— l(jy2.    1n71  II.  410. 


§  2 .  Verkehr  mit  den  auswärtigen  Staaten ;  Völkerrecht!  iche  Beziehungen.  211 

Kompetenz  des  Bundesrathes.«  Diese  Bestimmung  ist  durch  ein 
Kreisschreiben  des  Bundesrathes  an  die  Kantone  dahin  ausgelegt 
worden,  dass,  wenn  der  Bundesrath  einem  gestellten  Auslieferungs- 
begehren  entsprechen  will,  sowohl  die  Person,  deren  Auslieferung 
verlangt  wird,  als  auch  der  Kanton,  auf  dessen  Gebiete  sie  sich 
aufliält,  einen  Entscheid  des  Bundesgerichtes  veranlassen  können,  *) 

Wenn  das  gestellte  Auslieferungsbegehren  sich  nicht  auf  einen 
Staatsvertrag  stützt,  sei  es,  dass  es  von  einem  Staate  herrührt,  mit 
welchem  die  Schweiz  sich  nicht  in  einem  Vertragsverhältnisse  be- 
findet, oder  dass  es  sich  auf  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  bezieht, 
welches  in  dem  Auslieferungsvertrage  mit  dem  betreffenden  Staate 
nicht  vorgesehen  ist,  so  hat  sich  der  Bundesrath  in  solchen  Fällen 
immer  darauf  beschränkt ,  dasselbe  dem  Kanton ,  in  welchem  sich 
das  requirirte  Individuum  aufhält,  mitzutheilen  und  ihm  die  Ent- 
scheidung anheimzugeben.  Es  fragt  sich  indessen,  ob  es  nicht  dem 
Art.  102  Ziff.  8  der  Bundesverfassung  und  der  darin  ausgesprochenen 
Idee  der  Centralisation  der  auswärtigen  Angelegenheiten  besser 
entsprechen  würde,  wenn  bei  derartigen  Auslieferungsgesuchen  der 
Bundesrath,  welcher  die  ganze  Tragweite  der  Bewilligung  oder 
Ablehnung  eines  solchen  Gesuches  besser  als  eine  Kantonsregierung 
zu  beuriheilen  im  Falle  ist,  ein  entscheidendes  Wort  mitzusprechen 
hätte.  In  Nordamerika  ist  die  Frage,  ob  ein  Einzelstaat  berech- 
tigt sei,  aus  eigenem  Antriebe  einen  flüchtigen  Verbrecher  einem 
fremden  Staate  auszuliefern,  controvers.  **) 

Der  Vollständigkeit  wegen  wollen  wir  am  Schlüsse  dieses 
Abschnittes  noch  beifügen,  dass,  wie  aus  der  Centralisation  der 
auswärtigen  Beziehungen  von  selbst  folgt,  lediglich  der  Bund,  im 
Gegensatze  zu  den  Kantonen,  befugt  ist,  Gesandte  und  K o n s u  1  e 
auswärtiger  Mächte  in  der  Schweiz  anzunehmen  oder  abzulehnen; 
sowie  schweizerische  Gesandtschaften  und  Konsulate  im  Auslande 
zu  errichten.  Von  den  letztem  wird  im  zweiten  Bande  dieses 
Werkes  ausführlicher  geredet  werden. 


*)  Bundesbl.  1875  I.  122  ff.    Zu  beachten  ist,  dass  nach  Ziff.  VIII  und 
IX  des  Kreisschreibens  auch  in  Fällen,  wo  der  Bundesrath  mit  der  gegen  die 
Auslieferung  erhobenen  Einsprache  einverstanden  ist,  gleichwohl  das  Bundes- 
gericht zu  entscheiden  hat. 
**)  Ruttimann  II.  3. 

14* 


21  2  Kiki>.  U.   Vorbältnissc  der  Schweiz  zum  Auslarnle. 

§  3.    Fremder  Kriegsdienet. 

Die  fremden  Kriegsdienste  nahmen  in  unsern  Beziehungen  zu 
Auslande  von  jeher  eine  besonders  wichtige  Stelle  ein,  und  ^3 
können  die  jetzt  geltenden  bundesrechtlichen  Satzungen  wid^^r 
dieselben  nicht  anders  als  au  der  Hand  der  Geschichte  richti  g 
verstixnden  werden.  Wir  müssen  daher  hier  etwas  weiter  aushole:azi, 
als  OS  bei  andern  Materien  als  angemessen  erscheinen  würde. 

Die  Gewohnheit ,   unter  die  Miethstruppen  fremder  Herren  ss  u 
laufen,  war  den  Schweizern  nicht  ausschliesslich  eigen;  wir  finden 
sie  in   älterer  Zeit    auch   l)ei   andern   deutschen  Stämmen.     Ba.ld 
nach  der  Entstehung  der  Eidgenossenschaft  begann  in  der  Schweiz 
das  Reislaufen  in  grösserm  Massstabe:  schon  im  Jahr  1373  solten 
3000   Fussknechte  den   Herzogen   von   Mailand   gegen  den  Papst 
und  den  Markgrafen  von  Ferrara   zugezogen  sein.     Doch  gewan.n 
der  auswärtige  Kriegsdienst  jene  tiefgehende  und  nachhaltige  Be- 
deutung,  welche  er   in  den   letzten  drei  Jahrhunderten    für  unser 
Vaterland    hatte,    erst    durch    die   Verbindung   der   Schweiz    mit 
Frankreich,   die  sich  in   Folge   der    glorreichen   Schlacht   bei 
St.  Jakob  an  der  Birs  anbahnte,  insbesondere  durch  das  Bündnis» 
gegen  Herzog  Karl   den   Kühnen.     In  den  Burgunderkriegen  errx— 
teten  die  Schweizer  grossen  Ruhm  und  Ehre  durch  ihre  Tapferkeii^? 
aber    Frankreich    allein    zog   dauernde    Vortheile   aus    denselbexi- 
Nach   diesen    Kriegen   begann   ein    zügelloses   Reislaufen   in   aller 
Herien  Dienste;   bald  standen  in   der  Freigrafschaft  Eidgenossen 
im  Solde  Burgund's   und  Eidgenossen  im  Solde  Frankreich 's  sieli 
gegenüber.    Mochten  auch  Einzelne,  welche  ohne  Erlaubniss  ihrer 
Obrigkeiten   ausgezogen  waren,   bestraft  werden,  so  erwiesen  sieb 
doch   im  Ganzen   genommen   die  Verbote  des  Reislaufens  als  ms^" 
wirksam,   weil  die  Uebertreter  des  Gesetzes   zu  zahlreich  und  ^^ 
mächtig   waren.     Schon   im  Jahr  1484   sah  sich   die   TagsatzuX^S 
veranlasst,  gegen  die  aus  Frankreich  zurückgekehrten  Söldner  ei»^'' 
zuschreiten,  Avelche  ein  müssiges  Leben  führten  und  allerlei  Vehe^^^ 
muth   und  Fievel   trieben.     Als  im  Jahr  1494   König   Karl  VlI^' 
von  Frankreich  einen  P^roberungszug  nach  Neapel  unternahm, 
welchem  sehr  viele  Schweizer  sich  anwerben  liessen,  schickte  A 
Tagsatzung  diesen  eine  Botschaft  nach,  um  sie  zur  Heimkehr 
bewegen,  jedoch  ohne  Erfolg.   Hierauf  verpflichteten  sich  die  Stän. 
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durch  ein  Yerkommniss,  einander  alles  Reislaufen  in  fremde  Kriege 
unterdrücken  zu  helfen ;  die  Aufwiegler  sollten  mit  dem  Tode,  die 
Reisläufer  aber  mit  einer  Geldbusse  von  5  rheinischen  Gulden  oder 
5  Wochen  Gefangniss  bestraft  werden.  *)  Schon  im  folgenden  Jahre 
1495  aber  zogen  wieder  20,000  schweizerische  Söldner  in  die 
Lombardei ;  in  Freiburg  rückten  die  Reisläufer  mit  offnen  Fahnen 
aus  und  die  Regierung  erklärte,  sie  habe  »dem  Waldwasser  seinen 
Gang  lassen  müssen«.  Nachdem  viele  Tausende  von  Schweizern 
durch  das  ungew^ohnte  Klima  Italien's,  durch  verheerende  Seuchen 
und  Ausschweifungen,  durch  Gift  und  Dolch  der  Italiener  hin- 
gerafft worden,  viele  andere  als  » Feldsiechen «  mit  einer  scheuss- 
lichen  Krankheit  behaftet  nach  Hause  zurückgekehrt  waren,  er- 
kannte die  Tagsatzung  am  18.  Juli  1495:  »Damit  \nr  Eidgenossen 
gemeinlich  desto  treuer  und  beharrlicher  in  brüderlicher  Liebe  und 
Fremidschaft  mit  einander  lebten,  so  gefiele  den  Boten,  dass  wir 
Eidgenossen  aller  ausländischer  Herren,  Kaiser,  Könige  und  anderer 
Fürsten  müssig  gingen,  von  ihnen  weder  Pensionen  noch  Gaben 
mehr  empfingen  noch  nähmen,  auch  unsere  Knechte  nie  mehr  zu 
ihnen  in  Sold  gehen  Hessen  und  hiebei  einander  zu  handhaben  und 
zu  schützen  bei  jeder  Erneuerung  unserer  Bünde  beschwören 
würden.  Ä  **)  Allein  dieser  weise  Beschluss  wurde,  wie  der  Chronist 
Valerius  Ans  heim  sagt,  von  den  Boten  »heim-,  aber  nicht  wieder- 
gebracht«; denn  die  Mehrheit  in  den  Kantonen,  »seit  zwanzig 
Jahren  her  in  Kriegen  und  Kriegspraktiken,  Pensionen  und  Sold 
erzogen,  unruhig,  kriegerisch,  nach  Gewalt  und  Geld  begierig, 
mehrte  das  Widerspiel:  nämlich  Niemanden  seine  Hände  zu  be- 
schliessen  und  ein  frei  Loch  zu  lassen <&.  Die  Schweiz  bot  nun  in 
ihren  Beziehungen  zum  Auslande  das  traurige  Bild  tiefster  Zerrissen- 
heit dar:  während  die  Mehrzahl  der  Kantone  den  Bund  mit  dem 
französischen  Könige  erneuerte,  schloss  Bern  eine  Vereinigung  mit 
seinem  Gegner,  dem  Herzoge  von  Mailand.  In  den  mailändischen 
Feldzügen  unter  Ludwig  XII.  erscheinen  zwar  die  Eidgenossen  auf 
dem  Gipfel  der  Macht  und  des  glänzendsten  Waffenruhmes,  aber 
der  äussere  Glanz  vermochte  die  innere  Zerrüttung  nicht  zu  ver- 
hüllen. Im  Jahr  1500,  als  wieder  Schweizer  auf  Seite  des  Herzogs 
von  Mailand  und  Schweizer  auf  Seite  Frankreichs  standen,   ver- 

*)  Amtl.  Samml.  der  altern  eidgen.  Abschiede  III.  1.  468,  470. 
♦♦)  Ebenda  S.  489. 
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suchte   die  Tagsatzung    umsonst   eine  Vermittlung  zwischen   den 
streitenden  Theilen ;  das  französische  Gold  aber  bewirkte  den  Ver- 
rath   von   Novarra,   der  die  schweizerische  WaflFenehre  befleckte. 
Den   23.  Juli    1503   vereinigten  sich  die  sämmtlichen  damaligen 
XII  Orte  nebst  Appenzell   und  der  Stadt  St.  Gallen   in   einer  be- 
siegelten Urkunde  zu  einem  scharfen  Verbote  der  Pensionen  und 
des  Reislaufens,   welches  im  März  1504  allenthalben,    zum  Theil 
freilich  mit  Vorbehalten  und  mit   sichtlichem  Widei-streben ,   be- 
schworen wurde.*)     Allein  schon  im  November  1505  beschloss  der 
Grosse  Rath  von  Bern  wieder,  die  französische  Pension  zu  beziehen, 
und  Hess  sich  durch  den  Bischof  von  Lausanne  knieend   von  dem 
geleisteten   Eide  freisprechen.    Im  Mai  1508  beharrten  nur  noch 
Zürich,  Basel  und  Schaffhausen  auf  dem  Verbote  und  es  lag  nun 
die  Unmöglichkeit,    dasselbe  zu  vollziehen,    Jederipann  klar  vor 
Augen.    Die  Geschenke  und  Versprechungen  des  päpstlichen  Ge- 
sandten,  Cardinal   Matthias   Schinner,   brachten  die  Eidgenossen 
für  einige  Jahre  auf  die  Seite  der  heiligen  Ligue  und  des  Herzogs 
von  Mailand,  dessen  Sache  sie  in  der  Schlacht  bei  Novarra  helden- 
müthig  vertheidigten ;  aber  gleichzeitig  liefen  Tausende  von  Schwei- 
zern wieder  in  die  Dienste  Frankreichs,    gegen  welches  die  Ligue 
gerichtet  war.    Unter  dem  Landvolke,   welches  seine  Söhne  auf 
fremden  Schlachtfeldern  verbluten  sah,  entstand  gi-osse  Erbitterung 
gegen  die  »Kronenfresser«  in  den  Städten,  welche  sich  in  Volks- 
aufständen namentlich  in  den  Kantonen  Bern,   Luzern  und  Solo- 
thurn   geltend  machte.     Der  Unwille  des  Volkes  stieg   nach   der 
fürchterlichen  Niederlage  bei   Marignano,   welche  bei  der,   durch 
fremdes   Gold  gesäeten  Zwietracht  unter  den  Eidgenossen  unge- 
rächt  blieb.     Das  Jahr  1516   sah   wieder  Schweizer   im    Dienste 
des   Kaisers  Maximilian  und  Schweizer  im  Dienste   Frankreich's 
auf  den  lombardischen  Ebnen   sich  gegenüberstehen;  ja  es  ging 
sogar  ein  Theil  der  Erstem  wegen  Ausbleibens  des   Soldes  zum 
Feinde  über.    Nach  langer  heftiger  Partheiung  unter  den   Eid- 
genossen kam  endlich  der  ewige  Frieden  mit  Frankreich  zu  Stande, 
zufolge   welchem  jedes  Ort   ein  Jahrgeld    von    2000  Fr.    bezog. 
1521  kam  dazu  noch  ein  Bündniss  mit  Frankreich,  welches,  gegen 
ein  ferneres  Jahrgeld  von  1000  Fr.  für  jedes  Ort,  die  Werbungen 

m 

♦)  Ebenda  Abth.  2,  S.  256  ff.,  1314  ff. 
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für  diese  Macht  um  festgesetzten  Monatssold  in  sehr  ausgedehntem 
Masse  gestattete,  Nur  Züricli,  wo  unter  Zwingli's  Einflüsse 
eixkG  kräftige  Opposition  gegen  das  Uebel  der  Pensionen  und  des 
Reislaufens  sich  geltend  machte,  blieb  diesem  Bündnisse  beinahe 
hundert  Jahre  lang  fremd  und  verhängte  schwere  Strafen  über 
diejenigen  seiner  Angehörigen,  welche  sich  von  Frankreich  bestechen 
liesiscn.  Wir  finden  nun  seit  1521  die  Schweizer  vorzugsweise  in 
fra-nzösischen  Diensten;  aber  auch  andern  Fürsten,  wie  nament- 
lich dem  Papste  und  dem  Herzog  von  Würtemberg,  zogen,  aller 
obrigkeitlichen  Verbote  ungeachtet,  schweizerische  lieisläufer  in 
Menge  zu.  —  Die  unselige  Spaltung,  welche  die  Reformation  unter 
den  Eidgenossen  hervorbrachte,  äusserte  ihre  nachtheiligen  Wir- 
kungen auch  mit  Bezug  auf  die  fremden  Kriegsdienste.  In  der 
zweiten  Hälfte  des  IG.  Jahrhunderts  standen  in  Frankreich  katho- 
lisclie  Schweizer  im  Dienste  des  Königs  und  der  Ligue  und  pro- 
testiintische  Schweizer  im  Dienste  der  Huguenotten  einander  gegen- 
übf-x-  und  es  ist  leicht  begreiflich,  dass  durch  die  auswärtigen 
Händel,  in  welche  die  Eidgenossen  auf  diese  Weise  verwickelt 
wai^en,  die  innern  Beziehungen  zwischen  den  beiden  lieligions- 
pai-theien  noch  um  so  mehr  verbittert  wurden.  Auch  für  Spanien 
^i^cl  Savoyen  fanden  nun  in  den,  mit  diesen  Staaten  verbündeten 
'^t.liolischen  Orten  zahlreiche  Werbungen  statt;  umgekehrt  schlössen 
^iö  reformirten  Orte  101 5  ein  Bündniss  mit  der  Bepublik  Vene- 
^'i  fS  ab  und  gestatteten  ihr  Werbungen  auf  ihrem  Gebiete. 

Wegen  Ausbleibens  der  vertragsmässigen  Zahlungen  und  schlech- 
te**    Behandlung  der  Truppen   verbot  die   Tagsatzung    HJöO   jede 
^\  erbung  für  Frankreich  bei  Verlust  von  Ehre   und   Gut;   allein 
bald  gelang  es  dem  französischen  Gesandten  wieder,  ein  Ort  nach 
dem  andern  für  die  Bundesemeuerung  zu  gewinnen.     Kaum  hatte 
Ludwig  XIV.  im  Jahr  1063  den  Bund   mit  allen  Eidgenossen  er- 
neuert, so  verletzte  er  ihn  auch  wieder  durch  die  P^rrichtung  der 
sogenannten  Freikompagnien.     Statt  nämlich,   wie  der  Bund  ver- 
langte, das  Begehren  einer  bestimmten  W^erbung  an  die  Tagsatzung 
zu    stellen,   wurden   oft  einzelne  Offiziere   gewonnen,   denen  man 
überliess,  mit  oder  ohne  Bewilligung  der  Regierungen  W^erbungen 
zu  veranstalten.     Durch   diese  PVeikompagnien  brachte  man  nicht 
nur  die  Truppenzahl  weit  über  das  im  Bunde  festgesetzte  Maximum 
^on  16,000  Mann,  sondern  da  für  sie  keine  Kapitulationen  mit  den 
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Regieruii.u^ori    geschlussen  waren ,    so    konnten  sie  aucli  leichter  zu 
Angrifiskriegt?n  verwendet  und  der  Sold  für  sie  niedriger  angesetzt 
'Nverden,  als  für  die  dem  Bunde  gemäss  angeworbeneu  Regimeuter. 
Daher  beschloss  die  Tagsatzung  im  Januar  IGOG:  in  Zukunft  soUf 
kein    Ort   melir   die    Errichtung    von   Freikompagnien    bewilligen. 
\'ielmehr  sollen  die  Werbungen  für  solche  überall  bei  hoher  Strafe 
verboten   werden ,    und   es   sollen   die   Orte   den   Geworbenen  dea 
Durchpass  versperren.     Allein  trotz  diesem  Beschlüsse  traten,  als 
16G8  die  französischen  Regimenter  abgedankt   und   aus  denselbea 
10  Freikompagnien  mit  geringerm  Solde  angeworben  wurden,  die* 
meisten  Offiziere  und  Soldaten  in  letztern  über,    Schweizertruppea 
liesscn  sich  sogar  zu  dem  Einfall  in  die  Freigrafschaft  gebrauchen, 
obschon  die  Tagsatzung  diess  allen  Obersten  und  Hauptleuten  bei 
Lebensstrafe  verboten  hatte.     Eine  Zeit  lang  war  nun  alle  Rekru- 
tirung  fiir  Frankreich  in  d(.T  Schweiz  verboten ,  allein  schon  beina 
Kriege   gegen  Holland   im  Jahr  1G72   standen    wieder   wenigstens 
25,000  Schweizer   in   französischen   Diensten.     Als  das   bemische 
Regiment   sich  weigerte,   über  den  Rhein  zu  gehen  und  in  West- 
phalen  einzudringen,   weil  es  sich  eidlich  vcrjjflichtet  hatte,  keine 
Reichslande  anzugreifen,  Hess  der  Prinz  von  Conde  dasselbe  durch 
französische  Truppen  umringen,  worauf  der  grösste  ITieil  gehorchte ; 
einzelne  Soldaten  wurden  niedergemacht,  andere  kehrten  unter  Haupt- 
mann Daxelhofer's  Leitung  nach  der  Schweiz  zurück.    In  dem  neu^i^ 
Kriege,  welcher  1G88  ausbrach,  wurden  die  Schweizertruppen  aber- 
mals,  zuwider  dem  Bunde,    gegen  das  deutsche  Reich  gebraucht; 
Zürich  berief  hierauf  seine  Offiziere  zurück  und  besrafte  sie.   D^r 
Missbrauch  der  Truppen  gegen  das  Reich  hatte  ein  Ausfuhrverbot 
von  Seite  des  Kaisers  und  des  spanischen  Statthalter  in  Mailand 
zur  Folge;   allein   die  dadurch  bewirkte  Theurung  beforderte  nii^ 
die  französischen  Werbungen,  so  dass  nach  und  nach  die  Zahl  der 
Schweizer  in  den  Armeen  des  Königs   auf  30,000  Mann  anstieg* 
Während  al)er   vorzüglich  durch   die  Tapferkeit  dieser   Schweizet^ 
truppen  mehrere  Siege  Frankreichs  in  den  Niederlanden  entschied^^ 
wurden,  fanden  daneben  fortwährend  in  den  reformirten  Orten  fö^ 
Holland,   welches   seit  1676   eine  Kapitulation  mit  Zürich  ur»d 
Bern  hatte,    in  den  katholischen  Orten  für  Spanien  und  Savojr 
Werbungen    statt.     Auch   Bern   bewilligte   nun  dem   Herzog  v 
Savoycn,   der  zu  den  Feinden  Frankreich's  ül)ergetreten  war,  e 
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Regiment.  Im  Solde  des  Kaisers  standen  2000  Mann ;  im  Ganzen 
berechnete  man  damals  die  Zahl  aller  in  fremden  Diensten  stehen- 
den Schweizer  auf  ungefähr  50,000. 

Während  des  spanischen  Erbfolgekrieges  standen  wieder  Schweizer- 
truppen im  Dienste  F  r  a  n  k  r  e  i  c h  's  und  S  p  a n  i  e n  's  und  Schweizer- 
truppen im  Solde  Oesterreich's  und  Holland's  einander 
gegenüber.  Der  Bund  mit  Frankreich  wurde  ^  im  Jahr  1715  nur 
Ton  den  katholischen  Orten  erneuert;  diess  hinderte  jedoch  die 
reformirten  Orte  nicht,  mit  Frankreich  wie  mit  Holland  Militär- 
kapitulationen abzuschliessen  und  Werbungen  zu  gestatten.  Die 
gesammte  Zahl  der  in  diesen  beiden  Ländern,  sowie  in  Spanien, 
Sardinien,  Neapel  und  Oesterreich  stehenden  Schweizertruppen  soll 
im  Jahr  1748  nahe  an  60,000  Mann  betragen  haben.  Die  gleich- 
zeitigen Kriegsdienste  bei  so  vielen  Mächten,  welche  im  18.  Jahr- 
hundert wiederholt  in  oflFenem  Kriege  mit  einander  begriffen  waren, 
mussten  manche  schwere  Nachtheile  mit  sich  bringen.  Beim  Aus- 
bruche eines  Krieges  wurden  die  schon  bestehenden  Regimenter 
gewöhnlich  durch  neue  Werbungen  verstärkt,  denen  dann  die 
Gegner  des  werbenden  Staates  durch  alle  möglichen  Umtrielje 
entgegenzuwirken  suchten.  Hieraus  entstanden  in  den  Kantonen 
Partheiungen,  welche  insbesondere  auch  in  dem  Streite  um  Offiziers- 
stellen Nahrung  fanden.  Während  des  Krieges  beschwerten  sich 
die  fremden  Gesandten  fortwährend  über  die  sogenannten  Trans- 
gressionen,  d.  h.  über  den  Gebrauch  der  Truppen  zum  Angriff  gegen 
andere  Länder ;  denn  trotz  wiederholten  Verboten  einzelner  Kantons- 
regierungen, welche  die  Staatsverträge  zu  handhaben  suchten, 
Hessen  sich  die  Schweizertruppen  gewöhnlich  überall  gebrauchen, 
w^o  man  sie  hinsandte.  Nach  den  Kriegen  wurden  immer  zahl- 
reiche Schaaren  aus  den  fremden  Diensten  entlassen,  deren  Rück- 
kehr oft  grosse  Verlegenheiten  bereitete.  1763  beschloss  das  fran- 
zösische Kabinet ,  eine  Reorganisation  der  Schweizerregimenter 
vorzunehmen  und  eine  gleichförmige  Kapitulation  mit  allen  Orten 
abzuschliessen.  Obgleich  anfänglich  die  Tagsatzung  die  Sache  als 
eine  gemeineidgenössische  behandelte  und  sich  gegen  die  Verän- 
derung aussprach ,  gelang  es  doch  dem  französischen  Botschafter 
wieder,  allmählich  die  meisten  Kantone  dafür  zu  gewinnen.  Nur 
Schwyz,  welches  von  Anfang  an  den  entschiedensten  Widerstand 
erhoben  hatte ,  beharrte  auf  demselben   und  es   kam  hier  wegen 
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der  neuen  Kapitulation  zu  heftigen  innern  Gährungen,  wobei  sich 
das  souveräne  Volk  gegenüber  den  Anhängern  Frankreichs  arge 
Gewaltthätigkeiten  erlaubte. 

Nach  dem  Ausbruche  der  französischen  Revolution  wurde  von 
dem  allenthalben  auftretenden  Geiste  der  Empörung  auch  das 
Regiment  Chateauvieux  in  Nancy  angesteckt ;  die  übrigen  Schweizer- 
truppen blieben  dem  Könige  treu  und  hielten  an  mehrern  Orten 
die  öffenthche  Sicherheit  aufrecht.  Um  so  heftiger  wurde  der  Hass 
der  revolutionären  Parthei  in  Frankreich  gegen  die  fremden  Söld- 
ner; bei  dem  schrecklichen  Volksaufstande  vom  10.  August  1792, 
welcher  den  ITiron  Ludwig's  XVI.  stürzte,  wurde  das  schweizerische 
Garderegiraent,  welches  die  Tuilerien  mit  Heldenmuth  vertheidigte, 
grossentheils  niedergemacht.  Die  Nationalversammlung  beschloss 
sodann  die  Abdankung  aller  Schweizertruppen;  auch  in  Holland 
wurden,  nach  der  Eroberung  dieses  Landes  durch  die  Franzosen, 
die  Schweizerregimenter  abgedankt.  Napoleon  Bonapaite  aber 
stellte  1803  den  französischen  Kriegsdienst  der  Schweizer  wieder 
her,  indem  er  mit  der  Tagsatzung  eine  Militärkapitulation  für 
16,000  Mann  abschloss.  Diese  sollten  zunächst  durch  freiwillige 
Werbung  zusammengebracht  werden ,  aber  die  französische  Regie- 
rung war  berechtigt,  fortwährend  den  vollen  Bestand  der  bedungenen 
Truppenzahl  zu  verlangen.  Bei  den  unaufhörlichen  Kriegen  Napoleon's 
war  die  Neigung  für  den  französischen  Dienst  im  Ganzen  gering 
und  nur  durch  grosse  Opfer,  sowie  durch  Verwandlung  von  Strafen, 
welche  von  den  Gerichten  ausgesprochen  wurden,  in  Ablieferung 
an  die  Regimenter  gelang  es,  die  beständig  erneuerten  Begehren 
Frankreichs  einigermassen  zu  befriedigen.  Die  Unmöglichkeit  aber, 
die  in  der  Kapitulation  bedungene  Zahl  aufzubringen,  bewirkte 
endlich,  dass  letztere  1812  auf  12,000  Mann  herabgesetzt  wurde. 
—  Nach  der  Restauration  schlössen  im  Jahr  1816  20  Kantone 
Kapitulationen  mit  Frankreich  für  4  Linien regimenter  und 
2  Garderegimenter;  ebenfalls  für  4  Regimenter  wurden  schon  1814 
mit  dem  König  der  Niederlande  Kapitulationen  eingegangen; 
gleichzeitig  erhielt  Neuenburg  ein  Bataillon  der  preussischen  Garde. 
In  den  Zwanzigerjahren  schlössen  noch  mehrere  Kantone  Militär- 
kapitulationen mit  Neapel  auf  die  Dauer  von  30  Jahren.  Wie 
unsicher  aber  die  Stellung  der  kapitulirten  Truppen  war,  gegen 
welche    in   Frankreich   und   den    Niederlanden    grosse   Abneigung 
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herrschte,  erfuhr  man  zuerst  im  Jahr  1828,  als  der  König  der 
Niederlande  sich  genöthigt  sah,  seine  Schweizertruppen  abzudanken. 
Bald  darauf  brach  in  Frankreich  die  Julirevolution  aus,  in  Folge 
deren  die  dortigen  Schweizertruppen  ebenfalls  in  ihr  Vaterland 
zurückkehren  mussten.  Von  diesem  Zeitpimkte  an  waren  die 
Schweizerregimenter  in  Neapel  und  im  Kirchenstaate  die  einzigen, 
kaum  noch  erheblichen  Uebeneste  des  früher  in  politischer  und 
nationalökonomischer  Hinsicht  für  die  Eidgenossenschaft  so  wich- 
tigen fremden  Kriegsdieustes. 

Der  geschichtliche  Rückblick,  den  wir  hier  vorausschicken  muss- 
ten, weil  die  angeführten  Thatsachen  in  ihrem  Zusammenhange 
nicht  immer  gehörig  gewürdigt  werden,  wird  unsre  Leser  davon  über- 
zeugt haben ,  dass  die  fi-emden  Kriegsdienste ,  wenn  sie  auch  aller- 
dings dazu  beitrugen ,  den  militärischen  Geist  im  Volke  wach  zu 
erhalten,  und  Einzelnen  grosse  Vortheile  und  Reichthümer  brachten, 
im  Ganzen  doch  weit  grössere  Nachtheile  für  unser  Vaterland  zur 
Folge  hatten.  Nicht  bloss  erschütterten  sie  gründlich  die  alte  Sitten- 
einfalt und  Biederkeit  der  Schweizer,  sondeni  —  was  in  politischer 
Beziehung  von  der  grössten  Bedeutung  war  —  sie  brachten  die 
Schweiz  in  unablässige  Verwicklungen  mit  dem  Auslande,  bei  denen 
sie  in  der  Regel  den  Kürzern  zog ,  Hessen  ihre  Unabhängigkeit  und 
ihre  Neutralität  oft  als  leere  Schattenbilder  erscheinen  und  erzeug- 
ten im  Innern  der  p]idgenossenschaft  und  der  Kantone  mannigfachen 
verderblichen  Partheihader.  Die  traurigen  Erfahrungen,  welche  man 
Damentlich  in  frühem  Jahrhunderten  in  Betreff"  der  fremden  Kriegs- 
fenste  machte,  haben  denn  auch  wesentlich  dazu  beigetragen ,  dass 
fler  Bund  von  sich  aus  Bestimmungen  gegen  dieselben  zu  treffen  für 
angemessen  fand.  Die  Vermittlungsakte  hatte  sich  noch  darauf  be- 
^Aränkt,  die  Tagsatzung  allein  zum  Abschlüsse  von  Verkommnissen 
ober  auswärtige  Kriegsdienste  für  befugt  zu  erklären,  und  der  Bun- 
^^vertrag  von  1815  hatte  sogar  diese  Befugniss  den  Kantonen 
zurückgegeben ,  mit  dem  Vorbehalte,  dass  die  Militärkapitulationen 
"^r  Tagsatzung  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden  mussten.  Nach- 
dem indessen  seit  dem  Jalu-  1830  in  die  meisten  Kantonsverfas- 
sungen  der  Grundsatz  aufgenommen  war,  dass  keine  Militär- 
'^äpitulationen  mehr  mit  auswärtigen  Staaten  ab- 
geschlossen werden  sollen,  fand  das  nämliche  Verbot  auch 
Eingang  in  die  Bundesverfassung  von  1848  (Art.  11).    Da  in  neuerer 
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Zeit  die  Schweizertruppen  im  Auslande  von  den  moDarcbischen  Re- 
gierungen vorzüglich  dazu  verwendet  worden  waren,  allfallige  Frei- 
heitsbestrebungen ihrer  eignen  Völker  damiederzuhalten ,  so  wurde 
das  Verbot  der  Militärkapitulationen  namentlich  damit  motivirt, 
dass  es  eines  republikanischen  Landes  unwürdig  sei,  seine  Söhne  zu 
solchem  Dienste  herzugeben.  In  dem  ersten  Entwürfe  der  Revisions- 
kommission war  die  Eingehung  von  Militärkapitulationen  bloss  den 
Kantonen  untersagt ;  bei  der  zweiten  Berathung  aber  fand  man  mit 
Hecht ,  es  dürfe  dieselbe  auch  der  Eidgenossenschaft  nicht  gestattet 
sein,  und  gab  daher  dem  Verbote  eine  allgemeinere  Fassung.  An 
der  Tagsatzung  wollten  zwar  die  Gesandtschaften  von  Waadt  und 
Genf  —  offenbar  unter  dem  Eindrucke  einer  kurz  vorher  satt- 
gefundenen Verhandlung  über  ein  vom  Könige  von  Sardinien,  wel- 
cher Oesterreich  den  Krieg  erklärt  hatte,  angetragenes  Bündniss 
—  der  Eidgenossenscliaft  das  Recht,  Militärkapitulationen  abzu- 
schliessen,  vorbehalten ;  sie  blieben  indessen  allein  mit  ihrem  Antrage. 
Dabei  wurde  jedoch  in  der  Diskussion  bemerkt:  das  Verbot  der 
Militärkapitulationen  schhesse  nicht  aus,  dass  die  Eidgenossenschaft 
auch  Bündnisse  mit  auswärtigen  Staaten  eingehen  könne,  durch 
welche  sie  sich  zu  gewissen  militärischen  Leistungen  verpflichte ;  es 
bestehe  aber  ein  grosser  Unterschied  zwischen  einer  Allianz  und 
einer  Kapitulation ,  indem  bei  jener  immer  eine  politische  Idee  ver- 
folgt werde,  während  bei  dieser  die  Lieferung  von  Soldaten  der 
einzige  und  ausschliessUche  Zweck  sei.  *) 

Das  Verbot  des  Art.  1 1  der  Bundesverfassung  bezog  sich,  wie  in 
dem  Berichte  der  Revisionskommission  ausdrücklich  gesagt  war ,  nur 
auf  zukünftige,  nicht  auf  die  noch  in  Kraft  bestehenden  Militär- 
kapitulationen. Allein  schon  im  März  1849  stellte  der  Kanton  Genf 
den  durch  zahlreiche  Petitionen  aus  der  westlichen  Schweiz  unter- 
stützten Antrag  an  die  Bundesversammlung :  sie  solle ,  gestützt  auf 
Art.  11  und  74  Ziff.  6  und  7  der  Bundesverf.,  die  in  Neapel  stehenden 
Schweizertruppen  zurückberufen,  vom  Könige  die  ihnen  gebüh- 
rende Entschädigung  fordern  und  fernere  Anwerbungen  für  den 
neapolitanischen  Kriegsdienst  verbieten.  Der  Bundesrath  und  der 
Ständerath  wollten  zuerst  auf  diesen  Antrag  nicht  eintreten,  theils 
weil  ihnen  die  Kompetenz  des  Bundes  mit  Rücksicht  auf  denselben 

*)  Abschied  S.  62. 
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aicht  begründet  schien,  tlieils  weil  sie  annahmen,  es  könnte  die 
Zurückberufung  nur  dann  von  Erfolg  begleitet  sein,  wenn  die  Eid- 
genossenschaft sich  entschliessen  würde,  die  zurückberufenen  Militärs 
angemessen  zu  entschädigen,  was  mit  grossen  finanziellen  Opfern 
verbunden  wäre.  Der  Nationalrath  dagegen  stellte  sich  auf  einen 
wesentlich  verschiedenen  Standpunkt,  und  nach  längern  Verhand- 
lungen kam  dann  am  20.  Juni  folgender  Bundesbeschluss  zu  Stande : 
>Die  schweizerische  Bundesversammlung,  in  Betracht,  dass  das 
Fortbestehen  der  Militärkapitulationen  mit  den  politischen  Grund- 
lagen der  Schweiz,  als  eines  demokratischen  Freistaates,  unverträg- 
lich ist,  beschliesst:  1)  Der  Bundesrath  wird  eingeladen,  beför- 
derlich die  geeigneten  Unterhandlungen  zu  pflegen,  um  eine 
Auflösung  der  noch  bestehenden  Militärkapitulationen  zu  erzielen 
zu  suchen ,  und  über  die  daherigen  Ergebnisse  Bericht  und  An- 
trage der  Bundesversammlung  vorzulegen.  2)  Alle  Anwer- 
bungenfür auswärtige  Militärdienste  sind  im  Gebiete 
der  ganzen  Eidgenossenschaft  für  einstweilen  unter- 
sagt.«*) 

Dieser  Beschluss  that  allerdings,  auf  unzweideutige  Weise  kund, 
dass  die  öffentliche  Meinung  in  der  Schweiz,  aufgeregt  dui-ch  den 
Freiheitskampf  in  Italien ,  sich  mit  dem  in  der  Bundesverfassung 
enthaltenen  Verbote  zukünftiger  Militärkapitulationen  nicht  mehr 
begnüge,  sondern  eine  wirksamere  Ausrottung  des  fremden  Kriegs- 
dienstes verlange;  aber  die  Unterhandlungen,  mit  denen  der 
Bundesrath  beauftragt  war,  führten  zu  keinem  Resultate  und  die 
Einstellung  der  Werbungen  —  eine  Massregel,  welche  mit  dem 
rechtlichen  Fortbestande  der  Kapitulationen  kaum  zu  vereinigen 
war  —  stiess  in  ihrer  Durchführung  bei  manchen  Kantonen  auf 
grosse  Schwierigkeiten.  Schon  im  November  1850  schlug  daher  der 
Bundesrath,  übereinstimmend  mit  Anträgen  der  Regierungen  von 
Schwyz,  Solothurn  und  Appenzell  A.Rh.,  der  Bundesver- 
sammlung vor,  den  Beschluss  vom  20.  Juni  1849  zurückzunehmen, 
ß^entuell  ein  besonderes  Strafgesetz  gegen  die  Werbungen  zu  er- 
lassen. Der  Nationalrath  beschloss  indessen  einfach  am  friiheren 
B^hlusse  festzuhalten,  weil  »ein  Abweichen  von  dem  Standpunkte, 
welchen  die  oberste  Bundesbehörde  in  Sachen  bisher  eingenommen, 

*)  Amtl.  Samml.  1.  432.    Bundesbl.  1849  1.  No.  2  Beilage  II.  17— 35, 
^'■^Ö",  101—102,  145. 
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grundsätzlich  uuzulässig  erscheine.«  Der  Ständerath,  weldier  sicli 
überzeugt  hatte ,  dass  »eine  Auflösung  der  Militärkäpitulationen  auf 
dem  Wege  der  Unterhandlung  gegenwärtig  nicht  erreichbar  sei  und 
eine  sofortige  Aufhebung  von  Bundes  wegen  unter  obwaltenden  Um- 
ständen nicht  angemessen  erscheine«,  wollte  das  einstweilige  Werb- 
verbot  wieder  aufheben  und  die  Unterhandlungen  nur  im  geeigneten 
Zeitpunkte  paeder  eröffiien  lassen.  Da  jedoch  ein  übereinstimmen- 
der Beschluss  der  beiden  Bäthe  nicht  zu  Stande  kam,  so  verblieb 
der  Bundesbeschluss  vom  2<i.  Juni  1849  in  Kraft.*) 

In  seinen  Geschäftsberichten  über  die  Jahre  1850  und  1851  wie- 
derholte der  Bundesrath  die  Bemerkung :  das  Werbverbot  sei  nicht 
zu  handhaben,  so  lange  zu  demselben  nicht  ein  Strafgesetz  erlassen 
werde.  Diesem  Mangel  wurde  nun  theilweise  abgeholfen  durch  den 
Art.  98  des  eidgen.  Militärstrafgesetzbuches  vom  27.  August  1851, 
welcher  das  Anwerben  in  fremde  Kriegsdienste  von  Leuten ,  die  auf 
den  eidgenössischen  oder  kantonalen  Mannschaftsverzeichnissen 
stehen ,  als  »Falschwerben«  bezeichnete  und  somit  definitiv 
verbot.  In  Kriegszeiten  sollten  Anwerbungen  für  den  Dienst  des 
Feindes  mit  dem  Tode  bestraft  werden;  andere  Werbungen  in 
Friedenszeiten  wurden  mit  Gefängniss  und  Zuchthausstrafe  bedroht. 
Der  erste  Theil  dieser  Strafbestimmungen  besteht  gegenwärtig  noch 
in  Rechtskraft;  der  zweite  dagegen  wurde  aufgehoben  durch  Art.  65 
und  77  des  Bundesstrafrechtes  vom  4.  Februar  1853.  Dieses  Gesetz- 
buch that  schon  wieder  einen  wichtigen  Schritt  weiter  in  dieser  An- 
gelegenheit, indem  es  die  Anwerbung  von  Einwohnern  der  Schweiz 
überhaupt  für  verbotenen  fremden  Militärdienst  mit  Gefängniss 
und  Geldbusse  bedrohte  und  zugleich  bestimmte,  dass  diese  Straf- 
androhung auch  gelten  solle  für  die  Angestellten  von  Werbbureaux, 
die  ausser  der  Schweiz  errichtet  werden,  um  das  Verbot  der  Wer- 
bung auf  schweizerischem  Gebiete  zu  umgehen.  Mit  Bezug  auf  die 
Frage  der  Strafkompetenz  bestimmte  der  Art.  74  des  Bundesstraf- 
rechtes, dass  die  Untersuchung  und  Beurtheilung  von  Uebertretungeu 
des  Werbverbotes  in  der  Begel  den  kantonalen  Behörden  zustehen 
solle ,  doch  solle  es  dem  Bundesrathe  freistehen ,  derartige  Vergehen 
den  Bundesassisen  zu  überweisen.  **) 

*)  Bundesbl.  1850  III.  499  ff.     1851  I.  151  ff,  195  ff.,  251  ff. 
**)  Am tl.  Samml.  II.  639,  III.  424,  427,  428. 
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War,  dieser  Strafbestiminungen  ungeachtet,  das  Werbverbot 
schon  schwer  zu  handhaben  gegenüber  dem  neapolitanischen  und 
römischen  Militärdienste,  so  wuchs  die  Schwierigkeit  noch  bedeutend, 
als  im  Kriege  gegen  Kussland  1855  England  und  Frankreich 
Fremdenlegionen  emchteten,  für  welche  sie  vorzüglich  in  der  Schweiz 
Rekruten  suchten.  Zu  den  schon  bestehenden  Werbbureaux  an 
unserer  östlichen  kamen  nun  noch  solche  an  der  westlichen  Gränze 
und  man  musste  die  einen  wie  die  andern  gewähren  lassen,  weil  sie 
sich  auf  auswärtigem  Boden  befanden.  Der  Bundesrath  rügte,  neben 
der  unverkennbaren  Lauheit ,  ja  selbst  offenbaren  Renitenz  einzelner 
Kantone  in  der  Vollziehung  der  Gesetze ,  namentlich  folgende  üebel- 
stände  in  dem  Verfahren  gegen  Anwerbungen :  1)  das  eidgenössische 
Strafgesetz  werde  ungleich  angewendet ,  indem  man  übersehe ,  dass 
kantonale  Strafbestimmungen  neben  demselben  nicht  mehr  zu  be- 
rücksichtigen seien ;  2)  Akten  und  Urtheile  über  die  einzelnen  Ver- 
gehen werden  nicht  aus  allen  Kantonen  dem  Bundesrathe  mitgetheilt, 
80  dass  er  oft  von  seinem  Kekursrechte  keinen  Gebrauch  machen 
könne;  3)  die  am  meisten  Schuldigen,  d.  h.  diejenigen,  welche  sich 
ÄU  die  Spitze  der  Werbungen  stellen  oder  sich  als  Chefs  der  anzu- 
werbenden Corps  proklamiren,  werden  nicht  erreicht.  Nichtsdesto- 
weniger warnte  nun  der  Bundesrath  selbst  davor,  das  Werbverbot 
aufzuheben  und  damit  diese  Angelegenheit  in  den  Bereich  der  Kan- 
tonalsouveränetät  zurückzuweisen.  »Der  Zustand  (sagt  der  Bericht) 
würde  wieder  einkehren,  welcher  vor  1849  herrschte.  In  denjenigen 
Kantonen,  welche  in  Militärkapitulationen  stehen ,  wäre  jede  Wer- 
bung, ausser  derjenigen  für  Rom  und  Neapel,  auf  das  Strengste  unter- 
sagt. In  welcher  Stellung  diese  Kantone  zu  den  neuen  Werbungen 
fir Frankreich  und  England  stehen  würden,  ob  sie  das  Verbot  zu 
handhaben  im  Stande  wären ,  ob  diese  beiden  Mächte  nicht  den  in 
frühem  Jahrhunderten  oft  erlebten  Vorgang  wiederholen  würden, 
JÄndich  gleiches  Werbungsrecht,  wie  das  andern  Staaten  einge- 
räumte, zu  verlangen  und  sich  dal)ei  auf  die  neutrale  Stellung  der 
Sdiweiz  zu  stützen,  —  diess  mag  jeder  denkende  Mann  für  sich 
^tscheiden.  In  den  nicht  kapitulirenden  Kant(men  wären  theils 
»Verbverbote  vorhanden,  theils  nicht.  Auch  da  müsste  das  bunteste 
^wühl  und  Getriebe  sich  zeigen.  Kantone ,  welche  ihre  Werbver- 
•^te  zu  handhaben  entschlossen  wären ,  würden  von  Werbern  und 
"erbbureaux  in  benachbarten  Kantonen   umgarnt.     Welches  Bild 
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wir  da  denn  Auslände  darbieten,  welche  Kinbusse  an  unserm  eignen 
National-  und  Ehrgeuihl  wir  erleiden  würden,  liegt  auf  der  Hand. 
Wir   stehen  nicht  an,    den  Satz  aufzustellen:    Bei  den  engen  Be- 
ziehungen, welche  der  fremde  Kriegsdienst  der  Schweizer  zu  ihrer 
auswärtigen  Politik  und  ihrer  Stellung  zu  den  auswärtigen  Mächten 
von  jeher  hatte  und  in  der  neuern  Zeit  wiederum  anzunehmen  droht, 
ist  es  unmöglich ,  diese  Angelegenheit  wieder  den  Kantonen  zu  über- 
lassen.« *)   Die  Bundesversammlung  pflichtete  dieser  Anschauungs- 
weise des  Bundesrathes  vollständig  bei.    Indessen  liess  auch  in  den 
folgenden  Jahren  die  Vollziehung  des  Werbverbotes   sehr  viel  zu 
wünschen  übrig,  so  dass  die  Bundesversammlung  in  Betreff  desselben 
zu   wiederholten   Postulaten   sich   veranlasst   sah   und    selbst  eine 
Ergänzung    der   darauf   bezügHchen    Bundesgesetze    in   Anregung 
brachte. 

Eine  neue,  sehr  bedeutende  Entwicklung  in  der  Angelegenheit  der 
fremden  Kriegsdienste  brachte  der  italienische  Krieg  vom 
Jahr  1859.  Die. Erbitterung  der  nach  Freiheit  ringenden  Italiens 
gegen  die  Schweizei-truppen ,  welche  im  Dienste  des  Papstes  und  des 
Königs  von  Neapel  standen,  wuchs  immer  mehr.  Für  die  Haltung  und 
die  Thaten  dieser  Truppen  wui-de,  obschon  sämmtliche  Kapitula- 
tionen inzwischen  abgelaufen  waren  und  die  sogen.  Schweizerregi- 
menter grossontheils  aus  Fremden  bestanden ,  die  ganze  Schweiz  ver- 
antwortlich gemacht  und  es  hatten  ihre  in  Italien  angesessenen  An- 
gehörigen unter  demVolkshassc  vielfach  zu  leiden .  Dazu  kam,  dass  auch 
bei  der  französischen  Armee  in  Italien  Fremdenregimenter  sich  be- 
fanden ,  wovon  eines  vorherrschend  aus  Schweizern  zusammengesetzt 
war;  die  Gefahr  war  also  nicht  ganz  ausgeschlossen,  dass  wieder, 
wie  in  früliern  Jahrhunderten  so  oft  geschehen,  Schweizer  gegen 
Schweizer  zu  kämpfen  in  den  Fall  kommen  könnten.  Der  Bundes- 
rath  schlug  daher  als  nothwendige  P>gänzung  des  bestehenden 
Werbveibotes  die  Bestimmung  vor,  dass  nicht  bloss  die  Werber  und 
ihre  Angestellten,  sondern  auch  Alle,  welche  sich  in  auswärtige 
Militärdienste  anwerben  lassen ,  zu  bestrafen  seien.  Ehe  noch  dieser 
Antrag  an  den  Nationalrath  gelangte,  brach  unter  den  Schweizer- 
truppen in  Neapel  eine  Meuterei  aus,  weil  man  ihnen  die  vater- 
ländischen Feldzeichen  nehmen  wollte,  und  Schweizer  selbst  musstcß 

*)  Bundnsbl.  1855  II.  317  ff. 
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unter  ihren  aufständischen  Landsleuten  mit  blutiger  Gewalt  die 
militärische  Ordnung  wieder  herstellen.  Dieses  traurige  Ereigniss 
trug  wesentlich  dazu  bei,  in  der  Bundesversammlung  die  üeber- 
zeugung  hervorzurufen,  dass  dem  schweizerischen  Söldnerdienste 
im  Auslande  einmal  mit  den  durchgreifendsten  Mitteln  ein  Ende  ge- 
macht werden  müsse.  Noch  walteten  zwar  Bedenken  ob  gegen  eine 
so  weit  gehende  Beschränkung  der  individuellen  Freiheit,  wie  das 
Verbot  des  Eintrittes  in  fremde  Militärdienste  sie  mit  sich  bringt ; 
allein  es  entschieden  die  staatlichen  Interessen  der  Schweiz  als  einer 
neutralen  Republik,  welche  durch  jene  Dienste  namentlich  in  Italien 
vielfach  gefährdet  schienen.*)  So  entstand  das  Bundesgesetz  vom 
30.  Juli  1859,**)  an  dessen  Spitze  der  Grundsatz  gestellt  ist: 

»Der  Eintritt  in  diejenigen  Truppenkörper  des  Auslandes,  welche 
nicM  als  Nationaltruppen  des  betreffenden  Staates  anzusehen  sind, 
ist  ohne  Bewilligung  des  Bundesrathes  jedem  Schweizerbürger  unter- 
sagt.€ 

Die  Nachtheile  und  Gefahren,  welche  der  auswärtige  Kriegsdienst 
unserm  Vaterhinde  gebracht  hat ,  rührten  in  neuerer  Zeit  vorzüglich 
daher ,  dass  Truppenkorps ,  die  den  schweizerischen  Namen  führten, 
oder  unter  schweizerischem  Kommando  standen,  oder  sonst  grossen- 
theils  aus  Schweizern  zusammengesetzt  waren,  für  fremde  Kegie- 
rungen  kämpften,  wobei  es  ihnen  nicht  auf  die  Sache,  der  sie  dienten, 
sondern  lediglich  auf  den  Sold,  den  sie  bezogen,  ankam.  Mit  den  sogen. 
Schweizerregimenternund  schweizerischen  Fremden- 
legionen musste  daher  das  Gesetz  gründlich  aufzuräumen  suchen. 
Dagegen  kann  die  Eidgenossenschaft  kein  Interesse  daran  finden, 
einzelnen  Schweizern  den  Eintritt  in  die  Nationaltruppen  eines 
fremden  Staates  zu  verwehren;  es  kann  vielmehr  das  Wehrwesen 
eines  neutralen  Landes  nur  dabei  gewinnen ,  wenn  einzelne  Bürger, 
die  eine  vorwiegende  Neigung  zum  Militärstande  haben,  für  den- 
selben in  grossem  Verhältnissen  und  namentlich  auch  in  Kriegen 
sich  auszubilden  suchen.  Nachdem  Bundesgesetze  vom  30.  Juli  1859 
ist  also  der  Eintritt  in  die  Nationaltruppen  eines  auswäi*tigen  Staates 
unbedingt  gestattet;  aber  auch  der  Eintritt  in  Fremdenlegionen 
u.  s.  w.  kann  der  Bundesrath  ausnahmsweise,  »zum  Behufe 
weiterer  Ausbildung  für  die  Zwecke  des  vaterländischen  Wehrwesens« 

*)  Bundesbl.  1859  II.  217  ff.  449-479. 
♦♦)  Amtl.  Samml.  VI.  312. 

Blamer,  Handbuch.    I.  I^ 
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bewilligen.  Wer  dagegen  ohne  diese  Bewilligung  in  auswärtige 
Truppenkörper  eintritt,  welche  nicht  zu  den  Nationaltruppen  des 
betreffenden  Staates  gehören,  soll  mit  Gefängniss  von  1  bis  3  Mo- 
naten und  mit  Einstellung  im  Aktivbürgerrechte  bis  auf  5  Jahre 
bestraft  werden.     (Art.  1,  2.) 

Das  Bundesgesetz  vom  30.  Juli  1859  hat  indessen  nicht  bloss 
neue  Bestimmungen  wider  den  Eintritt  in  fremde  Kriegsdienste 
eingeführt,  sondern  auch  die  altern  Strafbestimmungen  gegen  die 
Werber  erweitert  und  verschärft.  Der  Art.  3  des  Gesetzes,  welcher 
an  die  Stelle  des  Art.  65  des  Bundesstrafrechtes  getreten  ist, 
schreibt  Folgendes  vor: 

»Wer  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  für  fremden  Militär- 
dienst anwirbt  oder  sich  bei  der  Betreibung  von  Werbbureaux,  welche 
ausserhalb  der  Schweiz  errichtet  werden,  um  das  Verbot  der  Wer- 
bung auf  schweizerischem  Gebiete  zu  umgehen,  irgendwie  betheiligt 
oder  wer  zu  solchen  Werbungen  in  anderer  Weise,  z.  B.  durch  An- 
nahme von  Dienstbegehren,  Haltung  von  Anmeldungsbureaux,  Be- 
zahlung von  Reisekosten,  Verabreichung  von  Marschrouten  oder 
Empfehlungen  wissentlich  mitwirkt,  wird,  je  nach  dem  Grade  seiner 
Mitwirkung,  mit  Gefängniss  von  1  Monat  bis  auf  3  Jahre,  sowie 
mit  einer  Geldbusse  bis  auf  Fr.  1000  und,  sofern  der  Betreffende 
Schweizerbürger  ist,  mit  dem  Verlust  des  Aktivbürgerrechts  bis 
auf  10  Jahre  bestraft. 

^  »Hat  der  Betreffende  sich  durch  Vertrag  zur  Errichtung  eines 
ganz  oder  theilweise  schweizerischen  Truppenkorps  für  einen  fremden 
Staat  verpflichtet,  so  kann  die  Gefängnissstrafe  bis  auf  5  Jahre, 
die  Geldbusse  bis  auf  Fr.  10,000  und  der  Verlust  des  Aktiv- 
bürgerrechts bis  auf  10  Jahre  (?)  gesteigert  werden.« 

Endlich  wurde  durch  Art.  4  des  Bundesgesetzes  vom  30.  Juli  1859 
der  Bundesrath  angewiesen,  falls  die  Behörden  einzelner  Kantone 
dem  Gesetze  nicht  gehörige  Nachachtung  verschaffen  sollten,  die 
Bundesgerichtsbarkeit  soweit  in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen  als  es 
erforderlich  sei,  um  das  Gesetz  in  allen  ITieilen  der  Schweiz  zu 
gleicher  Geltung  zu  'bringen. 

Bald  nach  dem  Erlasse  des  Bundesgesetzes  von  1859  wurden 
die  Schweizerregimenter  in  Neapel,  in  Folge  der  oben  erwähnten 
bedauerlichen  Vorgänge,  aufgelöst.  Der  grösste  Theil  der  Mannschaft 
kehrte  in  die  Heimath  zurück ;  ein  Tlieil  liess  sich  wueder  in  neapo- 
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litauische^  ein  anderer  in  römische  Dienste  anwerben.    Nachdem  in 
den  Jahren  1860  und  1861  Neapel,  Sizilien  und  der  grösste  Theil 
des  Kirchenstaates  dem  neuen  Königreiche  Italien  einverleibt  worden, 
wurden  die  Schweizer,  welche  in  jenen  Ländern  gegen  die  siegreich 
vordringenden  Piemontesen  gekämpft  hatten,  ebenfalls  nach  Hause 
entlassen  und  es  musste  gegen  Alle,  die  erst  seit  dem  August  1859 
in  einen  neuen  Dienst  eingetreten  waren,  strafrechtlich  eingeschritten 
werden.     Seither  haben  freilich  alle   bloss  Angeworbenen,   welche 
um  Begnadigung  bei  der  Bundesversammlung   einkamen,   dieselbe 
auch  wirklich  erlangt;  man  trug  dabei  dem  Umstände  Rechnung, 
dass  ein  so  neuer  Grundsatz,  wie  das  Bundesgesetz  von  1859  ihn 
aufgestellt  hat,   nur   allmählig  in's  Volksleben  eindringen  könne, 
und  berücksichtigte  ferner,  dass  dem  Einzelnen,  der  sich  anwerben 
lässt,   die   politischen  Betrachtungen,   welche  gegen  den   fremden 
Königsdienst  sprechen,  ferne  liegen  und  daher  seine  Schuld  nicht 
als  80  bedeutend   erscheint.     Nachdem   im  Jahr  1870  auch  noch 
Rom  mit  dem  Königreich  Italien  vereinigt  worden  und  damit  der 
letzte  schweizerische  Söldnerdienst  aufgehört  hatte,  wurde  schliess- 
lich eine  allgemeine  Amnestie  für  die  in  auswärtige  Kriegsdienste 
Eingetretenen  ausgesprochen,  d.  h.  jede  strafrechtliche  Untersuchung 
gegen  sie  aufgehoben.    Der  Bundesrath  begründete  seinen  daherigen 
Antrag   folgendermassen :    ^lls  ist  eine  mehrjährig  geübte  Praxis 
^er  Bundesversammlung,  dass  allen  denjenigen,  die  wegen  Eintritt 
iii  fremde  Kriegsdienste,  somit  als  Angeworbene  bestraft  wor- 
den waren  und  dafür  petitionirten,  Begnadigung  gewährt  und  dass 
^^r  den  Werbern  diese  Gunst  verweigert  wurde.     Es  ist  daher 
vorauszusetzen,  dass  alle  Personen,  um  die  es  sich  handelt,  wenn 
si^  auch  in  den  Kantonen  bestraft,   aber  an  die  Bundesversamm- 
lung petitioniren  würden,  ebenfalls  die  Begnadigung  erhielten.   Die 
AUS  einem  solchen  nutzlosen  Verfahren  entstehenden  Kosten  und  Mühen 
können  daher  wohl   erspart  werden,   zumal  dadurch  das  Ansehen 
^^  Gesetzes  keineswegs   gewinn(?n  würde.     Nach  vieljähriger  Er- 
fehrung  weiss  man  aber,   dass  ohne  Anwendung  der  Bundesjustiz 
^cht  einmal   eine   allgemeine   Bestrafung  er/ielt  werden   könnte, 
indem  gerade  die  am  meisten  betheiligten  Kantone  davon  Umgang 
^Ähmen.   Das  beste  Zeugniss  hiefür  liegt  in  dem  Vorgange  von  1860. 
Y^inals  kamen   über  3000  Mann   aus  den   römischen  und   neapo- 
litanischen Diensten  zurück,  wovon  1071  Soldaten  und  4  Offiziere 
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seit  Erlass  des  Werbgesetzes  ron  1859  sich  haben  anwerben  lassen, 
also  nach  Vorschrift  dieses  Gesetzes  bestraft  werden  sollten  .  .  .  . 
Dennoch  kamen  im  Jahr  1861  nur  216  Strafurtheile  wegen  Dienst- 
nehmens ein  und  1862  circa  40.  Es  sind  also  etwa  900  Mann 
und  darunter  jeden&lls  alle  Offiziere  straflos  geblieben.  Diese  an 
Ungerechtigkeit  gränzende  ungleiche  Behandlung  müsste  also  gegen- 
wärtig jedenfalls  vermieden  und  zu  diesem  Zwecke  die  Bundesjustiz 
an's  Werk  gerufen  werden.  Diese  Operation  würde  aber  offenbar 
ausser  Verhältniss  stehen  zu  der  Grösse  des  Vergehens  der  Ein- 
zelnen und  wäre  unnütz  mit  Bücksicht  auf  die  in  Aussicht  stehende 
Begnadigung.  —  Die  bis  jetzt  angeführten  praktischen  Gründe 
werden  aber  noch  unterstützt  durch  die  besondern  Verhältnisse, 
die  jetzt  vorliegen.  Mit  der  Auflösung  der  römischen  Fremden- 
truppen hat  der  Söldnerdienst  sein  Ende  erreicht,  und  es  ist  damit 
der  Zweck  des  Gesetzes  von  1859  dahin  gefallen.  (?)  Es  existiren 
zwar  wohl  auch  in  einigen  Staaten  Nationaltruppen,  unter  welche 
auch  Ausländer  aufgenommen  werden.  Der  Eintritt  in  solche 
Truppenkörper  ist  aber  durch  das  erwähnte  Bundesgesetz  nicht 
verboten,  nur  dürfen  dafür  keine  Werbungen  vorgenommen  werden, 
daher  auch  in  Zukunft  Werber  für  solchen  Militärdienst  bestraft 
werden  müssten.  Es  kann  sich  also  nicht  mehr  darum  handeln, 
dass  durch  einen  Akt  der  Grossmuth  das  Ansehen  des  Gesetzes 
leiden  oder  dass  dadurch  für  die  Zukunft  zum  fernem  Söldner- 
dienste aufgemuntert  würde;  die  Bestrafung  erschiene  somit  nur 
als  eine  rigorose  Anwendung  des  Gesetzes  gegen  Einzelne,  die  es 
gerade  treffen  könnte.  Darum  anerkennen  wir  vielmehr  das  Ende 
des  Söldnerdienstes  als  ein  bedeutungsvolles  Ereigniss  und 
schliessen  hiermit  auch  die  strafrechtliche  Verfolgung  der  Söld- 
ner ab.«  *) 

Wir  freuen  uns  mit  dem  Bundesrathe  darüber,  dass  für  einmal 
die  ständigen  Kriegsdienste  schweizerischer  Truppenkörper  im 
Auslande  aufgehört  zu  haben  scheinen,  wagen  aber  nach  den  bis- 
herigen Erfahrungen  die  Hoffnung  nicht  zu  theilen,  dass  in  Zukunft 
niemals  mehr  und  unter  keinen  Umständen  ähnliche  Truppen- 
körper, hauptsächlich  aus  Schweizern  bestehend,  im  Solde  aus- 
wärtiger Regierungen  sich  bilden  werden.     Möge  denn  die  Milde 

*)  Bundesbl.  1870  III.     751—752.    1871  I.  7. 
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und  Nachsicht,  womit  man  bisdahin  das  Gesetz  von  1859  voll- 
zogen hat,  nicht  bereut  werden!  Die  Unfähigkeit  zu  strenger 
Vollziehung  der  Werbverbote,  an  welcher  unsere  Vorfahren  litten, 
scheint  jedenfalls  ihre  Nachwirkung  auch  noch  auf  die  Enkel 
auszuüben ! 


§  4.    AuBW&rtige  Pensioneii,  Titel  und  Orden. 

Die  Geschichte  der  fremden  Kriegsdienste  leistet  den  Beweis 
dafür,  wie  nachtheilig  auf  die  Geschicke  unsers  Vaterlandes  die  grossen 
Pensionen  einwirkten,  welche  in  frühem  Jahrhunderten  einflussreiche 
schweizerische  Staatsmänner  vom  Auslande  zu  beziehen  pflegten. 
Flossen  auch  im  laufenden  Jahrhunderte  solche  Pensionen  in  der 
Regel  nur  noch  als  fiuhegehalte  für  Militärs,  welche  auswärtigen 
Staaten  gedient  hatten ,  nach  der  Schweiz,  so  schienen  sie  doch, 
wenn  die  Empfänger  in  den  obersten  Landesbehörden  sassen,  einen 
bedenklichen  Einfluss  auf  deren  Haltung  in  Fragen  der  auswärtigen 
Politik  auszuüben.  Auch  verletzte  es  vielfach  die  republikanische 
Anschauungsweise,  dass  die  Staatsmänner  der  Restaurationszeit  an 
festlichen  Anlässen  und  in  Behörden  mit  besonderer  Vorliebe  Orden 
und  Dekorationen  zur  Schau  trugen,  die  ihnen  aus  dem  einen 
oder  andern  Grunde  von  fremden  Fürsten  verliehen  waren.  Die 
Kantonsverfassungen  der  Dreissigerjahre  untersagten  daher  in  der 
Regel,  neben  den  Militärkapitulationen,  auch  die  Annahme  von  Pen- 
sionen und  Titeln  von  einem  auswärtigen  Staate ,  sowie  das  Tragen 
fremder  Orden  in  amtlicher  Stellung.  In  der  Revisionskommission 
von  1848  blieb  der  Antrag,  eine  ähnliche  Bestimmung  auch  in  die 
Bundesverfassung  aufzunehmen,  zuerst  in  Minderheit ;  in  der  zweiten 
Berathung  aber  wurde  er  angenommen.*)  Die  drei  ersten  Sätze 
des  Art.  12  der  Bundesverfassung  lauten  nun  folgendermassen : 

»Z>t>  Mitglieder  der  Bundesbehörden,  die  eidffenössischen  Civil* 
und  Müitärbeamten  und  die  eidgenössischen  Bepräsentanten  oder  Kam- 
missarien  dürfen  von  auswärtigen  Begierungen  ujeder  Pensionen  oder 
Gehalte,  noch  Titel,  Geschenke  oder  Orden  annehmen. 

i^Sind  sie  bereits  im  Besitze  von  Pensionen,  Titein  oder  Orden, 
*)  Protokoll  S.  134,  149,  163. 
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so  Itaheu  nie  für  ihre  Amtsdaner  auf  den  Gemtss  der  Pensionen  \r^  ^  <\ 
das  Tragen  der  Titel  und  Orden  zu  verzichten. 

^^Untergeordneten   Beamten    und  Angestellten   kann  jedoch   vc^^^^t 
liundesraih  der  Foyibezug  von  Pensionen  bewilligt  werden.^ 

Die  Fälle,  in  denen  bis  dahin  die  Bundesbehörden  den  Art.  1  ^ 
anzuwenden  und  auszulegen  hatten,  sind  nicht  zahlreich;  um  ^o 
mehr  verdienen  sie  hervorgehoben  zu  werden.  General  Dufou  x.—  , 
der  schon  in  seiner  Jugend,  als  der  Kanton  Genf  zum  französisch  4^  :si 
Kaiserreiche  gehörte,  den  Orden  der  französischen  Elirenlegi<:: 
erhalten  hatte,  wurde  im  Jalire  1852  von  dem  Präsidenten  der  fira.: 
zösischen  Republik  zum  Grossoffizier  dieses  Ordens  befördert  u 
suchte  beim  Bundesrathc  die  Ermächtigung  nach,  diesen  Grad  a 
nehmen  zu  dürfen.  Der  Bundesrath  entsprach  diesevi  Gesucb 
gestützt  auf  folgende  Erwägungen:  »1)  dass  eidgenössische  Offizi^i 
nicht  in  diejenige  Klasse  von  Militärl)eamten  gehören,  denen  nst.' 
Art.  12  der  Bundesverfassung  die  Annahme  von  Orden  untersa.; 
wird,  weil  die  gedachten  Bestimmungen  sich  nur  auf  eigeutlicIrÄe 
ständige  und  besoldete  Militärstellen  beziehen,  eine  Kategorie,  ^"u 
welcher  die  Offiziere,  die  nach  den  in  der  Schweiz  herrschende^! 
Begriffen  keinen  Beamtenstand  ausmachen,  nicht  zu  rechnen  sicicS.  ; 
2)  dass  auch  die  Eigenschaft  des  Herrn  General  Dufour  als  Leiter  d^^r 
topographischen  Arbeiten  denselben  nicht  als  Beamten  qualifizir*, 
da  er  hicfür  keinen  Gehalt,  sondern  nur  eine  billige  Entschädigung 
für  Mühwalt  und  Auslagen  bezieht ;  3)  dass  Hr.  Dufour  bereits  fnih^r 
Offizier  der  französischen  Ehrenlegion  war,  somit  dessen  ErnenniiDf 
zum  Grossoffizier  lediglich  als  eine  Rangerhöhung  zu  betrachten 
4)  dass  mit  der  Ernennung  zu  diesem  Range  keinerlei  Pension 
bunden  ist,  sondern  die  Verleihung  jenes  Ordens  bloss  als  Ehre^^" 
sache  betrachtet  werden  muss,  ohne  dass  ihm  besondere  Verpflicb" 
tungen  dadurch  auferlegt  würden. c  *)  —  Eine  wesentlich  versch»^" 
dene  Frage  hatte  der  Nationalrath  zu  entscheiden,  als  es  sich  i^* 
Januar  1860  um  die  Anerkennung  der  Wahl  des  eidgen.  Obersten 
und  Landammann  Letter  von  Zug  in  diese  Behörde  handelte.  I^* 
derselbe  eine  MiUtärpension  von  Holland  bezog,  so  hätte  er  na^^^ 
dem  klaren  Wortlaute  des  zweiten  lemma  des  Art.  1 2  für  die  Am*^*' 
dauer  auf  den  Genuss  der  Pension  verzichten  müssen;  er  erklä^''^ 

*)  Bundesbl.  1853  II.  559. 
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aber  ausdrücklieb,  diess  nicbt  thun  zu  wollen.  Unter  diesen  Um- 
ständen blieb  dem  Nationalrathe  nichts  anderes  übrig ,  als  der  Wahl 
des  Herrn  Letter  die  Anerkennung  zu  verweigern.  *) 

In  Folge  der  Bundesrevision  von  1874  ist  nun  der  Art.  12 
durch  folgende  zwei  neue  Sätze  ergänzt  worden: 

>/w  schweizerischen  Heere  dürfen  weder  Orden  getragen  noch 
von  auswärtigen  Regierungen  verliehene  Titd  geltend  getncwht  werden. 

>Das  Annehtnen  solcher  Auszeichntingeti  ist  allen  Offizieren , 
Unteroffizieren  und  Soldaten  untersagt. € 


Drittes  Kapitel. 


Handhabung  der  Rechtsordnung  im  Innern. 

§  1.    Verbot  der  Selbsthülfe;  Rechtsverfahren  zwischen 

den  Kantonen. 

Wenn  »Behauptung  der  Unabhängigkeit  des  Vaterlandes  gegen 
Aussen«  der  hauptsächlichste  und  wichtigste  Zweck  des  Schweizer- 
bundes ist,  so  folgt  unmittelbar  darauf  an  Bedeutung  der  zweite, 
in  Art.  2  der  Bundesverfassung  genannte  Zweck:  »Handhabung  der 
Ruhe  und  Ordnung  im  Innern.«  Soll  der  Bundesstaat  einig  und 
stark  dem  Auslande  gegenüberstehen,  so  ist  es  unerlässliches  Erfor- 
derniss ,  dass  innere  Streitigkeiten,  welche  in  demselben  entstehen 
mögen,  auf  friedliche  Weise  gelöst  werden  und  nicht  in  Bürgerkrieg 
ausarten.  Schon  im  Staatenbunde  pflegt  daher  für  derartige  Streitig- 
keiten zwischen  den  Bundesgliedern  ein  Rechtsverfahren 
angeordnet  und  ihnen  jede  gewaltsame  Selbsthülfe  für  ihre  An- 
sprüche untersagt  zu  werden :  so  in  den  alten  eidgenössischen  Bün- 
den und  im  Bundesvertrage  von  1815  (Art.  5).  Die  Bundesverfassung 
von  1848  hatte  ein  doppeltes  Rechtsverfahren  zwischen  den  Kan- 
tonen festgesetzt :  alle  Streitigkeiten,  welche  einen  staatsrechtlichen 

♦)  Amtl.  Samml.  VI.  418. 
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Charakter  hatten  oder  bei  denen  es  sich  um  die  Beobachtung  v^r^n 
Bundesvorschriften    und    eidgenössischen    Konkordaten    handel*^  ^. 

wurden   durch   den   Bundesratli   und  die   Bundesversammlung, 

civih'eclitliche  Streitigkeiten  hingegen  durch  das  Bundesgericht  h^^- 
urtheilt.     Die  jetzige   Bundesverfassung   von    1874  aber  weist  mti 
Art.  110  und  113  die  einen  wie  die  andern  Streitfalle  dem  Bundes- 
gerichte   zur   Entscheidung    zu.     Bei  allen   Konflikten,   die  eirsL 
zwischen  den  Bundesgliedern  entstehen  mögen,  ist  also  durch  diese 
Verfassungsbostimmuugen   für  eine  rechtliche  Austragung  gesorgt. 
Hierauf  gestützt,   durfte   und   musste  der  Bund  in   Art.  14  ror- 
schreiben : 

^Dte  Kantone  sind  rerpflichfet,  wenn  Streitigkelten  miter  ihnefi 
vorfallen,  sich  jeder  Selhsthiilfe,  some  jeder  Bewaffnung  zu  enthalten 
wul  sich  der  bmidesmässigen  Entsclieidmuj  zu  wUerziehe$L€ 

Zu    der  durch   diesen   Artikel    verbotenen    Selbsthülfe   gehört 
keineswegs  bloss   bewaffiietes  Einschreiten  einer  Kantonsregiening 
zum  Schutze  ihrer  Rechtsansprüche  gegenüber  einem  andern  Kanton, 
sondern   vorzüglich  auch    eigenmächtige   Arrestlegung- 
Wenn  ein  ürtheil   eines   kantonalen  Gerichtes  wegen  behaupteter 
Inkompetenz  in  einem  andern  Kanton  nicht  vollzogen  werden  will  i 
so  hat  oflfenbar  die  Bundesbehörde  darüber  zu  entscheiden,  ob  nacli 
Art.  61  eine  Pflicht  zur  Vollziehung  vorliege.     Schreitet  dageg&*i 
jenes  Gericht  von  sich  aus  ein,  indem  es  auf  allfälliges  Guthaben  de^> 
einem  andern  Kanton  angehörenden  Verurtheilten  Arrest  legt,  ^^ 
liegt  darin  nach  Art.  14  ein  unerlaubter  Akt  von  Selbsthülfe,  ve3-' 
chen  der  Bundesratli  in  einem  Streitfalle   zwischen  Solothum  ui»-^ 
Baselland  mit  vollem  Rechte  kassirt  hat.  Ebenso  sind  Contumas     * 
urtheile  von  Seite  eines  kantonalen  Gerichtes,  wenn  die  Komp^^* 
tenz  desselben  in  Frage  liegt  und  darüber  mit  einem  andern  Kanten  ^ 
ein  staatsrechtlicher  Streit  waltet,   bis  nach  erfolgtem  Entscheid* 
dieses   Confliktes  durch  die   Bundesbehörden   unzulässig.     Dies^^ 
Grundsatz  hat  in  dem  interessanten  Rechtsstreite  der  solothumischeB 
Kirchgemeinden    Aetigen  -  Mühledorf   und   Lüsslingen    gegen  4^^ 
Fiskus  des  Standes  Bern  der  Bundesrath  aufgestellt  und  die  Bunde?S" 
Versammlung,  auf  dagegen  erhobene  Beschwerde  hin,  bestätigt-     ) 

♦)  Bundesbl.  1856  I.  504.   1857  I.  219.   1858  I.  7. 
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§  2.    EidgenössiBche  Interventionen. 

Für  die  Aufrechtbaltung  der  BtQie  und  Ordnung  im  Innern  der 
Schweiz  genügt  es  nicht,  dass  die  Kantone  bei  ihren  Streitigkeiten 
unter  sich  nicht  den  Weg  gewaltsamer  Selbsthülfe  beschreiten,  son- 
dern es  müssen  auch  alle  anarchischen  Bewegungen,  welche  im 
Innern  der  Kantone  entstehen  können,  unterdrückt  werden. 
Der  gegenwärtige  Bund  darf  diess  um  so  eher  thun  als  er  in  um- 
fassenderer Weise,  als  es  jemals  früher  der  Fall  war,  die  verfassungs- 
mässigen Rechte  des  Volkes  in  seinen  Schutz  genommen,  gesetzliche 
Yeriassungsänderungen  ungemein  erleichtert  und  jedem  Schweizer- 
bürger das  Recht  geöffnet  hat,  über  Verletzung  der  garantirten 
Rechte  durch  die  Kantonsbehörden  sich  bei  den  Bundesbehörden  zu 
beschweren.  Als  eine  köstliche  Frucht  dieser  Bestimmungen  darf  es 
angesehen  werden,  dass  seit  1848  —  wenn  man  absieht  von  dem 
royalistischen  Handstreiche  im  .Kanton  Neuenburg  im  September 
1856,  welcher  durch  eine  ungelöst  gebliebene  Frage  der  auswärtigen 
Politik  veranlasst  wurde  —  niemals  eine  Kantonsregierung  auf  revo- 
lutionäre Weise  gestürzt  worden  ist.  In  der  vorangegangenen 
Periode  von  1830  bis  1848  waren,  wie  wir  in  der  geschichtlichen 
Einleitung  gesehen  haben,  die  kantonalen  Revolutionen  (damals 
»Putschec  genannt)  an  der  Tagesordnung,  und  während  der 
Bundesvertrag  von  1815  offenbar  die  strenge  Handhabung  der 
von  ihm  garantirten  verfassungsmässigen  Ordnung  bezweckte, 
hatte  man  sich  in  der  bundesrechtlichen  Praxis  vollständig  daran 
gewöhnt,  jeden  gelungenen  Umsturz  als  vollendete  Thatsache  an- 
zuerkennen. 

Der  Art.  16  der  Bundesverfassung  enthielt  in  seinen  beiden  ersten 
Lemmaten  folgende  Bestimmungen: 

:^Bei  gestörter  Ordnung  im  Innern  oder  wetm  von  einem  andern 
Kanton  Gefahr  droht,  hat  die  Regierung  des  bedrohten  Kantons  dem 
Bundesrathe  sogleich  Kenntniss  zu  geben,  damit  dieser  inner  deti 
Schranken  seiner  Kompetenz  (Art.  102 ,  Nr.  3 ,  10  und  11)  die  er- 
forderlichen Massregeln  treffen  oder  die  Bundesversammlung  ein- 
berufen kann.  In  dringenden  Fällen  ist  die  betreffende  Regierung 
befugt,  unter  sofortiger  Anzeige  an  den  Bundesrath,  andere  Kantone 
zur  Hülfe  zu  mahnen,  und  die  gemahnten  Stände  sind  zur  mäfe" 
leistung  verpflichtet. 
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9  Wenn  die  Kantotisregierung  ausser  Stande  ist,  Hülfe  anzu- 
sprechen, so  kann,  und  wenn  die  Sicherheit  der  Schtceiz  gefähr^ 
det  wird,  so  soll  die  kompetente  Bundesbehörde  von  sich  aus  eifp- 
schreit  en.€ 

« 

Es  ist  hier  vor  Allem  aus  zu  beobachten,  dass  dem  Falle  ge- 
störter Ordnung  im  Innern  eines  Kantons,  von  welchem  der  Bundes- 
vertrag  von  1815  (Art.  4)  allein  redete,  gleichgestellt  worden  ist 
der  Fall  einer  von  einem  andern  Kanton  her  drohenden  Gefahr. 
Es  war  diess  offenbar  eine  Folge  der  bedauerlichen  Erfahrungen, 
welche  man  bei  den  Freischaarenzügen  gemacht  hatte.  Wichtiger 
ist  eine  andere  Abweichung  vom  Bundesvertrage  von  1815  und 
selbst  noch  vom  Kommissionalantrage  von  1848,  welche  darin 
liegt,  dass,  während  früher  die  Mahnung  an  andere  Kantone,  unter 
blosser  Anzeige  an  die  Bundesbehörde,  als  die  Regel  erschien,  sie 
nur  bloss  noch  als  Ausnahme  zugelassen  wird  für  »dringende  Fälle«. 
Seit  der  Einführung  des  elektrischen  Telegraphen,  welcher  die 
Entfernungen  fast  gänzlich  aufgehoben  hat,  wird  jedoch  in  den 
meisten  Fällen  die  bedrohte  Kantonsregierung  ebenso  leicht  beim 
Bundesrathe  wie  bei  einem  Nachbarkanton  Hülfe  verlangen  können 
und  es  wird  daher  von  der  zugelassenen  Ausnahme  nur  selten 
noch  Gebrauch  gemacht  werden.  In  der  That  würde  in  einem 
Bundesstaate  mit  kräftiger  Centralgewalt,  zu  deren  hauptsächlich- 
sten Aufgaben  gerade  die  Handhabung  der  gesetzlichen  Ordnung 
gehört,  das  ältere  Verfahren  nicht  mehr  als  passend  erscheinen; 
auch  bietet  offenbar  ein  sofortiges  Einschreiten  des  Bundesrathes 
mehr  Garantie  dafür,  dass  bei  einer  eidgenössischen  Intervention 
auch  die  Volksrechte  gewahrt  werden,  als  diess  der  Fall  ist,  wenn 
die  bedrohte  Kantonsregierung  sich  bloss  auf  andere,  gesinnungs- 
verwandte Regierungen  stützt.  In  der  Regel  also  soll,  wenn  die 
gesetzliche  Ordnung  in  einem  Kanton  gestört  ist  oder  derselben 
Gefahr  droht,  die  Kantonsregierung  den  Bundesrath  hievon  in 
Kenntniss  setzen,  damit  er  innert  den  Schranken  seiner  Kompetenz 
die  erforderlichen  militärischen  oder  anderweitigen  Massnahmen 
treffe,  beziehungsweise  die  Bundesversammlung  einberufe,  falls  diese 
Massnahmen  seine  Kompetenz  übersteigen.  Es  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen,  da^s  nach  dem  Wortlaute  wie  nach  dem  Sinn  und 
Geiste  der  Bundesverfassung  die  Kantonsregierung  zur  Anzeige  an 
den  Bundesrath   verpflichtet   ist  und  dass  es  nicht,    wie  in 


§  2.     Eidgenössische  Interventionen.  235 

Nordamerika,*)  lediglich  von  ihrem  freien  Ermessen  abhängt,  die 
Hülfe  der   Eidgenossenschaft   anzurufen   oder    nicht.     Gleichwohl 
scheint  uns,   dass   nach  den  klaren  Worten  des   zweiten  Lemma 
voa   -Art.  1 H  eine  Intervention  des  Bundesrathes  von  Amtswegen, 
welche  ohne  vorhergegangene  Anrufung  von  Seite  der  betheiligten 
Kantonsregierung  erfolgen  würde,  nur  dann  gerechtfertigt  wäre, 
wenn  entweder  die  Regierung  sich  nicht  mehr  in  der  Lage  befände, 
sich   an  den  Bundesrath  zu  wenden,  oder  al)er  >die  Sicherheit  der 
Sch-weiz  gefährdete  wäre.     Dieser  letztere  Ausdruck  ist  freilich  so 
elastisch,  dass  er  bei  den  engen  Verbindungen  zwischen  den  Kan- 
tonen und  den  nahen  Beziehungen  der  Gränzorte  zum  Auslande, 
welche  die   neuen  Verkehrsmittel  geschaffen  haben,   wohl  auf  die 
meisten  Fälle  von  Aufruhr,  welche  die  betroffene  Kantonsregierung 
nicht  sofort  zu  unterdrücken  vermag,  sich  wird  anwenden  lassen. 
Rü  ttimann,   der  die  Intervention  von  Amtswegen  nicht  auf  die 
im   zweiten  Lemma  genannten  Fälle  beschränken  will ,   sagt  doch 
selbst:   »Immerhin  wiitl  der  Bund,  so  lange  er  keine  Anzeige  er- 
liält ,   von  der  Präsumtion  ausgehen   müssen ,   dass   keine  Gefahr 
vorhanden  oder  dass  der  betreffende  Kanton  stark  genug  sei,  sich 
selbst  zu  helfen.     Ein  Aufruhr,   dem  die  kantonale  Staatsgewalt 
volllcommen   gewachsen  ist,   bietet  keinen  Stoff  zum  Einschreiten 
der    Bundesbehörden.« 

Die  beiden  Fälle,  weldie  im  zweiten  Lemma  von  Art.  16  ge- 
nannt sind,  bilden  die  Ausnahmen  von  der  im  ersten  Lemma  ent- 
haltenen Regel,  nach  welcher  der  Bundesrath  nur  auf  empfangene 
Ai^5seige  von   Seite  der  Kantonsregierung  einschreitet.    Aber  wäh- 
rend  der   Entwurf  der  Revisionskommission  von  1848   in   beiden 
^^Uen  die  Bundesbehörde  nur  für   befugt   erklärte,   von  Amts- 
^ßgen  zu  interveniren ,   wird  nun,   in   Folge   einer  von  der  Tag- 
satzung  beschlossenen  Abänderung,  mit  Recht  unterschieden  zwischen 
^^   beiden   Fällen.    Erscheint  die  Sicherheit  der  Schweiz  als  ge- 
erdet, so  ist  der  Bundesrath  verpflichtet,  von  sich  aus  ein- 
zuschreiten;  im   andern   Falle  aber,    wo    eine    Kantonsregierung 
Ausser  Stande  ist  Hülfe  anzusprechen,   bleibt  es  bei  der  blossen 
^rfugniss,  von  welcher  der  Bundesrath  (natürlich  unter  Vorbehalt 
^ner  Verantwortlichkeit  gegenüber  der  Bundesversammlung)  nach 

*)  Rattimann,  IL  76,  80. 
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freiem  Ermessen  Gebrauch  machen  kann  oder  nicht.    Nach  einer 
strengem  Auslegung   der  Verfassungsgarantie  würde  die  Bundes- 
behörde  eigentlich  immer  verpflichtet  sein   einzuschreiten,    wenn 
die  verfassungsmässige  Ordnuog  in  einem  Kanton  aufgehoben  ist; 
allein  es  ist  nach  den  Erfahrungen,   welche  die  Schweiz  in  der 
Periode  von  1830  bis  1848   gemacht  hat,   hinlänglich  klar,  dass 
es  Fälle  geben  kann,  in  denen  die  Eidgenossenschaft  kein  Interesse 
hat,  der  Bevölkerung  eines  Kantons  eine  von  ihr  gestürzte  Regie- 
rung wieder  aufzuzwingen,  nur  damit  die  Verfassung  in  ihren  for- 
mellen Vorschriften  eine  Wahrheit  bleibe.     Wenn  es  sich  darum 
handelt,   mit  Waffengewalt  in  einem  Kanton  zu   interveniren ,   so 
können   offenbar  nicht  bloss  die  Grundsätze  des  kantonalen   und 
eidgenössischen   Staatsrechtes,   sondern  es   müssen  vor  Allem  aus 
politische  Erwägungen  den  Ausschlag  geben ,   welche  je  nach  der 
besondem  Beschaffenheit  des  Falles  sich  sehr  verschieden  gestalten 
können.     Immerhin  darf  dabei  nicht  aus  dem  Auge  gelassen  wer- 
den ,  dass  die  hier  besprochene  Bestimmung  der  Bundesverfassung 
unter  dem  Eindrucke  eines  Zeitraumes  entstanden  ist,  in  welchem 
eine  feste  staatliche  Ordnung  in  der  Schweiz  vöUig  abhanden  ge- 
kommen  war.     Seither    hat   man   sich    in    Folge  der  vielfachen 
Rechtsgarantien,  welche  die  Bundesverfassung  enthält,  eher  wieder 
an  den  Gedanken  gewöhnt,  dass  gewaltsame  Erschütterungen  der 
zu  Recht  bestehenden  Staatsordnung  nicht  leichthin  geduldet  und 
anerkannt   werden   dürfen.     Nachdem   das   seit   1848   abgelaufene 
Vierteljahrhundert  die  Gewohnheit  eines  festgeordneten  konstitu- 
tionellen Lebens  wieder  unter  uns  begründet  hat,  dürfte  die  Bundes- 
behörde bei   kantonalen  Revolutionen  jedenfalls  nur  in  seltenen 
Fällen  sich  mit  der,  ihrer  allgemeinen  Stellung  nicht  entsprechen- 
den Rolle  einer  massigen  Zuschauerin  begnügen. 

Während  die  beiden  ersten  Absätze  des  Art.  16  von  der  Ein- 
leitung eidgenössischer  Interventionen  sprechen,  beziehen  sich  dagegen 
die  beiden  letzten  Lemmata  auf  die  Folgen  derselben.  Sie  lauten 
folgendermassen : 

»/n  Fällen  eidgenössischer  Intervention  sorgen  die  Bundesbehör- 
den  für  Beachtung  der  Vorschriften  von  Art.  .5. 

»Die  Kosten  trägt  der  mahnende  oder  die  eidgenössische  Inter- 
vention veranlassende  Kanton,  wenn  nicht  die  Bundesversammlung 
wegen  besonderer  Umstände  etwas  Anderes  beschliesst.* 


ik. 
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^Vas  den  ersten  dieser  zwei  Sätze  betrifft,  so  bedeutet  derselbe : 
Die  Bundesbehörden  haben  bei  jeder,  in  einem  Kanton  nöthig 
werdenden  Intervention  dafür  zu  sorgen,  dass  nicht  bloss  die 
Rechte  und  Befugnisse  der  Behörden  geschützt  und  gehandhabt 
werden ,  sondern  auch  die  Freiheit  und  die  Rechte  des  Volkes  und 
die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger,  welclie  der  Art.  5 
ebenfalls  gewährleistet.  In  Verbindung  damit  stehen  die  Bestim- 
mungen des  Art.  112,  ZiflF.  3  der  Bundesverfassung,  wonach  über 
>politische  Verbrechen  und  Vergehen,  die  Ursache  oder  Folge  der- 
jenigen Unruhen  sind,  durch  welche  eine  bewaffnete  eidgenössische 
Intervention  veranlasst  worden  ist,«  die  Bundesassisen  zu  urtheilen 
haben.  Wir  werden  auf  diese  Bestimmung  in  demjenigen  Ab- 
schnitte unsers  Werkes,  welcher  vom  Bundesgerichte  handelt,  näher 
eintreten. 

Hinsichtlich  der  Kosten  einer  eidgenössischen  Intervention 
stimmt  die  Vorschrift  unsrer  Bundesverfassung  so  ziemlich  überein 
mit  derjenigen  des  frühem  Bundes  Vertrages  von  1815.  Regel  ist 
es,  dass  der  Kanton,  welcher  die  Intervention  veranlasst,  die  Kosten 
zu  tragen  hat;  aber  es  ist  in  das  freie  Ermessen  der  Bundesver- 
sammlung (früher  der  Tagsatzung)  gelegt,  hievon  »besonderer  Um- 
stände wegen«  eine  Ausnahme  zu  machen  und  die  Kosten  auf  die 
Bandeskasse  zu  nehmeik 

Nach  diesen  allgemeinen  Bemerkungen  über  den  Art.  16  gehen 
^ir  über  zu  den  beiden  einzigen  Fällen  von  bewaffneter  eidgenös- 
sischer Inten'ention,  welche  —  ausser  dem  oben  envähnten  Roya- 
listenaufstande  in  Neuenburg  —  seit  1848  vorgekommen  sind;  es 
Kefem  dieselben   gleichsam  einen  praktischen  Commentar  zu  dem 
Gesagten.   Den  22.  August  1864  kam  es  in  Genf,  in  Folge  einer 
Wahl  in  den  Staatsrath,   welche  die  Gemüther  in  hohem   Masse 
^kitzle,  zu  einem  blutigen  Strassenkampfe,   Es  standen  sich  zwei 
^Dgefähr  gleich  grosse  Partheien  gegenüber :  Die  Radikalen,  welche 
James  Fazy,   und  die  sogenannten  Independenten ,   welche  Herrn 
Cheneviere  portirten.     Letztrer  siegte  in  der  Volkswahl  mit  5677 
8«gen  5340   Stimmen,    aber  das  Wahlbureau  kassirte  die  Wahl, 
Oüne  dafür  irgend  welche  stichhaltige  Gründe  angeben  zu  können. 
Hierauf  versammelten  sich  die  Independenten  auf  dem  Platze  Mo- 
^j  umringten  und  besetzten  das  Rathhaus  und  verlangten  vom 
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Staatsrathe  die  Aufrechterhält ung  der  Walil.   Die  Radikaleu  ihrer- 
seits sammelten  sich  in  St.  Gervais ,   holten  sich  Waffen  und  Mu- 
nition aus  dem  Zeughause  Grand  pre  und   überfielen  eine  Schaar 
unbewaffneter   Bürger,   welche  den    Polizeikommissär  begleiteten, 
der  nach  einer  vom  Staatsrathe  mit  den  Independenten  vereinbar- 
ten Verfügung  das  materielle  Wahlergebniss ,   ohne  die  Kassation 
zu    ei*wähnen,    proklamirte.     Eine  Anzahl   von   Todten    und  Ver- 
wundeten bedeckten  die  Strasse,  in  welcher  die  Radikalen  gefeuert 
hatten,   und   die  Independenten   bemächtigten  sich   nun  ebenfalls 
eines  Zeughauses.     Bei  dem  lebhaften  Charakter  der  genfer'scheo 
Bevölkerung   und  bei  dem   tiefgewurzelten  Partheiliasse ,   der  das 
dortige   politische   Leben  vergiftete,   hätte   ohne   Einschreiten  der 
Rundesl)ehörde  der   Bürgerkrieg  leicht   grössere   Dimensionen  an- 
nehmen können,  was  bei  der  Lage  Genf  s  als  einer  von  allen  Sei- 
ten von  französischem  Gebiete  umgebenen  Gränzstadt,  doppelt  ge- 
fährlich gewesen  wäre.    Der  Bundesrath  beschloss  daher  zu  inter- 
veuiren   in   einem  Augenblicke,   wo  er  durch  den   Staatsrath  von 
Genf  bloss  vom  Anfange  der  Unruhen,  vom  wirklich  ausgebrocbe- 
neii  Bürgerkriege  dagegen  erst  durch  Privattelegramme  in  Kenot- 
niss  gesetzt  war;  das  förmliche  Literventionsgesuch  von  Seite  des 
Staatsrathes  traf  erst  nach  gefasstem  Beschlüsse  in  Bern  ein.   Zwei 
eidgenössische   Kommissäre   verfügten  sich   noch   am   Abende  des 

22.  August  nach  Genf  und  boten,  in  Folge  Ermächtigung  des 
Bundesrathes,  im  Kanton  Waadt  einige  Bataillone  auf,  welche  ain 

23.  und  24.  in  Genf  einrückten.  Die  militärische  Besetzung  dieses 
Kantons  dauerte  dann  fort  bis  zum  IL  Januar  1865,  tlieils  behufs 
Handhabung  der  Ruhe  und  Ordnung  im  Allgemeinen,  theils  i^*^ 
Interesse  ungestörten  Fortganges  der  eidgenössischen  Strafunter- 
suchung, welche  sofort  eingeleitet  wurde.    Ein  Akt  der  Gerechtig" 

keit  war  es,  dass  der  Bundesrath,  vom  Grossen  Rathe  des  Kantors 

• 

Genf  selbst  dafür  angerufen ,  schon  am  2.  September  1864  (}^ 
Anwendung  der  Art.  2,  .'),  90,  Ziff.  2,  3  und  10  der  Bundesver- 
fassung von  1848)  den  Entscheid  des  Wahlbureau 's  aufhob  ut^^ 
die  Wahl  des  Herrn  Cheneviere  zum  Mitgliede  des  Staatsrath^ 
als  gültig  erklärte.  W^eniger  befriedigend  war  der  Spruch  ^^^ 
eidgenössischen  Schwurgerichtes  in  Genf,  welches  am  30.  DezenxV^^ 
nach  beinahe  dreiwöchiger  Verhandlung  die  sämmtlichen  Angekl^S 
ten,  sowohl  von  der  radikalen  als  von  der  independenten  Partl^^ 
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als  »nicht  schuldig«  freisprach  *) ;  die  öffentliche  Meinung  im 
grossem  Theile  der  Schweiz,  welche  strenge  Bestrafung  verlangt 
hatte,  war  darüber  wenig  erbaut.  Man  fand  nachher  die  Ursache 
des  auffallenden  Wahrspruches  vorzugsweise  in  dem  mangelhaften 
eidgenössischen  Strafgesetzbuche,  welches  für  Fälle,  in  denen  eine 
eidgenössische  Intervention  stattfindet,  allerdings  einer  Abänderung 
bedürftig  wäre;  wir  glauben  aber  vielmehr,  dass  die  Geschwornen 
den  ihnen  vorgelegten  Straffall  weniger  vom  juristischen  als  vom 
politischen  Standpunkte  aus  in^s  Auge  fassten  und,  indem  sie  einen 
Akt  der  Souveränetät  für  sich  in  Anspruch  nahmen,  sich  durch 
die  Erwägung  leiten  Hessen,  dass  für  die  Beruhigung  des  Kantons 
Genf  eine  allgemeine  Freisprechung  besser  sein  dürfte  als  Straf- 
urtheile,  bei  denen  doch,  wie  die  Verhandlung  gezeigt  hatte,  nicht 
alle  Schuldigen  erreicht  worden  wären.  —  Was  die  Okkupations- 
kosten betrifft,  so  wurden  dieselben  auf  das  Gesuch  der  Regierung 
von  Genf  durch  Bundesbeschluss  vom  10.  Juli  1866  ihr  nachgelassen. 
In  der  Botschaft  des  Bundesrathes ,  welche  diesen  Antrag  begrün- 
dete, vermögen  wir  freilich  von  »besondem  Umständen«,  welche 
der  Interventionsfall  von  1864  in  entlastendem  Sinne  darbot,  nicht 
viel  zu  entdecken ;  wir  finden  in  derselben  eher  nur  eine  gemüth- 
liche  Appellation  an  die  »eidgenössische  Opferwilligkeit«,  welche 
dem  Kanton  Genf  >die  schwere  Last  abzunehmen  und  damit  die 
letzte  Spur  trauriger  Vergangenheit  ihm  zu  tilgen«  habe.  Dabei 
wurde  ebenfalls  noch  hervorgehoben,  dass  durch  den  Nachlass  der 
begonnene  Frieden  in  Genf  befestiget  und  besiegelt  werde.  **) 

Der  zweite  Fall  einer  bewaffneten  eidgenössischen  Intervention 
ereignete  sich  in  Zürich  am  11.  März  1871.  Ein  Siegesfest, 
welches  die  dort  wohnenden  Deutschen  nach  Beendigung  des  deutsch- 
französischen Krieges  am  9.  März  in  der  Tonhalle  feiei-ten,  war 
theils  durch  internirte  französische  Offiziere,  welche  mit  Gewalt 
in  den  Saal  eindrangen,  theils  durch  einen  tumultuirenden  Volks- 
haufen gestört  worden ,  welcher  das  Gebäude  mit  Steinen  bewarf 
und  der  Polizei  Widerstand  leistete.  Eine  Anzahl  dieser  Tumul- 
tuanten  wurde  verhaftet  und  nun  fanden,  bei  zunehmender  Be- 
wegung unter  dem  Arbeiterstande,  den  10.  und  11.  März  Angriffe 
auf  die  Strafanstalt  statt,   um  die  Gefangenen  zu  befreien.    Die 

♦)  Bundesbl.  1864  II.  740-781.    1865  II.  27. 
♦♦)  Bundesbl.  1866  II.  292—299.    Amtl.  Samml.  VIII.  851. 
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Regierung  von  Züricli  telegraphirte  am  11.  März  Nachmittags  dem 
Bimdesrathe :  »Es  steht  eine  Revolution  bevor  von  unklarem,  aber 
drohendem  Charakter.     Wir  bitten  um  eidgenössisches  Aufsehen.« 
Und  zwei  Stunden  später:  »Situation  kritisch.   Zuverlässigkeit  eines 
Theiles  aufgebotener  Truppen  zweifelhaft.«    Der  Bundesrath  sandte 
hierauf  einen   eidgenössischen  Kommissär  nach  Zürich,   dem  bald 
4  Bataillone  Infanterie -und  2  Batterien  Artillerie  nachfolgten;  doch 
konnten  diese  Truppen ,  deren  Ankunft  sofort  die  Ordnung  wieder 
herstellte,   bald   wieder  entlassen  werden.     Die  Aufrührer  wurden 
dann  wieder  vor  ein  eidgenössisches  Schvnirgericht  gestellt,  welches 
diessmal,  obgleich  noch  das  nämliche  mangelhafte  Gesetz  wie  beim 
Genfer  Vorfalle  bestand,  das  Schuldig  aussprach  und  theils  längere, 
theils    kürzere   P'reiheitsstrafen    verhängte.      Mit    Bezug    auf  die 
Okkupationskosten  reichte  die  Regierung  von  Zürich  am  1 3.  Juli  1872 
ebenfalls  ein  Nachlassgesuch   ein,    aber  der  Bundesrath  fand  in 
diesem  Falle  keinen  genügenden  Grund  demselben  zu  entsprechen 
und  die  Bundesversammlung  stimmte  seinem  Antrage  auf  Abwei- 
sung bei.*) 

Zum  Schlüsse  haben  wir  hier  noch  den  Art.  17  der  Bundesver- 
fassung zu  erwähnen,  welcher  vorschreibt: 

^In  den  durch  Art.  15  und  16  bezeichneten  Fällen  ist  jeder 
Kanton  ve  rj^  flicht  et ,  den  Truppen  freien  Durchzug  zu  gestatten* 
Diese  sind  sofoH  unter  eidgenössische  Leitung  zu  stellen.^ 

Es  erklären  sich  diese  zwei  Bestimmungen,  die  sonst,  wie  m&i^ 
annehmen  könnte,  in  ein^m  Bundesstaate  sich  von  selbst  verstehet 
würden,  in  der  That  nur  aus  den  Begebenheiten,  welche  der  Eut* 
stehung   der  Bundesverfassung   vorausgingen.     Wir  haben   in  der 
geschichtlichen   Einleitung  gesehen,   dass  in  jenem  Zeitalter  der 
Bundesanarchie  es  so  weit  gekommen  war,  dass  einzelne  KantoB^» 
welche   mit  der  Intervention  des  Vororts  in  einem  andern  Kantoi^ 
nicht  einverstanden  waren,  den  von  ihm  aufgebotenen  Truppen  aus 
dritten  Kantonen  den  Durchzug   venveigerten.    Auch   waltete    ^^ 
jener  Zeit  zuweilen  Streit   über  die  Frage,  ob,  wenn  ein  Kantoi^ 
andere  Kantone  zu  Hülfe  mahne ,  die  Truppen  dieser  letztern  uti* 
ter  den  Befehlen  des  mahnenden  Kantons  stehen  sollen  oder  uat^^ 
eidgenössischc»s  Kommando  zu  stellen  seien.  Insbesondere  waren    i^ 

♦)  Bunde sbl.  1872  III.  823— 82G,  974.    1873  I.    197  ff. 
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Jahr  1841 ,  bei  den  Unruhen  im  Kanton  Aargau,  die  herbeigezo- 
genen Berner  Truppen  unter  aargauisches  Kommando  gestellt 
worden,  was  nachher  von  Zürich  an  der  Tagsatzung  gerügt  wurde. 
Gegenwärtig  hat  die  Frage  wenig  praktische  Bedeutung  mehr, 
indem  wie  wir  gesehen  haben,  ein  Kanton,  in  welchem  die  öiFent- 
liche  Ordnung  gestört  ist,  gewöhnlich  nicht  mehr  an  andere  Kan- 
tone, sondern  an  den  Bundesrath  sich  wendet  und  dieser  sofort 
nach  empfangener  Anzeige  vom  Ausbruche  von  Unruhen  das  Er- 
forderliche zu  verfugen  pflegt. 

§  3.    Sorge  fUr  die  Beobachtung  der  Bundesvorschriften, 
der  Konkordate  und  der  Kantonsverfassungen ;   Entscheidung 

interkantonaler  Kompetenzfragen. 

Die  Handhabung  der  Bechtsordnung  im  Innern  der  Schweiz, 
welche  dem  Bunde  obliegt,  begreift  nicht  bloss  die  Aufrechthaltung 
der  Buhe  und  Ordnung  im  Allgemeinen  in  sich,  sondern  der  Bund 
hat  auch  im  Einzelnen  darüber  zu  wachen,  dass  seine  Vorschriften, 
sowie  diejenigen  der  eidgenössischen  Konkordate  und  die  Bestim- 
mungen der  von  ihm  garantirten  Kontonsverfassungen  genaue  Be- 
achtung finden.  Unter  der  Herrschaft  der  Bundesverfassung  von 
1848  stand,  in  Folge  der  Auslegung,  welche  die  Art.  74  und  90 
derselben  in  der  Praxis  erhalten  hatten,  dem  Bundesrathe  der 
regelmässige  Entscheid  zu  über  alle  Beschwerden,  bei  denen  eine 
Verletzung  von  Bestimmungen  der  Bundesverfassung,  der  Bundes- 
gesetze, der  eidgenössischen  Konkordate  oder  der  Kantonsverfas- 
sungen behauptet  wurde ;  ebenso  wurden  Kompetenzfragen  zwischen 
den  Kantonen,  bei  denen  es  sich  nicht  gerade  um  die  Anwendung 
einer  Bundesvorschrift  oder  eines  Konkordates  handelte,  immer 
zuerst  vom  Bundesrathe  beurtheilt.  Die  Entscheidungen  des  Bundes- 
rathes  konnten  dann  weiter  gezogen  werden  an  die  Bundesversamm- 
lung. Die  Bestimmung  des  Art.  105  der  Bundesverfassung  von  1848, 
nach  welcher  Beschwerden  über  Verletzung  der  vom  Bunde  garan- 
tirten Rechte  im  einzelnen  Falle  durch  die  Bundesversammlung 
dem  Bundesgerichte  überwiesen  werden  konnten,  erwies  sich  als 
unpraktisch,  weil  bei  der  Berathung  der  Vorfrage,  ob  diese  Ueber- 
weisung  stattfinden  solle,  das  f^intreten  auf  die  Hauptsache  nicht 
wohl  umgangen  werden  konnte  und  weil,   sobald  der  Bundesrath 
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einmal  in  einer  Streitsache  gesprochen  hatte,  gegenüber  demselben 
nicht  das  Bundesgericht ,  sondern  nur  die  Bundesversammlung  als 
eine  höhere  Instanz  ei'schien. 

Der  Bundesrath  kam  in  seiner  Praxis  bald  dazu,  auch  ürtheile 
der  kantonalen  Gerichte,   sowohl  erst-  als  letztinstanzliche,  auf- 
zuheben,  wenn   er   sie  den   Bestimmungen    der  Bundesverfassung 
oder  der  Konkordate  widersprechend  fand.    Schon  dieses  Eingreifen 
einer  Administrativbehörde  in  die  Rechtspflege,  welche  dem  sonst 
allgemein  angenommenen  Grundsatze  der  Gewaltentrennung  wider- 
sprach,  erregte  unter  den  Juristen  mannigfache  Bedenken,  wenn 
man  auch  im  Uebrigen  der  Schärfe  und  Richtigkeit  des  ürtheik, 
welche  sich  in  der  Regel  in  den  bundesräthlichen  Entscheidungen 
kund  gab,  die  verdiente  Anerkennung  zollte.     Noch  grössere  und 
begründetere  Bedenken  aber  wurden  gegen  die  Rechtsprechung  der 
Bundesversammlung  über  die  auf  dem  Wege  des  verfassungsmässig^!^ 
Weiterzuges  an  sie  gelangenden  Rekursfragen  geäussert.    Grössere 
politische  Körper  eignen  sich  offenbar  schon  ihrer  Zusammensetzung 
und  ihrem  Gescliäftsgange  nach  wenig  zum  Entscheide  von  oft  sehr 
schwierig(m  und  verwickelten  Rechtsfragen ;  bei  der  Bundesversamtn- 
hing  kam  noch  als  eine  bedeutende  Schwierigkeit  das  Zweikammer- 
system hinzu,  welches  es  mit  sich  braclite,  dass  die  beiden  Rätli* 
oft   ganz  widersprechende  Beschlüsse  fassten.   was  in  Angelegen- 
heiten, bei  denen  es  sich  um  einen  Rechtsentscheid  handelt,  unmö^' 
lieh  einen  guten  Eindruck  machen  konnte.     Schon  im  Jalir  IHß-'^ 
stellte  daher  die  ständeräthliche  Revisionskommission  den  Antrag 
es  sei  die  Beui1;heilung  derjenigen  Rekurse,  welche  ihrer  Natur  nad 
für  eine  gerichtliche  Cognition  sich  (eignen  und  durch  ein  Bundes»' 
gesetz  näher  auszuscheiden  wären,  in  die  Kompetenz  des  Bundes" 
gerichtes  zu  legen.     Als  der  Bundesrath  dann  in  seiner  Botsch»^^ 
vom  1 7.  Juni  1 870  über  die  Bundesrevision  eine  ähnliche  Bestimmung 
vorschlug,  bemerkte  er  dazu  mit  Recht  P'olgendes :  »Bei  der  FassuO» 
des  Art.  lOö   hat   die  konstituirende  Tagsatzung  sich   im  Gruod^ 
nur  in  der  Redaktion  vergriflfen,  während  der  Gedanke  selbst  ei^ 
völlig  richtiger  war.   Der  Gedanke  war  der,  es  soll  ein  Tlieil  diesem 
Klagen  dem  Bundesgerichte  zugewiesen  werden,  und  dieser  Gedaö^* 
ist  ein  so  natürlicher,  dass  er  Jedermann  sofort  einleuchtet.     F^*' 
Khigen  ül)er  Rechtsverletzungen  ist  in  aller  W^elt  der  Richter    ^^ 
natürliche  Entscheidungsinstanz   angesehen,   nicht  die   Regieri*^^ 
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und  nicht  der  gesetzgebende  Körper.  Das  Fehlerhafte  lag  nur 
darin,  dass  man  nicht  vom  Gesetze  selbst  die  Fälle  bezeichnen 
liess,  in  denen  der  Richter  zu  entscheiden  habe,  sondern  dass  man 
für  jeden  Fall  die  Bundesversammlung  zur  Ueberweisungsinstanz 
machte.  Letztem  Missgriif  sollte  man  beseitigen,  ohne  den  an 
sich  gesunden  Gedanken  wegzuwerfen,  und  man  darf  wol  sagen, 
dass  man  dabei  dann  ganz  im  Geiste  der  Begründer  der  Bundes- 
verfassung handle.« 

Weiter  als  der  Bundesrath  es  vorgeschlagen  hatte,  ging  dann 
die  Bundesversammlung  in  ihrer  Revisionsberathung  von  Februar 
1872,  indem  sie  bezüglich  der  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  in 
staatsrechtlichen  Fragen  folgende  Bestimmung  annahm,  welche  als 
Art.  113  wörtlich  übergegangen  ist  in  die  nunmehrige  Bundes- 
verfassung : 

»Das  Bundesgericht  urtheilt  ferner: 
»1)  über  Kompetenzkonflikte   zwischen   Bundesbehörden  einer- 
seits und  Kantonalbehörden  anderseits; 
>2)   über    Streitigkeiten     staatsrechtlicher    Natur 

zwischen  Kantonen; 
>8)  über    Beschwerden   betreffend    Verletzung   ver- 
fassungsmässiger   Rechte    der    Bürger,    sowie 
über    solche    von   Privaten    wegen  Verletzung 
von  Konkordaten  und  Staatsvertxägen. 
»Vorbehalten    sind   die   durch   die  Bundesgesetzgebung   näher 
festzustellenden  Administrativstreitigkeiten.*) 

»In  allen  diesen  Fällen  sind  jedoch  die  von  der  Bundesversamm- 
lung erlassenen  Gesetze  und  allgemein  verbindlichen  Beschlüsse, 
sowie  die  von  ihr  genehmigten  Staatsverträge  für  das  Bundesgericht 
massgebend.« 

Von  den  Kompetenzkonflikten  war  bereits  oben  (S.  179)  die 
Rede.  Hier  haben  wir  nur  noch  zu  bemerken,  dass  nach  dem 
Schlusssatze  des  Art.  113  unter  den  Konflikten,  welche  das  Bundes- 
gericht zu  entscheiden  hat,  zunächst  nur  solche  verstanden  werden 
können,   welche    entweder  zwischen  dem  Bundesrathe  und  einer 


*)  Nach  Art.  102  Ziff.  3  der  Bundesverf.  hat  der  Bundesrath  »die  erforder- 
lichen YerfÜgangen  zu  treffen  über  diejenigen  Beschwerden,  deren  Beurtheilung 
nicht  dem  Bundesgerichte  übertragen  ist  « 

16* 
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Kantonsregierung ,  oder  zwischen  dem  Bundesgerichte  und  einer 
kantonalen  Gerichtsbehörde  entstehen.  Doch  könnte  immer  noch 
die  Kompetenzfrage  vor  Bundesgericht  aufgeworfen  werden  gegen- 
über einem  Beschlüsse  der  Bundesversammlung,  welcher' nicht  als 
»allgemein  verbindlich«  erschiene. 

Was  die  Streitigkeiten  staatsrechtlicher  Natur  zwischen  den 
Kantonen  betrifft,  welche  das  Bundesgericht  zu  entscheiden  hat, 
so  führt  Art.  57  des  Organisationsgesetzes  vom  24.  Juni  1874  als 
Beispiele  von  solchen  an :  Gränzstreitigkeiten  zwischen  zwei 
Kantonen,  Fragen  der  Anwendung  interkantonaler  Verträge  und 
Kompetenzfragen  zwischen  den  Behörden  verschiedener  Kantone, 
bei  welchen  eine  Kantonsregierung  selbst  den  Gegenstand  beim 
Bundesgerichte  anhängig  macht.  Es  ist  also  bei  derartigen  Kom- 
petenzfragen nicht  nothwendig,  dass  es  sich  um  einen  Beschluss 
einer  Kantonsregierung  handle,  welcher  von  einer  andern  Regierang 
angefochten  wird,  sondern  letztere  kann  auch  gegenüber  Beschlüssen 
untergeordneter  Behörden,  in  denen  sie  einen  Uebergriff  in  die 
Rechte  des  eignen  Kantons  erblickt,  interveniren.*)  Die  Aufzäh- 
lung von  Beispielen  in  Art.  57  soll  natürlich  keine  erschöpfende 
sein  und  daher  hindert  gewiss  nichts,  jede  andere  Streitigkeit, 
welche  über  die  Auslegung  einer  Bundesvorschrift  zwischen  zwei 
Kantonsregierungen  entsteht,  als  eine  staatsrechtliche,  die  in  den 
Bereich  des  Bundesgerichtes  fallt,  aufzufassen,  sofern  sie  nur  nicht 
zu  den  in  Art.  59  des  Organisationsgesetzes  ausdrücklich  aus- 
geschiednen  Administrativstreitigkeiten  gehört.  In  diesem  Sinne 
hat  auch  das  Bundesgericht  schon  wiederholt  entschieden ;  so  wurde 
namentlich  in  einem  Falle,  wo  es  sich  um  die  Auslegung  des 
Bundesgesetzes  über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  handelt«, 
folgende  Erwägung  aufgestellt:  »Streitigkeiten  öffentlich-rechtlicher 
Natur  sind  nach  Art.  59 ,  Absatz  2 ,  des  Bundesgesetzes  über  die 
Organisation  der  Bundesrechtspflege  nicht  dem  Entscheide  des 
Bundesrathes,  bezw.  der  Bundesversammlung  vorbehalten  und  müssen 
daher  gemäss  Art.  113,  Ziff.  2  der  Bundesverf. ,  da  die  Kom- 
petenz des  Bundesgerichtes  die  Regel  bildet,  gegenüber  welcher  die 
dem  Bundesrathe  zugewiesnen  Administrativstreitigkeiten  als  Aus- 
nahme erscheinen,  in  die  Kompetenz  des  Bundesgerichtes  fiallen.«  **) 

*)  Zeitschr.  II.  S.  70  (Fall  Walker). 
**)  Zeitschr.  für  Schweiz.  Gesetzgebang  u.  Rechtspflege  I.  59. 
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Die   in   Ziff.    3   des   Art.    113   ei-\\'iihiiten   Rekurse   werden   in 
Art.  59   des  Organisationsgesetzes  folgendermassen  näher  definirt: 
»Beschwerden  von  Privaten  und  Korporationen,  betreffend: 
SL.    Verletzung  derjenigen  Rechte,   welche  ilinen  entweder  durch 
die  Bundesverfassung  und  die  in  Ausführung  derselben 
erlassenen  Bundesgesetze  oder  durch  die  Verfassung 
ihres  Kantons  gewährleistet  sind. 
l>.   Verletzung  von  Konkordaten   und  Verkommnissen  unter 
den   Kantonen,   sowie  von  Staatsverträgen   mit  dem 
Auslande; 
vorausgesetzt,  dass  im  einen  oder  andern  Falle  diese  Beschwerden 
ge^cn  Verfügungen  kantonaler  Behörden   gerichtet   sind 
uixd  innerhalb  sechszig  Tagen   von  Eröffnung   der  letztern  an 
geirechnet,  eingereicht  werden.« 

Was  diesen  Schlusssatz  betrifft,  so  versteht  es  sich  zunächst 
voxi.  selbst,  dass  nicht  gegen  Verfügungen  des  Bundesrathes  und 
d^x*  ihm  untergeordneten  Stellen  oder  gar  der  Bundesversammlung 
®ii^^  materielle  Beschwerde  behn  Bundesgerichte  erhoben  werden 
t^XÄn.  Nur  gegen  »Verfügungen  kantonaler  Behörden«  ist 
^i^ses  zulässig  und  es  ist  durch  diese  Worte  auch  ein  Rekurs 
6^g€n  einen  Beschluss  einer  blossen  Gemeindsbehörde  ausgeschlossen, 
in<iem  man  annimmt,  dass  hier  eine  Beschwerde  zunächst  im  Kanton 
^öllwt  zu  erheben  sei.  Dagegen  kann  gegen  die  Verfügungen  einer 
^li  tern  kantonalen  Behörde  (z.  B.  eines  untern  Gerichtes)  ebenso 
S^t;  wie  gegen  solche  der  Oberbehörden  der  Rekurs  an's  Bundes- 
8©  rieht  ergriffen  werden. 

Was  das  Wort  »Behörden«  betrifft,  so  hat  das  Bundesgericht 
^^  einem  Spezialfälle  erkannt,  dass  ein  blosses  Departement  einer 
*^^erung,  welchem  keine  Entscheidungsbefugniss  zukömmt,  nicht 
^Is    eine  Behörde  im  Sinne  des  Gesetzes  aufzufassen  sei.  *) 

Femer  versteht  es  sich,  wenn  das  Gesetz  eine  Verfügung  einer 
törde  als  Grundlage  der  Beschwerde  fordert,  von  selbst,  dass 
*^t,ztere  nicht  wegen  blosser  Partheihandlungen,  die  z.  B.  einen 
^^"rfassungswidrigen  Gerichtsstand  herbeiführen  wollen ,  ergriffen 
'Verden  kann.  Ueber  die  Aufstellung  eines  Termines  für  Erreichung 
^^r   Beschwerden  sagt  die  Botschaft  des  Bundesrathes  zum  Organi- 

*)  Zeitschr.  I.  355. 
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sationsgesetze '*')  Folgendes:  »Bis  jetzt  bestand  bekanntlich  keine 
solche  Frist,  und  es  wurden  Rekurse  hin  und  wieder  erst  nach 
Jahren  eingegeben.  Allein  es  gehörte  diese  Eigenthümlichkeit  der 
bundesstaatsrechtlichen  Praxis  gerade  zu  denjenigen  Seiten  der- 
selben, welche  die  Bezeichnung  »Rekursunwesenc  veranlasst  haben. 
Wenn  man  in  früherer  Zeit  aus  Achtung  vor  den  verfassungs- 
mässigen Bechten  der  Bürger,  denen  der  Bund  seinen  unbedingten 
Schutz  zugesagt  hat,  sich  nicht  entschliessen  konnte,  die  Rekurse 
irgendwie  einzuschränken,  so  hat  man  sich  nun  doch  wohl  im 
Laufe  der  letzten  zwei  Jahrzehnde  davon  überzeugen  müssen,  dass 
mit  dem  Beschwerderechte  auch  viel  Missbrauch  getrieben  wird 
und  daher  dasselbe  an  gewisse  Bedingungen  geknüpft  werden  darf 
und  soll.« 

Im  Uebrigen  enthält  der  Eingang  des  Art.  59  folgende  Abwei- 
chungen vom  Wortlaute  des  Art.  113,  ZifF.  3,  der  Bundesverf.: 
Während  hier  das  Wort  »Privaten«  sich  nur  auf  Beschwerden 
wegen  Verletzung  von  Konkordaten  und  Staatsverträgen  bezieht, 
indem  man  damit  andeuten  wollte,  dass  das  Bundesgericht  nicht 
auch  auswärtigen  Regierungen  Recht  zu  sprechen  habe,  stellte 
man  nun  dasselbe  an  die  Spitze  beider  Arten  von  Beschwerden. 
Der  Bundesrath  hatte  in  litt.  a.  das  Wort  »Schweizerbürger«  vor- 
geschlagen, allein  man  fand,  dass  hin  und  wieder  auch  Ausländer 
in  den  Fall  kommen  können,  sich  auf  verfassungsmässige  Bestim- 
mungen zu  berufen,  wie  z.  B.  auf  Art.  59  der  Bundesverf.  in  seiner 
jetzigen  Redaktion.  —  Dass  unter  dem  Ausdrucke  »verfassungs- 
mässige Rechte  der  Bürger«,  welcher  in  Art.  113,  Ziff.  3,  gebraucht 
wird,  nicht  bloss  die  in  der  Bundesverfassung,  sondern  auch  die 
in  den  Kantonsverfassungen  gewährleisteten  Rechte  zu  verstehen 
sind,  wie  das  Gesetz  jene  Worte  interpretirt ,  konnte  nach  Art.  5 
der  Bundesverf.  und  nach  der  Praxis  der  Bundesbehörden  keinem 
Zweifel  unterliegen.  Immerhin  aber  muss  eine  Beschwerde  sich 
auf  die  Verletzung  von  Rechten  beziehen,  welche  den  Bürgern 
durch  die  Verfassung  garantirt  sind,  nicht  bloss  auf  die  Nicht- 
beachtung organisatorischer  und  reglementarischer  Bestimmungen 
einer  Kantonsverfassung,  wie  das  Bundesgericht  **)  beim  Rekursfalle 

*)  Bundesbl.  1874  I.  1076. 
*♦)  Zeitschr.  I.  662. 
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Uelinger  entschieden  Iiat.  Auch  darüber  war  man  bei  Entwerfung 
des  Gesetzes  einverstanden,  dass  zu  den  verfassungsmässigen  Rechten 
auch  diejenigen  gehören,  welche  dem  Schweizerbürger  noch  nicht 
durch  den  Wortlaut  der  Bundesverfassung  selbst,  aber  durch  ein 
in  Ausführung  derselben  erlassnes  Bundesgesetz  zugesichert  sind. 
Bei  den  zahlreichen  Gesetzen,  welche  in  der  Bundesverfassung  in 
Aussicht  genommen  sind,  ist  es  selbstverständlich,  dass  sie  durch 
eine  Bundesbehörde  gehandhabt  werden  müssen,  und  es  konnte 
sich  nur  bei  jedem  einzelnen  Artikel  fragen,  ob  dieses  der  Bundes- 
rath  oder  das  Bundesgericht  sein  solle. 

Der  zweite  Theil  des  Art.  59  des  Organisationsgesetzes  enthält, 
in  Ausführung  des  Art.  113,  Absatz  2,  der  Bundesverfassung,  die 
Ausscheidung  der  dort  so  geheissnen  Administrativstreitigkeiten, 
deren  Erledigung  dem  Bundesrathe,  beziehungsweise  der  Bundes- 
versammlung zusteht,  von  den  Kompetenzen  des  Bundesgerichtes, 
Anstatt  die  in  Art.  59  aufgezählten  Administrativstreitigkeiten 
einfach  zu  wiederholen,  wird  es  zweckmässiger  sein,  wenn  wir  hier 
den  Versuch  machen,  diejenigen  Beschwerden,  über  welche  nach 
der  Absicht  des  Gesetzes  das  Bundesgericht  zu  entscheiden  hat, 
genau  zu  bezeichnen  und  festzustellen. 

I.    Rekurse  über  Verletzung  der  Bundesverfassung. 

Das  Bundesgericht  hat  alle  diejenigen  Beschwerden  zu  beur- 
theilen,  bei  denen  es  sich  um  Interpretation  nachfolgender  Ver- 
fassungsartikel handelt: 

1)  Art.  4  und  60,  betreffend  Gleichheit  der  Rechte  unter  den 
Schweizerbürgem ; 

2)  Art.  36 ,  Absatz  4 ,  betreffend  das  Post-  und  Telegraphen- 
geheimniss ; 

3)  Art.  41,  Absatz  2,  betreffend  Beschränkung  des  Pulverregals; 

4)  Art.  44 ,  Absatz  1 ,  betreffend  Ausweisung  von  Kantons- 
bürgern und  Entziehung  des  Bürgerrechtes; 

5)  Art.  46,  betreffend  die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Nieder- 
gelassnen  und  den  Schutz  gegen  Doppelbesteurung ; 

6)  Art.  49,  Absatz  6,  betreffend  Steuern  für  Kultuszwecke; 

7)  Art.  50 ,  Absatz  3 ,  soweit  es  sich  um  privatrechtliche  An- 
stände handelt,  welche  über  die  Bildung  und  Trennung  von 
Religionsgenossenschaften  entstehen  können; 
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8)  Art.  54,  betreflfend:  a.  das  Recht  zur  Ehe,  b.  die  Aner- 
kennimg auswärts  abgeschlossener  Ehen,  c.  das  Heimathrecht 
der  Ehefrau,  d.  die  Legitimation  vorehelicher  Kinder,  e.  Braut- 
einzugsgebühren und  ähnliche  Abgaben: 

9)  Art.  55,  betreffend  die  Pressfreiheit; 

10)  Art.  56,  betreflfend  das  Vereinsrecht ; 

11)  Art.  57,  beireffend  das  Petitionsrecht; 

1 2)  Art.  58 ,  betreffend :  a.  den  verfassungssmässigen  Gerichts- 
stand, b.  die  Abschaffung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit; 

13)  Art.  59,  betreffend:  a.  den  Gerichtsstand  des  Wohnortes, 
b.  die  Abschaffung  des  Schuldverhaftes; 

14)  Art.  61,  betreffend  den  Vollzug  der  Civilurtheile; 

15)  Art.  62,  betreffend  die  Abschaffung  der  Abzugsrechte; 

16)  Art.  65,  betreffend  das  Verbot  der  Todesstrafe  und  der  Körper- 
strafen ; 

1 7)  Art.  2  der  Uebergangsbestimmungen,  betreffend  das  Erlöschen 
kantonaler  Satzungen,  welche  mit  den  Bundesvorschriften  im 
Widerspruche  stehen. 

IL    Rekurse  über  Nichtbeachtung  von  Bundesgesetzen. 

1)  Des  Gesetzes  über  die  Ertheilung  des  Bürgerrechtes  an  Aus- 
länder und  den  Verzicht  auf  das  Schweizerbürgerrecht  (Art.  44) ; 

2)  des  Gesetzes  über  Verpflegungs-  u.  Beerdigungskosten  (Art.  48) ; 

3)  des  Gesetzes  über  die  Feststellung  und  Beurkundung  des 
Civillstandes  und  die  Ehe  (Art.  53  und  54); 

4)  des  Gesetzes  über  die  politische  Stimmberechtigung  der 
Schweizerbürger  (Art.  66); 

5)  des  Gesetzes  über  Auslieferung  der  Verbrecher  (Art.  67). 

Es  handelt  sich  im  gegenwärtigen  Kapitel  nur  um  staats- 
rechtliche Rekurse.  Von  den  civilrechtlichen  Kompetenzen,  welche 
dem  Bundesgericht  in  bedeutendem  Umfange  zustehen,  wird  im 
2.  Bande  gesprochen  werden  *) ;  ebenso  von  dessen  strafrechtlichen 
und  administrativen  Kompetenzen.    (Liquidation  von  Eisenbahnen.) 

Für  das  Verfahren  bei  allen  Rekursen  gelten  die  in  Art.  61  u.  ff. 
des  Organisationsgesetzes  vorgesehenen  Bestimmungen. 

*)  Der  Uebersicfatlichkeit  wegen  führen  wir  hier  an,  dass  das  Bundes- 
gericht nach  dem  Stande  derzeitiger  Bundesgesetzgebung  folgende  civilrechtliche 
Streitigkeiten  zu  beurtheilen  hat: 
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in.  Rekurse  über  Verletzung  der  Kantonsver- 
fassungen fallen  durchgehends  in  die  Kompetenz  des  Bundes- 
gerichtes,   mit   einziger  Ausnahme    von    Beschwerden    gegen    die 

A.     (Gemäss  Art.  110  der  Bundesverfassung  und  Art.  27  der  Organisation 
der  JBundesrechtspflege)  privatrechtliche  Streitigkeiten 
1)     zwischen  dem  Bunde  und  einem  oder  mehreren  Kantonen; 
2)     .zwischen  Korporationen  oder  Privaten  als  Klägern  und  dem  Bunde  als 
Beklagten,  sofern  der  Streitgegenstand  einen  Hauptwerth  von  wenigstens 
JE^.  3000  hat; 
3)      zwischen  den  Kantonen  anter  sich; 

^)  zwischen  den  Kantonen  einerseits  und  Korporationen  oder  Privaten  ander- 
seits, wenn  der  Streitgegenstand  einen  Hauptwerth  von  wenigstens 
Pr.  3000  hat  und  die  eine  oder  andere  Partei  es  verlangt; 
^)  ^Anstände  über  Heimathlosigkeit,  nach  Anleitung  des. Bundesgesetzes  vom 
S.  Dezember  1850,  sowie  über  Bürgerrechtsstreitigkeiten  zwischen  Ge- 
irneinden  verschiedener  Kantone; 

^-        ^Gemäss  Art.    114  der  Biuidesverfassung    1.   lemma   und  Art.   128   des 
Organ  i  sationsgesetzes.) 

^)  Kxpropriationsstreitigkeiten  bei  Eisenbahnen  und  andern  öffentlichen  Wer- 
ken, auf  welche  das  Bundesgesetz  vom  1.  Mai  1850  von  der  Bundes- 
v-ersammlung  anwendbar  erklärt  worden; 

'^)  ^rivatrechtliche  Streitigkeiten  zwischen  dem  Bund  und  einer  Eisenbahn- 
Gesellschaft,  gemäss  Art.  3,  lemma  2  des  Bundesgesetzes  über  Bau  imd 
betrieb  der  Eisenbahnen  vom  23.  Dezember  1872; 

^)  ^ntschädigongsforderungen  der  Eisenbahnverwaltungen  an  Private,  in  den 
in  Art.  15,  lemma  2  gleichen  Gesetzes  vorgesehenen  Fällen; 

'^^  Xi^ntschädigungsforderungen  einer  Eisenbahnverwaltung  an  die  andere,  in 
den  Fällen  des  Art.  30,  lemma  3  des  nämlichen  Gesetzes; 

^      £]ntschädigungsforderungen  laut  Art.  1  und  9  des  Bundesgesetzes  über 
tlie  Rechtsverhältnisse  der  Yerbindungsgeleise  gewerblicher  Anstalten; 
^      ^le   bei  der  Verpfandung  oder  Zwangsliquidation  von  Eisenbahnen  ent- 
stehenden Streitigkeiten,  nach  Anleitung  daherigen  Bundesgesetzes  vom 
z^A,  Juni  1874. 

(Gemäss  Art.  111  und  114  der  Bundesverfassung  und  Art.  31  des  Organi- 
^^'^^»isgesetzes ) 

^       Xtechtsstreitigkeiten,  welche  durch  die  Verfassung  oder  die  Gesetzgebung 

^ines  Kantons  an  das  Bundesgericht  gewiesen  werden,  die  Genehmigung 

^er  Bundesversammlung  vorbehalten; 

^       2ivilstreitigkeiten,  in  denen  das  Bundesgericht  von  beiden  Parteien  ange- 

^nifen  wird  und  der  Streitgegenstand  einen  Hauptwerth  von   wenigstens 

^        iFr.  8000  hat. 

(Gemäss  Art    114  der  Bundesverfassung  und  Art    29  des  Organisations- 
E^.)    Als  Revisionsinstanz  gegenüber  Urtheilen  kantonaler  Gerichte,  alle 
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(lültigkeit  kantonaler  Wahlen  und  Abstinnnungen,  wegen  des  vor- 
herrschend politischen  Charakters  einer  solchen  Streitfrage.  Das 
Bundesgericht  hat  jedoch  sich  auch  kompetent  erklärt,  über  einen 
Rekui's  zu  entscheiden,  bei  welchem  es  sich  nicht  eigentlich  um 
die  Gültigkeit  einer  Volksabstimmung,  sondern  um  die  Frage  han- 
delte, ob  im  Kanton  Schaffhausen  die  Mehrheit  der  stimmenden 
oder  der  stimmberechtigten  Bürger  zur  Annahme  einer  neuen  Ver- 
fassung erforderlich  sei.*) 

IV.  Ebenso  hat  das  Bundesgericht  alle  Rekurse  über  Ver  - 
letzung  eidgenössischer  Konkordate  ohne  Ausnahme  zu 
beurtheilen. 

V.  Was  endlich  die  Staatsverträge  mit  dem  Auslande 
betrifft,  so  hat  das  Bundesgericht  hauptsächlich  für  die  Aufreclit- 
haltung  der  Privat-  und  strafrechtlichen  Bestimmungen  derselben 
zu  wachen,  welche  wir  in  einer  spätem  Abtheilung  dieses  Werkes 
kennen  lernen  werden.  AusdrückUch  von  seiner  Kompetenz  aus- 
geschlossen sind  die  Bestimmungen,  welche  sich  auf  Handels-  uud 
Zollverhältnisse ,  Patentgebühren ,  Niederlassung ,  Befreiung  vom 
Militärpflichtersatze  und  Freizügigkeit  beziehen. 

Aus  der  frühem  staatsrechtlichen  Praxis  des  Bundesrathes 
wollen  wir  bloss  noch  folgende  allgemeine  Sätze  hier  einschalten* 
Wenn  zwischen  den  Gerichten  zweier  Kantone  ein  Kom])etenzstreit 
waltet,  so  kann  eine  Parthei  nicht  verhalten  werden» 
sich  vor  demjenigen  Gerichte  zu  stellen,  dessen 
Kompetenz  sie  bestreitet,  und  hier  ihre  Einrede  gegen  den 

civilrechtlichen  Streitigkeiten,  die  von  kantonalen  Gerichten  nach  eidgenössiBcti^n 
Gesetzen  zu  entscheiden  waren,  wobei  der  Haiiptwerth,  der  streitig  geblieben, 
mindestens  Fr.  8000  beträgt,  oder  seiner  Natur  nach  einer  Schätzung  nicht 
unterliegt. 

1)  Ehescheidungen  und  Khigen  auf  Ungtlltigkeit  einer  Ehe,  gemäss  Art.  ^ 
des  Gesetzes  über  die  Feststellung  und  Beurkundung  des  Cinlstandes  uini 
die  Ehe  vom  24.  Dezember  1874; 

2)  Rechtsätreitigkeiten ,  in  welchen  die  in  Art.  64  der  Bundesverfassung 
vorgesehenen  Bundesgesetze  über  persönliche  Handlungsfähigkeit,  Obli- 
gationenrecht  mit  Inbegriff  Handels-  imd  Wechselrecht,  Urheberrecb^ 
an  Werken  der  Literatur  und  Kunst,  Betreibungs-  und  Konkursverlahi*^^ 
zur  Anwendung  kommen. 

*)  Zeitschrift  H.  S.  82. 
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Gerichtsstand  geltend  zu  machen,  sondern  sie  kann  vorerst  die 
Erledigung  des  staatsrechtlichen  Konfliktes  durch  die  Bundes- 
behörden verlangen,  weil  sonst  die  den  Gerichtsstand  betre£fenden 
Bundesvorschriften  einen  wesentlichen  Theil  ihrer  Bedeutung  ver- 
lören*) Letzteres  wäre  auch  dann  der  Fall,  wenn  die  Parthei, 
deren  Kompetenzeinrede  verworfen  worden  ist,  genöthigt  wäre,  zu- 
erst den  kantonalen  Instanzeuzug  durchzumachen, 
ehe  sie  sich  beschwerend  an  die  Bundesbehörde  wenden  könnte; 
der  Bundesrath  ist  daher  auch  stets  in  oonstanter  Praxis  auf  Be- 
schwerden betreffend  den  Gerichtsstand  eingetreten ,  sobald  solche 
an  ihn  gerichtet  wurden,  ohne  Rücksicht  darauf,  in  welchem  Sta- 
dium sich  der  Prozess  befand.**)  Das  Bundesgericht,  welches  gegen- 
wärtig derartige  Beschwerden  zu  entscheiden  hat,  ist  in  dem 
Rekursfalle  des  Job.  Beck  von  Lotzwyl  von  der  nämlichen  An- 
schauung ausgegangen.***)  Endlich  war  es  ebenfalls  eine  ganz 
constante  Praxis  des  Bundesrathes ,  dass  das  Erscheinen  einer 
Parthei  vor  einem  Gerichte  behufs  Bestreitung  der  Kompetenz  dieses 
letztem,  sofern  nur  die  gerichtsablehnende  Intention  klar  und  be- 
stimmt festgehalten  wurde,  keineswegs  als  eine  Anerkennung  der 
Kompetenz  aufgefasst  wurde,  und  auch  dieser  Praxis  hat  sich  das 
Bundesgericht  im  Rekursfalle  Felchlin  und  andern  angeschlossen,  f) 
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Wenn  Jemand,  der  in  einem  Staate  ein  Verbrechen  begangen 
hat,  nachher  auf  das  Gebiet  eines  andern  Staates  sich  begiebt,  sei 
es,  dass  er  gerichtlich  verfolgt  werde  oder  nicht,  so  kann,  wenn 
die  beiden  Staaten  in  keinerlei  Verbindung  mit  einander  stehen, 
derjenige  Staat,  in  welchem  der  Verbrecher  nunmehr  sich  aufhält, 
nach  seinem  Belieben  mit  ihm  verfahren.  Nur  in  den  seltensten 
Fällen,  wird  er  an  der  Bestrafung  des  Schuldigen  ein  rechtliches 
Interesse  haben  und  wird  dieselbe  nach  seiner  Gesetzgebung  zu- 
lässig sein ;  es  bleibt  ihm  also,  wenn  er  nicht  einen  der  öffentlichen 

*)  Bundesbl.  1858  I.  274. 

*♦)  Ullmer  1.310.  Bundesbl.  18.  8  I  S  275.  1860II  11    1862  11.244. 
1865  U.  171.    1872  II.  918.    1873  I.  351.  Geschäftsbericht  v.  J.  1873  S  368. 
*^)  Zeitschr.  I.  368. 
t)  üllmer  II.  152,  199,  207.    Bundesbl.  1867  I.  607.    1873  I.  417. 
1875  I.  213.    Zeitschr.  I   379. 
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Sicliorheit  gefährlichen  Menschen  auf  seinem  Gebiete  dulden  \rill, 
nichts  anders  übrig  als  ihn  entweder  einfach  auszuweisen  oder  ihn 
demjenigen  Staate,  auf  dessen  Gebiete  das  Verbrechen  verübt  wor- 
den ist,  zur  Bestrafung  auszuliefern.  Letztei-es  allein  entsi)richt  deii 
Anforderungen  der  Gerex^htigkeit,  deren  gemeinschaftliche  Wahrung 
in  der  Aufgabe  civilisirter  Staaten  liegt ;  denn  nur  die  Auslieferung 
giebt  volle  Gewähr  dafür,  dass  die  Missethat  nicht  ungesühnt  bleibe. 
Es  werden  daher,  wie  wir  in  der  vierten  Abtheilung  dieses  Weites 
sehen  werden,  selbst  unter  Staaten,  die  in  keiner  politischen  Ver- 
bindung mit  einander  stehen,  sehr  häufig  Auslieferungsverträge  ge- 
schlossen', welche  man  im  beiderseitigen  Interesse  liegend  erachtet - 
Um  so  mehr  muss  es  in  einem  Bundesstaate,  zu  dessen  obersten 
Zwecken  die  Handhabung  der  Uechtsordnung  gehört,  als  geboten 
erscheinen ,  dass  der  gemeine  Verbrecher ,  welcher  in  einem  der 
Gliederstaaten  verfolgt  wird,  nicht  in  einem  andern  Schutz  und 
Unterkommen  finden  darf.  Es  kann  in  einem  Bundesstaate  nicht 
geduldet  werden,  dass  einer  der  Gliedei-staaten  Verbrechern,  welche 
die  Strafgesetze  in  andern  verbündeten  Staaten  verletzt  haben,  ein 
Asyl  gewähre,  vielmehr  muss,  in  der  Kegel  wenigstens,  eine  der- 
artige strafbai-e  Handlung  als  ein  Bruch  der,  dem  gesammten 
Bundesgebiete  gemeinsamen  Uechtsordnung  l^etrachtet  werden.  In 
der  That  finden  wir  denn  auch  in  Nordamerika  *)  noch  bestimmter 
als  in  der  Sclnveiz  dtni  Grundsatz  der  Auslieferungspflicht  schon 
in  der  Bundesverfassung  ausgesprochen;  in  Deutschland  bestand 
über  diese  Materie  schon  unter  der  frühern  Oninung  der  Dinge 
ein  Bundesgesetz  von  1J^54,  welches  nach  der  Gründung  des  nord- 
deutschen Bundes  dm*ch  ein  Gesetz  von  18()1)  über  >Gewälu'uug  der 
Rechtshülfe«  (nunmehr  deutsches  Reichsgesetz)  ersetzt  worden  ist. 
Wir  haben  in  der  geschichtlichen  Einleitung  gesehen,  dass  schon 
die  ältesten  eidgenössischen  Bünde  den  Grundsatz  aufstellten:  es 
sollen  Verbrecher,  welche  in  einem  der  verbündeten  Orte  vor  Ge- 
richt den  Leib  verwirkt  haben,  auf  dem  Gebiete  der  übrigen  Orte 
ebenfalls  verrufen   werden,   falls  letztere  von  jenem   Orte  darum 

*)  Art.  IV.  Sect.  2^2:  »A  person  charged  in  any  State  with  treiso^ 
felony,  or  other  criiue,  who  shall  flee  froni  justice,  and  befound  in  anotber 
State,  sLall,  oii  doinand  of  the  executive  authority  of  the  State  from  whicb  »* 
flcd,  hc  delivored  up.  to  he  removed  to  the  State  ha ving  juris. Hction  of  ^ 
crime  « 
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angegangen  werden.  Die  Vermittlungsakte  von  1803  enthält  in 
Art.  8  die  Bestimmung :  » Aueun  canton  ne  peut  donner  asile  ä  un 
criminel  legalement  condamne,  non  plus  qu'ä  un  prevenu  legale- 
ment  poursuivi.c  Das  Princip  der  Auslieferung  von  Regierung  zu 
Regierung,  welches  in  der  Schweiz  allmählig  auf  dem  Wege  der 
Praxis  zur  Geltung  gekommen  war,  erhielt  seine  nähere  Ausbil- 
dung erst  durch  das  Konkordat  vom  8.  Juni  1809  (bestätigt  den 
8.  Juli  1818)  »betreffend  die  Ausschreibung,  Verfolgung,  Fest- 
setzung und  Auslieferung  von  Verbrechern  oder  Beschuldigten ;  die 
diessfallsigen  Kosten;  die  Verhöre  und  Evokation  von  Zeugen  in 
Kriminalfallen;  und  die  Restitution  gestohlner  Effecten.«  Diesem 
Konkordate  sind  XX  Kantone  unbedingt,  Waadt  und  Genf  unter 
Vorbehalt  beigetreten ;  es  ist  daher  dasselbe  als  die  Grundlage  des 
gegenwärtig  bestehenden  Auslieferungsrechtes  zu  betrachten,  welche 
bei  Ausarbeitung  eines  Bundesgesetzes  über  diese  Materie  vielfach 
berücksichtigt  werden  musste.  Schon  die  Entwürfe  von  1832  und 
1833  verlangten  ein  solches  Gesetz  und  in  Uebereinstimmung  mit 
denselben  schreibt  Art.  67  unsrer  Bundesverfassung  (Art.  55  der- 
jenigen von  1848)  vor: 

ffDie  Bundesqesetzgebunq  trifft^  die  erforderlichen  Bestimmungen 
über  die  Auslieferung  der  Angeklagten  von  einem  Kanton  an  den 
andern;  die  Auslieferung  kann  jedoch  für  politische  Vergelten  und 
für  Pressvergehen  nicht  verbindlich  gemacht  werden.*^ 

Wenn  im  Allgemeinen  die  Verpflichtung  der  Kantone,  ange- 
schuldigte Verbrecher  einander  auszuliefern,  als  Regel  feststand, 
so  hatte  sich  daneben  in  der  Praxis  ebenso  entschieden  die  Aus- 
nahme geltend  gemacht,  dass  bei  politischen  Vergehen  eine  solche 
Verbindlichkeit  nicht  bestehe.  Bei  den  verschiedenen  politischen 
Ansichten,  welche  in  den  einzelnen  Kantonen  walten,  liesse  es  sich 
auch  in  der  That  nicht  durchführen,  dass  ein  Mann,  der  in  seinem 
Kanton  als  Staatsverbrecher  verfolgt,  in  einem  andern  Kanton  da- 
gegen vielleicht  als  mannhafter  Verfechter  seiner  Ueberzeugung  be- 
wundert und  hochgepriesen  wird,  von  der  Behörde  des  letztem  an 
diejenige  des  erstem  ausgeliefert  werden  müsste.  Allerdings  ist 
seit  der  Zeit,  in  welcher  sich  der  Grundsatz  der  Nichtauslieferung 
politischer  Verbrecher  ausbildete,  das  Band,  welches  die  schweizeri- 
schen Kantone  mit  einander  umschlingt,  um  Vieles  fester  geworden 
und  kann  man  jetzt  sagen,  dass  ein  Angriff  auf  die  verfassungs- 
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massige  Ordnung   in   einem   Kanton   auch   die   Eidgenossenschaft, 
welche  dieselbe  zu  schützen  hat,  mit  berührt.    Allein  nichts  desto 
weniger  bleibt  es  feststehende  Thatsache,   dass  die  Beurtheilimg 
politischer  Verbrechen  (wie  u.  A.  das  oben  angeführte  Beispiel  der 
eidgenössischen  Jury  in  Genf  gezeigt  hat)  wesentlich  von  der  poli- 
tischen Anschauungsweise  abhängt  und  da  diese   auch  jetzt  nocb, 
namentlich  in  bewegten  Zeiten,  nicht  in  allen  Kantonen  die  näia— 
liehe  sein  wird,  so  ist  es  gewiss  der  Sache  angemessen,  bei  jener:» 
Verbrechen  dem  Kanton,  in  welchem  der  Angeschuldigte  sich  auf- 
hält ,  die  Auslieferung  nicht  zu  gebieten ,    sondern  frei  zu  stellen.  • 
Auch  das  deutsche  Gesetz  von   18G9  ist  dem  Beispiele  der  Schwei  SB 
gefolgt   und   hat  die  politischen  und  Press  vergehen  von  der  Ai» — 
lieferungspHicht  ausgenommen,  was  mit  der  verschiedenen,  oft  durc 
die  gescliichtliche  Entwicklung  bedingten  Auffassung,  welche  in  d 
einzelnen  Staaten  vorkommen  könne,  motivirt  wurde.  *)     Der  Be- 
griff der    >poUti8chen  Vergehen«    ist  allerdings   ein  etwas  unbe- 
stimmter**)  und   es  w4rd   in  manchen  Fällen  zweifelhaft  sein,  o^J 
ein  bestimmtes  Verbrechen  in  diese  Kategorie  gehöre  oder  nicht    ; 
indessen  sind  wenigstens  im  Innern  der  Schweiz  darüber  bis  jete'fc 
keine  iVnstände  vorgekommen.  Unter  »Pressvergehen«  werden  natüir— 
lieh  die  mittelst  der  Druckerpresse  verübten  Vergehen  verstanden, 
welche,  wenn  sie  einen  Angriff  gegen  die  bestehende  Staatsordnoitg 
enthalten ,  auch  zu  den  politischen  Vergehen  gehören.     Liegt  da* 
gegen  in  einer  gerichtlich  verfolgten  Druckschrift  bloss  eine  Ver- 
läumdung  oder  Beschimpfung  einzelner  Personen  vor,  so  fallen  der- 
artige Ehrenkränkungen  in  die  Kategorie  der  leichtem  Vergehflöt 
wegen  deren  nach  unserm  Bundesgesetze  eine  Auslieferung  über*!* 
nicht  stattfindet.    Sollte  —  was  nicht  leicht  der  Fall  sein .  wild  — 
ein  gemeines  (nicht  politisches)  und  sonst  der  Auslieferung  unter- 
liegendes Verbrechen  durch  die  Presse  begangen  werden,  so  würde, 

♦)  Koller,  Archiv  des  norddeutschen  Bundes  III.  845. 
*♦)  Bar  das  internationale  Privat-  und  Straf  recht  S.  592  bemerkt  darüb«f- 
»Richtig  scheint  es,  nur  diejenigen  strafbaren  Handlungen  als  politische  VC 
brechen  zu  betrachten,  welche  erweislich  aus  der  Tendenz  entspringen,  d^ 
Staat  oder  dessen  Einrichtungen  in  ungesetzlicher  Weise  umzugestalten,  od^r 
welche  als  eine,  wenn  auch  die  formellen  gesetzlichen  Schranken  überscbr^" 
tendf,  Vortheidigung  gegen  formell  ungesetzliche  oder  den  Grundprinapien  ^®* 
Gerechtigkeit  und  Billigkeit  widersprechende  Akte  der  Staatsgewalt  betraf^^ 
werden  können. t 
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obschon  nach  Art.  67  der  Bundesverfassung  eine  Verpflichtung  dazu 
nicht  vorläge,  gewiss  kein  Kanton  Anstand  nehmen,  einem  Aus- 
lieferungsvertrag zu  entsprechen. 

Das  durch  Art.  55  der  Bundesverfassung  von  1848  geforderte 
Bundesgesetz  ist  unterm  24.  Juli  1852  erlassen  worden.*)  Wie 
schon  der  Titel  desselben  »über  die  Auslieferung  von  Verbrechern 
und  Angeschuldigten«  zeigt,  hat  der  ungenügende  Ausdruck  »An- 
geklagte«, den  die  Bundesverfassung  enthält,  eine  angemessene  Er^ 
Weiterung  erfahren,  welche  mit  Art.  1  des  Konkordates  von  1809 
übereinstimmt.  Nach  Art.  1  des  Gesetzes  ist  nämlich  jeder  Kanton 
den  andern  gegenüber  verpflichtet,  die  Verhaftung  und  Auslieferung 
derjenigen  Personen  zu  gewähren,  weldie  wegen  eines  der  nachher 
bezeichneten  Verbrechen  oder  Vergehen  verurt heilt  worden 
sind  oder  wegen  eines  solchen  Verbrechens  gerichtlich  ver- 
folgt werden.  Dabei  wird  natürlich  vorausgesetzt,  dass  der 
requirirende  Kanton  zur  Bestrafung  des  fraglichen  Verbrechens  kom- 
petent sei  und  zwar  wird  diese  Zuständigkeit  in  der  Regel  darauf 
beruhen,  dass  die  strafbare  Handlung  auf  seinem  Gebiete  verübt 
wurde;  aber  auch  der  Heimathkanton  eines  Angeklagten  oder  Ver- 
urtheilten  ist  ohne  Zweifel  zur  Stellung  eines  Auslieferungsbegehrens 
befugt,  weil,  wie  wir  sehen  werden,  ihm  auch  das  Strafrecht  über 
Verbrechen,  die  in  andern  Kantonen  begangen  wurden,  eingeräumt 
wird.  ^)  Während  Nordamerika  und  Deutschland  von  einer  Auf- 
zählung der  einzelnen  Verbrechen,  bei  denen  die  Auslieferung  statt- 
zufinden hat,  Umgang  genommen  haben,  werden  dagegen  in  Art.  2 
unsers  Bundesgesetzes,  welches  hierin  der  bei  internationalen  Ver- 
trägen geltenden  Uebung  folgte,  die  Straffälle,  auf  welche  dasselbe 
Anwendung  finden  soll,  folgendemiassen  bezeichnet :  »Mord,  Kinds- 
mord, Todtschlag  und  Tödtung  durch  Fahrlässigkeit;  Abtreibung 
und  Aussetzung,  Brandstiftung,  Raub,  Erpressung,  Diebstahl,  Unter- 
schlagung, Pfanddefraudation,  Betrug,  betrüglicher  Bankerott,  bös- 
willige Eigenthumsschädigung  mit  Ausnahme  unbedeutender  Fälle ; 
schwere  Körperverletzung,  Nothzucht,  Blutschande,  widernatürliche 

*)  Amtl.  Samml.  III.  161  ff. 
**)  Ullmer  I.  448:  Die  Behörde,  welcher  das  Recht,  resp.  die  Pflicht  der 
Bestrafung  von  Verbrechen  zusteht,  ist  nach  Art.  1  lemma  1  des  Bundesgesetzes 
vom  24.  Juli  1852  in  der  Regel  das  forum  delicti,    ausnahmsweise  aber  nach 
lemma  2  das  forum  originis  oder  domicilii. 
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Wollust  (Sodomie).  Bigamie,  lleuschenraub ,  Entführung.  Unter- 
drückung des  Familienstandes,  Anmassung  eines  fremden  Familien- 
standes, Bestechung,  Missbrauch  der  Amtsgewalt,  Anmassung  der 
Amtsgewalt,  Fälschung,  Meineid,  falsches  Zeugniss,  falsche  Ver- 
zeigung  in  Bezug  auf  die  hier  bezeichneten  Vergehen,  Mtinzfal- 
schung  oder  andere  dazu  gehörende  Vergehen.« 

Eine  wichtige  Ausnahme  von  der  Auslieferungspflicht,  welche 
das  Konkordat  nicht  kannte,  setzt  Art.  1  des  Gesetzes  in  einem 
zweiten  Absätze  fest.  Nach  demselben  kann  nämlich  die  Auslie- 
ferung von  Personen,  die  in  einem  Kanton  verbürgert 
oder  niedergelassen  sind,  verweigert  werden,  wenn  der 
Kanton  sich  verpflichtet,  dieselben  nach  seinen  Gesetzen  beurtheilen 
und  bestrafen,  oder  eine  bereits  über  sie  verhängte  Stmfe  vollziehen 
zu  lassen.  Auch  diese  Bestimmung  entspricht  mehr  der  bei  inter- 
nationalen Verträgen  geltenden  Uebung  als  den  Grundlagen,  auf 
welchen  ein  Bundesstaat  beruht ;  sie  findet  sich  auch  in  der  That 
weder  in  Nordamerika  noch  in  Deutschland.  Hier  wird  nelmehr 
durch  das  Gesetz  von  1809  ausdrücklich  verfügt,  dass  auch  Staats-  — 
angehörige  ausgeliefert  werden  sollen,  und  die  Motive  zu  demselben.^^ 

drücken   sich  darüber   folgendermassen  aus:  »Wenn  in  den  abge 

schlossnen  Conventionen  die  Auslieferung  des  eignen  Angehörigen^Ba 
an  das  Gericht  des  andern  Staates,  der  Regel  nach,  ausgeschlossei^K. 

ist,  so  beruht  dieser  Ausschluss  auf  der  souveränen  Selbstständig 

keit  der  einzelnen  Staaten,  welche  nur  im  Wege  freier  Vereinij 
zu  einzelnen  Konzessionen  sich  herbeigelassen.    Es  ist  diess 
internationale  Standpunkt,    In  dem  Bundesstate  dagegen  überwiegt 
die  Stellung  der  höhern  völkerrechtlichen  f^inheit ;  diese  lässt  ein^ 
dermassen    wieder    auf  den   Standpunkt  der   vollen   Souveränetä'fc 
zurückgreifende  Ausnahmestellung  der  Angehörigen  des  einzelnen. 
Bundesstaates  (Gliederstaats)   nicht  zu   und   bringt  auch  hier  den 
nationalen  Standpunkt  als  den  allein   berechtigten   zur  Geltung - 
Mit  dem   nationalen  Standpunkte  des   Bundesstaates   ist  es .  aber 
nicht  zu  vereinigen,  wenn  in  die  vorliegende  Materie  wieder  ein 
unterschied  der   einzelnen   Bundesstaaten   und   ihrer  Angehörigen 
hineingetragen  und  dadurch  der  überwundene  Standpunkt  des  In- 
und  Auslandes  wieder  zum  Leben  und  zur  politischen  Wirksamkeit 
berufen   wird.«*)     Gegen   die   theoretische  Richtigkeit  dieser 

*)  Koller  a.  a.  0.  S.  843. 
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örterung  lässt  sich  gewiss  uiclit  viel   einwenden;  immerhin  ist  zu 
^berücksichtigen ,   dass   in   Deutschland,   als   das  Gesetz   von  18G9 
berathen  wurde,   ein  gemeinsames   Strafgesetzbuch   in   naher   und 
sicherer  Aussicht   stand   und  bis  zu  dessen  Erlassung  vorbehalten 
wurde,  dass  die  Auslieferungspflicht  wegfalle,  w^enn  in  dem  requi- 
rirenden  Staate  Todesstrafe  oder  körjjerliche  Züchtigung  angedroht 
sei  und  der  requirirte  Staat  diese  Strafarten  nicht  kenne.   In  der 
Sclm'eiz  war  es  wesentlich  die  Rücksicht  auf  den  sehr  verschieden- 
artigen Stand  der  strafrechtlichen  Gesetzgebung  und  Praxis  in  den 
einzelnen  Kantonen,  welche  die  fragliche  Ausnahmsbestimmung  her- 
vorgerufen hat.    Die  Kantone,  welche  einem  humanem  Strafsysteme 
huldigen,  konnten  sich  nicht  dazu  verstehen,  ihre  eignen  Angehöri- 
gen, die  ausserhalb  ihres  Gebietes  ein  Verbrechen  begehen  würden, 
andern  Kantonen  auszuliefern,  welche  härtere  oder  unzweckmässi- 
gere  Strafen  anzuwenden  pflegen  oder  wo  noch  ein  Strafverfahren 
besteht,  welches  keine  Gewähr  dafür  bietet,  dass  bloss  der  Schul- 
dige bestraft  werde.    Zwar  wird  in  Art.  5  des  Bundesgesetzes  noch 
ausdrücklich  vorgeschrieben,  dass   gegen  die  ausgelieferten  Ange- 
schuldigten keine  Zwangsmittel  zur  Enverbung  eines  Geständnisses 
angewendet  werden  dürfen;*)  aber  mit  dieser  Garantie  gegen  un- 
gerechte Bestrafung  eines  Kantonsangehörigen  wollte  man  sich  nicht 
t^egnügeu.    Auch  die  Verschiedenheit  der  Sprachen  kann   übrigens 
^^  der  Schweiz  für  die  Nichtauslieferung  der  eignen  Angehörigen 
Äiigeführt  werden ;  denn  offienbar  ist  es  ein,  die  Vertheidigung  des 
Angeklagten  erschwerender  Umstand,  wenn  er  vor  ein  Gericht  ge- 
stellt wird,  dessen  Sprache  er  nicht  versteht.    Dass  von  der  Aus- 
J^msbestimmung  des  Art.  1  nicht  allzuhäufig  Gebrauch  gemacht 
^erde,  dafür   ist  dadurch  gesorgt,  dass  der  Kanton,  welcher   sich 
Äuf  dieselbe  beruft,  nicht  bloss   ein  Recht  ausüben  kann,  sondern 
auch  eine  Pflicht  auf  sich  nehmen  muss,  deren  Erfüllung  ihm  unter 
l'niständen  lästig   sein   kann.     Der   materiellen  Gerechtigkeit  ge- 
»cliieht  jedenfalls  kein  Eintrag,  wenn  der  Kanton,  dessen  Ange- 
höriger in  einem  andern  Kanton  ein  Verbrechen  begangen  hat,  den 

I  *)  Schon  1818  hatte  Genf  seinem  Beitritte  ziun  Konkordate  den  Vorbe- 

I     ^It  beij^efügt:  »que  les  ressortissans  du  Canton  de  Gen6ve,  dont  Textradition 

i     wrait  effectuee,  ne  seront  appliquös  ni  preparatoirement  ni  definitivem ent  a 

ü  qnestion,  et  qu'ils  ne  seront  en  aucim  cas  soumis  avant  la  condamnation  a 

*ücttne  esppce  de  peine  ou  de  contrainte  corporello,  autre  que  Pemprisonnement.« 

^^»^n^.r,  Handbncb.     I.  17 
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Scliuldigeu  selbst  bestraft,  und  der  eigeiitlielie  Zweck  der  Bestini- 
muiigeu  über  die  Auslieleriiiig  ist  erreicht,  S(>l)nld  nur  dafür  gesor^rt 
ist.  djiss  das  N'ergeheii  nicht  ungestraft  bleibe.  Die  Beurtheiluoi? 
eines  Angeklagten  in  seinem  Heimaths-  oder  Niederlassungskanton 
wird  natürlich  nach  dessen  Gesetzen  erfolgen ;  immerhin  ist  es  aix- 
gezeigt,  dass  das  Strafgesetz  des  Ortes  der  begangenen  Thal  be- 
rücksichtigt werde,  wenn  (?s  mildere  Bestimmungen  enthält.  Ist 
in  dem  requirirenden  Kanton  schon  ein  Strafurtheil  ausgesproclieEx^r 
so  ist  nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  anzunehmen,  dass  der 
re(iuirirte  Kanton,  welcher  die  Auslieferung  ablehnt,  entweder  di^ 
bereits  verhängte  Strafe  von  sich  aus  vollziehen  oder  ein  neuetFi 
gerichtliches  Verfahren  anordnen  kann. 

In  einem  Spezialfälle,  welchen  der  liundesrath  zu  entscheiden 
hatte,  hatte  die  Regierung  von  Aargau,  gestützt  auf  die  erwähutt? 
Ausnahmsbestimmung,  die  Auslieferung  zweier  dortiger  Angehörigei"- 
die  auf  dem  Gebiete  des  Kantons  Luzern  eine  schwere  Körpener- 
letzung  verübt  hatten,  verweigert  und  es  entstand  nun  die  Frage, 
ob  die  luzernischen  Gerichte  befugt  seien,  das  Contumazial- 
V e r l'a h r e n  gegen  dieselben  einzuleiten.  Der  Hundesrath  ver- 
neinte diese  Frage,  weil  »der  Art.  1  des  Gesetzes  einen  elektiv 
konkurrirenden  Gerichtsstand  zu  Gunsten  des  Kantons,  in  welchem 
d(»r  \'erbrecher  verbürgert  oder  niedergelassen  ist,  in  dem  Sinne 
begründet,  dass  er  die  Wahl  hat,  die  Thäter  entweder  auszu- 
liefern oder  selbst  strafrechtlich  zu  beurtheilen,  woraus  f(»lgt.  dass 
in  letztem!  Falle  der  Gerichtsstand  des  ander» 
Kantons  wegfällt,  dii  der  Thäter,  abgesehen  vom  InstanzeD- 
zug,  nicht  von  vei*schiedenen  Gerichten  für  die  nämliche  Haad- 
luiig  beurtheilt  werden  kann.«*)  —  Bekannter  ist  der,  schon  früher 
entschicdne  Konflikt  zwischen  den  Regierungen  von  St.  Galleu  uiiu 
Thurgau .  betreffend  den  Fürsju'ech  Grübler  in  Wyl.  Dieser  Fall 
unterscheidet  sich  von  dem  eben  besprochenen  nur  darin,  dass 
Thurgau  die  Auslieferung  gar  nicht  verlangte,  sonderte 
sich  auf  den  Standpunkt  stellte :  wenn  der  des  Betruges  beschul* 
digte  Angeklagte  auf  die  angelegte  Citation  nicht  vor  dem  Schwar- 
gerichte  erscheine,  so  könne  einfach  der  Fall  der  Betretung»^ 
gewartet   oder  das  ( 'ontumazialverfahren   eingeleitet  werden.    L>^^ 

*)    HundosM.   1857  I.  2B2. 
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Ju rzidesrath  stellte  auch  hier  den  Grundsatz  auf:    »Wenn  ein  An- 
geklagter bekanntermassen  in  dem  Heimaths-  oder  Niederlassungs- 
[anton  sich  aufhält,  so  ist  von  Seite  des  strafverfolgenden  Kantons 
lueirst  ein  Auslieferungsbegehren  an  die  betreffende  Regierung  zu 
teilen,    ehe   weitere    Requisitionsmittel    in   Anwendung   kommen 
;ollen.«   Die  Regierung  von  Thurgau  wurde  daher  verhalten,  vorerst 
)ei     derjenigen  von  St.  Gallen  die  Auslieferung  Grübler's  nachzu- 
juchen,  und  letztere  wurde  für  berechtigt  erklärt,  die  Auslieferung 
zu   verweigern,   sofern   sie   selbst  den  Straffall   in  gesetzliche  Ke- 
haa<Hung  zu  ziehen  sich  verpflichte,  wonach  jede  weitere  Verhand- 
lung vor  den  thurgauischen  Behörden  zu  unterbleiben  habe.    Dieser 
Entscheid   des   Bundesrathes  wurde   von  Thurgau  an  die  Bundes- 
versammlung rekurrirt,  allein  letztere  bestätigte  denselben,  obschon 
die  \Iehrheit  der  nationalräthlichen  Kommission  in  einem  gründlich 
und    scharfsinnig  abgefassten  Berichte  sich   für  den   Rechtsstand- 
pualct  der   beschwerdeführenden   Kantonsregierung    ausgesprochen 
hatte.  *)    Dagegen  hat  in  neuerer  Zeit  das  Bundesgericht  im  Falle 
Nösselt  erkannt,   dass  das  Auslieferungsgesetz   überhaupt   nur  hi 
den   Fällen  Anwendung  finden  könne,  wenn  der  Angeschuldigte  i  n 
einem  andern  Kanton  sich  aufhält  als  der  ihn  straf- 
rechtlich verfolgen  will,  daher  wenn  derselbe  sich  in  einem 
Kanton  betreten  lässt,  auf  dessen  Gebiete  oder  gegen  dessen  Ange- 
hörige das  Vergehen  begangen  worden  ist,  der  Bund  ihn  nicht  gegen 
das  strafrechtliche  Kinschreiten  dieses  Kantons  schützen  kann.**) 
Ein  Widerspruch  mit  der  Entscheidung  im  Falle  Grübler  liegt  hier 
offenbar  nicht   vor,  weil   die   thatsächlichen  Verhältnisse  insofern 
anders  lagen   als  Nösselt  nicht  wie  Grübler  in  seinem  Heimath- 
fa^nton  sich  aufhielt. 

Wegen  Verjährung  der  Straf  klage  findet  nach  unserm  Bun- 
desgesetze eine  Ausnahme  von  der  Auslieferungspflicht  nicht  statt. 
Der  Bundesrath  hatte  dieselbe  in  allen  den  Fällen  zulassen  wollen, 
^0  die  auszuliefernde  Person  nicht  dem  requirirenden  Kanton  an- 
gehören würde;***)  allein  die  Bundesversammlung  hat,  wahrschein- 
^^h  wegen  der  zu  grossen  Verschiedenheit,  welche  im  Jahr  1852 
'^^'h  zwischen  den  kantonalen  Gesetzen  bestand,  den  Vorschlag  ab- 

)  Bundesbl    18561  522  -  524,  1857  II.  461— 471 ;  Amtl.  Samml.  V.  471. 

)  Zeitschr.  II.  2.  Heft. 

)   Entwurf  im  Bundesbl.   1852  II.  482. 
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gelehnt.     Es   ist   auch   in  der  That  grundsätzlich  gerechtfertigter, 
über  die  Frage  der  Verjährung  die  Strafgesetze  desjenigen  Kantons 
entscheiden  zu  lassen,  welcher  befugter  Weise  die  Strafverfolgung 
ausübt,  als  die  Gesetze  des  aneni  Kantons,,  in  den  sich  der  Ange- 
schuldigte zufällig  geflüchtet  liat. 

Wenn  eine  Person  mehrerer  in  verschiednen  Kantonen 
verübter  Verbrechen  angeschuldigt  ist,  so  soll   nach  Art.  -^ 
unsers  Bundesgesetzes  die  Auslieferung  zuerst  an  denjenigen  Kanton 
stattfinden,   unter  dessen   Botmässigkeit  das   schwerste  derselben 
verübt  wurde.    Ebenso  soll  bei  einem  in  mehrern  Kantonen, 
begangnen   Verbrechen   derjenige   Kanton,   in  welchem  diö 
Haupthandlung  (d.  h.  der  grösste,  wichtigste  Akt  des  fortgi^etzten 
Verbrechens)  verübt  wurde,  berechtigt  sein,  die  Auslieferung  aller 
Mitschuldigen  in  andeni  Kantonen  zu  verlangen.     Es  lautet  diese 
Bestimmung  so  allgemein,  dass  bei  dem  ersten  sich  darbietenden 
Anlasse  die  Frage   entstehen   musste,   ob  das   zw^eite  Lemma  des 
Art.  4  dem  zweiten  Lemma  des  Art.  1  derogire,  mit  andern  Worten, 
ob  der   requirirte  Kanton   pflichtig  sei,  auch  seine  eignen  An- 
gehörigen auszuliefern,  welche  der  Mitschuld  (Theilnahme, Ge- 
hülfenschaft)  an  einem,  in  mehrem  Kantonen  verübten  Verbrechen 
angeklagt  sind.    In  dem  bekannton  Konflikte  zwischen  den  Regie- 
rungen  von  Waadt   und  Genf,    welcher   wegen   verweigerter  Aus- 
lieferung des  Polizeisekretärs  Ochsenbein  in  Genf  entstand,  hat  der 
Bundesrat!!  jene  Frage  in  Ijejahendem  Sinne  entschieden,  weil  Art.  4. 
die  Einheit  des  Prozesses  sichern  wolle  und  es  im  Spezialfälle  un- 
möglich wäre,  eine  von  der  Haui)tuntei'suchung  getrennte  Unter- 
suchung gegen  Ochsenbein  allein  zu  führen,  sofern  der  Zweck  jedes 
Strafverfahrens,  Aufhellung  der  Wahrheit  und  Bestrafung  des  wirk- 
lichen Verbrechei"s,  erreicht  weixien  wolle.    Gegen  diesen  Entscheid 
rekurrirte  die  Regierung  von  Genf  an  die  Bundesversammlung;  der 
Ständerath  sprach  sich  in  seiner  Mehrheit  zu  ihren  Gunsten,  der 
Nationalrath  hingegen  für  den  Standpunkt  des  Bundesrathes  a^s? 
und  ehe  die  beiden  Iläthe  sich  einigen  konnten,  wurde  der  Streit 
dadurch   erledigt,   dass  die  waadtländische  Anklagekammer  selb»*» 
sich  zur  Beurtheiluug  Ochsenbein's  inkompetent  erklärte  und  d^^ 
selben  den  Gcjrichten  des  Kantons  Genf  über^vies.  *)  Wir  sind  uns^^ 

♦)  Bundcsbl.  1872  I.  2S7  ff.  III.  0-ln.     In  den  Erwägungen  des  *^^'' 
keinitniss«»s  dor  Anklagoka mmm-  wiri    hauptsächlich  darauf  abgestellt,  dasS  ^ 
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seits  —  trotz  allen  Gründen  der  Zweckmässigkeit,  welche  für  die 
Ansicht  des  Bundesratbes  angeführt  werden  können  —  geneigt, 
die  grundsätzliche  Frage,  ob  Art.  4  den  Art.  1  derogire,  zu  ver- 
neinen. Wir  halten  nämlich  dafür,  dass  das  in  Art.  1  aufgestellte 
allgemeine  Princip:  »die  Auslieferung  eigner  Kantonsangehöriger 
ist  bloss  fakultatif«  das  ganze  Gesetz  beherrsche  und  es  daher 
nicht  nothwendig  war,  dasselbe  bei  jeder  einzelnen  Bestimmung  zu 
wiederholen,  gleichwie  die  Ausnahme,  dass  bei  politischen  und  Press- 
vergehen  die  Auslieferung  nicht  stattfinden  muss,  sich  allenthalben 
und  so  auch  bei  Art.  4  von  selbst  versteht.  Die  Gründe,  welche 
der,  übrigens  sehr  beachtenswerthe  Minderheitsantrag  der  stände- 
räthlichen  Kommission*)  aus  dem  bundesräthlichen  Gesetzesent- 
wurfe  von  1852  herleitet,  fallen  darum  nicht  sehr  in's  Gewicht, 
weil  der  einschlägige  Art.  6  eine  gänzliche  Umgestaltung  erfahren 
hat.  Nach  dem  jetzigen  Wortlaute  des  Art.  4  Satz  2  kann  zwar 
allerdings  der  Kanton,  in  welchem  die  Haupthandlung  verübt  wurde, 
die  Auslieferung  der  Mitschuldigen  verlangen,  aber  diesem  Rechte 
steht  nach  Art.  1  Satz  2  gegenüber  die  Befugniss  des  requirirten 
Kantons,  zu  erklären,  dass  er  seine  eignen  Angehörigen  selbst  be- 
strafen wolle.  Mögen  aus  dieser  Interpretation  des  Gesetzes  Uebel- 
stände  hervorgehen,  so  werden  diese  nur  dazu  führen,  die  Richtig- 
keit des  Princips  selbst,  welches  in  Art.  1  Satz  2  aufgestellt  ist, 
einer  ernsten  Prüfung  zu  unterstellen. 

Nach  Art.  6  des  Bundesgesetzes  (welcher  an  die  Stelle  des  Art.  2 1 
des  Konkordates  getreten  ist)  sind  mit  den  Angeschuldigten  auch  die 
bei  ihnen  vorgefundenen  Wahrzeichen,  sowie  die  noch  vorhandenen 
Objekte  des  Verbrechens,  z.  B.  gestohlne  Sachen  abzuliefern. 
Die  ausliefernde  Kantonsregierung  ist  hiebei  nicht  berechtigt,  von 
gestohlnem  Gelde,  welches  sie  zu  verabfolgen  hat,  allfällige  Polizei- 
und  Verhaftskosten  abzuziehen.**)  Ist  aber  das  Geld,  welches  sich 
auf  dem  Verbrecher  findet,  nicht  selbst  Objekt  des  Verbrechens, 
sondern  nur  Erlös  von  gestohlner  Waare,  welche  der  Käufer   zu- 

sich  nicht  sowohl  um  ein  einziges,  in  mehrern  Kantonen  begangnes  Verbrechen 
handle,  als  um  mehrere  Verbrechen,  zwischen  denen  zwar  ein  gewisser  Zu- 
sammenhang bestehe,  jedoch  ohne  dass  Ochsenhein  als  Mitschuldiger  an  dem, 
im  Kanton  Waadt  verübten  Verbrechen  der  Hanknotenfälschung  erscheine. 
*)  Ebenda  I.  776  ff 
**)  Bundesbl.  1870  II.  159  ff. 
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rückgebeu  muss,  so  hat  die  requii-irende  Regierung  auf  jenes  Geld 
überhaupt  keinen  Anspruch.*) 

Der  zweite  Satz  des  Art.  6  lautet  folgendermassen : 
»Wenn  die  letztem  (gestohlne  Effekten)  im  Besitze  von 
dritten  Personen  sind,  welche  deren  Herausgabe  verweigern, 
so  ist  gegen  sie  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  zu  verfahren ;  docb 
sollen  gestohlne  und  geraubte  Effekten  in  allen  Fällen  den  Eigen- 
thümern  unbeschwert  zugesprochen  und  verabfolgt  werden,  wobei 
den  Besitzern  derselben  ihre  Regressrechte  vorbehalten  bleiben«.**) 
Bei  der  etwas  unklaren  Fassung  dieser  Gesetzesbestimmung  darf 
man  sich  nicht  darüber  wundem,  dass  man  über  die  wahre  Be- 
deutung derselben  hin  und  wieder  im  Zweifel  war.  Kann  der  Damni- 
fikat  verlangen,  dass  gestohlne  Sachen,  welche  sich  im  Besitze  dritter 
Personen  auf  dem  Gebiete  eines  andern  Kantons  befinden,  von  der 
Kantonsregierung  auf  dem  Exekutionswege  ihm  verabfolgt 
werden,  oder  muss  er  den  Weg  des  Civilprozesses  betreten? 
Wie  hat  hinwieder  der  Untersuchungsrichter  zu  verfahren,  welcher 
für  die  Prozedur  von  den  gestohlnen  Sachen  Kenntniss  nehmen 
will?  Und  was  ist  unter  dem  Ausdrucke  »dritte  Personen«  zu  ver- 
stehen? Ueber  diese  Fragen,  welche  durch  den  Wortlaut  des  Ge- 
setzes nicht  genügend  beantwortet  sind,  hat  sich  der  Bundesmth  in 
seiner  Antwort  auf  eine  Einfrage  der  Regierung  von  Neuenburg 
folgendermassen  ausgesprochen :  der  zweite  Satz  des  Ali;.  6  bezieht 
sich  nur  auf  den  Fall,  dass  der  Eigenthümer  einer  gestohlnen  Sache 
letztere  von  dem  dritten,  im  Kriniinalprozess  nicht  be- 
theiligten Besitzer  herausfordert  und  dieser  die  Herausgabe  ver- 
weigert. Hier  muss  der  Eigenthümer  die  Vindikationsklage 
anstellen  und,  w^ie  bei  jeder  Klage  dieser  Art,  folgende  Punkte, 
insoweit  sie  streitig  sind,  beweisen:  a)  den  Besitz  der  Sache  auf 
Seite  des   Beklagten,   b)  die  Identität  der  Sache,   c)  sein  Eigen- 

*}  Ullmer  IL  388. 

**)  Vergl  das  Konkordat  von  1809  Art.  21 :  »Gegenstände  und  Sachen,  die 
erwiesener  Massen  in  einem  Kanton  gestohlen  oder  geraubt, ^n  den  andern 
geschleppt,  und  dort,  gleichviel  wo  und  bei  wem,  in  natura  gefunden  werden, 
sollen  getreulich  angezeigt  und,  ganz  unbeschwert  von  Prozess-,  Ersatz-  oder 
dergleichen  Kosten,  dem  Eigenthümer  zurückgestellt  werden;  dagegen  al)er  soll 
der  Regress  des  Beschädigten  auf  seinen  Verkäufer  naih  den  Civil -Gesetzen 
offen  bleiben  und  durch  die  betreffenden  Regierungen  gegenseitig  unterstützt 
werden  « 
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tliumsrecht.    Diese  IJeweise  wird  der  Kläger  in  der  Hegel  mit  der 
Kriiiiinalprozedur  führen  können  oder  diese  wird   ihm  den  Beweis 
wenigstens  sehr  erleichtern.    Hat  er  seinen  Klagegmnd  hergestellt, 
so   rnuss  ihm  der  Richter  die  gestohlne  Sache  zuspreclien  und  zwar 
ohne  Kosten,  d.  h.  der  Kläger  muss  dem  Beklagten  nicht  etwa 
den  Betrag  ersetzen,  den  der  letztere  vielleicht  in  Folge  des  Kaufes 
fiir  die  Sache  bezahlt  hat,  und  ebenso  soll  der  Kläger  die  Prozess- 
kosten nicht  zu  tragen  haben.    Hingegen  bezieht  sich  Art.  fi  Satz  2 
nicht  auf  den  Fall,  dass  der  Besitzer  der  gestohlnen  Sache  nach  der 
strafrechtlichen  Prozedur   als  Gehülfe  oder  Begünstiger  sich 
quahfizirt.    Hier  ist  die  Keklaraation  des  Objektes  nicht  durch  eine 
Civilklage  zu  bewerkstelligen,  sondern  es  kann  in  Anwendung  des 
Art.  4  Satz  2  und  Art.  6  Satz  1  die  Auslieferung  der  Person 
und  der  Sache  verlangt  werden.     Ebensowenig  bezieht  sich  Art.  6 
Satz   2  auf  den  Fall ,    dass   der  üntersuchungs-    oder  Strafrichter 
bloss  im  Interesse   der   strafrechtlichen  Prozedur  von 
der  gestohlnen  Sache  Kenntniss  zu  nehmen  wünscht.  Denn  in  Art.  6 
Satz  2,  handelt  es  sich  um  eine  definitive  Zurückgabe  an  den  Eigen- 
thümer  aus  einem  civilrechtlichen  Grunde,  in  dem  erwähnten  Falle 
hingegen  um  eine  vorübergehende  Benutzung  der  Sache  durch  den 
Kichter,  und  die  Pflicht  des  Besitzers  zur  Vorweisung  des  Objektes 
ist  nicht  eine  civilrechtliche,  sondern  es  ist  die  Pflicht  des  Bürgers 
gegenüber  dem  Staate,  in  strafrechtlichen  Untersuchungen  den  Be- 
hörden diis  Auffinden  der  Wahrzeichen  möglich  zu  machen ;  sie  ist 
gleich  der  Verpflichtung,  ein  Zeugniss  abzulegen.    In  solchen  Fällen 

• 

ist  daher  auf  dem  Wege  der  amtlichen  Requisition  zu  verfahren 
^^i  die  Behörde  des  Domizils  des  Besitzers  zu  ersuchen,  entw^eder 
^^üe  genaue  Beschreibung  des  Objekts,  oder  wenn  uöthig  das  letz- 
^^^  selbst  zum  Zwecke  vorübergehender  Einsicht  mitzutheilen, 
Qnter  dem  Versprechen  der  Rückgabe.*) 

Das  Bundesgericht,  an  welches  nun  die  Interpi-etation  des  Aus- 
l^eferxingsgesetzes  übergegangen  ist,  hat  in  einem  Falle,  den  es  am 
^'  I*"ebruar  1870  beurtheilte,  die  Anschauung  des  Bundesrathes  mit 
^^* Senden  Worten  bestätigt:  »In  jedem  Falle,  wo  es  sich  nicht 
"^oss  darum  handelt,  die  Objekte  des  Verbrechens  im  Interesse  der 
^^i'adriintersuchung  zu  bekommen ,   sondern   dieselben  von  den  Ge- 

*J  Bundesbl.  1856  I.  525— 5J«.  Yrgl.  Ullmer  I.  451—453,454. 
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schädigten  selbst  oder  in  deren  Interesse  aushinverlangt  werden, 
muss  der  Weg  des  ordentlichen  Civilprozesses  gegen  den 
dritten  Besitzer,  welcher  die  Herausgabe  verweigert,  betreten  wer- 
den, immerhin  vorausgesetzt,  dass  dieser  dritte  nicht  als  Theil- 
nehmer  bei  dem  Verbrechen  erscheint.  Denn  offenbar  will,  wie 
auch  der  Ausdruck  »zugesprochen«  zeigt,  der  zweite  Satz  des 
Lemma  2  (von  Art.  6)  nicht  eine  Ausnahme  von  der  im  ersten 
Satze  aufgestellten  BegeL  wonach  gegen  den  dritten  Besitzer  nach 
den  Gesetzen  seines  Landes  zu  verfahren  ist,  statuiren,  sondern 
lediglich  aussprechen,  dass  die  Vindikation  gestohlner  oder  geraubter 
Effekten  auch  gegen  den  redlichen  dritten  Besitzer  ohne  Ersatz  zu- 
lässig sei,  beziehungsweise  von  dem  zuständigen  Richter  unbedingt 
gutgeheissen  werden  müsse.«  Indem  daher  das  Bundesgericht  die 
geschädigte  schweizerische  MobiliarversicherungsgeseUschaft ,  für 
welche  sich  die  Regierung  von  Bern  verwendet  hatte,  an  die  Civil- 
gerichte  der  Kantone  wies,  in  welchen  sich  die  ihr  entwendeten 
Werthpapiere  in  Folge  von  Verkauf  oder  Verpfändung  befanden, 
überliess  es  zunächst  diesen  Gerichten,  die  Fragen  zu  prüfen,  ob 
solche  Papiere  unter  den  Begriff  der  »Effekten«,  von  welchen  das 
Gesetz  redet,  zu  subsumiren  und  ob  sie  im  Spezialfälle  wirklich 
gestohlen,  nicht  etwa  bloss  unterschlagen  worden  seien.  Immerhin 
behielt  es  sich  dabei  vor,  über  diese  Fragen  den  letzten  Entscheid 
zu  geben,  falls  eine  Abänderung  der  Gerichtsurtheile  auf  dem  Re- 
kurswege (nach  Art.  29  oder  59  des  Organisationsgesetzes)  ver- 
langt werden  sollte.  Stillschweigend  wiixi  bereits  in  dem  Urtheile 
des  Bundesgerichtes  angedeutet,  dass  jedenfalls  die  von  der  Regie- 
rung von  Neuenburg  erhobene  Einrede :  »der  Art.  6  des  Ausliefe- 
rungsgesetzes finde  nur  dann  Anwendung,  wenn  gleichzeitig  die 
Auslieferung  des  Verbrechers  stattfinde,  letzterer  und  die  Objekte 
des  Verbrechens  sich  also  im  gleichen  Kanton  befinden«,  — 
unstichhaltig  ist,*) 

Der  zweite  Abschnitt  des  Bundesgesetzes  vom  24.  Juli  1852  be- 
trifft das  Verfahren  bei  der  Auslieferung.  Die  gewöhn- 
lichste Veranlassung  zu  derselben,  welche  auch  im  Konkordate  vor- 
angestellt wurde,  bildet  die  Ausschreibung  eines  Verbrechers 
oder  Angeschuldigten,  welche  durch  die  kompetente  Gerichts-  oder 

*)  Zeitschr.  f(ir  Schweiz.  Gesetzg.  u.  Rechtspflege  I.  58—60. 
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Polizeibehörde  unter  Mittheilung  des  Signalements  geschieht.  Nach 
Art.  7  sind  in  diesem  falle  die  Polizeibehörden  und  Beamten  aller 
Kantone  verpflichtet,  die  ausgeschriebne  Person  im  Falle  der  Be- 
tretung vorläufig  zu  verhaften  oder  für  deren  Stellung  Sicherheit  zu 
verlangen  und  der  requirirenden  Behörde  sofort  Kenntniss  davon  zu 
geben.  Ueber  die  Verhaftung  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  es 
sind  in  demselben  zugleich  diejenigen  Effekten  zu  bezeichnen,  welche 
dem  Verhafteten  abgenommen  worden  sind.  Nach  Art.  8  ist  dem  Ver- 
folgten zu  eröffnen,  dass,  von  wem  und  wÄrum  er  ausgeschrieben 
sei.  Erhebt  er  keine  Einsprache  gegen  die  Auslieferung,  so  kann 
diese  sofort  stattfinden.  Im  Falle  einer  Einsprache  des  Verfolgten 
hat  dagegen  die  zuständige  Behörde,  welcher  dieselbe  nebst  der 
Auffindung  der  ausgeschriebnen  Person  angezeigt  wird,  nach  Art.  9 
an  die  Regierung  des  Kantons,  unter  deren  Botmässigkeit  sich  letz- 
tere befindet,  ein  förmliches  Auslieferungsgesuch  zu  richten.  Zur 
Begründung  desselben  muss  von  der  zuständigen  Behörde  beschei- 
nigt werden,  dass  der  Verfolgte  entweder  wegen  eines  der  oben  be- 
zeichneten Verbrechen  venirtheilt  worden  sei,  oder  dass  hinreichende 
Verdachtsgründe  mit  Beziehung  auf  ein  solches  Verbrechen  gegen 
ihn  vorliegen.  Die  Regierung»  von  welcher  die  Auslieferung  verlangt 
wird,  hat  das  Recht,  Mittheilung  der  Untersuchungsakten  zu  ver- 
langen. Wenn  die  Auslieferung  verweigert  wird  oder  wenn  Streit 
darüber  entsteht,  an  welchen  Kanton  dieselbe  zuerst  stattzufinden 
habe,  so  kann  nach  Art.  10  die  requirirende  Regierung  die  Ent- 
scheidung des  Bundesrathes ,  nunmehr  Bundesgerichtes,  anrufen. 
Bis  diese  erfolgt,  soll  die  requirirte  Kantonsregierung  die  ange- 
ordneten Sicherheitsmassregeln  aufrecht  erhalten.  Die  inzwischen 
erlaufnen  Verhaftskosten  hat  nach  Art.  1 1  diejenige  Kantonsregie- 
rung zu  tragen,  welche  bei  der  definitiven  Entscheidung  unterliegt. 
Die  requirirende  Regierung  kann,  wenn  für  die  Verweigerung  der 
Auslieferung  entschieden  wird,  auch  zu  einer  Entschädigung  an  den 
Angeschuldigten  verhalten  werden,  soferne  er  nicht  aus  andern  Grün- 
den verhaftet  bleiben  musste.  Ueber  das  Eintreten  und  den  Um- 
fang der  Entschädigung  urtheilt  das  Bundesgericht  unter  Berück- 
sichtigung der  Gesetze  oder  Uebungen  des  Kantons,  in  welchem 
der  Verhaft  stattfand.  Wenn  dagegen  Drittleuten  Schaden  er- 
wächst aus  der,  durch  die  Untersuchungsbehörde  eines  andern  Kan- 
tons erwirkten  Beschlagnahme  von  Waaren ,  welche   sich  in  ihren 
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Händen  befendeu,  so  haben  dieselben,  wenn  die  Beschlagnahme  si(r- 
uachher  als  ungerechtfertigt  herausstellt,  ihre  Entschädigungsfo 
derung  auf  \lem  gewöhnlichen  Rechtswege  einzuklagen.*) 

Die  Ausschreibung   eines   Individuums   durch   Steckbriefe   od 
iSignalenn'Uts  ist  indessen  jedenfalls  nicht  der  einzige  Weg,  welch 
zur  Auslieferung  desselben  führt.     Wenn  die  verfolgende   BehörS. 
sichere  Kunde  hat,  dass  der  Verfolgte  sich  auf  dem  GeJ)iete  ein^^ 
andern  Kantons  aufhält,  so  kann  sie  ohne  Zweifel  auch  sofort,  d.  1":^  - 
ohne  eine  öffentliche  Ausschreibung  vorausgehen  zu  lassen,  von  dea.- 
Regierung  dieses  Kantons  die  Auslieferung  verlangen.    Eine  ferner"^ 
Vemnlassung  zur  Auslieferung  eines  Angeschuldigten,  dei*eu  aueli 
schon  das  Konkordat  erwähnte,  kann  darin  liegen,  dass  die  gericht; — 
liehe  Untersuchung,  welche  in  einem  Kantone  geführt  wird,  Ver- 
brechen, die  in  einem   andern  Kanton  begangen  wurden,   an  dexi 
Tag  bringt.     In  diesem  Falle  soll  nach  Ai-t.  12  des  Gesetzes  der 
Schuldverdächtige,  wenn  es  nicht  schon  geschehen  ist,   sofort  ver- 
haftet und  der  Kantonsregierung,   in  deren  Gebiete  das  entdeck t^e 
Verbrechen   verübt  wurde,   seine  Auslieferung  angetragen  werde mn. 
Die  angefragte  Regierung  liat  dann   mit  möglichster  Beförderung 
sich  darül)er  zu  erklären,  ob  sie  dieselbe  annehme.   Geschieht  dies^^«, 
so  hat  sie  nach  Art.  22  die  Verhaftskosten  von  dem  Tage  an  acu 
tragen,  an  welchem  ihr  die  Auslieferung  angeboten  wurde. 

Es  kami  sich  fragen,  ob,  wenn  der  Angeschuldigte,  welclB^<r 
ausgeliefert  werden  soll,  weder  dem  requirirenden  noch  dem  requ^^-i- 
rirten,  sondern  einem  dritten  Kanton  angehört,  dieser  Heimat-  ^' 
kanton  zuerst  angefragt  werden  müsse,  ehe  die  Auslieferung  ^^r* 
folgen  dürfe.  Mit  Recht  wird  das  Stillschweigen  des  Gesetzes  JB--*' 
hin  interpretirt ,  dass  eine  solche  Anfrage  keineswegs  erforderli-  -^^ 
sei;  so  hat  der  Bundesrath  bei  einem  Anstände  mit  der  franzö-^s^' 
sehen  Gesandtschaft  zu  dieser  sich  geäussert:  »Nach  demBund^^s- 
gesetze  erfolgt  die  Auslieferung  von  Kanton  zu  Kanton  in  dL^r 
Regel  ohne  Mitwirkung  des  Bundesrathes  und  auch  ohne  A:^^" 
frage  bei  dem  dritten  Kantone,  dem  der  Verbrech  ^'^ 
heimathlich  angehört.«**)  Wird  doch  selbst  in  den  Ai»-*"" 
lieferungsverträgen,  die  wir  mit  dem  Auslande  haben,  in  der  Re^^* 

*)  BunJesbl.  1862  II.  254 
**)  Ullmcr  II.  389 
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kein  Unterschied    gemacht   zwischen  den  Anghörigen   des   requiri- 
renden  und  denjenigen  eines  dritten  Staates! 

Ist  die  Auslieferung  einer  Person  einmal  grundsätzlich  festge- 
stellt, 80  ist  es  Sache  der  Polizeibehörden,  sich  über  deren  Aus- 
führung zu  verständigen.  Hierbei  besteht  für  die  dazwischen 
liegenden  Kantone,  deren  Gebiet  beim  Transporte  des  Aus- 
gelieferten berührt  werden  rauss,  nach  Art.  14  die  V^erpflichtung, 
denselben  zu  gestatten  und  nöthigenfalls  mit  ihrer  Polizei  zu  unter- 
stützen, oder  auch  auf  Ansuchen  den  Transport  über  ihr  Gebiet 
selbst  ausführen  zu  lassen.  In  beiden  Fällen  hat  der  Transport- 
fuhrer  bei  der  Gränzbehörde  sich  zu  stellen,  um  entweder  seinen 
Transportbefehl  visiren  zu  lassen  oder  den  Transportaten  zur  wei- 
tem Beförderung  abzugeben.  —  In  einem  Spezialfälle,  welcher  an 
den  Bundesrath  gezogen  wurde,  handelte  es  sich  um  die  Frage,  ob 
die  Regierung  des  Kantons,  über  dessen  Gebiet  ein  ausgeschriebener 
Angeklagter  mit  der  auf  ihm  gefundenen  Baarschaft  transportirt 
wird,  berechtigt  sei,  letztere  zurückzubehalten,  um  daraus  Forde- 
rungen zu  decken,  welche  der  Fiskus  des  Kantons  und  einzelne  Be- 
wohner desselben  gegen  den  Transportaten  geltend  machen.  Der 
Bundesrath  verneinte  diese  Frage,  weil  die  Behörde,  welche  den 
Angeklagten  auslieferte,  zugleich  die  Ablieferung  der  auf  ihm  vor- 
gefundenen und  im  Transportbefehle  verzeichneten  Effekten  ange- 
ordnet hatte  und  weil  eine  Beschlagnahme  solcher  Effekten  auf  dem 
Durchtransporte  um  so  weniger  als  zulässig  erscheint,  als  nach  der 
bundesgesetzlich  vorgeschriebenen  und  voUzognen  Abnahme  der  auf 
dem  Transportaten  gefundnen  Gelder  die  requirirende  Regierung 
Rechte  darauf  erlangt  hat,  die  ihr  nicht  durch  einen  Arrest  ent- 
zogen werden  können.  Ein  Rekurs,  welchen  Gläubiger  des  Trans- 
portaten gegen  diesen  Entscheid  des  Bundesrathes  bei  der  Bundes- 
versammlung erhoben,  wurde  von  letzterer  abgewiesen.*) 

Ist  der  Ausgelieferte  im  requirirendfen  Kanton  angelangt  und 
befindet  sich  hier  in  Haft,  so  kann  die  Frage  entstehen,  ob  das 
gegen  ihn  eingeleitete  Strafverfahren  sich  auf  diejenigen  Verbrechen 
zu  beschränken  habe,  wegen  deren  die  Auslieferung  verlangt  wor- 
den ist,  oder  ob  es  sich  auch  auf  andere,  schon  vor  der  Auslie- 
ferung verübte  strafbare  Handlungen  erstrecken  dürfe.     Nach  der 

*)  Bundesbl.  1850  I.  524—525.    Ullmer  I.  453—454. 
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Analogie  internationaler  Auslieferungsverträge,  z.  R.  desjenigen  zwi- 
schen der  Schweiz   und  Franki-oich  vom  !)  Juli   18G9  (Art.  8),  so- 
wie des  deutschen  Ilundesgesetzes  über  die  liechtshülfe  (§  34)  sind 
wir  geneigt,  diese  Frage  dahin  zu  beantworten,  dass  nur  mit  Zu- 
stimmung der  ausliefernden  Regierung  eine  Ausdehnung  der  Straf- 
untersuchung auf  solche  früher  begangene  Verbrechen,  welche  mit 
den  im  Auslieferungsbegehren  bezeichneten  in  keinerlei  Zusammen- 
hang stehen,  stattfinden  darf.     Die  Anfrage  bei  der  ausliefernden 
Regierung  wird   in  den   meisten    Fällen   eine   blosse   Förmlichkeit 
sein,   aber  sie   ist  das  einzige  Mittel,   um  zu  verhüten,  dass  der 
Ausgelieferte  nicht  auch  für  Vergehen  bestraft  werde,  wegen  deren 
die  Ausli(»ferung  hätte  abgelehnt  werden  können. 

Die  Art.  15  und  16  des  Gesetzes,  welche  von  der  Kosten - 
Vergütung  handeln,  sind  am  24.  Juli  1807*)  einer  Revision 
nntei-stellt  worden  und  lauten  nun  folgendermassen :  »Art.  15.  Von 
der  requirirenden  Kantonsregierung  sind  zu  vergüten:  1)  dem  x-e— 
quirirten  Kanton  für  den  Unterhalt  eines  Gefangenen  im  Verhai't: 
bis  zur  Auslieferung  täglich  Fr.  1.  —  2)  Den  Transi>ort  luit  citri' 
ausliefernde  Kanton  bis  zur  üblichen  Grenzstation  unentgeltlich  zxi 
besorgen.  Ebenso  haben  die  zwischenliegenden  Kantone  für  cli<-* 
Besorgung  des  Durchtransportes  keinen  Anspruch  auf  Kosteuver- 
gütung, und  zwar  weder  fih*  den  Unterhalt,  noch  für  die  Uutt?i*' 
bringung  der  Gefangenen,  noch  lur  den  Transportluhrer.  VAiic  Axis- 
nähme  von  dieser  Regel  findet  statt,  wenn  der  die  Auslieferan^ 
verlangende  Kanton  eine  Transportweise  wünscht,  welche  ausser- 
ordentliche Mühe  oder  Kosten  venirsacht.  In  diesem  Falle  hat  der 
re(iuirirendc  Kanton  einerseits  alle  Raarauslagen  zu  vergüten  fü^ 
den  Transport  und  den  Unterhalt  des  Gefangenen  wie  der  Trax^s- 
poitführer,  und  zwar  auch  ilir  die  Rückreise  der  letztern;  auss^^*^' 
dem  liat  er  jedem  Transportfürer  per  Tag  für  Hin-  und  Herrei^^ 

Fr.  3.  — ,  für  den  halben  Tag  Fr.  1.  50  Taggeld  zu  bezahlen.     

Art.  10.  In  den  in  Art.  IT)  bezeichneten  Kosten  ist  Alles  begriflT^^" 
Darüber  hinaus  sind  keine  weitern  Gebühren  zu  entrichten  f^^ 
Verhöre,  Skri])turen,  Ein-  und  Austhürmung,  Besorgung  des  C^^" 
fangenen  u.  dgl.«  (Der  zweite  Satz  des  Art.  10  1)ezieht  sich 
Auslieferungen  von  und  nach  dem  Auslande). 

♦)  Amtl.  Samml.  IX.  80. 
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Wörtlich  dem  Konkordate  entnommen  sind  endlich  die  Art.  17 
bis  20  des  Gesetzes,  welche  von  den  besondem  Fällen  handeln,  in 
denen  Polizeidiener  eines  Kantons  flüchtige  Verbrecher  oder  An- 
geschuldigte i  n  andere  Kantone  verfolgen  und  daselbst 
anhalten  mögen.  Diese  Fälle  sind:  a)  wenn  Polizeidiener  in  Ver- 
folgung der  Spur  eines  Flüchtigen  an  die  Kantonsgränze  kommen 
und  durch  jede,  noch  so  kurze  Zögerung  die  Spur  verloren  gehen 
könnte;  b)  wenn  Polizeidiener  eines TCantons,  welche  sich  mit  Trans- 
port- oder  dergleichen  Befehlen  in  einen  andern  Kanton  begeben, 
in  demselben  zufällig  Ausgeschriebne  zu  Gesicht  bekommen ;  c)  wenn 
Gefangne  auf  dem  Transporte  entweichen.  Wenn  ein  Polizeidiener 
ausserhalb  seines  Kantons  ausgeschriebne  oder  angeschuldigte  Ver- 
brecher erreicht,  so  soll  er  sie  jedenfalls  zu  dem  Regierungsbeamten 
des  Bezirkes  führen,  demselben  seinen  Befehl  vorweisen  oder  andere 
Gründe  der  Anhaltung  mittheilen  und  die  Bewilligung  zur  Abfüh- 
rung nachsuchen.  Sollte  der  Beamte  Bedenken  tragen,  diese  Bewil- 
ligung von  sich  aus  zu  ertheilen,  so  hat  er  nichtsdestoweniger  einst- 
weilen für  sichere  Verwahrung  des  Aufgegriffnen  zu  sorgen  und 
sodann  ohne  Verzug  seiner  Regierung  Bericht  zu  erstatten.  Letztere 
erkennt  über  die  Gestattung  der  Ausliefening ;  verweigert  sie  die- 
selbe, so  hat  sie  der  Regierung,  deren  Polizeidiener  die  Gefangen- 
nehmung vollzogen  hat,  die  Gründe  ihrer  Entschliessung  anzugeben. 
Wenn  bei  diesem  ausserordentlichen  Verfahren  irgend  ivelche  Diffe- 
renzen zwischen  zwei  Kantonsregierungen  entstehen,  so  wird  selbst- 
verständlich auch  hier  das  Bundesgericht  zu  entscheiden  haben. 

Was  die  Zeugenverhöre  in  Kriminalfällen  betrifft,  so 
sind  zwar  die  daherigen  Bestimmungen  des  Konkordates  von  1809*) 
nicht  wie  der  übrige  Inhalt  desselben  durch  das  Bundesgesetz  von 
1852  (Art.  23)  aufgehoben  worden,  sondern  in  Kraft  verblieben; 
allein  es  stehen  diese  Konkordatsvorschriften,  denen  zudem  alle 
Kantone  (nur  Genf  mit  einem  Vorbehalte,  wovon  wir  später  spre- 
chen werden)  beigetreten  sind,  äusserlich  und  innerlich  in  einem 
so  nahen  Zusammenhange  mit  dem  Auslieferungsgesetze,  dass  es 
sich  gewiss  vollkommen  rechtfertigt,  wenn  wir  dieselben  hier  be- 
handeln.   Nach  den  Art.  19  und  20  des  Konkordates,  welche  wohl 

*)  Offiz.  Samml.  I.  303—305.  Snell  I.  263—255.  Kaiser,  Samm- 
lung IV.  19—20. 
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nur  wegen  KompetenzbeJenken  seiner  Zeit  nieht  mit  in's  Bundes— 
gesetz   autgeuonimen  wurden,   aber  einstweilen    gleiche  Kraft  >'^^ — 
dieses  haben ,    gilt  als  Regel ,  dass ,  wenn  in  einem  Kriminaltal   1 
der  in  einem  Kanton  verhandelt  wird,  die  Einvernahme  von  Zt-^  t_; 
gen,  die  in  einem  andern  Kanton  wohnen,  als  nothwendig  erschei: 
dieselben   auf  Ansuchen   des   kompetenten   Strafrichters   vor   di 
Richter  ihi^es  Wohnortes  zu  verhören  sind.    In  »ausserordentliche- 
Fällen  aber,  namentlich  wenn  es  sich  um  Confrontationen  mit  d^:x.^ 
Angeschuldigten,  um  Anerkennung  der  Identität  von  Personen  imr, 
Sachen  handelt,  kann  die  persönliche   Stellung  der  Zeugen 
vor  dem  Strafrichter  verlangt  und  es  soll  alsdann  diesem  Gesuelit.*, 
sofern  nicht  erhebliche  Gründe  dagegen  angeführt  werden  könaeii, 
von  den  Behörden  ihres  Wohnortes  unweigerlich  entsprochen  wer^ 
den.     Im  letztern  Falle  hat  die  Behörde,  welche   das   persönliche 
Erscheinen   eines  Zeugen  verlangt,  denselben  nach  Massgabe   der 
Entfenmng  und  der  Dauer  seines  Aufenthaltes  am  Orte  des  Straf- 
verfahrens, wie  auch  seiner  Berufs-  und  anderer  persönlicher  Ver- 
hältnisse vollständig   zu   entschädigen.     Bei  dem  ötientlich-münd- 
lichen  Verfahren,  welches  gegenwärtig   in  den   meisten  Kantoaeii? 
sei  es  vor  Schwurgerichten  oder  vor  ständigen  Gerichten,  besteht, 
muss  ohne  Zweifel  die  persönliche  Stellung  von  Zeugen  viel  liiiu- 
liger   verlangt  werden   als  es    früher   bei   dem  schriftlichgeheinien 
Verfahren  der  Fall  war ;  ja  es  dürfte  in  Verbrechensfilllen  die  frü* 
here  Ausnahme  in  der  Praxis   geradezu  zur  Regel  geworden  seiu. 
was  um  so  eher  geschehen  koimte,  als  es  zunächst  doch  von  deiB 
Ermessen  des,  den  Fall  behandelnden  Richters  abhängt,  das  ei»^ 
oder  andere  Verfahren  anzuordnen.*)     Auf  eine  Einfrage  der  l^®" 
gierung  von  Basel-Stadt,  ob  die  Konkordatsbestimmungen  sich  bloss 
auf  Zeugenrequisitionen  in  Verbrechensfilllen  beschränken,  bei  blos- 
sen Vergelien  aber  solchen  Requisitionen  nicht  entsprochen  werdet 
müsse,   erklärte  der  Bundesrath:   er  würde   in   Kontliktfallen    ^^^ 
Art.  19  und  20  des  Konkordates,  nachdem  sie  in  dem  Art.  23 
Ausliefermigsgesetzes  indirekte  hineingezogen  worden,  dahin  a. 
legen,  dass  die  peraönliche  Zeugenstellung  in  Beziehung  auf  a  1  ^^ 
diejenigen  Verbrechen  und  Vergehen  zu  erfolgen  habe,  hinsieht  1*^ 
welcher  nacli  Art.  2  des  Gesetzes  die  Ausliefenmg  gestattet  wer^^^^^ 

*)  Vorgl.  lUn  Kommissionalbcricht  im  Hundesbl.  16<J6  II    478 
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muss.  Diese  Interpretation  begründete  der  Buudesrath  wesentlich 
damit,  dass  das  Bundesgesetz  im  Allgemeinen  an  die  Stelle  des 
Konkordates  getreten  sei,  und  die  beiden  gesetzgebenden  Käthe 
erklärten  sich  damit  einverstanden.*) 

Der  oben  erwähnte  Vorbehalt,  mit  welchem  Genf  in's  Konkordat 
eingetreten  ist ,  geht  dahin ,  dass  ein  Zeuge ,  welcher  als  Mit- 
schuldiger an  dem  in  Frage  liegenden  Verbrechen  befunden 
werden  sollte,  dem  Richter  seines  Wohnortes  zur  Beurtheilung  zu 
überweisen  und  auf  Kosten  des  Kantons,  welcher  die  Stellung  ver- 
langte, zurückzutransportiren  sei.  Diesen  Grundsatz,  welcher  sich 
auch  in  den  Staatsverträgen  mit  dem  Auslande  ausgesprochen  findet, 
hat  der  Bundesrath  in  einem  Spezialfälle  als  für  alle  Kantone  ver- 
bindlich erklärt.  Es  hatte  nämlich  die  Behörde  von  Nidwaiden, 
wo  das  Verbrechen  verübt  wurde,  einen  Bürger  von  Obwalden  als 
Zeugen  citiren  lassen  und  ihn  sodann  als  der  Miturheberschaft  ver- 
dächtig verhaftet.  Der  Bundesrath  verfügte,  derselbe  sei  an  Ob- 
walden, das  sich  zur  Bestrafung  bereit  erklärte,  zurückzuliefern, 
denn  seine  Auslieferung  sei  weder  verlangt  noch  bewilligt  worden 
und  hätte  auch  nicht  gewährt  werden  müssen.  »Er  wurde  ledig- 
lich in  gutem  Glauben  und  allen  Rechten  unpräjudizirlich  zum 
Verhör  gestellt  und  die  Verhaftung  ist  daher  als  nicht  geschehen 
zu  betrachten.«**)  Nicht  ganz  der  nämliche  Fall  war  derjenige 
des  Kaufmann  Emanuel  Braunschweig,  welcher  einen  Konflikt 
zwischen  den  Regierungen  von  Basel-Stadt  und  Bern  hervorrief. 
Gegen  Braunschweig,  welcher  als  Zeuge  vor  die  Assisen  in  Biel 
vorgeladen  war,  hatte  nämlich  nach  seiner  Abhörung  und  Beeidi- 
gung die  Kriminalkammer  sofortige  Verhaftung,  sowie  die  Eröff- 
nung einer  Untersuchung  wegen  beschwornen  falschen  Zeugnisses 
(Meineides)  verlügt,  nachher  jedoch  gegen  Caution  ihn  freigelassen. 
Da  die  Regierung  von  Basel-Stadt,  wo  Braunschweig  niedergelassen 
war,  gegen  dieses  Verfahren  reklamirte,  so  erkannte  der  Bundes- 
rath auch  hier:  die  Regierung  von  Bern  habe  bei  derjenigen  von 
Basel  die  Auslieferung  des  Angeschuldigten  zu  verlangen;  letztere 
müsse  entweder  dieselbe  bewilligen  oder  im  Falle  der  Weigerung 
dessen  strafrechtliche  Beurtheilung  selbst  übernehmen.    Dieser  Ent- 

♦)  Bundesbl.  186G  11.  3.     1867  l    560. 
*♦)  Ullmer  I.  449 
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sclieid  wurde  darauf  gegründet,  dass  der  Zeuge,  wenigstens  so  laiL  ^e 
er  in  dieser  Stellung  verharre,  auf  sicheres  Geleite  Anspruch  hal^^; 
die  Thatsache,  dass   er   der   ihm  obliegenden  Pflicht  wahrheits^re- 
treuer  Aussage  niclit  nachgekommen,   könne  nicht  genügen,  i^Xin 
ohne  weiteres  einem  Gerichtsstande  zu  unterwerfen,   unter  den       er 
sich  nicht  freiwillig  begeben   habe.*)     Der  Bundesratli  scheint       in 
diesen   Erwägungen  selbst   zuzugeben,   dass,  wenn   Braunschw^sig 
während  seines  vorübergellenden  Aufentlialtes  in  Biel  ein  anden^, 
mit   seiner  Zeugenstellung  nicht   zusammenhängendes  VerbrecL».  «n 
begangen  hätte,  der  bernische  Gerichtsstand  begründet  imd  seine 
Verhaftung  zulässig  gewesen  wäre ;  wir  glauben  aber,  dass  es  s  icli 
mit  dem    ihm  zur  Last   gelegten  Verbrechen   des  Meineides  g£»_nz 
ebenso  verhalte.     Der  Grund,  wesshalb  Jemand,  der  als  Zeuge       in 
einen  andern  Kanton  sich  begeben   muss ,  nicht  wegen  Verdacl  its 
der  Mitschuld  an  dem  nämlichen  Verbrechen,  über  welches  er  Ze-^jg- 
niss  abzulegen  hat,  verluiftet  und  in  Untersuchung  gezogen  werc3ien 
darf,  liegt  darin,  dass  auf  diese  Weise  die  Verpflichtung,  die  A^xis- 
lieferung  zu  begehren,  umgangen  werden  könnte.     Dagegen  kcm^nn 
von  einer  solchen  Umgehung  des  Auslieferungsgesetzes  und  dahc:*ri- 
gem  Missbrauche  der  Zeugenvorladung  nicht  die  Rede  sein,  w<e;nn 
der  Zeuge  erst  nach  seinem  Eintritte  in  den  Kanton,  vor  dessen 
Gerichten  er  Zeugniss  ablegen  soll,  sich  ein  Verbrechen  zu  Sd^^il- 
den  kommen  lässt.  **J     So  heisst  es   auch   in  dem  Au8lieferuia£S- 
vertrage  mit  Frankreich  von  18G9  Art.  14: 

»Aucun  temoin,  quelle  que  soit  sa  nationalite,  qui,  cite  Aäiis 
Tun  des  deux  pays ,  comparaitra  volontairement  devant  les  jutg^ 
de  Tautre,  ne  pourra  etre  poursuivi  ni  detenu  pour  des  faits  <w 
condamnations  anterieurs,  ci>'ils  ou  criminels,  ni  sous  prete2«te 
de  complicite  dans  les  faits,  objets  du  proces  oü  il  figure  comwe 
temoin.« 

Aehnlich   lautxjn   die   Staatsverträge,  welche  die   Schweiz   ixut 
Italien  und  Belgien  liat,  während  dagegen  allerdings  in  den,  n^^ 
deutschen  Staaten  abgeschlossenen  Conventionen  festgesetzt  ist,  d^^a 
der  Zeuge,  welcher  in  dem  Lande,  wohin  er  citirt  ist,  ein  Verbrecb^^ 
begeht,  seiner  heimathlichen  Kegierung  auszuliefern  sei.    Mit  Re^**^ 

*)  Bundesbl.  1865  II.  190—193. 

**}  Vergl.  Schauberg,  das  interkantonale  Strafrecht  der  Schweiz, 
Schrift  für  Schweiz  Recht  XVI.  153. 
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darf  aber  wohl  gesagt  werden,  dass,  wenn  in  den  internationalen 
Verträgen  verschiedene  Grundsätze  aufgestellt  sind,  im  Bundes- 
staate nur  diejenigen,  welche  einen  engern  Zusammenhang  zwischen 
den  Behörden  voraussetzen,  analoge  Anwendung  finden  können. 
Würde  man  sich  nun  in  dem  angeführten  Falle  Bern  und  Basel 
als  blosse  Bezirke  eines  einheitlichen  Staates  denken,  so  würde 
wohl  Niemand  bezweifeln,  dass  das  bernische  Gericht  vollkommen 
befugt  war,  die  Untersuchung  wegen  Meineides  gegen  Braunschweig 
einzuleiten. 

Was  die  materielle  ^eugnisspflicht  betrifft,  so  enthält 
der  Art.  19  des  Konkordates  von  1809  hierüber  keine  Bestimmungen 
und  es  folgt  daraus,  dass  die  Regulirung  dieses  Verhältnisses  jedem 
Kanton  überlassen  bleibt.  Dabei  entscheidet  selbstverständh'ch  die 
Gesetzgebung  des  Kantons,  welchem  der  Zeuge  angehört :  ein  Kan- 
ton, welcher  z.  B,  die  Geistlichen  für  das  Beichtgeheimniss,  Advo- 
katen und  Aerzte  für  den  Inhalt  von  Consultationen,  Verwandte 
im  Verhältnisse  zu  andern  Verwandten  von  der  Zeugnisspflicht  im 
eignen  Lande  befreit,  kami  gewiss  nicht  angehalten  werden,  diese 
Personen  zur  Zeugnissablegung  in  Strafprozessen  zu  nöthigen,  die 
in  einem  andern  Kanton  geführt  werden,  dessen  Gesetzgebung  solche 
Exemtionen  nicht  zulässt.  Ebensowenig  als  die  Gesetzgebung  des 
requirirenden  Kantons  haben  dessen  Untersuchungsbehörden  über 
die  Zeugnisspflicht  eines  auswärtigen  Zeugen  zu  entscheiden,  son- 
dern es  ist  auch  dieser  Entscheid  Sache  der  Behörden  des  requi- 
rirten  Kantons,  welclie  ja  allein  im  Falle  sind,  der  Weigerung  des 
Zeugen  gegenüber  den  nöthigen  Zwang  anwenden  zu  können.  Je- 
doch sind  nach  Art.  60  (früher  Art.  48)  der  Bundesverfassung  die 
Kantone  gehalten,  bei  Entscheidung  der  Frage  der  Zeugnisspflicht 
ganz  die  gleichen  Grundsätze  in  Anwendung  zu  bringen  wie  bei 
Strafuntersuchungen,  die  im  eignen  Kanton  geliihrt  werden.*) 

üeber  die  Gebühren  für  Zeugenvorladungen,  sowie  für  Unter- 
suchshandlungen  aller  Art,  welche  die  Behörde  eines  Kantons  auf 
Ersuchen  der  Behörde  eines  andern  Kantons  vorzunelimen  hat, 
enthielt  das  Konkordat  keinerlei  Bestimmungen.  Das  Bedürfniss 
einer  Verständigung  zwischen  den  Kantonen  über  diese  Materie 
machte  sich  in  neuester  Zeit  um  so  lebhafter  geltend,  als  in  meh- 

♦)  Bundesbl.  1804  I.  383—385. 

Blamer,  Handbuch,    f.  18 
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rem  internationalen  Verträgen  der  Grundsatz  der  Unentgeltlichkeit 
der  Rechtshülfe  in  Strafsachen  angenommen  war,  daher  auswär- 
tige Staaten  günstiger  gestellt  waren  als  schweizerische  Mitstände. 
Da  nun  mehrere  Kantone  selbst  eine  bundesgesetzliche  Kegelun«^ 
des  Gegenstandes  wünschten,  so  schlug  der  Bundesrath  eine  Er- 
gänzung des  Auslieferungsgesetzes  vor,  welche  die  Bundesversamm- 
lung unterem  2.  Februar  1872  in  folgender  Fassung  angenommen  hat : 

»Wenn  in  Strafsachen  die  Behörden  eines  Kantons  von  den  Be- 
hörden eines  andern  Kantons  zur  Vornahme  von  Untersuchungs- 
handlungcn,  Vorladung  von  Zeugen  u.  s.  w.  angesprochen  werden, 
so  dürfen  die  Behörden  des  requirirten  Kantons  fiir  diesfallige  Ver- 
richtungen von  den  Behörden  des  requirirenden  Kantons  keinerlei 
Gebühren  noch  Auslagen  beziehen,  und  es  bleibt  bloss  die 
Rückforderung  von  Auslagen  für  wissenschaftliche  und  technische 
Expertisen  vorbehalten. 

»Diese  Bestimmung  gilt  auch  für  den  Fall,  wenn  die  Behörden 
eines  Kantons  freiwillig  die  Spuren  und  Urheber  eines  Verbrechens 
verfolgen,  das  in  einem  andern  Kanton  verübt  wurde.  <  *) 

§  5.    Vollziehung  rechtskräftiger  Civilurtheile. 

Wenn  die  Gewährung  der  Rechtshülfe  in  Straffallen  unter  ver- 
schiedenen Staaten  als  ein  Bedürfniss  erscheint,  so  verhält  sich 
diess  ebenso  mit  der  Rechtshülfe  in  Civilfällen ,  insbesondere  der 
Vollziehung  rechtskräftiger  Urtheile.  Bestimmungen  hierüber  finden 
sich  sogar  in  internationalen  Verträgen  zwischen  Staaten,  die  in 
keinerlei  politischer  Gemeinschaft  mit  einander  stehen ;  um  so  un- 
entbehrlicher sind  sie  in  einem  Bundesstaate,  wo  die  zwischen  den 
Gliederstaaten  bestehende  Verbindung  eine  viel  innigere  ist  und 
die  Verkehrsbeziehungen  zwischen  ihren  Angehörigen  viel  häufiger 
sind.  Schon  die  nordamerikanische  Unionsverfassung  (I\.  1)  setzt 
daher  fest,  dass  jeder  Staat  den  öffentlichen  Akten,  Protokollen 
und  gerichtlichen  Verhandlungen  eines  jeden  andern  Staates  vollen 
Glauben  schenken  und  verschaffen  solle,  und  dass  der  Kongress 
durch  allgemeine  Gesetze  die  Form  der  Beglaubigung  solcher  Akte, 
sowie  die  Bedeutung,  welche  sie   haben  sollen,   bestimmen  möge. 

*)  Amtl.  Samml.  X.  072.    BunJesbl.  1871111.575  ff. 
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Hierauf  gestützt,  hat  ein  im  Jalir  1790  erlassenes  Bundesgesetz 
ein  Urtheil,  welches  in  irgend  einem  Staate  der  Union  rechtskräftig 
erlassen  worden  ist,  für  alle  andern  Staaten  einem  inländischen 
Urtheile  gleichgestellt.  Wenn  also  der  Gläubiger,  der  im  Staate  A. 
ein  Urtheil  gegen  seinen  Schuldner  ausgewirkt  hat,  mit  diesem 
Urtheil  in  der  Hand  den  Schuldner  im  Staate  B.  belangt,  so  kann 
der  Schuldner  hier  nicht  mehr  die  Forderung,  sondern  nnr  noch 
das  Bestehen  eines  rechtskräftigen  Urtheils  bestreiten.*)  In  ähn- 
licher Weise  hat  die  norddeutsche  Bundesverfassung,  jetzt  deutsche 
Reichsverfassung  (Art.  4  No.  11),  »Bestimmungen  über  die  wechsel- 
seitige Vollstreckung  von  Erkenntnissen  in  Civilsachen  und  Erledi- 
gung von  Requisitionen  überhaupt«  in  den  Bereich  der  Bundes- 
gesetzgebung gewiesen  und  in  Folge  hievon  ist  unter'm  21.  Juni  1869 
das  Gesetz  über  Gewährung  der  Rechtshülfe  erlassen  worden,  wel- 
ches wir  im  vorhergehenden  Paragraphen  kennen  gelernt  haben 
und  dessen  erster  Abschnitt  von  der  »Rechtshülfe  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten«  handelt.  An  der  Spitze  dieses  Abschnittes 
steht  der  Grundsatz :  »Die  Gerichte  des  Bundesgebietes  haben  sich 
in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  gegenseitig  Rechtshülfe  zu  lei-t 
sten.  Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  das  ersuchende  und  das 
ersuchte  Gericht  demselben  Bundesstaate,  oder  ob  sie  verschiedenen 
Bundesstaaten  angehören.« 

In  der  Schweiz  wurde  man  erst  bei  Entwerfung  der  Bundes- 
verfassung von  1848  durch  den  in  dieselbe  aufgenommenen  Grund- 
satz des  forum  domicilii  für  alle  persönlichen  Ansprachen  auf  die 
Wünschbarkeit  einer  Bestimmung  über  die  Anerkennung  und  Voll- 
ziehung von  Civilurtheilen  geführt.  Man  fand,  dass,  wenn  auf  der 
einen  Seite  dem  Schuldner  die  W^ohlthat  eingeräumt  werde,  nur  vor 
seinem  natürlichen  Richter  belangt  werden  zu  dürfen,  anderseits 
auch  daran  festzuhalten  sei,  dass  das  einmal  gefällte  Urtheil  wirk- 
lich respektirt  werde  und  es  dem  Schuldner  nicht  freistehen  könne, 
in  einen  andern  Kanton  überzusiedeln  und  hier  den  Prozess  von 
neuem  anzufangen.  In  letzter  Beziehung  könnte  —  so  fand  man 
schon  in  der  Revisionskommission  —  höchstens  die  Restriktion 
gelten,  dass  die  Behörden  des  neuen  Domicils  die  Einrede  der  Kom- 
petenz zu  prüfen  hätten,  wenn   nämlich  der  Schuldner  behaupten 

*)  Rüttimann  II.  84,  87. 
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würde,  das  Gericht,  wtJclies  iu  der  Sache  geurtheilt,  sei  dazu  uicV\\* 
kompetent   gewesen.     Die  Kommission   nahm  dalier  einen  neuciu 
Artikel   in   folgender  Fassung    an:    »Den    rechtskräftigen   Civii- 
urtlieilen  eines  Kantons  ist  in  jedem  andern  Kanton  Vollziehung      zu 
geben.«*)    An  der  Tagsatzung  blieb  im  Amendement  der  Gesan^^t- 
schaft  von  Thurgau,  dass  nach  dem  Worte  »Civilurtheile«  e-  du- 
geschaltet  werde:  »welche  von  den  kompetenten  Gerichtsbehörc^en 
gefällt  worden,«  bloss  aus  dem  Grunde  in  Minderheit,  weil  m  »in 
fand,  dasselbe  enthalte  einen  Pleonasmus,  indem  ein  Urtheil  ÄZiur 
dann  rechtskräftig  werde,  wenn  es  von  der  kompetenten  Beh&i^e 
erlassen  sei.    In  der  zweiten  Berathung  legten  die  Redaktoren  &ine 
etwas   verändeile  Fassung  des  Artikels  vor,  welche  angenomnaen 
wurde,  und  es  lautet  nun  Art.  49  der  Bundesverfassung  von  1»4>>, 
welcher  unverändert  als  Art.  61  in  die  neue  Bundesverfassung  über- 
gegangen ist,  folgendermassen : 

»/>/(?  rechtskräftifjen  ('inlmiheih,  die   in  eine,m  Katiton  geftilli 
mitid,  sollen  in  der  i/mizen  Schweiz  rdlzogeH  werden  könnest.  €**) 

Vorerst  ist  zu  bemerken,  dass  diese  Bundesvorschrift  sich  nxxr 
auf  Civilurtheile  bezieht.  Hinsichtlich  der  Vollstreckung  von 
Strafurtheilen  bestehen  zwischen  den  Kantonen  keine  andern  Rechfcs- 
pflichten als  die  in  dem  Bundesgesetze  über  Ausliefermg  der  Vex^ 
l)recher  enthaltnen,  welche  wir  oben  erörtert  haben ;  sobald  also  öin 
Strafurtheil  sich  auf  ein  geringeres,  in  jenem  Gesetze  nicht  t?^ 
wähntes  Vergehen,  z.  B.  auf  eine  Injurie  bezieht,  so  hängt  es  von 
dem  freien  Willen  des  requirirten  Ivantons  ab,  ob  er  dasselbe  voll" 
ziehen  will  oder  nicht.  Der  Bundesrath  hat  sogar  in  wiederholten 
Entscheidungen  sich  dahin  ausgesprochen,  dass,  wenn  einem  Str»-f' 
urtheile  über  Injurien  eine  Verlallung  des  Injurianten  in  eine  Ci"^"*^' 
entschädigung  beigelugt  sei,  auch  diese  letztere  ohne  die  Zusti**' 
nuing  der  zur  Kxi-kution  berufnen  Behörde  nicht  vollzogen  wei"t^*° 

• 

könne,  denn  »die  anhanj^sweise  Erledigung  eines  Civilpunktes  ^^ 
einem  Strafurtheile  nuicht  dieses  keineswegs  zu  einem  Civilurtl^-*^^*' 
und  es  ist  nicht  zulässig,  die  Bestimmung  des  Art.  40  (61)   Ix^"^^ 


*)  Prot,  der  UevisionskommissioM  S.  145,  1-16,  IT)«;,  199. 
♦*)  Zur  Vcrgleichung  fftgen  wir  hier  d'u)  französische   Uebersetzun^  , 

welche  sagt:  »Los  jugeinents  civils  detinitits  remliis  dans  im  canton,  sont 
cutoiros  diins  tonte  lu  Siiis.sc.« 


le- 
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ihren  Wortlaut  auszudehnen.«  *)  Diese  Interpretation  hat  die  Bun- 
desversammlung,  indem  sie  den  Rekurs  Studer  (von  Subingen, 
Kant.  Solothurn)  abwies,  stillschweigend  genehmigt.  Nicht  in  den 
Bereich  des  Art.  6 1  fallen  im  Allgemeinen  auch  Verfügungen  der 
Adnvnistrativbehörden ;  **)  doch  hat  der  Bundesrath  im  Falle  der 
Juliana  Spillmann  (Konflikt  zwischen  den  Regierungen  von  Zug  und 
St.  Gallen)  gefunden,  dass  wegen  der  civilrechtlichen  Natur  des  Vor- 
mundschaftsverhältnisses die  Verfügungen  kompetenter  Vormund- 
schaftsbehörden des  gleichen  Schutzes  gemessen  müssen  wie  Civil- 
urtheile. Die  Bundesvereammlung  ist,  indem  sie  den  Rekurs  der 
Regierung  von  St.  Gallen  abwies,  auch  hier  der  Anschauungsweise 
des  Bundesrathes  beigetreten.***) 

Fragt  es  sich  dann  fernerhin,  welche  richterliche  Ver- 
fügungen auf  den  Schutz  des  Art.  61  Anspruch  haben,  so  hat 
der  Bundesrath  in  einem  Spezialfälle  erklärt,  dass  ein  in  gesetz- 
licher Form  ausgewirktes,  die  Erhaltung  des  Streitobjektes 
bezweckendes  Dekret  des  in  der  Hauptsache  kompetenten  Richtei's 
in  seiner  Wirkung  einem  rechtskräftigen  Urtheile  gleich  stehen 
müsse,  zumal  sonst  die  Vollziehung  des  Endurtheils  von  vorne- 
herein vereitelt  werden  könnte,  f)  Handelt  es  sich  dagegen  um  eiue 
prozessualische  Massregel,  die  zum  Zwecke  hat,  vor  Ausfüllung  eines 
Endurtheils  bessere  Aufklärung  über  faktische  Verhältnisse  zu  er- 
langen, z.  B.  um  Herausgabe  von  Handelsbüchern  an  ein 
ausserkantonales  Gericht;  so  soll  nach  einer  andern  Entscheidung 
in  einem  solchen  Falle  der  Art.  61  nicht  anwendbar  sein,  ff)  Der 
Bundesrath  hat  diese  Bundesvorschrift  auf  ein  Konkurserkennt- 
niss  anwenden  wollen,  welches  »nach  Inhalt  und  Wirkung  ein  Civil- 
urtheile sei,  allein  die  Kommissionen  der  beiden  Räthe  fanden  diese 
Anwendbarkeit  doch  etwas  zweifelhaft  und  zogen  es  vor,  den  Fall, 
um  den  es  sich  handelte,  nach  Anleitung  der  konkursrechtlichen 
Konkordate  zu  entscheiden,  ftt)  Nicht  anwendbar  fand  der  Bundes- 

*)  Bundesbl.  1867  I.  618—621,  vergl.  1866  III.  347,  397. 
*)  Bundesbl.  1856  I.  510.   Ullmer  I.  229. 
**♦)  Bundesbl.  1869  II.  545,  1870  II.  135. 

+)  Bundesbl.  1851  IL  340—342.  Ullmer  I.  218. 
+t)  Bundesbl.  1873  II.  35. 
+tt)  Bundesbl.  1861  II.  753—766,  1862  II.  240-242.    Ullmer  II.  433. 
Das  deutsche  Gesetz  über  die  Rechtshalfe  sagt  in  §  13:  »Das  in  einem 
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rath  selbst  den  Art.  Hl  auf  ein  sogenanntes  Moderationsurtheil 
über  Anwaltskosten :  denn  dasselbe  entscheidet  nur  darüber,  ob  der 
Anwalt  die  in  Rechnung  gebrachten  Leistungen  wirklich  gemacht 
habe  und  ob  seine  Ansätze  für  dieselben  dem  gesetzlichen  Tarif 
entsprechen,  hat  aber  keineswegs  die  Bedeutung  eines  rechtskräf- 
tigen ürtheils,  weil  dem  Schuldner  noch  mancherlei  Einreden  zu- 
stehen können,  welche  die,  wenn  auch  richtig  berechnete  Forderung 
aufzuheben  geeignet  sind,  z.  B.  die  Einrede  gänzlicher  oder  theil- 
weiser  Zahlung.  Das  Moderationsurtheil  setzt  die  Richtigkeit  und 
Gesetzlichkeit  der  Rechnung  endgültig  fest  und  darf  von  einem 
andern  .Richter  nicht  mehr  in  Zweifel  gezogen  werden ;  allein  die 
Wirkung  eines  rechtskräftigen  ürtheils  mit  Rücksicht  auf  sofortige 
Exekution  kann  es  nicht  haben,  weil  das  moderirende  Gericht  nicht 
kompetent  sein  konnte,  anderweitige,  nicht  auf  die  Ansätze  der 
Rechnung  bezügliche  Einreden  des  Schuldners  vor  sein  Forum  zu 
ziehen  und  ihn  ohne  weiters  zm-  Zahlung  einer  bestimmten  Summe 
zu  verurtheilen.  *) 

Was  die  Rechtskraft  der  Civilurtheile  betrifft,  welche  der 
Art.  61  für  ihre  Vollziehbarkeit  voraussetzt,  so  enthält  dieselbe  fol- 
gende zwei  wesentlich  verschiedene  Momente  in  sich: 

a)  Das  Urtheil  muss  ein  endgültiges  in  dem  Sinne  sein, 
dass  nach  den  Gesetzen  des  Kantons,  in  welchem  es  erlassen  ist, 
kein  weiteres  Rechtsmittel  gegen  dasselbe  ergriffen  werden  kann. 
Wer  daher  die  Vollziehung  eines  ürtheils  in  einem  andern  Kanton 
verlangt,  hat  nicht  bloss  eine  ordentliche  Ausfertigung  desselben 
beizubringen,  sondern  auch  ein  Zeugniss  der  kompetenten  Gerichts- 
stelle, dass  das  ürtheil  nicht  durch  ein  gesetzliches  Rechtsmittel 
weiter  gezogen,  oder  der  Weiterziehung  nicht  fähig,  oder  endlich 
in  der  letzten  Instanz  erledigt  sei  und  daher  der  Vollziehung  kein 
gesetzliches  Hinderniss  entgegenstehe.  **)   Ein  Contumazurtheil  wird 

Bundesstaate  eröffiiete  Konkursverfahren  äussert  in  Bezug  auf  das  zur  Konkurs- 
masse gehörige  Vermögen  seine  Wirkung  in  dem  gesammten  Bundesgebiete. 
Diess  gilt  insbesondere  von  den  Beschränkungen,  welche  die  Yerfügungs-  und 
y  er  waltun  gsr  echte  des  Gemeinschuldners  erleiden,  nnd  von  dem  Uebergange 
dieser  Rechte  auf  die  Gläubigerschaft  c  Koller  Archiv  III.  831. 
*)  Bundesbl.  1855  I.  422—426.  üllmer  I.  227-229. 
**)  U  lim  er  I.  217.  Vergleiche  den  Staatsvertrag  mit  Frankreich  vom 
15.  Juni  1669  Art.  16. 
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für  so  lange  als  rechtskräftig  angesehen,  als  nicht  von  dem 
urtheilenden  Gerichte  die  Restitution  gegen  dasselbe  ausgesprochen 
wird.  *) 

b)  Das  Urtheil  muss  von  einem  hiefür  kompetenten  Ge- 
richte erlassen  sein.  Im  Gegensatze  zu  dem  deutschen  Bundes- 
gesetze von  1869,  welches  in  dem  oben  citirteu  §  1  fortfährt: 
»Das  ersuchte  Gericht  darf  die  Rechtshülfe  selbst  dann  nicht  ver- 
weigern, wenn  es  die  Zuständigkeit  des  ersuchenden  Gerichts  nicht 
für  begründet  hält,«  —  steht  in  der  Schweiz  in  Folge  constanter 
Auslegung  und  Anwendung  des  Art.  61  der  Grundsatz  fest,  dass 
die  Behörde,  welche  um  die  Vollziehung  eines  Urtheils  angegangen 
wird,  befugt  ist,  vorerst  die  Frage  der  Kompetenz  des  erkennenden 
Gerichtes  zu  prüfen.**)  Da  indessen  diese  Frage  wesentlich  nach 
interkantonalen  Rechtsregeln  zu  beurtheilen  ist  und  es  sich  dabei 
jedenfalls  immer  um  die  Handhabung  einer  Bundesvorschrift  han- 
delt, so  ist  selbstverständlich  gegen  einen  abweisenden  Entscheid 
der  um  Vollziehung  angegangnen  Behörde  immer  der  Rekurs  an 
das  Bundesgericht  zulässig.  Die  nachträgliche  Kompetenzprüfung 
durch  das  letztere  kann  natürlich  nicht  dadurch  ausgeschlossen 
werden,  dass  die  Behörde,  welche  zuletzt  zu  vollziehen  hat,  schon 
im  Beginne  des  Prozesses  die  Gerichtsvorladungen  verweigert,  weil 
sonst  die  ganze  Bedeutung  des  Art.  61  aufgehoben  und  die  Voll- 
ziehung ausserkantonaler  Urtheile  ausschliesslich  von  der  vorläufigen, 
ohne  contmdiktorische  Verhandlung  und  somit  ohne  volle  Sachkennt- 
niss  erfolgter  Verfügung  einer  kantonalen  Behörde  abhängig  ge- 
macht würde.***)  Für  die  Beurtheilung  der  Kompetenzfrage  ist 
nun  vor  Allem  aus  massgebend  der  Art.  59  der  Bundesverfassung, 
welcher  für  alle  persönlichen  Ansprachen  den  Gerichtsstand  des 
Wohnortes  des  Beklagten  aufstellt;  wie  diese  Vorschrift  ^^ 
zahlreichen  flntscheidungen  der  Bundesbehörden  nach  allen  Rich- 
tungen hin  intei-pretirt  worden  ist,  werden  wir  in  einem  spätem 
Abschnitte  ausführlich  darstellen.  Fernere  positive  Anhaltspunkte 
gewähren  die  beiden  Konkordate  über  Konkursrecht,  welche  den 
Gerichtsstand  des  Wohnortes  des  Gemeinschuldners   für  die  allge- 

♦)  Buniieabl.   1872  II.  502.     Vergl.  den  Staatsvertrag  mk  Frankreich 
Art.  12. 

*♦)  Vergl.  hierüber  auch  Bar,  internationales  Privat-  und  Strafrecht  S.  468. 
♦♦♦)  Ullmer  I.  223. 
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moine  Durchflilinuig  des  Krmkurses,  dagegi^u  für  Eigeiithuuis-  un(\ 
riandrechtsaiisprücho  an  beweglichen  Sachen  den  Gerichtsstand  ile^ 
Ortes,    wo     dieselben     liegen,    begründen .     Für   dinglich ^l' 
Rechte  an  Liegenschaften  dai-f  ohnehin  das  gemeinrechtliche  forui:»-i 
rei  sitae   als  in  der  ganzen  Schweiz   anerkannt   betrachtet  werde  "«.i 
und  die  Kantone  sind  jedenfalls  berechtigt,  es  auch  fürdie  Vindi  — 
kation   beweglicher  Sachen  aufzustellen.*)    Was   die   Statusfrage- 
betrifft,  so  ist  nun,  wie  wir  später  sehen  werden,  nach  dem  neue 
Bundesgesetze   über  Civilstand   und  Ehe   für  Ehescheidungsklage "ai 
der  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes  des    Ehemannes  begründet  uikci 
dadurcli  das  frühere  Konkordat  aufgehoben.    Dasjenige  über  Vor-— 
mundschaften,  welches  den  Gerichtsstand  des  Heimathortes  be — 
gründet,  besteht  zwar   noch  zwischen   einer  Anzahl  von  Kanton^^j 
in  Kraft;   aber  was  die  Kantone,  die  nicht  in  demselben  sich  b«??- 
linden,  betrifft,  so  haben  die  Bundesbehörden  immer  gefunden,  da5>s 
jener  Grundsatz  nicht  auf  sie  angewendet  und  ihnen  nicht  venvetrt 
werden  könne,  alle  auf  ihrem  Gebiete  angesessnen  Personen  gegeb- 
nen Falles  unter  Vormundschaft  zu  setzen.  Dagegen  hat  der  Bundes- 
rath  in  wiederholten  Fällen  den  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  der 
Gerichtsstand  des  Heimathortes   allein  kompetent  sei,  ein  ausser- 
eheliches  Kind  einem  beklagten  Vater  mit  bürgerrechtlicher  Yoig^ 
(wohl   zu   unterscheiden   von   blosser  Alimentationspflicht)   zuzuer- 
kennen, weil  hiedurch  die  Rechtsverhältnisse  der  Heimathgemeincl* 
und  des  Heimathkantons   mit   berührt  werden.**)     Ebenso  haben 
die  Bundesbehörden  in  Fällen,  wo  es  sich  um  die  Gültigkeit  einet 
Ehe .  ***)  um  güten*echtliche  Verhältnisse  der  Ehegatten ,   um  Ai«* 
Wirkungen   der  väterlichen  Gewalt f)  handelte,  den  Gerichtsstaixd 
des  Bürgerortes   als   liegründet  anerkannt ,  wobei   sie  sich  haupt- 
sächlich auf  die  eignen  Gesetze  der  bet heiligten  Kantone  stützteMi- 
In  Bezug  auf  erbrechtliche  Fragen   endlich   besteht  ebenfalls  e*^" 
Konkoitlat ,  welches   dieselben   dem   forum   originis  des  Erblaas^^ 
unterstellt;    aber   in  den   zahlreichen   Fällen,  wo   die  betheilig't^D 
Kantone   oder  wenigstens    einer   dersell>en    nicht    im   KonkorAa^^^ 

♦)  Bundesbl.  1868  III    157. 
♦♦)  rilmer  I.  236—231»,  240—242,  261»,  271. 
*♦♦)  Bundesbl.   1869  II    383—390,  954-961. 
t)  Ullmer  I.  220-226.     Vergl.   unter   Kap    IV.    §  2  den   Kntscl»^^'^' 
S.  Lauterbacher. 
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stehen,  gestaltet  sicli  die  Kompetenzfrage  zu  einer  sehr  venvickel- 

tej:x  -    Die  Praxis  der  Bundesbehördeu  war  in  dieser  Kiditung  leider 

kexxie  ganz  konsequente:  in  einer  Reihe  von  Entscheidungen  zwar 

hat     sich  der  Bundesrath  dahin   ausgesprochen,  dass,  wenn   der 

'S  s^  chlass  in  verschiednen  Kantonen  sich  befinde,  in 

Er-Kxianglung  eines  verbindlichen  Konkordates  jeder  Kanton  die  auf 

seixxem  Gebiete  liegenden  Theile  des  Nachlasses   seinem  (lericlits- 

sta-xnde  untenverfen  möge;*)  in  andern  ähnlichen  Fällen  aber  wurde 

vox:ii  Bundesrathe  selbst**)  und  noch  entschiedner  von  der  Bundes- 

vex-sammlung***j  (im  Falle  Cot.tier)  die  Universalität  der  Erbschaft 

angenommen  und  der  Gerichtsstand  des  Wohnortes  des  Erb- 

la  ?i  sers  anerkannt.    Für  diesen  letztern  sprach  sich  der  Kundes- 

rat:"h  auch  in  denjenigen  Konfliktfällen  aus,  wo  der  gesammte  Nach- 

lass  sich  in  dem  Kanton  befand,  wo  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz 

gellabt  hatte. f)    Ein  Bundesgesetz,  durch  welches  alle  diese  Kom- 

])et:enzfragen   auf  rationelle  Weise  geregelt  würden ,  ist  nun  wohl 

in     Folge  des  Art.  4G  der  neuen  Bundesverfiissung  hoffentlich  bald 

ztt     erwarten. 

Wir  haben  bis  dahin  nur  von  den  Urtheileii  der  ordentlichen, 
^ei-fassungsmässigen  Gerichte  gesprochen ;  es  können  al)er  auch  Er- 
^^tintnisse  von  Schiedsgerichten  Anspruch  auf  die  Eigen- 
scliaft  eines  rechtskräftigen  Urtheils  haben  und  soferne  diese  Eigen- 
ßcliaft  gehörig  ausgewiesen  (liquid)  ist,  hat  der  IJundesrath  den 
Art.  61  immer  auf  sie  angewendet. ff)  Ii^  einem  Konflikte,  der 
2^i8chen  den  Kantonen  Graubünden  und  Tessin  waltete ,  erklärte 
"öl"  Bundesrath  ausdrücklich ;  »I]s  kann  mit  Grund  nicht  bezweifelt 
^^i*den,  dass  schiedsgerichtliche  Civilurtheile  gleich  den  Urtheilen 

*)  Uli mer  I.  218-220,  280-283.  11.184-186.  BundesM.  1868  11. 
8lo>-813.  1872  n  490— r.OO.  1873  II.  20. 
**}  Ullmor  I.  284  285. 
**•)  Bundesbl.  18H2  III.  56—58,  255-259  1863  I.  I9u.  Ullmer  II. 
^^ — 187.  Vergl.  Bar,  das  internationale  Privatrecht  S.  190,  welcher  die  Bt- 
^*tli«ilung  des  Erbrechtes  nach  der  lex  rei  sitae  »widersinnig  und  praktisch 
^unausführbar  <  nennt. 

t)  Ullmer  IL  187—192.    Bundesbl.  1878  I.  428—435 
+t)  Vergl.  den  Staatsvertrag  mit  Frankreich  Art.  15:    »Les  jugements  ou 
*rr6t8  d6finitifs  en  matiere  civile  et  commerciale  rendus  soit  par  les  tribunaux 
*^*t  par  des  arbitres,  dans  Pun  des  deux  Etats  contractants.  seront,  lors- 
<lQ'il8  auront  acqnis  force  de  chose  jugee,  executoires  dans  Tautre.« 
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der  ordentlichen  Gericlite  gemäss  Art.  49  (ßl)  der  Bundesverfassung 
auf  Vollziehbarkeit  in  der  ganzen  Schweiz  Anspruch  haben,' was 
übrigens  in  Art.  90  (102)  Ziff.  5  der  Bundesverfassung  bezüglich 
schiedsgerichtlicher  Sprüche  über  Streitigkeiten  z>vischen  Kantonen 
bestätigt  wird.^  *)  Ebenso  heisst  es  in  einem  Entscheide  des  Bun- 
desrathes  in  den  Streitigkeiten  zwischen  Albert  Curti  in  Rorschack 
und  Vincenz  Müller  in  Altorf,  welche  nachher  an  die  Bundesver- 
sammlung gelangten.  Nach  mehrfachen  Entscheiden  der  Bundes- 
behörden können  schiedsgerichtliche  Civilurtheile  gleich  den  Ur- 
theilen  der  ordentlichen  Gerichte  gemäss  Art.  49  (61)  der  Bundes- 
verfassung auf  Vollziehbarkeit  in  der  ganzen  Schweiz  Anspruch 
machen,  wenn  dieselben  die  für  die  Rechtskraft  erforderlichen  for- 
mellen Bedingungen  besitzen,  worüber  der  vollziehenden  Behörde 
das  Recht  der  Prüfung  zusteht.«**)  Nicht  vollziehbar  fand  der 
Bundesrath  schiedsgerichtliche  Urtheile,  wenn  das  Schiedsgericht 
auf  unzulässige  Weise  gebildet  und  somit  inkompetent  war,***) 
oder  wenn  weder  eine  Vorladung  an  den  Beklagten  erfolgt  noch 
das  in  seiner  Abwesenheit  ausgefüllte  Urtheil  ihm  behufs  Ergrei- 
fung allfälliger  Rechtsmittel  mitgetheilt  war.  f) 

Wie  für  die  Beurtheilung  der  Rechtskraft  eines  Urtheils  zu- 
nächst die  Gesetzgebung  des  Kantons,  in  welchem  es  erlassen  wurde, 
massgel)end  ist,  so  ist  die  Vollziehung  desselben  nach  den  ge- 
setzlichen Formen  des  Kantons,  in  welchem  sie  stattfinden  soll,  (bei 
persönlichen  Forderungen  am  Wohnorte  des  Schuldners)  einzuleiten 
und  durchzuführen  und  bei  den  hiefür  aufgestellten  Behörden  und 
Beamten  nachzusuch^n.  ff)  Wenn  es  also  in  einem  Kanton  Sache 
der  Gerichte  ist,  über  die  Rechtskraft  und  Vollziehbarkeit  von  Ur- 
theilen  zu  erkennen,  so  ist  ihr  Entscheid  abzuwarten,  ehe  die  Inter- 
vention des  Bundes  angerufen  werden  kann;  dabei  darf  aber  das 
Gericht  natürlich  nicht  mehr  auf  das  Materielle  des  abgem-theilten 
Prozesses  eintreten,  sondern  nur  auf  die  formelle  Rechtskraft  des 
Urtheils,  wenn  sie  vom  Schuldner  bestritten   wird. ftt)    Hat   in 

♦)  Ul  Im  er  II.  164,  vergl.  S.  215. 
♦♦)  Bundesbl.  1808  IL  480. 
**0  Bundesbl.  1869  I.  968 
+)  Ullmer  I.  230-232. 
tt)  Vergl    ebenda  S.  217. 
ttt)  Bundejsbl.  1858  I.  265—208.     Kaiser  Schweiz.  Staatsrecht  I.  191. 
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einem  Kanton  die  betlieiligte  Parthei  das  Recht,   vor  der  Vollzie- 
hung des  Urtseils  noch  gehört  zu  werden,  d.  h.  Einreden  gegen  die 
Rechtshraft  desselben  anzubringen,  so  darf  dieses  Recht  nicht  diihin 
ausgedehnt  werden,  dass  sie  durch  Entfernung  oder  auf  andere  Weise 
die  Vollziehung  verhindern  kann.*)     Dem  verurtheilten  Schuldner 
muss  es  zwar  freistehen,  Einreden  zu  erheben,  welche  auch  einem 
rechtskräftigen  Urtheile  gegenüber  zulässig  sind  und  mit  demselben 
in  nothwendigem  Zusammenhange  stehen ,  z.  B.  wegen   geleisteter 
Abschlagszahlungen;   dagegen  ist  es  durchaus  unzulässig,  bei  An- 
lass  der  Vollziehung  eines   rechtskräftigen  ürtheils   durch  Wider- 
klagen für  illiquide  Forderungen  dessen  Bestimmungen  unwirksam 
zu  machen.**)     Ebenso   läuft   es   dem  Art.  61  zuwider,  wenn   in 
einem  Kanton  ein  ürtheil   ausgefällt  wird,  welches   die  in  einem 
andern  Kanton   beurtheilte  Streitfrage   unter  den   nämlichen   Par- 
theien nochmals  entscheidet  und  damit  die  Wirkung  des  erstem  Ür- 
theils gänzlich  aufhebt ;  in  einem  solchen  Falle  kann  das  zweite  ür- 
theil bundesrechtlich  nicht  anerkannt  werden.  ***)  Dieser  Grundsatz 
wurde  auch  in  dem  vielbesprochnen,  durch  zufallige  Umstände  etwas 
komplizirt  gewordnen  Rekursfalle  Guex-Perey,  welcher  die  Bundes- 
vei-sammlung  lange  Jahre  hindurch  beschäftigte,  schliesslich  aner- 
kannt.    Die  nationalräthliche  Kommission  spricht  sich  darüber  in 
ihrem  Berichte  vom  17.  Juli  1867   folgendermassen  aus:    »Wenn 
das  Urtheil  des  Bezirksgerichts  Cossonay  (Kanton  Waadt)  rechts- 
kräftig ist,  so  muss  jedes  spätere  Urtheil  jedes  andern  schwei- 
zerischen Gerichts  über  die  gleiche  Sache  als  ungültig  erklärt  wer- 
den.   Dadurch,   dass   durch  die  Zürcher  Gerichte  die  Rechtskraft 
des  waadtländischen  Ürtheils    nicht  anerkannt,   sondern  ein  dem- 
selben   geradezu    entgegenstehendes   Urtheil    erlassen  worden    ist, 
haben  sie  der  Vollziehung  des  rechtskräftigen  ürtheils  ein  Hinder- 
niss  entgegengestellt.     Dieses  verstösst  sich  aber  eben  gegen  den 
Art.  49  (61)  der  Bundsverfassung,  wesshalb  der  dagegen  erhobene 
Rekurs   als  begründet   erklärt  werden   muss.     Waren  die  Zürcher 
Behörden  —  abgesehen  von  der  Rechtskraft  des  waadtländischen 
ürtheils  —  in  der  Hauptsache  sonst  auch  ebenfalls  kompetent,  so 
mussten  sie  die  Priorität  des  waadtländischen  ürtheils  in  glei- 

♦)  Ullmer  I.  226. 
*♦)  Bandesbl.  1868  II.  487. 
*♦♦)  Bundesbl.  1857  I.  229—231.    Ullmer  I.  249-251. 
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eher  Sache  rosix^ktiren,  da  die  Bundesverfassung  eben  gerade  das 
gleichzeitige  Nebeneinanderbestehen  widersprechender  Givilurtheik 
verschiedener  Kantonalgerichte  verhindern  will.«  *) 

Gegenstand  der  Vollziehung  können  nur  die  ganz  li< 
Bestimmungen  eines  Urtheils  sein.  "Wenn  also  z.  B.  ein  Urthel 
welches  den  Beklagten  zur  Bezahlung  einer  Summe  verurtheilt, 
dabei  von  Zinsen  schweigt  und  aus  den  Gesetzen  des  betreffenda 
Kantons  nicht  klar  hervorgeht,  ob  die  Zinspflicht  von  selbst  folge, 
so  ist  in  Bezug  auf  Zinse  dem  kläger'schen  Exekutionsgesudie 
nicht  zu  entsprechen.**)  Wenn  über  den  Sinn  und  die  Tragweite 
eines  l'rtheiles  die  Partheien  nicht  einig  gehen ,  so  kann  die  Be- 
hörde ,  welche  um  Vollziehung  angegangen  wird ,  verlangen,  dasB 
vorerst  eine  Krläuterung  desselben  beim  erkennenden  Gerichte  nadi- 
gesueht  werde,  ehe  sie  zur  Exekution  Hand  bieten  müsse.***) 

Das  Bundesgericht,  an  welches  nun  die  Handhabung  des  Art.  61 
übergegangen  ist.  hatte  sich  bereits  in  den  ersten  Monaten  seiner 
neuen  Wijjcsamkeit   mit  einem  Falle  zu  beschäftigen,  in  weldicffl 
das  zürcherische  Obergericht   eine  Rechtsöffnung   im  ßetreibnngs* 
verfahren  verweigert  hatte,  welche,   gestützt  auf  ein   im  Kanton 
Genf  erlassnes  Civilurtheil ,    von   ihm    verlangt  wurde.     Da  dieser 
P^ntscheid  im  summarischen  Prozesswege   erfolgt  und  die  An- 
stellung der  actio  judicati  auf  dem  ordentlichen  Rechtswege  dadarci 
keineswegs  ausgeschlossen  war,  so  wurde  die  dagegen  erhobene  Be- 
schwerde um  so  eher  abgewiesen .  als  die  Frage  der  Zuständigkeit 
des  genfer'schen  Gerichtes,  somit  die  Rechtskraft  des  Urtheils  keines- 
wegs  als   liquid   erschien.     Die   behauptete  Zuständigkeit  konnte 
sich   nämlich ,    da   der   verurtheilte   Beklagte   seinen   Wohnsita  ia 
Zürich  hat,  nur  darauf  gründen,  dass  derselbe   sich  freiwillig  to 
genfer'schen  Gerichtsbarkeit  unterworfen  hal)e,  was  aber  von  dßDi 
Beklagten   bestritten  w^urde   und   aus   den  Akten   nicht   genügenä 
erhellte.    Der  Entscheid  über  die  Vollziehbarkeit  des  Urtheils  würfe 
daher  in  ereter  Linie  den  zürcherischen  Gerichten  überlassen,  ^ 
fern  die  Frage  auf  dem  gewöhnlichen  Prozesswege  ihnen  voi^l^ 
würde,  f) 

*)  Bundesbl.   1867  II    r>n6. 
**}  U  lim  er  I.  2:56. 
***)  Bundesbl.  1871  II    394 
t)  Zeitsclir.  für  Schweiz.  Gesetzseb.  ii.  Rechtspflege  I.  50  ff. 
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Garantirte  Rechte  der  Schweizerbürger. 

§  1.    Gleichheit  vor  dem  Gesetze. 

Der  dritte  Bundeszweck,  den  Art.  2  unsrer  Bundesverfiissung 
anfuhrt,  heisst :  »Schutz  der  Freiheit  und  der  Rechte  der 
Eidgenossen.«  Handelte  es  sich  beiden  ersten  beiden  Zwecken 
theils  um  die  Verhältnisse  der  Schweiz  zum  Auslande ,  theils  um  die 
Handhabung  der  innern  Rechtsordnung  im  Allgemeinen,  so  gehen 
wir  nunmehr  über  zu  den  individuellen  Rechten  der  Schweizer- 
bürger, welche  der  Bundesstaat  —  hierin  wesentlich  vom  Staaten- 
bunde sich  unterscheidend  —  unter  seinen  Schutz  genommen  hat. 

Der  Grundsatz  der  allgemeinen  politischen  Rechtsgleich- 
heit, gegenüber  den  Herrscherrechten,  welche  früher  Städte  und 
Länder  der  Eidgenossenschaft  über  kleinere  Städte  und  Land- 
schaften ausübten,  ist  in  der  Schweiz  eine  Errungenschaft  der  Re- 
volution von  1798.  Die  Vermittlungsakte  bestätigte  sie  in  Art.  3  mit 
den  Worten :  nll  ny  a  plus  m  Suisse,  ni  pays  siijets,  ni  primliges  die 
lieux,  de  naissance,  de personnes  oii  de  famüles.vi  Die  Restauration 
Ton  1814  konnte  zwar  die  alten,  durch  die  Revolution  für  immer 
beseitigten  Verhältnisse  keineswegs  mehr  vollständig  in 's  Leben  zu- 
rücki'ufen,  aber  sie  versuchte  doch  sich  denselben  wieder  anzunähern, 
indem  sie  in  den  Städtekantonen  den  Hauptstädten  und  zum  Theil 
selbst  den  patrizischen  Familien  in  denselben  wieder  mancherlei 
politische  Vorrechte  einräumte.  Der  Bundesvertrag  erhielt  daher  in 
Art.  7  die  nachfolgende  Fassung,  welche  von  der  Präcision  der  Ver- 
mittlungsakte wesentlich  abwich:  »Die  Eidgenossenschaft  huldiget 
dem  Grundsatz,  dass,  sowie  es,  nach  Anerkennung  der  XXII  Kan- 
tone, keine  Unterthanenlande  mehr  in  der  Schweiz  giebt,  so  könne 
auch  der  Genuss  der  politisclien  Rechte  nie  das  ausschliessliche  Pri- 
vilegium einer  Klasse  der  Kantonsbürger  sein.«  Die  Reformbewe- 
gung von  1830  brachte  in  den  meisten  Kantonen  den  Grundsatz 
der  politischen  Gleichberechtigung  aller  Bürger  zur  anerkannten 
Geltung  und  die  Bundesentwürfe  von  1832  und  1833  (letzterer  in 
sehr  präciser  Weise)  forderten  dieselbe,  wie  wir  oben  gesehen  ha- 
ben, als  Bedingung  für  die  Garantie  der  Kantonsverfassungen.    Die 
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Buiidesverfjissinig  von  1  ^^4.^  näherte  sich  dagegen  wieder  mehr  der 
Vcnnittluugsakte,  indem  sie  in  Art.  4  den  allgemeinen  Grundsatz 
aufstellte,  welcher  mit  den  gleichen  Worten  in  die  Verfassung  von 
1874  übergegangen  ist: 

»J//f>  Schireizi'r  st  tut  ror  dem  Oeaefze  t//efrlt,  Ks  fjieht  hnh 
Sclare/z  hr'nip  J^ntetihünrnrerhältnissr,  keine  Vorre4'hfe  r/ft»  OrtSj  irr 
(reburf,  der  Familien  fxler  Personen, «> 

Bei  der  Berathung  diesem  Artikels  in  der  Tagsatzung  wollte 
die  Gesandtschaft  von  Solothurn  den  letzten  Theil  desselben  dahin 
modifiziren,  dass  nur  in  Bezug  auf  die  Ausübung  politischer 
Rechte  keine  Vorrechte  des  (.)rtes,  der  Geburt  u.  s,  w.  stattfinden 
dürfen.  Dieser  Antrag  blieb  mit  bloss  1  Vg  Stimmen  in  Minde^ 
heit  und  es  hat  somit  die  Tagsatzung  auf  unzweideutige  Veise 
den  Art.  4  in  dem  Sinne  interpretirt,  dass  er  sich  nicht  bloss  auf 
politische  Hechte  bezieht,  sondern,  wie  schon  aus  dem  Wortlaute 
sich  ergiebt,  auch  verlangt,  dass  in  der  ganzen  Gesetzgebung 
der  Eidgenossenschaft  und  der  Kantone  keine  Vorrecht«  zu  Gun- 
sten einzelner  Staatsbürger  statuirt  werden  sollen.  Die  Aufzäh- 
lung der  Vorrechte  in  Art.  4  ist  jedenfalls  nicht  erschöpfend,  son- 
dern es  sind  nur  beispielsweise  einige  Vorrechte,  die  fniher  besondeß 
häufig  vorkamen,  erwähnt  worden.  Nach  der  bisherigen  Praxis  ist 
als  feststehend  zu  betrachten,  dass  Vorrechte  des  Standes  und  des 
Vermögens  ebenso  unzulässig  sind  als  solche  des  Oit(^  und  der 
Familien. 

Die  politische  Gleichberechtigung  aller  Bürgerscheint 
ein  sehr  einfacher  Begriff  zu  sein;   dessenungeachtet   ist  sie  nicht 
immer  in  konsequenter  Weise  ausgelegt  und  durchgeführt  worden,    j 
Die  erste  Anwendung  fiind  in  dieser  Uichtung  der  Art.  4  bei  der 
Vorlage  der  Verfassung   von  B  a  s  e  1  -  S  t  a  d  t ,   wo   die  Bundesver- 
sammlung es  unzulässig  fand,  dass  dieselbe  den  Stand  der  Dienst- 
boten vom  politischen  Stimnn*echt(»  ausschloss.  und  daher  diesei 
Bestimmung  die  eidgenössische  Garantie  verweigerte.    Ebenso  faD^^ 
die  Bundesversammlung  eine  Verletzung  der  durch  Ai*t.  4   garai>' 
tirten  Uechtsgleichheit  in  den  Bestimmungen  der  Luzerner  Vff^" 
fassung.  welch(^  die  P'ähigkeit  zur  Bekleidung  gewisser  Aemter  ui"^* 
die  Stimmfähigkeit  in  den  Versammlungen  der  politischen  Gemei 
den  vom  Besitze  eines  bestimmten  Vermögens  abhängig  machter:^ 
Auch  diese  Bestimmmigen  wurden   daher  von  der  Gcwährleistui^ 
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ausgeschlossen  und  überdiess  die  Kantone  A  arg  au  und  T  essin, 
die  in  ihren  Verfassungen  noch  ähnliche  Artikel  hatten,  eingeladen, 
dieselben  ausser  Wirksamkeit  zu  setzen.  *)  Da  der  Kanton  Aargau 
dieser  Einladung  keine  Folge  leistete,  so  hat  der  Bundesrath  nach- 
her, als  ein  Rekurrent  sich  darüber  beschwerte,  dass  seine  Wahl 
zum  Mitgliede  eines  Gemeinderathes  wegen  mangelhaftem  Ver- 
mögensausweises kassirt  worden  sei,  diese  Schlussnahme  der  aar- 
gauischen Regierung  aufgehoben.  **)  Den  bisher  aufgezählten,  prak- 
tisch genommen  nicht  sehr  erheblichen  Anwendungen  des  Art.  4 
gegenüber  Hess  es  sich  dann  allerdings  kaum  rechtfertigen,  dass 
die  seit  1848  entstandnen  Verfassungen  von  Luzern,  Freiburg, 
Solothurn  und  Tessin  eine  ganze  ansehnliche  Klasse  von 
Schweizerbürgeni,  die  Geistlichen  beider  Konfessionen  nämlich, 
von  jedem  Stimm-  und  Wahlrechte  aussclilossen ,  und  dass  die 
Bundesversammlung  diese  Ausschlussbestimmungen  unter  eidgenös- 
sische Garantie  genommen  hat.***)  Wir  lesen  hierüber  in  dem 
Berichte  einer  ständeräthlichen  Kommission  vom  Jahr  1868  fol- 
gende Bemerkung:  »Ihre  Kommission  findet,  dass  der  Ausschluss 
der  Geistlichen  (nicht  bloss  von  der  passiven  Wahlfähigkeit,  son- 
dern) sogar  von  dem  Stimmrecht  in  kantonalen  und  Gemeinde- 
angelegenheiten ,  sowie  auch  bei  allfälligen  Vetogemeinden  u.  dgl. 
mit  dem  in  Art.  4  der  Bundesverfassung  enthaltenen  Grundrechte 
im  Widerspruche  stehe  und  dass ,  wenn  die  Bundesversammlung 
seiner  Zeit  Bestimmungen  der  Kantonsverfassungeu,  welche  diesen 
Ausschluss  enthalten,  die  eidgenössische  Garantie  ertheilt  habe, 
diess  auf  willkürlicher,  künstlicher  Auslegung  dieses  Artikels  der 
Bundesverfassung  und  auf  ihrer  Nachgiebigkeit  gegen  Wünsche  der 
Kantone  beruhe,  die  glaubten,  nur  mit  diesem  abnormen  Verbote 
den  Frieden  erhalten  zu  können.  Solcher  Ausschluss  der  Geist- 
lichen steht  auch  im  Widerspruche  mit  Schlussnahmen  der  gleichen 
Bundesversammlung,  die  sie  gegenüber  den  Kantonen,  Luzern  und 
Basel-Stadt  (siehe  oben)  seiner  Zeit  bei  Genehmigung  ihrer  Ver- 
fassungen fasste.ttt)  Wir  werden  indessen  sehen,  dass  das  neue 
Bundesgericht,  zwar  nicht  auf  Art.  4  (weil  es  sich  nicht   mit  der 

*)  üllmerl.  39.     ü.  33—36. 
*♦)  Bundesbl.  1868  II.  505-507. 
**♦)  Bundesbl.  1866  II.  473.    Ullmer  I.  35,  38.     II.  495. 
t)  Bundesbl.  1868  III.  298. 


288  J^^P-  IV.    Garantirte  Rechte  der  Schwoizerhürf^er. 

Praxis  der  Bundesversammlung  in  Widersprucli  setzen  wollte),  aber 
auf  Art.  49  der  Bundesverfassung  gestützt,  den  Ausschluss  der  Geist- 
lichen als  unzulässig  erklärt  hat  und  dieselben  nun  ebenfalls  stimm- 
berechtigt sind. 

Die  Frage,  ob  einiß  Verletzung  des  Art.  4  darin  liege,  wenn  in 
einem  Kanton  das  Repräsentationsverhältniss  der  Wahlkreise  fiir 
die  gesetzgebende  Behörde,  beziehungsweise  für  einen  Verfassungs- 
rath  nicht  ausschliesslich  nach  der  Kopfzahl  geordnet  sei,  ^iirde 
von  der  Bundes vei^ammlung  bei  Anlass  eines  Rekurses  von  71 
Grossrathsmitgliedem  des  Kantons  St.  Gallen  in  verneinendem  Sinne 
entschieden.  *)  Seither  hat  indessen  der  Kanton  St.  Gallen  selbst 
die  angefochtne  Verfassungsbestimmung  abgeändert,  welche  jeden- 
falls mit  der  demokratischen  Richtung  unsrer  Zeit  nicht  im  Ein- 
klänge stand. 

Wenn  schon  die  Handhabung  der  politischen  Rechtsgleichheit 
auf  Schwierigkeiten  stösst,  welche   in  der  natürlichen  Beschaffen- 
heit politischer  Fragen  ihren  Grund  haben,  so  ist  es  noch  schwie- 
riger ,  ja  beinahe  unmöglich ,   die  Rechtsgleichheit  in  der  Gesetz- 
gebung  auf  eine,   gegen  jede   Einwendung  geschützte  Weise  zu 
definiren.     Der   Bundesrath  ist   in  seineu   Entscheidungen  immer 
von  der  Ansicht  ausgegangen,  dass  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetze 
nicht  in  absolutem,  sondern  nur  in  relativem  Sinne,  d.  h.  unter 
Voraussetzung  völlig  gleicher  thatsächlicher  Verhältnisse  gefordert 
werden  könne.     Die  Bundesversammlung    hat    dieser  Auffassung 
wiederholt  beigepflichtet :  so  namentlich  beim  Rekurse  des  Bezirb 
Birseck  (Basel-Landschaft)**),  ferner   in  demjenigen  einer  Anzahl 
Niedergelassener  in  Glarus***),  endlich  in  demjenigen  eines  Alois 
Arnold  aus  dem  Kanton  Uri.     Hier  sprach  sich  die  nationalräth- 
liehe  Kommission  folgendermassen  ausf):    »Der  in  Art.  4  ausge- 
jsprochne  Grundsatz:  Alle  Schweizer  sind  vor  dem  Gesetze  gleich, 
lässt  sich  nicht  wörtlich  in  der  Allgemeinheit  auffassen,  dass  darin 
unbedingt  eine  absolut  gleiche  Behandlung  aller  Schweizer  zu  ver- 
stehen sei.     Diese  Gleichheit  ist  vielmehr  nur  eine  relative,  d. h- 
eine  solche,  welche  die  Gleichheit  faktischer  Verhältnisse   voraus* 

♦)  Bumlesbl.   1858  II.   143-156,  515—528,  549-550. 
**)  rilmer  I.  6-9. 
♦**)  Hunilesbl.   1866  1.  85,  248 

t)  Bundesbl    1872  I.  788,  vergl.  S.  434. 
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setzt.  Sie  verlangt  daher  wohl,  dass  alle  Schweizer,  die  unter  den 
Gesetzendes  nämlichen  Kantons  stehen,  gl  eich  massig  —  nicht 
der  eine  so  und  der  andere  anders  —  behandelt  werden,  schliesst 
dabei  aber  nicht  aus,  dass  mit  Rücksicht  auf  die  Vei-schiedenheit  I 

der  Stellung  des  Bürgers  im  Leben  für  besondere  Verhältnisse  auch 
besondere  Gesetze  bestehen,  selbst  wenn  sich  als  Ausfluss  derselben 
abweichende  materielle  Folgen  daran  knüpfen.   Im  konkreten  Falle 
wird  daher  der  konstitutionelle  Grundsatz  der  Rechtsgleichheit  nicht 
verletzt,  wenn  die  Gesetzgebung  des  Kantons  Uri   mit  Bezug  auf 
die  Einheirathun^sgebühren   zwischen  den  Bräuten  in  der  Weise 
unterscheidet,  dass  sie  die  Schweizerin  günstiger  stellt  als  die  Aus- 
länderin.« —  Gegenüber  der  hier  mitgetheilten  Anschauungsweise 
der  Bundesbehörden  hat  nun  freilich  Rüttimann'*')  bemerkt:  »es 
gebe  nicht  Ein  Vorrecht,  zu  dessen  Entschuldigung  man  nicht  an- 
führen könne,  dass  unter  gleichen  faktischen  Voraussetzungen  Jeder- 
mann desselben  theilhaftig  sei ;  die  Ausnahme,  dass  bei  ungleichen 
faktischen  Voraussetzungen  die  Rechtsgleichheit  nicht  gefordert  wer- 
den könne ,  würde  also  die  Regel   gänzlich  aufheben. «    Es  muss 
allerdings  zugegeben  werden,   dass  die  Interpretation,  welche  die 
Bundesbehörden  dem  Art.  4  gegeben  haben,  die  Tragweite  desselben 
in  Bezug  auf  die  bürgerliche  Rechtsgleichheit  ausserordentlich  ein- 
schränkt, und  dass  die  Fälle  nicht  zahlreich  sein  werden,  in  denen 
gesetzliche  Bestimmungen  der  Kantone  als  mit  Art.  4  unvereinbar 
erklärt  werden  können.    Bis  jetzt  gescliah  dieses  in  einem  einzigen 
Falle,   aber  gerade  dieser  Fall  zeigt,  dass  es  doch  immer  Aus- 
nahmsbestimmungen geben  kann,  welche  dem  Grundsatze  der  Rechts- 
gleichheit unter  den  Schweizerbürgern  auch  nach  jener  beschränken- 
den Interpretation  zuwiderlaufen.    Es  ist  dieses  der  Fall  Dupre,  in 
welchem  es  sich  um  die  Rechtsbeständigkeit  eines  Dekretes  des  frei- 
burgischen  Grossen  Rathes  handelte  und  das  Bundesgericht  (dem  die   • 
Sache  von  der  Bundesversammlung  überwiesen  wurde)  einen  Artikel 
desselben  wesentlich  aus  dem  Grunde  aufhob,  weil  dadurch  einem 
einzigen  Falliten  ein  unzulässiges  Vorrecht  gegenüber  allen  andern 
Falliten  eingeräumt  wurde.**)     Rüttimann's   eigne  Auslegung 
des  Art.  4  geht  dahin,  dass  derselbe  sich  nur  auf  die  Rechtsfähigkeit 

*)  Nordamerikanisches  Bumlesstaatsr.  II.  138-141. 
♦*)  UUxner  I.  371. 
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beziehe,  in  (hin  Siuiie  nämlich,  cliiss  die  Menschen  vim  Geburt 
an  gleichmässig  befähigt  seien,  jedes  Privatreclit  zu  erwer- 
ben.   Diese  Ausk'gung  eutliält  aber  ebenfalls  eine  sehr  grosse  Be- 
schränkung  der   Kechtsgleichheit ,    indem  dieselbe  auf  sehr  viele 
Ungleichheiten   in  der   rechtlichen  Stellung  der  Staatsangehörigen 
nicht  angewendet  werden  kann,  und  zugleich  niuss  sie  auch  wieder 
sehr  wichtige  und  ungemein   elastische  Ausnahmen  von  der  Kegel 
zugeben,   li ü  1 1 i  m  a  n  n  selbst  nämlich  behält  nicht  bloss  diejenigen 
Ungleichheiten  im  Kechte  vor,  welche  in  der  Verfassung  selbst  vo^ 
gesehen  sind,  sondern  auch  diejenigen,  welche  »schon  vor  Einfuli- 
ruug   der  Rundcsverfassung  bestanden   und   so   sehr   dem  Kechts- 
gefühle  des  Volkes  entspi-echen ,  dass  über  ihre  Statthaftigkeit  so 
zu  sagen  keine  Meinungsverschiedenheit  obwaltet. «    Diese  Defini- 
tion  leidet  ofienbar  an   einer   gewissen  Unbestimmtheit ;  denn  es 
kann  z.  B.  eine  Zurücksetzung  der  Töchter   oder  der  mütterlichen 
Verwandten    im    Erbrechte,    oder    die   llandlungsunlahigkeit  der 
PYauenzimmer  dem   Uechtsgefühle   des  Volkes   in   dem   betreffen- 
den Kanton  vollkommen   entsprechen   und  doch  werden  iu  unsrer 
Zeit  die  Meinungen  darüber,  ob  solche  Ungleichheiten  sich  prinzi- 
piell rechtfertigen  lassen,  je  länger  je  mehr  getheilt  sein.    Wenn 
endlich  Uüttiniann   sich  auf  den  Bericht  einer  ständerätliüchen 
K(mimission  vom  15.  Dezember  1^>04*)  l)eruft,   so   kann  die  hier 
enthaltne  Erörterung  um  so  weniger  als  von  der  Bundesvei^saiuiö"    ^ 
lung  adoi)tirt  betrachtet  werden,  als  in  dem  fraglichen  Kekursfalk 
auch  noch  andere  Motive  für  die  Abweisung  sprechen.    Es  handeW*^ 
sich   nämlich    um   ein    gesetzliches    Privilegium   der   Waadtländ^^ 
Kantonalbank   I)ezüglich  des  Pfandrechtes   an  beweglichen  Sach^** 
und  da  konnte  mit  Recht  gesagt  werden,  dass  der  Art.  4  nurd^^ 
Bürgern  Kechtsgleichheit  garantire,  nicht  aber  auf  die  Verhältnis^s© 
ört'entlicher  Anstalten,  die  bloss  vermöge  einer  juristischen  Fikti^^ 
als  Personen  gelten,  Anwendung  linden  könne. 

§  2.  Gleichstellung  der  Schweizerbürger  mit  den  Kantonsbürga^^' 

Von  ungleich  grösserm  praktischem  Belange  als  der  Art.  4     ^^ 
der  Art.  G()  (früher  Art.  48)  der  Bundesverfassung.    P^s  würde  A^*^ 
Wesen  eines  Bundesstaates  durchaus  widersprechen,  wenn  es  jtxiTLtrti 

♦)  IJundosliI.  18()5  I.  1-2-14. 
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Kanton  frei  stünde,  in  den  Rechtsverhältnissen  des  täglichen  Lebens 
die  Bürger  andrer  Kantone  ungünstiger  zu  behandeln  als  die  eig- 
nen Bürger,  wie  es  vor  1848  in  der  Schweiz  nur  zu  häufig  vorkam. 
Die  Kantone  liebten  es  damals  namentlich,  das  sogenannte  Rezi- 
prozitätssystem gegen  einander  anzuwenden ,  indem  sie  z.  B.  im 
Konkursrechte,  im  Erbrechte,  bei  Paternitätsklagen  den  Bürger 
oder  die  Bürgerin  eines  andern  Kantons  nach  den  Gesetzen  ihrer 
Heimath  behandelten,  sofern  diese  für  sie  ungünstiger  wai^en  als 
die  eignen  Gesetze  des  Kantons,  wo  die  betreffende  Person  ihr  Recht 
zu  suchen  hatte.  Das  Gegenrecht  in  diesem  Sinne  und  die  Cou- 
venienz  waren  unter  der  Herrschaft  des  Bundesvertrages  von  1815 
eine  Art  Selbsthülfe  in  gesetzlicher  Form.  Mit  der  Umwandlung 
der  Schweiz  in  einen  Bundesstaat  musste  dieses  System  dahinfallen ; 
denn  mit  der  Idee,  dass  jeder  Bürger  eines  Einzelstaates  zugleich 
Bürger  des  Gesammtstaates  sei,  ist  es  unverträglich,  dass  er  in 
einem  andern  Einseistaate  als  Fremder  behandelt  werde.  Die  nord- 
amerikanische Union  ist  uns  auch  hierin  mit  gutem  Beispiele  voran- 
gegangen, indem  sie  in  ihrer  Verfassung  (IV.  2.  1)  den  Grundsatz 
aufstellte :  »Die  Bürger  eines  jedweden  Staates  sollen  zu  allen  Vor- 
rechten (Privileges)  und  Freiheiten  (immunities)  der  Bürger  in  den 
verschiedenen  Staaten  berechtigt  sein.«  Die  Praxis  hat  diesen  nicht 
ganz  gut  redigirten  Artikel  einfach  so  ausgelegt,  wie  wenn  er  lauten 
würde:  jeder  Staat  sei  schuldig,  die  Bürger  der  andern  Staaten 
wie  seine  eignen  Angehörigen  zu  behandeln.  *)  Sehr  bestimmt  lautet 
der  Art.  3  der  deutschen  Reichs  Verfassung,  welcher  sagt:  »Für  den 
ganzen  Umfang  des  Reichsgebietes  besteht  ein  gemeinsames  Indi- 
genat  mit  der  Wirkung,  dass  der  Angehörige  eines  jeden  Staates 
in  jedem  andern  Staate  als  Inländer  zu  behandeln  und  demge- 
mäss zum  Genüsse  aller  —  bürgerlichen  Rechte  unter  den- 
selben Voraussetzungen  wie  der  Einheimische  zuzulassen,  auch  in 
Betreff  der  Rechtsverfolgung  und  des  Rechtsschutzes  denselben  gleich 
zu  behandeln  ist.«  Unser  Art.  60,  wie  er  im  Jahr  1848  auf  Grund- 
lage des  Entwurfes  von  1838  entstanden  und  sodann  schon  bei  der 
partiellen  Revision  von  1860**)  abgeändert  worden  ist,  lautet  nun 
folgendermaassen : 

*)  Rattimann  II.  123. 
**)  Amtl.  Saniml..VIII.  750-752. 
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"»SäminÜiche  Kantone  sind  rerpffirltfaff  nUe  Srhiveizerhih'f/er  in 
der  (rrsefzfjehuny  soimhl  tds  im  (jerichfUchen  lWf(dir^n  dm  Bürt/em 
d4>s  eiijnen  Kmttons  gleich  zn  halten,^^ 

Was  die  bisherige  Auslegung  des  Art.  «)()  in  der  Praxis  der 
Rundesbehördeii  betrifft,  so  werden  wir  zuerst  die  Rechtsverhält- 
nisse anführen,  auf  welche  er  anwendbar,  nachher  diejenigen,  auf 
welche  er  nicht  anwendbar  gefunden  worden  ist. 

Die  erste  Anwendung  fand  diese  Bundesvorschrift  auf  die  Ein- 
zugstaxen von  Schweizerinnen,  welche  in  einen  andern  Kau  ton 
einheirathen.  Da  nun  solche  Gebüliren,  wie  auch  Cautionen  und 
Vemiögensausweise  von  Bräuten  durch  Art.  54  der  neuen  Bundes- 
verfassung überhaupt  ausgeschlossen  sind,  so  wäre  es  überflüssig, 
wenn  wir  uns  bei  diesem  Punkte  länger  aufhalten  wollten. 

P'erner  stellte  der  Bundesrath  bereits  im  Jahr  1851  die  Rechts« 
regel  auf,  dass  l)ei  Paternitätsklagen  gegen  Kantonsbürgeir 
Klügerinnen  aus  andern  Kantonen  den  eignen  Bürgerinnen  völlig 
gleich  zu  halten  seien,  oline  Rücksicht  darauf,  ob  die  Gesetssgebun  g 
ihres  Heimathkantons  mit  derjenigen  des  Kantons,  in  welchem  si« 
Klage  führen  müssen,  übereinstimme  oder  nicht.  Dieser  Entscheid 
wurde  folgendermassen  begründet: 

»Die  neue  Bundesverfassung  konnte  und  wollte  nicht  eineeitB-* 
heitliche  schw<^izerisclie  Gesetzgebung  einführen,  sondern  liess  unt^r 
Aufstellung  einiger  weniger  Grundsätze  im  Uebrigen  die  kantonale  ^* 
Gesetzgebungen  als  selbstständig  fortbestehen  (Art.  3).  Dageg^^ 
stellte  sie  mit  unzweideutigen  Worten  im  Art.  48  die  schöne  Id^?*^ 
auf,  dass,  wenn  auch  nicht  ein  und  dassell)e  Recht  in  der  ganaw"^ 
Scliweiz  gelte,  docli  wenigstens  alle  Schweizer  in  jedem  Kanton  nac?  ^^ 
dem  gleichen  Rechte  wi(^  die  Bürger  dieses  Kantons  behandelt  we«:^ 
den  sollen.  Dieser  Artikel  soll  nun  den  mächtigsten  Hebel 
nationalen  Bewusstseins  bilden,  die  Behörden  sollen  in  den 
ihnen  auftretenden  Partheien  nicht  Bürger  dieses  oder  jenes  Kanton^^' 
sondern  nur  Schweizer  erblicken.  Mit  dem  Buchstaben  sowohl  alÄ-^ 
mit  dem  Sinn  und  Zweck  dieses  Artikels  ist  es  daher  unvereiuba:^^- 
ganz  verschiednes  Recht  auf  Jemanden  anzuwenden,  je  nachdem  ^=^ 
diesem  oder  jenem  Kantone  augehört.  Dieses  sogenannte  Gegec^^^^' 
recht  und  die  Convenienz  waren  früher  eine  Art  gesetzlicher  Selbs' 
hülfe,  w^omit  die  Kantone  sich  jahrelang  plagten,  um  einander 
möglich  zu  zwingen,  gewisse  Grundsätze  der  eignen  Gesetzgebui      ^^ 


§.  2.   Gleichstellan^  der  SchweizerbOrger  mit  den  Kantonsbürgern.     293 

anzunehmen,  und  nicht  selten  wurde  dadurch  das  gute  Einvernehmen 
der  Kantone  in  bedenklicher  Weise  gestört.  Diesem  Zustande  sollte 
der  Art.  48  ein  Ende  machen  und  es  geschah  in  einer  Weise,  die 
keinen  Zweifel  übrig  lässt.a 

Gegenüber  den  luzernischen  Gerichten,  welche  sich  vorzüglich 
auf  den  Standpunkt  gestellt  hatten,  dass  die  kantonalen  Gesetze 
in  Kraft  verbleiben,  bis  sie  von  den  kantonalen  Behörden  abgeän- 
dert werden,  machte  der  Bundesrath,  unter  Berufung  auf  Art.  4 
der  damaligen  Uebergangsbestimmungen,  die  Ansicht  geltend,  dass 
die  in  der  Bundesverfassung  enthaltnen  Grundsätze  mit  dem  Zeit- 
punkte ihrer  Einführung  allgemein  verbindlich  geworden  seien.*) 
Mit  dieser  Anschauungsweise  des  Bundesrathes  erklärte  sich  die 
Bundesversammlung  bei  Anlass  eines  Rekurses,  welcher  im  Pater- 
nitätsfalle  der  von  den  Gerichten  des  Kantons  Zürich  abgewiesnen 
Brigitta  von  Arx  an  sie  ergriffen  wurde,  im  Juli  1854  voUkonmien 
einverstanden.  —  Der  Bundesrath  ging  dann  im  Jahre  1863  noch 
einen  Schritt  weiter  und  erklärte  ein  neues  Paternitätsgesetz  des 
Kantons  Luzem  mit  Art.  48  (dem  nunmehrigen  Art.  60)  unver- 
einbar, obschon  es  nicht  gerade  der  Buchstabe,  sondern  der  Geist, 
d.  h.  die  Absicht  des  Gesetzes  war ,  welcher  dem  in  der  Bundes- 
verfassung aufgestellten  Prinzip  zuwiderlief.  Das  Gesetz  hatte  näm- 
lich die  Zulässigkeit  einer  Vaterschaftsklage  von  folgenden  zwei 
Bedingungen  abhängig  gemacht:  a)  dass  die  Schwängerung  im 
Kanton  erfolgt  war,  b)  dass  die  Klägerin  während  der  zwei  Monate, 
welche  der  Niederkunft  unmittelbar  vorangingen,  ihren  gesetzlichen 
Aufenthalt  im  Kanton  hatte.  Der  Bundesrath  fand  mit  gutem 
Grunde,  dass  durch  diese  Bestimmungen  die  geschwächte  Schweizer- 
bürgerin thatsächlichin  eine  schlechtere  Rechtsstellung  versetzt 
werde,  als  die  im  gleichen  Falle  sich  befindende  luzernische  Kan- 
tonsbürgerin, —  dass  sich  also  eine  derartige  Beschränkung  der 
Vaterschaftsklage  von  ausser  dem  Kanton  wohnenden  Weibspersonen 
als  eine  künstliche  Gesetzesumgehung  qualifizire,  welche  im  Staats- 
rechte noch  weniger  als  im  Privatrechte  gestattet  werden  könne.**)  — 
Ferner  hat  der  Bundesrath  im  Jahre  1869  ein  Urtheil  des  aar- 
gauischen  Obergerichtes   aufgehoben,   welches   einer  Paternitäts- 

♦)  Bundesbl.  1851  I  397—403,  vgl.  1862  II.  264—265.  üllmer  I. 
202—207.  II.  140-141. 

*♦)  üllmer  II.  141—144. 
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klägerin  aus  dem  Kanton  Zug  den  von  ihr  geforderten  Beitrag  an 
das  Armengut  ilirer  Heimathgemeinde  lediglich  aus  dem  Grunde 
nicht  zuerkannte,  weil  der  Kanton  Zug  in  dieser  Beziehung  kein 
Gegenrecht  halte.  Die  Motivirung  dieses  Entscheides  drückt  sich 
folgendermassen  aus:  »Der  Art.  48  (nunmehr  60)  der  Bundesver- 
fassung verlangt  ausdrücklich,  dass  die  Bürger  eines  andern  Kan- 
tons nach  dem  gleichen  kantonalen  Gesetze  und  nicht  desshalb 
anders  behandelt  werden,  weil  in  ihrem  Heimathkanton  die  Gesetz- 
gebung oder  Praxis  eine  abweichende  Entscheidung  eines  Spezial- 
falles zur  Folge  hätte.  Die  Bundesbehörden  haben  seit  dem  Be- 
stände der  Bundesverfassung  konsequent  darauf  gehalten,  dass  die 
schöne  Errungenschaft  der  gleichen  Behandlung  der  Schweizer- 
bürger in  Rechtssachen  zur  Wahrheit  werde,  und  dass  die  frühern 
gegenseitigen  Plackereien  mit  dem  sogenannten  Gegenrecht  auf- 
hören. Es  kann  daher  nicht  mehr  darauf  ankommen,  ob  der  be- 
treffende Fall  in  den  andern  Kantonen  so  oder  anders  entschieden 
werden  müsste,  sondern  die  Bürger  anderer  Kantone  sollen  in 
Rechtssachen  einfach  nach  den  nämlichen  Gesetzen  und  in  gleicher 
Weise  behandelt  werden ,  wie  die  eigenen  Bürger.«  *)  Endlich 
musste  der  Bundesrath  noch  im  Jahr  1872  ein  freiburgisches  Urtheil 
kassiren,  welches  eine  Paternitätsklägerin  aus  dem  Kanton  Waadt 
aus  dem  Grunde  abwies,  weil  sie  kein  gesetzliches  Domizil  im 
Kanton  habe,  —  ein  Grund,  der  bei  einer  Freiburgerin  niemals 
zutreffen  kann,  weil,  wenn  sie  ausser  dem  Kanton  wohnt,  der 
Heiniathort  als  ihr  rechtliches  Domizil  betrachtet  wird.**) 

Was  die  Rechtsstellung  der  Ehefrauen  betrifft,  so  ist 
in  manchen  Kantonen  gesetzlich  vorgeschrieben,  dass  sie  für  ein- 
zelne Rechtsgeschäfte,  z.  B.  für  Verpfändung  von  Grundstücken, 
der  Mitwirkung  eines  ausserordentlichen  Beistandes  bedürfen.  Im 
Konkurse  des  in  Basel  niedergelassenen  Jakob  Wenger  aus  dem 
Kanton  Bern  machte  nun  der  Vogt  seiner  Ehefrau,  Katharina  geb. 
Gabele,  geltend,  dass  eine  von  letzterer  ohne  die  gesetzliche  Bei- 
standschaft bewerkstelligte  Verpfandung  ungültig  sei ;  die  Gerichte 
von  Basel-Stadt  hingegen  verwarfen  diese  Rechtsbehauptung,  weil  zur 
Zeit  der  Ausfertigung  des  Aktes  gesetzlich  nicht  festgestellt  gewesen 

♦)  Bundeabi.  1870  II.  128-129. 
*♦)  Bundesbl  1873  IL  32. 
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sei,  dass  fremde  Ehetrauen  bei  Verpfändung  ihres  Eigenthums 
eines  Beistandes  hedürfen,  und  Kläger  auch  nicht  dargethan.  dass 
<li^  Verpfänderin  nach  ihrem  heiniathlichen  Hechte  eines  solchen 
bedurft  habe.  Der  Bundesrath  hol)  dieses  Trthail  auf,  weil  aus 
den  Erwägungen  desselben  hervorgehe,  dass  die  Gerichte  nur  dar- 
um. 80  geurtheilt  haben,  weil  Frau  Wenger  nicht  Angehörige  von 
Bajsel-Stadt  war,  und  dass  anders  wäre  entschieden  worden,  wenn 
eine  Kantonsangehörige  am  Kecht  gestanden  wäre ;  dieses  Verstösse 
sicli  aber  gegen  Sinn  und  Zweck  des  Art.  48  (fJO)  nach  welchem 
es  nicht  zulässig  sei,  ganz  verschiednes  Recht  auf  Jemanden  anzu- 
wenden, je  nachdem  er  diesem  oder  jenem  Kanton  angehöre.  Dieser 
Exitscheid  des  Bundesrathes  wurde  nicht  weiter  gezogen ;  die  Bundes- 
vejrsammlung  hat  dagegen  einen  spätem  Rekurs  in  der  nämlichen 
^Angelegenheit  abgewiesen,  bei  welchem  die  zu  be^intwortende  Rechts- 
trage  sich  jedoch  wesentlich  anders  darstellte.*)  Uns  scheinen  die 
angeführten  Motive  nicht  ganz  im  Einklänge  zu  stehen  mit  der 
^öten  zu  envähnenden  Entscheidung  im  Falle  Lauterbacher ;  hätten 
die  Basler  Gerichte  auf  Frau  Wenger  einfach  das  Recht  ihres 
Heimathkantons  angewendet  und  wäre  diese  Anwendung  in  der 
Gesetzgebung  beider  Kiintone  begründet  gewesen ,  so  hätte  sich 
^s  Urtheil  wohl  mit  Grund  nicht  anfechten  lassen. 

Mit  Bezug  auf  das  Erbrecht  suchte  der  Kanton  Uri  noch  in 
eitlem  Gesetze   von    1856   den   Grundsatz   des  Gegenrechtes  fest- 
zulialten  und  gestützt  auf  dasselbe,  wiesen  die  dortigen  Gerichte 
Krbsansprecher  aus  dem  Kanton  Unterwaiden  aus  dem  Grunde  ab, 
^'eil  ihre  heimathliche  Gesetzgebung  Seitenverwandte  von  demjenigen 
Crrade,  in  welchem  sie  sich  befanden,  neben  nähern  Verwandten  nicht 
zur  Erbschaft  zulasse.     Diese   gerichtlichen  Urtheile  wurden  vom 
ßxindesrathe  als  dem  Art  48  widersprechend  aufgehoben.     Aus  der 
M^otivirung  seines  Beschlusses  heben  wir  folgende  Sätze  hervor:  »Die 
gleiche  Behandlung  der  Schweizerbürger  in  Rechtssachen  kann  un- 
möglich dahin  verstanden  werden,  dass  das  gleiche  kantonale  Recht 
liur  dann  auf  sie  angewendet  werden  müsse,  wenn  in  ihrem  Heimath- 
*Änton   im   gegebenen   Spezialfälle   das    gleiche   materielle   Recht 
(2.  B.  das  Eintrittsrecht  bei  gewissen  Verwandtschaftsgraden)  gelte, 
veij  bei  einer  solchen  Auslegung  eine  gleiche  Behandlung  wegen  der 

*)  Biindesbl.  18G5  III.  13-25,  476-480. 
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VcrschiL'denlieit  der  kantonalen  Civil gcsetzgelmugcn,  die  der  Bun'l 
nicht  authob ,    gar    nicht    gedonkbar  wäre.     Die    Bestimmung   des 
Art.  4??  geht  vielmehr  umgekehrt  dahin,  die  Bürger  anderer  KantODe 
sollen  in  Rechtssachen  nach  dem  nämlichen  Gesetze  behandelt  wer- 
den wie  die  eignen  Bürger,    gleichviel   ob  der  betretfende  Fall  in 
jenen  andern  Kantonen  nach  den  dortigen  Gesetzen  so  oder  anders 
entschieden  werden  müsste.    Diese  Bestimmung  kommt  den  üraer- 
bürgern  in  allen  andern  Kantonen  auch  zu  gut  und  kann  ihnen  in 
vielen  Fällen  eben  so  vorthcilhaft  sein  wie  sie  im  vorliegenden  Falle 
der  I)etreffenden  urner'schen  Prozessparthei  zuiallig  nachtheilig  ist.« 
Die  Bundesversannnlung,  an  welche  dieser  Entscheid  rekiurirt  wurde, 
hat  die  Anschauungsweise  des  Bundesrathes  ausdrücklich  gebilligt  *j 

Gegenüber  dem  Kanton  Graubünden  hat  der  Bundesi*ath  dei^ 
Grundsatz  aufgestellt,  dass  auch  im  Jagd  rechte  die  niedergelas- 
senen Schweizerbürger  den  eigenen  Kantonsbürgern  gleichzustellen^ 
seien.    Es  ergab  sich  aus  den  thatsäcldichen  Verhältnissen,  dass  doTt 
das  Jagdrecht  weder  als  ein  dem  Sbiate  vorbelialtenes  Regal  nodi 
als   ein   ökonomisches  Privatrecht  der  Gemeinden   erscheine.    I>«r 
Bundesrath   fand  daher,   es  falle  dasselbe   uuter  die  Ei-werbsart^w 
des  allgemeinen  ('ivilrechtes,  nach  dessen  Grundsätzen  die  Occuj^aa- 
tion  herrenloser  Sachen  erlaubt  sei,  soweit  nicht  dieses  Civilrecli* 
besondere  Beschränkungen  aufstellt.     »Solche  Beschränkungen  cl«^* 
bürgerlichen  Rechte  können  al)er  in  der  Schweiz  nach  Art.  4ö  d*"" 
Bundesverfiissung   nicht  zum  Nachtheil   der  Niedergelassenen  ux^" 
zum  Privilegium  d(T  Bürger  aufgestellt  werden.    Angenommen  z.I^-? 
das   (Jesetz    eines   Kantons  würde  bestimmen,   ein   aufgefunder^^'' 
Schatz  gehöre  zur  Hälfte  dem  Grundeigenthümer  und  zur  Hälfte  de* 3*» 
Finder,  so  dürfte  diesem  Gesetze  nicht  die  Beschränkung  beigefii-^^ 
werden,  die  Hälfte  gehöre  dem  Finder  nur  dann,  wenn  er  ein  Bwrg^'^' 
nicht  aber,  wenn  er  ein  Niedergelassener  sei.«  **) 

Auch  im  Straf  rechte  muss  der  Art.  GO  in  dem  Sinne  sei  x^*" 
Anwendung  finden,  dass  Schweizerbürger  andrer  Kantone  nicr**^ 
wegen  des  nämlichen  Vergehens  anders  l)estraft  werden  dürfen  ^^ 
Kantonsbürger.  Der  Bundesrath  erklärte  daher  ein  Gesetz  ^^ 
Kantons  St.  Gallen,  nach  welchem   gegen  Nichtkantonsbürger,   «3i<^ 


'■')  Hiindesbl.  1858  I.   1—4,  2n;i-i>ür>. 
*♦)  Kiindosbl.  Ift.i4  II.  85~h7. 
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weniger  als  zwei  Jahre  Zuchthaus  verwirkt  haben,  körperliche 
Züchtigung,  verbunden  mit  Kantonsverweisung,  angewendet  werden 
solle,  für  unzulässig.  In  einem  Rekursfalle  aus  dem  Kanton  Freiburg 
aber  sprach  er  sich  folgendennassen  aus :  »Art.  48  (60)  der  Bundes- 
verfessung,  der  sämmtliche  Kantone  verpflichtet,  alle  Schweizer- 
bürger ...  in  der  Gesetzgebung  sowohl  als  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren den  Bürgern  des  eignen  Kantons  gleichzuhalten,  lässt  eine 
verschiedene  Behandlung  nach  der  Kantonsangehörigkeit  nicht  zu. 
Wenn  aber  die  Gesetzgebung  für  den  Kantonsbürger  wie  für  Schwei- 
zer eines  andern  Kantons  die  gleiche  sein  soll,  so  ist  kein  Grund 
vorhanden,  diese  Vorschrift  nicht  auch  auf  die  Bestimmungen  des 
Strafrechts  auszudehnen.  Zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  das 
angegriffene  Strafurtheil  bestehen  könne  oder  nicht,  ist  daher  zu 
untersuchen,  ob  füi*  die  gleichen  Vergehen  freiburgische  Angehörige 
auch  von  der  nämlichen  Strafe  hätten  betroffen  werden  können. 
Zwar  kennt  das  freiburgische  Strafgesetz  die  Landesvervveisung  bei 
einigen  Vergehen  als  Strafart,  die  auf  jeden  Uebertreter  des  Ge- 
setzes Anwendung  finden  kann  oder  muss;*)  allein  die  Vergehen 
der  geringfügigen  Misshandlung  und  Beleidigung,  deren  die  Be- 
klagten schuldig  gefunden  worden  sind,  gehören  nicht  dahin.  Viel- 
mehr sind  diese  Vergehen  nur  mit  Geld  und  Freiheitsstrafe  bedroht, 
und  wenn  dessenungeachtet  gegen  die  Kekurrenten  Verweisung  aus 
dem  Kanton  ausgesprochen  wurde,  so  konnte  dieses  nur  in  An- 
wendung des  Art.  292  des  freiburgischen- Strafgesetzes  geschehen, 
das  den  Richter  ermächtigt,  bei  Kantonsfremden  die  ver^^rkte 
Strafe  ganz  oder  theilweise  in  Verweisung  umzuwandeln,  oder  diese 
Strafart  noch  zu  der  ordentlichen  Strafe  hinzuzufügen,  wodurch 
zwischen  Freiburgem  und  Nichtfreiburgern  eine  unzulässige  Un- 
gleichheit entsteht.  —  Da  demnach  der  von  den  Gerichten  ange- 
wendete Art.  292  des  freiburgischen  Strafgesetzes  durch  Art.  48  (60) 
der  Bundesverfassung  seine  Gültigkeit  verlor,  so  sind  die  darauf 
gegründeten  Urtheile  nichtig.«  Den  nämlichen  Rechtsstandpunkt 
hielt  der  Bundesrath  fest,  indem  er  ein,  auf  ähnlichen  Gesetz- 
bestimmungen beruhendes  Strafurtheil  des  Obergerichts  von  Luzem 
kassirte,  und  als  nachher  die  dortige  Regierung  gegen  diesen  Ent- 

♦)  Nach  Art.  44  der  Bundesverfassung  von   1874  ist  nun  die  Landesver- 
weisung auch  gegendber  den  Angehörigen  des  eignen  Kantons  unzulässig 


'2\)s  Kap.  IV.     (ijirantiit»^  Kochte  lier  Scli\v'eizprl»ü:ir«T. 

sclitfid  IVschweide  führte,  ptliclitete  dir  liuiulosversiininiluu;;  fcein«-r^r 
Anschauungsweist'  vollkomnuMi  l>ei.    Als  dtiuu  der  Kanton  Luzet — ii 
im  Jahr   I.'SIK»  sein  Strafgesetzbuch  einer  Revision  unterzog,  bwia.- 
standete   der  Buudsrath  wieder   die   in  §   10   des   neuen   Gesetzes 
enthaltene  Ik'stimmung :   »Die  Verweisung  darf  nur  gegen  Kantunss- 
frenide  ausgesprochen  werden.«     Kr  fand  dieselbe  dem  Art.  4s  MU.»  ) 
widerstreitend,  weil  sie  eine  Ungleichheit   statuire  zwischen  Ange*- 
hörigen  des  Kantons  Luzern  und  denjenigen  andrer  Kantone,  indem 
letztere  zur  Landesverweisung  veinirtheilt  werden   können,  erstere 
dagegen  nicht.    Ebenso  fand  der  Hundesrath  einen  offenbaren  Wider- 
spmch  mit  Art.  4S  (Güj  in  §  ö2  des  Gesetzes,  welcher  voi*sclirieb  : 
»Bei   Nichtkantonsbürgeni   —   kann   die   verwirkte   Ketten-   oder 
Zuchthausstrafe  nach  richterlichem  Ermessen  ganz  oder  zum  Theil 
in  Landesverweisung   in  X'erbindung   mit   körperlicher  Züchtiguiin^ 
oder  Kinsi)erruug  umgewandelt  werden.»    Die  Regierung  von  Luzez'n 
wurde   daher   eingeladen ,   fürzusorgen ,  dass  die  angefochtneu  Ke- 
stimniungeu   abgeändert   und   bis   zu  erfolgter  Abänderung  aussei' 
Vollzug  gesetzt  werden.*) 

Gehen  wir  nun  über  zu  den  Jjestimmungen  kantonaler  (r^ 
setze,  welche  nach  den  Entscheidangen  des  Uundesrathes  den  Art.  €^^ 
nicht  widersprechen  und  daher  zulässig  sind,  so  müssen  wir  zuer*^^ 
diejenigen  erwähnen ,  welche ,  anstatt  Kantonsbürger  und  Niels.  ^' 
kantnnsbürger  eiminder  gegenüberzustellen,  zwischen  den  Ei: 
wohnern  eines  Kantons  und  allen  auswärts  Wohne: 
den,  mit  Einschluss  der  in  diesem  Falle  sich  befindenden  Kanton^»-^' 
bürger,  einen  durch  innere  Gründe  gerechtfertigten  **)  Unterschi  ^ß" 
machen.  Dahin  gehören  die  Bestimmungen  über  Prozesska«J" 
tionen  von  kantonsfremden  Klägern,  sofern  darunter  alle  d»^ 
jeni^(?n  verstanden  wenlen,  welche  ausser  dem  Kauton  wohnen.***"*) 

*)  rilmt-r  I.  JIO— 218    IL  147-140. 

**i  Wir  fügen  diese  Worte   absichtlicli  bei,  weil  es  mir  zu  wahr  ist,  vT^ 
Uiit  tiiiKiuii   u.  a.  0.  S.   120  sagt:    »Ks  ist   klar,   dass  din   Kantone   d\t^^^ 
Kakiilt;it  iiiissbrauchfr-n  und  tladurcli  die.  Wobhhat  dos  Art.  48  (GU)  abschwicl^^" 
können,  denn  die  Mehrheit  der  Bürger  hat  auch  ihren  Wohnsitz  im  Kant«^^ 
und  «'S  ist  meistens  nur  eine  vorhähnissmässig  kleine  Anzahl  von  Bürgern,  cii® 
zufällig  unter  der  Hegiinstigun;^  der  Kau  tonsein  wohner  leiden,  weil  sie  aoswÄ  "^^ 
niedergelassen  siml.«    Dass  blosse  Tnigehungen  des  Art.  00  nicht  geduldet  «r  ^=?f" 
den  k«»nnen,  zeigt  der  Kntsclieid  in  Sache  des  huzornor  Patei-nitatsgesetzes    — 
***)  Bundesbl.  1Ö5S  II.  574.   ;854  H.  «15 
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Ferner  gehört  dahin  das  freiburgische  Betreibungsgesetz, 
welches  vorschreibt,  dass  nur  ein  im  Kanton  domiziUrter  Gläubiger 
berechtigt  sei,  für  seine  Forderung  die  Betreibung  selbst  anzu- 
heben und  durchzuführen;  der  Bundesrath  bemerkte  hierüber :  w So- 
bald der  Freiburger,  wemi  er  ausser  dem  Heimathkanton  wohnt, 
nicht  anders  behandelt  wird,  als  der  ebenfalls  nicht  im  Kanton 
Freiburg  wohnende  Schweizerbürger  eines  andern  Kantons,  so  kann 
im  Sinne  der  Bundesverfassung  weder  von  einer  Ungleichheit  vor 
dem  Gesetze,  noch  von  einer  unzulässigen  Gesetzgebung  bezüglich 
des  gerichtlichen  Verfahrens  die  Rede  sein.«  *)  Endlich  ist  dahin 
zu  rechnen  die  Bestimmung  des  St.  Gallischen  Steuergesetzes, 
welches  bloss  die  ausser  dem  Kanton  wohnenden  Grundeigenthümer 
zur  Besteurung  der  Liegenschaften  in  ihrem  vollen  Werthe  ver- 
pflichtet, während  die  im  Kanton  wohnenden  Eigenthümer  die  dar- 
auf haftenden  Kapitalschulden  in  xVbzug  bringen  können.  Der 
Bundesrath  fand  hierin  keinen  Widerspruch  mit  Art.  48  (60)  »weil 
das  fragliche  Gesetz  den  St.  GaUischen  Bürgern  gegenüber  andern 
Schweizerbürgem  keinen  Vorzug  einräumt,  da  die  erstem,  wenn 
sie  in  gleicher  Lage  sind  wie  der  Rekurrent,  d.  h.  ebenfalls  ausser 
dem  Kanton  wohnen,  die  im  Kanton  befindlichen  Liegenschaften 
auch  ohne  Abzug  der  Pfandschulden  versteuern  müssen.«**) 

In  einem  Spezialfälle  aus  dem  Kanton  Freiburg  (Rekurs  Lauter- 
bacher) wurde  sodann  die  Frage  aufgeworfen ,  ob  es  dem  Art.  60 
widerstreite,  wenn  die  Gerichte  eines  Kantons  auf  die  güterrecht- 
lichen Verhältnisse  eines  daselbst  niedergelassnen  Ehepaares  die 
Gesetzgebung  seines  Heimathkantons  anwenden.  Der 
Bundesrath  verneinte  diese  Frage,  »weil  die  Anwendung  des  hei- 
mathlichen  Gesetzes  in  Statusfragen  einer  in  der  Schweiz  ziemlich 
allgemein  anerkannten  Regel  entspricht,***)  und  wenn  die  frei- 
burgischen  Gesetze  diesen  selbst  durch  Konkordate  vielfach  bestä- 
tigten Grundsatz  gesetzlich  als  rechtsgültige  Norm  aufstellen  und 
der  dortige  Richter  denselben  in  allen  Fällen,  wo  er  zur  Aus- 
übung der  Jurisdiktion  über  Bürger  andrer  Kantone  kompetent  ist, 
zur  Basis  seiner  Rechtsprechung  nimmt,  so  kann  von  einer  unzu- 
lässigen Anwendung  von  Ausnahmsgesetzen  nicht  die  Rede  sein. 

*)  Bundesbl  18G6  I    440. 

♦♦)  Ullmer  I.  213.  11.  9.     Bumlesbl.  1672  I.  69  if ,  425. 
*♦*)  Vcrgl    oben  S  280. 
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Eine  andere  Frage  ist  aber,  ob  Vermögensrechte,  wohin  auch  die 
Güterrechte  der  Ehegatten  gezählt  werden,  zu  den  Statusverhält- 
nissen  gehören,  was  bezweifelt  werden  mag.  Der  Bundesrath  hat 
aber  nicht  zu  untersuchen,  ob  der  an  sich  kompetente  Richter  die 
Bestimmung  des  freiburgischen  Gesetzes  richtig  aufgefasst  oder  ob 
er  unrichtig  geurtheilt  habe,  ....  da  er  ...  .  immer  nur  dann 
einschreiten  kann,  wenn  kantonale  Urtheile  im  Widerspruche  mit 
Bundesvorschriften  stehen.«*)  So  richtig  diese  Entscheidung  vom 
Standpunkte  des  Art.  60  aus  ist.  so  hätte  doch  vielleicht  im  Spezial- 
fälle, da  der  Ehemann  Lauterbacher  sich  im  Konkurse  befand,  das 
Urtheil  des  freiburgischen  Appellationsgerichtes  mit  besserm  Grunde 
vom  Standpunkte  des  konkursrechtlichen  Konkordates  aus  ange- 
fochten werden  können.  Wir  werden  nämlich  im  zweiten  Theile 
dieses  Werkes  sehen,  dass  der  Bundesrath  in  einem  Konflikte  zwi- 
schen Zürich  und  Aargau  sich  für  die  Anwendbarkeit  jenes  Kon- 
kordates auch  für  die  vermögensrechtliche  Stellung  der  Ehefrau  aus- 
gesprochen hat. 

Endlich  ist  hier  noch  auf  die  Verschiedenheit  der  Ver- 
hältnisse hinzuweisen,  welche  z.  B.  eine  ungleichartige  Behand- 
lung der  im  Kanton  und  der  auswärts  wohnenden  Grundeigen- 
thümer  im  Gemeindesteuerwesen  rechtfertigen  können.  So  bemerkte 
eine  ständeräthliche  Kommission  über  das  St,  Gallische  Steuergesetz  : 
»Der  Art.  48  (60)  hat  nicht  den  Sinn,  dass  gar  kein  Unterechied 
zwischen  den  im  Kanton  wohnhaften  Schweizerbürgem  und  den  aus- 
wärtigen Eigenthümern  von  Liegenschaften  gemacht  werden  dürfe. 
Modifikationen,  die  durch  den  Wohnsitz  sachlich  gerechtfertigt 
sind,  sollen  durch  den  Art.  48  nicht  unbedingt  ausgeschlossen  sein. 
Wenn  z.  B.  die  St.  Gallische  Gesetzgebung  den  Kantonseinwohner 
am  Wohnorte  für  Vermögen  und  Erwerb  und  für  die  Hälfte  des 
Werthes  des  in  einer  andern  Gemeinde  gelegenen  Grundbesitzes  und 

*)  Bundesbl.  1871  II.  363.  Vergl.  Rüttimann  a.  a.  0.  S.  125:  »Nach 
der  Anschauung,  welche  dem  privatrechtlichen  Gesetzbuche  des  Kantons  Zürich 
zu  Grunde  liegt,  stehen  die  Familienverhältnisse  der  Kantonsbürger ,  wo  die* 
selben  auch  immer  wohnen  mögen,  unter  dem  zürcherischen  Rechte.  Konse- 
quenter Weise  werden  dann  auch  die  Familienverhältnisse  von  Fremden,  welche 
im  Kanton  wohnen,  nach  dem  Rechte  ihrer  Heimath  beurtheilt,  wenn  das  Recht 
des  Staates,  dem  sie  angehören,  dieses  vorschreibt.  In  einem  solchen  freund- 
lichen Entgegenkommen  kann  natürlich  keine  Verletzung  des  Art.  46  (60)  der 
Bundesverf.  gefunden  werden,  c 
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sodann  für  die  andere  Hälfte  des  Grundbesitzes  in  der  Gemeinde 
der  gelegnen  Sache  besteuert,  so  ist  es  keine  Verletzung  des  Art.  48 
der  Bundesverfassung,  wenn  der  auswärts  wohnende  Grundbesitzer 
dagegen  für  den  ganzen  Werth  des  Liegenschaftsvemiögeus  am 
Orte  der  gelegnen  Sache  in  Besteurung  gezogen  wird.  Im  Gesammt- 
effekt  ist  vielmehr  gerade  dadurch  die  Rechtsgleichheit  erst  herge- 
stellt.:» *)  In  ähnlicher  Weise  sprach  sich  eine  nationalräthliche 
Kommission  über  das  Luzernische  Steuergesetz  aus,  nach  welchem 
der  Grundbesitz  von  ausser  dem  Kanton  wohnenden  Eigenthümern 
armensteuerpflichtig  ist  am  Orte  der  gelegnen  Sache,  während  der 
im  Kanton  wohnende  Luzemer  die  Armensteuer  von  seinem  ganzen 
Vermögen  immer  nur  an  die  Heimathgemeinde  zu  entrichten  hat. 
»Die  Kechtsgleichheittt,  sagt  der  Bericht,  »ist  ein  richtiges  und  ge- 
sundes Prinzip  für  gleiche  Verhältnisse :  wo  die  faktischen  Voraus- 
setzungen des  Falles  die  gleichen  sind,  da  sollen  auch  die  daran 
geknüpften  Rechtsfolgen  für  Kantons-  und  Schweizerbürger  die 
gleichen  sein.  Keineswegs  aber  liegt  es  im  Gleichheitsprinzip,  dass 
auch  an  sich  ungleiche  Verhältnisse  nach  der  gleichen  Norm  zu 
behandeln  seien :  das  wäre  nicht  mehr  blosse  Gleichheit  des  Rechts, 
sondern  Aufhebung  aller  individuellen  Unterschiede.  —  Ungleich 
bleiben  sich  ab^r  immerhin  die  Verhältnisse  zwischen  dem  Kantons- 
bürger einerseits  und  dem  Schweizerhürger  anderseits,  insofern  als 
jener  innerhalb  des  Kantons  auch  noch  ein  örtliches  Heimath* 
recht  hat,  dieser  aber  nicht,  jener  also  faktisch  in  der  Lage  ist, 
seiner  ganzen  Steuerpflicht  (einschliesslich  des  Grundeigenthums)  an 
seinem  Heimathort  Genüge  zu  leisten,  während  man  dem  Schweizer- 
bürger gegenüber  nur  die  Wahl  hat,  ihn  da  zu  besteuren,  wo  das 
liegenschaftliche  Steuerobjekt  gelegen  ist,  oder  ihn  ganz  leer  aus- 
gehen zu  lassen.  Diese  Verschiedenheit  in  der  faktischen  Stellung 
eines  Kantons-  und  eines  Schweizerbürgers  kann  und  darf  in  der 
kantonalen  Steuergesetzgebung  beachtet  werden,  ohne  dass  sich 
daraus  auch  ohne  weiters  eine  bundeswidrige  Rechtsungleichheit 
ergäbe.«  **) 

*)  Biindesbl.  18G5  IV.  60. 
**)  Bunde sbl.  1871  I.  495. 
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§  3.    Freie  Niederlassung  und  Aufenthalt;  Rechtsstellung 
der  Niedergelassnen  und  Aufenthalter. 

Während  in  frühern  Jahrhunderten  der  Bürger  oder  Angehörige 
eines  Kantons,  welcher  in  einen  andern  Kanton  übersiedelte,  hier 
in  jeder  Beziehung  als  ein  Fremder  behandelt  wurde  und  mannig- 
fache Zurücksetzungen  gegenüber  den  Einheimischen  sich  gefallen 
lassen  musste,  führte  dagegen  die  Helvetik  ein  allgemeines  schwei- 
zerisches Staatsbürgerrecht  ein.  Die  Vermittlungsakte,  welche  auch 
hierin  einer  wahrhaft  freisinnigen  Anschauungsweise  huldigte,  suchte, 
indem  sie  zum  Föderalismus  zurückkehrte,  von  dem  Schweizerbürger- 
rechte noch  so  viel  als  möglich  zu  retten ;  sie  anerkannte  dem  Grund- 
satze nach  nicht  bloss  die  volle  Niederlassungsfreiheit,  sondern  auch 
das  politische  Stimmrecht  im  Niederlassungskanton.  Art.  4  derselben 
drückt  sich  folgendermassen  aus: 

riCh<ique  citojf efi  suisse  a  la  facuUS  de  transporter  son  domicüe 
ilxms  un  aiäre  canfon,  et  d  y  exercer  libretneut  san  ifidustrie :  il  acqnierf 
les  droits  pditiques  conformimeni  ä  la  loi  du  catUan  oü  il  sitcMit  ; 
mais  il  ne  peut  jouir  ä  la  fois  des  droits  pditiques  dmis  deux  cantojis,^ 

An  der  Tagsatzung,  welche  diese  Verfassungsbestimmung  näher 
auszuführen  hatte,  gab  sich  indessen,  wie  wir  bereits  in  der  ge- 
schichtlichen Einleitung  andeuteten,  wieder  ein  engherzigerer  Geist 
kund.  Zwar  genügte  die  Vorweisung  eines  gehörig  gefertigten  und 
legalisirten  Ueimathscheines,  um  das  Niederlassungsrecht  in  einem 
andern  Kanton  auszuüben ;  Bürgschaften  durften  nur  von  Schweiz. 
Einwohnern,  die  kein  Gemeindsbürgerrecht  hatten,  gefordert  wer- 
den; die  Kanzleigebühr  für  die  Ausfertigung  der  Niederlassungs- 
bewilligung durfte  nicht  8  Fr.  übersteigen.  Aber  von  den  gleichen 
Hechten,  welche  der  Niedergelassene  mit  dem  Kantonsbürger  ge- 
messen sollte,  wurden,  zuwider  dem  Wortlaute  der  Verfassung,  die 
l)olitischen  Rechte  ausgenommen;  ebenso  der  Mitantheil  an  Ge- 
meindegüterii  und  jeder  Art  von  ökonomischen  Stiftungen. 

Der  Bundes  vertrag  von  1815  enthielt  keinerlei  Bestimmungen 
über  das  Niederlassungswesen  und  stellte  es  daher  den  Kantonen 
völlig  frei,  nach  ihrem  Gutfinden  hierin  zu  verfugen.  Indessen  kam 
wenigstens  unter  zwölf  Kantonen  am  10.  Juli  1819  ein  Konkordat 
zu  Stande,  welches  im  Wesentlichen  auf  der  Grundlage  des  Tag- 
satzungsbeschlusses von  1805  beruhte.    Doch  wurde  nun  von  dem 


^  '6.    Kroii'  NieiU-rlasibiiiig,  lU'Ohtsbtcllunjr  ilcr  Niidn.irolasMiu  ii  t-U-.       ;i(j:; 

Soliwei7A*rbürg(*r ,  der  sicli  in  einem  andern  Kiiutou  niederlassen 
^-ollte,  neben  dem  lleimatlischeiu  tiucli  ein  Zeugniss  seines  guten 
Lcjiimuudes,  die  Bescheinigung,  dass  er  eignen  Keehtes  sei,  und  der 
Ausweis  darüber,  dass  er  sich  und  die  Seiuigen  zu  ernähren  vermöj^'e, 
g€3l ordert.  Ferner  wurde  der  Kejjjierung  des  Niederhiasungskantons 
gestattet,  den  Niedergelassenen  in  seine  Ileimath  zurückzuweisen, 
sofern  er  sich  eines  unsittlichen  Lebenswandels  schuldig  mache  oder 
duLJTch  Verarmung  der  Gemeinde  oder  dem  Kanton  zur  Last  falle, 
öiesem  Konkordate  fremd  blieben  die  Stände  Uri,  Schwyz,  Unter- 
waldeu,  Basel,  Schatfhausen,  Appenzell,  St.  Gallen  und  AVallis, 
theilweise  auch  Zug  und  Gmubünden. 

Da  der  Bundesvertrag  von  islo  gar  kein  Niederlassungsrecht 
gewährte,  so  betrachtete  man  es  bei  der  Reform  von  lS4s  schon 
als   einen  grossen  Fortschritt,  dass  man  wenigstens  die  (Grundsätze 
des  Konkordates   auf  die   ganze  Schweiz   ausdehnen    und  daneben 
den  Xiedergelassenenen  auch   politische  Rechte   in  eidgenössischen 
und  kantonalen  Angelegenheiten    einräumen   konnte.     Allein  man 
beschränkte  sich  dabei  allzuängstlich   auf  den  Inhalt  des  Konkor- 
dates, so  dass  schon  nach  kurzer  Zeit  gerade  der  Niederlassungs- 
artikel am  meisten  als   hinter   den  Anforderungen  der  Gegenwart 
zurückgeblieben  und  durchgreifender  Aenderungen  bedürftig  erschien; 
ferner  Hess  mau  sich  durch  das  Bestreben,  auch  den  Vorurtheilen 
des  Volkes  gerecht  zu  werden,  dazu  verleiten,  die  schweizerischen 
Israeliten  vom  Niederlassungsrechte  auszuschliessen  und  den  natura- 
lisirten  (eingebürgerten)  Schweizern  dasselbe  erst  nach  fünf  Jahren 
2^  gewähren.    Diese  Beschränkungen  helen  nun  freilich  schon  bei 
"^  partiellen  Revision  des  Jahres   18G6  weg  und  ebenso  die  Vor- 
schritl,  dass  der  Niederkssungsbewerber  auf  Verlangen  sich  darüber 
ausweisen  müsse,   dass   er   durch  Vermögen,  Beruf  oder  Gewerl)e 
sich   und  seine  Familie  zu  ernähren  im  Stande  sei.    Dagegen  wurde 

• 

in  der  Volksabstimmung  vom  14.  Januar  18(50  die  aufdasStimm- 
^^ht  bezüglichen  Beschlüsse  der  Bundesversammlung,  nach  welchen 
^^  niedergelassnen  Schweizerbürger  in  Gemeindeangelegenheiten 
^^  Kantonsbürgern  gleichgestellt,  in  kantonalen  Angelegenheiten 
*ber  nicht  erat  nach  zwei  Jahren,  sondern  sofort  stimmberechtigt 
Werden  sollten,  nicht  genehmigt  und  blieben  somit  Revisionswünsche 
"'^  die  Zukunft.  Als  daher  im  Jahr  1870  die  Bundesrevision  wie- 
"^r  aufgenommen  wurde,  emeuerte  der  Bundesrath  nicht  bloss  diese 
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zwei  Vorschläge  —  den  erstem  mit  dem  Beisatze :   )»(Täuzlicher  Aus—  «= 


scliliiss  der  Niedergelassnen  vom  Stimmrechte  in  Gemeindeangelegen-  .x  i\ 
heiten    ist  jedoch  unzulässig  «  *)  — ,    sondern  er  Hess  auch  unteL^^ 
den  p]rfordeniissen.  welche  die  Verfassung  von  1848   für  den  Er-' 
werb  der  Niederlassung  aufstellte,  das  »Zeugniss  sittlicher  Auffüh- 
rungtt  als  eine  lästige  und  unnütze  Formalität  fallen  und  ersetzt^  ,^^e 
die  Bescheinigung ,  dass  der  Petent   in   bürgerlichen   Rechten  un^»-  -d 
Ehren  stehe,  durch  die  eingeschränkten,    »dass  er  nicht  durch  eJE^    o 

gerichtliches  Strafuilheil  seine  bürgerlichen  Rechte  und  Ehren  vei ^ 

loren  hal)ew,  wcKlurch  man  auch  die  Falliten  zulassen  wollte.   Ferne-     t 
verminderte  der  Bundesiath  die  Zahl  der  Gründe,   aus  denen  di        e 
Verfassung  von  184S   die  Wegweisung   eines   Niedergelassnen  gc 
stattet  hatte,  insbesondere   strich  er  den  Verlust  der  bürgerliche       ji 
Rechte  und  Ehren,  den  unsittlichen  Lebenswandel  und  die  wiedei 
liolte  Bestrafung  wegen  Polizeiübertretungen.    Wenn  auch  die  Koid^hh- 
missioiien  der  beiden  gesetzgebenden  Räthe  mit  diesen  Vorschläge-    :=n 
des  Bundesrathes  einverstanden  waren,  so  genügten  ihnen  dieselbe^  ^3 
doch   nocli   nicht.     Es  waltete  vielmehr  die  entschiedene  Tendei^  z 
vor,  au  die  Stelle  des  allzuweitläufigen  Niederlassungsartikels  vc^  ^ 
184?^   einen   möglichst  kurzen  zu  setzen,  in  welchem  dem  ai 
stellten  Grundsatze  freier  Niederlassung   für  alle  Schweizerbüi^c 
möglichst  wenige  Ausnahmen  beigefügt  würden.    Die  nationali-ätl"^- 
liche  Kommission  brachte  zudem  den  liir  die  Verhältnisse  einzeln^^ 
Kantone  sehr  weit  gehenden  Vorschlag,  die  Niedergelassnen  nacr^  h 
eiui^m  Aufenthalte  von  bloss  drei  Monaten  in  allen  Gemeindeangi 
legenheiten  für  stimmbei-echtigt  zu  erklären.    Die  Anträge  der 
missionen  wurden  dann  freilich  in  den  beiden  Ruthen  manniglac::^  h 
amendirt  und  dabei  namentlich  eine  Unterscheidung  aufgestellt  zss^^' 
sehen  rein  bürgerlichen  und  andern  Gemeindeangelegenlieiten.   Vc^u 
bedeutender  Tragweite  war  auch  der  im  Ständerathe  angenommm3e 
Zusatz,  nach  welchem  die  Gemeinde  den  Niedergelassnen  nicht  a 
ders  besteuern  darf  als  den  Ortsbürger. 

Die  Bestimmungen  des  vom  Volke  und  den  Kantonen  verwoj 
neu  Verfassungsentwurfes  von  1h72  über  die  Niederlassung,  welcfce 
wir  oben  (S.  153j  mitgetheilt  haben,  dienten  natürlich  als  Grua<3- 

*)  In  eiuzelnon  Kantonen  nümlioli  hatten  auch  niedergelassne  Kanto^^*' 
bürjxer  koincrlei  Stimmrecht  in  der  (iemcinde. 
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laii^e  der  Herathung  bei  der  abermaligen  Wiederaufnalime  der  IJuiides- 
revisioii  im  Jalir  1873.  Der  Art.  42  des  Entwurfes  von  1872,  w(»klier 
vom  Stimmrechte  handelte,  ging  mit  wenigen,  mehr  nur  redactio- 
nellen  Abänderungen  als  Art.  43  in  die  gegenwärtige  Bundesver- 
fassung über.  In  dem  jetzigen  Art.  4')  aber,  welcher  im  Plntwurfe 
von  1872  die  Ziffer  44  getragen  hatte,  wurde  in  Folge  der  Ver- 
handlungen, welche  in  den  beiden  gesetzgebenden  Käthen  statt- 
fanden, unterschieden  zwischen  den  Gründen  der  Verweigerung  und 
denen  des  Entzuges  der  Niederlassung.  Jene  sollte  nur  zulässig 
sein  bei  Schweizern,  welche  in  Folge  eines  strafgerichtlichen  Ur- 
theils  ihrer  bürgerlichen  Ehrenrechte  verlustig  sind;  der  Entzug 
aber  nicht  bloss  in  diesem  Falle,  sondern  auch  bei  denen,  welche 
sonst  wegen  schwerer  Vergehen  wiederholt  bestraft  wurden,  sowie 
wegen  eingetretener  Verarmung.  Im  letztern  Falle  sollte  jedoch 
immer  eine  amtliche  Auft'orderung  an  die  Heimathbehöi-de  des  Nie- 
dergelassnen  zur  Unterstützung  desselben  der  Ausweisung  voraus- 
gehen und  letztere  der  heiraathlichen  Regierung  zum  voraus  ange- 
zeigt werfen.  EndUch  wurde  mit  Rücksicht  auf  den  Kanton  Bern, 
wo  nicht  die  Heiinath-,  sondern  die  Wohnortsgemeinde  unterstütz- 
ungspflichtig ist,  eine  besondere  Bestimmung  aufgenommen,  welche 
Kantonen,  die  dieses  System  haben,  erlaubt,  die  Niederlassungs- 
bewilligung für  Kantonsangehörige  an  gewisse  Bedingungen  zu 
knüpfen. 

Nach  unserer  Ansicht  war  die  Anordnung  der  Artikel  in  der 
Bundesverfassung  von  1848,  wonach  zuerst  von  dem  Niederlassungs- 
rechte selbst  als  dem  Prinzipalen  und  dann  erst  von  dem  Stimm- 
rechte der  Niedergelassnen  als  dem  Sekundären  geredet  wurde,  eine 
\'iel  richtigere  und  logischere  als  die  umgekehrte  Reihenfolge  in 
der  gegenwärtigen  Verfassung.  Wir  erlauben  uns  daher,  in  unsrer 
Erörterung  zuerst  den  Art.  45  zu  beliandeln,  ^^:elcher  an  die  Stelle 
des  frühern  Art.  41,  aber  freilich  mit .  vollständiger  Umarbeitung 
desselben,  getreten  ist.  Er  ist  trotz  aller  Vorliebe  für  die  Kürze, 
welche  sich  anfänglich  geltend  machte,  auch  wieder  etwas  weit- 
läufig geworden  und  lautet  folgenderniassen : 

'»Jeder  Schweizer  hat  das  Recht ,  sich  innerhalb  des  sclm^eizeri- 
sehen  Gebietes  an  jedem  Otie  niederzulassen^  trenn  er  einen  Heiinath' 
schein  oder  eine  andere  (jle ichbedeutende  Ausweisschrift  besitzt. 

i> Ausnahmsweise  kann  die  Xiederlassuny  denjenigen,    welche   in 

Blumer,  Handbuch  I.  20 
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Fd/fc  einrs  sfraff/prichfllrlien  Urfheils  nir/tf  im  Bes/tzr  der  hfinjt^r- 
Uchen  Rechte  mid  Ehren  simf,  renreigerf  oder  entzo(jeti  werden. 

i>  Weiterhin  kann  die  Niederfassimg  d^njenir/en  entzogen  nerd^u, 
welche  wegen  schwerer  Vergehen  wiede^rholt  gerichtlich  bestraft  wor- 
den sind,  sowie  denjenigen ,  welche  dctuemd  der  öffentlichen  Wohl- 
thätigkeit  zur  Last  fallen  nnd  deren  Heimathgenieinde^  bezieh  nngs- 
weise  Heim/tthkuntan,  eine  aw/emessene  IJnterstützmuj  trotz  amtlicher 
Anfforderung  nicht  gewähii. 

>In  Kantonen,  wo  die  örtliche  Armeapftege  besteht,  darf  die  Ge- 
staltung der  Niederlassung  für  Kantofwangehörige  an  die  Be^lingung 
geknüpft  werden ,  dass  dieselben  arbeitsfähig  und  an  ihrem  bisher ignt 
Wohnort  int  Heimathkanton  nicht  bereits  in  dauernder  Weise  der 
öffentlichen   Wohlthätigkeif  zur  Last  gefallen  seien, 

»Jede  Ausweisung  wegen  Verarmung  muss  van  Seite  der  Regie- 
rung des  Niederlassungskuntons  genehmigt  und  der  heimathlichen 
Regierung  zum  mraus  angezeigt  werden, 

T^Der  niedergelassene  Schweizerbürger  darf  von  Seite  des  die 
Niederlassumi  gestaltenden  Kantom  mit  keiner  Bürgschaft  und  mit 
keinen  andern  besondern  Lasten  behufs  der  Niederlassung  belegt  wer- 
den. Ebenso  darf  die  Gemeinde,  In  welcher  er  seinen  Wohnsitz 
nimmt,  ihn  nicht  amiers  besteuern  als  den  Ortshürger, 

i^Ein  Bundesgesetz  wird  das  Maximum  der  für  die  Nieder- 
lassungsbewilligung zu  entrichtenden  Kanzleigebühr  bestimmen,^ 

Untersuchen  wir  nun  vorerst  die  Tragweite  des  Einganges  von 
Art.  45,  so  liegt  in  dem  Wortlaute  desselben  offenbar  klar  ausge- 
sprochen, dass  die  P^idgenossenschaft  nun  nicht  mehr  bloss,  wie  es 
nach  dem  Sinn  und  Geiste  des  frühern  Art.  4 1  und  nach  der  Aus- 
legung, die  derselbe  in  der  Praxis  gefunden,  der  Fall  war,  die  freie 
Niederlassung  der  Schweizer  von  Kanton  zu  Kanton,  sondeni 
auch  diejenige  der  Kantonsbürger  innerhalb  des  Kantons 
garantirt.  Bedürfte  die  Richtigkeit  dieser  lnteri)retation  noch  eines 
Beweises,  so  läge  dieser  gerade  in  der  Ausnahme  von  dem  allge- 
meinen Grundsatze  der  Niederhissungsfreiheit,  welcher  in  lemma  4 
mit  Bezug  auf  Angehörige  des  eignen  Kantons  statuirt  worden  ist. 
Es  wurde  auch  in  der  Sitzung  des  Nationalrathes  vom  28.  Novem- 
ber 1871,  aus  welcher  der  damalige  Art.  44,  jetzige  Art.  45,  her- 
vorgegangen ist,  in  Folge  einer  aufgeworfnen  Vorfrage  ausdrücklich 
beschlossen :  »dass  es  sich  hierbei  nicht  nur  um  die  interkantonale 
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Niedi'rlassuiig ,  sondern  auch  um  die  Niederlassung  von  Gemeinde 
zu  Gemeinde  handeln  müsse.«  *)  Der  Bundesrath  hat  dalier  auch 
schon  unterem  22,  Juli  1874  der  Beschwerde  einer  Bürgerin  von 
Iberg,  Kant.  Schwyz,  welche  aus  der  Gemeinde  Schwyz  weggewiesen 
worden,  entsprochen,  indem  er  zugleich  dafür  sich  aussprach,  dass 
die  früher  zulässig  gewesnen  Beschränkungen  der  freien  Nieder- 
lassung, z.  B.  wegen  Insolvenz,  vom  Tage  des  Inkrafttretens  der 
neuen  Bundesverfassung  an  auch  auf  früher  anhängig  gemachte 
Fälle  nicht  mehr  angewendet  werden  dürfen.**) 

Wenn  fernerhin  im  Eingange  des  Art.  45  das  Niederlassungs- 
recht an  die  Bedingung  geknüpft  ist,  dass  der  Niederlassungs- 
bewerher  sich  durch  einen  Ileimathschein  oder  ein  ähnliches 
Dokument  über  seine  Eigenschaft  als  Schweizerbürger  ausweise,  so 
liegt  darin  natürlich  nicht  eine  Einschränkung  des  Rechtes,  son- 
dern es  wird  nur  eine,  beinahe  selbstverständliche  Formalität  vor- 
geschrieben. Den  Heimathsbehörden  kann  es  nicht  freistehen,  etwa 
wegen  Steuerforderungen  oder  aus  ähnlichen  Gründen  die  Ausstellung 
des  erforderlichen  Aktes  zu  verweigern,  sondern  es  muss  auch  ihnen 
gegenül)er  das  Kecht  der  freien  Niederlassung  geschützt  werden, 
wie  schon  unter  der  Herrschaft  der  Verfassung  von  1848  wieder- 
holt von  den  Bundesbehörden  entschieden  worden  ist.  Man  ging 
dabei  von  der  Ansicht  aus ,  dass  ein  dui-ch  die  Bundesverfassung 
garantirtes  Recht  des  Schweizerbürgers  von  keiner  kantonalen  Be- 
hörde verkümmert  und  die  blosse  Beurkundung  der  Thatsache.  dass 
Jemand  Bürger  einer  Gemeinde  und  eines  Kantons  sei.  nicht  von 
ganz  fremdartigen  Nebendingen  abhängig  gemacht  werden  dürfe.***) 
Nur  in  dem  Falle  fand  der  Bundesrath  die  Vorenthaltung  der  Aus- 
weisschriften begründet,  wenn  gegen  den  Petenten  ein  von  kompe- 
tenter Behörde  erlassenes  und  noch  nicht  vollzogenes  Strafurtheil  vor- 
lag.f)  Dagegen  darf  auch  der  Xiederlassungs-,  beziehungsweise  Aufent- 
haltskanton so  wenig  wie  der  Ileimathkanton  Ausweisschriften  eines 
Schweizerbürgers  wegen  hinterlassner  Schulden  zurückbehalten  ff ) 

♦)  Prot,  des  Nat.  Rathes  1871/72  S.  200. 
**)  Bundesbl.  1876  II.  576,  vergl.  S.  579. 
*♦*)  IJUmer  I.    107—108,   129—134.    II.  85—87.    Bundesbl.    1867   I. 
S.  593—596. 

t)  UUmer  TL.  85. 

tt)  Ebenda  S.  104-105.     Bundesbl.  1865  II.  158.     1876  U.  587. 
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und  seit  dem  Inkrafttreten  der  neuen  l^undesvertassung  hat  die 
Bundesversammlung  im  Rekursfallc  Weber  auch  die  civilrecht- 
liche  Arrestlegung  auf  solche  Papiere  als  unstatthaft  erklärt,*) 
während  sie  früher  in  dem  Falle,  wo  der  Xiedergelassne  oder  Auf- 
enthalter den  ihm  dafür  bestellten  Empfangschein  einem  Gläubiger 
als  Pfand  hinterlegt  hatte,  als  zulässig  betrachtet  wurde. 

Gegenüber  dem  allgemeinen  Grundsatze,  dass  jeder  Schweizer- 
bürger berechtigt  ist,  an  jedem  Orte  des  schweizerischen  Gebietes 
die  Niederlassung  zu  verlangen,  giebt  es  nach  dem  zweiten  Absätze 
des  Art.  45  nur  eine  Ausnahme:  den  Fall,  dass  Jemand  in 
Folge  eines  strafgerichtlichen  ürtheiles  sich  nicht  im  Besitze  der 
bürgerlichen  Rechte  und  Ehren  befindet.  Während  die  frühei-e 
Bundesverfassung  die  Beibringung  eines  Ausweises  dalür,  dass  der 
Niederlassungsbewerber  in  bürgerlichen  Rechten  und  Ehren  stehe, 
als  Requisit  für  die  Niederlassungsbewilligung  aufstellte,  so  kann 
nun  offenbar  eine  derartige  Bescheinigung  nicht  mehr  verlangt 
werden,  sondern  wer  sich  durch  seinen  Heimathschein  als  Schweizer 

*)  Vergl.  Bundesbl.  1875  II.  667—671.  Wir  entheben  dem  stände- 
rathlichen  Kommissionsberichtc  folgende  Stellen:  »Ausweisschriften  sind  kein 
Vermögensobjekt;  sie  werden  nicht  zu  dem  Zwecke  ausgestellt,  um  als  Ver- 
mögensobjekte in  den  Verkehr  zu  gelangen,  noch  sind  sie  überhaupt  geeignet, 
fQr  diesen  Zweck  zu  dienen.  Sie  sind  wesentlich  eine  polizeiliche  Einriclitung, 
geschaffen  zu  dem  Zwecke,  um  dem  Träger  als  Beweismittel  für  seine  Staats- 
und Gemeindeangehürigkeit  zu  dienen  und  den  Behörden,  bei  denen  sie  depo- 
nirt  werden,  die  für  die  Staatsverwaltung  nothwendigen  und  wünschbaren  Auf- 
schlüsse über  die  persönlichen  Verhältnisse  des  Trägers  zu  geben.  Ihrer  ganzen 
Bedeutung  nach  sind  sie  eine  res  extra  commercium;  sie  können  als  solche 
weder  ein  Exekutionsobjekt  noch  Gegenstand  eines  Rechtsgeschäftes  bilden; 
jede  dem  Civilrechte  angehörende  Disposition  über  Ausweisschriften,  so  lange 

sie  den  Charakter  von  solchen  haben,  ist  null  und  nichtig Das  in 

Art.  45  der  Bundesverf  dem  Schweizerbürger  gewährleistete  Recht  der  freien 
Niederlassung  ist  ein  absolut  unveräusserliches  und  jede  VerpÜichtung,  welche 
darauf  abzielt,  die  Ausübung  dieses  Rechtes  direkte  oder  indirekte  unmöglich 
zu  machen,  entbehrt  jeder  Rechtsbeständigkeit.  In  unserm  Falle  —  ist  das 
angebliche  Pfand  nicht  der  Heimathschein,  sondern  lediglich  die  vom  Polizei- 
amt St.  Gallen  ausgestellte  Aufenthaltskarte.  Das  Poli/eiamt  St  Gallen  ist  also 
unzweifelhaft  durch  nichts  verhindert,  die  Papiere  zu  verabfolgen.  —  Es  giebt 
keine  zwingenden  Gründe,  die  Ausfolgung  der  Schriften  unbedingt  v(m  der 
Rückgabe  dieser  Karte  abhängig  zu  machen;  denn  als  Empfangschein  für  die 
deponirten  Schriften  aufgefasst,  kann  die  Karte  durch  eine  Rückempfangs- 
bescheinigung ersetzt  werden  « 


§  :>.    Freie  Niederlassung,  Rechtsstellung  der  Niedergelassuen  etc.      ^J0() 

ausweist,  wird  für  so  lange  als  zur  Niederlassung  berechtigt  prä- 
sumirt,  als  nicht  ein  gericlitliches  Strafurtheil,  welches  ihm  seine 
bürgerhclien  Ehrenrechte  entzogen  hat,  gegen  ihn  produzirt  wer- 
den kann.  Die  Verscliiedenheit  der  Strafgesetzgebungen,  nach  wel- 
cher im  einen  Kanton  ein  Vergehen  als  »kriminell«  angesehen 
wird,  welches  im  andern  nur  als  »  korrektionell «  gilt ,  maclite  es 
nothwendig,  den  allgemeinen  Ausdruck  »strafgerichtliches 
U  r  t  h  e  i  1 «  zu  gebrauchen,  dagegen  waltete  bei  der  Berathung  der 
Bundesverfassung  die  entschiedne  Absicht  vor,  dass  Falliten,  welche 
nicht  wegen  eines  Vergeliens,  wie  betrügerischer  oder  leiclitsinniger 
Bankrott,  sondern  nur  wegen  der  Insolvenz  an  sich  durch  ein  Civil- 
oder  Konkursgericht  fiir  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  in  den 
bürgerlichen  Beeilten  eingestellt  werden,  desshalb  von  der  Nieder- 
lassun<(  nicht  mehr  ausgeschlossen  werden  dürfen.*)  Mit  dieser 
Absicht  der  gesetzgebenden  Käthe  stimmt  nun  freilich  nicht  überein 
ein  Entscheid  des  Bundesrathes  vom  11.  August  ISTf),  welcher  es 
gerechtfertigt  fand,  dass  die  Regierung  von  Nidwaiden  einem  Lu- 
zerner die  Niederlassung  entzog,  weil  das  dortige  Gcschwomengericht 
ihn  wegen  Fallimentes  zum  Verlust  der  bürgerlichen  Rechte  und 
Ehren  verurtheilt  hatte.**)  Der  Bundesrath  sagt  in  seinen  Moti- 
ven: »Art.  45  lemma  2  macht  keinen  Unterschied  zwischen  den 
verschiednen  Arten  von  Strafurtheilen  oder  zw^ischen  verschiednen 
Motiven  iur  den  Entzug  der  bürgerlichen  Rechte,  was  dem  Wort- 
laute nach  richtig  ist.  Von  selbst  vereteht  es  sich  nach  der  jetzigen 
Fassung  des  Art.  45  und  ist  schon  unter  der  frühern  Verfassung 
ausges])rochen  worden,  dass  einem  rehabilirten,  also  in  seinem  bür- 
gerlichen Rechte  wieder  eingesetzten  Zuchtliaussträflinge  die  Nieder- 
lassun*r  gewährt  werden  muss.  ***) 

Der  Entzug  der  Niederlassung  kann  nach  dem  zweiten  und 
dritten  Absätze  des  Art.  45  einem  Schweizerbürger  gegenüber  aus 
folgenden  drei  Gründen  verliigt  w^erden : 

a)  wenn  er  durch  ein  strafgerichtliches  Urtheil  seiner  bürger- 
lichen Rechte  und  Ehren  nach  erlangter  Niederlassung  verlustig  wird ; 

b)  wenn  er,  auch  ohne  in  seinen  Ehrenrechten  eingestellt  wor- 
den zu  sein,  doch  wiederholt  wegen  schwerer  Vergehen  bestraft 

*)  Vergl.  z  B    Prot,  des  Nat.  Rathes  1871/72  S.  149. 
**)  fJerichtszeitg.  No.  30. 
***)  Illlmer  II.  78—79. 
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worden  ist.  Diesen  Zusatz,  welcher  in  dem  Entwürfe  von  1872 
fehlte,  hielt  man  später  doch  für  nothwendig,  um  jedenfalls  Per- 
sonen wegweiseu  zu  dürfen,  welche  sich  gewisser,  der  öffentlichen 
Sittlichkeit  besonders  nachtheiliger  Vergehen,  z.  B.  der  Kuppelei, 
schuldig  machen.  Das  Wort  » schwerer u  vor  » Vergehen «  soll 
namentlich  den  Gegensatz  zu  den  blossen  Polizeiübertretungen  an- 
deuten, wegen  dei*en  früher  die  Ausw^eisung  erfolgen  durfte.  Die 
Gränzlinie  zwischen  schweren  und  leichten  Vergehen  wird  freilich 
hin  und  wieder  nicht  ganz  leicht  zu  ziehen  sein;  gegen  allzu- 
rasche Wegweisung  schützt  aber  namentlich  das  Requisit  der  »wie- 
derholten« Bestrafung,*)  sowie  der  vom  Bundesrathe  mit  Recht 
angenommene  Grundsatz,  dass  diese  Bestrafung  immer  eine  gericht- 
liche sein  muss;**) 

c)  wenn  der  Niedergelassene  dauernd  der  öffentlichen  Wohl- 
thätigkeit  zur  Last  fällt  und  von  seiner  heimathlichen  Behörde, 
trotz  amtlicher  Aufforderung,  eine  angemessene  Unterstützung  nicht 
erhältlich  ist.  Diese  Wegweisung  im  Verarmungs falle  erlitt 
in  den  gesetzgebenden  Käthen  die  grössten  Anfechtungen,  indem 
sich  allerdings  Vieles  dafür  sagen  lässt,  dass  nach  einer  langem 
Dauer  der  Niederlassung  die  Unterstützungspflicht  der  Heimath- 
gemeinde abgenommen  und  auf  die  Wolmsitzgemeinde  übergetragen 
werden  sollte,  wie  es  einerseits  im  deutsclien  Reiche,  anderseits 
auch  im  Kanton  Bern  für  die  innern  Verhältnisse  desselben  ge- 
schehen ist.  Aber  die  Mehrheit  der  Kantone  war  eben  noch  nicht 
geneigt,  mit  einem  Systeme,  welches  seit  drei  Jahrhunderten  sich 
in  der  Sahweiz  eingelebt  hat,  plötzlich  zu  brechen  und  da  das 
Armenwesen  Sache  der  Kantone  bleibt,  so  musste  man  es  ihnen 
überlassen,  dasselbe  nach  ihrem  Belieben  einzurichten ;  es  ging  nicht 
wohl  an,  auf  indirektem  Wege,  d.  h.  durch  die  dem  Niederlassungs- 
orte auferlegte  Verpflichtung,  den  Niedergelassnen  auch  im  Ver- 
armungsfallo  bei  sich  zu  behalten,  das  System  der  Wohnortsunt^r- 
stützung  für  die  ganze  Schweiz  einzuführen.  Es  blieb  daher  nur 
übrig,  die  dem  Grundsatze  nach  zugelassne  Wegweisung  im  Ver- 
armuugsfalle  in  der  xVusfiihrung  möglichst  zu  mildern  und  zu  be- 
schränken. Desshalb  wurde  vorgeschrieben:  1)  Der  Entzug  der 
Niederlassung  darf  nicht  bei   bloss  vorübergehender,  sondern  erst 

*)  Beschluss  des  Bundesrathes  in  der  Schweiz.  Gerichtszeitimg  I.  130. 
*♦)  Bundesbl.  1875  II.  577. 
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bei  dauernder  Unterst ützungsbedürftigkeit  eintreten  ;  2 )  es  niuss 
zuerst  eine  amtliche  Aufforderung  zu  Verabreichung  einer 
angemessnen  Unterstützung  an  die  Heimathgemeinde,  beziehungs- 
weise den  Heimathkanton  erhissen  werden  und  nur  wenn  die  Unter- 
stützung ausbleibt ,  darf  die  Wegweisung  stattlinden ;  3 )  letztere 
darf  (nach  dem  fünften  Absätze  des  Art.  45)  nicht  bloss  durch  die 
Gemeindsbehürde  verfügt,  sondern  sie  muss  durch  die  Regierung 
des  Niederlassungskantons  genehmigt  werden;  4)  der  hei  math- 
lichen Regierung  des  Xiedergelassnen  ist  von  der  beschlossnen 
Wegweisung  zum  voraus,  ehe  sie  erfolgt,  Anzeige  zu  machen. 

In  dem  Rekursfalle  des  Christian  Salvisberg,  wo  es  sich  um 
einen,  nach  der  Bundesverfassung  von  1848  unanfechtbaren  Weg- 
weisungsbeschluss  handelte,  der  aber  erst  unter  der  neuen  Verfas- 
sung vollzogen  werden  sollte,  erklärte  die  Bundesversammlung  am 
13.  November  1874:  die  Bestimmungen  des  Art.  45  Satz  1  bis  3, 
betrelFend  Gestattung  und  Entzug  der  Niederlassung,  statuire  ein 
Grundrecht,  das  am  29.  Mai  1874  für  jeden  Schweizerbüi'ger  in 
volle  Kraft  getreten  sei  und  das  auch  nicht  durch  frühere,  obwohl 
nach  damaliger  Verfassung  begründete  Verfügungen  gehemmt  wer- 
den dürfe.*) 

Wenn  es  sich  übrigens  um  Gestattung  oder  Kntzug  der  Nieder-  , 
lassung  handelt,  so  folgt  daraus,  dass  dem  Ehemanne  die  persön- 
lichen Requisite  für  die  Niederlassungsberechtigung  mangeln,  noch 
nicht,  dass  auch  die  Ehefrau  weggewiesen  werden  kann;  umgekehrt 
folgt  aus  dem  Niederlassungsrechte  des  Mannes  noch  nicht,  dass 
auch  die  Ehefrau  geduldet  werden  muss,  wenn  verfassungsmässige 
Gründe  für  ihre  Ausweisung  vorliegen.**) 

Der  vierte  Absatz  des  Art.  45  enthält  eine  Ausnahmsbestimmung, 
welche,  wie  schon  angedeutet,  hauptsächlich  zu  Gunsten  des  Kan- 
tons Bern  aufgenommen  wurde.  Wo  die  örtliche  Armenpflege  be- 
steht, darf  die  Gestattung  der  Niederlassung  für  Kantonsange- 
hörige an  folgende  zwei  Bedingungen  geknüpft  werden :  1 )  dass 
der"  Niederlassungsbewerber  arbeitsfithig  sei ;  2)  dass  er  nicht  schon 
an  seinem  bisherigen  Wohnorte  im  Heimathkanton  auf  dauernde 
Weise  unterstützt  wuixle.    Dass  diese  Requisite  bloss  bei  Kantons- 


*;  Bundesbl    1874  III    536,  vergl.   I.  672  u.   II.  374. 
**)  Ullmer  I.  71.    Bundesbl.  1871  II.  364  ff. 
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angeliöi'igeu  gestellt  werden  dürfen,  erklärt  sich  einfach  daraus, 
dass  jedenfalls  nur  bei  diesen,  nicht  l>ei  Kantonsfremden  nach  der 
kantonalen  Gesetzgebung  eine  Unterstützungspflicht  auf  Seite  der 
Wohnortsgemeinde  entstehen  kann.  Umgekehrt  hat  man  voraus- 
gesetzt, der  Niedergelassene  werde  immer  nur  in  seinem  Heimath- 
kanton, nicht  aber  in  einem  andern  Kantone,  wo  dafür  keine  ge- 
setzliche Verpflichtung  vorliegt,  eine  andauernde  Unterstützung  am 
Wohnorte  geniessen :  daher  der  Zusatz  »im  Heimathkanton«  ,  der 
schon  darum  nicht  überflüssig  ist,  weil,  wenn  ein  Niedergelassner 
wegen  Verarmung  «aus  einem  andern  Kanton  weggewiesen  wird, 
jedenfalls  der  Heimathkanton  ihn  aufnehmen  muss,  dieser  aber  beim 
System  der  örtlichen  mehr  als  bei  demjenigen  der  heimathlichen 
Armenpflege  im  Armen wesen  als  ein  Ganzes  erscheint. 

Der  sechste  Absatz  des  Art.  45  enthält  in  seinem  ersten  'ITieile 
eine  Bestimmung,  welche  der  Bundesverfassung  von  1848  (Art.  41) 
entnommen,  und  zwar  die  einzige,  welche  unverändert  geblieben 
ist.  Von  dem  Niedergelassnen  dürfen  nicht,  wie  es  früher  hie  und 
da  üblich  war,  von  Seite  des  Staates  Bürgschaften  für  die  Er- 
füllung seiner  Verpflichtungen  gefordert,  überhaupt  dürfen  ihm  für 
den  Erwerb  und  die  Beibehaltung  der  Niederlassung  keine  beson- 
dern Abgaben,  mit  Ausnahme  der  nachher  erwähnten  Kanzlei- 
gebühr, oder  andere  Lasten  auferlegt  werden.  An  diese  Bestim- 
mung, welche  aus  der  frühern  Bundesverfassung  herübergenommen 
worden  ist,  schliesst  sich  nun  ganz  natürlich  die  neue  Vorschrift 
an,  dass  auch  die  Gemeinde  den  Niedergelassnen  nicht  anders 
besteuern  darf  als  den  Ortsbürger.  *)  Mag  diese  Bestimmung  auch 
Ausländern  vielleicht  als  ganz  selbstverständlich  erscheinen,  so  war 
sie  doch,  wie  schon  angedeutet,  von  sehr  grosser  Tragweite  für 
imsre  schweizerischen  Verhältnisse,  nicht  bloss  weil  sie  natürlich 
für  die  Niederlassung  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  ganz  eljenso  gilt 
wie  für  diejenigen  von  Kanton  zu  Kanton,  sondern  auch,  weil  man 
in  manchen  Kantonen  nur  die  Bürgergemeinde  kannte,  welche  alle 
öffentlichen  Bedürfnisse  aus  ihrem  Vermögen  bestritt,  dann  aber 
auch  sich  fiir  berechtigt  hielt,  von  den  Niedergelassenen  ein  Aqui- 

*)  In  der  Bundesverf.  von  1848  war  bloss  gesagt:  »Den  Niedergelasseneu 
anderer  Kantone  können  von  Seite  der  Gemeinden  keine  grossem  Lei- 
stungen an  Gemeindelastcn  auferlegt  werden,  als  den  Niedergelassenen  des 
eigenen  Kantons  < 
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valent  liiefür  in  der  Form  einer  besondern  Abgabe  zu  fordern,  welche 
Sitzgeld,  Schinngeld,  Ansässergebühr  u.  s.  w.  benannt  wurde.  V.b 
darf  nun  eine  solche  Abgabe  nicht  mehr  bezogen  werden ;  hieraus, 
sowie  aus  dem  den  Niedergelassnen  eingeräumten  Stimmrechte  in 
Gemeindeangelegenheiten  folgt  die  fernere  Unhaltbarkeit  desjenigen 
Systems,  nach  welchem  Rechte  und  Pflichten  einzig  auf  der  Bürger- 
gemeinde  beruhten.  Entweder  muss  nun  das  Vermögen  der  Bürger- 
gemeinde von  demjenigen  der  Einwolmergemeinde  ausgeschieden 
werden,  oder  man  muss  der  aus  Bürgern  und  lunwohnern  beste- 
henden Ortsgemeinde  die  Befugniss  einräumen,  über  das  Bürgergut 
für  öffentliche  Zwecke  frei  zu  verfügen. 

Der  letzte  Absatz  des  Art.  45  ist  ebenfalls  aus  der  Bundesver- 
fassung von  1H48  entlehnt,  jedoch  mit  der  wesentlichen  Modifika- 
tion, dass  nun  von  der  Dauer  der  Niederlassungsbewilligung  nicht 
mehr  die  Rede  ist.  In,  Zukunft  wird  also  die  einmal  ertheilte 
Bewilligung  einer  Erneuerung  nicht  mehr  bedürfen,  sondern  für  so 
lange  in  Kraft  bleiben  als  nicht  Verhältnisse  eintreten,  welche  den 
Entzug  der  Niederlassung  rechtfertigen.  Da  indessen  die  Kanzlei- 
gebühr und  die  Dauer  der  Niederlassungsbewilligung  in  etwelchem 
Zusammenhange  mit  einander  stehen,  so  nimmt  der  Bundesrath*) 
wohl  mit  Recht  an,  dass  einstweilen  noch  das  ganze  Bundesgesetz 
vom  10.  Dezember  1840,  mit  einziger  Ausnahme  von  Art.  4,  wel- 
cher von  den  Leistungen  der  Niedergelassnen  an  die  Gemeinden 
handelt,  in  Kraft  bestehe.  Dasselbe  enthält  noch  folgende  Bestim- 
mungen :  Die  Kanzleigebühren,  welche  ein  Schweizer  für  eine 
Niederlassungsbewilligung  auf  vier  Jahre  zu  entrichten  hat,  dürfen 
den  Betrag  von  0  Fr.  neue  Währung  nicht  übersteigen.  Sofern 
aber  der  Niedergelassne  seinen  Wohnsitz  in  eine  andere  Gemeinde 
desselben  Kantons  verlegt,  so  kann  die  Hälfte  der  Gebühr  von 
Neuem  bezogen  werden.  In  dem  genannten  Betrage  sind  alle  Ge- 
bühren enthalten,  welche  an  den  Staat,  an  Bezirksbeamte,  oder  an 
die  Gemeinden  zu  entrichten  sind.**) 

Gehen  wir  nun  über  zu  der  Rechtsstellung  der  Niedergelas- 
senen, welche  der  Art.  43  der  Bundesverfassung  normirt,  so  lautet 
letzterer  folgendermassen  : 

*)  Bundesbl.  1875  II    5G2. 
*♦)  Amtl.  Samml.  I.  273,  III    183 
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'!>Jr(kr  KantonHhürijer  ist  Schweizcrbun/er, 

^^lls  solnjier  kann  er  hei  tdlen  e'i(iijenös.v sehen  Wahlen  and  Ab- 
sfhnnnuKjen  an  seinem  Woh}isitze  Anfheil  nehmen,  nachdem  er  sich 
aber  seine  Stimmherechtigu)t(j  gehörig  ansf/ewiesen  hat. 

:» Niemand  darf  in  mehr  als  ein^m  Kanton  politische  Uevhte 
ansühen, 

^Der  niedenjelassene-  Schweizerhiirger  (jeniesst  an  seinem  Wohn- 
sitze alle  Hechte  der  Kanfonsburi/er  nnd  mit  diesen  auch  (die  neckte 
der  Gemeimhbürger,  Der  Mitantheü  an  Bürger-  nnd  Korporations- 
giifern,  sowie  das  Stimmrecht  in  rein  bürgerlichen  Angelegenheiten 
sind  jedoch  hievon  aimjenommen,  es  wäre  denn,  dass  die  Kantonal- 
gesetzgebung etwas  Anderes  bestimmen  würde. 

»In  katäonalen  und  Gemeindeangelegenheiten  erwirbt  er  das 
Stimmreclif  nach  einer  NiederUuHsung  von  drei  Momiten. 

-»Die  kantonalen  Gesetze  aber  die  Niederlassung  und  das  Stimm- 
recht der  Niedergelassenen  in  den  Gemeinden  unterliegen  der  Geneh- 
migung/ des  Bundesralhes.^ 

Die  drei  ersten  Absätze  dieses  Artikels  entsprechen  im  Wesent- 
liclien  dem  Art.  42  der  Bundesverfassmig  von  1848;  sie  konsti- 
tuiren  ein  allgemeines  Schweizerbürgerrecht,  welches  auch  dem 
ausser  seinem  Heimathkanton  wohnenden  Seliweizer  berechtigt,  an 
eidgenössischen  Wahlen  und  Abstimnmngen ,  nach  Anleitung  des 
hierauf  bezüglichen  Bundesgesetzes  vom  19.  Juli  1872,  an  seinem 
Aufenthaltsorte  Tlieil  zu  nelimen.  Ausdrücklicli  beigefügt  wurde 
indessen,  dass,  wer  von  diesem  Rechte  Gebrauch  machen  will,  sich 
vorerst  über  seine  Stimmbei'echtiguug  auszuweisen  hat  Das 
unterem  24.  Dezember  1874  von  den  gesetzgebenden  Käthen  ange- 
nommene Bundesgesetz  über  die  politische  Stimmberechtigung  der 
Scliweizerbürger  kehrte  nun  freilich  die  Sache  gerade  um,  indem  es 
eine  allgemeine  Präsumtion  füi'  die  Stimmfähigkeit  aufstellte,  gegen- 
über welcher  beliaui)tete  Ausschlussgründe  durch  »die  einsprechende 
Privatperson  oder  Behörde«  zu  beweisen  seien.  Mit  vollem  Itechte 
wurde  indessen  dieses  Gesetz,  welches,  wie  wir  noch  an  einem 
andern  Orte  sehen  werden,  über  klare  Vorschriften  der  Bundes- 
verfassung sich  so  leicht  liinwegsetzte,  vom  Schweizervolk  in  der 
Ileferendumsabstimmung  vom  28.  Mai  1875  verworfen! 

Ungleich  wichtiger  als  die  drei  ersten  sind  die  drei  letzten  Ab- 
sätze des  Art.  43.    Während  nach  der  Bundesverfassung  von  1848 
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der  iii<Hler«^elassene  Selnveizerbürgur  das  Stiiinurecht  in  kantuna- 
1  e  n  Augelogeulieiten  erst  nach  einem  längern  Aufenthalte  erwarl), 
welcher  bis  auf  zwei  Jahre  ausgedehnt  werden  konnte,  vom  Stimm- 
rechte in  Gemeindeangelcgenhciten  aber  ganz  ausgeschlos- 
sen war,  wii*d  ihm  nun  das  Stimmrecht  sowohl  in  kantonalen  als 
auch  in  Gemeindeangelegenheiten  schon  nach  einem  Aufenthalte 
von  bloss  drei  Monaten  ehigeräumt.  Diese  weit  gehende  Aen- 
derung  erklärt  sich  namentlich  daraus,  dass,  gleich  wie  schon  vor 
184y  einzehie  Kantone  den  niedergelassnen  Schweizern  das  Stimm- 
reclit  in  kantonalen  Angelegenheiten  gewährt  hatten,  so  auch  in 
dem  Zeiträume  von  184S  bis  1874  die  meisten  Kantone  bereits 
weiter  gegangen  waren  als  wozu  sie  die  damalige  Bundesverfassung 
verpflichtete,  indem  sie  tlieils  das  Stimmrecht  in  kantonalen  An- 
gelegenheiten sofort  einräumten,  theils  auch  die  Niedergelassnen 
in  Gemehidesachen  mitstimmen  Hessen,  was  überall  da,  wo  man 
eine  Bürger-  und  eine  Kinwohnergemeinde  neben  einander  hatte, 
olme  grosse  Scliwierigkeit  geschehen  konnte. 

Nach  dem  >ierten  Absätze  des  Art.  43  hat  der  niedergelassne 
Schweizerbürger  vollkommen  gleiche  K echte  mit  dem  Kan- 
tonsbürger; diess  bezieht  sich  natürlich  nicht  bloss  auf  das 
Stimmrecht  und  die  passive  Wahlfähigkeit  zu  allen  kantonalen 
Aemtern,  sondern  auch  auf  alle  übrigen  Yerliältnisse,  wie  nament- 
lich die  freie  Gewerbsausübung,  den  Erwerb  und  die  Veräusserung 
von  Liegenschaften,  welche  in  der  Bundesverfassung  von  1848  spe- 
ziell hervorgehoben  waren.  Die  Art.  43  und  (Jü  der  Bundesver- 
fassung in  Verbindung  mit  einander  aufgefasst,  lassen  keinen  Zweifel 
übrig,  dass  die  Rechtsgleichheit  eine  ganz  unbeschränkte  sein  muss. 
Gegenüber  der  Verfassung  von  1848,  welche  die  Gleichstellung  des 
niedergelassenen  Schweizers  mit  dem  Kantonsbürger  aucli  schon 
enthielt,  ist  nun  aber  der  bedeutungsvolle  Fortschritt  gemacht  wor- 
den ,  dass  der  Niedergelassene  in  seiner  Wohnortsgemeinde  auch 
alle  Uechte  des  Gemeindsbürgers  gemessen  soll,  mit  Ausnahme 
des  Mitantlieils  an  Bürger-  und  Korporationsgütern ,  sowie  des 
Stimmrechtes  in  rein  bürgerlichen  Angelegenheiten.  Es  kann  also 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Niedergelassene  nicht  nur  in 
Gemeindesachen  mitstimmen  kann,  sondern  auch  zu  allen  Gemeinde- 
ämtern wählbar  ist;  ül)erhaupt  dürfen  nun,  mit  Ausnahme  der  l)ei- 
den   eben   berührten  Punkte,  keinerlei  Vorrechte  zu  Gunsten  der 


31(>  Kap   IV.   Garantirte  Rechte  der  SchweizerbCirger, 

Geineiudsbürger  mehr  stattfinden.  Die  Frage,  was  unter  rein  bür- 
gerlichen Angelegenheiten,  und  vielleicht  auch  die  andere,  was 
unter  Bürgergütern  und  den  Mitantheil  an' denselben  zu  verstehen 
sei,  dürften  in  der  Anwendung  noch  hin  und  wieder  Schwierigkeiten 
verursachen ;  doch  ist  für  eine  gleichmässige  Auslegung  der  Ver- 
fassungsbestimraung  nicht  bloss  durch  das  allgemeine  Beschwerde- 
rocht gesorgt,  sondern  auch  durch  die  Vorschrift  des  letzten  Ab- 
satzes von  Art.  43,  nach  welcher  jedes  kantonale  Gesetz,  das  sich 
auf  das  Xiederlassungswesen  und  das  Stimmrecht  der  Niederge- 
lassnen  in  den  Gemeinden  bezieht,  vor  seinem  Inkrafttreten  dem 
Bundesrathe  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden  muss.  Fragt  es 
sich  schliesslich  noch,  wer  auf  die  Eigenschaft  eines  niedergelassnen 
Schweizerbürgers  und  somit  auf  das  Stinniirecht  in  Gemeindeange- 
legenheiten Anspruch  machen  könne,  so  ist  eine  neueste  Entschei- 
dung des  Bundesrathes  zu  erwähnen,  welche  dahin  geht,  dass  auch 
den  volljährigen  Söhnen  der  Niedergelassnen  das  Stimmrecht  ein- 
geräumt werden  müsse.*) 

Gehen  wir  nun,  nachdem  wir  die  beiden  hauptsächlichsten  Ar- 
tikel, welche  vom  Niederlassungswesen  handeln,  besprochen  haben, 
noch  zu  den  folgenden  über,  die  gewissermassen  als  Anhängsel  zu 
denselben  erscheinen,  so  lautet  Art.  40  folgendermassen  : 

»/;/  Beziehunf/  auf  die  emirechtlichen  Verhältnisse  stehen  die 
Nied^r<ieiii4<senen  in  d-er  Bef/el  unter  dem  Rechte  und  der  (lesetz- 
gehnnr/  des   Wohnsitzes, 

» Die  Bundest/esetzii/ehunfj  wird  über  die  Annendttny  dieses  Grund' 
Satzes,  sowie  f/ef/en  Doppelhestenennn/  die  erforderlichen  Bestinnnnnf/en 
treffen.^ 

Eine  bundesgesetzliche  Normirung  der  Niederlassungs Verhält- 
nisse, insbesondere  der  Frage,  nach  welchen  Gesetzen  und  von  wel- 
chem Gerichtsstande  die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  schwei- 
zerischen Niedergelassenen  zu  beurtheilen  seien ,  wurde ,  da  die 
hierüber  bestehenden  Konkordate  aus  den  Jahren  1821  und  1822 
theils  nicht  auf  alle  Kantone  sich  erstrecken,  theils  den  jetzigen 
Anschauungen  nicht  mehr  entsprechen,  schon  seit  langem  so  sehr 
als  Bedürfniss  gefühlt,  dass  bereits  im  Jahr  18C3  ein  daheriger, 
vom  Bundesrathe  ausgearbeiteter  Gesetzesentwurf  von  den    eidge- 

*)  Gerichtsztg.  1375  No.  41. 
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nossisclien  Käthen  behandelt  wurde.  *)  Wenn  die  interessanten 
Berathungen  zu  keinem  praktischen  Ergebnisse  führten,  sondern 
bloss  »schätzbares  Material«  für  die  Zukunft  hinterlassen  haben, 
so  waren  es  weniger  Bedenken  gegen  die  Kompetenz  des  Bimdes, 
obschon  auch  diese  nicht  ganz  ausser  Betrachtung  fielen,  als  viel- 
mehr selir  auseinandergehende  Ansichten  über  die  Grundsätze,  nach 
welchen  jene  Verhältnisse  zu  normiren  seien,  die  das  Scheitern 
des  Entwurfes  herbeiführten.  Das  Bedürfniss  einer  gesetzlichen 
Xormirung  selbst  wurde  von  da  an  bei  jeder  Revisionsberathung 
anerkannt.  Bei  der  misslungnen  Partialrevision  von  1865/00  wurde 
die  Aufnahme  folgender  Bestimmung  in  die  Bundesverfassung  vor- 
geschlagen :  :^Der  Bundesgesetzgebung  wird  vorbehalten,  zu  bestim- 
men, ob  die  Gesetze  des  Heimath-  oder  diejenigen  des  Niederlas- 
sungskantons für  die  Besteuerung,  sowie  für  die  Ilegehmg  der 
civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassnen  massgebend  sein 
sollen.«  Als  dann  im  Jahr  1871  die  Revision  wieder  aufgenommen 
wurde,  hatte  das  Prinzip  des  Wohnsitzrechtes  gegenüber  demjenigen 
des  Ileimathrechtes  bereits  grosse  Fortschritte  in  der  öffentlichen 
Meinung  gemacht;  die  nationalräthliche  Kommission  wollte  daher 
die  streitige  materielle  Frage  in  der  Verfassung  selbst  entschei- 
den und  scjilug  folgenden  Artikel  vor:  »In  Beziehung  auf  die  civil- 
rechtlichen Verhältnisse  und  die  Besteuerung  steht  der  Niederge- 
lassene unter  dem  Rechte  und  der  Gesetzgebung  des  W^ohnsitzes. 
Für  Fälle  mehrfacher  Niederlassung  wird  die  Bundesgesetzgebung 
die  Grundsätze  der  Ausscheidung  aufstellen.«  Allein  schon  im  Na- 
tionalrathe  tauchten  Bedenken  auf  gegen  die  zu  unbedingte  Fas- 
sung dieses  Vorschlages,  weil  es  als  zweifelhaft  erschien,  ob  das 
Recht  des  W^ohnsitzes,  welcher  nach  Belieben  gewechselt  werden 
kann,  auch  für  Statusfragen,  wie  z.  B.  diejenige  der  Volljährigheit, 
sowie  für  das  Güterrecht  der  Ehegatten  passe.  Es  wurden  daher 
im  ersten  Satze  des  Artikels  die  Worte  »in  der  Regel«  einge- 
schaltet und  der  zweite  Satz  gemäss  dem  Antrage  der  ständeräth- 
lichen  Kommission  folgendermassen  redigirt:  »Der  Bundesgesetz- 
gebung bleibt  vorbehalten,  über  die  Anwendung  dieses  Grundsatzes 
die  weit^n-n  Bestimmungen  zu  treffen.«  **)   Der  Ständerath  trat  im 

*)  Sirho  die  verschiedenen   Vorschläge  in  verdankenswerther  Zusammen- 
stellung bfti  Ullmer  II.  41:^—431. 

**)  Prot,  des  Nat -Ilathes  1871/72  S.  222—225. 
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Wesentlichen  dieser  abgeänderten  Fassung  des  Artikels  bei ;  nur 
Hess  er  im  ersten  Satze  »di(»  Besteurungu  weg  und  redigirte  nun 
den  zweiten  Satz  in  folgender  Weise:  »Die  Bundesgesetzgebung 
wird  über  die  Anwendung  dieses  Grundsatzes,  sowie  gegen  Doppel- 
besteurung  die  erlbrderlichen  Bestimmungen  treffen. «  Der  Grund 
dieser  Aenderung  liegt  offenbar  darin,  dass  der  Schutz  gegen  Doppel- 
besteurung  keineswegs  bloss  zu  Gunsten  der  Niedergelassnen  anzu- 
wenden ist,  sondern  auch  in  manchen  andern  Verhältnissen  Platz 
greifen  muss.*)  Den  vom  Ständerathe  modifizirten  Artikel  nahm 
dann  der  Nationalrath  unterem  23.  Februar  1872  an,**)  und  es 
ist  die  Fassung  des  damaligen  Entwurfes  wörtlich  übergegangen 
in  die  gegenwärtige  Bundesverfassung. 

Nach  dieser  Entstehungsgeschichte  des  Art.  4()  kann  als  fest- 
stehend betrachtet  werden,  dass  zwar  in  Zukunft  das  Kecht  des 
Wohnortes  für  die  Niedergelassnen  allerdings  die  Regel  bilden  soll, 
dass  man  aber  dabei  zum  voraus  eine  Anzahl  von  Ausnahmen  ge- 
statten wollte,  deren  nähere  Feststellung  der  Gesetzgebung  über- 
lassen wurde.  Der  Art.  46  gehört  also  nicht  zu  denjenigen  Be- 
stimmungen der  Bundesverfassung,  welche  sofort  mit  Annahme  der 
letztern  in  Kraft  getreten  sind,  sondern  er  kann  seine  W^irkun- 
gen  erst  nach  Erlassung  des  darin  vorgesehenen  Bundesgesetzes 
entfalten,  dessen  baldiges  Zustandekommen  allerdings  sehr  zu 
wünschen  wäre.  Bis  zum  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  sind  die 
Konkordate  von  1821  und  1822  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
Niedergelassnen  noch  als  fortbestehend  zu  betrachten,  wie  das 
Bundesgericht  schon  in  wiederholten  Fällen  ausgesprochen  hat.  ***) 

Der  Art.  47  schreibt  Folgendes  vor: 

y)Ein  Bundesgesetz  wird  den  Unterschied  zwischen  Niederlasswuj 
und  Aufefifhalt  bestimmefi  mui  dabei  gleichzeitig  über  die  politischen 
und  hilrgerlichen  Hechte  der  schweizerischen  Aufenthalter  die  nähern 
Vorschriften  aufstellen.^ 

In  den  meisten  Kantonen  der  Schweiz  besteht  ein  hergebrachter 
Gegensatz   zwischen  Niedergelassenen,  d.  h.  Personen,  welche  an 

*)  Wir  werden  die  bisherige  Praxis  der  Bimdesbehörden  hinsichtlich  des 
Schutzes  gegen  Doppelbesteurung  in  einem  besondern  Abschnitte,  welcher  un- 
mittelbar auf  den  gegenwärtigen  folgen  wird,  darstellen. 
**)  Prot.  S.  663. 
*♦♦)  Zeitschr.  für  Schweiz.  Gesetzgeb.  u.  Rechtspflege  I    (}4 
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einem  Orte,  wo  sie  nicht  heiraatliberechtigt  sind,  einen  dauernden 
Wohnsitz  nehmen,  indem  sie  entweder  mit  Familie  sich  dort  an- 
siedeln oder  einen  seli)stständigen  Beinif  ausüben,  und  blossen  Auf- 
enthaltern, worunter  man  wesentlich  unverheirathete  Leute  vei-steht, 
die  nur  vorübergehend  an  einem  Orte  wohnen,  ohne  ein  eignes 
Gewerbe  zu  betreiben,  z.  B.  als  Studirende,  als  Handwerksgesellen, 
als  Dienstboten,  als  Fabrikarbeiter.  Die  ziemlich  schwierige  Auf- 
gabe, eine  bestimmte  Gränze  zu  ziehen  zwischen  diesen  l>eiden  Ka- 
tegorien von  Personen,  wurde  bis  dahin  der  kantonalen  Gesetz- 
gebung überlassen  und  es  ist  begreiflich,  dass  in  Folge  hievon  die 
Bedingungen,  unter  welchen  die  Niederlassung  genommen  werden 
musste,  in  den  einzelnen  Kantonen  sehr  verschieden  angesetzt  wurden. 
Im  Ganzen  wurde  der  Erwerb  der  Niederlassung,  da  es  nicht  bloss 
Rechte,  sondern  auch  Pflichten  (namentlich  in  Bezug  auf  die  Be- 
steurung)  begründet,  eher  als  etwas  Lästiges  betrachtet,  wozu  man 
die  Leute  anhalten  musste ;  hin  und  wieder  aber  kam  es  auch  vor, 
dass  einzelne  Kantone  gewissen  Klassen  von  Schweizerbürgeni,  um 
sie  von  den  politischen  Rechten  auszuschliessen,  die  Niederlassung 
geradezu  verweigerten.  In  solchen  Fällen  sprechen  sich  die  Bun- 
desbehörden immer  dafür  aus,  dass  zwar  wohl  die  Verpflichtung, 
die  Niederlassung  zu  nehmen,  nicht  aber  das  Recht,  dieselbe  zu 
verlangen,  durch  die  Kantone  beschränkt  werden  dürfe.*)  Die 
Bundesverfassung  von  1848  gewährleistete  dem  blossen  Aufenthalter 
nicht  bloss  keine  politischen  Rechte,  sondern  auch  das  Recht  des 
Aufenthaltes  stand  keineswegs  unter  den  nämlichen  Garantien  wie 
die  Niederlassung ;  es  konnte  vielmehr  nach  Belieben  entzogen  wer- 
den, insoweit  nicht  andere,  durch  den  Bund  garantirte  Rechte  der 
Schweizerbürger  dabei  in  Frage  kamen.  **)  Diese  gänzliche  Recht- 
losigkeit der  Aufenthalter  wurde  in  der  That  als  ein  Mangel  em- 
pfunden und  daher  bei  der  Revisionsberathung  von  1871.  in  Folge 
individuellen  Antrages  eines  Mitgliedes,  von  der  nationahräthlichen 
Kommission***)  folgender  Artikel  angenommen:  »Ein  Bundesgesetz 
wird  Vorschriften  über  die  politischen  und  bürgerlichen  Rechte  der 
Schweizerbürger  aufstellen,  welche  nicht  in  dem  Kantone  heimath- 
berechtigt  sind,  wo  sie  wohnen,  ohne  in  demselben   eine  Nieder- 

*)  Ullmer  I.  81—89. 
**)  Ebenda  S.  140. 
♦♦*)  Prot,  derselben  S.  224. 
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lassungsbewilliguiig  erhalten  zu  haben.«  Schon  in  der  standeräth' 
hellen  Kommission*)  überzeugte  man  sich  indessen  von  der  Noth- 
wendigkeit,  dass  vor  Allem  aus  die  Begrifie  »Niederlassung«  und 
»Aufenthalt«  von  Bundes  wegen  näher  zu  definiren  seien,  und  gab 
daher  dem  Artikel  folgende  ergänzte  Fassung:  »Vau  Bundesgesetz 
wird  den  Unterschied  zwischen  Niederlassung  und  Aufenthalt  be- 
stimmen und  dabei  gleichzeitig  über  die  politischen  und  bürger- 
lichen Rechte  der  blossen  Aufenthalter  die  nähern  Vorschriften 
aufstellen.«  Mit  der  rein  redaktionellen  Aenderung,  dass  das  Wort 
»>blossen«  gestrichen  und  nachher  an  dessen  Stelle  das  Wort  »schwei- 
zerischenu  gesetzt  wurde,  ist  dieser  Artikel  in  die  gegeiiwärtige  Bun- 
desverfassung übergegangen. 

Der  erste  gesetzgeberische  Versuch,  der  zu  Vollziehung  des 
Art.  47  gemacht  wurde,  lag  in  dem  Gesetzesentwurfe  über  die 
politische  Stimmberechtigung  der  Schweizerbürger  vom  24.  Dezem- 
ber 1874.  Derselbe  machte  sich  die  Aufgabe  freilich  leicht,  indem 
er  von  einer  Feststellung  der  Begriffe  »Niederlassung«  und  »Auf- 
enthalt« gänzlich  Umgang  nahm.  Auch  die  bürgerlichen  Rechte 
der  Aufenthalter  liess  er  unberührt,  indem  er  deren  Normirung 
dem  in  Art.  46  vorgesehenen  Bundesgesetze  überliess,  und  be- 
schränkte sich  darauf,  den  Aufenthaltern  politische  Rechte,  die  sie 
bis  dahin  nach  den  Vorschriften  des  Bundes  nicht  hatten,  in  weit 
gehendem  Masse  zu  gewähren.  Die  Bestimmung  des  Art.  47,  dass 
die  Feststellung  des  Unterschiedes  zwischen  Niederlassung  und  Auf- 
enthalt und  diejenige  der  Rechte  der  Aufenthalter  gleichzeitig 
geschehen  solle,  wurde  dabei  gänzlich  übersehen.  Das  Schweizer- 
volk hat  indessen  über  diesen  Kntwurf  das  richtige  Urtheil  gefällt, 
indem  es  ihn,  wie  schon  erwähnt  wurde,  in  der  Referendums- 
abstimmung vom  23.  Mai  1875  verwarf:  der  Umstand,  dass  nun  die 
Aufenthalter  einstweilen  gar  keine  politischen  Rechte  besitzen,  wird 
allerdings  die  baldige  Erlassung  des  in  Art.  47  geforderten  Bundes- 
gesetzes erheischen;  aber  da  die  Definition  von  Niederlassung  und 
die  Aufenthalt  gleichzeitig  erfolgen  soll,  so  ist  zu  wünschen,  dass 
die  in  Art.  40  und  47  vorgesehenen  (Jesetze  in  Verbindung  und  im 
Zusammenhange  mit  einander  ausgearbeitet  werden. 

Kndlich  mag  in  diesem  Abschnitte,  welcher  von  Niederlassung 

*)  Prot,  derselben  S.  10. 
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und  Aufenthalt  handelt,  auch  noch  der  Art.  48  der  Bundesverfassung 
seine  Stelle  finden,  welche  folgendermassen  lautet: 

y^Ein  Bundesgesetz  wird  über  die  Kosten  der  Verpflegung  und 
Beerdigung  armer  Angehöriger  eines  Kantons,  welche  in  einem  an- 
dern Kanton  krank  werden  oder  sterben,  die  nöthigen  Bestimmungen 
f  reffen,  fi^ 

Seit  dem  16.  November  1865  bestand  ein  Konkordat  »betref- 
fend gegenseitige  Vergütung  von  Verpflegungs-  und  Be- 
gräbnisskosten für  arme  Angehörige,«  welchem  die  meisten  Kantone 
beigetreten  waren,  dagegen  hatten  andere  Kantone,  wie  namentlich 
Bern  und  Luzern,  den  Beitritt  verweigert,  weil  sie  das  andere  Sy- 
stem vorgezogen  hätten,  nach  welchem  geleistete  Unterstützungen 
von  den  heimathlichen  Behörden  nicht  zurückgefordert  werden. 
Um  nun  auch  in  dieser  nicht  unwichtigen  Materie  eine  einheitliche 
Ordnung  in  der  Schweiz  durchführen  zu  können,  schlug  die  stände- 
räthliche  Revisionskommission  am  13.  Januar  1872  den  obigen 
Artikel  vor,  welcher  dann  von  beiden  Käthen  angenommen  wurde 
und  aus  dem  Plntwurfe  von  1872  in  die  jetzige  Verfassung  über- 
gegangen ist.  *)  Das  in  Art.  48  geforderte  Bundesgesetz  ist  bereits 
unter'm  22.  Juni  1875  erlassen  worden.  Dasselbe  hat  das  Prinzip 
der  gegenseitigen  Vergütung  aufgegeben  und  den,  früher  schon  in 
Vereinbarungen  mit  dem  Auslande  ausgesprochnen  Grundsatz  an- 
erkaimt,  dass  die  Behörden  des  Ortes,  wo  die  Erkrankung  oder  der 
Sterbefall  stattfindet,  für  die  Verpflegung  und  Beerdigung  zu  sorgen 
haben,  ohne  dafür  von  den  heimathlichen  Behörden 
Ersatz  fordern  zu  können.**) 

§  4.    Schutz  gegen  Doppelbesteurung. 

Wenn  auch  in  der  Bundesverfassung  von  1848  nicht  ausdrück- 
lich anerkannt,  hat  gleichwohl  in  der  Praxis  der  Bundesbehörden 
seit  dem  Jahr  1862  der  Grundsatz,  dass  Niemand  das  nämliche 
Vermögen  oder  Einkommen  in  zwei  verschiednen  Kantonen  zu  ver- 
steuern angehalten  werden  könne,  volle  Geltung  und  Durchführung 
gefunden.    Indem  die  Bundesversammlung,  ohne  dafür  in  der  Ver- 

'*')  Es  war  nur  eine  kleine  Redaktionsverbesserung,  dass  es  jetzt  beisst: 
»krank  werden  oder  sterben«,  statt  früher  »krank  werden  und  sterben«. 
**)  Amtl.  Samml.  N.  F.  I.  743. 
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fassung  selbst  cineu  positiven  Anhaltspunkt  zu  besitzen,  diesen 
Grundsatz  aufstellte,  ist  sie  -  mag  man  im  Uebrigen  von  einer 
derartigen  Erweiterung  der  Bundesgewalt  auf  dem  Wege  eines 
blossen  Rekui-sentscheides  denken  wie  mau  will  —  jedenfalls  von 
einer  richtigen  Einsicht  in  das  Wesen  des  Bundesstaates  ausge- 
gangen, mit  welchem  es  unverträglich  ist,  dass  unter  den  Kon- 
flikten, welche  mit  Bezug  auf  die  Steuerhoheit  zwischen  den  Kan- 
tonen entstehen  können,  der  einzelne  Bürger  zu  leiden  habe.  Auch 
der  norddeutsche  Bund  hat  unterem  IB.  Mai  1870  ein  Gesetz  »wegen 
Beseitigung  der  Doppclbesteurung«  (nunmehr  deutsches  Reichs- 
gesetz) erlassen,  was  in  folgender  Weise  motivirt  wurde:  »Nach- 
dem das  Gesetz  über  die  Freizügigkeit  die  Aufenthalts-  und  Nieder- 
lassungsbefugnisse, und  nachdem  die  Gewerbeordnung  die  Berech- 
tigung zum  Gewerbebetriebe  innerhalb  des  Bundesgebietes  wesentlich 
erweitert  hat,  ist  es  erforderlich  und  liegt  es  in  der  Konsequenz 
der  durch  die  Verfassung  und  Gesetzgebung  des  Bundes  sanktio- 
nirten  Prinzipien,  diejenigen  Hindernisse,  welche  die  bestehende 
Doppclbesteurung  der  vollen  Verwirklichung  dieser  Prinzipien  noch 
entgegenstellt,  zu  beseitigen.«*) 

Bis  zum  Jalir  1862  pflegten  Beschwerden  über  Doppclbesteurung 
vom  Bundesrathe  abgewiesen  zu  werden,  weil  die  Steuergesetz- 
gebungen der  Kantone  auf  der  Souveränetät  der  letzern  beruhen 
und  dem  Bunde  keine  Einmischung  zustehe,  sofern  jene  Gesetz- 
gebungen nicht  mit  Bundesvorschriften  und  Konkordaten  im  Wider- 
spruche stehen.**)  Beim  Rekurse  des  Hrn.  August  Dürr  von  Burg- 
dorf aber  erklärte  sich  die  Bundesversammlung  zum  Entscheide 
von  Fragen  über  Doppclbesteurung  befugt  und  erkannte  im  Spezial- 
fälle :  es  seien  von  dor  im  Kanton  Bern,  wo  die  Erblasserin  wohnte, 
zu  bezahlenden  Erbschaftsteuer  die  im  Kanton  Freiburg  liegenden 
Grundstücke  befreit,  weil  der  letztere  Kanton  bereits  ebenfalls  eine 
Erbschafts-  oder  Handänderungsgebühr  von  denselben  erhebe.  Zur 
Begründung  der  Kompetenz  wurde  im  Berichte  der  nationalräth- 
lichen  Kommission  Folgendes  bemerkt: 

»Wären  die  beiden  Kantone  unbedingt  souverän  und  stünden  sie 
nicht  in  einer  solchen  Beziehung  zu  einander,  welche  die  Ausglci- 

*)  Koller  Archiv  IV.  051. 
**)  Vcrgl    rilincr  1.  213—214. 
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cliiing  des  MissvcTliältiiissos  gestattet,  so  inüsste  der  davon  Betrof- 
fene sich  der  Gewalt  der  Umstände  unterziehen ,  weil  keine  Au- 
torität vorhanden  ist,  die  ihn  gegen  das  Unrecht  schützen  könnte. 
Damit  aber,  dass  die  Kau  tone  zu  einem  gemeinsamen  Staate  sich 
vereinigten,  übernehmen  sie  die  Verpflichtung,  in  der  Ausübung 
ihrer  kantonalen  Rechte  nicht  in  das  Gebiet  eines  andern  Kantons 
überzugreifen ,  und  wenn  dieses  dennoch  geschehen  sollte ,  so  sind 
die  Bundesbehörden  da,  um  zu  prüfen  und  zu  entscheiden,  auf 
welcher  Seite  das  Recht  sei,  und  die  Kantone  müssen  sich  der 
bundesrechtlichen  Entscheidung  unterziehen.  Dieser  Fall  ist  vor- 
handen, wenn  die  Steuergesetzgebungen  zweier  Kantone  in  der 
Weise  mit  einander  im  Widerspruch  stehen,  dass  beide  Anspruch 
auf  Besteurung  der  gleichen  Sache  machen ;  die  Bundesbehörden 
müssen  entscheiden,  welche  Ansprüche  vom  Bunde  zu  schützen 
seien.«  *) 

In  Beziehung  auf  Liegenschaften  fand  die  Bundesver- 
sammlung im  Rekursfalle  Dürr,  dass  zunächst  der  Kanton,  auf 
dessen  Gebiete  sie  liegen,  berechtigt  sei,  dieselben  zu  besteuern  und, 
soferne  dieses  geschehe,  der  Wohnortskanton  des  tligenthümers 
sich  der  Besteurung  zu  enthalten  habe.**J  Dieser  Grundsatz  kam 
dann  auch  bei  nachfolgenden  Rekursentscheidungen  in  allen  seinen 
Konsequenzen  zur  Anwendung.  Insbesondere  wurde  bei  einem  Re- 
kurse von  Bewohnern  des  Kantons  Glarus,  welche  im  Kanton 
St.  Gallen  Liegenschaften  besitzen,  von  den  Bundesbehörden  er- 
kannt, dass  sie  zur  Entrichtung  der  Grundsteuer  nicht  bloss  für 
kantonale,  sondern  auch  für  kommunale  Zwecke,  namentlich  für's 
Kirchen-,  Schul-  und  Armenwesen  verhalten  werden  mögen.  Die 
ständeräthliche  Kommission  bemerkte  darüljer:  »Die  Einrede  der 
Rekurrenten,  sie  können  für  persönliche  Schulsteuren,  die  aus  der 
Natur  der  Schulgenössigkeit  herfliessen,  nur  von  der  Steuergesetz- 
gebung ihres  Wohnortes  belangt  werden,  ist  nicht  stichhaltig,  weil 
nach  allgemein  anerkannten  Grundsätzen  nicht  bloss  die  Personen, 

*)  Kbenda  II.  12  flf.   Vergl.  den  Kommissionalbericht  i.  S.  Ucizmann  ebenda 
S.  8-ü. 

**j  Vergl.  das  d (putsche  Gesetz  §8:  »Der  Grundbesitz  und  der  Betrieb 
eines  Gewerbes,  sowie  das  aus  diesen  Quellen  herrührende  Einkommen  darf 
nur  von  donijonigeu  PJundes-Staate  besteuert  werden,  in  welchem  der  Grund- 
l)e8itz  liegt  oder  das  Gewerbe  betrieben  wird.« 
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sondern  auch  die  Sachen  der  Steuerhoheit  des  betreffenden  Staates 
unterworfen  sind.«  *)  Ebenso  wurde  bei  einer  Beschwerde  von 
aargauischen  Eigenthümern,  welche  im  Kanton  Luzern  Grundbesitz 
haben,  von  den  Bundesbehörden  anerkannt,  dass  diese  Liegenschaften 
der  Gemeinde,  in  w^elcher  sie  sich  befinden,  Armensteuern  zu  be- 
zahlen haben.**) 

Was  hingegen  das  bewegliche  Vermögen,  sowie  den  Er- 
werb (Einkommen)  einer  Person  betrifft,  so  wii'd  allenthalben***) 
und  daher  auch  in  unsrer  bundesräthlichen  Praxis  der  Grundsatz 
festgehalten,  dass  sie  beides  an  ihrem  Wohnorte  zu  versteuern 
hatf)  Es  kann  sich  vorerst  fragen,  ob  auch  hypothekarisch 
versicherte  Forderungen,  welche  auf  Grund  und  Boden  haften,  zum 
beweglichen  Vermögen  gehören;  insbesondere  kann  hier  ein  Kon- 
flikt zwischen  der  Steuerhoheit  zweier  Kantone  leicht  in  der  Weise 
entstehen,  dass  der  Kanton,  in  dessen  Gebiete  die  verpfändete 
Liegenschaft  sich  befindet,  von  dem  Pfandschuldner  die  volle  Grund- 
steuer erhebt  und  ihm  gestattet,  einen  verhältnissmässigen  Abzug 
am  Zinse  zu  machen,  während  der  Pfandgläubiger  bereits  in  seinem 
Wohnsitzkanton  sein  ganzes  Vermögen,  mit  Inbegriff  des  fraglichen 
Pfandtitels  zu  versteuern  hat.  Auch  hier  haben  die  Bundesbehörden 
sich  gegen  die  Zulässigkeit  einer  solchen  Doppelbesteuining  ent- 
schieden und  dem  Wohnsitzkanton  des  Pfandgläubigers  das  bessere 
Besteurungsrecht  zuerkannt,  ff)  Beim  Rekurse  Tavel,  welcher  an 
die  Bundesversammlung  gezogen  wurde,  sprach  sich  die  stände- 
räthhche  Kommission  folgendermassen  aus:  »Der  Staatsrath  des 
Kantons  Freiburg  sucht  die  betreffende  Gesetzesbestimmung  in 
erster  Linie  dadurch  zu  rechtfertigen,  dass  er  sagt,  es  werde  nicht 
das  bewegliche  Vermögen  des  Rekurrenten  (das  Darleihens-Kapital), 
sondern  das  zu   seinen  Gunsten   im  Kanton  Freiburg   konstituirte 

*)  Bundesbl.  1865  III.  739  flf.     IV.  60    Vergl.  auch  II    167. 
♦*)  Bundesbl.  1^70  III.  185  ff,  1871  I.  491  flf. 

***)  Vergl.  das  deutsche  Gesetz  §  1:  »Ein  Deutscher  darf  vorbehaltlich 
der  Bestimmungen  in  den  §§  3  und  4  zu  den  direkten  Staatssteuern  nur  in 
demjenigen  Bundes-Staate  herangezogen  werden,  in  welchem  er  seinen  Wohn- 
sitz hat.  Einen  Wohnsitz  im  Sinne  dieses  Gesetzes  hat  ein  Deutscher  an  dem 
Orte,  an  welchem  er  eine  Wohnung  unter  Umständen  inne  hat,  welche  auf  die 
Absicht  der  dauernden  Beibehaltung  einer  solchen  schliessen  lassen.« 
t)  Bundesbl.  1869  I.  971,  972.  1875  II.  584. 
tt)  Bundesbl.  186511.167.  186611.615—626.  Amtl.  Samml.  VIII.  876. 
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Realrecht  ])esteiiert.  ...  In  der  That  und  Wahrheit  wird  aber  ja 
freilich  nicht  das  Grundstück,  dessen  Steuerrepräsentant  der  Eigeu- 
thümer  ist,  sondern  das  bewegliche  Vermögen  des  Gläubigers  selbst 
desshalb  besteuert,  weil  auf  das  crstcre  zur  bessern  Sicherstellung 
des  Guthabens  eine  Hypothek  bestellt  worden  ist.  Die  Steuerquote 
wird  nicht  nach  dem  Werthe  des  Grundstückes  oder  nach  der 
Qualität  des  Pfandes,  sondeni  nach  dem  Massstabe  der  Forderung 
des  Gläubigers  bemessen.  .  .  .  Dagegen  kommt  es ,  um  auf  einen 
andern  Scheingrund  überzugehen,  für  den  auswärts  wohnenden 
Pfandgläubiger  im  Effekt  auf  Eines  und  dasselbe  heraus,  ob  der 
Kanton  Freiburg  unmittelbar  oder  in  einer  mehr  yersteckten  imd 
künstlichen  Weise  das  daselbst  angelegte  Kapitalvermögen  besteuert, 
indem  die  freiburgische  Gesetzgebung  den  Debitoren  berechtigt,  3  ^/^^ 
von  der  Zinsschuld  in  Abzug  zu  bringen.  Es  ist  diess  nur  das 
Mittel,  über  die  Kantonsgränzen  hinaus  einen  Besteurungsanspruch 
zu  realisiren,  welchen  die  Staatsgewalt  direkt  gegenül)er  dem  »aus- 
wärts wohnenden  Schweizerbürger  nicht  realisiren  könnte.« 

In  Ueboreii^^timmung  mit  dieser  bisherigen  Praxis  hat  auch 
das  Bundesgericht  in  wiederholten  Entscheiden  die  Besteurung  von 
Pfandkapitalien  auswärts  wohnender  Pfandkreditoren  als  unzulässig 
erklärt.     (Gyger-Bertola  5.  Febr.  1875.) 

In  einem  Spezialfälle  entstand  ferner  die  Frage,  ob  der  Nutz- 
niesser  eines  (nicht  in  Liegenschaften,  sondern  in  Kapitaltiteln  be- 
stehenden) Familienfideikommisses  den  Zinsertrag  desselben 
an  seinem  Wohnorte  im  Kanton  Thurgau  zu  versteuern  habe,  oder 
ob  das  in  St.  Gallen  verwaltete  und  waisenamtlich  verwahrte  Kapital 
hier  zu  versteuern  sei.  Der  Bundesrath  entschied  zu  Gunsten  des 
Wohnsitzkantons  aus  folgenden  Motiven:  »Als  Regel  wird  ange- 
nommen, dass  das  unbewegliche  Vermögen  da  in  Besteurung  falle, 
wo  es  liegt ,  das  bewegliche  aber  da ,  wo  der  Eigenthümer  seinen 
gesetzlichen  Wohnsitz  hat.  Es  ist  keinerlei  Grund  vorhanden,  von 
dieser  Regel  zu  Gunsten  von  Fideikommissen  eine  Ausnahme  zu 
machen ;  vielmehr  ist  auch  bei  solchen  der  unbewegliche  Theil  des 
Vermögens  am  Orte,  wo  er  liegt,  und  der  bewegliche  Theil  am 
Wohnort  seines  oder  seiner  jeweiligen  Nutzniesser  zu  besteuern. 
Dass  der  Sitz  der  Verwaltung  des  Fideikommisses  sich  in  St.  Gallen 
befindet,  ist  für  die  Besteurungsfrage  nicht  entscheidend,  me  schon 
bezüglich  des  analogen  Verhältnisses  der  Besteurung  von  Gut,  das 
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in  vormimdschaftlicher  Verwaltung  liegt,  festgestellt  worden  ist.« 
Der  von  der  Regierung  von  St.  Gallen  gegen  diesen  Entsclieid  er- 
gi'iffne  Ilekurs  wurde  von  der  Bundesversammlung  abgewiesen.  *) 

Was  die,  allerdings  analoge  Frage  l)etrifft,  ob  das  unter  V  o  r- 
mundschaft  stehende  Vermögen  am  Wohnorte  des  Vormundes 
oder  an  demjenigen  des  Bevormundeten  zu  versteuern  sei,  so  hat 
der  Bundesrath  dieselbe  wirklich  immer  im  letztern  Sinne  entschie- 
den, von  der  Ansicht  ausgehend,  dass  im  Einklänge  mit  der  ganzen 
neuern  Praxis  der  Bundesbehörden  dem  Niederlassungskanton  der 
Vorzug  zu  geben  sei.**) 

In  Bezug  auf  die  Frage,  ob  bei  einer  Aktiengesellschaft 
sowohl  der  Kanton,  auf  dessen  Gebiete  sie  ihr  Domizil  hat,  das 
gesammte  Vermögen  derselben,  mit  Inbegriflf  des  Aktienkapitals, 
als  auch  der  Kanton,  in  welchem  der  einzelne  Aktionär  wohnt,  den 
Betrag  der  Aktien  desselben,  als  Theil  seines  Vermögens,  zu  be- 
steuern befugt  sei,  war  die  Praxis  des  Bundesrathes  eine  etwas 
schwankende.  Eine  Entscheidung  vom  Jahr  1868  sagt  geradezu, 
es  kömie  in  solchen  Fällen  überall  nicht  von  einer  Doppelbesteu- 
rung  der  gleichen  Person  gesprochen  werden,  ***)  weil  die  Aktien- 
gesellschaften als  besondere,  von  den  einzelnen  Personen,  die  Aktien 
haben ,  verschiedene  Persönlichkeiten  erscheinen.  In  einem  Falle 
vom  Jahr  1874  dagegen,  als  ein  Bewolmer  des  Kantons  Luzern 
sicli  darüber  beschwerte,  dass  der  Kanton  Aargau  das  Vermögen 
und  den  Erwerb  der  Aktiengesellschaft  > Spinnerei  und  Weberei 
Aarburg«  besteure,  während  er  von  seinen  Aktien  dieses  Geschäftes 
auch  die  Staats-  und  Gemeindesteuern  an  seinem  Wohnorte  bezahlen 
müsse,  entschied  der  Bundesrath :  der  Rekurrent  habe  seine  Aktien 
nur  im  Kanton  Luzern  zu  versteuern,  f)  Das  Bundesgericht,  wel- 
ches seit  dem  Neujahr  1875  die  immer  häufiger  werdenden  Be- 
schwerden über  Doppelbesteurung  zu  entscheiden  hat,  hatte  noch 
keinen  Anlass,  sich  darüber  auszusprechen,  ob  eine  gleichzeitige 
Besteurung  der  Aktiengesellschaft  und  der  einzelnen  Aktionäre  für 

♦)  Bundcsbl.  18«6  II.  77  ff,  887. 

**)  üUmer  II.  16.    Bundesbl.  1865  IL  Kio,  169. 

***)  Darauf  kommt  es  auch  gar  nicht  an ,  somlern  auf  die  Besteurung  der 
gleichen  Sache.    Vergl.  den  Kommissionsbericht  oben  S.  323. 

t)  Bundesbl.  1869  I.  076,  1875  II.  586. 
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den  Betrag  dos  Aktieukapitals  zulässig  sei,  dagegen  hat  es  im  Falle 
der  »Regina  montium«  mit  aller  Entschiedenheit  das  Recht  des 
Kantons,  in  welchem  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  liat ,  auf  Besteu- 
rung  des  ganzen  Vermögens  derselben,  mit  Inbegriif  des  Grund- 
(Aktien-)kai)itais ,  anerkannt.  Dieser  Entscheid  wurde  folgender- 
niassen  begründet:  »Das  Grundkapital  wird  allerdings  durch  die 
einzelneu  Aktionäre  zusammengebracht  und  besteht  lediglich  aus 
den  Einzelkapitalien,  welche  die  Aktionäre  zur  Bildung  der  Ge- 
sellschaft als  Gesammtkapital  zusammengelegt  hal)en.  Allein  da- 
durch werden  die  Aktionäre  nicht  Gläubiger,  sondern  Mitglieder 
der  Aktiengesellschaft.  Dieselben  erwerben  durch  die  Einzahlung 
des  Aktienkapitals  auf  die  Gesellschaft  keine  Forderungsrechte  im 
Umfange  der  bezahlten  Beiträge ;  die  Aktien  sind  keine  Forderungs- 
titel für  bestimmte  Geldsummen  oder  deren  Aequivalent,  sondern 
repräsentiren  der  Gesellschaft  gegenüber  nur  die  Quoten,  zu  wel- 
chen die  Inhaber  am  Gesellschaftsvermögen  antheilberechtigt  sind 
und  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  Anspruch  an  deren  ßeinver- 
mögen  haben.  Das  (Grundkapital  der  Aktiengesellschaft  stellt  sich 
nicht  als  ein  Passivum  derselben,  sondern  als  das  von  den  Aktio- 
nären für  das  Aktien  unternehmen  ausgesetzte  Betriel)skapital  dar, 
welches   dieselben   am   Gewinne  und   Verluste    des   Unternehmens 

betheiligt. Die  Aktiengesellschaft  erscheint  demnach  als  eine 

K  a  p  i  t  a  1  g  e  n  0  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t ,  welche  mit  Recht  da  besteuert  wird, 
wo  sie  ihr  Domizil  hat,  beziehungsweise  wo  das  zur  selbst- 
ständigen Persönliclikeit  erhobne  Kapital  handelt  und  den  Schutz 
des  Staates  genicsst.  Dass  der  Betrag  des  Grundkapitals  nach 
allgemeiner  Uebung  der  Aktiengesellschaften  unter  die  Passiven 
derselben  aufgenommen  wird ,  ist  für  das  Wesen  derselben,  bezie- 
hun«(sweise  der  Aktien  ganz  ohne  Bedeutung.  Diese  Buchungs- 
weise ist  lediglich  eine  Rechnungsmanipulation, ^ durch  welche  das 
Aktienkapital  niclit  in  eine  Schuld  der  Gesellschaft  an  die  Aktio- 
näre und  die  Aktie  nicht  in  einen  Forderungstitel  für  eine  bestimmte 
Geldsumme  umgewandelt  wird.  Kann  demnach  die  Steuerpflicht 
der  Aktiengesellschaft  auch  bezüglich  des  Grundkapitals  mit  Fug 
nicht  bezweifelt  werden,  so  spricht  für  deren  Besteurung  auch  unter 
der  Voraussetzung,  dass  in  der  gleichzeitigen  Steuerbelastung  der 
Gesellscliaft  und  der  Aktionäre  eine  unzulässige  Doppelbesteurung 
zu  erblicken  wäre  und  daher  nur  die  Wahl  bliebe,  entweder  jene 
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diese  zu  besteuern,  noch  der  Umstand,  dass  sonst  die  ausländischen 
Inhaber  von  Aktien  von  jeder  Steuer  im  Inlande  befreit  würden, 
während  das  Bundesrecht  nur  eine  Doppelbesteurung  im  Inlande 
verbietet,  die  ausländischen  Aktionäre  sich  daher  nicht  auf  das- 
selbe berufen  könnten.«  *) 

Sehr  häufig  kommt  der  Fall  vor,  dass  eine  einzelne  Person 
oder  eine  Handelsgesellschaft  ein  Gewerbe  betreibt  in  einem  an- 
dern Kanton  als  in  demjenigen  ihres  Wohnsitzes;  ist  dann  das 
Betriebskapital,  welches  in  diesem  Geschäfte  steckt  (abgeselien 
von  dem  Werthe  der  Immobilien),  sowie  das  Einkommen  aus 
demselben  am  Wohnsitze  des  Eigenthümers  oder  am  Oile  des  Ge- 
schäftsbetriebes zu  versteuern?  Die  Antwort,  welche  das  deutsche 
Reichsgesetz  (§  3,  oben  S.  323)  auf  diese  Frage  giebt,  hat  auch  in 
der  Praxis  unsrer  Bundesbehörden  sich  Geltung  verschafft.  Schon 
der  Bundesrath  erkannte  in  wiederholten  Fällen :  wenn  ein  Handels- 
oder Fabrikationshaus  ein  Filialgeschäft  in  einem  andern  Kanton 
als  demjenigen  seines  Hauptdomizils  betreibe,  so  sei  der  Kanton, 
in  welchem  die  Filiale  sich  befinde,  befugt,  das  zu  derselben  die- 
nende Betriebskapital  und  insbesondere  auch  den  Erwerb  aus  die- 
sem Geschäfte  zu  besteuern,  iu  dem  Sinne  nämlich,  dass  diese 
Steuern  von  denjenigen,  welche  das  betreffende  Haus  an  seinem 
Hauptdomizil  bezahlen  muss,  in  Abzug  gebracht  werden  sollen.**) 
Von  der  nämlichen  Anschauung  ist  nun  auch  das  Bundesgericht 
ausgegangen,  indem  es  in  zwei  verschiednen  Fällen,  in  denen  sich 
die  Kantone  Zürich  und  Thurgau,  jener  als  Wohnsitzkanton  der 
Inhaber  eines  Fabrikgeschäftes,  dieser  als  derjenige  Kanton,  auf 
dessen  Gebiete  die  Fabrik  sich  befindet  und  betrieben  wird,  gegen- 
überstanden,  letzterm  das  bessere  Recht  auf  Besteurung  des  aus 
der  Fabrik  herfliessenden  Einkommens  zuerkannte.  In  der  Begrün- 
dung dieses  Entscheides  heisst  es:  »Die  Frage,  ob  der  Nieder- 
lassungskanton der  Geschäftsinhaber  als  solcher,  oder  derjenige 
Kanton,  in  welchem  dieselben  ihr  allgemeines  persönliches  Domizil 
haben,  das  bessere  Recht  auf  Besteurung  von  Kapital  und  Ein- 
kommen der  Fabrik  besitze,  muss  unbedingt  zu  Gunsten  desjenigen 
Kantons    entschieden    werden,   in    welchem   die    Geschäftsinhaber 

*)  Zeitschr.  I.  33—39. 
♦♦)  Bundesbl.  1868  IL  458.  Geschäftsbericht  v.  1873  S.  302. 
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ihr  Spezialdoniizil  für  das  Geschäft  nehmen  mussten  und  wo 
also  das  Geschäft  sein  Domizil  und  seine  Wirksamkeit  hat  und 
das  Kapital  arbeitet  und  den  Schutz  des  Staates  geniesst.  Diesem 
gegenüber  kann  der  mehr  zufiillige  Umstand,  dass  der  Inhaber  per- 
sönlich an  einem  andern  Orte  wohnt  ....  nicht  in  solche  Be- 
rücksichtigung fallen,  dass  dadurch  das  Steuerrecht  des  Kantons, 
welches  dieser  gegenüber  allen  in  seinem  Gebiete  bestehenden 
Fabriketablissements  ausübt,  beeinträchtigt  werden  könnte.«*) 

Eine  Doi)pclbesteurung  kann  auch  dann  eintreten,  wenn  Jemand 
entweder  abwechselnd  im  Laufe  des  Jahres  an  zwei  verschied-" 
nen  Wo lin sitzen  sich  aufhält  oder  von  seinem  bisherigen 
Wohnorte  an  (?inen  neuen  übersiedelt  und  von  den  beiden  Kan- 
tonen, in  denen  er  gewohnt  hat,  für  das  ganze  Jahr  besteuert 
wird.  Der  Bundesrath  und  nacli  ihm  das  Bundesgericht  haben  der- 
artige KonÜiktfragen  dahin  entschieden,  dass  jeder  Kanton  nur 
nach  Massga])e  (pro  rata)  der  Zeit,  während  deren  der  Betreffende 
auf  seinem  Gebiete  gewohnt  hat,  die  Jahressteuer  zu  fordern  be- 
rechtigt ist.  Dabei  wurde  in  zwei  Fälleu  ausdrücklich  erklärt,  es 
komme  nicht  darauf  an,  ob  die  steuerpflichtige  Person  auf  förm- 
liche Niederlassung  oder  bloss  auf  eine  Aufenthaltskarte  hin  au 
einem  Orte  gewohnt  habe.«**) 

Wie  wir  bereits  bei  Anlass  des  Rekursfalles  der  Regina  mon- 
tium  gesehen  haben,  geht  das  Bundesgericht  von  der  Ansicht  aus, 
dass  das  Bundesrecht  bloss  eine  Doppelbesteurung  im  Inlande 
verbiete.  Es  wurde  solches  noch  entschiedner  betont  in  dem  Falle 
des  Friedrich  Blumer  von  Schwanden,  welcher  behauptete,  dass  er 
einen  Theil  seines  Vermögens  gleichzeitig  in  Mailand  und  im  Kanton 
Ghirus  versteuern  müsse.***)  Dieser  Grundsatz  ist  jedoch  vom 
Bundesgericht  im  gleichen  Falle  des  Friedr.  Blumer  ausdrücklich 
nur  bezüghch  des  beweglichen  Vermögens  anerkannt  worden,  mit 
dem  speziellen  Beisatze,  dass  das  Grundeigenthum  eines  hiesigen 
Einwohners,  welches  im  Auslande  liege  und  dort  steueri^flichtig  ist, 
konform  einem  frühern  Entscheide  der  Bundesbehörden,  in  der 
Schweiz  nicht  besteuert  werden  dürfe.    Auf  der  andern  Seite  sprach 

♦)  Zeitschr.  I.  301—364. 

**)  Bund  es  bl.    1869  I.  971.    1870  II.  135  ff.    1872  II.  484.     Geschäfts- 
bericht V.  1873  S.  364.     Zeitschr.  I.  32 
♦**)  Zeitschr.  I.   191. 
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sicli  im  Falle  des  Laurenz  Riccono,  Tunnelbauer  im  Kanton  Luzern, 
das  Bundesf^ericht  dahin  aus,  dass  es  nur  über  Doppelbesteurung 
zwischen  zwei  Kantonen,  nicht  aber  über  solche  zwischen  zwei 
Gemeinden  zu  erkennen  habe.*) 

Es  kann  sich  noch  fragen ,  ob  eine  Doppelbesteurung  in  dem 
Falle  zulässig  sei,  wenn  der  Besteuerte  ausdiücklich  oder  stillschwei- 
gend die  Steuerpflicht  in  einem  Kanton,  wo  sie  sonst  nach  der 
bundesrechtlichen  Praxis  nicht  begründet  wäre,  anerkennt.  Der 
Bundesrath  hat  in  wiederholten  Entscheidungen  diese  Frage  be- 
jaht;**) die  Bundesversammlung  hingegen  hat  sie  im  Falle  des 
Israeliten  Juhus  Wyler,  dessen  gegen  seine  Heimathgemeinde  ein- 
gegangne  Verpflichtung  freilich  nicht  als  eine  ganz  freiwillige  er- 
schien, aus  dem  Grunde  verneint,  weil  Steuerverträge,  als  einen 
Gegenstand  des  öffentlichen  Rechtes  beschlagend,  unzulässig  seien. 
Mit  Recht  hat  indessen,  dieser  Motivirung  gegenüber,  eine  Minder- 
heit der  nationalräthlichen  Kommission  darauf  hingewiesen,  dass 
durch  solche  Verträge  keine  Steuerhoheit  beeinträchtigt  werde  und 
dass  es  doch  gewiss  nicht  als  unerlaubt  anzusehen  sei,  wenn  Je- 
mand einer  Gemeinde  gegenüber  sich  zu  jährlichen  Leistungen  ver- 
pflichte, zumal  der  Besitz  von  Vermögen  kein  unveräusserliches 
Recht  sei.***) 

§  5.    Unverjährbarkeit  des  Bürgerrechtes. 

Der  Besitz  des  schweizerischen  Bürgerrechtes  hängt  von  dem- 
jenigen eines  Kantonsbürgerrechtes  ab,f)  wie  letzterer  hinwieder 
in  der  Regel  denjenigen  eines  Gemeindsbürgerrechtes  vorausetzt. 
Es  ist  daher  zunächst  Sache  der  Kantone,  Bestimmungen  über  den 

*)  Zeitschr.  I    356,  vcrgl.  S.  359. 
♦*)  Vergl.  Bundesbl.   1869  I.  970,  971. 
*♦*)  Bundesbl    1872  III.  27—30. 
t)  Vergl.  das  Gesetz  des  norddeutschen  Bundes  (jetzt  Reichsgesetz,  vom 
1.  Juni  1870  über   die  Erwerbung   und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staats- 
angehörigkeit Art.  1 :  »Die  Bundes-Angehörigkeit  wird  durch  die  Staats-Ange- 
hörigkeit  in  einem  Bundesstaate  erworben  und  erlischt  mit  deren  Verlust.«   In 
Nordamerika  hingegen  ist  die  Naturalisation   ausschHesslich  Sache  der  Union 
und  die  Staaten  können   das  Bürgerrecht  nicht  verleihen.    Jeder  Bürger  der 
Union  ist  zugleich  Bürger  des  Staates,  in  welchem   er  seinen  Wohnsitz  hat. 
Rüttiraann  I.  92,  98. 
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Erwerb  und  Verlust  des  Bürgerreclites  aulzustollou  ;  aber  da  hieraus 
leicht  sowohl  interkauonale  als  internationale  Konflikte  entstehen 
können,  so  fand  man  schon  bei  Entwerfung  der  Bundesverfassung 
von  1848  für  anp:eniessen ,  wenigstens  den  allgemeinen  Grundsatz 
aufzustellen :  es  dürfe  kein  Kanton  einen  seiner  Bürger  des  Bürger- 
rechtes verlustig  erklären.  Man  wollte  damit  zunächst  die  Ent- 
stehung von  Heimathlosigkeit  verhüten ;  denn  früher  gab  es  Kantone, 
welche  den  Uebertritt  zu  einer  andern  Konfession  oder  die  Ein- 
gehung einer  paritätischen  Ehe  mit  dem  Verluste  des  Bürgerrechtes 
bestraften,  wogegen  sich  die  andern  Kantone  durch  Konkordate  zu 
schützen  suchten.  An  der  revidirenden  Tagsatznng  schlug  die  Ge- 
sandtschaft von  Zürich  vor ,  in  dem  Falle ,  wenn  ein  Sphweizer 
ein  unbestrittnes  Heimathrecht  im  Auslande  besitze,  eine  Ausnahme 
von  dem  ausgesprochnen  Grundsatze  eintreten  zu  lassen.  Sie  wies 
insbesondere  darauf  hin ,  dass ,  wenn  die  Auswanderer  unter  allen 
Umständen  und  auf  alle  Zeiten  als  Bürger  betrachtet  werden  müssten, 
die  Kantone  und  die  Gemeinden  dadurch  eine  auswärtige  Bevölke- 
rung bekämen,  welche  zum  Heimathlande  in  keinem  nähern  \'er- 
hältnisse  ständen  und  auf  das  BürgeiTecht  nur  dann  gelegentlich 
Anspruch  erheben  würden,  wenn  gewisse  Vortheile  zu  erlangen 
wären.  Gegen  den  Antrag  Züricirs  wurde  jedoch  eingewendet,  das 
schweizerische  Bürgerrecht  müsse  so  heilig  geachtet  werden ,  dass 
eine  Verjährung  in  Beziehung  auf  dasselbe  durch- 
aus nicht  zugelassen  werden  sollte.  Dieser  Begrifl*  von 
dem  Werthe  und  der  Bedeutung  des  Schweizerbürgerrechtes  hänge 
auf's  innigste  mit  den  Ansichten  des  Volkes  zusammen.  Der  Eid- 
genosse sollte  seines  Heimathrechtes  nur  dann  verlustig  gehen,  wenn 
er  auf  dasselbe  freiwillig  verzichte  und  nachweise,  dass  er 
ein  anderes  Indigenat  sich  erworben  habe.  Nach  dieser  Diskussion 
blieb  der  Antrag  der  Gesandtschaft  von  Zürich  mit  bloss  zwei 
Stimmen  in  Minderheit.*) 

Bei  den  Revisionsberathungen  der  Jahre  1871  bis  1874  wurde 
in  den  ersten  Satz  des  Art.  42  der  Bmidesverfassung  von  1848, 
mit  welchem  wir  es  hier  allein  zu  thun  haben,  unpassender  Weise 
der  Ausschluss  der  Verbannungsstrafe  eingeschaltet,  wovon  wir  an 
einem    andern   Orte    sprechen   werden.     Daneben    aber   hatte   die 

*)  Abschied  S.  85—86. 
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nationalräthliche  Kommission  von  1871  folgenden  Zusatz  beantragt: 
>Wer  ein  ausländisches  Staatsbürgerrecht  erwirbt  oder  annimmt, 
verliert  seine  schweizerischen  und  kantonalen  Bürgerrechte.«  Dieser 
Antrag  wurde  in  ähnlicher  Weise  begründet  wie  derjenige  Zürich's 
im  Jahr  1848:  »Es  komme  vor,  dass  Schweizer  in  Amerika  sich 
naturalisiren  lassen  und,  wenn  sie  in  die  alte  Heimath  zurück- 
kehren, je  nach  Umständen  und  Behagen  die  Erfüllung  diesseitiger 
Bürgerpflichten  von  der  Hand  weisen,  gestützt  auf  ihr  neu  er- 
worbnes  amerikanisches  Bürgerrecht,  —  oder  auch,  wenn  die  Ver- 
hältnisse anders  liegen,  die  Hülfe  und  Unterstützung  der  herwärtigen 
Gemeinden  und  Kantone  in  Anspruch  nehmen,  gestützt  darauf, 
dass  ungeachtet  des  erw^orbenen  amerikanischen  Bürgerrechts  die 
schweizerische  Nationalität  ihnen  nicht  verloren  gegangen  sei  und 
dass  sie,  wie  ehevor,  alle  Rechte  eines  Kantons-  und  Gemeinde- 
bürgers unbedingt  ansprechen  dürfen.  Eine  so  unklare,  beliebig 
so  oder  anders  gedeutete  Stellung  sei  unhaltbar,  führe  zu  Kon- 
flikten und  trete  dem  Gefühle  der  alten  Heimath  vielfach  und  oft 
sehr  unangenehm  zu  nahe.«*)  Der  Nationalrath  selbst  aber  strich 
den  1)eantragten  Zusatz,  nachdem  in  der  Diskussion  gegen  denselben 
namentlich  Folgendes  angeführt  worden  war:  >Durch  das  Bundes- 
gesetz von  1800  habe  man  dem  Heimathlosenwesen  entgegengear- 
beitet und  jetzt  beantrage  man  wieder  eine  Bestimmung,  durch 
welche  dieses  Unwesen  von  einer  andern  Seite  hereindringen  könnt«. 
Hierin  liege  ein  Widerspruch  vor  mit  unsrer  Geschichte  sowohl  als 
mit  der  Entwicklung  unserer  Rechtszustände  und  mit  der  Ansicht 
der  Bevölkerung  selbst,  die  gewissermassen  herkömmlich  an  dem 
schönen  Glauben  hange,  dass  ohne  eignes  und  si)ontanes  Hinzu- 
thun  das  schweizerische  Heimathrecht  niemals  verloren  gehen  könne. 
Die  Erwerbung  eines  fremden  Bürgerrechtes  hange  zudem  nicht 
immer  vom  freien  Willen  des  Bürgers  ab,  indem  in  vielen  Staaten 
die  Verhältnisse  dazu  zwingen,  das  dortige  Indigenat  sich  zu  ver- 
schaffen. So  müsse  in  manchen  Staaten,  auch  selbst  in  Amerika, 
der  Erwerbung  von  Grundeigenthum  die  Naturahsation  vorausgehen 
und  in  einzelnen  Staaten  Deutschlands,  wo  das  Konzessionirungs- 
system  noch  herrsche,  erscheine  die  Betreibung  gewisser  Gewerbe 
ebenfalls  an  das  Indigenat  geknüpft.    Allerdings  mögen  mit  solchen 

♦)  Prot.  1871/2  S.  131,  242. 
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Doppelbürgerrechten,  namentlich  wegen  des  Gerichtsstandes,  manche 
Inkonvenienzen  verbunden  sein.  Diese  seien  indessen  nicht  so  er- 
heblich, um  einer  allgemeinen  und  im  Volke  tief  begründeten  An- 
schauung zu  nahe  zu  treten,  und  diess  um  so  weniger,  weil  die 
Erwerbung  eines  fremden  Bürgerrechtes  bisanhin  für  die  Schweiz 
noch  keine  irgend  erhebliche  üebelstände  gebracht  oder  Verwick- 
lungen mit  dem  Auslande  herbeigeführt  habe.«*) 

Bei  der  letzten  Bundesrevision  blieb  also  der  Grundsatz,  dass 
der  Schweizer  sein  Heimathrecht  nur  durch  eigne  Verzichtleistung 
verlieren  könne,  unverändert  fortbestehen.  Nur  fand  man,  da  in 
den  Kiintonen  sehr  verschiedne  Bestimmungen  über  diese  Verzicht- 
leistung bestehen,  an  manchen  Orten  sogar  die  Möglichkeit  der- 
selben bezweifelt  wird,  bei  der  Revisionsberathung  von  1872  für 
angemessen,  die  Regelung  der  hierauf  bezüglichen  Fragen  der 
Bundesgesetzgebung  zu  überweisen,  **)  und  aus  dem  damaligen  Ent- 
würfe ist  der  daherige  Zusatz  unverändert  in  die  gegenwärtige 
Bundesverfassung  übergegangen.  In  dieser  lautet  nun  Art.  44, 
soweit  er  uns  hier  angeht,***)  folgendermassen : 

y^Kein  Kcmtcnh  ilxirf  ehien  Kayitonsbüryer «  des  Bürger- 
rechtes verlustifj  erklären. 

»Die    Bedingungen ,    unter   welchen    ein  Schweizer  zum 

Zwecke  der  Erwerbung  ein^s  ausländischen  Bürgerrechtes  auf  sein 
Bürgerrecht  verziclUen  kann,  werden  durch  die  Bundesgesetzgebung 
geregelt, <^ 

Was  nun  die  Tragweite  der  vorstehenden  Bestimmungen  betrifft, 
so  hat  der  Bundesrath  in  verschiednen  Noten,  die  er  darüber  an 
auswärtige  Regierungen  zu  erlassen  hatte,  f)  dieselbe  ohne  Zweifel 
richtig  in  folgender  Weise  angegeben:  Das  schweizerische  Bürger- 
recht ist  unverjährbar;  jeder  Schweizer  behält  seine  Nationalität, 
so  lange  er  nicht  selbst  darauf  verzichtet  und  so  lange  die  gesetz- 

*)  Prot.  V.  1871/2  S.  213,  217. 

**)  Ebenda  S.  547.    Der  Antrag  gelangte  aus  dem  Ständerathe  an   den 
Nationalrath. 

***)  Der  Ausschluss  der  Kantons  Verweisung  findet  seine  natürliche  Stelle 
später  (Verbannung).  Die  Ertheilung  des  Bürgerrechtes  an  Ausländer  behandeln 
wir,  wie  es  schon  in  der  ersten  Aufgabe  geschehen  ist,  in  Verbindung  mit 
der  Fremdenpolizei. 

t)  Bundesbl.  186(i  II.  450,  1870  IL  138,  1871  IL  354  ff. 
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lieh  gültige  Abstanimimg  nachgewiesen  werden  kann.  Die  blosse 
Thatsache  des  Bürgerrechtserwerbes  in  einem  auswärtigen  Staate 
genügt  nicht,  um  ein  Kantonsbürgerrecht  zu  verlieren,  in  dessen 
Besitze  mim  sich  befindet ;  ebensowenig  genügt  dazu  eine  langjährige 
Abwesenheit  im  Auslande,  selbst  wenn  der  Betreifende  wieder  seine 
Militärpflicht  erlullt  noch  Steuern  bezahlt  hätte,  oder  der  pjutritt 
in  auswärtigen  Civil-  oder  Militärdienst.  Vielmehr  bedarf  es  zum 
Verluste  des  Kantonsbürgerrechts  einer  förmlichen  und  ausdrück- 
lichen Willenserklärung,  welche  dann  auch  für  alle  minderjährigen 
Kinder  gültig  ist.  Um  aber  rechtskräftig  auf  ein  Kantonsbürgerrecht 
verzichten  zu  können,  muss  für  den  Ei-w^erb  des  Staatsbürgerrechtes 
in  einem  andern  Staate  oder  Kanton  der  Nachweis  geleistet  werden. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  unser  schweizerisches 
Staatsrecht  durchaus  nicht  dem  in  manchen  Ländern*)  geltenden 
Grundsatze  der  Unzulässigkeit  von  Doppelbürgerrechten  huldigt. 
Als  daher  die  Regierung  von  Appenzell  A.  Kh.  im  Jahr  1851 
behauptete,  es  stehe  ihrem  Kanton  das  Recht  zu,  einen  Bürger, 
der  in  einem  andern  Kanton  das  Bürgerrecht  erwerbe,  seines  frühern 
Bürgerrechtes  verlustig*  zu  erklären,  bemerkte  ihr  der  Bundesrath, 
diese  Anschauung  stehe  mit  der  Bundesverfassung  im  Widerspruch 
und  er  müsste  daher  auf  allfäUige  Beschwerde  eines  Appenzellers 
über  Entzug  des  Bürgerrechtes  aus  dem  genannten  Grunde  dem- 
selben den  erforderlichen  Schutz  gewähren.**) 

Unzulässig  fand  die  Bundesversammlung  auch  die  Bestimmung 
der  Verfassung  von  Uri  vom  Jahr  ISoO,  welche  den  Verlust  des 
Bürgerrechtes  für  Diejenigen  festsetzte,  die.  nachdem  sie  ein  aus- 
wärtiges Indigenat  erworben,  es  versäumen,  ihr  schweizerisches 
Heimathsrecht  binnen  einer  gewissen  Frist  erneuern  zu  lassen.  *** ) 
Auch  gegenüber  der  Verfassung  des  Kantons  St.  Gallen,  die 
eine  ähnliche  Bestimmung  enthielt,  behielt  sich  die  Bundesver- 
sammlung »die  selbsteigne  Auslegung  des  Art.  43  (jetzt  44)  vor.«t) 

*)  Vcrgl.  uamentlicli  den  Code  civil  Art.  17:  »La  qualit6  de  Fran^-ais  se 
perdra:  1"  par  la  uaturalisation  acquisc  en  pay8  tHraiiger.« 

**)  Ullmer  IL  120.     Zulässig  wurde  dagegen  tlie  Bestimmung  gefunden, 
dass  wer  das  Bürgerrecht  von  Appenzell  A.  Rh.  erwerben  wolle,  die  Entlassung 
von  seinem  frühem  Bürgerrechte  urkundlich  nachweisen  müsse.    Ebenda  I.  40. 
***)  Bundesbl.  18öü  IL  3(10,  3l)8.    Ullmer  L  28. 
t)  Amtl.  Samml.  VIL  122. 
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Endlich  ist  hier  noch  zu  erwähnen,  dass  der  Bundesrat h  eine 
Verordnung  Xidwalden's  unzulässig  fand,  welche  vollschrieb, 
dass  dortige  Wittwen,  welche  aus  Obwalden  gebürtig  wären,  wieder 
ihrer  ursprünglichen  Armenbehörde  zufallen  sollten.  Die  Erwer- 
bung des  Armenrechtes  ist  nämlich  nur  eine  Folge  des  Bürger- 
rechtes ;  Ictztres  aber  darf  nach  Art.  44  nicht  verloren  gehen.  *) 

§  6.    Glaubens-  und  Kultusfreiheit ;  konfessionelle  Verhältnisse. 

Die  Bundesverfassung  von  1848  enthielt  über  diese  wichtige 
und  delikate  Materie  in  Art.  44  bloss  folgende  zwei  kurze,  aber 
immerhin  inhaltschwere  Sätze: 

»Die  freie  Ausüt)ung  des  Gottesdienstes  ist  den  anerkannten 
christlichen  Konfessionen  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft 
gewährleistet.  **) 

»Den  Kantonen,  sowie  dem  Bunde  bleibt  vorbehalten,  für  Hand- 
habung der  öffentlichen  Ordnung  und  des  Friedens  unter  den  Kon- 
fessionen die  geeigneten  Massnahmen  zu  treffen.  « 

In  Folge  des  zweiten  Satzes  wurden  die  beiden  Buudesgesetze 
vom  3.  Dezember  1850  und  vom  3.  Februar  1862  über  die  ge- 
mischten Ehen***)  erlassen,  von  welchen  das  erstere  die  Ein- 
gehung, das  letztere  die  Scheidung  solcher  Ehen  für  alle  Schweizer 
ermöglichte.  Ebenso  erklärte  in  Folge  jener  Bestimmung  die  Bundes- 
versammlung das  freiburgische  Gesetz  über  die  Feiertagspolizei, 
welches  den  Protestanten  an  katholischen  Festtagen  öffentliche  und 
geräuschvolle  Arbeiten  untersagte,  für  unzulässig,  f) 

So  sehr  indessen  der  zweite  Satz  des  frühem  Art.  44  seinem 
Wortlaute  nach  zu  einer  etwas  weitgehenden  Interpretation  sich 
eignete,  so  fühlte  man  sich  doch  fortwährend  allzusehr  eingeschränkt 
durch  den  ersten  Satz,  der,  wenn  er  auch  den  Zuständen  vor 
1848  gegenüber  einen  entschiednen  Fortschritt  enthielt,  doch  noch 
lange  nicht  volle  Religionsfreiheit  gewährte.    Bei  der  misslungnen 


*)  UUmcr  I.   150. 

**)  Der  Antrag  Schaff  hausen 's,  allen  statt  bloss  »den  anerkannten«, 
christlichen  Konfessionen  die  Kultusfreiheit  zu  sichern,  war  an  der  revidirenden 
Tagsatzung  mit  8 ',2  Stimmen  in  Minderheit  geblieben. 
***)  Amtl.  Samml.  II.   130-132,  VII.   126—127. 

t)  Ebenda  VII.  124—125. 
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Partialrevision  von  1866  war  daher  von  der  Bundesversammlung 
dem  ersten  Satze  bereits  folgende  erweiterte  Fassung  gegeben  wor- 
den :  >Die  Glaubensfreiheit  ist  unverletzlich.  Um  des  Glaubens- 
bekenntnisses willen  darf  Niemand  in  den  bürgerlichen  oder  poli- 
tischen Rechten  beschränkt  werden.  Die  freie  Ausübung  des  Gottes- 
dienstes ist  den  anerkannten  christlichen  Konfessionen,  sowie  inner- 
halb der  Schranken  der  Sittlichkeit  und  öffentlichen  Ordnung  auch 
jeder  andern  Religionsgenossenschaft  im  ganzen  Umfange  der  Eid- 
genossenscliaft  gewährleistet « 

Bei  der  Wiederaufnahme  der  Bundesrevision  ging  der  Bundes- 
rath  in  seiner  Botschaft  vom  17.  Juni  1870  noch  etwas  weiter. 
In  anerkennenswerther  Voraussicht  des  grossen  Kampfes  zwischen 
Staat  und  Kirche,  den  das  damals  tagende* vatikanische  Konzil 
herbeiführen  werde,  bezeichnete  er  die  Proklamirung  der 
religiösen  Freiheit  als  das  beste  Mittel  zur  Beseitigung  der 
drohenden  Gefahren,  »zugleich  ein  solches,  das  Allen  gerecht  ist 
und  Niemanden  weh  thut.«  Demgemäss  wurden  an  die  Stelle  d^ 
ersten  Satzes  des  Art.  44  folgende  Bestimmungen  vorgeschlagen: 
»Die  Gewissensfreiheit  ist  gewährleistet.  Niemand  darf  in  der  Aus- 
übung der  bürgerlichen  oder  politischen  Rechte  um  des  Glaubens- 
bekenntnisses willen  beschränkt  oder  zur  Vornahme  einer  religiösen 
Handlung  verhalten  werden.  Niemand  ist  gehalten,  für  eigentliche 
Kultuszwecke  einer  Konfession  oder  Religionsgenossenschaft,  welcher 
er  nicht  angehört,  Steuern  zu  bezahlen.  Das  Glaubensbekenntniss 
entbindet  nicht  von  der  Firfüllung  bürgerlicher  Pflichten.  Die  freie 
Ausübung  des  Gottesdienstes  ist  innerhalb  den  Schranken  der  Sitt- 
lichkeit und  der  öflfentlichen  Ordnung  jeder  Religionsgenossenschaft 
im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  gewährleistet.« 

Diese  Anträge  des  Bundesrathes  gingen  mit  nicht  sehr  wesent- 
lichen Aenderungen  in  den  Revisionsentwurf  vom  5.  März  1872 
(siehe  oben  S.  155)  über.  Die  wesentlichste  Neuerung,  welche  da- 
mals von  den  gesetzgebenden  Räthen  beschlossen  wurde,  bestand 
darin,  dass  in  den  zweiten  Satz  des  bisherigen  Art.  44  die  Worte 
eingeschaltet  wurden:  »sowie  gegen  Eingriffe  der  kirchlichen  Be- 
hörden in  die  Rechte  der  Büi-ger  und  des  Staates«.  Es  geschah 
dieses  in  Folge  des  bereits  erwachten  Kampfes  gegen  die  Aufstel- 
lungen des  vatikanischen  Konzils.  Viel  bedeutender  waren  die 
Einwirkungen  dieses  Kampfes,  der  erst  im  Jahr  1873  in  der  Schweiz 
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zum  vollen  Aushruclie  kam ,  bei  der  letzten ,  endlich  mit  Erfolg 
gekrönten  Revision.  Schon  der  Bundesrath,  welcher  die  konfes- 
sionellen Fragen  geradezu  an  die  Spitze  seiner  Botschaft  vom 
4.  Juh  1873  stellte,  beantragte  folgende  neue  oder  doch  erweitei-te 
Bestimmungen:  1)  >Niemand  darf  zur  Theilnahme  an  einer  Re- 
ligionsgenossenschaft, an  einem  religiösen  Unterricht  oder  zur  Vor- 
nahme einer  religiösen  Handlung  gezwungen  werden.«  2)  »Die 
bürgerlichen  und  politischen  Rechte  dürfen  von  keinen  Vorschriften 
und  Bedingungen  kirchlicher  oder  religiöser  Natur  abhängig  ge- 
macht werden.«  3)  »Anstände  aus  dem  öffentlichen  oder  Privat- 
rechte, welche  über  die  Trennung  und  Neubildung  von  Religions- 
genossenschaften gegenüber  den  Kantonen  entstehen,  entscheidet 
der  Bund.«  4)  »Die  Errichtung  von  Bisthümern  auf  schweizeri- 
schem Gebiete  unterliegt  der  Genehmigung  des  Bundes.«  In  Ver- 
bindung liiemit  standen  Anträge  auf  Abschaffung  der  geistlichen 
Gerichtsbarkeit  und  Uebertragung  der  Civilstandsregister  an  die 
weltlichen  Behörden,  welche  wir  später  in  den  einschlägigen  Ab- 
schnitten behandeln  werden. 

Viel  weiter  noch  gieng  die  nationalräthliche  Kommission,  indem 
sie  Anträge  beifügte  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder,  über 
die  Aufhebung  der  Nuntiatur,  über  Errichtung  und  Wiederher- 
stellung von  Klöstern,  sowie  über  die  Novizenaufnahme,  über  Aus- 
delmung  des  Jesuiten  Verbotes  *)  auf  andere  Orden,  über  wissen- 
schaftliche Ausweise  für  die  Geistlichen,  über  Reduktion  der  Feiertage 
und  über  die  Begräbnissplätze.  Mehrere  dieser  Anträge  wurden  schon 
von  der  ständeräthlichen  Kommission  gestrichen  und  sind  mit  Recht 
beseitigt  worden,  weil  sie  zu  tief  eingriffen  in  die  kirchlichen  Ver- 
hältnisse, die  doch  zunächst  Sache  der  Kantone  sind,  andere  hin- 
gegen liaben  in  die  gegenwärtige  Bundesverfassung  Aufnahme 
gefunden.  In  letzterer  lauten  nun  die  einschlägigen  Artikel 
folgendermassen : 
Art.  49. 

»Z>/g  GlmihenS'  und  Gewissemfreiheit  ist  unverletzlich. 

*)  Der  einsch]il.y:igc  Art.  58  der  Bundesverfassung  von  1848  lautete  kurz : 
»Der  Orden  der  Jesuiten  und  die  ihm  affiliirten  Gesellschaften  dürfen  in  keinem 
Theil  der  Schweiz  Aufnalime  finden.«  Schon  im  Entwürfe  von  1872  war  in- 
dessen beigefügt  worden :  »und  es  ist  ihren  Gliedern  jede  Wirksamkeit  in  Kirche 
und  Schule  untersagt«. 

lUumer,  Hnndbuch.    I.  22 
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»XienniiffJ  darf  ::ur  Theil nähme  an  einer  I\e!l(j}onsf/eno<(sensrhaff^ 
oder  an  einem  reli<jiösen  Unferrichf ,  oder  zu  Vornahme  einer  reJi- 
f/iijae/i  Hand/nnf/  (jeztcnnfjen,  oder  wefjen  GJanhenfiansichfen  mit 
Strafen  irtjend  trekher  Art  belegt  werden. 

y>Ueher  die  religiöse  Erzieh nntj  drr  Kinder  Ins  zum  erfiVIfen 
](}.  Alfersjahr  verfügt  int  Sinn  vorstehender  Grundsätze  der  Inhaber 
der  räterJirhen  oder  cormmuhcluiftlichen  Gewalt. 

^Die  Ausübung  bürgerlicher  oder  politischer  Rechte  darf  durch 
keinerlei  Vorschriften  oder  Bedingungen  kirchlicher  oder  religiöser 
Natur  beschränkt  uerden. 

y>Die  Glaubenansichten  entbinden  nicht  von  der  Erfüllung  der 
bürgerlichen  FfliciUen. 

^Niemand  ist  gehalteuy  Steuern  zu  bezahlen,  welche  speziell  für 
eigentliche  Kultuszwecke  einer  Religionsgenossenschaft ,  d^^r  er  nicht 
angehört,  auferlegt  werden.     Die  nähere  Ausführung  dieses  Grund- 
satzes ist  der  liundesgeseizgebung  rorbehalten. « 
Art.  50. 

y>Die  freie  Ausübung  gottesdienstlicher  Handtungen  ist  innerhalb 
der  Schranken  der  Sittlichkeit  und  der  öffentlichen  Ordnung  gewähr- 
leistet, 

TfDen  Kantonen,  sowie  dem  Bunde  bleibt  rorbehalten y  zur  Hand- 
habung der  Ordnung  und  des  öffentliche^n  Friedens  unter  den  An- 
gehörigen der  cerschiedenen  Beligionsgenossenschaften ,  sowie  gegen 
Eingriffe  kircldicher  BehiJrden  in  die  Hechte  der  Bürger  und  des 
Staates  die  geeigneten  Massnahmen  zu  treffen. 

^Anstände  aus  dem*  öffentlichen  oder  Fr  i  rat  recht  e ,  welche  über 
die  Bildung  oder  Trennung  ron  Rdigiotuigenossenschaften  cnfsteheUj 
können  auf  dem  Wege  der  Beschwerdeführung  der  Entscheidung 
der  zuständigen  Bundesbehörden  unterstellt  werden. 

»/>/>   Errichtung   ron  Bisthümern   auf  schweizerischem  Gebiete 
unterliegt  der  Genehmigung  des  Bundes,<s. 
Art.  öl. 

-»Der  Orden  der  Jesuiten  und  die  ihm  affilüHen  Gesellschaften 
dürfen  in  keinem  Theil  der  Schweiz  Aufnahme  finden,  und  es  ist 
ihren  Gliedern  jede   Wirksamkeit   in  Kirche   und  Schule    untersagt. 

»Pieses  Verl)ot  kann  durch  Bundesbeschlnss  auch  auf  andere 
geistliche  Orden  ausgedehnt  werden,  deren  Wirksamkeit  .shtutstfcfähr- 
lich  ist  oder  den   Frieden  der  Konfessionen  stört. <^ 
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Art.  52. 

-»Die  Errfchfiüff/   neuer  und  die   Wiederlm^stelhmg  anfgeholmer 
Klöster  oder  reh'fjiiifier  Orden  ist  nnznlässftj,<ii 
Art.  53,  Satz  2. 

»/>/V  Verfwiinuj  über  die  BeurCdßnisspUifze  steht  den  bünjerUchen 
Behörden  zu,  Sit'  hidjen  d^ifür  zu  sorgen,  dass  jeder  ]  "^erstorbene 
seh  irklich  beerdif/t  tr erden  kann,  « 

Ueber1)lickeii  wir  nun  jille  diese  Bestimmungen,  welche  sich 
auf  die  konfessionellen  Verhältnisse  beziehen,  so  ist- unverkennbar, 
dass,  wie  schon  aus  der  Entstehungsgeschichte  ersichtlich  ist,  zwei 
vei-schiedne  Systeme  darauf  eingewirkt  haben,  deren  jedes  in  seiner 
Weise  den  Anmassungen  der  römischen  Kirche  entgegenzutreten 
sucht.  Wie  di(;  beiden  Systeme  grundsätzlich  weit  auseinander- 
gehen, so  wird  mau  früher  oder  später  auch  in  der  Praxis  sich 
für  das  eine  derselben  entscheiden  und  dann  mit  dem  andern  bre- 
chen müssen.  Das  eine  dieser  Systeme  besteht  darin,  dass  der 
Staat  den  verschiednen  Ileligionsgenossenschaften  gegenüber,  so 
lange  sie  nicht  in  seine  Ordnung  eingreifen,  sich  neutral  verhält,  — 
dass  er  Staatliclujs  und  Kirchliches  gänzlich  von  einander  trennt 
und  keine  Konfession  bevorzugt,  aber  jedem  Dogma  und  jedem 
Kultus  volle  Freiheit  gewährt.  Das  andere  System  ist  dasjenige 
des  staatlichen  Eingreifens  in  die  kirchlichen  Verliältnisse  im  In- 
teresse der  Aufklärung  oder  des  konfessionellen  Friedens,  —  in 
seinen  Konsequenzen  das  Staatskirchenthum  im  Gegensatze  zur 
religiösen  Freiheit.*)  Aus  dem  erstem  Systeme  sind  der  ganze 
Art.  4!).  der  erste  Satz  des  Art.  50  und  der  Art.  53,  aus  dem  letz- 
tern hingegen  die  folgenden  Sätze  des  Art.  50,  sowie  die  Art.  51 
und  52  hervorgegangen.  Da  jedes  der  beiden  Systeme  in  der 
Bundesverfassung  gewisse  Anhaltspunkte  findet,  so  werden  ohne 
Zweifel  bei  allen  konfessionellen  Fingen,  wo  es  sich  um  Auslegung 
derselben  handelt,  die  prinzipiellen  Gegensätze  auf  einander  platzen. 
Unsers  Erachtens  gehört  die  Zukunft  der  religiösen  Freiheit ;  aber 
in  Folge  historischer  Verhältnisse  werden  wir  in  der  Scliweiz  noch 
längere  Zeit  Landeskirchen  haben,  die  vom  Staate  begünstigt  und 
beschützt  werden. 

*')  Den  prägnantesten  Ausdruck  hat  dieses  System  in  dem  Worte  eines 
Borner  Redners  gefunden:  man  müsse  dafür  sorgen,  »dass  der  Mutz  selbst 
Bischof  seit. 

09  * 
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An  der  Spitze  des  Art.  49  steht ,  alle  andern  Bestimmungen 
desselben  beherrschend,  das  grosse  Prinzip  der  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit.  Die  erste  logische  Folgerung,  welche  aus 
demselben  gezogen  wird,  besteht  darin,  dass  Niemand  zur  Theil- 
nahme  an  einer  Religionsgenossenschaft  oder  zur  Vornahme  einer 
religiösen  Handlung  oder  zum  Empfangen  eines  religiösen  Unter- 
richtes gezwungen  werden  kann;  in  letztrer  Hinsicht  musste  frei- 
lich die  Erläuterung  beigefügt  werden,  dass  über  die  religiöse 
Erziehung  der  Kinder  bis  zum  IG.  Altersjahre  der  Vater  oder 
dessen  Stellvertreter  frei  verfügt.  *)  In  frühem  Jahrhunderten 
galten  hierüber  bekanntlich  auch  in  der  Schweiz  andre  Grundsätze : 
nach  dem  Wahlspruche  »cujus  regio,  illius  religio«  hielt  sich  jede 
Obrigkeit  für  berechtigt,  auf  dem  ihr  ausschliesslich  zustehenden 
Gebiete  nur  eine  bestimmte  Landeskirche  zu  dulden,  dann  aber 
alle  ihre  Angehörigen  zur  Theilnahme  an  derselben  nöthigenfalls 
mit  dem  Schwerte  anzuhalten.  War  auch  dieses  System  im  Grossen 
und  Ganzen  seit  der  französischen  Revolution  ausser  Geltung  ge- 
kommen, so  kamen  doch  noch  in  den  letzten  Jahrzehnden  einige 
unverkennbare  Ueberbleibsel  desselben  vor :  so  namentlich  der  Zwang 
zur  Taufe,  welcher  in  Appenzell  A.  Rh.  gegen  die  Kinder  dis- 
sentirender  Eltern  angewendet  zu  werden  pflegte.  Daneben  fehlte 
es  insbesondere  in  den  katholischen  Kantonen  nicht  an  Strafen  und 
bürgerlichen  Rechtsnachtheilen ,  welche  hin  und  wieder  für  die 
Nichterfüllung  religiöser  Pflichten  angedroht  waren;  so  wurden 
namentlich  hin  und  wieder  auch  erwachsene  Jünglinge  noch  mit 
Bussen  zur  Theilnahme  an  einem  Religionsunterrichte  angehalten. 
Es  war  daher  nicht  ganz  ohne  praktische  Bedeutung,  dass  der 
Bund  das  individuelle  Recht  des  Bürgers,  in  Glaubenssachen  nur 
seinen  eignen  Ansichten  zu  folgen  und  jede  Einmischung  der  Be- 


*)  Nach  Rüttimann  IL  262  finden  sich  in  den  Verfassungen  oder  Ge- 
setzen der  meisten  nordamerikanischen  Einzelstaaten  folgende  Sätze:  »&)  Nie- 
mand ist  verpflichtet,  sich  irgend  einem  religiösen  Vereine,  irgend  einer  Kirche 
anzusch Hessen.  Wer  einem  solchen  Vereine  angehört,  kann  jederzeit  aus  dem- 
selben austreten,  b)  Niemand  kann  zu  irgend  einer  gottesdienstlichen  Hand- 
lung angehalten  werden,  c)  Der  Vater  kann  seinem  Kinde  diejenige  religiöse 
Erziehung  zukommen  lassen,  welche  er  für  die  beste  hält;  er  kann  es  aber 
auch  ohne  Taufe,  ohne  Konfirmation  und  ohne  allen  Religionsunterricht  auf- 
wachsen lassen.« 
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liörden  in  dieses  innere  Heiligthum  von   der  Hand  zu  weisen,  in 
seinen  Scliutz  nahm. 

Die  zweite  Folgerung,  welche  der  Art.  49  aus  dem  Prinzip  der 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  zieht,  —  eine  Folgerung,  welche 
sowohl  in  dem  Verfassungsentwurfe  vom  5.  März  1872  als  in  den 
Anträgen  des  Bundosrathes  vom  4.  Juli  1873  fehlte  und  erst  in 
der  nationalräthlichen  Kommission  hinzukam  — ,  besteht  darin,  dass 
Niemand  wegen  Glaubensansichten  mit  Strafen  irgend  welcher  Art 
soll  belegt  werden  dürfen.  Würde  man  darunter  nur  Strafen  ver- 
stehen, welche  von  Staatsbehörden  ausgehen  und  einen  kriminellen 
oder  i)olizeilichen  Charakter  an  sich  tragen,  so  erschiene  diese 
Bestimmung  in  unsrer  Zeit,  namentlich  nachdem  der  Zwang  zu 
religiösen  Verrichtungen  bereits  ausgeschlossen  ist,  als  ziemlich 
überflüssig.  Es  geht  jedoch  aus  den  Verhandlungen  der  beiden 
Kommissionen*)  deutlich  hervor,  dass  man  dabei  weit  mehr  an 
Kirchen  strafen,  wie  Exkommunikationen  u.  s.  w.  dachte,  in- 
soferne  diese  auch  bürgerliche  Nacht  heile  zur  Folge  haben 
können.  Hier  ist  nun  freilich  zu  bemerken  ,  dass  wenn  man  die 
Glaubensfreiheit  nicht  bis  zur  gänzlichen  Aufliebung  jeder  kirchlichen 
Gemeinschaft  ausdehnen  will,  man  einer  Religionsgenossenschaft  nicht 
wohl  verwehren  kann  zu  erklären,  dass  sie  ein  Mitglied,  welches 
sich  von  ihren  Lehren  und  Glaubensansichten  öffentlich  losgesagt 
hat,  auch  ihrerseits  nicht  mehr  als  ihr  Mitglied  anerkenne.  **)   Auch 

♦)  Prot,  der  nationalräthlichen  Kommission  v.  1873  S.  80,  der  stäuderilth- 
lichen  Kommission  S.  21. 

♦*)  Etwas  abweichender  Ansicht  ist  Samuely  Gutachten  über  den  Art.  50 
der  Bundesverfassung  S.  29.  Er  unterscheidet  zwischen  »a)  denjenigen  Befug- 
nissen der  Mitglieder,  welche  lediglich  aus  dem  religiösen  Charakter 
der  Gemeinschaft  herfliessen,  also  rein  kirchlicher  Natur  sind  (z.B.  An- 
spruch auf  den  Genuss  der  kirchlichen  Heilmittel,  auf  Theilnahme  am  gemein- 
samen Gottesdienst,  auf  kirchliches  Begräbniss  u.  s.  w.)  und  b)  denjenigen 
Befugnissen,  welche  nicht  aus  dem  Wesen  der  Kirche  als  religiöser  Vereinigung, 
sondern  aus  ihrer  juristischen  Eigenschaft  als  Korporation  hervor- 
gehen, also  dem  äussern  Rechtsgebiete  angehören  (z.  B.  Wahl-  und  Stimmrechte, 
Ansprüche  auf  das  Korporationsvermögen  und  das  Recht  der  Mitgliedschaft 
selbst). c  Den  Entzug  der  erstem  Befugnisse  durch  die  Kirche  hält  er  für 
zulässig,  den  der  letztern  für  unzulässig.  Die  ökonomischen  Ansprüche  würden 
auch  wir  gemäss  Art.  50  Absatz  3  vorbehalten;  dagegen  halten  wir  es  nicht 
für  logisch ,  dass  Jemand ,  der  thatsächlich  nicht  mehr  zur  Kirche  gehört ,  das 
Stimmrecht  in  kirchlichen  Dingen  ausüben  möge. 
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der  weitere  Schritt  scheint  uns  gerechtfertigt,  dass,  wenn  dieses 
Mitglied  ein  von  der  Genossenschaft  angestellter  Religionslehrer 
ist,  sie  ihm  das  ihm  übertragne  Mandat  wieder  entziehen  kann. 
Es  wird  daher  im  einzelnen  Falle,  wenn  es  sich  einmal  um  die 
Auslegung  der  fraglichen  Bundesvorschrift  handeln  wird,  immer 
genau  zu  untersuchen  sein,  ob  die  angefochtne  Massregel  wirklieh 
den  Charakter  einer  Strafe  an  sich  trage,  welche  in  die  Rechts- 
sphäre des  Staates  hinübergreift.*) 

Die  dritte  Folgerung,  welche  aus  dem  Prinzip  der  Glaubens- 
freiheit gezogen  wird,  ist  nun  dahin  formulirt,  dass  die  Ausübung 
bürgerlicher  oder  politischer  Rechte  durch  keinerlei 
Vorschriften  oder  Bedingungen  kirchlicher  oder  religiöser  Natur 
beschränkt  werden  darf.  Der  Entwurf  von  1872  hatte  nur  vor- 
geschrieben: »Niemand  darf  in  der  Ausübung  der  bürgerlichen 
oder  politischen  Rechte  um  der  Glaubensansichten  willen  beschränkt 
werden.**)  Indem  der  Bundesrath  1873  die  neue  Redaktion  vor- 
schlug und  zugleich  die  Beurkundung  des  Civilstandes  durch  die 
bürgerlichen  Behörden  beantragte .  bemerkte  er  dazu :  »Diese 
Betimmungen  gehen  weiter  als  diejenigen  des  Entwurfs  vom 
5.  März  1872.  Nach  ihnen  ist  die  Theilnahme  an  einer  Religions- 
genossenschaft oder  der  Umstand,  keiner  solchen  anzugehören  und 
keinen  religiösen  Akt  auszuüben,  ohne  Einfluss  auf  das  bürger- 
liche Leben.  Die  Folgen  hievon  werden  besonders  bei  der  Ehe 
zu  Tage  treten.  Wenn  die  von  uns  beantragten  Grundsätze  an- 
genommen werden,  so  muss  die  Ehe  als  bürgerlicher  Vertrag  von 
jeder  religiösen  Ceremonie  unabhängig  gemacht  werden.«  —  Die 
erste  Veranlassung  zur  Interpretation  der  hier  l)ehandelten  Be- 
stimmung war  eine  sehr  unerwartete;   es   handelte   sich  nämlich 

*)  Das  preuBsische  Gesetz  vom  13.  Mai  1873  über  die  Gränzen  des  Rechts 
zum  Gebrauche  kirchlicher  Straf-  und  Zuchtmittel  §  l  erklärt  die  Ausschlies- 
sung aus  der  Kirch-  oder  Religionsgesellschaft,  sowie  die  Eutziehunjr  eines 
innerhalb  derselben  wirkenden  Rechts  ausdrücklich  als  zulässig,  dagegen  Straf- 
mittel gegen  Leib,  Vermögen,  Freiheit  oder  bürgerliche  Ehre  für  unzulässig. 
Zu  letztern  wird  die  excommunicatio  major  gerechnet,  weil  sie  den  Gliedern 
der  Kirche  den  gewöhnlichen  liCbensverkehr  mit  dem  Exkommunizirten  untersagt. 
♦♦)  Aehulich  die  nordamerikanischen  Verfossungen  bei  Rtttti mann  a.  a.  0.: 
»Niemand  soll  wegen  seiner  relifriösen  Ansichten  in  seinen  individuellen,  sozialen 
oder  politischen  Rechten  beschränkt  oder  irgendwie  zurückgesetzt,  belästigt 
oder  benachtheiligt  werden.« 
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um  die  Frage,  ob  nicht  die  Geistlichen  zur  Ausübung  des  politi- 
schen Stimmrechtes  auch  da,  wo  sie  bis  dahin  durch  die  kantonalen 
Verfassungen  davon  ausgeschlossen  waren,  zugelassen  werden  müssen. 
Das  Bundesgericht  beantwortete  diese  Frage  folgendermassen :  »Es 
könnten  ZAvar,  wenn  bloss  die  Entstehungsgeschichte  des  Art.  49 
berücksichtigt  würde,  allerdings  Zw^eifel  obwalten,  ob  derselbe  die 
von  den  Rekurrenten  vertretene  Tragweite  habe ;  dagegen  schneiden 
in  der  That  einerseits  der  Wortlaut  von  lerama  4  jenes  Artikels, 
und  anderseits  die  Auslegung,  w^elche  letzterer  sow^ohl  bei  der  Be- 
rathung  und  Feststellung  desselben,  als  auch  neuerdings  bei  Erlass 
des  Gesetzes  über  die  Stimmberechtigung  der  Schweizerbürger*) 
durch  die  Bundesversammlung  erbalten  hat,  jeden  Zweifel  ab,  dass 
der  Ausschluss  der  Geistlichen  von  der  Stimmberechtigung  mit 
Art.  49  der  Bundesverfassung  absolut  unverträglich  ist,  und  kann 
daher  im  Enisto  lediglich  streitig  sein,  ob  zur  Inkrafttretung  dieser 
Verlassungsbestimmung  noch  der  Erlass  eines  Bundesgesetzes  er- 
forderlich sei.«  Letztere  Frage  wurde  verneint ;  »denn  es  ist  klar, 
dass  das  in  Art.  66  vorgesehene  Bundesgesetz,  w^elches  die  Schran- 
ken bestimmen  soll,  innerhalb  welcher  ein  Schweizerbürger  seiner 
politischen  Rechte  verlustig  erklärt  werden  kann,  diejenigen  Schran- 
ken, resp.  Ausschliessungsgründe,  welche  schon  durch  andere  Artikel 
der  Bundesverfassung  selbst  aufgehoben  sind,  nicht  begreift  und 
nicht  begreifen  kann,  da  letztere  gemäss  Art.  2  der  Uebergangs- 
bestimmuugen  schon  mit  Annahme  der  Bundesverfassung  in  Kraft 
getreten  sind.«**)  Wir  haben  übrigens  oben  (S.  287)  gesehen, 
dass  für  die  Unzulässigkeit  des  Ausschlusses  der  Geistlichen  vom 
Stimmrechte  ebensowohl  die  in  Art.  4  der  Bundesverfassung  vor- 
geschriebne  Gleichheit  der  Schweizer  vor  dem  Gesetze  hätte  ange- 
rufen werden  können.« 

Die  vierte  Folgerung,  welche  aus  dem  Prinzip  der  Religions- 
freiheit gezogen  wird,  ist  die,  dass  Niemand  verhalten  werden  kann, 
für  Kultuszwecke  einer  Religionsgenossenschaft,  der  er  nicht  an- 
gehört, Steuern  zu  bezahlen.  Es  lässt  sich  dieser  Grundsatz 
freilich  nur  da  strenge  durchführen,  wo  Kirche  und  Staat  völlig 
von  einander  getrennt  sind,  ***)  wie  es  in  der  Schweiz  gewöhnlich 

♦)  Vergl.  über  dessen  Schicksal  oben  S.  320. 
♦♦)  Zeitschr.  I.  41—43. 
***)  So  in  Nordamerika,  wo  die  Verfassungen  sich  folgendennassen  auszu- 
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nicht  der  Fall  ist;  denn  wenn  der  Staat  aus  seinen  Mitteln  die 
Diener  einer  Landeskirche  besoldet,  so  trägt  der  einzelne  Bürger 
der  ihm  Abgaben  bezahlt,  indirekte  doch  auch  wieder  zum  Unter- 
halte eines  Kultus  bei,  welcher  vielleicht  nicht  der  seinige  ist. 
Das  Nämliche  ist" der  Fall,  wenn  das  Gesetz  den  Unterhalt  der 
kirchlichen  Gebäude  oder  andere  Ausgaben  fiir  den  Kultus  der 
Landeskirche  den  politischen  Gemeinden  auferlegt.  Eine  theilweise 
Befreiung  von  Staats-  oder  politischen  Gemeindesteuern  wollte  man 
aber  durch  den  Schlusssatz  des  Art.  49  keineswegs  einfuhren  und 
ebensowenig  Beiträge  zu  Zwecken,  welche  nur  zufällig  von  einer 
Konfession  besorgt  werden,  wie  z.  B.  dem  Unterhalte  von  Friedhöfen 
ausschliessen ;  gerade  desshalb  wurden  die  Worte  »speziell«  und 
»eigentliche«  eingeschoben.*)  Dagegen  kann  der  Smn  dieser 
Ausdrucks  weise  nicht  der  sein,  dass  für  Grundsteuern  ein  anderes 
Recht  bestehen  soll  als  für  Steuern  vom  beweglichen  Vermögen; 
ist  doch  ein  Antrag,  das  Adjectif  »persönliche«  vor  dem  Worte 
»Steuern«  einzuschieben,  im  Nationalrathe  in  Minderheit  geblieben! 
Im  Gegensatze  zu  der  zuerst  vorgeschlagnen  Redaktion:  »der  er 
nicht  anzugehören  erklärt « ,  wurde  der  Ausdruck  »der  er  nicht 
angehört«  vorgezogen,  um  damit  anzudeuten,  dass  die  blosse 
Erklärung,  keine  Steuern  mehr  bezahlen  zu  wollen,  nicht  genüge, 
sondern  dass  nur  derjenige  von  Steuern  für  eine  bestimmte  Religions- 
genossenschaft befreit  ist,  welcher  sich  in  keiner  Weise  als  Mit- 
glied derselben  benimmt.  Das  in  Aussicht  genommene  Ausführungs- 
gesetz wird  im  Einzelnen  freilich  noch  manche  schwierige  Fragen 
zu  lösen  haben ,  wozu  namentlich  die  gehört ,  ob  der  Austritt  aus 
einer  Religionsgenossenschaft  auch  von  der  Verbindlichkeit  befreie, 
früher  eingegangne  Schulden  derselben  (z.  B.  für  Kirchen- 
bauten) bezahlen  zu  helfen,  deren  Bezahlung  auf  eine  noch  nicht 
abgelaufne  Reihe  von  Jahren  verlegt  worden  ist.  In  Nordamerika 
gilt  darüber  Folgendes  als   gemeines   Recht:  »Wer  sich  freiwillig 

drücken  pflegen:  »Niemand  ist  verpflichtet,  für  die  Errichtung  oder  Unter- 
haltung gottesdienstlicher  Gebäude,  für  die  Besoldung  der  Geistlichen  oder  für 
die  Bestreitung  anderweitiger  kirchlicher  Bedürfnisse  irgend  welche  Abgaben 
oder  Steuern  zu  entrichten.  Aus  den  mittelst  Steuern,  Abgaben  oder  Ge- 
bühren gebildeten  öffentlichen  Fonds  dürfen  keine  Beiträge  für 
kirchliche  Zwecke  geleistet  werden,  c 

*)  Prot,  des  Nat.-ßathes  1871/2  S.  233,  554. 
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einem  religiösen  Vereine  angeschlossen  und  durch  Vertrag  ökono- 
mische Leistungen  zu  Gunsten  dieses  Vereines  übernommen  hat, 
ist  allerdings  verpflichtet,  seine  diessfälligen  Verbindlichkeiten  zu 
erfüllen;  mit  dem  Austritt  aus  dem  Verein  hört  aber  die  Verant- 
wortlichkeit für  später  entstehende  Schulden  desselben  auf.«*)  — 
Bis  jetzt  hatte  sich  das  Bundesgericht  in  folgenden  zwei  Fällen 
mit  der  Anwendung  des  Schlusssatzes  von  Art.  49  zu  beschäftigen. 
Die  Separatisten  von  Bischofzell  und  Hauptweil  verlangten  Befrei- 
ung von  lürchensteuern  nicht  bloss  vom  Tage  des  Inkrafttretens 
der  neuen  Bundesverfassung  an,  was  ihnen  der  thurgauische  Grosse 
Rath  bewilligt  hatte,  sondern  auch  für  die  frühere  Zeit,  weil  die 
Kantonsverfassung  schon  vorher  die  Glaubens-  und  Kultusfreiheit 
gewährleistet  hatte.  Das  Bundesgericht  konnte  indessen  nicht 
finden,  dass  schon  die  blosse  Proklamirung  dieses  allgemeinen  Grund- 
satzes die  Rekurrenten  von  der  Steuerpflicht  enthebe,  zumal  es 
ihnen  auch  nicht  gelungen  war,  sich  als  selbstständige  kirchliche 
Korporation  unter  Sanktion  der  Staatsbehörden  zu  konstituiren.  **) 
Die  katholische  Kirchgemeinde  Promasens,  Kantons  Freiburg,  ver- 
langte von  den  dort  angesessnen  Protestanten  Steuern  behufs 
Bezahlung  ihrer  Kirchenbaute.  Da  sich  aus  der  Untersuchung 
ergab,  dass  die  Kirche  nicht  der  politischen  Gemeinde  gehöre  und 
auch  zu  keinen  andern  Zwecken  als  denen  des  Kultus  benutzt 
werde,  so  wurde  die  Steuerforderung  als  unzulässig  erklärt.  Dass 
die  Protestanten  an  der  Gemeindsversammlung,  welche  noch  unter 
der  Herrschaft  der  frühem  Bundesverfassung  die  Steuer  beschlossen 
hatte ,  theilgenommen ,  könnte  aus  dem  Grunde  nicht  gegen  sie 
entscheiden,  weil  sie  nach  dem  freiburgisclien  Gesetze,  welches  damals 
noch  durch  keine  Bundesvorschrift  aufgehoben  war,  unzweifelhaft 
steuerpflichtig  waren. 

In  einem  andern  Rekursfalle,  den  Kanton  Freiburg  beschlagend, 
kam  die  Frage  zur  Sprache,  ob  auch  Schulsteuem  zu  den  konfes- 

*)  Rüttimann  a.  a.  0.  Vergl.  das  preussische  Gesetz  v.  14.  Mai  1873 
betr.  den  Austritt  aus  der  Kirche  §  3:  >Zu  den  Kosten  eines  ausserordentlichen 
Baues,  dessen  Nothwendigkeit  vor  Ablauf  des  Kalenderjahres,  in  welchem  der 
Austritt  aus  der  Kirche  erklärt  wird,  festgestellt  ist,  hat  der  Austretende  bis 
zum  Ablauf  des  zweiten,  auf  die  Austrittserklärung  folgenden  Kalenderjahres 
ebenso  beizutragen,  als  wenn  er  seinen  Austritt  aus  der  Kirche  nicht  erklärt  hätte  « 

**)  Zeitschr.  I.  43—44. 
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sionellen  Steuern  ^^ereclinet  werden  können.  Im  genannten  Kanton 
bestehen  nämlich  katholische  und  evangelische  Gemeindeschulen. 
Ein  Jules  IJeguin  war  aus  der  evangelischen  Landeskirche  aus- 
getreten ;  ein  Uebertritt  zur  katholischen  Landeskirche  hatte  seiner- 
seits nicht  stattgefunden,  wesswegen  auch  keine  Steuern  zu  Gunsten 
der  katholischen  Gemeindeschulen  von  ihm  verlangt  worden  waren. 
Sein  Austritt  aus  der  evangelischen  Kirche  hätte  nach  seiner 
Ansicht  nun  zur  Folge  gehabt,  dass  er  weder  an  die  evangelische 
noch  an  die  katholische  Gemeindeschule  Steuern  zu  zahlen  pflichtig 
gewesen  wäre.  Das  ßundesgericht  erklärte  solches  mit  ürtheil 
vom  8.  April  1876  als  imstatthaft;  die  Schule,  zur  intellektuellen 
Ausbildung  der  Bürger  bestimmt,  habe,  wenn  in  derselben  auch 
Religionsunterricht  ertheilt  werde,  einen  bürgerlichen  öffentlichen 
Charakter,  welchen  dieselbe  trage,  selbst  wenn  sie  nach  Konfessionen 
getrennt  sei ;  die  Steuern  werden  zu  einem  staatlichen  Zwecke 
erhoben  und  lasten  auf  allen  Bürgern ,  ohne  Rücksicht  auf  deren 
Konfession ,  desswegen  solcher  Pflicht  ein  Bürger  durch  den  Aus- 
tritt aus  einer  Landeskirche  sich  nicht  entziehen  könne. 

Die  fünfte  Folgerung,  welche  aus  dem  Prinzip  der  Religions- 
freiheit gezogen  wiitl,  liegt  in  dem  ei-sten  Satze  des  Art.  50, 
»Die  freie  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen  ist  innerhalb 
der  Schranken  der  Sittlichkeit  und  der  öffentlichen  Ordnung  gewähr- 
leistet. «**)  Nicht  bloss  ist  hier  die  Freiheit  des  Kultus 
nicht  mehr  auf  die  anerkannten  christlichen  Konfessicmen  —  die 
Latholische  und  die  cvangelisch-reformirte  —  beschränkt,  wie  die 
Bundesverfassung  von  1848  in  höchst  engherziger  Weise  es  gethan 
hatte,  sondern  es  ist  nun  überhaupt  von  Konfessionen  und  Religions- 
genossenschaften keine  Rede  mehr.  Die  Kultusfreiheit  wird  als 
ein  individuelles  Recht  behandelt,  welches  Jedem  gemäss  seinen 
religiösen  Ueberzeugungen  zusteht  und  in  dessen  Ausübung  er  nur 
insoweit  beschränkt  ist,  als  er  die  durch  die  Sittlichkeit  und  die 
öfientliche  Ordnung  gezognen  Gränzen  nicht  überschi-eiten  darf. 
Als   der   Bundesrath   in   seiner  Botschaft    vom   4.   Juli    1873   die 

**)  In  den  nordamerikanischen  Verfassungen  wird  gesagt:  »Es  darf  Jeder 
seine  religiösen  Anschauungen  aussprechen  und  vert heidigen ,  gottesdienstliche 
Handlungen  in  der  seinen  Anschauungen  und  Ueberzeugungen  entsprechenden 
Form  mit  seinen  Haus-  und  Gesinnungs-Genossen  in  geschlossenen  Räumen 
oder  üifentlich  vornehmen  < 
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gegenwärtige  Fassung  vorschlug,  bemerkte  er  darüber:  »Die  Aus- 
übung einer  Religion  ist  ein  Ausfluss  der  individuellen  Freiheit  in 
gleiclier  Weise  wie  die  andern  Urrechte  des  Individuums.  Diese 
Ausübung  findet  ihre  Schranke  nur  in  der  öffentlichen  Ordnung 
und  den  guten  Sitten.  Jeder  Kultus,  welcher  diese  Schranken 
respektirt,  hat  ein  Anrecht  nicht  bloss  auf  Duldung,  sondern  auf 
den  Schutz  des  Staates.  Der  Bund  stellt  sich  über  die  religiösen 
Gemeinschaften  und  ihre  Benennungen.  Er  anerkennt  keine 
derselben.  Er  k  e  n  n  t  dieselben  nur  um  ihre  Freiheit  zu  schützen 
und  um  dafür  zu  sorgen,  dass  der  Friede  unter  ihnen  herrsche. 
Er  vertheidigt  weder  eine  Konfession  noch  eine  Kirche;  er  ver- 
theidigt  lediglich  das  Individuum,  indem  er  diesem  die  Respekti- 
rung  seines  Glaubens  und  die  Freiheit  seines  Gewissens  sichert.« 
ilit  diesen  schönen  bundesrechtlichen  Theorien  steht  freilich  nicht 
immer  im  Einklänge  die  staatskirchliche  Praxis  in  den  Kantonen, 
wo  man  einen  Privatkultus,  welcher  der  vom  Staate  beschützten 
Kirche  im  Wege  steht,  oft  nur  mit  grossen  Einschränkungen 
gestatten  will.  Es  steht  z.  B.  kaum  im  Einklänge  mit  der  in 
Art.  50  proklamirten  Kultusfreiheit,  wenn  man  die  Abhaltung 
eines  Gottesdienstes  unter  freiem  Himmel  oder  gar  in  Privat- 
wohnungen verbietet;  auch  der  Ausschluss  von  Prozessionen  auf 
öffentlicher  Strasse  lässt  sich  wohl  nur  in  grössern  Städten 
rechtfertigen. 

Eine  viel  zu  weit  gehende  Folgerung  aus  dem  in  Art.  50  (früher 
Art.  44)  garantirten  Prinzip  der  Kultusfreihcit  ist  es  hingegen, 
wenn  man  daraus,  dass  den  Katholiken  die  freie  Ausübung  ihres 
Gottesdienstes  gewährleistet  ist,  den  Schluss  zieht,  der  Bund  habe 
damit  auch  das  ganze  kanonische  Recht,  alle  Satzungen 
von  Concilien  und  Päpsten,  auch  weim  sie  noch  so  sehr  in  die 
Rechtssphäre  des  Staates  hinübergreifen,  anerkennt.  Schon  im 
Jahr  1850  hatte  der  Bundesrath  Veranlassung  in  diesem  Sinne 
sich  auszusprechen  bei  dem  Rekurse  eines  tessinischen  Priestei-s, 
welcher  wegen  Amtsmissbrauch  bestraft  war,  weil  er  auf  der  Kanzel 
gesagt  hatte,  die  (im  Kanton  Tessin  gesetzlich  ehigeführte)  Civil- 
ehe  werde  nach  dem  tridentinischen  Concilium  als  Conkubinat 
betmchtet.  »Man  sieht  auf  den  ei-sten  Blick« ,  sagte  der  Bundes 
rath,  »dass  es  sich  nicht  um  Beschränkungen  der  Ausübung  des 
katholischen    Gottesdienstes   oder   um   Angriffe  auf  die  religiösen 
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Glaubenssätze  handelt,  sondern  dass  der  Streit  auf  der  Gesetzgebung 

des  Staates  in  kirchlichen  Dingen  beruht Es  wird  Niemand 

behaupten  wollen,  dass  man  beabsichtigt  habe,  durch  den  Art.  44 
die  Beschlüsse  des  tridentinischen  Cöncils  von  Bundes  wegen  zu 
Sanktioniren  und  die  Souveränetät  der  Kantone  im  Sinne  und 
Interesse  der  Doktrinen  und  Ansprüche  der  römischen  Curie  zu 
beschränken,  Die  tessinische  Regierung  geht  aber  nicht  weiter; 
sie  gestattet  gemäss  ihrem  Gesetze  Jedermann,  die  bürgerlich  ein- 
gegangene Ehe  auch  kirchlich  zu  schliessen  und  den  Lehren  und 
Vorschriften  der  katholischen  Kirche  nachzukommen ;  sie  anerkennt 
ferner,  dass  die  Pfarrer  befugt  seien,  ihren  Pfarrgenossen  in's  Ge- 
wissen zu  legen,  sich  mit  der  Eingehung  einer  bürgerlichen  Ehe 
nicht  zu  begnügen,  sondern  sich  auch  noch  kirchlich  einsegnen  zu 
lassen,  unter  solchen  Umständen  kann  von  einer  Verhinderung 
der  freien  Ausübung  des  katholischen  Cultus  und  somit  auch  von 
einer  Intervention  des  Bundes  gegen  Tessin  nicht  die  Rede  sein«. 
Die  Bundesversammlung  ist  nachher  dieser  Anschauung  des  Bundes- 
rathes  vollständig  beigetreten.  *)  —  Eine  ähnliche  Frage  hatten  die 
Bundesbehörden  zu  beurtheilen  bei  Anlass  eines  Rekurses  der 
Pastoralkonferenz  des  Kantons  Solothurn,  welche  sich  darüber 
beschwerte,  dass  die  dortige  Gesetzgebung  die  periodische  Wieder- 
wahl der  Geistlichen  eingeführt  habe,  während  nach  dem  Rechte 
der  katholischen  Kirche,  deren  Cultus  durcli  die  Bundes-  und 
Kantonsverfassung  garantirt  sei,  Pfarrpfründen  nur  auf  Lebenszeit 
besetzt  werden  können.  Indem  .der  Bundesrath  diesen  Rekurs 
abwies,  bemerkte  er  darüber  in  seinen  Erwägungen:  »Die  Be- 
schwerde gegen  das  Wiederwahlgesetz  beruht  wesenthch  auf  der 
Anschauung,  dass,  wo  die  Kirchengesetze  eine  bestimmte  Vorschrift 
enthalten,  die  staatliche  Gesetzgebung  der  kirchlichen  weichen 
müsse,  im  Spezialfälle  also  darauf,  dass  der  Staat  die  Pflicht  habe, 
die  Verleihung  eines  Beneficiums  auf  Lebenszeit  auch  durch  seine 
Gesetzgebung  anzuerkennen.  Diese  Ansicht  ist  aber  eine  irrige. 
Wenn  auch  der  Staat  früher  die  Autorität  der  Kirche  vielfech  in 
seine  Sphäre  hinübergreifen  Hess,  so  bilden  doch  nach  dem  heu- 
tigen Staatsrechte  das  kanonische  Recht  und  die  Beschlüsse  des 
tridentinischen  Concils,  das  überhaupt  in  der  Scliweiz  nie  in  seiner 

*)  üllmer  II.  125—128. 
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Gesammtheit  anerkannt  wurde,  für  den  Staat  keine  übergeordnete 

Autorität Die   Beschwerde    würde    daher    nur    dann   als 

begründet  angesehen  werden  können,  wenn  das  angegriffene  Gesetz 
gegen  den  Katholizismus  in  seinem  Wesen  sich  Verstössen  würde, 
weil  die  Verfassung  des  Kantons  Solothurn  das  römisch-katholische 
Glaubensbekenntniss  unter  den  besondern  Schutz  des  Staates  stellt.*) 
Allein  die  Verleihung  von  Pfarrstellen  auf  beschränkte  oder  unbe- 
schränkte Zeit  hat  mit  den  Grundlehren  des  Katholizismus  nichts 
zu  thun,  indem  die  bezüglichen  Vorschriften  einfach  die  organische 
Einrichtung  innerhalb  der  katholischen  Kirche  beti-effen,  die  in 
verschiednen  Zeiten  auch  verschieden  gehandhabt  wurde.  Es  ergibt 
sich  dieses  nicht  nur  aus  dem  Umstände,  dass  mehrere  Kantone 
der  Schweiz  in  den  letzten  Jahren  gleiche  Gesetze  erlassen  haben^ 
ohne  dass  eine  Einspi-ache  dagegen  erhoben  worden,  sondern  auch 
daraus,  dass  selbst  in  ganz  katholischen  Kantonen  früher  und  theil- 
weise  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  Volk  und  Behörden  das  Recht 
sich  gewahrt  haben,  Geistliche  von  ihren  Pfründen  ohne  Zustimmung 
des  Bischofs  abzuberufen,  worin  kein  Verstoss  gegen  die  katholische 
Kirche  gesehen  wurde.  Der  Kantonsrath  und  das  Volk  von  Solo- 
thurn haben  daher  einen  vollständig  erlaubten  Gebrauch  von  der 
Staatshoheit  gemacht,  als  sie  das  Gesetz  über  die  Wiederwahl  der 
Geistlichen  erliessen  und  sanktionirten.«**)  Die  Bundesversammlung 
bestätigte  nachher  vollkommen  den  Entscheid  des  Bundesrathes.  — 
Endlich  haben  wir  hier  noch  eine  Entscheidung  der  Bimdesbehörden 
aus  neuester  Zeit  zu  erwähnen.  Die  neue  Verfassung  des  Kantons 
Basel-Stadt  vom  9.  Mai  1875  enthält  in  Art.  12  folgende  Bestim- 
mung: »Die  reformirte  und  die  katholische  Kirche  erhalten  durch 
Gesetz  ihre  äussere  Organisation,  nach  welcher  sie  unter  Oberaufsicht 
des  Staates  ihre  innern  confessionellen  Angelegenheiten  selbstständig 
ordnen.  Ihre  Geistlichen  und  ihre  kirchlichen  Vertreter  wälden 
die  zu  jeder  Kirchgemeinde  gehörigen,  in  Gemeindeangelegenheiten 
stimmfähigen  Schweizerbürger.«  Gegen  diesen  Artikel  protestirte 
die  Vorsteherschaft  der  römisch-katholischen  Gemeinde  in  Basel 
und  verlangte,   dass  demselben  die  eidgenössische  Garantie  nicht 

♦)  Der  Wortlaut  der  Solothumer  Verfassung  war  allerdings  etwas  abweichend 
von  demjenigen  der  frühern  and  noch  mehr  der  jetzigen  Bundesverfassung.    Die- 
Rekurrenten  stützten  sich  daher  auch  hauptsächlich  auf  die  Kantonsverfassung. 
♦♦)  Bundesbl.  1873  II.  908. 
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ertlieilt  werde.  Sie  behauptete,  die  augefochtue  Bestimmung  wider- 
spnK'he  den  Art.  49  und  50  der  Bundesverfassung,  indem  es  mit 
dem  Grundsatze  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  nicht  ver- 
einbar sei,  dass  der  Staat  die  Kirche  organisire.  Die  katholische 
Kirche  habe  ihre  Gestalt  und  Verfassung  von  ihrem  Stifter  Jesus 
Christus  selbst  und  könne  dieselbe  nicht  von  einem  bekenntniss- 
losen, der  Mehrzahl  seiner  Mitglieder  nach  protestantischen  Grossen 
Rathe  erhalten.  Bundesrath  und  Bundesversammlung  fanden  über- 
einstimmend,  dass  in  dem  angefochtnen  Art.  12  durchaus  nicht 
die  Absicht  gefunden  werden  könne,  dass  der  Staat  sich  in  die 
wirklichen  Glaubenssätze  der  katholischen  Kirche  einmischen  wolle. 
Es  handle  sich  vielmehr  nur  darum,  dass  der  Staat,  von  einem 
unzweifelhaften  Hoheitsrechte  Gebrauch  machend,  den  von  ihm 
unterstützten  Religionsgenossenschaften  eine  äussere  Organisation 
zu  geben  beabsichtige,  innerhalb  welcher  sie  dann  ihre  innem 
confessionellen  Angelegenheiten  selbst  ordnen  könen.  Dem  Art.  1 2 
wurde  daher  gleich  wie  allen  andern  Bestimmungen  der  Verfas- 
sung von  Basel-Stadt  die  eidgenössische  Garantie  ertheilt.*) 

Wir  sind  hier  ganz  von  selbst  auf  eine  Schranke  gestossen, 
welche  die  Religionsfreiheit  in  unsern  schweizerischen  Verhältnissen 
haben  niuss.  Das  Kirchenwesen  beruht  bei  uns  auf  ganz  andern 
historischen  und  finanziellen  Grundlagen  als  in  Nöi*damerika.  Nur 
allmählig  ringt  man  sich  in  der  Schweiz  von  dem,  aus  frühem 
Jahrhunderten  hergebrachten  Begriffe  der  Landes  kirchen  **) 
(eglises  nationales)  los,  welche  allein  den  Schutz  des  Staates  ge- 
nossen, während  die  andern  Religionsgenossenschaften  nur  als  ge- 
duldet erscheinen.  ***)  Die  finanziellen  Bedürfnisse  der  Landeskirchen 
werden  dann ,  wie  schon  oben  angedeutet  wurde ,  in  der  Regel 
grossentheils  aus  der  Staatskasse  l)estritten  und  selbst  wo  die  Sorge 
für  Bestreitung  derselben  den  Gemeinden  überlassen  ist ,  sorgt  der 
Staat  durch  seine  Gesetzgebung  dafür,  dass  letztere  obligatorische 
Steuern  bei  den  Angehörigen  der  betrefifenden  Konfession  erheben 
können.     Unter  diesen  Umständen  lässt   sich   gewiss  dem   Staate 

*)  Biiiulesbl.    1875  III.  958-971. 

**)  Dieser  Ausdruck  wird   auch  noch  in  neuen  Verfassungen,  wie  in  der- 
jenigen des  Kautons  Zürich  vom  Jahr  18ß9,  Art.  G3,  gebraucht. 

♦*♦)  Vorpl.   z  B.  die  Verfassung  des  Kantons  Waadt  v    186i,  Art.  10-12. 
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das  Recht  niclit  bestreiten ,  die  äussere  Organisation  der  Landes- 
kirchen (wozu  auch  die  Wahl  und  Entlassung  der  Geistliclien  ge- 
hört) zu  ordnen  und  selbst  die  Regelung  innerer  Angelegenheiten 
derselben  von  seiner  Zustimmung  abhängig  zu  machen,  soferne  nur 
Niemanden  ein  üewissenszwang  dadurch  auferlegt  wird.*)  Wir 
nuichten  freilich  nicht  behaupten,  dass  z.  B.  die  Genehmigung  einer 
Lithurgie  oder  eines  Ivatechismus  durch  eine  Staatsbehörde  dem 
rrinzij)  der  »freien  Kirche«  entspreche;  aber  letztere  ist  aucli  in 
der  Bundesverfassung  nicht  gewährleistet,  sondern  nur  die  Glaubens- 
und Kuitusfi-eiheit  mit  allen  daraus  her\'orgehenden  Folgen. 

Betrachten  wir  nun  die  weitern ,  nicht  schon  von  selbst  sich 
vei-stehenden,  aber  durch  ausdrückliche  Bestimmungen  der  Bundes- 
verfassung aufgestellten  Beschränkungen  der  Religionsfreiheit,  so 
gelangen  wir  zuerst  zu  dem  wichtigen  zweiten  Satze  des  Art.  50, 
nach  welchem  sowohl  den  Kantonen  als  dem  Bunde  vorbehalten 
bleibt,  »zur  Handhabung  der  Ordnung  und  des  öffent- 
lichen Friedens  unter  den  Angehörigen  der  verschiedenen 
Religionsgenossenschaft^n ,  sowie  gegen  Eingriffe  kirchlicher  Be- 
hörden in  die  Rechte  der  Bürger  und  des  Staates  die  geeigneten 
ÄLissnahmen  zu  treffen.«  **)  In  Erinnerung  der  mancherlei  Ruhe- 
störungen und  selbst  Bürgerkriege,  welche  das  Nebeneinanderstellen 
versohiedner  Glaubensbekenntnisse  und  Kirchen  seit  der  Zeit  der 
Reformation  in  der  Schweiz  zur  Folge  gehabt,  und  unter  dem 
frischen    Eindrucke   fanatischer  Aufhetzungen  zum  Religionshasse, 

*)  Vergl.  Sainuely  Gutachten  über  Art.  50  der  Bundesverf.  S.  7:  »Die 
Kantone  sind  bundesrechtlich  nur  verpflichtet,  den  Religiousgesellschaften  die 
ungehinderte  Ausübuntr  ihres  Cultus  zu  ^'owilhron,  nicht  aber,  denselben  öfFent- 
lich-rcchtliche  Privilegien  oder  eine  vor  derjenigen  einer  Privatgesellschaft 
bevorzugte  privatrechtliehe  Stellung  einzuräumen,  überhaupt  irgend  welche 
positive  Förderung  und  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen.  Thun  sie  letz- 
teres, so  muss  es  ihnen  naturgemäss  auch  freistehen,  die  Gewährung  der  Rechte 
und  Vortheile  an  bestimmte  Bedingungen  zu  knüpfen  und  namentlich  sich  einen 
wirksamen  Kinriuss  auf  das  Leben  der  begünstigten  Religionsgenossenschaft  zu 
sichern.'! 

**)  Der  Mehrheitsbericht  der  ständeräthl.  Kommission  über  die  Bekurse 
wegen  Amtsenthebung  des  Bischofs  Lachat  sagt  mit  Becht,  dass  durch  diese 
Bestimmung  die  Gewährleistung  des  katholischen  Glaubensbekenntnisses  oder 
Cultus,  welche  sich  in  den  Kantonsverfassungen  findet,  1  i m i t i r t  sei.  Bundes- 
blatt 1875  II.  654. 


352  Kap-  IV.    Garantirte  Rechte  der  Schweizer bürger. 

welche  der  Souderbundskrieg  gebracht  hatte,  fand  man  schon  in 
der  Revisionskommission  von  1848,  die  Religionsfreiheit  müsse  in- 
soweit  einen  Regulator  haben  als,  der  Staatsgewalt,  namentlich  des 
Bundes,  immerhin  das  Recht  gewahrt  werden  müsse,  liir  die  Auf- 
rechthaltung des  Friedens  unter  den  Konfessionen  die  nöthigen 
Verfügungen  zu  trefifen.  Wir  haben  gesehen,  dass  in  der  Periode 
von  1848  von  dieser  Befugniss  nur  in  der  Weise  Gebrauch  gemacht 
wuixle,  dass  man  das  Einschreiten  des  Bundes  bezüglich  der  ge- 
mischten Ehen  und  der  Feiertagspolizei  auf  Art.  44  Satz  2  der 
damaligen  Bundesverfassung  begründete.  Nachdem  nun  diese  Be- 
stimmung mit  einem  durch  die  Zeitverhältnisse  veranlassten,  jedoch 
Angesichts  der  übrigen  Garantien,  welche  die  Bundesverfa^ung 
enthält,  nicht  gerade  nothwendigen  Zusätze*)  in  die  Bundesver- 
fassung vom  29.  Mai  1874  übergegangen  ist,  haben  die  Bundes- 
behörden sehr  bald  sich  veranlasst  gesehen,  den  ganzen  Inhalt  von 
Art.  50  lemma  2  einer  nähern  Interpretation  zu  unterstellen.  Schon 
unterm  30.  Januar  1874,  also  noch  vor  Einführung  der  neuen 
Bundesverfassung,  hatte  die  Regierung  von  Bern  beschlossen,  es  sei 
den  durch  gerichtliches  Urtheil  abberufenen  katholischen  Geist- 
lichen, von  welchen  man  Friedensstörungen  befürchtete,  der  Aufent- 
halt in  den  jurassischen  Amtsbezirken  für  so  lange  untersagt  als 
sie  nicht  ausdrücklich  erklären,  sich  den  Verfügungen  der  staat- 
lichen Behörden  unterziehen  zu  wollen.  Nachdem  ein  Rekurs  gegen 
diesen  Beschluss,  welcher  noch  unter  der  Herrschaft  der  Bundes- 
verfassung von  1848  eingegangen,  nach  dem  damaligen  Staats- 
rechte abgewiesen  war,  wurden  sofort  nach  Einführung  der  jetzigen 
Bundesverfassung  neue  Rekurse,  sowohl  von  den  Geistlichen  selbst 
als  von  der  jurassischen  Bevölkerung,  eingereicht,  die  sich  nun  vor- 
züglich auf  die  in  den  Art.  44  und  45  der  Bundesverfassung  ent- 
haltnen,  vermehrten  Garantien  der  freien  Niederlassung  stützten, 
welche  die  Fortdauer  der  über  die  jurassischen  Priester  verhängten 
Wegweisung  als  unzulässig  erscheinen  lassen.  Der  Bundesrath, 
indem  er  in  seinem  ersten  Beschlüsse  vom  27.  März  1875  die 
Regierung  von  Bern  zur  Berichterstattung  darüber  einlud,  ob  sie 
das  Ausweisungsdekret   noch  fortbestehen   zu  lassen  beabsichtige,. 

*)  Der  Bundesrath  hatte  1873  heantragt,  demsell>en  folgende,  etwas  weniger 
tendenziöse  Fassung  zu  gehen :  »sowie  gegen  UehergrifTe  über  die  Gränzen  des^ 
staatlichen  und  religiösen  Gebietes«. 
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bestritt  zugleich  in  energischer  Weise  die  von  derselben  dem  Art.  50, 
Satz  2  gegebne  Auslegung,  wonach  jeder  Kanton  auf  seinem  Ge- 
biete in  souveräner  Weise  \on  der  dort  den  Kantonen  gegebnen 
Befugniss  Gebrauch  machen  könne,  so  lange  es  sich  um  einen 
Gegenstand  handle,  der  nicht  über  die  Gränzen  des  Kantons  hinaus- 
greife. Diese  Behauptung,  sagte  der  Bundesrath,  sei  unhaltbar, 
weil  dadurch  das  Recht  des  Bundes  vollständig  beseitigt  würde. 
»Der  Bund  hat  vielmehr  die  volle  Befugniss  in  Anspruch  zu  neh- 
men ,  sei  es  auf  dem  Gebiete  eines  einzelnen  Kantons ,  sei  es  auf 
demjenigen  von  mehrern  Kantonen,  von  sich  aus  und  in  Gemäss- 
heit  des  Art.  16,  in  Verbindung  mit  Art.  o  und  Art.  102  Ziff.  10 
der  Bundesverfassung  die  zur  Handhabung  der  Ordnung  und  zur 
Wiederherstellung  derselben  geeigneten  Massregeln  zu  treffen.  Diese 
Befugniss  schliesst  nothwendiger  Weise  für  den  Bund  das  Recht 
in  sich,  die  von  den  Kantonen  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung 
getroffenen  Massregeln  seiner  Piüfung  zu  unterstellen  und  die- 
selben nach  eigener  Würdigung  der  Verhältnisse  zu  verstärken, 
abzuändern  oder  aufzuheben.«  In  seinem  definitiven  Beschlüsse 
vom  31.  Mai  erklärte  dann  der  Bundesrath  die  Fortdauer  des  Aus- 
Weisungsdekretes  für  unvereinbar  mit  Art.  44  und  45  der  Bundes- 
verfassung nach  der  vom  Bundesgerichte  im  Falle  Gutmann  *)  dem 
erstem  gegebnen  Interpretation  und  lud  die  Regierung  von  Bern 
ein,  ihr  Dekret  binnen  einer  Frist  von  zwei  Monaten  aufzuheben.**) 
Was  die  Auslegung  von  Art.  50  Satz  2  betrifft,  so  sprach  sich  der 
Bundesrath  darüber  folgendermassen  aus :  ^dcr  jbi,  50  der  Bundes- 

Verfassung knnn  nicht  so  aufijefasst  werden,  als  dürften  die 

doH  rorgesehenen  Massnahmen  die  durch  die  Verfassung  aufge- 
stellten Grundsätze  oder  gewahrleisteten  Hechte  beeinträchtigen,  viel- 
mehr müssen  sie  sich  innerhalb  der  durch  die  Verfassung  gezognen 
Schranken  bewegen.^  Diese  Auslegung  des  Art.  50  Ziff.  2  war  es, 
welche  die  Regierung  von  Bern  in  ihrem  Rekurse  an  die  Bundes- 
versammlung vorzugsweise  bestritt  und  die  auch   in  der  That  am 

*)  Siehe  unten  §  12. 

**)  Diese  ungewöhnliche  Form  eines  Rekursentscheides  wurde  mit  Rücksicht 
darauf  gewählt,  dass  das  Dekret  noch  unter  der  frühern  Verfassung  erlassen 
worden  und  damals  nicht  unzulässig  war,  sowie  auch  aus  dem  Grunde,  weil  >der 
Regierung  von  Bern  die  nöthige  Zeit  gelassen  werden  muss,  damit  die  Auf- 
hebung ohne  Gefährdung  der  öffentlichen  Ordnung  bewerkstelligt  werden •  könne <. 
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meisten  coiitrovers  war.  Nichts  destoweniger  stellte  auch  die  Bundes- 
versammlung, als  sie  am  1.  Juli  den  Beschluss  des  Bundesrathes 
mit  einer  Fristverlängerung  bestätigte,  folgende  für  die  Zukunft 
massgebende  Erwägung  auf:  »Der  Art.  50,  Absatz  2,  begründet  für 
die  in  demselben  behandelten  Verhältnisse  kein  ausnahms- 
weises  Recht;  vielmehr  haben  sich  die  darin  vorgeseheneu, 
den  Kantonen,  sowie  dem  Bunde  vorbehaltenen  geeigneten  Mass- 
nahmen innerhalb  der  durch  die  Bundesverfassung  gezogenen  Schran- 
ken zu  bewegen.  Diesem  Satze  gegenüber  ist  nur  der  anormale, 
der  Natur  der  Sache  in  der  Bundesverfassung  nicht  besonders  vor- 
gesehene Fall  einer  Nothlage  vorzubehalten,  in  welche  der  Staat 
nicht  bloss  aus  den  mit  Art.  50  der  Bundesverfassung  zusammen- 
hängenden,  sondern  auch  aus  andern  Gründen  gerathen  und  in  der 
er  zur  Ergreifung  ausserordentlicher  Massregeln  gezwungen  weixlen 
kann  ;  und  es  ist  auch  dieser  Vorbehalt  in  dem  Sinne  zu  verstehen, 
dass,  falls  solche  ausserordentliche  Massregeln  von  den  Kantonen 
ergriffen  werden,  den  Bundosbehörden  über  die  Zulässigkeit  derselben, 
sowie  über  die  Dauer  der  Zeit,  während  welcher  sie  Anwendung  finden 
dürfen,  das  Recht  der  Prüfung  und  der  endgültigen  Entscheidung 
zukommt.«  Zum  bessern  Verständnisse  dieses  Beschlussesmotives 
fügen  wir  aus  dem  Berichte  der  nationalräthlichcn  Kommission, 
welche  diisselbc  vorgelegt  liatte,  die  wichtigsten  Stollen  bei. 

Nachdem  der  Bericht  hervorgehoben,  dass  der  Standpunkt  von 
Bern  ungefähr  der  sei ,  dass  bei  Anwendung  von  Art.  50  Satz  2 
ausnahmsweise  die  staatlichen  Behörden,  unbekümmert  um 
andere  verfassungsmässige  Bestimmungen,  unbekümmert  nament- 
lich um  die  durch  die  Bundesverfassung  gewährleisteten  Gnind- 
rechte  lediglich  nach  dem  Gesichtspunkte  der  Zweckmässig- 
keit verfahren  können ,  —  wird  folgendermassen  fortgefahren : 
»Das  wesentlichste  Argument,  das  die  Regierung  von  Bern  zur 
Unterstützung  ihrer  Ansicht  anführt,  geht  dahin:  dass,  bei  einer 
anderweitigen  Interpretation  des  Art.  50,  Absatz  2,  derselbe  gar 
keinen  Sinn  hätte;  denn  wären  I)loss  »verfassungsmässige 
Massnahmen«  gemeint,  so  wäre  die  Sache  so  selbstverständlich, 
dass  man  in  der  Bundesverfassung  gar  niclit  liätte  davon  zu  reden 
brauchen.  Ks  ist  dabei  eigenthümlich ,  dass  in  den  Auslassungen 
des  Berner  Regierungsrathes  fast  durchgängig,  wenn  der  Art.  50 
allegirt  wird,  nicht  der  dort  wirklich   gebrauchte  Ausdruck  vge- 
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eignete  Massnahmen«  reproduzirt,  sondern  so  zitirt  wird, 
als  hiesse  es  ^ ausserordentliche«  Massregeln,  ja  sogar  einmal  als 
hiesse  es  »diskretionäre  Befugnisse« .  Es  ist  gar  nicht  zu  läugnen, 
dass,  wenn  diese  Ausdrücke  wirklich  in  Art.  50  der  Bundesver- 
fassung stünden,  darin  eine  gewisse  Unterstützung  der  bemisclien 
Auflassung  gefunden  werden  könnte;  aber  der  Augenschein  lehrt, 
dass  eben  diese  Ausdrücke  nicht  da  stehen,  und  der  wirklich  ge- 
brauchte» hat  ....  in  keiner  Weise  einen  Charakter,  der  eine  so 
ungewöhnliche  Tragweite  des  Artikels  vermuthen  lassen  könnte. 
Will  man  in  unbefangener  Weise  die  wirkliche  Meinung  des  viel- 
besprochuen  Absatzes  2  des  Art.  50  erfahren,  so  muss  man  ihn 
zusammennehmen  mit  dem  ersten  Absätze  des  gleichen  Ai-tikels. 
Dieser  enthält  die  Garantie  der  Kultusfreiheit  in  ziemlich  absoluter 
Weise,  nur  mit  der  Restriktion,  dass  sich  die  Ausübung  der  g(^ttes- 
dienstliclien  Handlungen  innerhalb  der  Schranken  der  Sittlichkeit 
und  der  öftentlidien  Ordnung  zu  halten  habe.  Der  zweite  Absatz 
aber  ....  knüpft  offenbar  an  die  erfajjrungsgemässe ,  gerade  in 
dei-  Geschichte  unseres  Landes  deutlich  genug  bezeugte  Thatsache 
an.  dass  das  Nebeneinanderbestehen  mehrerer  kirchlicher  Gemein- 
schaften, deren  jede  an  sich  die  volle  und  absolute  Freiheit  der 
Kultusübung  beanspruchen  kann,  für  die  öffentliche  Ruhe  und  den 
Frieden  gelahrliche  Reibungen  zur  Folge  haben  kann,  und  er 
weist  nun  der  Staatsgewalt  (den  Kantonen  sowie  dem  Runde)  die 
Aufgabe  zu,  solche  Konsequenzen  des  im  ersten  Absätze  aus- 
gesprochnen  Prinzi]>s  durch  »geeignete  Massnahmen«  zu  verhüten, 
eventuell  zu  I)eseitigen.  Fs  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  für 
solche  Ji^Massnahmen«,  seien  es  nun  Gesetze,  generelle  Verord- 
nungen oder  Verfiigiuigen  im  Kinzelnen  ein  sehr  weiter  Kreis 
besteht,  ohne  dass  man  irgendwie  die  Gränzen  der  Verfassung  zu 
Uberschnnten  braucht;  wir  brauchen  diese  einleuchtende  und  all- 
gemein bekannte  Thatsache  niclit  einmal  mit  Beispielen  zu  l)elegen. 
Daneben  muss  anerkannt  werden,  dass  der  zweite  Satz  den  ersten 
einigurmassen  einschränkt;  durch  ihn  wird  der  Staat  unstreitig 
ermächtigt,  den  Konfessionen  im  Interesse  des  Friedens  gewisse 
Bescliränkungen  in  der  Ausübung  ihres  Kultus  aufzulegen,  welclie 
sie  sonst,  wenn  der  Al)satz  1  allein  da  stünde,  als  unberechtigt 
von  sich  ablehnen  könnten.  Ausserdem  aber  regelt  er  ein  Ver- 
hältniss,    das   sich   gar   nicht   ohne  Weiteres   von  selbst  versteht. 
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Wäre  der  Absatz  2  nicht  vorhanden,  so  könnte  sehr  in  Zweifel 
gezogen  werden,  ob  auf  diesem  Gebiete  der  Bund  auch  unmittelbar 
von  sich  aus  einzuschreiten  befugt  sei,  oder  ob  dasselbe,  in  An- 
wendung von  Art.  3  der  Bundesverfassung,  lediglich  in  die  Sphäre 
der  Kantonalsouveränetät  falle,  etwa  mit  einem  blossen  Obemuf- 
sichtsrechte  des  Bundes.  Diesen  Zweifel  hebt  der  Absatz  2  in 
unzweideutiger  Weise,  indem  er  dem  Bunde  gerade  so  gut  wie  den 
Kantonen  ein  derartiges  Eintreten  vorbehält. 

»Es  folgt  daraus,  dass  dieser  Absatz  2  einen  sehr  guten  Sinn 
und  seine  vollständige  Existenzberechtigung  hat,  auch  wenn  man 
durchaus  nicht  zugiebt,  dass  er  den  staatlichen  Behörden  ein  ausser- 
ordentliches Recht,  eine  »diskretionäre  Befugniss«  einräume.  Das 
erwähnte  Hauptargument  der  bemischen  Regierung  für  die  von 
ihr  vertheidigte  Auffassung  kann  daher  durchaus  nicht  als  stich- 
haltig anerkannt  werden.  Aber  selbst  wenn  es  wahr  wäfe,  dass 
jener  Absatz  2  ziemlich  müssig  dastünde,*)  sofern  man  ihn  nur 
in  dem  eben  besprochnen  engern  Sinne  verstehen  will,  so  könnte 
diess  noch  lange  nicht  als  ein  ausreichender  Grund  für  eine  Inter- 
pretation im  entgegengesetzten  Sinne  betrachtet  werden.  Eine 
solche  Interpretation,  die  für  ein  einzelnes  Gebiet  des  staatlichen 
Lebens  ein  ganz  ausnahmsweises  und  besonderes  Staatsrecht  schaffl, 
die  für  dieses  Gebiet  alle  verfassungsmässigen  Garantien  der  poli- 
tischen und  individuellen  Freiheit  aufhebt  oder  wenigstens  einfach 
in  das  Belieben  der  jeweiligen  Staatsbehörden  legt,  könnte  sicher- 
lich nur  aufrecht  gehalten  werden,  wenn  der  Wortlaut  im  eigent- 
lichen Sinne  dazu  zwänge  ....  Eine  solche  'Nöthigung  durch  den 
Wortlaut  liegt  aber  hier  nicht  im  Entferntesten  vor.  Der  Ausdruck 
»geeignete  Massnahmen« ,  »erforderliche  Verfügungen« ,  »nöthige 
Bestimmungen«  kehrt  in  Verfassungen  und  Gesetzen  jeden  Augen- 
blick wieder ;  ....  es  soll  mit  demselben  offenbar  nichts  Mehreres 
und  nichts  Anderes  gesagt  werden,  als  dass  der  Staat  auf  dem- 
jenigen Gebiete,  von  welchem  gehandelt  wird,  überhaupt  in  Aktion 
treten  solle  und  dürfe,  ohne  schon  definiren  zu  wollen,  in  welcher 
Weise  (durch  Gesetz,   durch   generelle  oder  spezielle   Verfügung) 

*)  Man  konnte  vielleicht  wirklich  sagen,  dass  er  in  der  jetzigen  Verfassung, 
wo  die  Kultusfreilieit  nur  innerhalb  der  Schranken  der  »öffentlichen  Ord- 
nung« gewährleistet  ist,  nicht  mehr  so  nothwendig  sei,  wie  in  der  Verfassung 
von  1848. 
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diess  zu  geschehen  habe.  Wir  verweisen,  um  diese  Ansicht  zu 
erhärten,  auf  die  theils  ganz  gleich  wie  in  Art.  50,  theils  wenig- 
stens ganz  analog  gewählten  Ausdrücken  in  Art.  27  fin.,  Art.  35 
Absatz  3,  Art.  55,  Art.  102  Ziffer  2  und  IG  der  Bundesverfassung 

von  1874  

»Allerdings  kann  man  nun  noch  die  Frage  auftserfen,  ob  denn 
nicht  Fälle  und  Lagen  gedenkbar  wären,  wo  eine  Abweichung  von 
der  von  uns  aufgestellt<3n  Regel  trotzdem  als  statthaft  angesehen 
werden  niüsste.  Die  Regierung  von  Bern  hat  in  ihren  Erlassen 
sich  mehrfach  des  Ausdrucks  bedient :  es  gebe  schwere  Störungen 
der  Ruhe  und  Ordnung,  wo  eine  Art  von  Kriegszustand  eintrete 
und  wo  also  der  Staat,  wenn  er  nicht  aus  den  Fugen  gehen  solle, 
nothwendig  ausserordentliche  Massregelu  zu  Hülfe  nehmen  müsse, 
ilan  wird  diess  im  Prinzip  schwerlich  bestreiten  können;  nur  ist 
durchaus  an  dem  Satze  festzuhalten,  dass  für  kirchliche  "Winsen 
kein  anderes,  weder  ein  besseres  noch  ein  schlechteres  Recht 
besteht  als  für  Wirren  andei-er  ( z.  B.  sozialer  oder  rein  politischer) 
Art.  Giebt  es  ein  staatliches  Nothrecht,  das  vorübergehend  ein 
Heraustreten  aus  den  Schranken  der  Verfassung  rechtfertigt,  so 
gilt  dasselbe  für  jede  Situation,  wo  seine  sachlichen  Voraussetzungen 
vorhanden  sind,  gleichviel  auf  welchem  Gebiete  die  Veranlassung 
liegen  möge,  die  diese  Voraussetzungen  herbeigeführt  hat.  Die 
Bundesverfassung  statuirt  ein  solches  staatliches  Nothrecht  nirgends 
ausdrücklich;  nur  in  Art.  16  deutet  sie  allerdings  an,  dass  bei 
gestörter  Ordnung  im  Innern  eine  exceptionelle  Aktion  der  Bundes- 
gewalt eintreten  müsse.  Die  wissenschaftliche  Doktrin  anerkennt 
indessen  das  Nothrecht  ausdrücklich  auch  für  den  Fall,  wo  darüber 
in  der  Staatsverfassung  nichts  enthalten  ist,  und  man  wird  hinzu- 
fügen dürfen,  dass  kein  Staat  der  Welt  ganz  darauf  verzichten 
kann  oder  jemals  darauf  verzichtet  hat ,  gegebenen  Falls ,  d.  h. 
wenn  die  eigene  Existenz,  der  Fortbestand  der  politischen  und 
bürgerlichen  Rechtsordnung  auf  dem  Spiele  steht,  die  Erhaltung 
seiner  selbst  zum  obersten  und  einzigen  Zielpunkt  zu  nehmen  und 
darnach  zu  handeln ,  d.  h.  den  uralten  Satz  zu  bethätigen :  salus 
publica  suprema  lex  esto Aber  wenn  man  auch  im  Grund- 
satze für  solche  Fälle,  wo  die  ordentlichen  Mittel  sich  zur  Wah- 
rung der  wichtigsten  Interessen  als  unzureichend  erweisen ,  ein 
solches  Nothrecht,  als  durch  die  Existenzbedingungen  des  Staates 
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gerechtfertigt  und  gefordert,  anerkennt,  immer  wird  man  dabei,  ins- 
besondere im  Freistaate,  daran  festhalten  müssen,  dass  man  sehr  be- 
hutsam sein  soll  in  der  Anwendung  des  Grundsatzes;  dass  nicht 
jeder  müssige  Konflikt  oder  Auflauf,  nicht  jede  Verlegenheit  der 
Staatsgewalt  aufgeregten  Leidenschaften  gegenüber  schon  als  eine 
Art  von  Kriegszustand  proklamirt  und  daraus  das  Recht  des  Staates 
zu  Ausnahmsmassregeln  hergeleitet  werden  darf.  Die  Freiheits- 
rechte der  Bürger,  in  der  Verfassung  garantirt,  sind  ein  geheiligtes 
Depositum,  über  welches  die  Staatsbehörden  gewissenhaft  zu  wachen 
haben,  und  sie  dürfen  nicht  leichthin  auch  nur  die  Möglichkeit  in 
Betracht  ziehen,  dasselbe  anzutasten.«  '*') 

Durch  diese  Interpretation,  welche  der  Bericlit  der  national- 
räthlichen  Kommission  und  der  darauf  gegründete  Bundesbeschluss 
dem  Art.  50  Satz  2  gegeben,  ist  nun  freilich  die  Bedeutung  und 
Tragweite  dieser  Verfassungsbestimmung  wesentlich  abgeschwächt 
worden.  Allein  auch  innerhalb  der  verfassungsmässigen  Schranken 
bleiben  für  die  Kantons-  und  Bundesbehörden  noch  genug  Mittel 
übrig,  um  hierarchischen  Anmassungen  und  Aufreizungen  zum 
Religionshasse  entgegenzutreten.  Dagegen  dürften  gerade  auf  dem 
delikaten  Gebiete  der  konfessionellen  Fragen  Massregeln,  welche 
sich  über  die  Verfassung  hinwegsetzen  und  eine  Art  von  Belage- 
rungszustand oder  von  Kabinetsjustiz  einführen  würden,  am  ge- 
hässigsten erscheinen  und  in  der  Parthei,  gegen  welche  sie  gerichtet 
wären,  ein  Gefühl  der  Rechtlosigkeit  erzeugen,  welches  nur  zum 
Widerstände  reizt,  aber  niemals  belehrt.  Auf  die  Frage,  welche 
Beschränkungen  der  Kultusfreiheit  nach  dem  zweiten  Satze  des 
Art.  50  als  zulässig  erscheinen,  antworten  wir  mit  Samuely**): 
»Die  Massregeln  dürfen  nicht  das  Wesen  ,  die  Substanz  der  Kultus- 
freiheit angreifen  und  nicht  weiter  gehen  als  ihr  Zweck:  die  Er- 
lialtung  des  religiösen  Friedens  und  der  Staatsordnung  unbedingt 
fordert.  Alle  Massregeln,  welche  die  Kultusfreiheit  selbst  illusorisch 
machen,  und  alle  Beschränkungen,  welche  nicht  unbedingt  noth- 
wendig  sind  zur  Erhaltung  des  religiösen  Friedens  u.  s.  w.,  son- 
dern andere  Zwecke  verfolgen  (z.  B.  Nöthigung  zum  Anschluss  an 

*)  Bundesbl.  1875  I.  515—517.  in.  1—3,  595—610,  691—693.  Vergl. 
Samuely  zur  Interpretation  des  Art.  50,  Abs.  2,  der  Schweiz.  Bundesverf. 
Bern  1875. 

♦*)  Gutachten  über  Art.  50  der  Bundesverf.  S.  10,  11. 
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die  Landeskirche,  Unterdrückung  einer  nach  Ansicht  der  Regierung 
unvernünftigen  oder  kultusfeindlichen  religiösen  Richtung  u.  s.  w.), 
stellen  sich  als  unzulässig  dar.  Es  ist  klar,  dass  damit  keine 
begriffliche,  ein  für  allemal  feststehende  Gränzlinie  zwischen  den 
zulässigen  und  unzulässigen  Beschränkungen  der  Kultusfreiheit  ge- 
zogen, sondern  nur  ein  allgemeiner  juristischer  Gesichts- 
punkt gegeben  ist,  welcher  dem  freien  politischen  Er- 
messen erheblichen  Spielraum  lässt;  allein  eine  solche  feste 
Gränze  kann  liier  der  Natur  der  Sache  nach  ebensowenig  wie  bei 
andern  verfassungsmässig  gewährleisteten  individuellen  Freiheits- 
rechten gezogen  werden.« 

Der  dritte  Satz  des  Art.  50  setzt  fest,  dass  Anstände  aus  dem 
öffentlichen  oder  Privatrechte,  welche  über  die  Bildung  oder 
Trennung  von  Religionsgenossenschaften  entstehen, 
auf  dem  Wege  der  Beschwerdeführung  der  Entscheidung  der  zu- 
ständigen Bundesbehörden  unterstellt  werden  können.  Der  Bundes- 
rath  bemerkte  über  diese  von  ihm  vorgeschlagne  neue  Bestimmung 
in  seiner  Botschaft  vom  4.  Juli  1873:  »Durch  dieselbe  wird  vom 
Bunde  jedem  Individuum  und  jeder  Gruppe  von  Individuen  das 
Recht  zuerkannt,  sich  von  einer  bestehenden  Religionsgesellschaft 
zu  trennen,  sowie  auch  das  Recht,  eine  neue  zu  bilden.  Die  von 
den  Kantonen  in  derartigen  Fällen  getroffenen  Massnahmen  können 
auf  dem  Rekurswege  vor  die  Bundesbehörde  gezogen  werden,  welche 
sich  jedoch  damit  nur  soweit  befasst  als  die  Sache  Bezug  hat  auf 
öffentliche  oder  Privatrechte,  ohne  in  Dogmenfragen  irgendwie  zu 
interveniren.«  Die  Voraussetzung  der  Anwendbarkeit  der  hier  be- 
handelten Verfassungsbestimmung  bildet  also  der  Fall,  dass  von 
einer  der  bestehenden  Landeskirchen  eine  neue  Religionsgenossen- 
schaft ausscheidet,  oder  dass  eine  neue  kirchliche  Gemeinschaft 
entsteht,  welche  durch  bisherige  Mitglieder  verschiedner  Konfes- 
sionen gebildet  wird.  Um  nun  zu  verhindern,  dass  die  kantonalen 
Behörden  vielleicht  aus  Partheiliclikeit  für  die  Landeskirche,  der 
Bildung  neuer  Religionsgenossenschaften  Schwierigkeiten  in  den 
Weg  legen,  soll  gegen  ihre  Entscheidungen  in  derartigen  Fällen 
immer  ein  Weiterzug  an  die  Bundesbehörden  stattfinden^  auch  wenn 
nicht  gerade  ein  durch  die  Bundes-  oder  Kantonsverfassung  garan- 
tirtes  Grundrecht  verletzt  ist.  Dass  letztres  der  Sinn  der  Bestim- 
mung ist,  geht  einfach  daraus  hervor,  dass  gegen  Verfassungsver- 
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letzungen  ja  ohnehin  rekurrirt  werden  kann;  man  wollte  also 
offenl)ar  den  Bundesbehörden  eine  umfassendere  Cognition  und  ein 
freieres  Ermessen  mit  Hinsicht  auf  die  zu  regulirende  Materie  ein- 
räumen als  solches  bei  der  mehr  foimellen  Frage,  ob  eine  Ver- 
fassungsvorschrift eingebrochen  sei,  stattfinden  kann.  Die  An- 
stände, welche  bei  der  Bildung  und  Trennung  von  Religionsgenossen- 
schaften sich  ergeben,  können  sich  entweder  auf  das  öffentliche 
Recht  beziehen,  z.B.  wenn  es  sich  um  die  Organisation  einer 
neuen  Kirchgemeinde  handelt,  oder  auf  das  Privat  recht,  wenn 
die  Ausscheidung  des  kirchlichen  Vermögens  in  Frage  liegt  oder 
auf  bestimmte  Objekte  Eigenthumsansprüche  erhoben  werden.  Im 
erstem  Falle  steht  die  Entscheidung  dem  Bundesrathe,  beziehungs- 
weise der  Bundesversammlung,  im  letztem  Falle  steht  sie  dem 
Bundesgerichte  zu.*)  Immer  aber  muss,  ehe  an  die  Bundesbehörden 
rekurrirt  werden  kann,  eine  Entscheidung  der  kantonalen  Behörde 
vorliegen,  wie  sich  aus  den  Worten  »auf  dem  Wege  der  Beschwerde- 
führung« klar  ergiebt.  Richtig  ist,  wie  Samuely  betont,  dass, 
wenn  einmal  derartige  Anstände  an  die  Bundesbehörden  gelangen, 
es  letztern  an  jeder  Rechtsnonn  dafür  gänzlich  fehlt,  während  sich 
die  bei  der  Trennung  von  Religionsgenossenschaften  entstehenden 
Verhältnisse  auf  selir  verschiedene  Weise  regeln  lassen.  Es  dürfte 
daher  mit  der  Zeit  eine  bundesgesetzhche  Lösung  der  Streitfragen, 
welche  gegebenen  Falles  auftauchen  müssen,  als  ein  wirkliches 
Bedürfniss  erscheinen  und  die  Kompetenz  des  Bundes  zu  Erlassung 
eines  Gesetzes  liesse  sich  jedenfalls  wenigstens  aus  Satz  2  des 
Art.  50  herleiten. 

Der  vierte  Satz  des  Art.  50  behält  die  Genehmigung  des  Bundes 
für  die  Errichtung  von  Bisthümern  auf  schweizerischem  Ge- 
biete vor.  Wir  haben  oben  gesehen,  dass  in  der  Schweiz  —  im 
Gegensatze  zu  der  unbedingten  Religionsfreiheit,  wie  sie  in  Nord- 
amerika herrscht  —  die  äussere  Organisation  der  Kirchen  als  in 
der  Kompetenz  des  Staates,  d.  h.  der  Kantone  liegend  betrachtet 
wird.  Ein  Bisthum  wird  indessen  in  der  Regel  die  katholische 
Bevölkemng  mehrerer  Kantone  umfassen  und  da  die  Regierungen 
derselben  nicht  immer  mit  einander  übereinstimmen,  so  wird  es 

*)  Art  69  Zifif.  6  des  Organisationsges.   Amtl.  Samml  N.  F.  I.  163—154. 
**)  Gutachten  S.  55. 
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allerdings  gut  sein,  wenn  der  Bund  allfällige  Unterhandlungen  mit 
dem  päpstlichen  Stuhle,  wenn  solche  als  nothig  erachtet  werden, 
in  die  Hand  nimmt,  jedenfalls  aber  bei  der  Wichtigkeit,  welche 
die  Errichtung  eines  neuen  Bisthums  für  die  ganze  Schweiz  hat, 
das  letzte  Wort  sich  vorbehält.  Als  Veranlassung  zu  der  Aufnahme 
dieser  neuen  Bestimmung  in  die  Bundesverfassung  bezeichnet  der 
Bundesrat!!  selbst  in  seiner  Botschaft  vom  4.  Juli  1873,  dass  »der 
römische  Hof  Miene  macht,  die  Prätension  zu  erheben.  Bisthümer 
zu  oktroyiren  und  Diözesenumgränzungen  zu  modiliziren,  ohne  den 
Staat  zu  bcgrüssen«.  Es  hatte  nämlich  kurz  vorher  der  ehrgeizige 
Pfarrer  Mermillod  den  Versuch  gemacht,  bischöfliche  Gewalt  im 
Kanton  Genf  sich  anzumassen,  ohne  von  der  Kegierung  dazu  auto- 
risirt  zu  sein. 

Wir  fügen  hier  noch  bei,  was  Samuely  (a.  a.  0.  S.  15) 
über  den  vierten  Satz  des  Art.  50  sagt:  »Soviel  steht  zunächst 
fest,  dass  unter  »Errichtung  von  Bisthümern«  alle  vom  Oberhaupte 
der  katholischen  Kirche  oder  einer  andern  kirchlichen  Autorität 
ausgehenden  Verfügungen  zu  verstehen  sind,  welche  die  Bildung 
einer  neuen  Diözese  (d.  h.  eines  territorial  abgegränzten  Kreises, 
innerlialb  dessen  eine  bischöfliche  Jurisdiction  dauernd  ausgeübt 
werden  soll),  oder  die  Veränderung  einer  bestehenden  Diözese  in 
der  Schweiz  zum  Gegenstande  habe.  Es  fragt  sich  aber,  ob  die 
Genehmigung  nur  nothwendig  sei  für  jene  Diözesenbildungen,  welche 
sich  auf  Gemeinden  der  in  den  Kantonen  staatlich  anerkannten 
katliohschen  Kirche  ei'strecken,  oder  auf  alle  Diözesenbildungen, 
einerlei  ob  sich  dieselben  auf  die  katholische  Landeskirche  beziehen 
oder  bloss  auf  katholische  Gemeinschaften,  welche  lediglich  den 
Charakter  von  Privatvereinen  haben.  Für  die  erstere  Auslegung 
könnte  man  geltend  machen,  dass  eine  staatliche  Genehmigung 
übUcher  und  logischer  Weise  nur  für  solche  Diözesenverbände  ge- 
fordert werden  könnte,  welche  einen  öffientlich-rechtlichen  Charakter 
haben,  nicht  aber  für  diejenigen,  welche  eines  solchen  Charakters 
entbehren,  mögen  sie  imn  Bisthümer  oder  andei'S  heissen.  Allein 
diese  engere  Interpretation  stände  offenbar  im  Widerspruch  mit 
dem  W'ortlaut  der  fraglichen  Bestimmung,  welcher  keinen  Unter- 
schied zwischen  Bisthümern  der  anerkannten  und  nicht  anerkannten 
katholischen  Kirche  macht,  wie  denn  überhaupt  dieser  letztere 
Gegensatz  der  Bundesverfassung  völlig  fremd  ist.« 
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Gehen  wir  nun  über  zu  Art.  51 ,  so  ist  derselbe  zwar  hervor- 
gegangen aus  Art.  58  der  Bundesverfassung  von  1848,  jedoch  niit 
bedeutenden  Erweiterungen.  Wir  wissen  aus  der  geschichtlichen 
Einleitung ,  dass  nach  langen  Wirren ,  welche  die  Berufung  der 
Jesuiten  von  dem  Vorort  Luzern  verursacht  hatte,  die  Tag- 
satzung vom  3.  September  1847  beschloss:  die  Angelegenheit  der 
Jesuiten  werde  als  Bundessache  erklärt ;  die  Stände  Luzern,  Schwyz, 
Freiburg  und  Wallis  werden  eingeladen,  diesen  Orden  aus  ihrem 
Gebiete  zu  entfernen ;  für  die  Zukunft  sei  die  Aufnahme  desselben 
in  andere  Kantone  untersagt.  Dieser  Beschluss  wurde  nach  der 
Auflösung  des  Sonderbundes  vollzogen  und  es  war  nur  eine  Folge 
desselben,  dass  in  der  Bundesverfassung  von  1848  —  gleichsam 
als  ein  Denkmal  der  vorausgegangnen  Kämpfe  —  die  Bestimmung 
Platz  fand:  »Der  Orden  der  Jesuiten  und  die  ihm  affiliirten  Ge- 
sellschaften dürfen  in  keinem  Theile  der  Schweiz  Aufnahme  finden.«*) 
Unter  der  Herrschaft  jener  Verfassung  entsand,  durch  Vorgänge 
im  Kanton  Wallis  veranlasst,  die  Frage,  ob  durch  den  Art.  58 
auch  die  Anstellung  einzelner  Mitglieder  des  Ordens  ais 
Professoren  an  öffentlichen  Lehranstalten  oder  als  Pfarrer  untersagt 
sei,  und  der  Bundesmth  beantwortete  dieselbe  in  bejahendem  Sinne.**) 
Da  indessen  diese  Auslegung  doch  mehr  dem  Geiste  als  dem  Buch- 
staben des  Art.  58  entsprach,  so  fühlte  man  bei  der  Revision  von 
1872  das  Bedürfniss,  denselben  etwas  näher  zu  präzisiren,  und  es 
wurde  daher  nach  dem  Antrage  der  nationalräthlichen  Kommis- 
sion***) der  Zusatz  beigefügt:  »und  es  ist  ihren  Mitgliedern  jede 
Wirksamkeit  in  Kirche  und  Schule  untersagt.«  In  dieser  Gestalt 
ist  der  frühere  Art.  58  zum  ersten  Satze  von  Art.  51  der  gegen- 
wärtigen Bundesverfassung  geworden.  Der  zweite  Satz  enthält 
eine  neue  Bestimmung ;  er  bezieht  sich  nicht  mehr  auf  die  Jesuiten, 

*)  Vergl.  deutsches  Reichsgesetz  vom  4.  Juli  1872:  »Der  Orden  der  Gesell- 
schaft Jesu  und  die  ihm  verwandten  Orden  und  ordens&hnlichen  Congregationen 
sind  vom  Gebiete  des  deutschen  Reiches  ausgeschlossen.« 

**)  Bundesbl.  1866  III.  360-363.  1867  I.  771—781.  1873  II.  65.  Vergl. 
auch  Bekanntmachung  des  deutschen  Reichskanzlers  vom  5.  Juli  1872:  »Da 
der  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  vom  deutschen  Reiche  ausgeschlossen  ist,  so  ist 
den  Angehörigen  dieses  Ordens  die  Ausübung  einer  Orden sthätigkeit,  insbesondere 
in  Kirche  und  Schule,  sowie  die  Abhaltung  von  Missionen  nicht  zu  gestatten« 

♦♦♦)  Prot.  S.  137,  138. 
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sondern  auf  andere  geistliche  Orden.  Bei  der  Revision  \on  1873 
stellte  die  nationalrätliliche  Kommission  den  Antrags  dem  Jesuiten- 
verbote beizufügen:  »Dieses  Verbot  kann  durch  Bundesbeschluss 
auch  auf  andere  geistliche  Orden  ausgedehnt  werden.«*)  In  der 
stiinderäthlichen  Kommission  wurde  dem  Antrage  auf  Streichung 
gegenüber  bemerkt:  »Das  Lemma  sei  wohl  hauptsächlich  gegen 
den  Orden  der  Kapuziner  gerichtet,  die  bekanntlich  die  geringste 
Bildung,  aber  dessenungeachtet  beim  Volke  ein  grosses  Mass  von 
Zutrauen  besitzen,  w^eil  sie  an  die  Stelle  der  Bildung  gewisse  Künste 
zu  setzen  pflef]fen,  wie  Exorzismus,  Beschwörungen  und  Besegnungen 
u.  s.  w.  Die  Mitglieder  dieses  Ordens  kommen  dem  weltlichen  Klems 
besonders  in  bewegten  Zeiten  zu  Statten,  indem  sie  das  in  ihrer 
trivialen  Weise  vortrefflich  aa  Mann  zu  bringen  wissen,  was  die 
Pfarrer  mit  Rücksicht  auf  ihre  Stellung  gegenüber  dem  Staate  zu 
sagen  sich  geniren.  Wenn  es  sich  also  um  Wahlen,  Abstimmungen 
u.  dergl.  handle ,  so  seien  es  eben  die  Kapuziner ,  welche  sich  zu 
Agitationen  hergeben,  in  welche  sich  zu  mischen  die  Andern  eine 
gewisse  Scheu  tragen  müssten.  Das  Lemma  gebe  daher  dem  Bunde 
das  Mittel  an  die  Hand,  gegen  Orden  vorzugehen,  welche  sich  in 
politische  Bewegungen  hineinstürzen,  oder  gegen  solche  Orden,  welche 
Tendenzen  verfolgen,  die  denjenigen  der  Jesuiten  als  verwandt  be- 
trachtet werden  müssten.«  **)  Auf  den  Antrag  der  ständeräthUchen 
Kommission,  welchem  der  Nationalrath  mit  einer  kleinen  Redaktions- 
änderung beistimmte,  wurde  indessen  gleichwohl  dem  zweiten  Satze 
von  Art.  51  folgende,  etwas  eingeschränktere  Fassung  gegeben: 
»Dieses  Verbot  kann  durch  Bundesbeschluss  auch  auf  andere  geist- 
liche Orden  ausgedehnt  werden,  deren  Wirksamkeit  staatsgefährlich 
ist  oder  den  Frieden  der  Konfessionen  stört.« 

Wir  haben  dieser  Entstehungsgeschichte  des  Art.  51  nur  zwei 
kurze  Bemerkungen  beizufügen.  Wie  der  Bundesrath  sich  früher 
ausgesprochen  hat,  kann  einzelnen  Schweizern,  welche  dem  Jesuiten- 
orden angehören,  der  Aufenthalt  im  Vaterlande  nicht  verwehrt 
werden,  sofeme  sie  der  Ausübung  geistlicher  Funktionen,  sowie 
der  Lehrthätigkeit  sich  enthalten.  Was  den  zweiten  Satz  betrifft, 
so  geht  offenbar  die  eigentliche  Absicht  desselben  dahin,  die  Kapu- 
ziner und  andere  Orden  zu  bescheidnerm  Auftreten  in  politischen 

*)  Prot.  S.  39. 
♦*)  Prot.  S.  -27. 
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Fragen,  zu  einer  friedlicheni  Wirksamkeit  zu  veranlassen ;  es  wird 
sich  zeigen,  ob  sie  den  Wink  verstehen  oder  nicht.  Jedenfalls 
aber  leistet  der  zweite  Satz,  wie  Samuely  richtig  bemerkt  hat, 
einen  neuen  Beweis  dafür,  dass  der  Bund  nicht  bereits  nach  Art.  50 
Satz  2  in  den  konfessionellen  Verhältnissen  eine  von  allen  gesetz- 
lichen Schranken  befreite  »diskretionäre  Befugniss«  besitzt;  denn 
sonst  wäre  es  ja  überflüssig  gewesen,  noch  eine  derartige  besondere 
Bestimmung  aufzunehmen. 

Was  den  Art.  52  betrifift,  so  hatte  bereits  bei  der  Revision  von 
1872  der  Nationalrath  den  Beschluss  gefasst,  dem  Jesuitenartikel 
den  Zusatz  beizufügen :  >die  Errichtung  neuer  und  die  Wiederher- 
stellung aufgehobner  Klöster  ist  unzulässig«.  Der  Ständerath 
hatte  damals  nicht  beigestimmt  und  der  Nationalrath  hierauf  erst 
in  dritter  Berathung  seinen  Beschluss  fallen  gelassen.  *)  Um  so 
begseiflicher  ist  es,  dass  bei  der  letzten  Revision  der  Antrag  von 
der  nationalräthlichen  Kommission  wieder  aufgenommen  und  noch 
auf  die  religiösen  Orden  ausgedehnt  wurde.**)  In  der  stände- 
räthlichen  Kommission,  welche  diessmal  beistimmte,  wurde  zur 
Rechtfertigung  der  neuen  Bundesvorschrift  bemerkt:  »Man  dürfe 
nicht  vergessen,  dass  die  Propaganda  über  jährliche  Einnahmen 
nach  Millionen  verfüge,  dass  dieselbe  allerlei  Orden  neu  eingeführt 
habe,  und  dass  sie  das  Geld  nirgends  spare,  um  Institute  zu  ginin- 
den,  durch  welche  die  jesuitischen  Tendenzen  gefördert  werden 
könnten.  Wie  gut  ihnen  dieses  auch  gelinge,  beweise  die  That- 
sache,  dsss  in  Preussen,  welches  im  Jahr  1828  so  zu  sagen  keine 
Jesuiten  gehabt,  in  neuester  Zeit,  als  es  sich  um  die  Austreibung 
derselben  gehandelt,  etwa  130  Jesuitenanstalten  sich  vorgefunden 
haben.  Hätte  Deutschland,  sich  seiner  Existenz  envehrend,  nicht 
gründlich  aufgeräumt,  so  würde  das  deutsche  Reich  wohl  keine 
zwei  Decennien  bestanden  haben.  Auch  in  der  Schweiz,  und  zwar 
im  Kanton  Zug,  seien  in  neuester  Zeit  zwei  Klöster  gegründet 
worden,  das  eine  »auf  dem  GubeU  zur  Erinnerung  an  den  Religions- 
krieg von  1530.  das  andere  beim  »elenden  Kreuz«  in  der  Nähe 
von  Cham.  Erwäge  man  femer,  wie  m  den  letzten  30  Jahren  in 
Italien,  in  England,  in  Nordamerika  die  Klöster  durch  den  Impuls 

♦)  Prot.  V.  1871/72  S.  308,  680. 
**)  Prot.  S.  89,  40. 
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clor  Gesammtnclituiig  in  der  katholisclien  Kirclic  sidi  vermehrt 
haben ,  so  werde  man  kaum  behaupten  wollen ,  dass  der  Artikel 
ohne  Bedeutung  sei.*)  Die  beiden  Räthe  nahmen  hierauf  den 
übereinstimmenden  Antrag  ihrer  Kommissionen  an  und  es  haben 
nun  also  die  Bundesbehörden  darüber  zu  wachen,  1)  dass  in  keinem 
Ivan  ton  neue  Klöster  errichtet  oder  aufgehobne  wiederhergestellt, 
2)  dass  nirgends  in  der  Schweiz  neue  religiöse  Orden  eingeführt 
oder  früher  aufgehobne  wieder  eingesetzt  werden.  Der  Orden  der 
barmherzigen  Schwestern  z.  B. ,  welcher  in  jüngster  Zeit  in  Genf 
aufgehol)en  worden  ist,  wird  nach  dem  Wortlaute  des  Art.  52  dort 
niemals  wieder  eingeführt  werden  dürfen. 

Die  Reihe  der  Artikel,  welche  sich  auf  konfessionelle  Verhält- 
nisse beziehen,  schliesst  Art.  53,  welcher  im  ersten  Satze  von  der 
Beurkundung  des  Civilstandes,  im  zweiten  Satze  von  den  Begräb- 
nissplätzen handelt.  Indem  wir  die  erstere  Bestimmung  wegen 
ihres  Zusammenhanges  mit  dem  Eherechte  in  den  folgenden  Ab- 
schnitt verweisen,  haben  wir  es  hier  bloss  mit  der  letztern  zu  thun, 
welche  den  bürgerlichen  Behörden  das  Verfügungsrecht  über  die 
Friedhöfe  einräumt  und  ihnen  zugleich  die  Pflicht  auferlegt,  dafür 
zu  sorgen,  dass  jeder  Verstorbene  schickhch  beerdigt  werden  könne» 
Auch  diese  Bundesvorschrift,  veranlasst  durch  mancherlei  Intoleranz, 
welche  hin  und  wieder  bei  Beerdigungen  vorkam,  ist  erst  bei  der 
letzten  Revision  aus  der  Initiative  der  nationalräthlichen  Kommis- 
sion hervorgegangen.**)  Nach  der  ursprünglichen  Fassung  sollte 
es  heissen,  es  müsse  jeder  Verstorbene  »in  der  Gemeinde,  wo  er 
gewohnt  hat«,  schicklich  beerdigt  werden  können;  der  Nationalrath 
selbst  liess  jedoch  den  hervorgehobnen  Zwischensatz  fallen.  —  Zum 
Zwecke  der  Vollziehung  des  Art.  53  Satz  2  erliess  der  Bundesrath, 
im  Auftrage  der  Bundesversammlung,  unter'm  4.  Januar  1875  ein 
Kreisschreiben  an  die  Kantonsregierungen,  um  von  ihnen  zu  ver- 
nehmen, welche  Massregeln  ihrerseits  getroffen  worden  seien,  lun 
eine  schickliche  Beerdigung  jedes  Verstorbenen  zu  sichern ,  insbe-r 
sondere  wie  es  mit  der  Beerdigung  von  Selbstmördern  und  Ange- 
hörigen andrer  Konfessionen  gehalten  werde.  Die  Antworten  der 
Regierungen  auf  diese  Anfrage  lauteten  im  Ganzen  so  befriedigend, 

*)  Prot.  S.  27,  28. 
♦*)  Prot.  S.  31,  32,  68. 
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dass  der  Buudesrath  von  der  Eiitwcrfung  eines  Gesetzes  über  diese 
Materie  einstweilen  Umgang  nehmen  zu  dürfen  glaubte  und  die 
Bundesversammlung  ihm  hierin  beistimmte. 

Die  Bedeutung  und  Ti-agweite  der  fraglichen  Bundesvorschrift 
wurde  bei  diesem  Anlasse  vom  Bundesrathe  folgendermassen  de- 
finirt:  »Ueber  die  Begräbnissplätze  liaben  einzig  die  bürger- 
lichen Behörden  zu  verfügen.  Diese  haben  dafür  zu  sorgen,  dass 
jeder  in  der  Gemeinde  Verstorbene  und  jede  daselbst  aufgefundene 
Leiche  schicklich  beerdigt  werden  könne,  oder  mit  andern  Worten : 
die  Besorgung  und  Beaufsichtigung  des  Begräbnisswesens  soll  aus- 
schliessliche Sache  der  politischen  Gemeinden  sein.  Der  Geist- 
lichkeit soll  keine  Stimmabgabe  darüber  zustehen,  wer  auf  dem 
Friedhof  seine  Ruhestätte  zu  finden  habe.  Die  Beerdigung  mit 
kirchlichen  Gebräuchen  ist  als  eine  Zuthat  zu  betrachten,  mit  wel- 
cher sich  die  bürgerlichen  Behörden  nicht  zu  befassen  haben :  es 
soll  den  Hinterlassenen  überlassen  sein,  dafür  zu  sorgen.  Ander- 
seits haben  die  Staatsbehörden  sich  auch  nicht  darum  zu  beküm- 
mern, wenn  die  Geistlichkeit  ihre  Assistenz  venveigert,  weil  sie  nur 
eine  schickliche  bürgerliche  Beerdigung  und  keine  kirchliche  verlangen. 
Aber  auch  die  bürgerlichen  Behöben  können  nicht  nach  Belieben 
das  Begräbnisswesen  ordnen,  sondern  jedem  Veretorbenen  muss  ein 
schickliches  Begräbniss  zu  Theil  werden,  was  in  sich  schliesst,  dass 
alle  in  einer  Gemeinde  Verstorbenen  in  der  Hegel  der  Reihenfolge 
nach  ))eerdigt  werden  sollen,  und  dass  weder  Stand  noch  Konfes- 
sion noch  Todesart  oder  andere  Umstände  Ausnahmen  zulassen. 
Auch  darf  in  der  Zeit  und  der  Art  der  Bestattung  nichts  Ver- 
letzendes liegen.  So  würde  es  gegen  den  Sinn  und  Geist  der 
Bundesverfassung  Verstössen,  wenn  z.  B.  Selbstmörder  zu  ganz  unge- 
wöhnlicher Zeit,  etwa  in  der  Nacht,  beerdigt  würden,  oder  wenn  in 
einer  konfessionell  einheitlichen  Gemeinde  der  einer  andern  Kon- 
fession Angehörige  zwar  wohl  auf  dem  Kirchhof,  aber  an  abge- 
sonderter Stelle  begraben  würde,  wo  die  Leichen  anderer  Verstor- 
bener nicht  eingesenkt  werden.  Dagegen  können  wir  nicht  finden, 
dass  es  von  Bundes  wegen  untersagt  werden  dürfe,  dass  einzelne 
Religionsgenossenschaften ,  wie  z.  B.  die  Juden,  an  Orten ,  wo  sie 
zahlreich  vertreten  sind,  eigne  Kirchhöfe  anlegen,  oder  (Liss  in  einer 
paritätische^  Gemeinde  mit  einem  einzigen  Kii'chhof  eine  Benutzung 
der  Art  stattfinde,  dass  die  eine  Hälfte  von  dieser,  die  zweite  von 
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der  andern  Konfession  benutzt  wird.  Solche  Verhältnisse  existiren 
noch  an  vielen  Orten  und  zwar  gewöhnlich  im  allseitigen  Einver- 
nehmen. Wollen  die  Kautone  solclie  Ausscheidungen  gesetzlich 
untersagen,  so  ist  das  wohl  und  gut,  aber  von  Bundes  wegen  ein- 
zugreifen,  ist  nicht  nothwendig.«  *) 

§  7.    Recht  zur  Ehe;  Feststellung  des  Civilstandes. 

Die  Bundesverfassung  von  1848  enthielt  keinerlei  Bestimmungen 
über  das  Eherecht ;  dagegen  hatte  man  schon  zur  Mediations-  und 
Restaurationszeit  das  Bedürfniss  gefühlt,  einzelne  hierauf  bezügliche 
Verhältnisse  durch  eidgenössische  Konkordate  zu  regeln.  Wir  haben 
ferner  gesehen,  wie  man  unter  der  Herrschaft  der  Bundesverfassung 
von  1848 ,  in  Folge  einer  etwas  freien  Auslegung  des  Art.  44, 
dazu  kam,  über  die  tlingehung  und  Scheidung  konfessionell  ge- 
mischter Ehen  Bundesgesetze  zu  erlassen.  Diese  Gesetzgebung 
gab  nun  ihrerseits  wieder  durch  die  Anwendung,  die  sie  in  den 
Bundesbehörden  fand,  Veranlassung  dazu,  dass  die  Aufmerksam- 
keit dieser  letztern  sich  im  Allgemeinen  auf  die  vielfachen  P^lie- 
lündernisse  lenkte,  die  in  manchen  Kantonen  noch  bestanden.  Da 
nämlich  die  Kantonsregierungen,  wenn  sie  die  Genehmigung  einer 
gemischten  Ehe  verweigerten,  sich  dabei  begreiflicher  Weise  nicht 
auf  die  Verschiedenheit  der  Konfession  zu  stützen  pflegten,  sondern 
andere  Motive,  wie  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  Verlobten 
oder  ilir  bisheriges  Verhalten,  für  die  Verweigerung  anführten,  so 
fing  man  an,  die  materielle  Stichhaltigkeit  dieser  Gründe  zu  prüfen 
und  gewahrte  dabei  allerdings  mancherlei  Engherzigkeit  in  der 
Gesetzgebung  und  noch  mehr  in  der  Praxis  einzelner  Kantone. 
Die  altern  Gesetze,  welche  eine  Menge  von  Beschränkungen  der 
freien  Elieschliessung  enthielten,  hatten  zwar  allerdings  ihren  guten 
Grund  in  der  den  Gemeinden  obligenden  Armeuunterstützung ; 
aber  man  fühlte  doch  immer  mehr,  dass  dieselben  einem  natür- 
lichen Menschenrechte  zuwiderlaufen,  und  dass  sie  auch  ihren  Zweck 
nicht  erreichen,  indem  sie  nur  die  unehelichen  Geburten  befördern. 
P^s  war  besonders  die  romanische  Schweiz,  welche  bei  jedem  An- 
lasse die  Unzulässigkeit  der  P^hcbeschränkungen  betonte  und  ihre 

*)  Bundesblatt  1875  III.  S.  4-2*2. 
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Anschauungsweise  fand  immer  mehr  Anhänger  auch  in  der  deutschen 
Schweiz.  Insbesondere  fühlte  man  allgemein  die  Unbilligkeit,  w^elche 
darin  lag,  dass  die  gemischten  Ehen  günstiger  behandelt  wurden 
als  alle  übrigen  Ehen,  bei  denen,  wenn  die  Bewilligung  von  Seite 
der  kantonalen  Behörden  verweigert  wurde,  ein  Rekurs  an  die 
Bundesbehörden  nicht  zulässig  war.  Schon  im  Jahr  1867  sprach 
sich  die  nationalriLtidiche  Kommission,  welche  den  bundesräthlichen 
Geschäftsbericht  zu  prüfen  hatt«,  folgendermassen  über  die  Frage 
aus:  »Die  Folgen  des  in  einigen  Kantonen  geübten  Systems  der 
Eheverhinderungen  aus  fiskalischen  Rücksichten  sind  durchweg 
höchst  beklagenswerth.  Dasselbe  führt  zu  beständigen  Konflikten 
und  Anständen  ....  und  zwar  zu  Konflikten  nicht  nur  zwischen 
den  Bürgern  und  ihren  Heimathkantonen,  sondern  auch  zwisch^i 
Kantonen  unter  sich  und  besonders  zwischen  Kantonen  und  dem 
Auslande.  In  diesem  letztem  Falle  namentlich  hat  die  Prätention, 
nur  die  durch  Beschluss  der  heimathlichen  Gemeinds-  oder  Kan- 
tonsbehörde ausdrücklich  bewilligten  Verehelichungen  als  gültig 
anzuerkennen,  internationale  Konflikte  im  Gefolge,  die  so  gut  wie 
unlösbar  sind  und  nur  dahin  führen  können,  die  Ehe  in  ein  Con- 

kubinat  umzuwandeln  und  neue  Heimathlosenfalle  zu  schaflen 

Es  wäre  Zeit,  Vorschriften  aus  unsern  Gesetzen  zu  entfernen,  welche 
solche  Resultate  herbeiführen  und  die  ebensosehr  den  natürlichen 
und  verfassungsmässigen  Rechten  der  Bürger  als  dem  internatio- 
nalen Staatsrechte  und  den  Beziehungen  von  Staat  zu  Staat  und 
von  Kanton  zu  Kanton  zuwiderlaufen.  Eine  Abhülfe  hingegen  ist 
auf  zwei  verschiednen  Wegen  möglich,  nämlich:  1)  Auf  dem  Wege 
der  Bundesgesetzgebung,  d.  h.  durch  eine  ausgedehnte  Interpretation 
der  den  Schweizerbürgem  durch  die  Art.  4  und  5  der  Bundesver- 
fassung gewährleisteten  Rechte.  Da  nämlich  die  Ehe  ein  natür- 
liches Recht*)  ist,  so  können  die  Bestimmungen,  welche  bloss 
wegen  der  Vermögensverhältnisse  der  Ehekandidaten  ihrer  Ver- 
ehlichung  Hindernisse  in  den  Weg  legen,  als  eine  Verletzung  des  im 
Art.  4  ausgesprochnen  Grundsatzes  der  Gleicheit  aller  Schweizer, 
sowie  als  eine  Verkümmerung  der  durch  Art.  5  garantirten  ver- 
fassungsmässigen Rechte  der  Schweizer  aufgefasst  werden.    Bisanhin 

♦)  Diese  Uebersetzung  entspricht  wohl  besser  als  »Naturrecht«  dem  fran- 
zösischen Urtexte. 
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konnte  sich  der  Bundesrath  nicht  entschliessen,  diese  Bestimmungen 
anch  auf  Fälle  von  Eheverhinderungen  anzuwenden,  im  Hinblick 
darauf,  dass  die  Bundesversammlung  nur  über  die  gemischten  Ehen, 
nicht  aber  über  eherechtliche  Verhältnisse  im  Allgemeinen  ein  Gesetz 
erlassen  hat.  Allein  es  ist  klar,  dass  die  Bundesgesetzgebung  in 
dieser  Materie  nicht  ihr  letztes  Wort  gesprochen  hat,  und  dass 
sie  zu  einem  gesetzgeberischen  Erlasse  hierüber  kompetent  wäre, 
sowohl  kraft  der  erwähnten  Verfassungsartikel  als  in  Anwendung 
des  Art.  43  (jetzt  44),  der  den  Kantonen  untersagt,  ihi'e  An- 
gehörigen des  Bürgerrechtes  verlustig  zu  erklären,  wie  auch  kraft 
der  Art.  5G  (jetzt  68)  und  74  (jetzt  85)  Ziffer  13,  welche  die  Er- 
lassung von  Gesetzen  zur  Verhinderung  neuer  Heimathlosenfälle 
in  die  Bundeskompetenz  legen.  Immerhin  dürfte  es  vorzuziehen 
sein,  vorerst  den  Weg  einer  gegenseitigen  Verständigung  zwischen 
den  Kantonen  zu  versuchen,  und  dieses  wäre  das  zweite  Mittel, 
den  gewünschten  Zweck  zu  erreichen,  nämlich  2)  der  Konkordats- 
weg. Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  der  Konkordatsentwurf  über  die 
Formalitäten  in  Ehesachen  (welcher  damals  bereits  vorlag)  würde 
die  Grundlagen  eines  Eherechtes  vorzeichnen,  und  zwar  im  Sinne 
einer  gründlichen  Beseitigung  der  restriktiven  Bestimmungen,  so 
dass  die  in  einem  Kanton  gültig  eingegangne  Ehe  in  allen  andern 
Kantonen  anerkannt  werden  müsste.«*) 

In  Folge  dieses  Berichtes  wurde  dann  unter'm  20.  JuU  1867 
von  der  Bundesversammlung  folgendes  Postulat  beschlossen:  »Der 
Bundes -ath  ist  eingeladen,  ernstlich  dahin  zu  wirken,  dass  die 
Frage  betreffend  die  Beseitigung  der  dem  Heirathen  von  Schw^eizern 
in  ihrem  Heimathkanton  wie  im  Auslande  entgegenstehenden  Hin- 
demisse in  einem  ausgedehnten  und  liberalen  Sinne  gelöst  werde.« 
Der  Bundesrath  theilte  aber  nicht  die  Ansicht  der  Kommission, 
dass  der  Bund  kompetent  sei,  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
die  Beseitigung  anstössiger  Ehebeschränkungen  durchzuführen;  er 
zog  es  daher  vor,  den  zweiten  von  der  Kommission  angedeuteten 
W^eg,  nämlich  denjenigen  des  Konkordates  zu  betreten.  Schon 
unterm  9.  Oktober  wurde  den  Kantonsregierungen  ein  Konkordats- 
entwurf mitgetheilt,  welcher  dann  von  einer  Konferenz  ihrer  Abge- 
ordneten im  Dezember  durchberathen  und  hierauf  in  abgeänderter 

*)  Bundesbl.  1867  IL  133—135. 
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Gestalt  unterm  20.  Januar  1868  den  Kantonen  zur  Annahme  oder 
Verwerfung  vorgelegt  wurde.*)  Trug  auch  dieser  Entwurf  dem 
Gesetzgebungsrechte  der  Kautone  noch  alle  mögliche  Rücksicht, 
so  suchte  er  doch  den  Ideen  der  Zeit  und  den  Fortschritten,  welche 
namentlich  Deutschland  auf  dem  Gebiete  des  Eherechtes  gemacht 
hatte,  so  viel  als  thunlich  nachzukommen  und  enthält  schon  manche 
derjenigen  Bestimmimgen,  welche  wir  nun  in  Art.  54  der  revidirten 
Bundesverfassimg  finden.  Allein  die  blosse  Möglichkeit,  dass  eine 
Civilehe,  welche  ausser  dem  Kanton  abgeschlossen  würde,  Ton  dem- 
selben anerkannt  werden  müsste,  wurde  dazu  benutzt,  um  in 
Kantonen,  in  w^elchen  das  Volk  nur  über  das  Konkordat  abzu- 
stimmen hatte,  wie  in  St.  Galleu,  die  katholische  Bevölkerung  gegen 
dasselbe  aufzureizen.  Auch  der  Grosse  Eath  von  Aargau  verwarf 
am  24.  November  1868  das  Konkordat  und  sprach  das  Verlangen 
aus,  dass  die  Angelegenheit  auf  dem  Wege  der  Bundesgesetzgebung 
geordnet  werden  möchte.  So  musste  das  Konkordat  als  gescheitert 
angesehen  werden**)  und  da  gleichzeitig  die  Bundesrevision  wieder 
aufgetaucht  war,  so  erwartete  man  von  dieser  mit  Recht  eine 
radikalere  Abhülfe  /gegenüber  den  Ehebeschränkungen. 

In  der  That  brachte  denn  auch  der  Bundesrath  bereits  in  seiner 
Botschaft  vom  17.  Juni  1870  sehr  eingehende  Vorschläge,  aus 
denen  der  Art.  54  der  jetzigen  Bundesverfassung  mit  geringen 
Abänderungen  hervorgegangen  ist.  Die  wichtigste  Aenderung  besteht 
darin,  dass  am  11.  Dezember  1871  der  Nationalrath  beschloss,  es 
dürfe  auch  aus  »kirchlichenc  Gründen  das  Recht  zur  Ehe 
nicht  beschränkt  werden.  Zur  Begründung  dieser  Einschaltung 
wurde  bemerkt:  »Die  Elie  könne  nicht  mehr  vom  confessionellen 
Standpunkte  aus  betrachtet  werden,  nachdem  man  im  Art.  49  die 
unbedingte  Freiheit  des  Individuums  gewahrt  und  dieses  zur  Ein- 
gehung der  Ehe  befähigt  habe,  auch  wenn  es  keiner  Confession 
angehöre.  Durch  die  Ehe  begründe  man  nicht  bloss  die  Familie, 
sondern  auch  die  Erbschaftsverhältnisse.  Desshalb  sei  es  unerlässlich, 
das  Ehegesetz  für  Alle  gleichmässig  zu  erlassen  und  der  Confession 
keine  Einw^irkung  zu  gewähren,  mit  andern  Worten  die  Ehe  über 
die  Confession  hinaus  zu  hoben,  während  es  freilich  dem  Individuum 

*)  Ebenda  II.  766  ff.  1808  I.  57  ff.,  80  ff. 
**)  Ebenda  18G9  I.  243  ff. 
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unbenommen  bleibe,  die  kirchliche  Seite  insofern  zu  berücksichtigen, 
als  es  die  religiöse  Weihe  für  das  Verhältniss  sich  vorbehalte.  Eine 
Mitwirkung  des  kanonischen  Eherechtes  sei  also  nicht  zuzulassen, 
da  der  Staat  hier  so  wenig  als  auf  einem  andern  Kechtsgebiete 
zugeben  könne,  dass  irgend  eine  Korporation  mit  einem  Gesetze 
ihm  gegenüber  trete.«  *) 

Der  nunmehrige  Art.  54  lautet  folgendermassen : 

^Da^  Recht  zur  Ehe  steht  unter  dein  Schutze  des  Bundes. 

-»DieMs  Recht  darf  weder  ans  kirchlichen  oder  ökonmnischen 
Rücksichte}},  noch  wefjen  bisherigen  Verhaltens  oder  aus  andern 
polizeiUchen  Gründen  beschränkt  icerden. 

-»Die  hl  einem  Kantone  oder  im  Auslande,  nach  der  dort  geltenden 
Gesetzf/ebung  abgesclüossene  Ehe  soll  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft 
/ds  Ehe  anerkannt  werden. 

»Durch  den  Abschluss  der  Ehe  erwirbt  die  Frau  das  Heimath- 
recht  des  Mannes. 

T^ Durch  die  nachfolgende  Ehe  der  Eltern  icerden  vorehelich  geljorne 
Kinder  derselben  legitimirt. 

»Jede  Erhebung  von  Brauteinzugsgelmhren  oder  amlem  ähnlichen 
Alxjaben  ist  unzulässig.^ 

Sehen  wir  uns  die  einzelnen  Sätze  dieses  Artikels  etwas  näher 
an,  ehe  wir  zum  Art.  53,  lemma  1,  und  dem  dadurch  veranlassten 
Bundesgesetze  »betreffend  Feststellung  und  Beurkundung  des  Ci\'il- 
standes  und  die  Ehe«  übergehen ! 

Der  erste  Satz  des  Art.  54  enthält  das  Prinzip,  welches  das 
Einschreiten  des  Bundes  in  einer,  früher  ganz  der  Gesetzgebung 
der  Kantone  überlassenen  Materie  veranlasste:  Das  Recht  sich  zu 
verehelichen  wird  als  ein  Gnmdrecht  des  Schweizerbürgers  garantirt ! 
Die  Botschaft  des  Bundcsrathes  von  1870  sagte  darüber:  »Das 
Recht  des  Mannes,  sich  ehelich  zu  verbinden  und  eine  Familie  zu 
begründen,  ist  das  ei-ste  und  natürlichste  aller  sozialen  Rechte 
und  die  Grundlage  der  Gesellschaft  selbst;  denn  aus  der  Familie 
bauen  sich  Gemeinde,  Staat  und  Menschheit  auf.«  Die  vielen 
Ehebeschränkungen,  welche  eine  aus  frühern  Zeiten  überkommne 
Gesetzgebung  in  sich  schloss,  mochten  dem  damals  vorherrschenden 
Systeme   des   sogen,   väterlichen  Regimentes   entsprechen;  unsrer 

*)  Prot.  V.  1871/72  S.  251— 2G2. 
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heutigen  Anschauungsweise,    welche   einen   so   grossen  Werth  auf 
die  individuelle  Freiheit  setzt,   widerstreben  sie  und  es  hat  daher 
auch  das  hartnäckige  Festhalten   mancher  Kantone   an  veralteten 
und  anstössigen  Bestimmungen,    wie   wir   in   der   geschichtlichen 
Einleitung  gesehen,  eine  hauptsächliche  Veranlassung  zur  Bundes- 
revision   geboten.     Wie    sehr    indessen    die    alten   Uebungen    in's 
Fleisch  und  Blut  einzelner  Kantonsregierungen  übergegangen  waren, 
beweist  die  Thatsache,  dass  noch  im  Oktober  1874  —  fünf  Monate 
nach  Annahme  der  Bundesverfassung  —  diejenige  von  Solothurn 
die  Bewilligung   einer  Ehe  aus  dem  Grunde  verweigerte,   weil  in 
dem  Alter  der  Brautleute  ein  zu  grosses  Missverhältniss  bestehe! 
Das  Bundesgericht,   welchem   nun  die  Sorge  für  Handhabung  des 
Art.  54  obliegt,  bemerkte  darüber  in  den  Erwägungen  zu  seinem 
Urtheile  vom  23.  Januar  1875:  »Art.  54  bezweckt  die  willkürlich 
aufgestellten   Ehehindernisse   der   kantonalen   Gesetzgebungen    zu 
beseitigen.    Ausdrücklich  ausgeschlossen  sind  durch  denselben  aller- 
dings nur  die  Heirathsrequisite  kirchlicher,  ökonomischer  und  pohzei- 
licher  Natur   und   bestehen    daher  diejenigen   Bestimmungen   der 
kantonalen  Gesetzgebungen,   w^elche  sich  z.  B.  auf  das  Alter  der 
Heirathsfähigkeit  und   Ehemündigkeit,   die  verbotenen  Vensandt- 
schaftsgrade ,  das  Verbot  der  Ehe  zwischen  Personen,   welche  mit 
einander  Ehebruch  getrieben  haben,  noch  in  Kraft,  so  lange  nicht 
durch  die   Bundesgesetzgebung   etwas   Einheitliches  hierüber  auf- 
gestellt ist*)  und  soweit  nicht  die  konsequente  Durchfühning  des 
in   Art,  54  ausgesprochnen  Grundsatzes   denselben   entgegensteht. 
Nun  ist   aber  die    vom   Regierungsrathe    von   Solothurn   betonte 
Altersverschiedenheit  der  Brautleute  ein  ganz  willkürlicher,  weder 
in  der  dortigen  noch  wohl  sonst  in  einer  Gesetzgebung  enthaltener 
Eheverweigerungsgrund,  welcher  gegenüber  dem  Art,  54  durchaus 
unstatthaft  erscheint  und  was  die  übrigen  Eheverweigerungsgründe, 
hergeleitet  aus  dem  bisherigen  Verhalten  der  Braut  und  der  mög- 
licher Weise  eintretenden  Vermehrung  der  ohnehin  schon  grossen 
Armenlast  der  Gemeinde  G.  betrifft,   so  sind  dieselben  durch  den 
klaren  Wortlaut   des  Art.  54  ausgeschlossen.«  **)    Ebenso  wurde 

*)  Letzteres  ist  nun  geschehen  durch  Annahme  des  oben  erwähnten  Bundes- 
gesetzes, welche  in  der  Volksabstimmung  vom  23.  Mai  1875  erfolgt  ist. 

**)  Zeitschr.  I.  45. 
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durch  Urtheil  des  Buudesgerichts  vom  10.  Februar  1876,  entgegen 
einer  Einsprache,  die  von  der  Regierung  des  Kantons  Aargau 
gemacht  worden,  erkannt,  dass  einem  auf  Wohl  verhalten  entlassenen 
Sträflinge  die  Ehe  nicht  verweigert  werden  könne,  da  derselbe 
als  bedingt  freigelassener  auch  in  der  physischen  Möglichkeit  sich  be- 
finde, die  auf  Abschliessung  der  Ehe  bezüglichen  Förmlichkeiten  vor- 
zunehmen. Dagegen  wurde  vom  Bundesgericlite  unterm  20.  März  1875 
ein  Eekurs  aus  dem  Kanton  Appenzell  A.  Rh.  abgewiesen,  welcher 
sich  darüber  beschwerte,  dass  einer  Person,  die  zwar  nicht  an 
völligem  Blödsinn,  aber  doch  in  hohem  Masse  an  Geistesschwäche 
litt,  die  Ehe  verweigert  worden  sei.  In  den  Motiven  heisst  es: 
»Die  Beschwerde  könnte  nur  insoweit  gutgeheissen  werden,  als 
das  api)enzellische  Gesetz  (wonach  von  einer  Vorsteherschaft  Ein- 
wendung gegen  eine  Ehe  gemacht  werden  kann,  wenn  das  eine 
oder  andere  der  Verlobten  an  wichtigen  geistigen  oder  körperlichen 
Gebrechen  leidet)  j  soweit  darin  der  Mangel  der  nöthigen  Geistes- 
kräfte als  Ehehindemiss  aufgestellt  ist ,  gegen .  den  Art.  54  der 
Bundesverfassung  Verstössen  würde;  diess  ist  nun  aber  nicht  der 
Fall.  Nach  allen  Rechten  erfordert  die  Ehe  die  freie  Einwilligung 
beider  Theile  und  gehört  es  zu  den  Voraussetzungen  derselben, 
dass  zwei  eines  freien  Willensentschlusses  iahige  Personen  ihren 
Willen,  sich  ehehch  zu  verbinden,  erklären.  Dieses  Erfordemiss 
der  Ehe  ist  durch  die  Bundesverfassung  nicht  beseitigt  worden.«*) 
Gehen  wir  nun  über  zum  zweiten  Satz  des  Art.  54 ,  **)  so  ist 
das  Wort  »kirchliche  Rücksichten«,  wie  aus  der  Entstehungs- 
geschichte desselben  erhellt,  nicht  bloss  dahin  zu  verstehen,  dass 
eine  konfessionell  gemischte  Ehe  nicht  verhindert  werden  kann, 
sondern  auch  in  dem  Sinne,  dass  der  Bund  die  Ehehindemisse  des 

*)  Ebenda  S.  194.  Vergl.  einen  Entscheid  des  Bundesrathes  v.  16.  Sept. 
1874,  Bundesbl.  1875  II.  600. 

**)  Vergl.  zu  demselben  das  norddeutsche  Bnndesgesetz  vom  4.  Mai  1868 
über  die  Aufhebang  der  polizeilichen  Beschränkungen  der  Eheschliessnng  Art.  1 : 
»Die  Befugniss  zur  Yerehelichung  darf  insbesondere  nicht  beschr&nkt  werden 
wegen  Mangels  eines  bestimmten,  die  Orossjährigkeit  übersteigenden  Alters 
oder  des  Nachweises  einer  Wohnung,  eines  hinreichenden  Vermögens  oder  Er- 
werbes, wegen  erlittner  Bestrafung,  bösen  Rufes,  vorhandener  oder  zu  beH&rch- 
tender  Verarmung,  bezogener  Unterstützung  oder  aus  andern  polizeilichen 
Gründen. « 
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kanonischen  Rechtes,  soweit  sie  über  die  Gesetzgebung  des  Staates 
hinausgehen,  nicht  anerkennt.  Es  folgt  daraus  offenbar,  dass  die 
staatlichen  Behörden  auch  einem  katholischen  Geistlichen,  sei  er 
aus  diesem  Stande  ausgetreten  oder  nicht,  die  Ehe  nicht  unter- 
sagen dürfen,  obschon  ihn  die  Gesetze  der  Kirche  zu  lebensläng- 
lichem Cölibate  verurtheilen,  selbst  wenn  er  aus  dem  Priesterstande 
ausgetreten  ist  und  einen  andern  Beruf  ergriffen  hat.  Was  die 
»ökonomischen  Rücksichtenu  betrifft,  aus  welchen  das  Recht  zur 
Ehe  nicht  beschränkt  werden  darf,  so  wollte  damit  gesagt  werden, 
dass  die  Behörden  nicht  mehr  befugt  seien,  ängstlich  nachzurechnen, 
ob  die  Verlobten  genug  Vermögen  oder  Erwerbsfähigkeit  besitzen,, 
um  eine  Familie  erhalten  zu  können ;  Jeder  soll  in  dieser  Hinsicht 
selbst  seines  Glückes  Schmid  sein.  Schwieriger  wäre,  wenn  nicht 
ein  Bundesgesetz  hinzugekommen  wäre,  die  Interpretation  der 
Worte :  »wegen  bisherigen  Verhaltens  oder  aus  andern  polizeilichen 
Gründen«  gewesen,  welche  offenbar  etwas  vieldeutig  sind.  In 
formeller  Hinsicht  ist  allerdings  richtig,  dass,  wie  der  Bundesratb 
in  seinem  Kreisschreiben  vom  3.  Juli  1874  gesagt  hat,  mit  der 
Kontrole  über  das  moralische  Verhalten  des  Bürgers  auch  die 
Forderung  weggefallen  ist,  dass  er  zuerst  die  Bewilligung  seiner 
heimathUchen  Behörde  beibringen  müsse,  bevor  er  sich  verheirathen 
dürfe.  In  materieller  Beziehung  aber  gehört,  buchstäblich  genommen, 
z.  B.  auch  ein  Ehebruch,  den  die  Verlobten  früher  mit  einander 
begangen ,  unter  das  »bisherige  Verhalten«  ;  dessenungeachtet  hat 
das  Bundesgericht  imterm  20.  Februar  1875  gefunden,  dass  ein 
kantonales  Gesetz,  welches  in  einem  solchen  Falle  die  Ehe  verbiete^ 
dem  Art.  54  nicht  zuwiderlaufe.  »Wie  die  Fassung  dieses  Artikels 
zeigt« ,  sagen  die  Motive ,  »ist  die  Beschränkung  des  Rechtes  zur 
Ehe  wegen  bisherigen  Verhaltens  auch  als  eine  Beschränkung 
polizeilicher  Natur  aufge&sst  und  geht  die  Tendenz  desselben  offen- 
bar dahin,  diejenigen  Ehebeschränkungen  aufzuheben,  welche  den 
Staat  vor  den  Folgen  unüberlegter  und  leichtsinniger  Eheschliess- 
ungen schützen  sollen  und  zu  diesem  Zwecke  die  kantonalen  Be- 
hörden ermächtigen,  solchen  Leuten,  welche  bisher  einen  liederlichen 
oder  leichtfertigen  Lebenswandel  geführt  haben,  die  Ehe  nicht  bloss 
mit  einer  bestimmten  Person,  sondern  im  Allgemeinen  zu  verbieten. 
Nun  beruht  aber  das  Verbot  der  Ehe  zwischen  Ehebrechern  nicht 
auf  polizeilichen  Gründen  zur  Verhinderung  leichtsinniger  Ehen, 
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sondern  vielmehr  auf  allgemein  sittlichen  Gründen  zum  Schutze 
der  bestehenden  Ehen.«*)  —  Alle  Zweifel,  welche  über  die  Aus- 
legung des  Art.  54  Satz  2  noch  bestehen  konnten,  sind  nun  freilich 
gehoben  durch  das  später  zu  behandelnde  Bundesgesetz  vom  24.  De- 
zember 1874,  in  Kraft  getreten  mit  Neujahr  1876,  welches  in  einer 
fiir  die  ganze  Schweiz  rechtsverbindlichen  Weise  genau  vorschreibt, 
was  zur  Eingehung  einer  gültigen  Ehe  erfordert  wird  und  in 
welchen  Fällen  sie  ausgeschlossen  ist.  Zu  den  letztem  gehört  nun 
freilich  der  Fall  eines  früher  von  den  Verlobten  mit  einander 
begangenen  Ehebruches  nicht,  was  man  bedauern  mag,  zumal  aus- 
wärtige Gesetzgebungen  in  dieser  Hinsicht  ähnliche  Bestimmungen 
enthalten,**)  wie  sie  in  den  meisten  unsrer  kantonalen  Rechte 
Aufnahme  gefunden  hatten. 

Was  den  dritten  Satz  des  Art.  54  betriflft,  so  hatte  der  ursprüng- 
liche Antrag  des  Bundesrathes  bloss  die  in  einem  andern  als  dem 
Heimathkanton  abgeschlossnen  Ehen  erwähnt,  aber  schon  die  stände- 
rilthliche  Kommission  von  1871  fügte  die  im  Auslande  eingegangenen 
Ehen  hinzu,***)  wobei  wesentlich  diejenigen  Motive  einwirkten, 
welche  in  dem  oben  mitgetheilten  Kommissionalberichte  von  1867, 
der  die  erste  Anregung  gegeben,  ausgeführt  sind.f)  In  jener 
erweiterten  Fassung  wurde  die  hier  behandelte  Bestimmung  in  den 
Entwurf  von  1872  aufgenommen  und  ist  aus  diesem  in  die  jetzige 
Bundesverfassung  übergegangen.  Bei  der  Entstehung  dieser  letztem 
dachte  man  bei  den  Worten  »nach  der  dort  geltenden  Gesetzgebung« 
doch  hauptsächlich  nur  an  die  Form  der  Ehe,  namentlich  an  die 
bürgerliche  Trauung,  welche  in  einzelnen  Kantonen  der  Schweiz, 

*)  Zeitschr    I.  50. 

**)  Code  Napol^n  Art.  298:  »Dans  le  cas  de  divorce  admis  en  justice 
pour  cause  d'adult^re ,  T^ponx  coupable  ne  pourra  jamais  se  marier  avec  son 
complice.«  Deutsches  Reichsgesetz  vom  6.  Februar  1875,  §  33:  »Die  Ehe 
ist  verboten  ....  zwischen  einem  wegen  Ehebruchs  Geschiedenen  und  seinem 
Mitschuldigen.  €  In  Deutschland  kann  freilich  Dispensation  gestattet  werden, 
um  noch  grössere  Missst&nde  zu  vermeiden,  welche  das  ehelose  Zusammenleben 
der  zwei  Ehebrecher  herbeiführen  würde. 

♦*♦)  Prot.  S.  45,  47. 

t)  Schon  seit  dem  11.  Juli  1829  bestand  ein  eidg.  Konkordat,  welches 
Schweizern,  die  sich  im  Auslande  auf  unregelmässige  Weise  yerehlichen  würden, 
wenigstens  das  Heimathrecht  zu  sichern  beabsichtigte. 


376  Kap.  IV.    Garantirte  Rechte  der  Schweizerbürger. 

wie  namentlich  auch  in  auswärtigen  Staaten  vollkommen  genügte, 
um  eine  rechtmässige  Ehe  zu  begründen.  In  dem  Konkordats- 
entwurfe von  1868  war  es  ausdrücklich  gesagt,  dass  die  Anerkenu- 
ung  einer  im  Auslande  abgeschlossnen  Ehe  zwar  nicht  wegen  unter- 
lassener Formalitäten,  wohl  aber  wegen  materieller  Hindernisse, 
die  ihr  nach  der  kantonalen  Gesetzgebung  entgegenstehen,  verweigert 
werden  dürfe.  Der  Wortlaut  des  Art.  54  gestattet  es  nun  aber 
freilich,  »die  Gesetzgebung  des  auswärtigen  Staates«! ,  in  welchem 
eine  Ehe  abgeschlossen  wiid,  auch  für  die  materiellen  Erfordernisse 
derselben  als  massgebend  zu  erklären ;  in  diesem  Sinne  scheint  der 
Bundesrath  in  seinen  Kreisschreiben  vom  3.  Juli  und  5.  August  1874 
die  fragliche  Verfassungsbestimmung  aufgefasst  zu  haben'*')  und 
wurde  sie  auch  dm*ch  das  später  zu  erörternde  Bundesgesetz  vom 
24.  Dezember  1874  (Art.  54)  interpretirt.  Dass  jedoch  diese  Inter- 
pretation zu  bedeutenden  Uebelständen  führen  kann,  liegt  auf  der 
Hand.  Unser  Bundesgesetz  erklärt  z.  B.,  der  schweizerischen  Volks- 
anschauung entsprechend,  die  Ehe  zwischen  Oheim  und  Nichte  als 
unzulässig;  nun  braucht  aber,  nach  dem  bundesräthlichen  Kreis- 
schreiben, ein  solches  Paar  nur  die  kleine  Beise  nach  der  nächsten 
deutschen  oder  französischen  Stadt  zu  machen  und  sich  dort  kopu- 
liren  zu  lassen,  damit  die  Ehe  am  Heimathorte  des  Bräutigams 
und  im  ganzen  »Gebiet  der  Eidgenossenschafttt  als  eine  recht- 
mässige anerkannt  werden  muss.  Gegen  eine  derartige  Anwendung 
des  Art.  54,  wenn  sie  in  der  Praxis  einmal  vorkömmt,  wird  sich 
sicherlich  das  gesunde  Volksgefühl  empören  I 

Der  vierte  Satz  des  Art.  54,  nach  welchem  die  Frau  das 
Heimatlurecht  des  Mannes  durch  die  Ehe  erwirbt,  scheint  sich 
eigentlich  von  selbst  zu  verstehen.  Dessenungeachtet  hatte  es  im 
Jahr  1808,  um  jenen  Grundsatz  auf  allgemein  verbindliche  Weise 
aufzustellen,  eines  Tagsatzuugsbeschlusses  bedurft,  welcher  unterm 
9.  Juli  1818  in  ein  von  allen  Kantonen  angenommenes  Konkordat 
umgewandelt  wurde.  Dieses  Konkordat  hinderte  aber  nicht,  dass 
sehr  häufig  noch  der  Kanton,  welchem  die  Braut  angehörte,  von 
dem  Kanton  des  Bräutigams  eine  förmliche  Bürgerrechtszusicherung, 
letzterer  Kanton  aber  von  dem  erstem  eine  Entlassungsurkunde 
verlangte ;  lästige  Formalitäten,  welche  nicht  wenig  dazu  beitrugen, 

♦)  Bundesbl.  1874,  II.  509  ff.,  vergl.  S.  622  ff. 
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dass  einer  bundesgesetzlichen  Regulirung  dieser  Verhältnisse  gerufen 
wurde.  Es  war  offenbar  die  Beseitigung  dieser  Formalitäten,  welche 
man  zunächst  im  Auge  hatte,  als  man  die  allgemeine  Rechtsregel, 
dass  die  Frau  durch  die  Ehe  das  Heimathrecht  des  Mannes  erwerbe, 
zuerst  in  den  Konkordatsentwurf  von  1 868 ,  dann  in  die  neue 
Bundesverfassung  aufnahm. 

Ungleich  wichtiger  war  diese  Aufnahme  bei  dem  fünften  Satze, 
nach  welchem  vorehelich  gebome  Kinder  durch  die  nachfolgende 
Ehe  ihrer  Eltern  legitimirt  werden.  Dieser  Grundsatz,  so  sehr  er 
allgemeinen  Rechtsbegriflfen  entspricht,*)  wurde  doch  durch  die 
Gesetzgebung  und  die  Praxis  mancher  Kantone  nur  in  sehr  bedingter 
Weise  anerkannt.  Verschiedene  Urtheile  des  Bundesgerichtes,  welche 
in  der  Periode  von  1848  bis  1874  erfolgten,  hatten  indessen  in 
dieser  Hinsicht  bereits  durchgegriffen  und  es  könnte  daher  die 
Anerkennung  des  Grundsatzes,  welcher  auch  schon  in  dem  Kon- 
kordatsentwurfe vom  20.  Januar  1868  enthalten  war,  nicht  mehr 
auf  grosse  Schwierigkeiten  stossen.  Was  das  Verfahren  bei  der 
Legitimation  vorehlicher  Kinder  betrifft,  so  erkannte  das  Bundes- 
gericht am  22.  März  1875,  dass  hiefiir  die  kantonalen  \'erord- 
nungen  massgebend  seien,  bis  das  einschlägige  Bundesgesetz  in 
Kraft  getreten  sein  werde.**) 

Mit  ürtheilen  vom  4.  und  23.  Dezember  1875  in  Sachen 
Michael  Steiner  und  Meier-Kunz  hat  das  Bundesgericht  aber  aner- 
kannt, dass  der  Art.  54  fünfter  Satz  der  Bundesverfassung,  als 
Grundsatz  des  öffentlichen  Rechtes,  beruhend  auf  sittlichen  zwingen- 
den Rücksichten,  rückwirkende  Kraft  habe  und  mithin  auch  auf 
solche  Ehen  seine  Anwendung  finden  müsse,  die  vor  Erlass  der 
neuen  Bundesverfassung  abgeschlossen  worden.***; 

Was  endlich  den  letzten  Satz  des  Art.  54  betrifft,  nach  welchem 
jede  Erhebung  von  Brauteinzugsgebühren  oder  anderer  ähnlicher 
Abgaben  unzulässig  ist,  so  ist  hier  die  neue  Bundesverfassung  be- 
deutend weiter  gegangen  als  der  Konkordatsentwurf  von  1868, 
welcher  nur  eine  möglichste  Ermässigung  dieser  Abgaben  im  Auge 

♦)  Vergl.  Code  Napoleon  Art.  331. 

♦*)  Zeitschr.  I.  193. 

***)  Entscheidungen  des  Schweiz.  Bundesgerichts.    Amtliche 
Sammlung  I.  S.  102,  100. 


378  Kap.  IV.    Garantirte  Rechte  der  Schweizerbürger. 

hatte.  Der  Biindesrath  sagte  darüber  in  seiner  Botschaft  von  1870: 
))Der  Bezug  solcher  Gebühren  ist  ebenso  ungerecht  als  irrationell, 
indem  man  namentlich  den  Aermem  in  demjenigen  Augenblicke, 
wo  er  für  die  Begründung  seines  häuslichen  Herdes  verhältniss- 
massig  grössere  Auslagen  zu  machen  hat,  nicht  noch  mit  Steuern 
und  Gebühren  belegen  darf.«  Entscheidend  war  also  auch  hier 
die  Rücksicht,  die  Eheschliessung  zu  begünstigen  und  sie  von  allen 
Hindernissen,  die  ihr  in  den  Weg  gelegt  werden  können,  zu  be- 
freien. Aus  dem  Entwürfe  des  Bundesrathes  von  1870  ist  die 
fragliche  Bestimmung  unverändert  in  die  jetzige  Verfassung  über- 
gegangen. Was  die  Tragweite  derselben  betrifft,  so  ist  nach  ilu-em 
Wortlaute  und  nach  der  ihr  zu  Grunde  liegenden  Absicht  nicht 
daran  zu  zweifeln,  dass  nicht  bloss  die  Gebühren,  welche  die  in 
eine  Gemeinde  einheirathenden  Bräute,  Schweizerinnen  wie  Aus- 
länderinnen, zu  bezahlen  hatten,  sondern  überhaupt  alle  Abgaben, 
mit  denen  die  Eheschliessung  als  solche  beschwert  war,  mochten 
sie  auch  von  allen  Verlobten  ohne  Unterschied  bezogen  werden, 
abgeschafft  sind.  Scliwieriger  war  die  Frage  zu  beantworten,  ob 
Kautionen,  welche  in  einzelnen  Kantonen  von  einheirathenden  Frauen 
früher  bezogen  zu  werden  pflegten,  nunmehr  in  Folge  der  Annahme 
der  neuen  Bundesverfassung  zurückzubestellen  seien.  Es  hatten 
diese  Heirathskautionen  z.  B.  in  Nidwaiden  den  Zweck,  dass  im 
Falle  der  Verarmung  der  eiugeheiratheten  Bürgerin  die  Armenkasse 
erst  nach  Verbrauch  der  Kaution  zur  Unterstützung  angehalten 
werden  könne.  Das  Bundesgericht  verpflichtete  in  dem  ihm  vor- 
gelegten Spezialfälle  die  Armenverwaltung  Wolfenschiessen  zur  Rück- 
gabe der  Kaution,  gestützt  auf  folgende  Motive:  »Es  ist  zwar, 
insoweit  es  sich  um  Privatrechte  handelt,  im  Allgemeinen  richtig, 
dass  ein  neues  Gesetz  nur  für  die  Zukunft  wirken  soll  und  die 
Anwendung  des  neuen  Rechtes  auf  früher  entstandene  Rechtsver- 
hältnisse ausgeschlossen  ist Allein  im  vorliegenden  Falle  han- 
delt es  sich  nicht  um  ein  privatrechtliches  Verhältniss,  sondern  um 
ein  solches  des  öffentlichen  Rechtes.  Es  wurde  die  Kaution  nicht 
auf  Grund  eines  Vertrages  geleistet,  sondern  zufolge  der  zwingenden 
Vorschrift  einer  Gesetzesbestimmung,  welche  dem  öffentlichen  Rechte 
angehört.  Die  Verpflichtung,  die  Kaution  fortbestehen  zu  lassen, 
besteht  daher  auch  nur  so  lange,  als  jene  Gesetzesbestimmung  in 
Kraft  ist,  und  hört  mit  der  Aufhebung  der  letztern  ebenfalls  auf. 
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Von  einem  wohlerworbenen  Privatrechte  der  Armenverwaltung  W. 
auf  die  Fortexistenz  der  Kaution  kann  unter  den  Umständen,  unter 
welchen  dieselbe  geleistet  worden  ist,  keine  Rede  sein.  Nun  be- 
stimmt der  Art.  54  der  Bundesverfassung  unbedingt  und  vorbehalt- 
los, dass  das  Recht  zur  Ehe  aus  ökonomischen  Rücksichten  nicht 
beschränkt  werden  dürfe;  es  sind  somit  durch  die  Bundesverfassung 
alle  Beschränkungen  des  Rechtes  zur  Ehe  aus  ökonomischen  Rück- 
sichten aufgehoben  und  die  entgegenstehenden  Bestimmungen  der 
kantonalen  Gesetzgebungen  ausser  Ki-aft  getreten.  Hicnach  ist 
mit  Inkrafttreten  der  Bundesverfassung  für  diejenigen  Frauens- 
personen, welche  früher  kraft  einer  gesetzlichen  Bestimmung  behufs 
Ermöglichung  der  Ehe  mit  einem  Schweizerbürger  solche  Kautionen 
haben  leisten  müssen,  die  Pflicht,  dieselben  fortbestehen  zu  lassen, 
weggefallen  und  sind  dieselben  berechtigt,  die  Hinterlagen  zurück- 
zufordern. Denn  dass  in  dem  fortdauernden  Entzüge  eines  gewissen 
Vermögensbestandtheils  als  Kaution  für  den  Verarmungsfall  der 
eingeheiratheten  Frauensperson  eine  fortwährende  Beschränkung 
der  Ehe  aus  ökonomischen  Rücksichten  liegt,  kann  keinem  Zweifel 
unterliegen  und  wird  auch  von  der  Rekursbeklagten  anerkannt.«*) 

Gehen  wir  nun  über  zu  Art.  53  Satz  1 ,  so  lautet  derselbe 
folgendermassen : 

^Die  Feststellung  und  Beurkundung  des  Civilstandes  ist  Sache 
der  bürgerlichen  Beliorden.  Die  Bufidesgesetzgebung  wird  hierüber 
die  nähern  Bestimmimgen  treffen.^ 

Diese  neue  Bestimmung,  welche  der  Bundesrath  erst  in  seiner 
Botschaft  vom  4.  Juli  vorschlug,  betrachtete  derselbe  mit  Recht 
als  eine  blosse  Folgerung  des  von  ihm  im  jetzigen  Art.  49  Satz  4 
aufgestellten  Prinzips.  In  der  oben  S.  378  erwähnten  Stelle  fährt 
die  Botschaft  fort:  »Wir  halten  dafür,  dass  bei  dieser  Ordnung 
alle  Bürger  gleich  behandelt  werden  müssen.  Wir  können  nicht 
zugeben,  dass  diejenigen,  welche  eine  Civilehe  eingehen,  eine  be- 
sondere Klasse  bilden,  und  dass  die  Ceremonien  zum  Zwecke,  d^n 
Ci\ilvertrag  perfekt  zu  machen,  je  nach  den  religiösen  Ueber- 
zeugungen  der  Betheiligten  verschieden  seien.  Wir  sind  der  Ansicht, 
dass  für  Alle  die  gleiche  Regel  gelten  soll,  und  wir  sprechen  uns 
demzufolge,  nach  dem  Beispiele  verschiedener  Nachbarstaaten,  für 

*)  Zeitschr.  I.  45 — 18.    Entscheidungen.  A.  S   I.  m. 
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die  obligatorische  Civilehe  aus.  Wenn  Alles,  was  auf  den 
CivilstÄnd  Bezug  hat,  vom  religiösen  Gebiete  gesondert  werden 
muss,  so  geht  es  nicht  an,  dass  der  Priester  einer  Religion  dem 
bürgerlichen  Akte  der  Verehelichung  seine  gesetzliche  Sanktion 
verleihe.  Der  religiöse  Akt  bleibt  frei;  derselbe  hat  aber  keine 
bürgerlichen  Wirkungen.  Die  Führung  der  Civilstandsregister  wird 
ebenfalls  weltlich  sein  müssen.  Die  Unabhängigkeit  des  bürger- 
lichen und  religiösen  Gebietes  lässt  es  nicht  zu,  dass  den  Priestern 
einer  Religion,  mit  Auschluss  derjenigen  einer  andern,  das  Recht 
ertheilt  werde,  die  hauptsächlichen  Akte  des  bürgerlichen  Lebens: 
Geburt,  Verehelichung  und  Ableben,  zu  konstatiren.« 

Die  Ausführung  des  Art.  53  Satz  1  erforderte  mit  Nothwendig- 
keit  ein  Bundesgesetz,  welches  die  Formen  festzustellen  hatte, 
innerhalb  deren  die  Beurkundung  des  bürgerlichen  Standes  jeder 
Person  und  insbesondere  der  Abschluss  der,  dem  Prinzip  nach  be- 
reits angenommnen  Civilehe  sich  zu  bewegen  hat;  es  ist  auch 
einem  solchen  Gesetze  durch  die  Bundesverfassung  selbst  gerufen. 
Dagegen  verlangt  der  Art.  54  kein  Ausführungsgesetz  über  das 
materielle  Eherecht ;  im  Gegentheil  wurde  derselbe,  wie  der  Bundes- 
rath  in  seiner  Botschaft  vom  17.  Juni  1870  sagt,  gerade  desshalb 
so  einlässlich  angelegt,  weil  man  die  Erlassung  eines  weitem  Ge- 
setzes vermeiden  wollte.  Auch  ist  nach  der  jetzigen  Bundesverfas- 
sung nicht  die  Gesetzgebung  über  das  gesammte  Civilrecht,  wovon 
das  Eherecht  einen  Theil  ausmacht,  Sache  des  Bundes,  wie  dieses 
nach  dem  Entwürfe  von  1872  der  Fall  gewesen  wäre;  geradeaus 
diesem  Grunde  wurden  die  Worte  gestrichen,  welche  in  jenem  Ent- 
würfe am  Eingange  des  dritten  Satzes  von  Art,  54  standen :  »So 
lange  nicht  die  Bundesgesetzgebung  über  die  Erfordernisse  zur 
Eingehung  der  Ehe  besondere  Vorschriften  aufgestellt  hat.«  Es 
lässt  sich  daher  allerdings  nicht  läugnen,  dass  das  Bundesgesetz 
vom  24.  Dezember  1874,  indem  es  nicht  bloss  über  die  materiellen 
Erfordernisse  einer  gültigen  Ehe,  sondern  sogar  über  die  Ehe- 
scheidung ausführliche  Bestimmungen  aufnahm,  über  den  Buch- 
staben der  Bundesverfassung  hinausgegangen  ist.  Der  Sache  nach 
aber  rechtfertigte  sich  diese  Ueberschreitung  vollkommen  durch 
den  engen  Zusammenhang,  welcher  zwischen  Civilstand  und  Ehe 
besteht,  so  dass  ohne  jene  Bestimmungen  über  das  materielle  Ehe- 
recht  eine  sichere  und  gleichförmige  Führung  der  Civilstandsregister 
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niemals  zu  erzielen  gewesen  wäre.  Was  insbesondere  die  Ehe- 
scheidung betrifft,  so  war  zu  befürchten,  dass  dieselbe  in  einzelnen 
Kantonen,  wo  bis  dahin  das  kanonische  Recht  gegolten,  ohne  ein 
Bnndesgesetz  überall  nicht  stattfinden  könnte,  ja  dass  es  nach 
Aufhebung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  an  einem  Gerichtsstande 
selbst  für  temporäi*e  Scheidungen  fehlen  würde.  Mochten  übrigens 
die  Kompetenzbedenken,  welche  man  gegen  die  Erlassung  eines 
umfassenden  Bundesgesetzes  auch  über  die  Ehe  hegte,  mehr  oder 
weniger  begründet  sein,  so  hat  das  Schweizer^'olk ,  welchem  der 
oberste  und  letzte  Entscheid  zusteht,  den  Bundesbehörden  Recht 
gegeben,  indem  es  am  23.  Mai  1875  mit  213,199  gegen  205,069 
Stimmen  dem  Gesetze  seine  Sanktion  ertheilte. 

Das  Bundesgesetz  vom  24.  Dezember  1874,  in  Kraft  getreten 
den  1.  Januar  1876,  »betreffend  Feststellung  und  Beurkundung 
des  Civilstandes  und  die  Ehe,«*)  zu  welchem  der  Bundesrath  unterm 
17.  Herbstmonat  1875  eine  Verordnung  betreffend  die  Führung 
der  Zivilstandsregister**)  erlassen  hat,  enthält  nun  im  Wesentlichen 
folgende  Bestimmungen : 

Die  Civilstandsbeamten ,  welche  einzig  berechtigt  sind,  Ein- 
tragungen in  die  Civilstandsregister  zu  machen  oder  Auszüge  aua 
denselben  zu  verabfolgen,  müssen  weltlichen  Standes  sein.***) 
Die  Eintheilung  der  Civilstandskreise,  sowie  die  Bestimmungen  über 
die  Ernennung  und  Entschädigung  der  Civilstandsbeamten  bleiben 
den  Kantonen  überlassen.  Jede  Geburt,  jeder  Todesfall,  jede 
Eheschliessung  ist  zunächst  einzutragen  in  dem  Kreise,  wo 
sie  stattgefunden  haben.  Den  Civilstandsbeamten  liegt  ob :  a)  die 
Eintragung  aller  in  ihrem  Kreise  vorkommenden  Geburten  und 
Sterbefälle,  Verkündungen  und  Trauungen  in  die  betreffenden  Re- 
gister, sowie  auch  die  Vornahme  der  Verkündungen,  beziehungs- 
weise der  Trauungen;  b)  die  amtliche  Mittheilung  der  Ein- 
tragungen ,  welche  innerhalb  acht  Tagen  erfolgen  soll ,  an  die 
schweizerischen   Civilstandsbeamten    des   ordentlichen  Wohnsitzes, 


♦)  Amtl.  Samml.  N.  F.  I.  506-527. 

**)  Amtl.  Samml.  N.  F.  I.  719. 

♦*♦)  Vergl.  deutsches  Reichsgesetz  vom  6.  Februar  187B  §  3  am  Schiasse: 
»Geistlichen  und  andern  Religionsdienem  darf  das  Amt  eines  Standesbeamten 
. . .  .  nicht  übertragen  werden.« 


382  Kap.  IV.    Garantirte  Rechte  der  Schweizcrbttrger. 

sowie  des  Heimathortes  der  betreflfenden  Personen;*)  c)  die  Ein- 
tragung ähnlicher  Mittheilungen  aus  andern  Kreisen  des  In-  und 
Auslandes,  sowie  der  von  den  Gerichten  ausgesprochenen  definitiven 
Scheidungen  oder  Nichtigerklärungen  von  Ehen ,  sofern  dieselben 
Einwohner  oder  Heimathberechtigte  ihres  Kreises  angehen;  d)  die 
Verabfolgung  von  Auszügen  aus  den  Registern,  auf  Verlangen 
der  Betheiligten,  gegen  Entrichtung  einer  Schreibgebühr;  e)  die 
Anfertigung  statistischer  Auszüge  und  Nachweisungen  gegen  eine 
durch  den  Bundesrath  zu  bestimmende  Entschädigung;  f)  die 
Anfertigung  weiterer  Register ,  sofern  solche  von  den  Kantonen 
verlangt  werden,  sowie  die  Ablieferung  der  für  die  kantonale  und 
Gemeindeverwaltung  erforderlichen  Auszüge.  —  Der  Civilstands- 
beamte  darf  an  den  in  die  Standesregister  gemachten  Eintragungen 
weder  Aenderungen  noch  Ergänzungen  vornehmen.  Berichtigungen 
in  den  Civilstandsregistem  können  nur  durch  Urtheil  der  zustän- 
digen kantonalen  Gerichte  angeordnet  werden.  Sofern  jedoch  ein 
offenbarer  Irrthum  vorliegt,  kann  die  kantonale  Aufsichtsbehörde 
dessen  Berichtigung  im  Verwaltungswege  anordnen.  Alle,  die 
Berichtigung  eines  Registers  anordnenden  Entscheide  oder  Urtheile 
sind  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  bei  der  betreffenden  Stelle  am 
Rande  vorzumerken.  —  Die  Civilstandsregister  und  die  vom  Civil- 
standsbeamten  ausgestellten  und  als  richtig  beglaubigten  Auszüge 
gelten  als  öffentliche  Urkunden,  welchen  volle  Beweiskraft  zukommt, 
so  lange  nicht  der  Nachweis  der  Fälschung  oder  der  Unrichtigkeit 
der  Anzeigen  und  Feststellungen,  auf  Grund  deren  die  Eintragung 
stattgefunden  hat,  erbracht  ist.  —  Die  Civilstandsbeamten  sind  für 
ihre  Pflichterfüllung  ihren  kantonalen  Behörden  verantwortlich. 
Letztere  sind  verpflichtet,  über  ihre  Amtsführung  alljährliche  In- 
spektionen anzuordnen.  Der  Bundesrath  ist  befugt,  da,  wo  sich 
Mängel  oder  Uebelstände  erzeigen,  nach  Erforderniss  einzuschreiten 
und  gegebenen  Falles  auf  Kosten  des  betreffenden  Kantons  das 
Nöthige  anzuordnen.  Er  ist  ferner  befugt,  besondere  Inspektionen 
vornehmen  zu  lassen.  —  Der  Bundesrath  kann  da,  wo  er  es  für 
angemessen  erachtet,   die  diplomatischen  und  konsularischen  Ver- 


*)  Ueber  diese  Mittheilungen  bestand  ein  eidgenössisches  Konkordat  vom 
1.  Februar  1855,  welchem  neunzehn  Kantone  beigetreten  waren;  dasselbe  ist 
nun  aufgehoben. 
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treter  der  Eidgenossenscliaft  im  Auslande  ermächtigen,  Gel)urten 
nnd  Todesfalle  von  Schweizern  zu  erwahren  und  Ehen  von  Schwei- 
zern abzuschliessen. 

Geburtsregister.  Jede  Geburt  und  jede  nach  dem  sechsten 
Monat  der  Schwangerschaft  erfolgte  Fehlgeburt  muss  innerhalb 
drei  Tagen  dem  Civilstandsbeamten  des  Kreises,  in  welchem  sie 
stattgefunden  hat,  mündlich  angezeigt  werden.  Zur  Anzeige  sind 
veqDflichtet :  zunächst  der  eheliche  Vater  oder  dessen  Bevollmäch- 
tigter, sodann  im  Behinderungsfalle  der  Arzt,  die  Hebamme  oder 
jede  andere  Person,  welche  bei  der  Niederkunft  zugegen  war,  oder 
der  Eigentliümer  oder  Miether  der  Wohnung,  in  welcher  dieselbe 
erfolgte,  endlich  die  Mutter,  sobald  sie  dazu  im  Stande  ist.  Die 
Eintragung  iu's  Geburtsregister  ist  von  dem  Anzeigenden  zu  unter- 
zeichnen. Wenn  dem  Civilstandsbeamten  die  in  der  Anzeige  ge- 
machten Angaben  nicht  glaubwüi-dig  erscheinen,  so  wird  er  die 
uöthigen  Erhebungen  veranstalten  und  die  Eintragung  erst  vor- 
nehmen, nachdem  er  sich  von  der  Richtigkeit  der  Angaben  über- 
zeugt hat.  —  Veränderungen  in  den  Standesrechten, 
welche  sich  nach  der  Eintragung  in  das  Geburtsregister  ereignen 
(Feststellung  der  Vaterschaft  eines  ausserehelichen  Kindes  durch 
gerichtliches  Urtheil,  freiwillige  Anerkennung,  Legitimation,  Adop- 
tion u.  s.  w.),  sind  auf  Antrag  eines  der  Betheiligten  als  Kand- 
bemerkung  beizufügen,  wenn  die  Thatsache  durch  öffentliche  Urkunde 
ausgewiesen  ist.  Im  Falle  gerichtlicher  Zuerkennung  eines  unehe- 
lichen Kindes*)  hat  die  Gerichtsbehörde  dem  Civilstandsbeamten 
Anzeige  zu  machen.  Die  bei  Anlass  der  Geburtsanzeige  von  Seite 
des  Vaters  erfolgte  Anerkennung  eines  unehelichen  Kindes  ist, 
wenn  sie  nach  der  kantonalen  Gesetzgebung  gestattet  ist,  im  Re- 
gister vorzumerken. 

Todtenregister.  Jeder  Sterbefall  ist  längstens  innerhalb 
48  Stunden  dem  Civilstandsbeamten  des  Kreises   mündlich  anzu- 

*)  Die  Gesetzgebung  über  die  Rechtsverhältnisse  unehelicher  Kinder,  welche 
den  Kantonen  vor  bleiben,  ist  eine  sehr  verschiedene.  Neben  den  Kantonen, 
welche  dem  Grundsätze  huldigen:  »La  rccherche  de  la  patemit^  est  interdite«, 
gibt  OS  noch  solche,  welche  das  Kind  auch  dem  bürgerlichen  Stande  nach  dem 
ausgemittelten  ausserehelichen  Vater  folgen  lassen.  In  der  Mehrzahl  der  Kan- 
tone findet  zwar  eine  Ansmittlung  der  Yatersehaft  statt,  jedoch  nur  behufs 
Feststellung  der  Alimentationspflicht  gegenüber  dem  Kinde. 
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melden.  Zur  Anzeige  verpflichtet  ist  zunächst  das  Familienhaupt, 
beziehungsweise  die  Wittwc  oder  die  Verwandten  des  Verstorbenen ; 
in  deren  Ermanglung  oder  Behinderung  der  Eigenthümer  oder 
Miether  der  Wohnung,  wo  der  Sterbefall  sich  ereignet  hat,  oder 
die  Personen,  welche  beim  Tode  zugegen  waren ;  endlich  die  Orts- 
polizei. Ohne  Genehmigung  dieser  letztem  darf  keine  Beerdigung 
vor  der  Eintragung  des  Todesfalles  in  das  Register  stattfinden. 
Die  Eintragung  soll  sofort  nach  erhaltner  Anzeige  geschehen  und 
ist  von  dem  Anzeigenden  zu  unterzeichnen.  Für  alle  im  Civil- 
standskreise  todt  aufgefundnen  unbekannten  Personen  wird  die 
Todesanzeige  durch  die  Gemeindspolizei  vollzogen.  —  Wenn  eine 
Behörde  einen  Verschollenen  als  todt  erkläi-t,  so  soll  sie  dem 
Civilstandsbeamten  seines  letzten  bekannten  Wohnsitzes,  sowie  seines 
Heimathortes  davon  Mittheilung  machen.  Bei  der  Eintragung  in 
das  Ksgister  ist  dann  zu  bemerken,  dass  sie  auf  Grund  einer  Todes- 
erklärung der  zuständigen  Behörde  erfolge. 

Eheschlieasung.  a)  Materielle  Erfordernisse.  »Zu 
einer  gültigen  Ehe  gehört  die  freie  Einwilligung  der  Braut- 
leute. Zwang,  Betrug  oder  Irrthum  in  der  Person  eines  der  Ehe- 
gatten schliessti/äie  Voraussetzung  der  Einwilligung  aus.  —  Um  eine 
Ehe  einzugehen,  muss  der  Bräutigam  das  achtzehnte,  die  Braut 
das  sechszehnte  Altersjahr  zurückgelegt  haben.  Personen, 
welche  das  zwanzigste  Altersjahr  noch  nicht  vollendet  haben, 
bedürfen  zu  ihrer  Verehlichung  der  Einwilligung  des  Inhaber  der 
elterlichen  Gewalt  (des  Vaters  oder  der  Mutter) .  Sind  diese 
gestorben  oder  sind  sie  nicht  in  der  Lage,  ihren  Willen  zu  äussern, 
so  ist  die  Einwilligung  des  Vormundes  erforderlich.*)     Gegen 

*)  Zur  Vergleichung  diene  das  deutsche  Reichsgesetz  §§  28  und  29:  »Die 
Ehemttndigkeit  des  männlichen  Geschlechtes  tritt  mit  dem  vollendeten  20sten 
Lebensjahre,  die  des  weiblichen  Geschlechts  mit  dem  vollendeten  16tcn  Lebens- 
jahre ein.  Dispensation  ist  zulässig.  Eheliche  Kinder  bedürfen  zur  Ehe- 
schliessung, so  lange  der  Sohn  das  258te,  die  Tochter  das  24ste  Lebensjahr 
nicht  vollendet  hat,  der  Einwilligung  des  Vaters,  nach  dem  Tode  des  Vaters 
der  Einwilligung  der  Mutter  und,  wenn  sie  mindeijährig  (d.  h.  noch  nicht 
21  Jahre  alt]  sind,  auch  des  Vormundes.  Sind  beide  Eltern  verstorben,  so 
bedürfen  Minderjährige  der  Einwilligung  des  Vormundes.  Dem  Tode  des 
Vaters  oder  der  Mutter  steht  es  gleich,  wenn  dieselben  zur  Abgabe  einer  Er- 
klärung dauernd  ausser  Stande  sind,  oder  ihr  Aufenthalt  dauernd  unbekannt 
ist.«  —  §  30.     >Auf  uneheliche  Kinder  finden  die  im  vorhergehenden  §  filr 
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Eheverweigerungen  des  Vormundes  steht  den  Betreffenden  der 
Rekurs  an  die  zuständige  Vormundschaftsbehörde  zu  (Art.  *27).  — 
Die  Eingehung  der  Ehe  ist  untersagt:  1)  Personen,  die  schon 
verlieirathet  sind;  2)  wegen  Verwandtschaft  und  Schwägei-schaft : 
a.  zwischen  Blutsverwandten  in  allen  Graden  der  auf-  und  abstei- 
genden Linie ,  zwischen  voUbürtigen  Geschwistern  und  Halb- 
geschwistern,  zwischen  Oheim  und  Nichte,  zwischen  Tante  und 
Neffe,  gleichviel  beruhe  die  Verwandtschaft  auf  ehelicher  oder  ausser- 
ehelicher  Zeugung;  b,  zwischen  Schwiegereltern  und  Schwieger- 
kindern, Stiefeltern  und  Stiefkindern,  Adoptiveltern  und  Adoptiv- 
kindern; 3)  Geisteskranken  und  Blödsinnigen.  Wittwen  und 
geschiedene  Frauen,  dessgleichen  Ehefrauen,  deren  Ehe  nichtig 
erklärt  worden  ist,  dürfen  vor  Ablauf  von  300  Tagen  nach  Auf- 
lösung der  frühem  Ehe  keine  neue  eingehen.«  (Art.  28.) 

b)  Verkündung.*)  Jeder  vorzunehmenden  Eheschliessung 
muss  die  Verkündung  des  Eheversprechens  vorausgehen,  welche  am 
Wohnorte,  sowie  am  Heimathorte  jedes  der  Brautleute  zu  erfolgen 
hat.  Zu  diesem  Behufe  sind  dem  Civilstandsbeamten  vorzuweisen : 
a.  die  Geburtscheine  beider  Brautleute;  b.  für  Pei-sonen,  welche 
das  20.  Altersjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  die  nöthige  Zu- 
stimmungserklärung ;  c.  falls  nicht  beide  Theile  persönlich  erscheinen, 
ein  von  ihnen  unterzeichnetes  und  von  der  zuständigen  Amtsstelle 
beglaubigtes  Elieversprechen.  Wenn  sich  ergibt,  dass  die  vor- 
geschriebnen  Bedingungen  erfüllt  sind,  so  fasst  der  Civilstands- 
beamte  den  Verkündungsakt  ab  und  besorgt  dessen  Veröffentlich- 
ung; er  übermittelt  ihn  von  Amtswegen  den  schweizerischen  und 
ausländischen  Civilstandsbeamten,  in  deren  Kreisen  die  Verkündung 
ebenfalls  stattfinden  soll.  Ist  der  Bräutigam  ein  Ausländer ,  so  soll 
die  Verkündung  nur  auf  Vorlage  einer  Erklärung  der  zuständigen 
auswärtigen  Behörde  erfolgen,  worin  die  Anerkennung  der  Ehe 
mit  allen  ihren  Folgen  ausgesprochen  ist ;  doch  kann  die  Kantons- 

vatcrlose  eheliche  Kinder  gegehcnen  Bestimmungen  Anwendung  c  — §32.  >Im 
Falle  der  Versaguiig  der  Einwilligung  zur  Eheschliessung  steht  grossjährigen 
Kindern  die  Klage  auf  richterliche  Ergänzung  zu  « 

*)  Ueber  die  Förmlichkeiten  hei  der  Eheschliessung  zwischen  Angehörigen 
verschiedener  Kantone  bestand  ein  Konkordat  vom  4.  Juli  1820  über  »Ehe- 
cinsegnungen  und  Kopulationsscheine,«  sowie  ein  Nachtragskonkordat  zu  dem- 
selben vom  15.  Juli  1842.    Beide  sind  nun  durch  das  Gesetz  aufgehoben. 
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regiening  hievon  dispensiren.  Nach  stattgehabter  Veröffentlichung 
der  Yerkiindung,  welche  mittelst  öfFentlichen  Anschlags  oder  ein- 
maliger Einrückung  in's  Amtsblatt  geschieht,  können  Einsprachen 
gegen  den  Eheabschluss  binnen  10  Tagen  bei  einem  der  Civil- 
beamten,  welche  die  Verkündung  besorgt  haben,  angemeldet  werden. 
Innerhalb  zwei  Tagen  nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  dem  Beamten 
des  Wohnortes  des  Bräutigams  von  Seite  des  andern  zur  Verkündung 
verpflichteten  Beamten  Anzeige  zu  machen,  ob  eine  Einspmche 
erhoben  sei  oder  nicht.  Jede  Einsprache,  welche  sich  nicht  auf 
eine  der  oben  (unter  a)  enthaltenen  Vorschriften  stützt,  ist  von 
Amteswegen  zurückzuweisen.  Erfolgen  Einsprachen,  welche  auf 
gesetzliche  Vorschriften  gegründet  sind,  so  theilt  der  Civilstands- 
beamte  des  Wohnortes  dieselben  dem  Bräutigam  mit  und  es  hat 
dieser  sich  sodann  binnen  10  Tagen  zu  erklären,  ob  er  die  Ein- 
sprachen anerkenne  oder  nicht;  im  letztern  Falle  ist  dem  Ein- 
sprechcr  davon  Kenntniss  zu  geben,  welcher  binnen  weitem  10  Tagen 
die  Klage  beim  zuständigen  Richter  des  W^ohnortes  des  Bräutigams, 
oder  wenn  dieser  keinen  Wohnsitz  in  der  Schweiz  liat,  bei  dem- 
jenigen des  Wohnortes  der  Braut  anhängig  zu  machen  hat.  Gre- 
schieht  letzteres  nicht,  so  fällt  die  Einsprache  dahin.  —  Nach 
Ablauf  von  14  Tagen  nach  der  am  Wohnorte  des  Bräutigams 
stattgehabten  Verkündung  ist  den  Brautleuten  auf  ihr  Verlangen 
von  dem  dortigen  Civilstandsbeamten ,  sofern  bei  ihm  keine  Ehe- 
einsprache angemeldet  oder  eine  solche  durch  die  zuständige  Be- 
hörde abgewiesen  worden  ist,  ein  Verkündschein  auszustellen,  üi 
"welchem  bescheinigt  wird,  dass  die  Ehe  gesetzlich  verkündigt 
worden  und  gegen  deren  Vollzug  keine  Einsprache  bestehe.  Eine 
Verkündung,  welcher  nicht  innerlialb  6  Monaten  der  Abschluss  der 
Ehe  folgt,  verliert  ihre  Gültigkeit. 

c)  Trauung.  Auf  den  Vorweis  des  Verkündscheines  vollzieht 
der  Civilstandsbeamte  die  Trauung,  welche  in  der  Regel  in  dem 
Kreise,  wo  der  Bräutigam  seinen  W^olmsitz  hat,  stattfinden  soll. 
In  Fällen  von  Todesgefahr  kann  der  Beamte,  mit  Erlaubniss  der 
zuständigen  kantonalen  Behörde,  auch  ohne  vomusgegangne  Ver- 
kündung die  Trauung  vornehmen.  Auf  die  schriftliche  Ermächtigung 
des  Beamten  des  Wohnsitzes  des  Bräutigams  darf  die  Eheschliessung 
auch  von  dem  Beamten  eines  andern  Kreises  vollzogen  werden. 
In  diesem  Falle  hat  letzterer  unverweilt  einen  Trauungsschein  be- 
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hufs  Eintragung  in  die  amtlichen  Register  des  Wohnortes  auszu- 
fertigen. —  Die  Vornahme  der  Trauungen  ist  an  wenigstens  zwei 
Tagen  jeder  Woche  zu  eroiöglichen.  Die  Trauung  findet  in  einem 
Amtslokal  und  öffentlich  statt.  Bei  ärztlich  bezeugter  schwerer 
Erkrankung  eines  der  Verlobten  kann  die  Trauung  auch  in  einer 
Privatwohnung  vollzogen  werden.  In  allen  Fällen  ist  die  Gegen- 
wart von  zwei  volljälirigen  Zeugen  nothwendig.  Die  Ehe  wird 
dadurch  abgeschlossen,  dass  der  Civilstandsbeamte  die  Verlobten 
einzeln  fragt:  »N.  N.,  erklärt  Ihr  hiemit,  die  N.  N.  zur  Ehefrau 
nehmen  zu  wollen?  N.  N.,  erklärt  Ihr  hiemit,  den  N.  N.  zum 
Ehemann  nehmen  zu  wollen?  Nachdem  Ihr  beide  erklärt  habt, 
eine  Ehe  eingehen  zu  wollen,  erkläre  ich  diese  im  Namen  des 
Gesetzes  als  geschlossen.«  *)  Unmittelbar  nachher  findet  die  Ein- 
tragung in  das  Eheregister  statt,  welche  durch  die  Eheleute 
und  die  Zeugen  zu  unterzeichnen  ist.  —  Eine  kirchliche 
Trauungsfeierlichkeit  darf  erst  nach  Vollziehung  der  gesetzlichen 
Trauung  durch  den  Civilstandsbeamten  und  Vorweisung  des  daherigen 
Ehescheines  stattfinden.  —  Sofern  vore bliche  Kinder  durch 
die  nachfolgende  Ehe  legitimirt  werden,  haben  die  Eltern  bei  der 
Trauung  oder  spätestens  innerhalb  30  Tagen  nach  derselben  diese 
Kinder  dem  Civilstandsbeamten  ihres  Wohnortes  anzuzeigen.  Hat 
jedoch  die  Eintragung  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  stattgefunden, 
so  kann  aus  dieser  Unterlassung  den  vorehelichen  Kindern  und 
ihren  Nachkommen  in  ihren  Rechten  kein  Nachtheil  erwachsen. 

Scheidung  und  Nichtigerklärung  der  Ehe.  »Ehe- 
scheidungsklagen und  Klagen  auf  Ungültigkeit  einer  Ehe  sind  bei 
dem  Gerichte  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  anzubringen.**) 
Vorbehalten  bleibt  die  Weiterziehung  an  das  Bundesgericht  nach 
Art.  29   des  Bundesgesetzes   über   die  Organisation   der  Bundes- 


*)  Vergl.  deutsches  Reichsgesetz  §  52:  »Die  Eheschliessung  erfolgt  in 
Gegenwart  von  zwei  Zeugen  durch  die  an  die  Verlobten  einzeln  und  nach  ein- 
ander gerichtete  Frage  des  Standesbeamten :  ob  sie  erklären,  dass  sie  die  Ehe 
mit  einander  eingehen  wollen,  durch  die  bejahende  Antwort  der  Verlobten  und 
den  hierauf  erfolgenden  Aussprueh  des  Standesbeamten,  dass  er  sie  nunmehr 
kraft  des  Gesetzes  für  rechtmässig  verbundene  Eheleute  erkläre.« 

**)  Hierdurch  ist  das  eidgenössische  Konkordat  vom  6.  Juli  1821,  welches 
Ehescheidungen  an  den  Richter  des  Heimathkantons  wies,  aufgehoben. 

25* 
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rechtspflege  vom  27.  Juni  1874.*)  Beim  Abgänge  eines  Wohn- 
sitzes in  der  Schweiz  kann  die  Klage  am  Heimathorte  oder  am 
letzten  schweizerischen  Wohnorte  des  Ehemannes  angebracht  werden. 

—  Nach  Anhörung  der  Klage  gestattet  der  Richter,  wenn  es  ver^ 
langt  wird,  der  Ehefrau,  gesondert  vom  Ehemann  zu  leben,  und 
trifft  überhaupt  für  die  Dauer  des  Prozesses  in  Beziehung  auf  den 
Unterhalt  der  Ehefrau  und  der  Kinder  die  angemessenen  Verfüg- 
ungen. —  Wenn  beide  Ehegatten  die  Scheidung  ver- 
langen, so  wird  das  Gericht  dieselbe  aussprechen,  sofern  sich 
aus  den  Verhältnissen  ergibt,  dass  ein  ferneres  Zusammenleben 
der  Ehegatten  mit  dem  Wesen  der  Ehe  unverträglich  ist.**)  —  Auf 
Begehren  eines  der  Ehegatten  muss  die  Ehe  getrennt  wer- 
den: a.  wegen  Ehebruchs,  sofern  nicht  mehr  als  6  Monate  ver- 
flossen sind,  seitdem  der  beleidigte  Theil  davon  Kenntniss  erhielt; 
b.  wegen  Nachstellung  nach  dem  Leben,  schwerer  Misshandlungen 
oder  tiefer  Ehrenkränkungen;  c.  wegen  Verurtheilung  zu  einer 
entehrenden  Strafe;  d.  wegen  böswilliger  Verlassung,  wenn  diese 
schon  2  Jahre  angedauert  hat  und  eine  richterliche  Aufforderung 
zur  Rückkehr  binnen  6  Monaten  erfolglos  geblieben  ist;  e.  wegen 
Geisteskrankheit,  wenn  diese  bereits  3  Jahre  angedauert  hat  und 
als  unheilbar  erklärt  wird.  —  Wenn  keiner  der  genannten  Schei- 
dungsgründe vorliegt,  aber  gleichwohl  das  eheliche  Verhältniss  als 
tief  zerrüttet  erscheint,  so  kann  das  Gericht  auf  gänzliche  Schei- 
dung oder  auf  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  erkennen.  Die 
letztere  darf  nicht  auf  länger  als  zwei  Jahre  ausgesprochen  werden. 
Findet  während  dieses  Zeitraumes  eine  Wiedervereinigung  nicht 
statt,  so  kann  die  Klage  auf  gänzliche  Ehescheidung  erneuert  wer- 
den, und  es  erkennt  alsdann  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen. 

—  Bei  gänzlicher  Scheidung  wegen  eines  bestimmten  Grundes  darf 
der  schuldige  Ehegatte  vor  Ablauf  eines  Jahres  nach  der 
Scheidung  kein   neues  Ehebündniss   eingehen.     Diese   Frist   kann 

♦)  D.  h.  es  ist  jeder  Parthei  das  Recht  geöffnet,  binnen  20  Tagen  die 
Abänderung  des  letztinstanzlichen  kantonalen  Haup turtheiles  beim  Bundes- 
gerichte nachzusuchen.  Die  daherige  Erklärung  ist  bei  der  Gerichtsstelle  ab- 
zugeben, welche  jenes  Urtheil  erlassen  hat. 

**)  Diese  sehr  elastische  Formel  ist  herübergcnommen  aus  dem  nun  auf- 
gehobnen Bundesgesetze  über  die  Scheidung  gemischter  Ehen,  wo  sie  f&r  alle 
Fälle  ohne  Ausnahme  gegolten  hatte. 
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durch  das  richterliche  Urtheil  selbst  bis  auf  drei  Jahre  erstreckt 
werden.  —  Die  weitern  Folgen  der  Ehescheidung  oder 
der  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  in  Betreff  der  persönlichen 
Rechte  der  Ehegatten,  ihrer  Vermögensverhältnisse,  der  Erziehung 
und  des  Unterrichtes  der  Kinder  und  der  dem  schuldigen  Theile 
aufzuerlegenden  Entschädigung  sind  nach  der  Gesetzgebung  des 
Kantons  zu  regeln,  dessen  Gerichtsbarkeit  der  Ehemann  unter- 
worfen ist.*)  Das  Gericht  entscheidet  über  diese  Fragen  von 
Amtes  wegen  oder  auf  Begehren  der  Partheien  zu  gleicher  Zeit 
wie  über  die  Scheidungsklage.  Diejenigen  Kantone,  welche  hierüber 
keine  gesetzlichen  Bestimmungen  haben,  sind  gehalten,  solche  binnen 
einer  vom  Bundesrathe  festzusetzenden  Frist  zu  erlassen.  —  Eine 
Ehe,  welche  ohne  die  freie  Einwilligung  beider  oder  eines  der  Ehe- 
gatten durch  Zwang,  Betrug  oder  durch  einen  Irrthum  in  der 
Person  zu  Stande  gekommen  ist',  kann  auf  Klage  des  verletzten 
Theiles  ungültig  erklärt  werden.  Die  Nichtigkeitsklage  ist 
jedoch  nicht  mehr  annehmbar,  wenn  seit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem 
der  betreflfende  Ehegatte  seine  völlige  Freiheit  erlangt  oder  den 
Irrthum  erkannt  hat,  mehr  als  drei  Monate  vei-strichen  sind.  — 
Auf  Nichtigkeit  der  Ehe  ist  von  Amtes  wegen  zu  erkennen,  wenn 
sie  entgegen  den  Bestimmungen  des  Art.  28 ,  Ziff.  1,  2  und  3, 
abgeschlossen  worden  ist.  —  Eine  Ehe,  die  zwischen  Brautleuten 
abgeschlossen  worden  ist ,  welche  beide  oder  von  denen  der  eine 
Theil  das  in  Art.  27,  Satz  1,  vorgeschriebene  Mündigkeits- 
alter noch  nicht  erreicht  hatten,  kann  auf  Klage  des  Vaters 
oder  der  Mutter  oder  des  Vormundes  nichtig  erklärt  wer- 
den.    Die  Nichtigkeitsklage  ist  indessen  nicht  mehr   annehmbar: 

a.  wenn    die    Ehegatten    das    gesetzliche    Alter    erreicht    haben; 

b.  wenn  die  Frau  schwanger  geworden  ist ;  c.  wenn  der  Vater  oder 
die  Mutter  oder  der  Vormund  ihre  Einwilligung  für  die  Heirath 
gegeben  hatten.  —  Auf  Nichtigkeit  einer  Ehe,  welche  ohne  Ein- 
willigung der  Eltern  oder  Vormünder  (Art.  27,  Satz  2)  und  ohne 
vorangegangne  gehörige  Verkündung  eingegangen  worden  ist,  kann 
nur  von  denjenigen,  deren  Einwilligung  erforderlich  gewesen  wäre, 
und  nur  bis   zu  dem  Zeitpunkte  geklagt  werden,   in  welchem  die 

*)  Es  wurde  wohl  aus  dem  Grunde  nicht  geradezu  gesagt:  »des  Wohnortes 
des  Ehemanns«,  weil  man  dem  nach  Art.  46  der  Bundesverfassung  zu  erwar- 
tenden Bundesgesetzc  hinsichtlich  der  gOterrechtlichen  Verhältnisse  nicht  vor- 
greifen wollte. 
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Eheleute  das  gesetzliche  Alter  erreicht  haben.  —  Eine  im  Aus- 
lande unter  der  dort  geltenden  Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe 
wird  nur  dann  als  ungültig  erklärt,  wenn  die  dagegen  erhobene 
Nichtigkeitsklage  sowohl  nach  der  Gesetzgebung,  unter  welcher  die 
Ehe  abgeschlossen  wurde,  als  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze 
begründet  ist.  —  Wird  eine  Ehe  nichtig  erklärt,  bei  der  sich 
beide  Ehegatten  in  gutem  Glauben  befanden,  so  begründet 
dieselbe  sowohl  für  die  Ehegatten  als  für  die  aus  der  Ehe  hervor- 
gegangenen oder  durch  dieselbe  legitimirten  Kinder  die  bürger- 
lichen Folgen  einer  gültigen  Ehe.  Befand  sich  nur  einer  der  Ehe- 
gatten in  gutem  Glauben,  so  hat  die  Ehe  nur  für  diesen  und  für 
die  Kinder  die  bürgerlichen  Folgen  einer  gültigen  Ehe.  Waren  end- 
lich beide  Ehegatten  in  bösem  Glauben,  so  treten  die  bürger- 
lichen Folgen  einer  gültigen  Ehe  nur  für  die  Kinder  ein.  —  In  Bezug 
auf  Ehen  zwischen  Ausländern  darf  eine  Scheidungs-  oder 
Nichtigkeitsklage  von  den  Gerichten  nur  dann  angenommen  werden, 
wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Staat,  dem  die  Eheleute  angehören, 
das  zu  erlassende  Urtheil  anerkennt.  —  Alle  Urtheile  betreflfeud 
Ehescheidungen  oder  die  Nichtigkeit  einer  Ehe  sind  von  den  Ge- 
richten, welche  dieselben  ausgesprochen  haben,  den  Civilstands- 
beamten  des  Wohnortes  und  der  Heimathgemeinde  sofort  mitzu- 
theilen  und  von  diesen  am  Rande  des  entsprechenden  Traueintrags 
im  Eheregister  vorzumerken.« 

Strafbestimmungen.  Die  Civilstandsbeamten  haften  den 
Betheiligten  für  allen  Schaden,  welchen  sie  ihnen  durch  Ver- 
nachlässigung oder  Verletzung  ihrer  Pflicht  zufügen.  —  Von  Amtes 
wegen  oder  auf  Klage  hin  sind  zu  bestrafen:  1)  Personen,  welche 
den  bei  Geburts-  und  Sterbefällen  vorgeschriebnen  Anzeige- 
pflichten nicht  nachkommen,  mit  Geldbusse  bis  auf  100  Fr.; 
2)  Civilstandsbeamte ,  welche  die  ihnen  in  diesem  Gesetze  auf- 
erlegten Pflichten  verletzen,  sowie  gegen  Geistliche,  welche  eine 
kirchliche  Trauung  vornehmen,  ohne  dass  eine  bürgerliche  Trauung 
vorausgegangen  ist,  mit  Geldbusse  bis  auf  Fr.  300,  im  Wieder- 
holungsfall mit  Verdopplung  der  Busse  und  Amtsentsetzung.  *)  Die 

*)  Vergl.  deutsches  Reichsgesetz  §  67:  >Ein  Geistlicher  oder  anderer  Re- 
ligionsdiener, welcher  zu  den  religiösen  Feierlichkeiten  einer  Eheschliessung 
schreitet,  hevor  ihm  nachgewiesen  worden  ist,  dass  die  Ehe  vor  dem  Standes- 
beamten geschlossen  sei,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  800  Mark  oder  mit  Ge- 
fUngniss  bis  zu  3  Monaten  bestraft.« 
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Geistlichen  haften  den  Betheihgten  ebenfalls  für  die  civilrechtlichen 
Folgen.  Sämmtlichen  interessirten  Partheien  steht  in  Beziehung 
auf  die  Anwendung  dieser  Strafbestimmungen  gegen  Urtheile  der 
kantonalen  Gerichte  der  Rekurs  an  das  Bundesgericht  offen. 

§  8.    Pressfreiheit. 

Unter  dem  Eindrucke  des  Tagsatzungsbeschlusses  von  1823, 
welcher  mit  Rüchsicht  auf  die  Beziehungen  zum  Auslande  die  Press- 
freiheit von  Bundeswegen  beschränkt  hatte,  war  in  den  Bundes- 
entwurf von  1833  folgende  Bestimmung  aufgenommen  worden:  »Die 
Presse  steht  ausschliesslich  unter  der  Kantonal gesetzgebung ;  der 
Bund  kann  weder  die  Pressfreiheit  aufheben  oder  bescliränken,  noch 
die  Censur  einführen.«  In  der  Revisionskommission  von  1848  er- 
kannte man  sofort,  dass  diese  Bestimmung  ungenügend  sei;  man 
fühlte  das  Bedürfniss,  einerseits  die  Pressfreiheit  von  Bundeswegen 
zu  gewährleisten,  anderseits  dem  Bunde  das  Recht  zu  wahren,  gegen 
Missbiäuche,  die  gegen  ihn  selbst  gerichtet  wären,  einzuschreiten. 
Aus  der  ersten  Borathung  gingen  folgende  Beschlüsse  hervor :  »1)  Die 
Garantie  der  Pressfreiheit  ist  von  Bundeswegen  auszusprechen ,  in 
doi-  Meinung,  dass  die  Kantone  die  Censur  nicht  einführen  dürfen. 
2)  Die  Strafgesetze  über  den  Missbrauch  werden  den  Kantonen  über- 
lassen.« In  der  definitiven  Redaktion  des  Kommissionalentwurfes 
lautete  der  Artikel  folgendermassen :  >  Die  Pressfreiheit  ist  ge- 
währleistet, üeber  den  Missbrauch  derselben  trifft  die  Kantonal- 
gcsetzgebung  die  erforderlichen  Straf bestimmungen. « *)  An  der 
Tagsatzuug  blieb  ein  Antrag  von  Basel-Landschaft,  die  Press- 
gesetzgebuug  vollständig  zu  centralisiren,  mit  8^2  Stimmen  in  Min- 
derheit und  es  erhielt  in  der  ei-sten  Berathung  der  Artikel,  nach 
dem  Antrage  Berns,  folgende  Fassung :  > Die  Pressfreiheit  ist  ge- 
währleistet. Es  dürfen  in  Zukunft  weder  die  Censur  noch  Präventiv- 
massregeln gegen  die  Presse  eingeführt  werden.«  In  der  zweiten 
Berathung  wurde  jedoch  hiegegen  eingewendet ,  dass  der  Ausdruck 
»Präventivmassregeln«  theils  zu  unbestimmt  sei,  theils  zu  weit  gehe, 
indem  man  weder  Cautionen  noch  die  Beschlagnahme  aufrührerischer 
Schriften  ausschliessen  wolle,  sondern  nur  solche  Massnahmen,  welche 
dem  Wesen  nach   dem  Institute  der  Censur  gleich  kämen.     Man 

*)  Prot,  der  Revisionskomm.  S.  33—34,  155,  199. 
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kehrte  daher  zu  der  frühem  Redaktion  zurück,  jedoch  wurden  zwei 
wichtige  Zusätze  beigefügt,  welche  in  der  ersten  Berathung  noch 
keine  Mehrheit  auf  sich  vereinigt  hatten.  Auf  den  Antrag  von  Z  ü- 
rich  wurde  nämlich  beschlossen,  es  seien  die  kantonalen  Press- 
gesetze der  Bundesbehörde  zur  Genehmigung  vorzulegen,  und  auf 
denjenigen  von  Waadt,  dass  der  Bund  Strafbestimmungen  erlassen 
möge,  um  den,  gegen  die  Eidgenossenschaft  gerichteten  Missbrauch 
der  Presse  zu  ahnden.*)  Es  lautet  somit  der  Art.  45  der  Bundes- 
verfassung von  1848,  welcher  als  Art.  55  unverändert  in  die  neue 
Verfassung  übergegangen  ist,  folgendermassen : 

y>Die  Pressfreiheit  ist  gewährleistet. 

mUeber  den  Missbrauch  derselben  trifft  die  Kantonalgesetzgebung 
die  erforderlichen  Bestimmungen,  welche  jedoch  der  Genehmigung  des 
Bundesrathes  bedürfen. 

nDem  Bunde  steht  das  Recht  zti,  Strafbestimmungen  gegeti  den 
Missbrauch  der  Presse  zu  erlassen,  der  gegen  die  Eidgenossetischaft 
und  ihre  Behörden  gerichtet  ist.(a 

Was  die  beiden  ersten  Sätze  dieses  Artikels  betrifft,  so 
müssen  dieselben  natürlich  im  Zusammenhange  mit  einander  auf- 
gefasst  werden.  Sollte  die  eidgenössische  Garantie  der  Pressfreiheit 
eine  Wahrheit  werden,  sollten  nicht  die  kantonalen  Strafbestim- 
mungen gegen  den  Missbrauch  derselben  die  Pressfreiheit  selbst 
überwuchern ,  so  musste  die  kantonale  Pressgesetzgebung  der  Con- 
trole  des  Bundes  unterstellt  werden,  gleichwie  diess  auch  mit  Bezug 
auf  die  Niederlassungs-  und  Ohmgeldgesetze  der  Kantone  durch 
andere  Artikel  der  Bundesverfassung  vorgeschrieben  ist.  Man  wollte 
nicht  zuwarten,  bis  allfiillige  Beschwerden  gegen  kantonale  Press- 
gesetze an  den  Bundesrath  gelangen  würden,  sondern  sie  sollen 
zum  Voraus  seiner  Genehmigung  bedürfen,  ehe  sie  in  Wirksamkeit 
treten  können.  Ueber  die  Frage,  welche  Gesetzesbestimmungen  als 
zulässig  und  welche  hinwieder  als  unzulässig  erscheinen,  enthält 
Art.  55  keinen  festen  Anhaltspunkt;  er  verlangt  nur,  dass  das 
Wesen  der  Pressfreiheit  nicht  beeinträchtigt  werde,  überlässt  es 
aber  ganz  der  Interpretation  der  Bundesbehörden,  zu  entscheiden, 
in  was  für  Bestimmungen  eine  solche  Beeinträchtigung  gefunden 
werden  könne.     Um  so  aufmerksamer  müssen  wir  diejenigen  Ent- 

♦)  Abschied  S.  92  -94,  269—270. 
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Scheidungen  verfolgen,  welche  bis  dahin  in  Anwendung  des  Art.  45 
(jetzt  55)  ergangen  sind. 

Von  massgebender  Bedeutung  für  die  Interpretation  des  Art.  45 
waren  die  Verhandlungen  der  Bundesversammlung  über  die  Frage 
der  Genehmigung  des  Pressgesetzes  des  Kantons  Bern  vom  7.  De- 
zemW  1852.  Der  Bundesrath  hatte  dasselbe  genehmigt  mit  Aus- 
nahme eines  einzigen  Artikels,  den  er  der  Kantonsverfassung 
widersprechend  fand,  weil  derselbe  die  Möglichkeit  gewährte,  jedes 
Pressvergehen  der  Kompetenz  der  Schwurgerichte  zu  entziehen.*) 
Gegen  diesen  Beschluss  wurde  theils  von  Herrn  Nationalrath 
Stämpfli,  theils. vom  Redaktor  und  Verleger  der  in  Basel  erschei- 
nenden >Schweiz.  Nationalzeitung«  der  Rekure  an  die  Bundes- 
versammlung ergriffen.  Die  ständeräthliche  Kommission,  welche 
diesen  Rekurs  zuerst  zu  begutachten  hatte,  erörterte  in  ihrem  Be- 
richte die  Bedeutung  der  beiden  ereten  Sätze  des  Art.  45,  indem 
sie  den  Begriff  der  Pressfreiheit,  wie  er  sich  in  der  Schweiz  seit 
1830  historisch  ausgebildet  hatte,  festzustellen  suchte.  »Bis  gegen 
das  Ende  des  dritten  Decenniums  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts«, 
sagt  der  Bericht,  »bestand  fast  in  allen  Kantonen  die  Censur. 
Neben  dieser  waren  andere  Beschränkungen  der  Pressfreiheit  völlig 
überflüssig.  Man  brauchte  daher  bloss  diese  einzige  Schranke  weg- 
zuräumen, um  zur  unbedingtesten  Pressfreiheit,  welche  eben  dess- 
halb  als  reiner  Gegensatz  zur  Censur  betrachtet  werden  konnte, 
zu  gelangen.  Dabei  vei-stand  es  sich  zwar  von  selbst,  dass  Ver- 
brechen, bloss  darum,  weil  sie  mittelst  der  Presse  verübt  worden 
waren,  keineswegs  straflos  ausgehen  durften ;  wohl  al^er  wurden  in 
besonderer  Berücksichtigung  der  einschlägigen  Verhältnisse  die  Be- 
stimmungen des  gemeinen  Rechtes,  betreffend  die  Mitwirkung 
nielirerer  Personen  zur  Verübung  einer  stra(l)aren  Handlung,  mit 
Hinsicht  auf  die  Pressvergehen  einigermassen  gemildert,  indem  man 
den  Verfasser,  Herausgeber,  Drucker  u.  s.  f.  einer  Zeitung  nicht 
solidarisch  neben  einander,  sondern  in  einer  gewissen  Reihen- 
folge nach  einander  verantwortlich  machte,  so  dass  die  Erstehung 
der  Strafe  durch  einen  von  ihnen  alle  Nachgehenden  frei  machte. 
Dabei  hielt  man  bei  der  ungeheuren  Tragweite  der  Druckerpresse 
es  mit  der  Freiheit  derselben  nicht  für  unverträglich,  gewisse  vor- 

♦)  Bundesbl.  1653  II.  606—616. 
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sorgliche  Massregeln  zu  treffen,  welche  geeignet  waren,  dem  Miss- 
brauche der  Presse  einen  gewissen  Damm  entgegenzusetzen,  ohne 
ihren  rechtmässigen  Gebrauch  auf  erhebliche  Weise  zu  erschweren, 
Hieher  rechnen  wir  die  Vorschrift,  dass  der  Herausgeber  einer 
Zeitung  entweder  durch  seine  Persönlichkeit  oder  durch  Leistung 
einer  massigen  Caution  eine  gewisse  Garantie  darbieten  müsse, 
sowie  dass  auf  jeder  Druckschrift  der  Name  der  Offizin,  von  welcher 
sie  ausgehe,  zu  benennen  sei.  Wir  können  daher  das  Wesen  der 
Pressfreiheit,  sowie  dieselbe  in  der  Schweiz  aus  dem  Kampfe  mit 
der  Censur  unmittelbar  hervorgegangen  ist,  folgendermassen  cha- 
rakterisiren :  1)  Jedermann  darf  seine  Gedanken  mittelst  der  Presse 
mit  gleicher  Freiheit  wie  durch  die  Rede  oder  Schrift  mit- 
theilen. 2)  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  mittelst  der  Presse 
verübt  werden,  stehen  unter  dem  gemeinen  Strafrechte, 
welches  bloss  darin  eine  Modifikation  erleidet,  dass  man  zwar, 
wenn  mehrere  Personen  bei  einem  Pressvergehen  mitgewirkt  haben, 
sich  damit  begnügt,  eine  Einzige  verantwortlich  zu  ma- 
chen, dass  man  dann  aber  auch  umgekehrt  Garantie  dafür 
verlangt,  dass  diese  Verantwortlichkeit  nicht  eine  bloss  illusorische 
sei,  oder  mit  andern  Worten :  Für  jede  Druckschrift  muss  für  die 
allfällig  durch  dieselbe  verwirkte  Strafe  mit  Inbegriff  der  Kosten 
eine  Person  einstehen,  welche  moralisch  oder  ökonomisch  eine 
gewisse  Garantie  darbietet,  die  dann  aber  auch  dadurch,  dass  sie 
die  Verantwortlichkeit  übeinimmt,  alle  andern  Mitschuldigen  frei 
macht.  Wir  glauben  uns  nicht  zu  irren,  wenn  wir  behaupten,  dass 
diese  Auffassung  der  Pressfreiheit  auch  zur  Zeit  der  Annahme  der 
Bundesverfassung  im  schweizerischen  Volke  noch  die  vorherrschende 
gewesen  sei,  wiewohl  in  den  Kämpfen,  welche  die  politischen  Par- 
theien in  den  beiden  letzten  Jahrzehnten  mit  eiuander  durchgefoch- 
ten hatten,  an  dem  fraglichen  Prinzip  nach  verschiedenen  Seiten 
hin  gerüttelt  worden  war,  indem  die  Einen  jede,  wenn  auch  noch 
so  harmlose  Präventivmassregel  auszuschliessen  und  auch  das  ge- 
meine Strafrecht  gegenüber  der  Presse  direkt  oder  indirekt  zu  ent- 
waffnen suchten,  während  die  Andern  sich  mit  nicht  geringem 
Eifer  bemühten,  den  Censurzwang  durch  zermalmende  Regressiv- 
bestimmungen und  gerichtliche  und  polizeiliche  Chikanen  aller  Art 
zu  ersetzen.  Wir  sind  keineswegs  der  Ansicht,  das  die  Entwick- 
lung des  Begriffes  der  Pressfreiheit  für  alle  Zukunft  abgeschlossen 
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sei;  aber  wir  glauben,  dass  zur  Zeit  die  aufgestellte  Definition 
der  Anschauungsweise  und  dem  Bedürfnisse  des  schweizerischen 
Volkes  am  besten  entspreche,  und  wir  würden  dieselbe  unbedenk- 
lich zum  Prüfstein  der  kantonalen  Pressgesetzgebungen  wählen, 
wenn  der  erste  Satz  des  Art.  45  der  Bundesverfassung  allein  stehen 
würde.  Wir  geben  nun  aber  zu,  dass  der  zweite  Satz,  welcher  die 
kantonalen  Gesetzgebungen  ermächtigt,  über  den  Missbrauch  der 
Presse  die  erforderlichen  Bestimmungen  zu  treffen,  jenen  ersten 
Satz  einigermassen  beschränkt  und  den  örtlichen  Auffassungen, 
welche  hin  und  wieder  von  demjenigen,  was  wir  als  die  vorlierr- 
schende  Ansicht  der  Mehrheit  des  schweizerischen  Volkes  bezeichnet 
haben,  abweichen,  einen  gewissen  Spielraum  lässt.  Soweit  wie  die 
Regierung  von  Bern,  welche  annimmt,  dass  in  Folge  dessen  die 
Bundesbehörden  in  die  kantonalen  Pressgesetzgebungen,  wenn  die- 
selben nur  die  Censur  nicht  einführen,  sich  im  Uebrigen  gar  nicht 
einmischen  dürfen,  könnten  wir  dann  aber  jedenfalls  keineswegs 
gehen.  Die  Bundesverfassung  unterwirft  alle  kantonalen  Vor- 
schriften zur  Verhinderung  des  Missbraiichs  der  Presse,  nicht  bloss 
diejenigen,  in  denen  offen  oder  versteckt  eine  der  Censur  ähnliche 
Beschränkung  liegen  könnte,  unbedingt  der  Genehmigung  des 
Bundesrathes.  Um  daher  den  Bundesbehörden  wie  den  Kantonal- 
behörden ihr  volles  Recht  widerfahren  zu  lassen,  muss  nicht  nur 
die  Befugniss  der  Kantone,  die  erforderlichen  Vorschriften  über  den 
Missbrauch  der  Presse  zu  erlassen,  sondern  auch  das  Genehmigungs- 
recht des  Bundesrathes  anerkannt  werden.  Wenn  es  sich  sodann 
fragt,  was  für  eine  Norm  der  Bundesrath  anzuwenden  habe,  wenn 
es  sich  darum  handle,  einem  kantonalen  Pressgesetze  die  Genelimi- 
gnng  zu  ertheilen  oder  zu  verweigern ,  so  glauben  wir ,  es  sei  in 
jedem  Falle  sorgfältig  und  gewissenhaft  zu  untersuchen,  ob  nicht 
durch  die  Bestimmungen  über  den  Miss  brauch  der  Presse  auch 
der  rechtmässige  Gebrauch,  der  im  ersten  Satze  des  Art.  45 
garantirt  ist,  verhindert  oder  doch  in  hohem  Grade  gefährdet 
oder  erschwert  werde.« 

Von  diesen  leitenden  Gesichtspunkten  ausgehend,  rügte  die 
Kommission  folgende  Bestimmungen  des  bemischen  Pressgesetzes, 
als  einen  pressfeindlichen  Charakter  an  sich  tragend: 

1)  Durch  Art.  3,  nach  welchem,  entgegen  den  allgemeinen 
Grundsätzen  über  die  Konkurrenz  von  Verbrechen  und  Vergehen, 
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jedes  Pressvergehen  und  jede  Pressübertretung  für  sich  abzu- 
urtheilen  und  zu  bestrafen  sei,  werde  von  dem  gemeinen 
Strafrechte  zum  Nachtheile  der  Presse  eine  Ausnahme  gemacht. 

2)  Der  Art.  41,  nach  welchem  dem  Kläger  die  Wahl 
zustehe  zwischen  allen  Gerichten,  in  deren  Bezirk 
die  Schrift  herausgekommen  oder  verbreitet  worden 
sei,  widerepreche  dem  Art.  74  der  bernischen  Verfassung,  nach 
welchem  Niemand  seinem  ordentlichen  Richter  entzogen  werden 
darf,  zusammengehalten  mit  §  16  der  bemischen  Strafprozessord- 
nung, nach  welchem  der  ordentliche  Strafrichter  derjenige  ist,  in 
dessen  Sprengel  ein  Vergehen  verübt  wurde.  Ein  Pressvergehen 
werde  nun  aber  offenbar  da  begangen,  wo  die  Druckschrift  gedruckt 
und  ausgegeben  oder  versendet  werde ;  denn  mit  der  Ausgabe  oder 
Versendung  der  Schrift  sei  das  Vergehen  vollendet. 

3)  Die  Art.  42  und  43  verordnen,  dass  auch  der  Herausgeber, 
Verfasser,  Verleger  oder  Drucker  einer  auswärts  heraus- 
gekommnen  Schrift  vor  die  Gerichte  des  Kantons 
Bern  gezogen  werden  könne,  wofern  die  Schrift  im  Kanton 
verbrcitet  worden  sei  oder  einen  sträflichen  Angriff  gegen  den  Kanton, 
die  Behörden  oder  einen  Einwohner  desselben  enthalte,  und  dass 
eine  auswärtige  Zeitung  oder  Zeitschrift  so  lange  verboten 
werden  könne,  bis  der  Herausgeber  dem  gegen  ihn 
ergangnen  Urt heile  genügt  habe.  Diese  Bestimmungen, 
soweit  sie  sich  auf  Personen  beziehen,  die  zwar  ausserhalb  des 
Kantons  Bern,  aber  immerhin  in  der  Schweiz  wohnen,  seien  mit 
der  Bundesverfassung  durchaus  unvereinbar,  indem  sie  der  für 
das  ganze  Gebiet  der  Eidgenossenschaft  gewährleisteten 
Pressfreiheit  widersprechen.  Mit  Hinsicht  auf  die  Forderung  des 
Schadenersatzes  komme  Art.  50  (nunmehr  Art.  59)  der  Bundes- 
verfassung zur  Anwendung  und  mit  Hinsicht  auf  die  Strafe  sei 
Art.  53  (nunmehr  Art.  58)  massgebend.  Im  Sinne  dieser  Be- 
stimmungen liege  es,  dass  man  wegen  eines  Pressvergehens  die 
Schuldigen  da  belangen  müsse,  wo  sich  die  Presse,  deren  sie  sich 
bedient  haben,  befinde.  Wenn  die  Gesetzgebung  des  betreffenden 
Kantons  keine  genügenden  Strafandrohungen  gegen  den  Missbrauch 
der  Presse  enthalte,  so  komme  diess  einer  Verweigerung  des 
Rechtsschutzes  gleich,  über  welche  bei  den  Bundesbehörden  Be- 
schwerde geführt  werden  könne,  indem  die  Kantone  nach  Art.  45  (55) 
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verpflichtet  seien,  die  Pressvergehen  zu  reprimiren.*)  Dagegen 
dürfe  ein  Kanton  unter  keinen  Umständen  eigenmächtig  sich  selbst 
Recht  verschaffen  mit  Hinsicht  auf  Pressvergehen,  die  in  andern 
Kantonen  verübt  werden. 

Gestützt  auf  diesen  Kommissionalbericht**)  entzog  die  Bundes- 
versammlung am  1.  Februar  1854  den  angefoohtnen  Artikeln  des 
bernischen  Pressgesetzes  die  ihnen  vom  Bundesrathe  ertheilte  Ge- 
nehmigung und  beauftragte  zugleich  den  Bundesrath  dafür  zu  sor- 
gen, dass  auch  in  den  Pressgesetzen  andrer  Kantone  alle  Bestim- 
mungen, welche  mit  dem  Wesen  der  Pressfreiheit  im  Widerspruche 
stehen,  ausser  Kraft  treten. 

In  Folge  der  durch  diesen  Beschluss  eingeleiteten  allgemeinen 
Untersuchung  erklärte  der  Bundesrath  folgende  Artikel  des  tessi- 
nischen  Pressgesetzes  für  unzulässig:  Art.  3,  welcher  in  Sachen 
der  Religion  und  der  Philosophie  die  Gerichte  an  das  Gutachten 
des  Bischofs  band  und  damit  jede  freie  Forschung  und  Kritik  fast 
unmöglich  machte;  Art.  23,  welcher  die  Unterdrückung  eines 
Blattes  gestattete,  wenn  der  Herausgeber  desselben  auf  die  zweite 
Aufforderung  hin  eine  Erwiderung  nicht  aufnehmen  würde;  Art.  31, 
welcher  bei  Privatinjurien  den  Gerichtsstand  des  Klägers  und 
l)ei  schwerern  Pressvergehen  denjenigen  der  Hauptstadt  des  Kantons 
aufstellte.  Ebenso  wurde  im  Pressgesetze  von  Wallis  ein  Artikel 
gestrichen,  welcher  vorschrieb,  dass  beim  Rückfalle,  ausser  andern 
Strafen,  ein  Zeitungsblatt  unterdrückt  werden  solle.  Endlich  wurde 
der  Art.  6  des  luzernischen  Pressgesetzes  aufgehoben,  welcher 
den  Gerichten  gestattete,  ausserkantonale  Zeitungen  während  eines 
gewissen  Zeitraumes  ganz  zu  verbieten.***) 

Bei  der  Genehmigung  mehrerer  andrer  Pressgeset^e  machte  der 
Bundesrath  den  Vorbehalt,  dass  die  ausserhalb  des  Kantons   er- 

*)  Diess  hat  natürlich  nicht  den  Sinn,  dass  die  Kantone  verpflichtet  sind^ 
besondere  Pressgesetze  zu  erlassen ;  vielmehr  genügt  es,  wenn  sie  die  Press- 
vergehen unter  das  gemeine  Strafrecht  stellen.  Der  Art.  9  der  neuenbur- 
gi sehen  Verfassung:  »La  rcpression  des  abus  de  la  presse  rentre  dans  le 
droit  commun«  ist  in  der  Bundesversammlung  unbeanstandet  geblieben,  und 
von  den  nämlichen  Ansichten  ist  letztere  bei  Behandlung  einer  Beschwerde 
gegen  ein  Strafurtheil  aus  dem  Kanton  Uri  ausgegangen.  Bundesbl.  1866 
III.  387. 

*♦)  Bundesbl.  1853  III.  357—384.    Amtl.  Samml.  III.  897,  IV.  39. 

*♦*)  Bundesbl.  1855  I.  110.  1860  IL  427—432.  Amtl.  Samml.  V.  84. 
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schienenen  Blätter  nicht  im  Kanton  strafrechtlich  verfolgt  werden 
können,  sondern  nur  am  Druckorte  und  im  Domicil  der  veituit- 
wortlichen  Personen.  In  letzter  Hinsicht  ist  zu  bemerken,  dass 
der  Bundesrath  in  einem  Spezialfälle  sich  dahin  ausgesprochen  hat. 
es  sei  von  Bundes  wegen  keineswegs  ausgeschlossen,  die  von  einer 
Redaktion  genannten  Verfasser  injuriöser  Artikel  an  ihrem 
Wohnorte  zu  belangen,  felis  die  kantonalen  Gesetze  dieses  zu- 
lassen. *;  In  einem  Rekursfalle  aus  dem  Kanton  Tessin  wurde  ein 
Beschluss  des  dortigen  Staatsrathes ,  welcher  die  Drucker  des 
»Credente  cattolico«  wegen  unbefugter  VeröflFentlichung  einer  kirch- 
lichen Censur  gegen  den  Canonikus  Ghiringelli  auf  dem  Admini- 
strativwege  in  eine  Geldbusse  von  Fr.  1000  verfällte,  sowohl  vom 
Bundesrathe  als  von  der  Bundesversammlung  aufgehoben.  Die 
ständeräthliche  Kommission  bemerkte  darüber:  >Sowohl  das  all- 
gemeine, durch  die  Bundesverfassung  aufgestellte  Prinzip  der  Press- 
freiheit als  das  Tessiner  Pressgesetz  im  Besondern  statuiren,  dass 
Pressvergehen  nicht  durch  administrative  Disziplinargewalt,  sondern 
durch  den  Richter  zu  beurtheilen  sind.«**) 

Bis  dahin  haben  wir  einzig  von  den  regressiven  Massnahmen 
gegen  die  Presse  gesprochen,  welche  von  den  Buudesbehörden  un- 
zulässig gefunden  worden  sind;  gehen  wir  nun  über  zu  den  prä- 
ventiven Vorschriften,  welche  dem  Missbrauche  vorbeugen  wollen. 
In  dieser  Beziehung  ist  zu  bemerken,  dass  der  Bundesrath  auch 
den  Art.  14  des  tessinischen  Pressgesetzes  aufgehoben  hat, 
welcher  Bürgern  andrer  Kantone  das  Recht  verweigerte,  selbst- 
ständig ein  Blatt  in  Tessin  herauszugeben;  ebenso  hat  er  die  Re- 
gierung von  Ur  i  im  Oktober  1854  angehalten,  das  von  ihr  orlassne 
allgemeine  Verbot  der  in  Zürich  erscheinenden  >Freien  Stim- 
men« zurückzunehmen.  >Ein  absolutes  Verbot  einer  Zeitschrift,« 
heisst  es  in  der  Begründung  dieses  Entscheides,  >ist  eine  Präventiv- 
massregel, die  noch  weiter  geht  als  selbst  die  Censur;  denn  bei 
der  letztern  prüft  wenigstens  die  Censurbehörde  die  einzelnen 
Nummern  und  unterdrückt  nur  die  missbeliebigen  Stellen  oder 
Blätter,  während  ein  absolutes  Verbot  einer  Zeitschrift  von  vorn- 
herein  alle  Nummern   oder  Blätter,    gleichviel   ob  sie  Vergehen 

*)  Ullmer  I    169,  248. 
♦♦)  Bundesbl.  1875  III.  573. 
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enthalten  mögen  oder  nicht,  verurtheilt   und   ihr  Erscheinen  ver- 
hindert« *) 

Dagegen  hat  der  Bundesrath  die  provisorische  Beschlag- 
nahme einer  Druckschrift  zulässig  gefunden.  In  der  soeben  an- 
gerufnen  Begründung  fahrt  er  fort:  »Die  Pressfreiheit  bezweckt 
keineswegs  die  Straflosigkeit  der  Personen,  die  durch  die  Presse 
Vergehen  verüben ,  und  ebensowenig  die  Verhinderung  geeigneter 
Mittel,  um  der  gefährlichen  Wirkung  einer  strafbaren  Schrift  zu 
begegnen.  So  kann  allerdings  auf  ein  bestimmtes  Werk  oder  Blatt, 
das  die  Presse  verlässt,  provisorisch  Beschlag  gelegt  werden,  wenn 
es  Vergehen  enthält,  welche  die  Staatsbehörde  von  Amtes  wegen 
verfolgen  muss ;  allein  es  ist  unverweilt  die  Entscheidung  der  kom- 
petenten Gerichtsbehörde  über  die  Beschlagnahme  und  allfällige 
Bestrafung  der  verantwortlichen  Personen  einzuleiten,  oder  den 
Betheiligten  der  Rechtsweg  gegen  polizeiliche  Beschlagnahmen  oifen 
zu  lassen.«  Ebenso  sagte  der  Bundesrath  bei  der  Genehmigung 
des  luzernischen  Pressgesetzes:  »Die  Befugniss  der  Polizei- 
behörde zu  vorläufiger  Besclilagnahme  einer  als  strafbar  erachteten 
Druckschrift  folgt  mit  Nothwendigkeit  aus  dem  W^esen  der  gericht- 
lichen Polizei  und  dem  Rechte  des  Staates,  bei  eintretenden  Ver- 
gehen rechtzeitig  einzuschreiten.  Diese  vorläufige  Beschlagnahme 
ist  fast  in  allen  schweizerischen  Pressgesetzen  enthalten,  nament- 
lich auch  in  demjenigen  von  Bern,  das  in  dieser  Hinsicht  von  der 
Bundesversammlung  genehmigt  worden  ist.  Gegen  den  Missbrauch 
der  erwähnten  Befugniss  der  Staatsbehörde  ist  theils  durch  die 
allgemeinen  konstitutionellen  Garantien,  theils  durch  die  vorbehaltne 
gerichtliche  Entscheidung  im  Streitfalle  hinreichende  Vorsorge  ge- 
troflFen.«  **) 

Ferner  hat  der  Bundesrath  es  zulässig  gefunden,  dass  das 
tessinische  Pressgesetz  verlangt,  es  müsse  für  jede  Zeitung  oder 
Zeitschrift  der  Regierung  ein  verantwortlicher  Herausgeber 
bezeichnet  und  von  ihr  angenommen  werden.  In  einem  Rekurs- 
falle, der  desshalb  an  ihn  gelangte,  erklärte  der  Bundesrath :  »Diese 
Bestimmung  kann  allerdings  nicht  den  Sinn  haben,  die  Regierung 
2u  ermächtigen,  willkürlich  und  bloss  in  der  Absicht,  missbeliebige 
Blätter  zu   verhindern,    die  Anerkennung    eines   Herausgebers  zu 

♦j,Ullmer  I.  166. 
♦*)  Ebenda  S.  166,  167. 
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verweigern,  sondern  es  müssen  für  die  Anwendung  dieser  Massregel 
hinreichende  Gründe  vorhanden  sein,  welche  die  Tendenz  der  Be- 
schränkung der  Pressfreiheit  ausschliessen  und  lediglich  auf  der 
Absicht  beruhen,  die  Umgehung  des  Gesetzes  durch  eine  bloss 
fiktive  und  wirkungslose  Verantwortlichkeit  zu  verhindern.«*} 

Die  Zulässigkeit  der  Cautionen,  welche  hio  und  da  von 
Zeitungen  gefordert  werden,  ist  von  der  Bundesversammlung  bei 
Anlass  einer  Beschwerde  von  Eugen  Jaccard  gegen  das  Pressgesetz 
des  Kantons  Waadt  anerkannt  worden.  Wir  entheben  dem  stände- 
räthlichen  Kommissionsberichte  folgende  Motivirung  des  Beschlusses  : 
1)  In  der  Diskussion  der  Tagsatzung  über  Art.  45  (55)  ist  darauf 
hingewiesen  worden,  dass  unter  den  unzulässigen  Massregeln  gegen 
die  Presse  Cautionen  jedenfalls  nicht  verstanden  werden  dürfen. 
Daraus  folgt  nun  allerdings  nicht,  dass  sie  positiv  als  zulässig 
erklärt  worden  seien;  wohl  aber  kann  man,  nachdem  eine  früher 
angenommne  Redaktion  von  der  Tagsatzung  in  zweiter  Berathung 
verworfen  worden  (s.  oben  S.  391),  gewiss  nicht  sagen,  dass  die 
Bundesverfassung  sie  unbedingt  habe  ausschliessen  wollen.  Dem 
Wesen  der  Pressfreiheit  würden  Cautionen  nur  dann  widersprechen, 
wenn  entweder  der  geforderte  Betrag  im  Verhältnisse  zum  Be- 
triebskapital des  Unternehmens  als  allzu  hoch  erschiene  oder  die 
Art  der  Cautionsleistung  eine  Erschwerung  enthielte,  welche  den 
weniger  bemittelten  Bürger  von  der  Konkurrenz  auf  diesem  Gebiete 
ausschliessen  würde.  2)  Dem  Erfordernisse  der  Cautionsleistung 
steht  eine  Begünstigung  der  Presse,  welche  dasselbe  weit  überwiegt, 
zur  Seite.  Es  tritt  nämlich  die  sehr  erhebliche  Modifikation  von 
dem  gemeinen  Recht  ein,  dass,  wenn  mehrere  Personen  bei  einem 
Pressvergehen  mitgewirkt  haben,  man  sich  damit  begnügt,  eine 
Einzige  dafür  verantwortlich  zu  machen;  dagegen  wird  verlangt, 
dass  für  jede  Druckschrift  eine  Person  einstehe,  welche  moralisch 
oder  ökonomisch  eine  gewisse  Garantie  biete.  3)  In  den  Kom- 
missionalberichten der  beiden  gesetzgebenden  Räthe  über  das  ber- 
nische Pressgesetz  wurden  Cautionen,  insofern  sie  vernünftige 
Grenzen  nicht  überschreiten,  ausdrücklich  als  zulässig  erklärt  und 
in  Folge  davon  hat  der  Bundesrath,  bei  der  ihm  aufgetragnen 
Durchsicht  der  altern  kantonalen  Pressgesetze,   darauf  bezügliche 

♦)  Ebenda  S.  175. 
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Bestimmungen  unangefochten  gelassen.  Nun  liegen  aber  keine 
genügenden  Gründe  vor,  um  die  Merkmale  der  Pressfreiheit  anders 
zu  betimmen,  als  es  im  Jahr  1854  geschehen  ist.*) 

Auch  die  Frage  der  Zulässigkeit  eines  Zeitungsstempels 
ist  von  den  Bundesbehörden  bei  Anlass  des  Rekurses  ützinger  aus 
dem  Kanton  Zürich  in  bejahendem  Sinne  entschieden  worden. 
Der  Bundesrath  bemerkte  darüber  in  seinen  Erwägungen :  >Press- 
freiheit  und  Besteurung  der  Presse  sind  zwei  ganz  verschiedne 
BegriflFe ,  die  einander  gar  nicht  ausschliessen ,  sondern  sehr  wohl 
neben  einander  bestehen  können.  Nur  dann  könnte  mit  Grund 
gegen  eine  solche  Besteurung  der  Presse  opponirt  werden,  wenn 
der  Nachweis  geleistet  würde,  es  sei  diese  Besteurung  eine  so 
drückende,  dass  sie  das  Wesen  der  Pressfreiheit  selbst  erheblich 
beeinträchtige :  ein  Nachweis,  der  aber  im  vorliegenden  Falle  nicht 
stattgefunden  hat.«  Die  Bundesversammlung,  an  welche  dieser 
Entscheid  w^eitergezogen  wurde,  hat  denselben  bestätigt.  Indessen 
ist  bald  nachher  im  Kanton  Zürich  der  Zeitungsstempel  abgeschafft 
w^orden  und  auch  Basel-Stadt,  wo  derselbe  einzig  noch  bestand,  ist 
diesem  Beispiele  gefolgt.**)  Nach  dem  zweiten  Satze  des  Art.  55 
bedürfen  alle  kantonalen  Gesetze,  welche  sich  auf  die  Presse  be- 
ziehen, der  Genehmigung  des  Bundesrathes.  Letzterer  pflegt 
ül)er  die  Vollziehung  dieser  Vorschrift  aufs  sorgfältigste  zu  wachen : 
so  erklärte  er  die  freiburgischen  Strafgesetze  von  18G8  und  1869, 
welche  an  die  Stelle  des  von  ihm  genehmigten  Pressgesetzes  von 
1854  getreten,  aber  ihm  niemals  zur  Sanktion  vorgelegt  worden 
waren,  für  ungültig.***) 

Was  endlich  den  dritten  Satz  des  Art.  55  betrifft,  nach 
welchem  der  Bund  berechtigt  ist,  Strafbestimmungen  gej^en  den 
Missbrauch  der  Presse,  der  sich  gegen  die  Eidgenossenschaft  und 
ihre  Behörden  richtet,  zu  erlassen,  so  ist  von  dieser  Befugniss  bis 
jetzt  einzig  Gebrauch  gemacht  worden  beim  Erlasse  eines  allge- 
meinen Gesetzes  über  das  Bundesstrafrecht.  Hier  sind  zu- 
nächst zu  beachten  die  drei  erstem  Abschnitte  des  besondem 
Theiles,  handelnd  von  den  Verbrechen  gegen  die  äussere  Sicherheit 
und  Ruhe  der  Eidgenossenschaft,  gegen  fremde  Staaten  und  gegen 

*)  Bundesbl.   18(50  III.   139—141.   1861  I.  22-25. 
**)  Ullmer  II.  135-136 
*♦*)  Bundesbl.   1875  U.  60*. 
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die  verfassungsmässige  Ordnung  und  die  innere  Sicherheit,  indem 
manche  der  hier  aufgezählten  und  mit  Strafe  bedrohten  Verbrechen 
und  Vergehen  auch  mittelst  der  Presse  verübt  werden  können. 
Insbesondere  ist  hervorzuheben,  dass  nach  Art.  48,  wer  zum  gewalt- 
samen Umstürze  der  Bundesverfassung,  zu  Aufruhr  und  Widersetz- 
lichkeit gegen  die  Bundesbehörden  aufreizt,  nach  den  Bestimmungen 
über  den  Versuch  (Art.  14 — 16)  bestraft  werden  soll,  auch  wenn 
die  Aufreizung  erfolglos  geblieben  ist.  Spezielle  Bestimmungen 
über  Pressvergehen  enthält  dann  noch  der  siebente  Titel,  den  wir 
hier  vollständig  mittheilen; 

Art.  69.  >Für  Verbrechen,  welche  durch  das  Mittel  der  Drucker- 
presse verübt  werden,  haftet  zunächst  der  Verfasser  der  Druck- 
schrift. Hat  aber  die  Herausgabe  ohne  dessen  Wissen  und  Willen 
stattgefunden,  oder  kann  derselbe  nicht  leicht  ausgemittelt  werden, 
oder  befindet  er  sich  ausser  dem  Bereiche  der  Bundesgewalt,  so 
haftet  der  Herausgeber,  in  Ermangelung  dessen  der  Verleger, 
und  wenn  auch  dieser  nicht  vor  die  Gerichte  gezogen  werden  kann, 
der  Drucker. 

Art.  70.  «Der  Herausgeber  oder  Verleger  haftet  subsidiär  für 
diejenigen  Prozesskosten  und  Entschädigungen,  welche  von  dem  Ver- 
fasser nicht  erhältlich  sind.  Dagegen  steht  ihm  der  Regi^ess  auf  den 
Verfasser  zu. 

Art.  71.  »Bei  den  durch  die  Druckerpresse  verübten  Verbrechen 
kann  von  dem  Richter  die  Veröffentlichung  des  Strafurtheils  auf 
Kosten  des  Verurtheilten  verfügt  werden. 

Art.  72.  »Die  V^orschriften  der  Art.  69  bis  71  gelten  auch  für 
Verbrechen,  welche  mittelst  des  Kupferstiches,  Steindruckes  oder 
ähnlicher  Mittel  verübt  werden.«  *) 

Die  Bundesbehörden  haben  sich  bis  zur  Stunde  niemals  veran- 
lasst gesehen,  wegen  Missbrauchs  der  Presse  gerichtliche  Klage  zu 
erheben. 

§  9.    Vereinsrecht. 

Der  Bundesentwuif  der  Re\isionskoramission  von  1848  enthielt 
keinerlei  Bestimmungen  über  diis  Vereinsrecht;  dagegen  waren  es 
die  Gesandtschaften  von  Zürich  und  Luzern,  welche  an  der  Tag- 

*)  Amtl.  Samml.  III.  404—429. 
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satzuDg  den  Antrag  stellten,  dasselbe  unter  gewissen  Beschränkungen 
zu  gewährleisten.  Es  voreinigte  sich  hierauf  eine  Mehrheit  von 
12  Ständen  zu  dem  Auftrage  an  die  Redaktoren,  hierüber  einen 
präzisirten  Artikel  vorzulegen,  und  nachdem  dieses  geschehen  war, 
wurde  in  der  zweiten  Berathung  der  Art.  4G  (nunmehr  Art.  56) 
der  Bundesverfassung  mit  19  Stimmen  angenommen.*)  Derselbe 
lautet  folgendemiassen : 

»i>/>  Bürger  haben  d^is  Recht  Vereine  zu  lüden  y  sofern  solche 
freder  in  ihrem  Zweck  noch  in  den  dafür  hesfimmfen  Mitteln  rechts- 
icidri(j  oder  st  aats< je  fährlich  sind,  Ueher  den  Misshranch  dieses  Rech- 
tes trifft  die  Kttntomdf/esetzyehung  die  erforderlichen  Bestimmun(jen.<^ 

Es  ist  hier  zunächst  hervorzuheben,  dass  die  Bundesverfassung 
so  wenig  ein  absolutes  Vereinsrecht  wie  absolute  Pressfreiheit  garan- 
tirt.  Wir  müssen  aber  weiter  gehen  und  sagen,  dass  die  Bundes- 
verfassung offenbar  die  Absicht  hat,  den  Vereinen  gegenüber  grössere 
Beschränkungen  als  gegenüber  der  Presse  zu  gestatten,  indem  sie 
von  vornherein  gewisse  Vereine  ausschliesst ,  deren  Bestehen  und 
Wirken  als  unvereinbar  mit  der  Staatsoitlnung  erscheint.**)  Man 
hatte  in  der  Schweiz  hinlängliche  Erfahrungen  darüber  gemacht, 
wie  leicht  das  Vereinsrecht  missbraucht  werden  kann  zum  gewalt- 
samen Sturze  bestehender  Verfassungen  und  Regierungen;  daher 
wollte  man  kcnien  Kanton  verpflichten,  Vereine  zu  dulden,  welche 
entweder  in  dem  Zwecke,  den  sie  verfolgen,  oder  in  den  Mitteln, 
die  sie  zu  Erreichung  desselben  in  Bewegung  setzen,  als  rechtswidrig 
oder  staiitsgefährlich  erscheinen  würden.  Auch  ist  das  Vereinsrecht 
bloss  den  Schweizerbürgern,  keineswegs  aber  auch  den  Fremden, 
die  sich  in  der  Schweiz  auflialten,  garantirt.  Der  freien  Bewegung 
der  Kantone  ist  ferner  ein  weiterer  Spielraum  als  bei  der  Presse  auch 
darin  geöffnet,  dass  ihre  Strafbestimmungen  wider  den  Missbrauch 
des  Vereinsrechtes  nicht  wie  diejenigen  gegen  Pressvergehen  der 
Genehmigung  des  Bundesrathes  unterstellt  werden  müssen ,  ehe  sie 

*)  Abschied  S.  92—94,  270. 

**)  Tocqueville,  de  la  demorratie  en  Am^rique  L  229,  sagt  darüber: 
>La  libertc  il li  m  itce  d'association  en  matiere  polilique  ne  saurait  Hre  entiere- 
ment  confonduc  avec  la  libertc  d'ecrire,  L'une  est  tout  d  la  fois  moins  n^ces- 
saire  et  plus  dangereuse  que  lautre.  Vne  nation  peut  y  mettre  des  bornes  sans 
cesser  d'(ftre  maitresse  d'elle-ni^me;  eile  doU  quelquefois  la  faire  pour  ronl inner 
de  l'f^tre.« 
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in  Rechtskraft  treten;  daraus  folgt  indessen  natürlich  durchaus 
nicht,  dass  dem  Bunde  keinerlei  Controle  darüber  zustehe,  wie  die 
Kantone  den  Art.  56  auslegen  und  anwenden. 

Das  eidgenössische  Justizdepartement  hat  vielmehr,  in  seiner 
Antwort  auf  eine  vom  Auslande  her  gestellte  Anfrage,  für  die 
Bundesbehörden  (jetzt  müsste,  wie  wir  gesehen  haben,  das  Bundes- 
gericht angerufen  werden  und  könnte  dasselbe  nur  auf  erhobene 
Beschwerde  hin  einschreiten)  das  Recht  in  Anspruch  genommen, 
bezügliche'  Kantonalgesetze  yfie  auch  ihre  Anwendung  im  einzelnen 
Falle  zu  prüfen  und  nöthigenfalls  aufzuheben,  um  die  verfassungs- 
mässigen Rechte  zu  wahren.  Das  Departement  bemerkte  dabei 
ferner:  »Die  Kantonalgesetzgebung  rauss  sich  auf  die  Unter- 
drückung der  Missbräuche  im  Vereinsrecht  beschränken; 
sie  kann  keine  Präventivmassregeln  anordnen  und  die  zur  Unter- 
drückung der  Missbräuche  erforderlichen  Bestimmungen  dürfen  ihr 
Ziel  nicht  überschreiten.«  *)  Es  ist  jedoch  diese  Definition,  welche 
in  ihrer  kurzen  Form  leicht  zu  dem  Missverständnisse  führen  könnte, 
dass  unter  keinen  Umständen  ein  Verein  ohne  vorausgegangnes 
gerichtliches  Urtheil  in  einem  Kanton  verboten  werden  dürfe,  im 
Zusammenhange  mit  einer  längern  Erörterung  aufzufassen,  w^elche 
der  Bundesrat!!  selbst  ihr  vorausgeschickt  hat,  als  er  sie  in  seiner 
Botschaft  über  die  Aufhebung  des  Grütlivereins  im  Kanton  Bern 
(1854)  zum  ersten  Male  aussprach.  Hier  heisst  es  nämlich  wört- 
lich :  :&Da  die  (Kantons-)  Regierung  die  Ordnung  aufrecht  erhalten 
und  für  die  Sicherheit  des  Staates,  sowie  für  die  Integrität  sowohl 
der  Bundes-  als  der  kantonalen  Institutionen,  die  gleichmüssig  ge- 
währleistet sind,  sorgen  muss,  so  kann  die  Vollziehungsbehörde 
gegen  die  Unternehmungen  irgend  einer  Faktion  nicht  entw^affnet 
bleiben,  sondern  sie  muss  zu  gelegner  Zeit  die  durch  die  Noth- 
wendigkeit  und  Dringlichkeit  gebotenen  Massregeln  ergrei- 
fen können,  um  eine  Verschwörung,  deren  Herd  in  einem  Vereine 
sein  würde,  zu  ersticken,  einen  Handstreich  zu  vereiteln,  einen 
Auflauf  oder  einen  Aufstand,  den  ein  Verein  oder  eines  seiner 
Comites  versuchen  sollte,  zu  unterdrücken.  Diese  fursorgende  Ge- 
walt gehört  nicht  weniger  den  Regierungen  in  jenen  Kantonen  an, 
wo  die  Aufhebung  des  Vereins  Sache  der  Gerichte  ist,  als  den- 
jenigen, wo  sie  im  Geschäftskreis   der  Vollziehungsbehörde  liegt, 

♦)  UUmer  II.  137. 
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aber  mit  dem  Unterschiede,  dass  dort  die  ergrififenen  Massregeln 
eben  so  wenig  in  der  Aufhebung  des  Vereins  als  in  der  Anwendung 
anderer  Strafen  bestehen  können;  sie  sind  nur  provisorisch 
und  die  Angelegenheit  muss  ohne  Verzug  an  die  Gerichte  gebracht 
werden ;  ^nrd  diess  unterlassen,  so  muss  die  Verfolgung  aufgegeben 
und  die  Sache  wieder  in  ihrem  vorigen  Stand  belassen  werden. 
Gleichbedeutend  diesen  dringenden  und  provisorischen  Massregeln 
ist  in  Presssachen  die  augenblickliche  Beschlagnahme  einer  Schrift, 
welche  die  Druckerei  verlassen  hat  oder  noch  unt^r  der  Presse  ist, 
die  durch  die  Regierung  oder  einen  ihrer  Beamten  angeordnet  wird, 
wenn  die  Schrift  gefährlich  und  von  der  Art  ist,  eine  amtliche 
Verfolgung  hervorzurufen.  Dieser  Beschlagnahme  muss  entweder 
unmittelbar  die  gerichtliche  Klage  oder  deren  Aufhebung  folgen 
und  es  kommt  der  Vollziehungsgewalt  keineswegs  zu,  die  Schuldigen 
zu  strafen,  noch  eine  Zeitung  eingehen  zu  lassen.« 

Da  die  Aufhebung  des  Grütlivereines  im  Kanton  Bern  bei 
Weitem  der  wichtigste  Fall  war,  in  welchem  bis  dahin  die  Garantie 
des  Yereinsrechtes  in  den  Bundesbehörden  zur  Sprache  gekommen 
ist,  so  scheint  es  uns  angezeigt,  hier  noch  etwas  näher  auf  den: 
selben  einzutreten.  Unter'm  IC.  Juni  1852  hatte  die  Regierung 
von  Bern  folgenden  Beschluss  gefasst:  »1)  Der  sog.  Schweiz.  Grütli- 
verein  ist  im  ganzen  Umfange  des  Kantons  Bern  aufgehoben  und 
für  die  Zukunft  untersagt.  2)  Jede  fernere  Zusammenkunft  oder 
Verhandlung  des  Schweiz.  Grütlivereins  ist  als  Störung  der  öffent- 
lichen Ordnung  erklärt  und  es  ist  gegen  die  Theilnehmer  nach 
Vorschrift  des  Strafgesetzes  einzuschreiten.  3)  Kantonsfremde, 
welche  nicht  förmlich  angesessen  sind  und  dem  Schweiz.  Grütliverein 
angehört  habeU;  oder  sich  von  nun  an  einer  Widerhandlung  gegen 
diesen  Beschluss  schuldig  machen,  sind  überdiess  von  Polizeiwegen 
aus  dem  Kanton  fortzuweisen,  k  Der  Beschluss  wurde  auf  folgende 
Thatsachen  gestützt:  a)  dass  der  Verein  eine  Menge  kommunisti- 
scher und  socialistischer  Bücher  und  Flugschriften  halte,  welche 
nach  den  vorgefundnen  Korrespondenzen  zur  Verbreitung  im  Volke 
bestimmt  seien ;  b)  dass  zufolge  den  in  den  Vereinsprotokollen  ein- 
getragnen Centralberichten  der  Verein  sich  seit  längerer  Zeit  offener 
Feindseligkeit  gegen  die  Staatsordnung  und  ihre  Träger,  somit 
geheimer  Wühlerei  gegen  die  öffentlichen  Zustände  überhaupt  hin- 
gegeben habe;    c)  dass  der  Verein  den  Korrespondenzen  zufolge 
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auch  mit  gleichartigen  auswärtigen  Gesellschaften  Verbindungen 
unterhalten  habe;  d)  dass  ein  Copirbuch  des  Vereins  bei  Seite 
geschafft  worden  sei,  wodurch  derselbe  sich  des  Charakters  eines 
öffentlichen  Vereins  begeben  habe.  Als  nun  die  Sektionen  des 
Grütlivereins  gegen  diesen  Beschluss  beim  Bundesrathe  Beschwerde 
erhoben,  bestritt  die  Regierung  von  Bern  zunächst  die  Kompetenz 
der  Bundesbehörden,  auf  den  Gegenstand  einzutreten,  aus  folgenden 
Gründen:  Nacji  Art.  46  (jetzt  Art.  50)  habe  die  Bundesbehörde 
unstreitig  die  Befugniss,  darüber  zu  wachen,  dass  das  Vereinsrecht 
in  seiner  grundsätzlichen  Geltung  unverletzt  bleibe,  aber  weiter 
gehe  ihre  Berechtigung  nicht.  Alles  Uebrige  sei  den  Kantonen 
überhissen:  ihnen  stehe  namentlich  die  ganze  Gesetzgebung  über 
das  Vereinswesen,  ihnen  auch  ausschliesslich  die  Vereinspolizei 
zu.  Von  einer  Verletzung  des  Grundsatzes  des  Vereinsrechtes 
durch  den  rekurrirten  Beschluss  könne  nicht  die  Rede  sein;  im 
Gegentheil  werde  derselbe  anerkannt  durch  die  Art  und  Weise,  wie 
er  einen  bestimmten  Verein  nur  bestimmter  Ursachen  wegen 
der  Wohlthat  des  Grundsatzes  verlustig  erkläre.  Würde  dem  Bundes- 
rathe zustehen,  die  Motive  der  Verfügung  vom  26.  Juni  zu  prüfen 
und  zu  beurtheilen,  also  möglicher  Weise  letztere  aufzuheben,  weil 
die  Motive  nicht  begründet  oder  unzureichend  seien,  so  wäre  der 
Regierungsrath  des  Kantons  Bern  nicht  mehr  die  oberste  Poli- 
zeibehörde desselben,  sondern  es  wäre  der  Bundesrath  oder 
vielleicht  gar  die  Bundesversammlung  die  höchste  Polizeiinstanz. 
Eine  solhe  Einrichtung,  die  in  ihren  Konsequenzen  zur  eigentlichen 
Bevogtung  der  Kantone  führen  würde,  wäre  um  so  ungehöriger 
und  ungeheuerlicher,  als  der  Bund  nichts  von  der  Verantwortlich- 
keit trage,  die  mit  der  Polizeigewalt  der  Kantone  verbunden  sei 
und  weil  der  Garantie  des  Vereinsrechtes  eine  andere  Garantie 
entgegenstehe,  diejenige  der  Souveränetät  der  Kantone.  —  Der 
Bundesrath  brachte  nun  die  Kompetenzfrage  an  die  Bundesversamm- 
lung und  wies  nach,  dass  die  Kantonalsouveränetät  in  Bezug  auf 
das  Vereinswesen  durch  Art.  40  (jetzt  50)  allerdings  beschränkt 
sei  und  daher  die  Bundesbehörden,  auf  eingehende  Beschwerde  hin, 
befugt  sein  müssen  zu  untersuchen,  ob  im  einzelnen  Falle  die  Auf- 
lösung eines  Vereines  mit  den  in  dieser  Bundesvorschrift  enthaltnen 
nähern  Bestimmungen  im  Einklänge  stehe  oder  nicht.  Die  Bundes- 
versammlung stimmte  dieser  Anschauungsweise  des  Bundesrathes 
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vollständig  bei  und  erklärte  sich  kompetent,  die  Beschwerde  des 
Grütlivereins  einlässlich  zu  behandeln,  und  zwar  sowohl  in  Bezug 
auf  die  vereinsrechtliche  PVage  als  auch  in  Betreff  der  Wegweisung 
von  Aufenthaltern,  sofern  dieselbe  lediglich  durch  die  Theilnahme 
an  Vereinen  begründet  werde. 

Der  Bundesratli  trat  hierauf  in  das  Materielle  der  Beschwerde 
ein  und  machte  vor  Allem  darauf  aufmerksam ,  dass  es  für  die 
Rekursinstanz  nicht  genügen  könne,  anzunehmen,  die  Regierung 
von  Bern  habe  bei  Fassung  des  Beschlusses  in  gutem  Glauben  ge- 
handelt und  namentlich  die  Thatsachen,  auf  welche  gegründet  sie 
den  Grütliverein  aufgehoben,  als  erwiesen  betrachtet,  vielmehr  sei 
es  notliwendig,  dass  die  Bundesbehörde  die  Wahrheit  oder  Genauig- 
keit dieser  Thatsachen  selbst  erforsche.  Was  nun  diese  betreffe, 
so  lial)e  sich  in  den  Akten  keine  Spur  gefunden,  dass  der  Grütli- 
verein sich  mit  der  Verbreitung  kommunistischer  und  socialistischer 
Schriften  befasst  habe.  Die  Feindseligkeit  der  Sektionen  des  Ver- 
eins im  Kanton  Bern  sei  zwar  ausser  Zweifel,  kemeswegs  aber 
dargetlian,  dass  sie  unerlaubte  Mittel  angewendet  haben;  denn 
gegen  die  Regierung  bei  Wahlen  und  Abstimmungen  arbeiten  und 
stimmen,  sei  bloss  Ausübung  eines  gewährleisteten  politischen  Rech- 
tes, aber  weder  ein  Vergehen  noch  Gefahr  für  den  Staat.  Die 
Heftigkeit  der  Sprache  eines  Vereins  und  gemeine  ehrverletzende 
Ausfälle,  denen  er  sich  allfällig  gegen  die  Regierung  schuldig 
mache,  lasse  sich  durch  Anwendung  der  Gesetze  gegen  den  Miss- 
brauch der  Rede  und  der  Presse  rügen.  Sodann  sei  nur  ermittelt, 
dass  Sektionen  des  Grütlivereins  in  der  Schweif  mit  Sektionen  des 
gleichen  Vereins,  die  im  Auslande  von  dort  niedergelassnen  Schwei- 
zern gebildet  worden,  korrespondirt  haben ;  diese  können  aber  nicht 
»auswärtige  Gesellschaften«  genannt  werden.  Ob  das  Verschwinden 
des  Copirbuches  die  Wirkung  habe,  dass  der  Grütliverein  sich 
seines  Charakters  als  eines  öffentlichen  Vereines  begeben,  hange 
von  dem  Inhalte  des  Buches  ab,  den  man  nicht  kenne.  Uebrigens 
sei  zu  beachten,  dass  der  Art.  78  der  bernischen  Verfassung,  wenn 
er  nur  die  öffentlichen  Vereine  garantire,  dem  Vereinsrecht 
eine  Beschränkung  beibringe,  die  ihm  Art.  4G  (jetzt  56)  der  Bundes- 
verfassung keineswegs  auferlege.  Jedenfalls  aber,  wenn  auch  das 
Nichtvorhandensein  des  Copirbuches  einen  hinreichenden  Grund  zur 
Aufhebung   der  Sektion  Thun  abgeben    sollte,   würde  die  Unter- 
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drückung  der  übrigen  Sektionen  des  Kantons  Bern  keineswegs 
gerechtfertigt  sein,  da  immerhin  noch  ein  Unterschied  zwischen 
Unschuldigen  und  Schuldigen  gemacht  werden  müsste.  —  Der 
Bundesrath  stellte  daher  den  Antrag  an  die  Bundesversammlung: 
es  sei  dem  Dekrete  vom  16.  Juni  1852  keine  Folge  zu  geben, 
Dem  Entscheide  der  gesetzgebenden  Räthe  kam  jedoch  die  (in- 
zwischen durch  Neuwahlen  umgestaltete)  Regierung  von  Bern  da- 
durch zuvor,  dass  sie  unter'm  13.  Juli  1854,  »in  Betrachtung,  dass 
die  Umstände,  welche  die  Behörde  seiner  Zeit  die  in  Frage  stehende 
Verfügung  als  Pflicht  erachten  Hessen,  nicht  mehr  bestehen,«  das 
Verbot  des  Grütlivereines  wieder  aufhob.*) 

Der  Beschluss  der  Regierung  von  Nidwaiden,  welcher  die 
Abhaltung  des  eidgenössischen  Schützenfestes  auf  ihrem  Kantons- 
gebiete untersagte,  führte  zu  der  interessanten  Frage,  ob  ein 
schweizerischer  Verein,  der  weder  in  seinem  Zweck  noch  in 
seinen  Mitteln  als  rechtswidrig  oder  staatsgefährlich  erscheine,  kraft 
Art. 56  befugt  sei,  sich  in  jedem  ihm  beliebigen  Kanton 
zu  versammeln.  Der  Bundesrath,  welchem  eine  Beschwerde  des 
Organisationscomite  in  Stans,  unterstützt  durch  das  Centralcomite 
in  Zürich,  einging,  bejahte  diese  Frage,  gestützt  auf  folgende  Er- 
wägungen: Da  der  eidgenössische  Schützenverein  nach  der  aus- 
drücklichen Anerkennung  der  Regierung  von  Nidwaiden  in  die  Klasse 
der  erlaubten  und  somit  verfassungsmässig  garantirten  Vereine  ge- 
hört, so  ist  er  berechtigt,  sich  nicht  nur  gegen  Massregeln  zu  ver- 
theidigen,  welche  seine  Existenz  gefährden,  sondern  auch  gegen 
solche,  welche  die  »einer  Natur  und  Bestimmung  zukommende  Thä- 
tigkeit  verhindern.  Als  einem  Schützenvereine  kann  ihm  somit  das 
periodische  Abhalten  von  Schiessübungen  ebensowenig  verboten 
werden  als  z.  B.  einem  Sängervereine  das  Singen.  Schon  vermöge 
seines  Umfanges  bedarf  der  eidgenössische  Schützenverein  für  seine 
Existenz  und  Wirksamkeit  nothwendig  eines  vielfachen  Wechsels  der 
Festorte ;  offenbar  aber  müsste  dem  Rechte  eines  einzigen  Kantons, 
einen  erlaubten  schweizerischen  Verein  auszuschliessen,  das  gleiche 
Recht  aller  andern  Kantone  zur  Seite  stehen,  womit  die  verfas- 
sungsmässige Garantie  des  Vereins  vollständig  eingebrochen  wäre. 
Die  kantonale  Polizeigesetzgebung  ist  allerdings  nach  Art.  46  (56) 

*)  Ullmer  I.  175  —  187. 


§  9.    Vereinsrecht.  409 

berechtigt,  über  den  Missbrauch  des  Vereinsrechtes  das  Erforder- 
liche zu  verfügen;  daraus  folgt  aber  keineswegs  das  Recht,  im 
offenbaren  Widerspruche  mit  dem  Prinzipe  dieses  Artikels  einem 
an  sich  erlaubten  Vereine  den  Kanton  zu  verschliessen  oder  Be- 
stimmungen zu  treffen,  welche  die  naturgemässe  Entwicklung  seiner 
Thätigkeit  verhindern.*) 

Ebenso  hat  der  Bundesrath  einen  Beschluss  der  Regierung  von 
Nid  wählen  aufgehoben,  durch  welchen  sie  die  Abhaltung  von  Kan- 
tonalschiessen an  Sonn-  und  Festtagen  verboten  hatte.  Dabei  w^ur- 
den  folgende  Erwägungen  aufgestellt:  »Nach  Vorschrift  des  Art.  46 
(jetzt  56)  der  Bundesverfassung  ist  die  kantonale  Polizeigesetz- 
gebung allerdings  berechtigt,  über  den  Missbrauch  des  Vereins- 
rechtes das  Erforderliche  zu  verfügen,  wie  ihr  überhaupt  das  Recht 
zusteht,  in  einem  Gesetze  über  die  Heilighaltung  von  Sonn-  und 
Feiertagen  die  ihr  zweckdienlichen  und  den  Verhältnissen  ange- 
messenen Verordnungen  zu  erlassen,  sofeme  dieselben  nicht  Bundes- 
vorschriften oder  kantonalen  Verfassungsbestimmungen  wideraprechen. 
Es  ist  also  einzig  zu  untersuchen,  ob  das  Recht  der  Gleichheit  vor 
dem  Gesetze  verletzt  sei,  wie  die  Rekurrentin  l)ehauptet.  Es  ist 
dieses  jeweilen  der  Fall,  wenn  Personen  oder  Vereine  bei  gleichen 
faktischen  und  rechtlichen  Voraussetzungen  ungleich  behandelt  wer- 
den. Eine  solche  ungleiche  Stellung  ist  aber  der  rekurrirenden 
Schützengesellschaft  angewiesen,  wenn  sie  nicht  wie  die  übrigen 
Schiessvereine  behandelt  wird.  Die  Kantonsschützengesellschaft  ver- 
langt keine  bessere  Behandlung  und  will  auch  dem  Sinn  und  Geist 
des  Sonntagsgesetzes  und  der  alten  Landesübung  nicht  entgegen- 
handeln. Es  ist  desshalb  nicht  abzusehen,  warum  die  eine  Gesell- 
schaft, die  dem  gleichen  Zwecke  dient  wie  die  andere,  nicht  auch  an  " 
bestimmten  Sonn-  und  Feiertagen  Nachmittags,  wie  diese,  ihre 
Schiesstage  sollte  halten  können. . . .  Man  weist  also  der  Kantons- 
schützengesellschaft eine  Ausnahmestellung  an,  die  ihren  Fortbestand 
und  die  Erreichung  ihrer  Zwecke  erschwert,  weil  viele  Schützen  ihrer 
Verhältnisse  wegen  nur  den  Sonntag  zum  Schiessen  benutzen  dürfen. 
Diese  Ausnahmsstellung  wirkt  noch  um  so  nachtheiliger  für  den 
Verein,  weil  die  ähnlichen  Gesellschaften  anderer  und  namentlich  der 
Nachbarkantone  einer  solchen  Beschränkung  nicht  unterworfen  sind.« 

*)  Bundesbl.  18G1  I.  352—355. 
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Von  selbst  versteht  es  sich  dagegen,  dass  der  Art.  56  einem 
Kanton  nicht  die  Verpflichtung  auferlegt,  einen  Verein  in  der  Eigen- 
schaft und  Rechtsform  einer  Korporation  (moralischen  Person) 
anzuerkennen,  vielmehr  die  Festsetzung  der  Bedingungen  dieser 
Anerkennung  ganz  der  kantonalen  Gesetzgebung  anheimfällt.  In 
der  Verweigerung  der  Korporationsrechte  durch  die  kompetente 
Kantonsbehörde  kann  eine  verfassungswidrige  Beschränkung  des 
Vereinsrechtes  nicht  liegen,  weil  zum  Wesen  dieses  öflfentlichen 
Rechtes  der  privatrechtliche  Begriff  der  Korporation  nicht  gehört. 
In  diesem  Sinne  hat  der  Bundesrath  eine  andere  Rekursbeschwerde 
beantwortet,  die  ihm  ebenfalls  aus  dem  Halbkanton  Nidwaiden 
einging.  *) 

§  10.    Petitionsrecht. 

Der  Bundesentwurf  von  1833  enthielt  folgende  Bestimmung: 
»Die  Schweizer  haben  das  Recht  der  Petition  an  die  Bundesbehörden 
über  alle  Gegenstände,  welche  dem  Bund  übertragen  sind.«  In  der 
Revisionskommission  von  1848  wurde  schon  bei  der  ersten  Berathung 
beschlossen,  die  letztere,  sachliche  Beschränkung  fallen  zu  lassen. 
Im  Entwürfe  der  Kommission  lautete  daher  der  Artikel  folgender- 
massen:  »Die  Schweizer  haben  das  Recht,  an  die  Bundesbehörden 
Petitionen  zu  richten.«**)  An  der  Tagsatzung  fühlte  man,  dass,  wenn 
man  das  Petitionsrecht  als  ein  Grundrecht  der  Schweizer,  gleich  der 
Pressfreiheit,  in  die  Bundesverfassung  aufnehmen  wolle,  man  es 
nicht  bloss  gegenüber  den  Bmides-,  sondern  auch  gegenüber  den 
Kantonalbehörden  gewährleisten  müsse.  In  diesem  Sinne  stellte  die 
Gesandtschaft  von  Zürich  ein  Amendement;  auf  den  Antrag 
Bern's  aber  erhielt  der  Art.  47  der  Bundesverfassung  von  1848, 
der  unverändert  als  Art.  57  in  die  neue  Verfassung  übergegangen, 
folgende  allgemeine  Fassung:***) 

»7)(/^  Petitionsrecht  ist  gewährleistet.^ 

Wir  haben  also  hier  eine  ganz  unbedingte  Garantie  des  Petitions- 
rechtes, während  diejenige  der  Pressfreiheit  und  des  Vereinsrechtes, 
wie  wir  gesehen  haben,  an  mancherlei  Beschränkungen  geknüpft  ist. 
In  der  That  ist  auch  einleuchtend,  dass,  während  von  der  Presse  und 

♦)  Bundesbl.  1859  I.  373-374. 
**)  Prot,  der  Revisionskomm.  S.  35,  155,  176,  199. 
**♦)  Abschied  S.  95. 
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Tom  Vereinswesen  ein  höchst  bedenklicher,  die  öffentliche  Ordnung 
gefiihrdender  Missbrauch  gemacht  werden  kann,  das  Petitionsrecht 
dagegen  derartige  Gefahren  nicht  mit  sich  bringt.  Freilich  können 
auch  sehr  unnütze,  unbegründete,  ja  widei-sinnige  Petitionen  an  die 
Behörden  gerichtet  werden,  allein  es  gibt  ein  einfaches  Mittel  die- 
selben unschädlich  zu  machen  ;  es  heisst :  Tagesordnung !  Der  Zeit- 
verlust, den  die  Behörden  dabei  zu  erleiden  liaben,  kann  nicht  in 
Betracht  kommen  gegenüber  der  sehr  liberalen  Einrichtung,  dass 
Jedermann  befugt  ist,  seine  Wünsche  und  Anliegen  denselben  vor- 
zutragen. Natürlich  wird  jede  Behörde,  der  eine  Petition  eingeht, 
zuerst  zu  untersuchen  haben ,  ob  deren  Gegenstand  überhaupt  in 
ihren  Geschäftskreis ,  in  den  Bereich  ihrer  Kompetenz  gehöre ;  wenn 
dicss  nicht  der  Fall  ist,  so  wird  sie  die  Petition  einfach  beseitigen, 
ohne  auf  die  Materie  näher  einzutreten.  Insbesondere  werden  die 
Bundesbehörden  immer  zuerst  prüfen  müssen,  ob  der  Gegenstand 
einer  Petition  wirklich  den  Bund  oder  ob  derselbe  nicht  vielmehr  aus- 
schliesslich den  betreffenden  Kanton  angehe.  Im  letztern  Falle  hat 
sich  der  Petent  eben  an  die  zuständigen  Kantonsbehörden  zu  wenden ; 
denn  dass  auch  diese  jede  Bittschrift  .wenigstens  annehmen  und 
ihren  Inhalt  prüfen  müssen,  dafür  sorgt  der  absolut  gehaltene  Wort- 
laut des  Art.  57.  Nach  der  Fassung  desselben  ist  das  Petitiousrecht 
auch  nicht  auf  die  Schweizerbürger  beschränkt,  sondern  Jedermann 
kann  als  Bittsteller  vor  den  Bundes-  und  Kantonsbehörden  erschei- 
nen ;  an  den  Behörden  ist  es  dann,  zu  untersuchen,  ob  das  Begehren 
zulässig  und  ob  denselben  zu  entsprechen  sei. 

Bei  der  Bundesversammlung  hat  das  Petitionsrecht  keine  sehr 
w^esentliche  Bedeutung,  weil  es  gewissermassen  verdunkelt  wird 
durch  das  viel  wichtigere  und  weitergehende  Beschwerderecht  gegen- 
über den  Verfügungen  des  Bundesrathes  (Art.  85  Ziff.  1 2  der  Bundes- 
verfassung). Indessen  sind  auch  schon  Bundesgesetze,  wie  namentlich 
die  beiden  Gesetze  über  die  gemischten  Ehen,  von  denen  wir  oben 
gesprochen  haben,  durch  blosse  Petitionen  veranlasst  worden. 

Im  Allgemeinen  hatte  der  Bundesrath  gewiss  vollkommen  Recht, 
als  er  im  Jahr  1851  auf  den  ihm  von  der  Regierung  von  Frei- 
burg ausgesprochnen  Wunsch,  dass  gegen  den  Missbrauch  des 
Petitionsrechtes  Massregeln  von  Bundes  wegen  ergriffen  werden 
möchten,  folgendermassen  antwortete:  »Man  darf  sich  nicht  ver- 
hehlen,  dass  beschränkende  Massregeln   gegen   die  Ausübung   des 
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Petitionsrechtes  stets  einen  Übeln  Eindruck  hervorbringen,  dass  sie 
mit  Misstrauen  aufgenommen,  durch  falsche  Motive  interpretirt 
werden  und  dass  sie  überall  eine  starke  Opposition  zu  finden 
pflegen.  Auch  darf  man  nicht  übersehen,  dass  solche  Mas9regeln 
ein  zweischneidiges  Schwert  sind,  welches  nicht  nur  verderbliche 
und  bundeswidrige  Faktionen,  sondern  ebensogut  solche  Personen 
treffen  kann,  welche  auf  gesetzliche  Weise  einem  ungerechten  Druck 
entgegenzuwirken  befugt  sind.« 

Immerhin  ist  das  Petitionsrecht  beschränkt  durch  andere  Be- 
stimmungen der  Bundesverfassung,  insbesondere  durch  Art.  5,  wel- 
cher die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Behörden  gewährleistet. 
Aus  diesem  Grunde  hat  der  Bundesrath  eine  Beschwerde  aus  dem 
Kanton  Freiburg  abgewiesen,  welche  sich  über  Unterdrückung 
einer  Petition  beklagte,  die  keinen  andern  Zweck  hatte,  als  durch 
eine  Volksagitation  die  Regieining  vor  Ablauf  ihrer  Amtsdauer  zum 
Rücktritte  zu  zwingen.*) 

§  11.    Gerichtsstand  des  Wohnortes. 

Wir  haben  in  der  geschichtlichen  Einleitung  gesehen,  dass  schon 
die  ältesten  eidgenössischen  Bünde  den  Grundsatz  enthielten:  in 
bürgerlichen  Rechtssti^itigkeiten  solle  der  Kläger  den  Beklagten 
bloss  vor  den  Gerichten  seines  Wohnortes  belangen  dürfen,  es  wäre 
denn,  dass  ihm  hier  der  Rechtsgang  verweigert  würde.  Ebenso  war 
die  Arrestlegung  auf  Vermögen  des  Schuldners  bei  andern  als  ganz 
liquiden  Forderungen  untersagt.**)  In  neuerer  Zeit  fanden  diese 
Grundsätze  zuerst  wieder  ihren  Ausdruck  in  einem  Konkordate  vom 
15.  Juni  1804,  bestätigt  den  8.  Juli  1818,  welches  festsetzte:  »dass 

*)  üllmer  II.  137-139. 

♦♦)  Es  wird  nicht  ohne  Interesse  sein,  wenn  wir  kier  den  Wortlaut  der 
einschlägigen  Stelle  des  Zürcher  Bundes  vom  1.  Mai  1351  anführen:  »Es  sol 
ouch  kein  leye  den  andern  so  in  dirre  buntnisse  sind  vmb  kein  geltschuld  vff 
geistlich  gericht  laden.  Wan  iedcrmann  soll  von  dem  andern  Recht 
nemen  an  den  stetten  vnd  in  dem  gericht  da  der  ansprechig 
dann  seshaft  ist  vnd  hingehöret.  Vnd  sol  man  ouch  dem  da  vnuerzogen- 
lich  richten  vff  den  eide  an  alle  geoerde.  Were  aber  das  er  da  Rechtlos  ge- 
lassen wurde  vnd  das  kuntlich  were  so  mag  er  sein  Recht  wol  furbas  saochen 
als  er  dann  notdurfftig  ist  an  alle  geuerde.  Es  sol  ouch  nieman  so  in  dirre 
buntnisse  ist  den  andern  verhefften  noch  verbieten  Wan  den  rechten  gelten  oder 
bürgen  so  im  darumb  gelobet  hat  an  alle  geuerde.« 
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der  sesshafte,  aufreclitstehende  Schuldner,  den  alten  Rechten  gemäss, 
vor  seinem  natürlichen  Richter  gesucht  werden  müsse  und  in  Fällen 
von  Schuldbetreibungen  von  einem  Eidgenossen  gegen  den  andern 
darnach  zu  verfahren  sei«.  Durch  ein  Nachtragskonkordat  vom 
21.  Juli  1826  verpflichteten  sich  die  Kantonsregicrungen ,  für  die 
Anwendung  des  Konkordates  unmittelbar  von  sich  aus  zu  wachen, 
so  dass  dieselbe  dem  Entscheide  gerichtlicher  Behörden  nicht  unter- 
worfen sein  solle.  In  den  Bundesentwurf  von  1833  wurde  der  Grund- 
satz des  Konkordates  mit  folgenden  Worten  aufgenommen:  »Der 
sesshafte,  aufrechtstehende  schweizerische  Schuldner  muss  für  per- 
sönliche Ansprachen  vor  dem  Richter  seines  Wohnortes  gesucht 
werden.«  Die  Revisionskommission  von  1848  adoptirte  diese  Fas- 
sung, fügte  aber  zugleich  den  Nachsatz  bei:  »und  es  darf  daher 
für  Forderungen  auf  das  Vermögen  eines  solchen  (angesessenen  und 
solventen  Schuldners)  kein  Arrest  gelegt  werden«.  Als  Motiv  für 
diesen  Beisatz  wurde  angeführt:  »die  Erfahrung  beweise,  dass  der 
Sinn  und  Geist  des  Prinzips  dadurch  illudirt  werde ,  dass  auf  Ver- 
mögen des  wirklichen  oder  angeblichen  Schuldners  in  einem  andern 
Kantone  Verhaft  gelegt  werde«.*)  An  der  Tagsatzung  wurde  zwar 
der  ganze  Artikel  und  insbesondere  der  Nachsatz  desselben  von  ein- 
zelnen Ständen  als  zu  weit  gehend  angefochten;  es  fand  indessen 
nur  der  Wunsch  der  Gesandtschaft  von  Solothurn,  welche  eine 
bessere  Redaktion  verlangte,  Berücksichtigung. 

In  der  Bundesverfassung  von  1848  lautete  daher  Art.  50  fol- 
gendermassen :  »Der  aufrechtstehende  schweizerische  Schuldner, 
welcher  einen  festen  Wohnsitz  hat,  muss  für  persönliche  Ansprachen 
vor  dem  Richter  seines  Wolinortes  gesucht,  und  es  darf  daher  für 
Forderungen  auf  das  Vermögen  eines  solchen  ausser  dem  Kanton, 
in  welchem  er  wolmt,  kein  Arrest  gelegt  werden.« 

Diese  Bundesvorschrift  erlitt  bei  den  Revisionsverhandlungen 
von  1871/72  keine  Abänderung.  Dagegen  wurde  bei  den  Verhand- 
lungen von  1873/74,  jedoch  auch  erst  im  Ständerathe,  eine  neue 
Fassung  des  Einganges  vorgeschlagen  und  von  beiden  Räthen  an- 
genommen, durch  welche  man  die  in  der  Schweiz  domicilirten 
Ausländer  den  Schweizerbürgeni  gleichstellte.**)    Hinwieder  wurde 

♦)  Prot,  der  Revisionskomm.  S.  14G,  156,  176,  199. 
*♦)  Schon  RiUtimann  sagte  in  seiner  1872  erschienenen  ersten  Abthei- 
lung des  II.  Theils   seines   nordameriksnischen  Bundesstaatsrechtes  (S.  160): 
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zuerst  vom  Nationalrathe  ein  Zusatz  beschlossen,  welcher  allföUige 
abweichende  Bestimmungen  der  Staats  vertrage  mit  dem  Auslande 
vorbehielt.  Der  Art.  59  der  gegenwärtigen  Bundesverfassung  lautet 
also,  soweit  wir  uns  hier  mit  ihm  zu  beschäftigen  haben,  folgender- 
massen : 

-»Der  auf  rechtstehende  Schuldner  ^  welcher  in  der  Schweiz  einen 
festen  Wohisitz  hat,  muss  filr  persönliche  Ansprachen  vor  denn 
Richter  seines  Wohnoties  f/esncht,  und  es  darf  daher  für  Forderungen 
auf  das  Vermögen  eines  solchen  ausser  dem  Kanton,  in  welchem  er 
wohnt,  kein  Arrest  gelegt  werden.^ 

»  Vorbehalten  bleiben  mit  Bezug  auf  Ausländer  die  Bestimmungen 
bezüglicher  Staat^verträge.^ 

Es  greift  dieser  Artikel  so  tief  in  die  privatrechtlichen  Ver- 
hältnisse des  täglichen  Verkehrs  ein,  dass  man  sich  nicht  darüber 
wundern  darf,  wenn  seit  1848  eine  Menge  von  Rekursen,  welche 
die  Bundesbehörden  zu  entscheiden  hatten,  sich  auf  denselben  be- 
zogen haben.  An  der  Hand  dieser  Entscheidungen,  welche  einen 
reichhaltigen  Commentar  liefern,  werden  wir  nun  die  verschiedenen 
Fragen  erörtern,  welche  bei  der  Interpretation  des  Art.  59  in  Be- 
tracht kommen. 

L   Welche  Personen  haben  Anspruch  auf  die  Wohlthat  des  Art,  59? 

Zunächst  ist  hier  zu  bemerken,  dass  nun,  wie  wir  gesehen 
haben,  nicht  mehr  bloss  die  Schweizerbürger  sich  auf  Art.  59  be- 
rufen können,  sondern  auch  die  in  der  Schweiz  angesessenen 
Ausländer;*)  ebenso  können  durch  Staatsverträge,  von  denen 
im  zweiten  Theile  die  Rede  sein  wird,  andere  Ausländer  den  Schwei- 
zern gleichgestellt  werden.  Wenn  dagegen  ein  Ausländer  weder  in 
der  Schweiz  domicilirt  ist  noch  einen  Staatsvertrag  mit  seinem 
Heimathlande  zu  seinen  Gunsten  anrufen  kann,  so  ist  der  Art.  59 
für  ihn  nicht  zutreffend.     Schon  der  Bundesrath   hat  daher   einen 

»Es  wäre  wohl  gerechtfertigt,  bei  einer  Revision  der  Bundesverfassung  allen 
in  dor  Schweiz  niegergelassnen  Ausländem  die  Wohlthat  des  forum  domicilii 
angedeihen  zu  lassen,  während  ein  entsprechender  Schutz  der  nicht  in  der 
Schweiz  wohnenden  Fremden  um  so  weniger  am  Platze  wäre,  da  viele  aus- 
ländische Gesetzgebungen  den  Gerichtsstand  dos  Orts,  an  dem  die  Klage  ent- 
standen ist,  auf  Unkosten  des  forum  domicilii  ungebührlich  ausdehnen.« 

*)  Vergl.  Urtheil  des  Bundesgerichts  vom  4.  März  1875,  Entscheidungen 
A.  S.  I.  225. 
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Frankfurter  Pferdehändler,  welcher  sich  darüber  beschwerte,  dass 
auf  ein  Guthaben ,  welches  er  in  St.  Gallen  hatte ,  Arrest  gelegt 
worden  sei,  mit  seinem  Rekurse  abgewiesen.*)  Ebenso  ist  das 
Bundesgericht,  welches  nunmehr  den  Art.  59  zu  handhaben  hat, 
auf  den  Rekurs  eines  Berliners  nicht  eingetreten,  welcher  in  Luzern, 
wo  er  sich  zwar  aufhielt,  aber  kein  Doniicil  zu  haben  beliauptete, 
zur  Einlassung  auf  eine  Foixlerungsklage  angehalten  worden  war. 
Die  Begründung  lautete  folgendermassen :  »Das  Bundesgericht  ist 
zur  Beurtheilung  von  Beschwerden  über  Verfügungen  kantonaler 
Beh()rden  l)etreflend  den  Gerichtsstand ....  nur  insofern  befugt, 
als  durch  diesell»cn  Rechte,  welche  entweder  durch  die  Bundes- 
verfassung   oder  durch   die   Kantonsverfassung   gewährleistet 

sind,  oder  Staatsverträge  mit  dem  Ausland  verletzt  sind.  Dagegen 
mangelt  dem  Bundesgerichte  die  Kompetenz,  soweit  es  sich  lediglich 
um  Anwendung  allgemeiner  Rechtsgrundsätze  handelt.  Hieuach 
muss  die  vorliegende  Beschwerde  abgewiesen  werden ,  weil  ein 
Staatsvertrag  z^vischen  der  Schweiz  und  Preussen  resp.  dem  deutschen 
Reiche  liinsichtlich  des  Gerichtsstandes  der  beidseitigen  Angehörigen 
in  bürgerlichen  Rechtssachen  nicht  besteht  und  eine  Verletzung  der 
Bundesverfassung  ....  oder  der  Verfassung  des  Kantons  Luzeni 
vom  Rekurrenten  nicht  einmal  behauptet  worden  ist.«**) 

Was  sodann  das  Wort  »aufrechtstehend«  betrifft,  so  kann 
es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  unter  diesem  eigenthümlichen, 
althergebrachten  Ausdrucke  jeder  Scliuldner  zu  verstehen  ist ,  der 
sich  nicht  im  Zustande  der  Insolvenz  befindet.  Dabei  wird  die 
Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners  präsumirt,  bis  der  Gläubiger  das 
Gegentheil  nachweist.  Hiefür  genügt  weder  das  subjektive  Dafür- 
halten des  Gläubigers  noch  die  Thatsache,  dass  der  Schuldner 
schon  öfter  betrieben  und  gepfändet  wurde,  noch  selbst  die  Erklä- 
rung eines  Beamten,  dass  ihm  kein  Vermögen  desselben  bekannt 
sei.***)  Dagegen  bedarf  es,  um  die  Berufung  auf  AH.  50  aus- 
zuschliessen,  auch  nicht  gerade  einer  förmhclien  Konkurseröffnung, 
sondern  wenn  der  Gläubiger  nachweist,  dass  er  den  Schuldner  an 
seinem  Wohnorte  belangt  und  es  sich  dabei  ergeben  habe,  dass  er 
hier  kein  Vermögen   besitze,    oder  dass  der  Schuldner  selbst  eine 

*)  Ullmer  II.  237. 
♦♦)  Entscheidungen  A.  S.  I.  122. 
***)  Ullmer  I.  816,  319.  II.  228,  230.    Geschäftsbericht  von  1873  S.  307. 
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Erklärung  seiner  Vermögenslosigkeit  ausgestellt  habe,  so  kann  ihm 
nicht  verwehrt  werden,  auf  allfdlliges  Eigenthum  oder  Guthaben 
des  Schuldners  da  zu  greifen,  wo  es  sich  vorfindet.  Es  liegt  nicht 
im  Zwecke  des  Art.  59,  den  Gläubiger  in  einen  rechtlosen  Zustand 
zu  versetzen,  sondern  lediglich  ihn  anzuweisen,  in  persönlichen 
Forderungssaclien  den  natürlichen  Richter  des  Schuldners  nicht  zu 
umgehen.  *) 

Uebereinstimmend  hiemit  hat  auch  das  Bundesgericht  wieder- 
holt entschieden,  dass  der  Schuldner,  welcher  an  seinem  Wohnort 
betrieben  worden  und  für  eine  unbestrittene  Forderung  weder 
Zahlung  leistete  noch  Deckung  gab ,  nicht  auf  das  Requisit  eines 
aufrechtstehenden  (solventen)  Schuldners  Anspruch  machen  und 
darum  allerorts  betrieben  werden  könne,  wo  er  Vermögen  besitze.  **) 

Endlich  muss  der  Belangte,  um  auf  die  Wohlthat  des  Art.  59 
Anspruch  machen  zu  können,  einen  festen  Wohnsitz  in  der 
Schweiz  haben,  was  früher  durch  den  Ausdruck  »sesshaft«  bezeich- 
net wurde.  Bei  wiederholten  Anlässen  hat  der  Bundesrath  dieses 
Erforderniss  dahin  interpretirt,  dass  der  vorübergehende  Aufenthalt 
eines  Handwerksgesellen,  der  bald  da  bald  dort  arbeitet,  nicht  als 
fester  Wohnsitz  angesehen  werden  könne.***)  In  einem  andern 
Falle  hat  der  Bundesrath  einen  Arrest  sogar  aus  dem  Grunde  zu- 
lässig gefunden,  weil  ein  Schweizer,  der  ausser  seinem  Heimath- 
kanton wohnte,  Anstalten  traf,  um  mit  seinem  Vermögen  aus  dem 
schweizerischen  Staatsgebiete  wegzuziehen.****)  Dagegen  hat  das 
Bundesgericht  einen  Arrest  wesentlich  aus  dem  Grunde  aufgehoben, 
weil  aus  einer  amtlichen  Bescheinigimg  hervorging,  dass  die  be- 
langte Schuldnerin,  welche  als  Vagantin  dargestellt  werden  wollte, 
in  Bern  ihre  Schriften  deponirt  habe  und  als  Aufenthalterin  in's 
Wohnsitzregister  eingetragen  sei.f)  Uebrigens  wird  bei  der  Frage 
des  Inhabens  eines  festen  Wohnsitzes  wie  bei  derjenigen  der  Zah- 
lungsfähigkeit angenommen,  es  habe  der  Gläubiger  den  Beweis 
dafür  zu  erbringen ,  dass  dem  Schuldner  jene  Eigenschaft  abgehe^ 
welche  der  Art.  59  voraussetzt,  ff ) 

*)  Bundesbl.   1858  I.  270.     1870  II.  142.     1872  IH.  241. 
♦♦)  Entscheidungen.    A.  S.  I.  169.  235.  243. 
♦**)  Bundesbl.  1866  I    465.     1867  I.  605.     1871  II.  374. 
♦♦♦*)  Bundesbl.  1870  IL  139—141. 
t)  Zeitschr.  I.  371. 
tt)  Ullmer  I.  316.     Bundesbl.  1868  II.  467. 
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Endlich  kann  noch  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  auf  den 
Art.  59  nur  derjenige  Schuldner  sich  berufen  könne,  welcher  vor 
den  Gerichten  eines  andern  Kantons  als  desjenigen  seines  Wohn- 
ortes belangt  werden  will,  oder  auch  derjenige,  der  vor  ein  erst- 
instanzliches Gericht  (Bezirksgericht,  Kreisgericht  u.  s.  w.)  geladen 
wird,  welches  zwar  seinem  Wohnsitzkanton  angehört,  aber  in  dessen 
Sprengel  sich  sein  Wohnort  nicht  befindet;  mit  andern  Worten, 
ob  der  Art.  59  sich  bloss  auf  interkantonale  Kompetenzfragen 
beziehe  oder  ob  auch  richterliche  Verfugungen,  durch  welche  Je- 
manden ein  nach  seinen  Ansichten  inkompetenter  Gerichtsstand 
innerhalb  seines  Kantons  angewiesen  wird,  kraft  jener  Verfassungs- 
bestimraung  an  das  Bundesgericht  gezogen  werden  könne.  Es  muss 
zugegeben  >verden,  dass  die  erste  Abtheiluug  des  Art.  59,  für  sich 
allein  betrachtet,  nicht  so  klar  und  bestimmt  abgefasst  ist,  dass 
sie  die  letztere  Auslegung  absolut  ausschlicsst ;  aber  dass  die  Be- 
gründer der  Bundesverfassung  von  1848,  indem  sie  den  Grundsatz 
des  forum  domicilii  aus  dem  Konkordate  hinübemahmcn ,  dabei 
lediglich  an  interkantonale  Streitfragen  dachten,  deuteten  sie  in 
der  zweiten  Abtheilung  mit  dem  Worte  »daher«  an,  indem  sie 
das  Verbot  der  Arrestlegung  auf  Vermögen  des  Schuldners  »ausser 
dem  Kanton,  in  welchem  er  wohnt,«  als  blosse  Folgerung 
aus  dem  vorangestellten  Grundsatze  bezeichneten.  Unter  der  Herr- 
schaft der  Bundcsverfassung  von  1848  wurde  denn  auch  in  einer 
Reilie  von  Entscheidungen  des  Bundesrathes  *)  dem  Art.  59  die- 
jenige Auslegung  gegeben,  welche  Rüttimann  (a.  A.  0.  S.  161)  in 
präciser  Weise  mit  folgenden  Worten  ausspricht:  »Es  ist  nicht 
Sache  der  Bundesbehörden,  in  einen  Konflikt  zwischen  zwei  Ge- 
richten desselben  Kantons  sich  einzulassen.  Sie  haben  bloss  dafür 
zu  sorgen,  dass  Niemand  genöthigt  werden  kann,  gegen  eine  per- 
sönliche Ansprache  bei  den  Gerichten  eines  Kantons,  in  welchem 
er  nicht  wohnt,  sich  zu  vertheidigen.«  Noch  unter  der  frühem 
Bundesverfassung  (im  März  1874)  wurde  jedoch  vom  Obergerichte 
des  Kantons  Aargau  ein  Entscheid  gefallt,  in  welchem  es  den 
Art.  59  auf  eine  Kompetenzfrage  zwischen  zwei  Bezirksgerichten 
anwandte  und  insbesondere  sich  dahin  aussprach,  dass  neben  dem- 
selben  eine   Bestimmung   des   dortigen  Civilprozesses ,   welche  die 

♦)  üllmer  I.  Nr.  247,  252.  II.  Nr.  861.  Bundesbl.  1871  II.  381. 
1872  IL  713. 
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Aufrechtstellung  eines  Kaufvertrages  über  Liegenschaften  an  das 
forum  rei  sitae  weist,  nicht  bestehen  könne.  Später  indessen  sprach 
sich  das  Obergericht  wieder  in  ganz  entgegengesetztem  Sinne  aus 
und  diess  veranlasste  dann  die  unterlegene  Parthei,  die  Frage  beim 
Bundesgerichte  anhängig  zu  machen,  indem  sie  zur  Begründung 
ihrer  Behauptung,  dass  der  Art.  59  sich  auch  auf  Kompetenzfragen 
innerhalb  eines  Kantons  beziehe,  u.  A.  auch  die  Redaktionsände* 
rung  anführte,  welche  der  Artikel  bei  der  letzten  Bundesrevision 
erlitten  hatte.  Das  Bundesgericht  hat  jedoch  den  Rekurs  mit  fol- 
gender Begründung  abgewiesen: 

>Es  sprechen  eine  Reihe  von  Momenten  überzeugend  dafür, 
dass  der  Art.  59  der  Bundesverfassung  sich  nicht  mit  der  Gerichts- 
organisation im  Innern  der  Kantone  befassen  will,  sondern  sich 
nur  auf  interkantonale  Rechtsverhältnisse  beziehe.  Während  näm- 
lich bezüglich  der  Rechtsverhältnisse  der  letztem  Art  die  Regelung 
des  Gerichtsstandes  schon  desshalb  nothwendig  war,  weil  die  Ge- 
setzgebungen der  einzelnen  Kantone  über  das  Gebiet  derselben 
hinaus  keine  rechtliche  Wirksamkeit  beanspruchen  können  und 
sodann  ferner  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  kantona- 
len Gesetzgebungen  die  Vorschrift,  dass  der  Schuldner  für  persön- 
liche Forderungen  nicht  vor  das  Gericht  eines  andern  Kantons 
geladen  werden  dürfe,  von  grossem  Werth  sein  musste,  war  dagegen 
keinerlei  Bedürfniss  vorhanden ,  ausnahmsweise  den  Gerichtsstand 
für  Civilprozesse  zwischen  den  Einwohnern  desselben  Kantons  durch 
die  Bundesverfassung  zu  ordnen,  indem  die  Einwohner  eines  Kan- 
tons in  der  Regel  der  gleichen  Gesetzgebung  und  der  gleichen 
obersten  Gerichtsbehörde  unterworfen  sind  und  es  daher  von  keinem 
erheblichen  Belang  ist,  vor  welchem  kantonalen  Bezirksgerichte 
ein  Prozess  erstinstanzlich  verhandelt  werde.  Auch  der  Wortlaut 
des  Art.  59  spricht  entschieden  hiefür,  denn  da  derselbe  nicht 
bloss  den  einfachen  Satz  aufstellt,  der  aufrechtstehende  Schuldner, 
welcher  in  der  Schweiz  einen  festen  Wohnsitz  habe,  müsse  für 
persönliche  Ansprachen  vor  dem  Richter  seines  Wohnorts  gesucht 
werden,  sondern  fortfahrt:  »und  es  darf  daher  für  Forderungen 
auf  das  Vermögen  eines  solchen  ausser  dem  Kantone,  in 
welchem  er  wohnt,  kein  Arrest  gelegt  werden, «  so  kann  schon 
nach  der  Fassung  dieses  Artikels  keinem  begründeten  Zweifel  unter- 
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liegen ,  dass  derselbe  lediglich  interkantonales  Recht  schaffen  und 
nicht  auf  die  Rechtspflege  im  Innern  der  Kantone  einwirken  soll.*) 

//.     Welche  Klagen,  beziehungsweise  Forderungen  faUeti  unter  den 

A}i.  59? 

Die  Bundesverfassung  gewährleistet  das  forum  domicilii  nur  für 
»persönliche  Ansprachen«,  was  in  dem  Konkordate  von 
1804  nicht  mit  gleicher  Deutlichkeit  gesagt  war.  Der  Art.  59 
findet  also  zunächst  keine  Anwendung  auf  dingliche  Klagen, 
für  welche  nach  gemeinem  Rechte  der  Gerichtsstand  der  belegenen 
Sache  (forum  rei  sitae)  gilt.  Was  insbesondere  die  Vindikation 
beweglicher  Sachen  betrifft,  so  haben  die  Bundesbehörden  in 
mehreren  Fällen  diesen  Gerichtstand  ausdrücklich  anerkannt;  ja 
selbst  eine  Schadensersatzklage  wegen  Besitzstörung  (widerrecht- 
licher Pfändung  von  Fahrhabe)  wurde,  als  damit  zusammenhängend, 
vor  das  nämhche  Forum  gewiesen.**)  Auch  auf  die  Vindikation 
von  Urkunden  kann  dasselbe  angewendet  werden ;  ***)  ebenso  kommt 
es  bei  Eigenthumsansprüchen  auf  einen  Wald  nicht  darauf  an,  ob 
derselbe  noch  stehend  oder  gefällt  sei.f) 

Hinsichtlich  aller  Forderungen,  bei  denen  eine  Liegenschaft 
in  irgend  einer  Weise  als  verpflichtet  erscheint,  hat  der  Bundesrath 
folgenden  Grundsatz  ausgesprochen :  » B]ür  Immobilien  gilt  das 
Gesetz  und  die  Gerichtsbarkeit  des  Territoriums,  in  welchem  sie 
gelegen  sind;  es  kann  also  eine  gegen  den  Eigenthümer  eines 
Grundstückes  als  solchen  und  wegen  des  Besitzes  oder  Eigenthums 
dieses  Grundstückes,  sowie  wegen  Rechten  und  Pflichten,  die  von 
demselben  herrühren,  erhobene  lüage  nicht  als  eine  persönliche 
Forderung  aufgefasst  werden.«  ff)  Demnach  wurden  nicht  bloss 
Streitigkeiten  über  Zehntrechte  und  damit  verbundene  Ver- 
pflichtungen,   sondern  auch  G  rundsten  er  forderungen   an  den 


*)  Entscheidungen  A.  S.  I.  138. 

**)  Ullmer  IL  182,  183.  Bundesbl.  1868  III.  158.  1871  II.  876. 
Geschäftsbericht  v.  J.  1873  S.  370.  Wegen  der  Connexität  einer  dinglichen 
und  einer  persönlichen  Klage  vcrgl.  Bundesbl.  1870  II.  55. 

***)  Ullmer  I.  279. 

t)  Bundesbl.  1869  I.  980. 

tt)  Geschäftscericht  v.  J.  1873  S.  371.  Vergl.  Bundesbl.  1875  II.  595. 
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Richter  der  belegenen  Sache  gewiesen.*)  Ebenso  hat  das  Bundes- 
gericht in  einem  Falle,  wo  von  den  Inhabern  einer  mechanischen 
Weberei,  beziehungsweise  des  damit  verbundnen  Wasserrechtes  die 
Anerkennung  gewisser  Unterhaltspflichten  am  Bache  und  die  Ueber- 
nahme  gewisser  Wuhrkosten  verlangt  wnirde,  gefunden,  dass  die 
Klage  offenbar  einen  dinglichen  Charakter  habe,  daher  nach  all- 
gemein anerkannten  Grundsätzen  vor  denjenigen  Gerichtsstand 
gehöre,  in  dessen  Kreise  das  angeblich  belastete  Grundstück  liege. 
Denn  es  sei  die  Klage  auf  Anerkennung  von  Verpflichtungen, 
welche  aus  dem  Besitze  oder  Eigenthum  einer  unbeweglichen  Sache 
herfliessen,  mit  andern  Worten  auf  Anerkennung  einer  auf  dem 
Wasserwerke  der  Beklagten  ruhenden  dinglichen  Last  gerichtet 
und  werde  auch  auf  Seite  der  Kläger  aus  den  ihnen  zustehenden 
Wässerungsrechten,  also  ebenfalls  aus  dinglichem  Rechte,  herge- 
leitet.**) 

.  Auch  auf  pfandrechtlich  versicherte  Forderungen  kann  der 
Art.  59  nicht  etwa  aus  dem  Grunde  ausgedehnt  werden,  weil  die 
Fordening  das  Ursprüngliche  und  das  Pfandrecht  nur  etwas 
Accessorisches  ist.  Nur  bei  unversicherten  Forderungen  hat  der 
Gläubiger  gemäss  jener  Bundesvorschrift  den  Schuldner  an  seinem 
Wohnorte  zu  belangen ;  ist  er  dagegen  durch  Pfandrechte  gedeckt, 
so  muss  er  zum  Schutze  seines  Rechtes  den  Richter  des  Ortes,  wo 
das  Pfand  sich  befindet,  anrufen.  Denn  wenn  Schuldner  und  Pfand 
nicht  im  gleichen  Kanton  sich  befinden,  so  könnten  die  Behörden 
des  Wohnortes  weder  die  Realisirung  des  Pfandes  selbst  bewerk- 
stelligen noch  die  Behörden  des  andern  Kantons,  in  welchem  das 
Pfand  gelegen  ist,  zur  Vornahme  derselben  zwingen.  Bei  grund- 
versicherten Forderungen  versteht  sich  die  Realisirung  am  Orte  der 
gelegenen  Sache  so  sehr  von  selbst,  dass,  wenn  das  eingeleitete 
Betreibungsverfahren  zum  Konkurse  des  Schuldners  führt,  auch 
dieser  daselbst  auszutragen  ist.***)  Aber  auch  mit  Bezug  auf  Faust- 
pfänder  haben   der  Bundesrath  und  das  Bundesgericht  gefunden, 

*)  Ullmer  I.  266,  272,  273-276.  Bundesbl.  1865  III.  744:  iDie 
Steuer  haftet  als  Realforderung  auf  dem  Grundstock  und  nicht  auf  der  Per- 
sönlichkeit des  jeweiligen  EigcnthUmers,  die  mehr  zufällig  und  wechselnd  ist« 

**)  Zeitschr.  I.  875—377.    Entscheidungen  A.  S.  I.  172. 
*♦*)  Ullmer  I.  272,  279.    Bundesbl.  1865  II.  173.    Zeitschr.  I.  55. 
Entscheidungen  A.  S.  I.  167. 
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es  könne  der  Gläubiger  verlangen,  daas  alle  Streitigkeiten  über 
Existenz,  Umfang  und  Geltendmachung  des  Pfandrechtes  vor  dem 
Richter  seines  Wohnortes  beürtheilt  werden,  weil  ihm  eine  ding- 
liche Klage  zustehe,  mittelst  deren  er  sein  Recht  gegen  Jeden,  der 
es  bestreite,  geltend  machen  könne.  *)  Ebenso  verhält  es  sich  mit 
gesetzlichen  Pfandrechten,  z.  B.  demjenigen  des  Verpächters 
eines  Grundstückes  oder  des  Verkäufers  von  Viehfutter :  wenn  über 
eine  Forderung,  die  durch  ein  solches  Pfandrecht  geschützt  ist, 
ein  Rechtsstreit  entsteht,  so  gehört  derselbe  vor  den  Richter  der 
belegenen  Sache.**) 

Nicht  als  dingliche  Klagen,  sondern  als  »persönliche  An- 
sprachen« im  Sinne   des  Art.  59  sind  dagegen   zu  behandeln: 

a)  Klagen  auf  Erfüllung  von  Kaufverträgen  über  Lie- 
genschaften, auch  wenn  dieselben  die  Fertigung  zum  Gegen- 
stande haben  und  der  Vertrag  in  einem  andern  Kanton  als  dem- 
jenigen des  Wohnortes  des  Beklagten  abgeschlossen  wurde;***) 

b)  Klagen  auf  Theilung  von  Liegenschaften,  an  denen 
mehrere  Personen  Miteigen thum  haben  ;t) 

c)  Ersatzklagen  für  Schaden,  der  an  unbeweglichem  Gute 
entstanden  ist,   soferne  daraus  nicht  ein  Pfandrecht  erwächst ;tt) 

d)  Forderungen  aus  Arbeiten,  die  an  einem  Grundstücke 
gemacht  worden  sind,  dessen  Eigenthümer  ausser  dem  Kanton 
wohnt ;  fff) 

e)  Steuerforderungen,  welche  sich  nicht  auf  das  Grundeigen- 
thum  beschränken,  das  Jemand  in  einem  andern  Kanton  besitzt, 
«ondem  aul*  das  ganze  Vermögen  des  Eigenthümers  sich  beziehen.fftt) 

Haben  wir  nun,  an  der  Hand  der  bisherigen  Entscheidungen, 
das  Gebiet  der  persönlichen  Forderungen  abgegränzt  von  demjenigen 
der  dinglichen  Klagen,  so  müssen  wir  dasselbe  fernerhin  ausscheiden 
von  denjenigen  der  Statusfragen,  mit  welchen   es  sich  namentlich 

*)  Bundesbl.  1868  II.  473.    Entscheidungen  A.  S.  L  249. 
**)  Bundesbl.  1869  I.  977—979.     1874  II.  521,  vergl.  I.  1097,  1101. 
III.  397,  399. 

*♦♦)  üllmer  I.  253. 
t)  Bundesbl.  1870  U.  606-619. 
tt)  Bundesbl.  1859  I.  876.     1866  I.  467. 
ttt)  üllmer  I.  268.    Bundesbl.  1850  IH.  126-130. 
tttt)  üllmer  I.  266-267,  vergl.  S.  318. 
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in  den  Rechtsverhältnissen  der  unehelichen  Kinder  berührt. 
Wir  haben  oben  (S.  280)  bereits  gesehen,  dass,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  ein  Kind  mit  bürgerrechtlicher  Folge  einem  ausserehe- 
liehen  Vater  zuzuerkennen,  hiezu  nur  die  Gerichte  des  Heimath- 
kantons des  Beklagten  kompetent  sind;  der  Bundesrath  hat  sich 
dafür  ausgesprochen,  dass  in  diesem  Falle  auch  die  accessorischen 
Fragen  der  Alimente  und  der  Entschädigung  von  den  nämlichen 
Gerichten  zu  beurtheilen  seien  .*)  Anders  verhält  es  sich  mit  Vater- 
schaftsklagen,  bei  denen  die  Klägerin  von  dem  Beklagten  bloss 
Alimente  für  ihr  aussereheliches  Kind  fordert:  hier  haben  die 
Bundesbehörden  immer  ganz  konsequent  den  Grundsatz  durch- 
geführt, dass  eine  solche  Klage  als  eine  persönliche  vor  dem 
Richter  des  Wohnortes  des  Beklagten  anzubringen  sei.**)  Selbst- 
verständlich jedoch  gilt  diese  Regel  nur  für  interkantonale  Fragen ; 
virohnen  beide  Partheien  im  gleichen  Kanton,  so  entscheidet  über 
den  Gerichtsstand  die  kantonale  Gesetzgebung,  virelche  denselben 
auch  am  Wohnorte  der  Klägerin  anweisen  mag.***) 

Als  eine  Statusfrage  wollte  im  Kanton  Aargau  auch  die  Klage 
auf  Sicherstellung  des  Frauengutes  gegen  einen  im  Kan- 
ton Waadt  wohnenden  Bürger  behandelt  werden.  Der  Bundesrath 
fand  jedoch,  die  Klage  beziehe  sich  ausschliesslich  auf  Vermögens- 
rechte der  Eheleute,  deren  Regulirung  nicht  den  mindesten  Einfluss 
auf  ihren  Status  habe ;  es  handle  sich  dabei  nur  um  eine  Verbind- 
lichkeit des  Ehemannes  zu  einer  persönlichen  Leistung,  welche  vor 
dem  Richter  des  Wohnortes  zu  erörtern  sei.f) 

Dagegen  erklärte  das  Bundesgericht,  dass  das  Niessbrauchrecht 
einer  Ehefrau  an  dem  Nachlass  ihres  Mannes  als  eine  erbrecht- 
liche Frage  erscheine,  und  darum  (laut  Konkordat,  das  in  Anwen- 
düng  fiel)  dem  Entscheid  des  heimathlichen  Richters  unterliege.tt) 

Es  bedarf  fernerhin  einer  Gränzregulirung  zwischen  dem  Gebiete 
des  Erbrechtes  und  demjenigen  des  Obligationen-  und  Sachen- 
rechtes.    Ohne  Zweifel  gehört  vor  das  forum  hereditatis  —  sei 

*)  Ullmer  II.  176.    Bundesbl.  1866  I.  465.  1873  U.  30. 
**)  Ullmer  I.  240,  267—270.  II.  177.     Bundesbl.  1865  H.  175—176. 
1870  II.  154.    Zeitschr.  I.  367.    Entscheidugen  A.  S.  I.  175. 
♦*>)  Bundesbl.  1871  II.  380.     1872  II.  713. 
t)  Ullmer  I.  261. 
tt)  Entscheidnngen  A.  S.  I.  201. 
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dieses  nun  der  Gerichtsstand  des  Wohnortes  oder  des  Heimath- 
ortes des  Erblassers  —  die  Frage,  wie  der  Nachlass  unter  die 
Erben  zu  vertheilen  sei ;  diese  Frage  schliesst  aber  auch  diejenige 
der  Collationsp flicht  in  sich,  zufolge  welcher  ein  Erbe  Vor- 
empfangenes an  seiner  Quote  sich  muss  in  Abzug  bringen  lassen. 
Der  Bundesrat!!  fand  daher  die  Behauptung,  dass  in  einem  solchen 
Falle  die  Erben,  von  welchen  das  Einwerfen  des  Vorempfangnen 
in  die  Erbschaftsmasse  verlangt  wird,  vor  dem  Richter  ihres  Wohn- 
ortes gesucht  werden  müssen,  unbegründet.  »Es  sind  Erbsansprüche«, 
heisst  es  in  der  Motivirung  dieses  Entscheides,  »welche  die  Kläger 
zur  Geltung  bringen  wollen;  sie  behaupten,  ihr  Erbschaftsverhält- 
niss  sei  faktisch  verletzt,  und  weil  die  Beklagten  ihnen  denjenigen 
Erbtheil  verkürzen  wollen,  welcher  ihnen  kraft  ihres  unzweifel- 
haften Rechts  als  gleichberechtigte  Miterben  des  Verstorbenen  zu- 
kömmt.« *)  Dagegen  ist  der  Gerichtsstand  des  Wohnortes  des 
Beklagten  bei  folgenden  Fällen  begründet: 

a)  Ob  Jemand,  welcher  auf  Erbrecht  keinen  Anspruch  macht, 
gleichwohl  eine  Erbschaft  faktisch  angetreten  und  in  Folge  hie- 
ven die  auf  ihr  haftenden  Verbindlichkeiten   zu  erfüllen  habe;**) 

b)  ob  eine  Person,  welche  in  Folge  Gessionsvertrages  in  alle 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Erben  eingetreten  ist,  eine  gegen 
die  Erbsmasse  geltend  gemachte  Forderung  zu  bezahlen  habe;***) 

c)  ob  gewisse  Werthpapiere  oder  Geldsummen,  welche  sich  im 
Besitze  eines  Erben  f)  oder  der  nicht  erbberechtigten  Wittwe  des 
Verstorbenen  befinden, ff)  zur  Erbschaft  gehören  oder  nicht.  Im 
letztgenannten  Falle  stellte  das  Bundesgericht  folgende  Erwägungen 
auf:  >Als  Erbstreitigkeiten  im  eigentlichen  Sinne  können  nur  be- 
trachtest werden  einerseits  die  Streitigkeiten  über  das  Erbrecht 
zwischen  zwei  oder  mehreren  Erbsprätendenten,  bei  welchen  der 
Gegenstand  der  Klage ....  die  Erbschaft  ausschliesslich  oder  zu 
einem    ideellen   Antheile    ist,    und   anderseits   die   Streitigkeiten 

*)  Bundesbl.  1868  ü.  482. 
**)  Ullmer  I.  489.    Bundesbl.  1873  II.  28. 
***)  Bundesbl.  1872  II.  584. 

t)  Bundesbl.  1864  HI.  148—153,  373. 
tt)  Zeitschr.  I.  68—66.    Entscbeidungen  A.  S.  I    197.    Es  ban- 
delte sich  bier  wesentlich  um  eine  nach  dem  Tode  des  Erblassers  von  einer 
Lebensversicherungsanstalt  ausbezahlte  Summe. 
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der  Miterben  über  die  Pflicht  zur  Theilung  oder  die  Art  derselben. 
Dagegen  ist  der  Streit  um  die  Erbschaftsqualität  einer  Sache  so 
wenig   eine  Erbstreitigkeit   als  der  Streit    um  die  Existenz  einer 

Erbschaftsforderung Wird  die  Herausgabe  einer  angeblichen 

Erbschaftssache  vom  Besitzer  derselben  nicht  aus  erbrechtlichem 
Rechtsgrund,  sondern  desshalb  verweigert,  weil  dieselbe  nicht  zur 
Erbschaft  gehöre,  so  liegt  vielmehr  eine  einfache  Vindikation  vor, 
wobei  der  Kläger  als  Rechtsgrund  seines  Eigenthums  jedenfalls  das 
Eigenthura  des  Erblassers,  sein  Erbrecht  aber  nur  insofern  bewei- 
sen muss,  wenn  zugleich  bestritten  wird,  dass  er  Erbe  sei.  Die 
Richtigkeit  des  Gesagten  kann  für  den  Fall,  als  die  angebliche 
Erbschaftssache  sich  im  Besitze  eines  Dritten,  Nichterben,  befindet, 
nicht  dem  mindesten  Zweifel  unterliegen.  Es  ist  aber  nicht  abzu- 
sehen, warum  die  aufgestellte  Ansicht  nicht  auch  richtig  sein  sollte, 
wenn  ein  Erbe  sich  im  Besitze  der  streitigen  Sache  befindet,  sobald 
er  dieselbe  nicht  aus  einem  erbrechtlichen  Rechtsgrunde,  sondern 
desshalb  vorenthält,  weil  er  deren  Erbschaftsqualität  bestreitet 
Denn  die  Frage,  ob  eine  Sache  zur  Verlassenschaft  einer  Person 
gehöre,  ist  keine  erbrechtliche  und  erhält  auch  dadurch,  dass  sie 
zwischen  Erben  verhandelt  wird,  keinen  erbrechtlichen  Cliarakter.« 

Wie  bei  Erbschaften,  so  kann  auch  in  Konkursfällen  die 
Frage  entstehen,  ob  ein  Gläubiger  wieder  in  die  Masse  einzuwerfen 
habe,  was  er  an  seine  Forderung,  sei  es  vom  Gemeinschuldner 
vor  oder  von  den  Massakuratoren  nach  Ausbruch  des  Konkurses, 
vorausempfangen  hat.  Der  Bundesrath  hat  in  mehreren  Entschei- 
dungen sich  dahin  ausgesprochen,  dass  in  einem  solchen  Falle  die 
Konkursmasse  den  beklagten  Gläubiger  vor  dem  Richter  seines 
Wohnortes  zu  suchen  habe,  weil  es  sich  um  eine  rein  persönliche 
Ansprache  handle,  und  die  Bundesversammlung  hat  eine  jener  Ent- 
scheidungen, welche  an  sie  rekurrirt  wurde,  bestätigt.*)  Ebenso 
fällt  der  Gerichtsstand  der  Konkursmasse  weg,  wenn  an  deren 
Stelle  ein  Uebernehmer  von  Aktiven  und  Passiven  tritt,  welcher 
in  einem  andern  Kanton  wohnt.**) 

Mit  dem  Sta  fr  echte  berührt  sich  das  Obligationenrecht  zu- 
nächst auf  dem  Gebiete  der  Injurien  (Ehrverletzungen).  Wenn 
hier  der  Ort  des   begangenen  Deliktes   mit  dem  Wohnorte   des 

*)  Bunde Bbl.  1866  I.  209  ff.  IL  576  ff.  1872  lU.  919. 
**)  Bandesbl.  1866  n.  84. 
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Beklagten  zusammenfällt,  so  kann  der  Gerichtsstand  nicht  zweifel- 
haft sein;*)  wie  verhält  es  sich  aber  im  entgegengesetzten  Falle? 
Da  die  Injurienklage  in  der  Regel  sowohl  eine  Strafklage  als  auch 
eine  Civilklage  auf  Genugthuung  und  Entschädigung  in  sich  schliesst, 
und  da  dieser  gemischte  Charakter  sich  auch  darin  äussert,  dass 
sie  bald  in  den  Formen  des  Civilprozesses,  bald  in  denjenigen  des 
Strafprozesses  sich  bewegt,  so  ist  es  begreiflich,  dass  die  Praxis 
der  Bundesbehörden  längere  Zeit  etwas  schwankend  war.  Seit  dem 
Entscheide  der  Bundesversammlung  im  Rekursfalle  Bise  (J.  1863) 
hat  sie  sich  nun  aber  dahin  festgestellt,  dass,  wenn  in  einem  Kan- 
ton Ehrverletzungen  wirklich  als  Vergehen  unter  das  materielle 
Strafrecht  fallen  (wobei  es  auf  die  Prozessform  nicht  ankömmt), 
der  Strafrichter  des  Begehungsortes  (forum  delicti  commissi)  zur 
Beurtheilung  der  Injurie  kompetent  ist.**)  Und  zwar  gilt  als 
Begehungsort  einer,  in  einem  gesclilossnen  und  durch  die  Post 
versandten  Schriftstücke  enthaltnen  Injurie  nicht  der  Ort,  wo  das- 
selbe geschrieben,  sondern  derjenige,  wo  es  geöffnet  und  gelesen 
wurde,  weil  nur  die  Andern  gegenüber  erfolgte  Kundgebung  straf- 
bar ist.***)  Es  versteht  sich,  dass  es  der  Kompetenz  des  Straf- 
richters keinen  Eintrag  thut,  wenn  neben  der  BestrafuBg  des  Be- 
klagten auch  noch  Genugthuung  für  den  Kläger  als  accessorische 
Folge  derselben  eintritt.  Liegt  dagegen  der  Gesetzgebung  des 
betreffenden  Kantons  das  Princip  zu  Grunde,  dass  die  Klage  auf 
Gutmachung  der  Verletzung  und  auf  Schadenersatz  geht,  wenn 
auch  mit  allfälliger  accessorischer  Bussandrohung,  oder  macht  der 
Kläger  aus  freier  Wahl  bloss  civilrechtliche  Ansprüche  geltend,!) 
so  ist  die  Injurienklage  bei  dem  Richter  des  Wohnortes  des  Be- 
klagten anzubringen.  Bei  den  Schwierigkeiten,  auf  welche,  wie 
wir  gesehen  haben,  die  Vollziehung  eines  Strafurtheils  in  andern 
Kantonen  stösst,  wird  der  letztere  Weg  in  der  Regel  dem  Kläger 
eher  zu  empfehlen  sein. 

*)  Ullmer  I.  188. 

**)  Ullmer  II.  202-204,  vergl.  I.  286.    Entscheidungen  A.  S.  I. 
178,  180.    Ueber  die  Urtheilvollziehung  siehe  jedoch  S.  276. 

**♦)  BundesbL  1867  HL  84.    1868  I.  6,  710-711.    Zeitachr.  I.  196. 
Entscheidungen  A   S.  I.  179. 

t)  BundesbL  1866  III.  852. 
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Eine  fernere  Berührung  des  strafrechtlichen  Verfahrens  mit 
unserm  Art.  59  findet  statt,  wenn  es  sich  um  Bussen-  und 
Kostenforderungen  handelt,  welche  aus  einem  Strafurtheile  her- 
rühren. Der  Bundesrat}!  hat  in  einem  Rekursüälle  entschieden^ 
dass  solche  Forderungen  nicht  unter  die  privatrechtlichen  An- 
sprachen fallen,  für  welche  ein  Arrest  auf  Eigenthum  des  Schuld- 
ners in  einem  andern  Kanton  nicht  gelegt  werden  darf.*) 

Endlich  kömmt  noch  in  Frage,  ob  ein  Schuldner,  welcher  von 
seinem,  in  einem  andern  Kanton  wohnenden  Gläubiger  wegen  eines 
angeblich  dort  begangnen  Deliktes  (z.  B.  Fälschung)  vor  den  Straf- 
richter gezogen  wird,  verlangen  könne,  dass  vorerst  der  damit 
zusammenhängende  Forderungsstreit  vor  dem  Richter  seines  Wohn- 
ortes erledigt  werde.  Das  Bundesgericht  hat  diese  Frage  verneint, 
weil  es  von  der  Gesetzgebung  der  Kantone,  deren  Souveränetät  in 
dieser  Hinsicht  nicht  beschränkt  ist,  abhängt,  ob  während  der 
Dauer  eines  Strafprozesses  Civilfragen,  welche  mit  demselben  zu- 
sammenhängen, an  den  Civilrichter  gewiesen  werden  können.  Die 
Kantone  sind  befugt,  die  Suspension  eines  Strafprozesses  aus  diesem 
Grunde  entweder  gänzlich  oder  doch  wenigstens  von  der  Versetzung 
in  Anklagezustand  an  zu  untersagen.**) 

Nachdem  wir  nun  das  Gebiet  der  «Forderungen  und  Schulden« 
gegenüber  allen  andern  Rechtsgebieten  abgegränzt  haben,  bleibt 
uns  noch  übrig,  einige  besondere  Anwendungen  zu  erwähnen,  welche 
der  Begriflf  der  »persönlichen  Ansprachen«  in  der  Praxis  der  Bundes- 
behörden gefunden  hat.  Wenn  in  einem  Vertrage  (selbst  wo  es 
sich  um  die  Pacht  von  Liegenschaften  handelt)  vorgeschrieben  ist, 
dass  allfällige  aus  demselben  entstehende  Streitigkeiten  durch  ein 
Schiedsgericht  ausgetragen  werden  sollen,  und  die  Partheien 
sich  über  die  Konstituirung  dieses  Schiedsgerichtes  oder  über  den 
Umfang  der  demselben  vorzulegenden  Rechtsfragen  nicht  einigen 
können,  so  sind  solche  Fragen  —  »wie  jede  auf  eine  Leistung 
bezügliche  Forderung,«  heisst  es  in  dem  bundesräthlicheti  Ent- 
scheide —  vor  den  Richter  des  Wohnortes  des  Beklagten  zu 
bringen.  ***) 


*)  Bundesbl.  1869  I.  977. 

**)  Gerichtszeitg.  1875  No.  29.    Entscheidungen  A.  S.  L  164. 
♦♦*)  Bundesbl.  1866  L  463.     1869  L  987  ff.     1871  II.  375. 
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Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  der  Provokation  zur 
Klage.  Der  Bundesrath  hat  in  wiederholten  Entscheidungen  die- 
selbe an  den  Richter  der  Hauptsache  gewiesen,  >weil  die  Pro- 
vokation keine  Klage  behufs  Verfolgung  persönlicher  Ansprachen 
im  Sinne  des  Art.  59  ist,  sondern  vielmehr  nur  den  Zweck  hat, 
den  Provokaten  zum  Anbringen  seiner  Forderung  vor  dem  Richter 
zu  veranlassen,  vor  welchem  sie  gerade  nach  diesem  Art.  59  allein 
selbstständig  verfolgt  werden  kann.«*)  In  dem  Rekursfalle  Guhl 
wurde  diese  Anschauung  von  der  Bundesversammlung  ausdrücklich 
gebilligt ;  der  Bericht  der  ständeräthlichen  Kommission  spricht  sich 
darüber  folgendermassen  aus :  »Der  Art.  59  will  nur,  dass  materielle 
Ansprachen  am  Wohnorte  des  Beklagten  gerichtlich  verfolgt  werden 
müssen;  dagegen  kann  er  nicht  die  Tragweite  haben,  dass  bei 
allen ,  den  Prozess  einleitenden  Vorfragen  die  Parthei ,  welche  in 
der  Hauptsache  Beklagter,  in  der  Vorfrage  aber  Kläger  ist,  die 
Gegenparthei  vor  dem  Richter  ihres  Wohnortes  suchen  müsse. 
Darin  läge  gerade  eine  Verrückung  des  natürlichen  Gerichtsstandes, 
und  es  würde  insbesondere  das  Provokationsverfahren  dadurch  sehr 
erschwert.  Es  ist  auch  wohl  in  allen  Gesetzen,  welche  dieses  Ver- 
fahren kennen,**)  für  die  Provokationsklagc  kein  anderes  Forum 
vorgeschrieben  als  dasjenige,  welches  für  die  Hauptsache  kompetent 
ist.«***)  Ebenso  erkannte  das  Bundesgericht  unter'm  12.  Mai  1875 : 
»Der  Provokation  vor  dem  Richter  des  Beklagten  steht  Art.  59 
nicht  entgegen ,  da  die  Provokation  zur  Klage  nicht  als  selbst- 
ständige, persönliche  Ansprache,  sondern  nur  als  Fristansetzung 
zum  Hauptprozesse  erscheint,  die  gerade  vor  dem  Gerichtsstande 
verhandelt  werden  muss,  der  nach  Art.  59  für  die  Beurtheilung 
des  ganzen  Prozesses  allein  kompetent  ist.«t) 

Selbstverständlich  muss,  wenn  es  sich  fragt,  ob  das  gegen  einen 
Anforderer  eingeleitete  Provokationsverfahren  zulässig  sei,  in  jedem 
einzelnen  Falle  {2;eprüfl  werden,  ob  das  in  der  Hauptsache  kom- 
petente Gericht  angerufen  worden  sei.  Handelt  es  sich  z.  B.  nicht 
um  eine  unversicherte,  sondern  um  eine  durch  Faustpfand  gedeckte 

*)  UUmcr  T.  309.  II.  218—220. 

**)  Im  Bundesgesetze  über  den  Civilprozess  und  in  manchen  kantonalen 
Gesetzen  ist  dasselbe  ausgeschlossen 
*♦♦)  Bundesbl.  1863  III.  660. 
t)  Zeitschr.  I.  871.     Entscheidungen  A.  S.  I.  224. 


428  Kap.  IV.    Garantirte  Rechte  der  Schweizerbürger. 

Forderung,  so  ist  die  Provokation  vor  dem  Richter  des  Wohn- 
ortes des  Beklagten  unzulässig.  *)  In  einem  Spezialfälle  kam  es 
vor,  dass  beide  Partheien  zu  dem  Rechtsbehelfe  der  Provokation 
ihre  Zuflucht  nahmen :  der  Gläubiger,  um  Einsprachen  gegen  eine 
von  ihm  vorgenommene  Pfändung  zu  beseitigen,  die  Schuldnerin, 
um  die  Forderung  selbst  aus  dem  Recht  zu  weisen.  Da  sich  aus 
den  Akten  ergab,  dass  die  Schuldnerin  nicht  im  Kanton  St.  Gallen, 
woselbst  die  Pfändung  vorgenommen  war,  ihren  rechtlichen  Wohnsitz 
hatte,  so  hob  der  Bundesrath  das  dortige  Provokationsverfahren 
auf  und  bestätigte  hingegen  dasjenige,  welches  das  in  der  Haupt- 
sache kompetente  Bezirksgericht  March  (Kanton  Schwyz)  erlassen 
hatte.  **) 

Aehnlich  wie  mit  der  Provokationsklage  verhält  es  sich  mit 
andern,  den  Hauptprozess  einleitenden  Verfügungen,  z.  B.  einer 
Beweisaufnahme  zum  ewigen  Gedächtnisse.  Für  solche  Verfügungen 
kann  eine  Prozessparthei  auch  vor  einem  andern  Richter  als  dem- 
jenigen ihres  Wohnortes  belangt  werden.***) 

HL     Was  ist  mit  er  dem  Wohwrte  des  Schuldners  zii  verstehen? 

Die  Frage,  wo  Jemand  sein  civilrechtliches  Domicil  habe,  ist 
für  zahlreiche  Rechtsverhältnisse  von  grosser  Wichtigkeit.  In  der 
Regel  löst  sie  sich  leicht  und  einfach,  aber  es  kommen  doch  nicht 
selten  Fälle  vor,  in  denen  sich  für  ein  Domicil  im  einen  und  im 
andern  Kanton  Gründe  anführen  lassen.  Um  alsdann  die  Frage 
zu  entscheiden,  wird  man  einerseits  die  Willensmeinung  der  betref- 
fenden Person,  anderseits  die  materiellen  Thatsachen,  welche  einen 
dauernden  Wohnsitz  zu  begründen  geeignet  sind,  in's  Auge  zu 
fassen  haben.  »Als  Wohnsitz  eines  Menschen  ist  derjenige  Ort  zu 
betrachten,  welchen  derselbe  zum  bleibenden  Aufenthalt  und  da- 
durch zugleich  zum  Mittelpunkt  seiner  Rechtsverhältnisse  und  Ge- 
schäfte frei  gewählt  hat.  Der  bleibende  Aufenthalt  schliesst 
aber  weder  eine  vorübergehende  Abwesenheit  aus  noch  eine  künf- 
tige Abänderung,  deren  Vorbehalt  vielmehr  von  selbst  verstanden 
wird ;  es  ist  damit  nur  gemeint,  dass  nicht  schon  jetzt  die  Absicht 
auf  vorübergehende  Dauer  vorhanden   sein   darf,  «f)    In    unsem 

♦)  Bundesbl.  1865  IL  173. 
**)  Bundeabi.  1866  I.  455. 
***)  Bundesbl.  1875  II.  590. 
t)  Savigny,  System  des  heutigen  römischen  Rechts  YIII.  58. 
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schweizerischen  Verhältnissen  können  die  Ausdrücke  »Niederlassung« 
und  »Wohnsitz«  nicht  als  synonym  betrachtet  werden:  wo  Jemand 
niedergelassen  ist,  da  wird  er  zwar  in  der  Begel  auch  seinen 
Wohnsitz  im  Sinne  des  Art.  59  haben;  aber  es  kann,  bei  der  Ver- 
schiedenartigkeit der  kantonalen  Niederlassungsgesetze  und  ihrer 
Anwendung,  sehr  wohl  Jemand  an  einem  Orte,  wo  er  nicht  nieder- 
gelassen, sondern  bloss  Aufenthalter  ist,  gleichwohl  sein  civilrecht- 
liches  Domicil  haben.*)  Eine  bloss  vorübergehende,  kürzere  oder 
längere  Anwesenheit  an  einem  Orte  ohne  Niederlassungs-  noch 
Aufenthaltsbewilligung  kann  den  gesetzlichen  Wohnsitz  nicht  be- 
gründen ;  **)  dagegen  gelten  neben  der  Hinterlegung  der  Ausweis- 
papiere als  Merkmale  des  Wohnsitzes  auch  die  Bezahlung  von 
Steuern  an  dem  Orte,  wo  Jemand  seinen  Wohnsitz  aufgeschlagen 
hat,  die  Betreibung  eines  Geschäftes,  die  Benutzung  der  Schule 
durch  die  Kinder,  der  Bezug  von  Gemeindsnutzungen.  ***)  In  zwei 
verschiedenen  Rekursfällen  handelte  es  sich  um  die  Frage,  ob  das 
blosse  miethweise  Innehaben  eines  Magazins  oder  eines  Lagerungs- 
platzes für  Waaren  an  einem  Orte  ein  rechtliches  Domicil  daselbst 
begründe ;  der  Bundesrath  hat  dieselbe  in  verneinendem  Sinne  ent- 
schieden, f)  Ebensowenig  fand  der  Bundesrath  ein  rechtliches 
Domicil  für  einen  Fabrikarbeiter  an  dem  Orte,  wo  er  in  Arbeit 
steht  und  den  grössern  Theil  seiner  Zeit  zubringt,  begründet,  so- 
feme  derselbe  mit  seiner  Familie  in  einem  andern  Kanton  wohnt 
und  hier  niedergelassen  ist.  ff) 

Eine  Ehefrau,  welche  von  ihrem  Manne  faktisch  getrennt 
lebt  und  sich  ohne  Ausweisschriften  in  einem  andern  Kanton  auf- 
hält, hat  ihren  rechthchen  Wohnsitz  nicht  hier,  sondern  an  dem 
Orte,  wo  der  Ehemann  oder  der  ihr  bestellte  Vormund  wohnt.ftt) 
In  dem  berühmt  gewordnen  Rekursfalle  Scheu  hat  die  ständeräth- 
liche  Kommission,  deren  Antrag  zuletzt  von  der  Bundesversamm- 
lung zum  Beschlüsse  erhoben  wurde,   entgegen  der  Ansicht  des 

*)  Zeitschr.  für  Schweiz.  Recht  XIII.  32. 
**)  Bundesbl.  1870  I.  678. 

***)  Bundesbl.  1867  I.  604.    Zeitschr.  I.  360.     Gerichtszeitung  1875 
No.  41.    Entscheidungen  A.  S    I.  158. 

t)  üllmer  I.  262      Bundesbl.  1867  I.  609. 
tt)  Bundesbl.  1873  I.  18. 
ttt)  Bundesbl.  1873  I.  18. 


430  Kap.  IV.   Garantirte  Rechte  der  Schweizerbtirger. 

Bundesrathes  sich  im  Allgemeinen  sehr  entschieden  dafür  aus- 
gesprochen, dass  ein  Bevormundeter,  möge  er  sich  aufhalten  wo 
er  wolle,  kein  anderes  rechtliches  Domicil  habe,  als  dasjenige  seines 
Vogtes,  resp.  der  Vormundschaftsbehörde,  dass  insbesondere  die 
Erwerbung  der  Niederlassung  in  einem  andern  Kanton  ohne  Zu- 
tstimmung  dieser  Behörde  nicht  geeignet  sein  könne,  ihn  von  der 
heimathlichen  Vormundschaft  zu  befreien  und  für  ihn  ein  neues 
Domicil  am  Aufenthaltsorte  zu  begründen.*)  In  einem  andern 
Falle,  welchen  der  Bundesrath  seither  zu  entscheiden  hatte,  standen 
sich  zwei  kantonale  Gesetze  gegenüber,  welche  die  Frage,  wo  der 
Gerichtsstand  einer  bevormundeten  Person  sei,  verschieden  beant- 
worteten. Nach  dem  luzernischen  Gesetze  nämlich  sind  Prozesse 
gegen  einen  Bevormundeten  an  dessen  eignem  Wohnsitze  anzuheben, 
während  nach  bemischem  Rechte  dieses  am  Wohnsitze  des  Vogtes 
geschehen  muss.  Da  nun  im  Spezialfälle  Bern  der  Heimathkanton, 
Luzern  aber  der  Wohnort  der  bevormundeten  Person  war,  so 
fand  der  Bundesrath  das  luzemische  Gesetz  massgebend,  weil  »die 
Gesetze  eines  Staates,  resp.  Kantons,  wenn  nicht  ausdrücklich  etwas 
anderes  vorgeschrieben  ist,  auf  den  Umfang  des  Staates  oder  Kan- 
tons beschränkt  sind.«  **)  Nur  wenige  Wochen  vorher  hatte  in- 
dessen der  Bundesrath  einen  ganz  ähnlichen  Konflikt  in  entgegen- 
gesetztem Sinne  entschieden,  indem  er  erklärte :  »Die  Frage,  welches 
der  Wohnsitz  der  Kinder  F.  sei,  ist  nach  den  Regeln  des  Personen- 
standes, also  nach  der  Gesetzgebung  von  Aargau,  als  ihres  Hei- 
mathkantons,  zu  entscheiden,  und  nach  dieser  Gesetzgebung  haben 
die  Minderjährigen  und  Pflegbefohlnen  ihr  Domicil  am  Wohnorte 
des  Vormundes.«***)  Man  sieht,  die  Praxis  der  ßundesbehörden 
bezüglich  des  Domicils  der  Bevormundeten  ist  noch  eine  sehr 
schwankende  und  unsichere  I  Ohne  Zweifel  wird  indessen  das  nach 
Art.  46  der  Bundesverfassung  zu  erlassende  Bundesgesetz  verfügen, 
dass  Niedergelassene  immer  an  ihrem  Wohnort«  zu  bevormunden 
seien,  w^odurch  dann  von  selbst  ein  festerer  Boden  gewonnen  wird. 
Dem  Domicil  einer  Handelsgesellschaft  ist  für  die  An- 
gelegenheiten derselben  auch  der  in  einem  andern  Kanton  wohnende 
Associe   unterworfen;    doch   muss    die  Existenz    der  Gesellschaft, 

♦)  Bundesbl.  1872  II.  842  ff.     Vergl.  den  Beschluss  1873  lU.  296. 
*♦)  Bundesbl.  1876  II.  591. 
***)  Ebenda  S.  594. 
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falls  sie  bestritten  wird,  sowie  die  Eigenschaft  des  Belangten  als 
wirklichen  Gesellschafters  genau  nachgewiesen  werden  können.*) 
Die  ausser  dem  Kanton  wohnenden  Associes  haben  das  Domicil 
der  Gesellschaft  auch  dann  noch  anzuerkennen,  wenn  letztere  zwar 
sich  aufgelöst,  aber  nicht  eine  vollständige  Liquidation  ihrer  Ge- 
schäfte herbeigeführt  hat.  **)  Wenn  eine  Fabrikfirma ,  deren 
sämmtUche  Associes  in  einem  andern  Kanton  wohnen,  an  dem 
Orte,  wo  sie  ihr  hauptsächliches  Etablissement  hat,  eine  Nieder- 
lassungsbewilligung zwar  nicht  ausgewirkt  hat,  aber  gesetzlich 
verpflichtet  gewesen  wäre,  dieselbe  einzuholen,  so  begründet  dieser 
letztere  Umstand  ein  nothwendiges  Spezialdomicil ,  vermöge 
dessen  die  Firma  für  Geschäfte,  welche  sich  auf  den  Betrieb  der 
Fabrik  beziehen,  am  Orte  derselben  belangt  werden  kann.***) 

Was  die  Eisenbahngesellschaften  betrifft,  so  wird  ihr 
civilrechtliches  Domicil  in  der  Regel  durch  die  ihnen  vom  Staate 
ertheilten  Konzessionen,  beziehungsweise  durch  ihre  Statuten  be- 
stimmt. Als  die  Westbahngesellschaft,  deren  allgemeines  Domicil 
gemäss  ihren  Statuten  im  Kanton  Waadt  sich  befand,  in  Genf 
belangt  werden  wollte,  fand  der  Bundesrath  die  Thatsache,  dass 
sie  daselbst  zwei  Bureaux  mit  Kasse  imd  Comptabilität  hatte, 
nicht  genügend,  um  neben  dem  allgemeinen  noch  ein  besonderes 
Domicil  zu  begininden.  f)  Als  dagegen  die  Betriebsgesellschaft  der 
Schweiz.  Westbahnen  (Laurent,  Bergeron  &  Comp.)  sich  weigerte, 
den  Gerichtsstand  in  Freiburg  anzuerkennen,  erklärte  der  Bundes- 
rath denselben  in  der  Konzession  begründet ,  welche  der  Gesell- 
schaft »zum  Bau  und  Betrieb«  der  freiburgischen  Eisenbahn,  als 
deren  theilweise  Rechtsnachfolgerin  die  Betriebsgesellschaft  erscheine, 
die  Pflicht  auferlegt  habe,  in  Freiburg  Domicil  zu  nehmen,  ff) 

Art.  8  des  Bundesgesetzes  über  Bau  und  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen vom  23.  Christmonat  1872  erklärt  nunmehr,  dass  die 
Gesellschaften  in  jedem  durch  ihre  Unternehmung  berührten  Kan- 
tone ein  Domicil  zu  verzeigen  haben,  an  welchem  sie  von  den 
betreffenden  Kantonseinwohnem  belangt  werden  können.« 

*)  üllmer  I.  292—294.  U.  168—160. 
**)  Bund  es  bl.  Iö73  I.  418. 
***)  Bundesbl.  1866  III.  162.  1867  I.  22.    Entscheid.  A.  S.  I.  173. 

t)  Ullmer  I.  263-266. 
tt)  Bundesbl.  1867  I.  609. 
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Wenn  eine  Person  faktisch  zwei  Wohnsitze  hat  und  eine 
Collision  eintritt  hinsichtlich  der  Rechte  und  Verbindlichkeiten, 
welche  von  dem  gesetzlichen  Domicil  abhängen,  so  muss  von  dem 
Grundsatze  ausgegangen  werden,  dass  das  frühere  Domicil  als 
fortdauernd  zu  betrachten  sei,  wenn  nicht  in  der  Erwerbung  des 
spätem  ein  Aufgeben  desselben  liegt,  und  dass  somit  Hechte  und 
Verbindlichkeiten  aus  dem  spätem  Domicil  nur  insofern  zur  vollen 
rechtlichen  Wirkung  gelangen  können,  als  sie  nicht  mit  denjenigen 
coUidiren,  die  von  dem  fortbestehenden  altern  Domicil  herrühren.*} 
In  der  Erwerbung  eines  spätem  Domicils  kann,  wie  das  Bundes- 
gericht in  dem  Rekursfalle  Müller  von  Steinach  sich  ausgesprochen 
hat,  das  Aufgeben  des  frühem  nur  insofern  gefunden  werden,  als 
auch  thatsächlich  das  Wohnen  und  der  Mittelpunkt  der  Geschäfte 
an  den  neuen  Ort  verlegt  wird.  Die  blosse  Absicht  der  Domicils- 
änderung,  selbst  wenn  sie  sich  durch  Deponirung  der  Ausweis- 
schriften behufs  der  Niederlassung  und  durch  Bezahlung  von 
Steuern  am  neuen  Domicil  geäussert  hat,  genügt  dazu  nicht.  Im 
Spezialfälle  war  nachgewiesen,  dass  der  Rekurrent  zur  Zeit  der 
Anhängigmachung  der  Klage  seine  frühere  Wohnung  in  seiner 
Heimathgemeinde  Steinach,  welche  ihn  trotz  der  Deposition  der 
Schriften  in  Arbon  nicht  wegweisen  durfte,  beibehalten  und  nur 
ausnahmsweise  etwa  eine  Nacht  in  Arbon  zugebracht  habe,  und 
zwar  augenscheinlich  bloss  zu  dem  Zwecke,  um  der  behufs  Um- 
gehung der  Steuerpflicht  vorgeschützten  Domicilsändemng  einigen 
Anschein  zu  geben.  Daher  wurde  das  Domicil  des  Rekurrenten  in 
Steinach  als  fortbestehend  anerkannt.**) 

Wenn  ein  Schuldner  in  dem  Augenblicke,  wo  die  Betreibung 
oder  der  Prozess  gegen  ihn  an  seinem  Wohnorte  eingeleitet  wird, 
sein  gesetzliches  Domicil  daselbst  hatte,  so  ist  durch  diese  That- 
sache  der  Gerichtsstand  begründet  und  es  kann  ein  späterer  Wohn- 
sitzwechsel daran  nichts  mehr  ändern.  Wenn  in  einem  solchen 
Falle  die  Gesetze  des  frühem  Wohnortes  dem  Gläubiger  das  Recht 
geben,  sich  gegen  einen  Schuldner,  der  nach  angehobener  Betrei- 
bung den  Kanton  verlässt,  durch  Beschlagnahme  seiner  Fahrhabe 
sicherzustellen,  so  ist  eine  derartige  Arrestlegung  zulässig,  weil 
sie  nicht  zur  Begründung  eines  verfassungswidrigen,  sondern  viel- 

*)  üllmer  I.  252,  284.    II.  210. 
**)  Entscheidungen  A.  S.  I.  154. 
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mehr  zur  Feststellung  des  Yerfassongsmässigen  Gerichtsstandes  dient. 
Die  Bundesbehörden  haben  immer  angenommen,  dass  dasjenige 
Gericht,  welches  zur  Zeit  der  Anhängigmachung  eines  Rechts- 
streites darum  kompetent  war,  weil  der  Beklagte  in  dessen  Kreis 
seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hatte,  auch  zuständig  bleibt,  wenn 
er  während  der  Dauer  des  Prozesses  an  einen  andern  Ort  sich 
begibt;  ebenso  kann  die  Betreibung  gegen  einen  Schuldner  da 
fortgesetzt  werden,  wo  er  zur  Zeit  der  Anhebung  derselben  wirk- 
lich gewohnt  hat.*)  Auch  wenn  ein  Niedergelassener,  welcher  an 
seinem  Wohnorte  betrieben  wurde,  nachher  im  Heimathkanton  unter 
Vormundschaft  gesetzt  wird,  so  kann  diese  neu  hinzugekommene 
Thatsache  das  einmal  festgestellte  Domicil  nicht  verändern.**) 

In  dem  vielbesprochnen  Rekursfalle  Buttlar  war  man  allgemein 
darüber  einig,  dass,  wenn  es  sich  darum  handelt,  den  Wohnort 
des  Beklagten  im  Augenblick  der  Anhebung  des  Prozesses  zu  kon- 
statiren,  nicht  der  Tag ,  auf  welchen  vor  die  kompetente  Behörde 
vorgeladen  wird,  sondern  der  Tag,  an  welchem  die  Vorladung  dem 
Beklagten  bestellt  wird,  massgebend  ist.  Dagegen  konnten  sich 
die  beiden  gesetzgebenden  Räthe  nicht  darüber  einigen,  ob  die 
Thatsachen,  welche  der  Vorladung  des  Baron  v.  Buttlar  vor  das 
Richteramt  vorausgingen,  hinreichten  nicht  bloss  zur  Erwerbung 
eines  neuen  Domicils  im  Kanton  Neuenburg,  sondern  auch  zum 
Verluste  des  bisherigen  in  Bern.  Im  Gegensatze  zu  dem  Beschlüsse 
des  Bundesrathes ,  welcher  die  Frage  bejahte,  fanden  die  Mehr- 
heiten beider  Kommissionen,  es  könne  nicht  genügen,  wenn  Jemand 
den  Behörden  des  alten  und  des  neuen  Wohnortes  gegenüber  die 
Absicht  einer  Domicilsverlegung  ausspreche,  sondern  es  müsse  auch 
der  faktische  Wechsel  des  Wohnsitzes  hinzutreten.***)  Die 
ständeräthliche  Kommission  bemerkte  dabei :  »Der  Art.  59  enthält 
den  Grundsatz,  dass  Jedermann  vor  seinem  natürlichen  Richter 
belangt  werden  solle.     Nun  ist  aber  klar,   dass,  wenn  man  mit 

*)  Bundesbl.  1869  1.  982.  HI.  687.  1675  II.  687.  Geschäftsbericht 
V.  J.  1873  S.  367,  368.     Vergl.  Ullmer  U.  168. 

*♦)  Ullmer  I.  294-297. 

***)  Bundesbl.  1864  H.  242  ff.,  516  ff.,  658  ff.,  825.  Vergl.  Code  Na- 
poleon Art.  103,  mit  welchem  das  nenenburgische  Gesetz  übereinstimmt:  »Le 
changement  de  domicile  s'op^rera  par  le  fait  d'une  habitation  reelle 
dans  nn  autre  lieu,  Joint  ä  I'intention  d'y  fixer  son  principal  etablissement.« 

Blamer,  Handbuch.    I.  28 
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einer  blossen  Willenserklärung  alle  die  umfassenden  Rechte,  welche 
das  Domicil  in  einem  andern  Kanton  mit  sich  bringt,  erwerben 
kann,  gerade  oft  der  Fall  eintreten  wird,  dass  man  seinem  natür- 
lichen Richter,  d.  h.  demjenigen  des  wirklichen  Wohnsitzes  sich 
entzieht.«  Obschon  ein  Beschluss  der  Buudesversammlung  nicht 
zu  Stande  kam,  hat  der  Bundesrath  doch  selbst  in  einer  spätem 
Entscheidung  die  Anschauung  der  beiden  Kommissionen  adoptirt, 
indem  er  sich  folgendermassen  aussprach:  »Zum  Nachweis  der 
Erwerbung  eines  neuen  ordentlichen  Wohnsitzes  gehört  die  ernst- 
liche und  thatsächliche  Besitznahme  der  neuen  W^ohnung  und  die 
Uebertragung  des  Sitzes  der  Geschäfte.  So  lange  ein  anderer 
fester  Wohnsitz  nicht  nachgewiesen  ist,  wird  der  frühere  W^ohnsitz 
als  fortdauernd  angenommen.«*) 

Es  kann  sich  schliesslich  noch  fragen,  ob  das  frühere  Domicil 
aus  dem  Grunde  als  fortbestehend  angesehen  werden  dürfe,  weil 
zur  Zeit  der  Klaganhebung  der  jetzige  Aufenthalt  des  Beklagten 
dem  Gerichte  unbekannt  war.  Das  Bundesgericht  hat  in  zwei 
verschiedenen  Fällen  gefunden,  dass  der  letztere  Umstand  zwar 
wohl  eine  öffentliche  Vorladung  rechtfertigte,  dagegen,  nachdem 
der  Beklagte  sich  über  ein  festes  Domicil  in  einem  andern  Kanton 
ausgewiesen,  die  Kompetenz  des  Gerichtes  des  frühern  Wohnortes 
nicht  mehr  begründen  konnte.  Die  Anwendbarkeit  des  Art.  59 
ist  nicht  dadurch  bedingt,  dass  dem  Gläubiger  das  neue  Domicil 
seines  Schuldners,  welcher  seinen  alten  Wohnsitz  verlassen  hat, 
bekannt  sei;  eben  so  wenig  kann  sie  abhängig  gemacht  werden 
von  der,  in  kantonalen  Gesetzen  hin  und  wieder  vorgeschriel)enen 
öffentlichen  Bekanntmachung  der  Domicilsänderung.  **) 

IV.    Bedeiftfinr/  und  Folgen  des  forum  domicilii 

Vor  Allem  aus  ist  klar,  dass,  wenn  der  Art.  50  vorschreibt, 
dass  der  solvente  Schuldner  vor  dem  Richter  seines  W'ohnortes 
gesucht  werden  müsse,  diese  Bestimmung  sich  ebenso  wohl  auf 
die  Betreibung,  sei  es  für  liquide  oder  illiquide  Forderungen,  als 
auf  das  Anbringen  einer  Civilklage  im  ordentlichen  Prozesse  be- 
zieht.***)    Als   einmal  die  Justizkommission  des  Kantons  Schwyz 

*)  Bundesbl.  1869  III.  638. 
♦*)  Entscheidungen  A.  S.  1.  160,  176. 
***)  Ullmer  I.  252-263. 
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zwischen  dem  Gerichtsstande  für  den  Fall  eines  Rechtsstreites  und 
dem  Orte,  an  welchem  die  Schuldbetreibung  eingeleitet  werden 
kann,  u^iterscheiden  wollte,  so  bemerkte  darüber  eine  ständeräth* 
liehe  Kommission:  >Auf  eine  persönliche  Forderung  findet  der 
Ai-t.  59  in  der  Art  Anwendung,  dass  nicht  nur  ein  Streit  über 
dieselbe  vor  den  Richter  des  Wohnortes  des  Schuldners  gehört, 
sondern  dass  auch  die  Schuldbetreibung  nur  bei  den  Behörden  des 
Wohnortes  eingeleitet  und  durchgeführt  werden  kann.c*) 

Der  Gerichtsstand  des  Wohnortes  ist  fernerhin  durch  den  Art.  59 
in  so  unbedingter  Weise  vorgeschrieben,  dass  es  durchaus  nicht 
darauf  ankommen  kann,  an  welchem  Orte  der  Vertrag  abge- 
schlossen oder  auf  andere  Weise  die  Forderung  entstanden  ist, 
noch  ob  am  Wohnorte  des  Schuldners  oder  anderswo  die  Erfül- 
lung (Zalilung)  geschehen  muss.  Wenn  kantonale  Prozessgesetze 
ein  forum  contractus  oder  solutionis  kennen,  so  müssen  solche  Be- 
stimmungen dem  allgemeinen  Princip  des  Art.  59  weichen,  so  oft 
es  sich  um  Partheien  handelt,  welche  verschiedenen  Kantonen  an- 
gehören. **) 

Durch  unzulässige  Streitverkündung  könnte  der  Art.  59 
umgangen  und  der  natürliche  Gerichtsstand  willkürlich  verändert 
werden.  Der  Bundesrath  hat  diiher  in  wiederholten  Entscheidungen 
erkannt ,  es  könne  Niemand  gezwungen  werden ,  ausser  seinem 
Kanton  vor  einem  inkompetenten  Richter  als  Litisdenunciat  auf- 
zutreten und  von  demselben  zu  irgend  welchen  Leistungen  sich 
verurtheilen  zu  lassen.***) 

Eine  Verletzung  des  Art.  59  wird  hingegen  darin  nicht  gefun- 
den, wenn  ein  Beklagter,  welcher  von  dem,  einem  andern  Kanton 
angehörenden  Kläger  an  seinem  W^ohnorte  belangt  wird,  demselben 
vor  dem  nämlichen  Gerichtsstande  eine  mit  der  Hauptklage  con- 
n e X e ,  d.h.  aus  dem  nämlichen  Rechtsverhältnisse  hervorgehende 
Widerklage  entgegensetzt;  vielmehr  wird  angenommen,  dass 
der  Kläger  hierauf  zu  antworten  habe  und  sich  nicht  auf  seinen 
natürlichen    Gerichtsstand    berufen    könne.     Der   Bundesrath   hat 

♦)  Bundesbl.  1867  I.  622. 

**)  Ullmer  I.  285,  323.  II.  169.  Bundesbl.  1870  ü.  143—144. 
1873  I.  419. 

***)  Ullmer  I.  238—236.  Bundesbl.  1865  II.  171.  1866  I.  457.  1867 
I.  611—612.     1873  II.  34.     1875  I.  213. 
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seinen  ersten  daherigen  Entscheid  damit  begründet,  dass  der  Be- 
klagte seinem  ordentlichen  Richter  entzogen  würde,  wenn  er  ge- 
zwungen würde*,  beim  Gerichtsstande  seines  Gläubigers  die  Frage 
entscheiden  zu  lassen,  ob  er  demselben  die  ganze  Summe  oder  nur 
einen  Theil  schulde.  '*')  Selbst  wenn  die  einmal  anhängig  gemachte 
Hauptklage  im  Laufe  des  Prozesses  fallen  gelassen  wird,  bleibt  der 
Richter  derselben  fortwährend  für  die  Widerklage  zuständig,  so- 
feme  nur  die  letztere  vor  Erledigung  der  erstem  angebracht  war.**) 
Die  Zulässigkeit  einer  Widerklage  erscheint  indessen  immerhin, 
die  Einrede  der  Kompensation  vorbehalten,  dem  allgemeinen  Pnndp 
des  Art.  59  gegenüber  als  eine  Ausnahme  und  darf  nicht  weiter 
ausgedehnt  werden  als  auf  connexe  Klagen.  Eine  dingliche  Klage, 
welche  sich  auf  eine,  in  einem  andern  Kanton  gelegene  Sache  be- 
zieht, kann  niemals  als  Widerklage  angebracht  werden,  weil  zu 
deren  Beurtheilung  der  Richter  der  Hauptklage  nicht  kompetent 
wäre.***)  Ebensowenig  kann  einer  grundversicherten  Forderung 
gegenüber  eine  Currentforderung  als  Widerklage  geltend  gemacht 
werden,  weil  die  beiden  Klagen  auf  ganz  verschiednem  Rechts- 
grunde beruhen;  die  rein  persönliche  Ansprache  ist  vielmehr  an 
den  Richter  des  Wohnortes  des  Wiederbeklagten  zu  weisen,  f)  End- 
lich kann  einer  Injurienklage  gegenüber  eine  gewöhnliche  Geld- 
forderung schon  aus  dem  Grunde  nicht  als  Widerklage  geltend 
gemacht  werden,  weil  Niemand  aus  einer  unrechtmässigen  Hand- 
lung Rechtsvortheile  für  sich  in  Anspruch  nehmen  kann ,  wie  es 
der  Fall  wäre,  wenn  der  Injuriirte  mit  Bezug  auf  andere  Rechts- 
streitigkeiten seinem  natürlichen  Richter  entzogen  würde,  ff) 

Wenn  der  Beklagte  dem  auswärtigen  Kläger  eine  Ersatzforde- 
rung für  den  ihm  durch  muthwillige  und  trölerhafte  Prozessbetrei- 
bung verursachten  Schaden  entgegensetzt,  so  ist  die  Beurtheilung 
einer  solchen  Widerklage  am  Wohnorte  des  Beklagten  zulässig, 
weil  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  das  für  die  Hauptsache 
kompetente  Gericht  auch  für  connexe  Nebenfragen  zuständig  ist 

♦)  Bundesbl.  1858  I.  272.    Vergl.  üllmcr  I.  291. 
**)  Ullmer  II.  205-206.   Bundesbl.  1866  I.  461-462.  1872  ü.  501. 
Geschäftsbericht  v.  J.  1873  S.  875. 

♦♦♦)  Bundesbl.  1865  IH.  737-738.    IV.  57, 
t)  Bundesbl.  1869  I.  985. 
tt)  Ullmer  II.  607. 
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Auch  wenn  der  Kläger  die  Hauptfrage  fallen  lässt,  der  Beklagte 
aber  Kosten  und  Entschädigung  fordert,  so  hat  hierüber  dasjenige 
Gericht  zu  entscheiden,  welches  in  der  Hauptsache-  kompetent  ge- 
wesen wäre.*) 

F.    Verzicht  auf  den  Gerichtsstand  des  Wohnortes. 

Das  forum  domicilii  des  Schuldners  gehört  nicht  zu  den  un- 
veräusserlichen Kechten,  auf  welche  nicht  Verzicht  geleistet  werden 
kann ;  vielmehr  verbietet  der  Art.  59  keineswegs,  für  einzelne  civil- 
rechthche  Verhältnisse  und  Fälle,  mit  Bezug  auf  die  Betreibung 
sowohl  als  auf  den  eigentlichen  Prozess,  sich  einem  andern  als 
dem  gewöhnUchen  Gerichtsstande  freiwilhg  zu  unterwerfen.  Die 
bundesrechtliche  Garantie  des  Gerichtsstandes  des  wirklichen  Wohn- 
sitzes derogirt  nicht  dem  Rechte  und  der  Willkür  desjenigen,  der 
sich  darauf  berufen  könnte ;  sie  zwingt  ihn  nicht,  davon  Gebrauch 
zu  machen,  sondern  ist  nur  demjenigen  gegeben,  der  es  nicht  vor- 
zieht, ausdrücklich  oder  durch  concludente  Handlungen  darauf  zu 
verzichten.**)  Wenn  also  z.  B.  eine  Eisenbahn-  oder  Versiche- 
rungsgesellschaft in  den  ihr  ertheilten  Conzessionen  für  ihren  Ge- 
schäftsbetrieb in  einem  Kanton  den  Gerichtsstand  desselben  aner- 
kannt hat,  so  kann  sie  nachher  nicht  verlangen,  dass  sie  vor  dem 
Richter  ihres  wirklichen  Domicils  gesucht  werden  müsse.  ***)  Gleich- 
bedeutend mit  der  ausdrücklichen  Anerkennimg  eines  Gerichts- 
standes ist  die  Verzeigung  eines  Domicils  an  einem  bestimmten 
Orte  gegenüber  gewissen  Personen  und  für  gewisse  Rechtsverhält- 
nisse; hingegen  können  dritte,  hiebei  nicht  betheiligte  Personen 
keinen  Vortheil  daraus  ziehen,  namentlich  nicht  etwa  auf  eine  von 
dem  Schuldner  hinterlegte  Caution  Arrest  legen,  f)  Eine  Aner- 
kennung des  Gerichtsstandes  ist  ferner  von  den  Bundesbehörden 
mit  Recht  auch  darin  gefunden  worden,  wenn  Jemand  in  einem 
Kanton,  wo  er  zwar  Geschäfte  betreibt,  aber  nicht  seinen  ordent- 
lichen Wohnsitz  hat,  einen  Spezialbevollmächtigten  bestellt,  um 
auf  eine  bestimmte  Klage  zu  antworten,  ff )    Hingegen  hat  der 

*)  Bundesbl.  1852  I.,  412.  1868  IH.  468-472. 
♦♦)  üllmer  I.  301—303.  II.  193.    Bundesbl.  1872  I.  739—740. 
*♦*)  Bundesbl.  1872  II.  491. 

t)  Bundesbl.  1870  U.  142. 
tt)  üllmer  II.  161. 
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Bundesrath  in  wiederholten  Kekursentscheidungen  erkannt,  es  könne 
ein  Verzicht  auf  den  natürlichen  Gerichtsstand  nicht  darin  gefunden 
werden,  wenn  der  Beklagte  einwilligt,  dass  das  Streitobjekt  am 
Wohnorte  des  Ansprechers  hinter  Recht  gelegt  werde.*) 

Von  grosser  praktischer  Bedeutung  ist  die  Frage,  inwiefeme 
ein  an  sich  inkompetenter  Gerichtsstand  durch  die  freiwillige  Ein- 
lassung des  Beklagten  für  die  Sache  zuständig  werden  könne. 
Der  Bundesrath  hat  wiederholt  den  Grundsatz  ausgesprochen,  dass, 
wenn  zwei  Partheien  freiwillig  die  Kompetenzfrage  einem  kanto- 
nalen Gerichte  zur  Entscheidung  vorlegen,  sie  an  diesen  Entscheid 
gebunden  sind  und  jene  Frage  nicht  weiter  an  die  Bundesbehörden 
bringen  können.  **)  Ebenso  hat  der  Bundesrath  in  mehreren  Re- 
kursfällen sich  dafür  erklärt,  dass  in  der  Unterlassung  einer  Kom- 
petenzeinrede und  in  der  materiellen  Einlassung  auf  die  Haupt- 
sache vor  Gericht,  sei  es  mit  oder  ohne  Anhebung  einer  Widerklage, 
ein  Verzicht  auf  den  ordentlichen  Gerichtsstand  liege.  ***)  Dagegen 
hat  sich  das  Bundesgericht  schon  in  zwei  Fällen  dafür  ausgespro- 
chen, dass  ein  solcher  Verzicht  in  der  blossen  stillschweigenden 
Hinnahme  einleitender  Betreibungsakte  ohne  Auswirkung  eines 
Rechtsvorschlages  u.  s.  w.  nicht  gefunden  werden  könne,  f) 

In  einem  schon  1852  vorgekommenen  Spezialfälle,  wo  es  sich 
um  einen  Vertrag  handelte,  in  welchem  für  die  Uebernahme  und 
Bezahlung  der  Waaren  ein  bestimmter  Ort  bezeichnet  war,  fand 
der  Bundesrath ,  es  könne  hierin  eine  Anerkennung  eines  aus- 
nahmsweisen  Gerichtsstandes  am  Erfüllungsorte  für  Streitigkeiten, 
welche  aus  dem  Vertrage  hervorgehen,  nicht  liegen,  weil  derartige 
Stipulationen  im  kaufmännischen  Verkehr  häufig  vorkommen  ohne 
irgend  welche  Absicht,  auf  das  regelmässige  Forum  zu  verzichten.ff ) 
Anders  wurde,  freilich  erst  lange  nachher,  die  ungleich  wichtigere 
Frage  entschieden,  ob  in  der  Domicilirung  eines  Wechsels 
eine  Anerkennung  des  Gerichtsstandes  des  Zahlungsdomicils  liege. 
Es    musste   diese  Frage  bekanntlich  bei  Anlass  der   sogenannten 

*)  Bundesbl.  1851  II.  330—331.  1852  I.  411-412. 
**)  üllmer  I.  296,  297,  298. 

***)  Ebenda  I.  297—298.  II.  234.  Bundesbl.  1867  HL  20.  1868 
IL  791. 

t)  Entscheidungen  A.  S.  I.  226.  235. 
tt)  Ullmer  I.  263. 
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Reskriptionen  (Eigenwechsel)  erörtert  werden,  welclie  das  Finanz- 
departenient  des  Kantons  Wallis  in  sehr  bedeutenden  Beträgen  an 
die  Ordre  der  dortigen  Bank  ausgestellt  und  auf  grössere  Wechsel- 
plätze (Basel,  Bern,  Genf  u.  s.  w.)  domicilirt  hatte,  damit  sie  desto 
eher  in  Cirkulation  gesetzt  werden  könnten.  Der  Beschluss  des 
Bundesrathes ,  welcher  sich  für  einen  gewillkürten  (provozirten) 
Gerichtsstand  am  Zahlungsorte  aussprach,  *)  wurde  weiter  gezogen 
an  die  Bundesversammlung,  von  dieser  jedoch  bestätigt.  Der  Bericht 
der  ständeräthlichen  Kommission  rechtfertigt  diese  Entscheidung 
folgendermassen :  »So  richtig  es  ist,  dass  die  Verzichtleistung  auf 
ein  Recht,  insbesondere  auf  den  allgemeinen  Gerichtsstand  des 
Schuldners  nicht  präsumirt  werden  darf,  sondern  ein  genügender 
Beweis  dafür  verlangt  werden  muss,  ebenso  sehr  ist  in  unsrer 
bundesstaatsrechtlichen  Praxis  der  Grundsatz  als  feststehend  zu 
betrachten,  dass  dieselbe  nicht  bloss  expressis  verbis  geschehen 
kann,  sondern  auch  durch  Handlungen,  aus  denen  der  Wille,  sich 
einem  andern  Gerichtsstande  als  demjenigen  des  Wohnortes  zu 
unterwerfen,  auf  unzweifelhafte  Weise  hervorleuchtet.  In  unserem 
Falle  muss  ohne  weiteres  zugegeben  werden,  dass  der  Vorstand 
des  Walliser  Finanzdepartements  niclit  ausdrücklich  gesagt  hat, 
er  unterwerfe  sich  dem  Gerichtsstande  der  von  ihm  bezeichneten 
W^echseldomicile  in  Bern  und  Basel;  er  hat  vielmehr  in  den  von 
ihm  ausgestellten  Eigenwechseln  nur  gesagt,  dieselben  seien  in 
jenen  Domicilen  zu  bezahlen.  Allein  es  fragt  sich,  ob  nicht 
nach  allgemeinen  wechselrechtlichen  Begriffen  und  Gewohnheiten, 
sowie  insbesondere  nach  der  Gesetzgebung  der  zunächst  in  Betracht 
fallenden  Kantone  angenommen  werden  muss,  dass,  wer  ein 
Wechseldomicil  verzeigt,  Willens  ist,  sich  auch  dem  Gerichtsstand 
dieses  Domicils  zu  unterwerfen.  Hier  muss  nun  vor  Allem  der 
universelle  Charakter  des  Wechsels  in's  Auge  gefasst  werden,  einer 
Anweisung,  welche  bestimmt  ist,  von  Land  zu  Land  zu  wandern 
nnd  ihre  Runde  durch  die  ganze  Handelswelt  zu  machen.  Wer 
eine  solche  Urkunde  und  insbesondere  einen  Eigenwechsel  auf  sich 
selbst  ausstellt,  ist  censirt,  sich  damit  auch  den  im  Wechselverkehr 
allgemein  angenommenen  Regeln  zu  unterwerfen.  Die  wechsel- 
rechtliche Verantwortlichkeit  des  Indossanten   z.  B.  müsste   wohl 

*)  Bundesbl.  1871  III.  763—773,  vergU  S.  635—539. 
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selbst  in  einem  Kanton,  welcher  kein  geschriebenes  Wechselrecht 
hätte,  als  feststehend  angenommen  werden;  an  die  Stelle  des  ge- 
setzlichen würde  hier  das  gewillkürte  Recht  treten.  Es  ist  also 
nach  unserer  Ansicht  die  Wechselform,  in  welcher  sich  das  Wal- 
liser Finanzdepartement  verpflichtet  hat,  allerdings  entscheidend 
und  es  lässt  sich  zu  Gunsten  des  Rekurses  durchaus  nicht  eäi 
früheres  Erkenntniss  des  Bundesrathes  anführen,  welches  in  der 
Festsetzung  eines  Erfüllungsortes  für  einen  Kaufvertrag,  bei  dem 
es  sich  um  eine  Parthie  gesägter  Holzwaaren  handelte,  die  Absicht 
der  Partheien,  im  Falle  von  Streitigkeiten  sich  dem  Gerichtsstande 
jenes  Ortes  zu  unterwerfen,  nicht  enthalten  fend.  *)  Fragt  es  sich 
daher,  welche  Bedeutung  und  Tragweite  der  Aussteller  eines  Eigen- 
wechsels der  von  ihm  beigefügten  Verzeigung  eines  Domicils,  in 
welchem  der  Wechsel  zu  bezahlen  sei,  unterlegen  wollte,  so  kommt 
es  offenbar  wesentlich  darauf  an,  welcher  Sinn  im  Allgemeinen  von 
der  Handelswelt  dieser  Clausel  beigelegt  wird.  Kann  man  nun 
auch  allerdings  nicht  von  einer  ganz  einstimmigen  Anschauungs- 
weise sprechen,  so  steht  doch  fest,  dass  die  Gesetzgebung  und  die 
Jurisprudenz  Deutschlands,  Frankreichs  und  der  Schweiz  seh  vor- 
wiegend in  dem  Sinne  aussprechen,  dass  die  Domicihrung  eines 
Wechsels  die  Unterwerfung  unter  den  Gerichtsstand  des  erwählten 
Domicils  bedeute.  Für  Deutschland  verweisen  wir  auf  Renaud's 
Lehrbuch  des  allgemeinen  deutschen  Wechselrechts,  welches  in  §  81 
sagt:  »Der  Kläger  bit  die  Wahl,  seine  Wechselklage  entweder 
bei  dem  Gerichte  des  Erfüllungsortes  der  eingeklagten  Wechsel- 
schuld, oder  da  anzubringen,  wo  der  Beklagte  seinen  allgemeinen 
Gerichtsstand  hat ;  «  sowie  auf  Oscar  Wächte  r  *'  s  Wechsellehre 
S.  179,  wo  es  heisst :  »Bei  Klagen  gegen  den  Acceptanten  (oder 
den  Aussteller)  eines  eignen  Wechsels  ist,  wenn  der  Wechsel  do- 
micilirt  wird,  im  Domicil  zu  klagen.«  **)  Für  Frankreich  citiren 
wir  den  Art.  420  des  Code  de  procedure  civile  und  dessen  Anwen- 
dung in  der  Praxis  der  Gerichtshöfe ;  für  die  Schweiz  die  Wechsel- 


*)  Siehe  oben. 

**)  Es  werden  hier  ferner  angeführt  Ditscheiner  deutsches  und  öster- 
reichisches Wechselrecht  S.  455,  und  das  preussische  Einfuhnmgsgesetx 
zur  deutschen  Wechselordnung  §  6. 
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gesetze  von  Bern  *) ,  Basel,  Luzem  und  Aargau.  Gegenüber  einem 
Genfer  ürtheile,  welches  sich  zu  Gunsten  der  Regierung  von  Wallis 
ausgesprochen  hat,  sind  wir  im  Falle,  ein  Urtheil  des  Civilgerichtes 
von  Basel  anzuführen,  in  welchem  die  Frage,  »inwiefern  bei  Er- 
wählung eines  Zahlungsdomicils  ausserhalb  des  Wohnsitzes  eines 
Schuldners  eine  Prorogation  des  Gerichtsstandes  im  Sinne  der  Par- 
theien  liegt , «  folgendermassen  beantwortet  wird :  >Es  ist  anzu- 
nehmen, dass  ein  Schuldner,  der  im  Accept  einen  Ort  ausserhalb 
seinem  Wohnsitz  zur  Zahlung  wählt,  aucli  die  Gesetzgebung  im 
Auge  liabe,  die  am  bezeichneten  Orte  gilt.  Ja  diess  stimmt  sogar 
recht  eigentlich  mit  einem  besonders  häufigen  Zwecke  der  Domi- 
cilirung  zusammen ,  ein  Papier  umlauflahig  —  negociabel  —  zu 
machen,  das  es  nicht  wäre,  wenn  der  Wohnort  als  Zahlungsort 
bezeichnet  würde.  Wenn  also  Basel  als  Zahlungsort  bezeichnet 
wird,  so  ist  auch  die  Basler  Wechselordnung  anwendbar  uud  dem- 
nach die  Bestimmung  des  §  98  derselben**)  als  Wille  der  Partheien 
aufzufassen.«  Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Interpretation 
der  Willensmeinung  des  Unterzeichners  der  Ileskriptionen  scheint 
uns  nun  aber  der  Art.  80  der  Walliser  Wechselordnung***),  unter 
dessen  Herrschaft  gerade  die  Ausstellung  erfolgte,  zu  sein,  weil 
derselbe,  in  voller  Ucbereinstimmung  mit  dem  schweizerischen 
Wcchselkonkonlate ,  für  domicilirte  Eigenwechsel  einen  elektiven 
Gerichtsstand  am  Wohnorte  des  Schuldners  und  am  Orte  des  W^ech- 
seldomicils  aufstellt.  Es  wird  zwar  freilich  eingewendet,  das  Wal- 
liser Gesetz  sage  nur:  wenn  der  Wechselschuldner  ein  anderes 
Domicil  gewählt  bibe,  könne  er  auch  dort  belangt  werden;  mit 
der  Wessen  Anweisung  eines  Zahlungsortes  sei  aber  noch  kein  Do- 
micil gewälilt.  Dagegen  ist  aber  zu  erwiedem,  dass  nach  allge- 
meinem,  wenn  auch  vielleicht   ungenauem  Sprachgebrauche   man 

*)  Art.  96:  »Hat  der  Schuldner  ein  von  seinem  Wohnorte  versclüedenes 
Wechseldomicü  erwählt,  so  steht  es  in  der  Wahl  des  Wechselgläubigers,  an 
welchem  von  diesen  beiden  Orten  er  seinen  Anspruch  geltend  machen  will.« 

**)  »Das  in  den  §§  96  und  97  festgesetzte  schnelle  Wechselrecht  kann 
auch  gegen  solche  Wechsclvcrpflichtete  in  Anwendung  gebracht  werden,  welche 
den  Kanton  nicht  bewohnen,  aber  fOr  irgend  eine  wechselrechtliche  Verbind- 
lichkeit Domicil  in  demselben  erwählt  haben.« 

***)  »Les  actions  rösultant  d'nne  lettre  de  change  ou  d'un  billct  a  ordre 
sont  portees  devant  Ic  tribunal  de  premiere  instance  du  domicile  du  d^fendeiur 
ou  du  domicile  6Iu  par  ce  dernicr.« 
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unter  dem  Domicil  eines  Wechsels  nichts  anderes  versteht  als  den 
Ort,  wo  derselbe  gezahlt  werden  soll;  es  hat  daher  gewiss  auch 
die  Walliser  Wechselordnung,  indem  sie  von  einem  erwählten  Do- 
micil spricht,  von  nichts  anderem  als  von  der  Doraicilirung  eines 

Wechsels,  wie   sie  allgemein   üblich   ist,   reden  wollen Wir 

glauben  somit  nachgewiesen  zu  haben,  dass  aus  der  Bedeutung 
und  Tragweite,  welche  das  allgemeine  Wechsel  recht ,  der  Sprach- 
gebrauch der  Handelswelt  und  insbesondere  auch  die  Gesetze  des 
Kantons  Wallis  der  Verzeigung  eines  Wechseldomicils ,  zumal  in 
Eigenwechseln,  beilegen,  mit  vollem  Rechte  geschlossen  werden 
darf,  dass  der  Aussteller  der  sogenannten  Reskriptionen  und  die 
Walliser  Kantonalbank,  welche  dieselben  entgegennahm  und  in 
Umlauf  setzte,  keine  andere  Willensmeinung  hatten,  als  sich  dem 
Gerichtsstande  des  Ortes,  auf  welchen  jeder  einzelne  W^echsel  domi- 
cilirt  war,  für  die  Realisirung  desselben  zu  unterwerfen.«*) 

VI.    Von  den  ArresÜegunfjen  itusbesondere. 

Der  zweite  Theil  des  Art.  59  verbietet  die  Arrestlegungen  auf 
Vermögensstücke  eines  sesshaftcn  und  solventen  Schuldners,  welche 
sich  in  einem  andern  Kanton  als  demjenigen  seines  Wohnsitzes 
befinden.  Der  Art.  59  hat  nicht  den  Zweck,  Rechtsvorkehren  zu 
untersagen,  die  der  natürliche  und  kompetente  Richter  eines  De- 
bitors in  Schuldsachen  verfassungsmässig  verfügt,  sondern  es  spricht 
dieser  Artikel  ausdrücklich  nur  von  solchen  Arresten ,  die  ausser 
dem  Kanton ,  in  dem  der  Schuldner  wohnt,  auf  dessen  Vermögen 
gelegt  werden.  Wenn  somit  eine  Arrestverfügung  von  dem  natür- 
lichen Richter  des  Schuldners  ausgegangen  ist,  so  ist  die  Berufung 
auf  den  Art.  59  nicht  statthaft ;  vielmehr  hat  sich  der  Schuldner 
an  die,  in  den  Gesetzen  seines  Kantons  vorgeschriebenen  Rechts- 
mittel zu  halten.**) 

Unter  der  Arrestlegung  wird  die  von  einer  Behörde  ange- 
ordnete Beschlagnahme  verstanden.  Findet  eine  Retention  beweg- 
licher Sachen  durch  blosse  Privatpersonen  statt,  so  ist  es  Sache 
des  Eigenthümers ,  auf  dem  gewöhnlichen  Civilrechtswege  sein 
Eigenthum  da  zu  reklamiren,  wo  es  liegt;   zu   einer  Intervention 

♦)  Bundesbl.  1872  I.  358—364;  vergl.  S.  737-744. 
**)  üllmer  I.  309-310;  vergl.  Entscheidungen  A.  S.  I.  138. 
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des  Bundes  hingegen  ist  in  diesem  Falle  keine  Veranlassung.*) 
Dagegen  kann  auch  ein  bloss  vorläufiger  Arrest,  welcher  von 
einer  Behörde  ausgegangen,  vor  dem  Bundesgerichte  angefochten 
werden.  **) 

Die  Arrestlegung  ist  bloss  untersagt,  >für  Forderungen«, 
d.  h.  in  rein  persönlichen  Schuldverhältnissen.  Steht  dagegen  dem 
Gläubiger  bereits  in  Folge  eines  Gesetzes  oder  Vertrages  ein 
Pfand-  oder  Retentionsrecht  zu  an  beweglichem  Eigenthum 
des  Schuldners,  welches  sich  ausserhalb  des  Wohnsitzkantons  des 
letztern  befindet,  so  kann  der  amtliche  Schutz  eines  solchen  schon 
bestehenden  Rechtes  nicht  als  bundeswidrige  Arrestlegung, 
durch  welche  erst  weitere  Rechte  oder  Vortheile  erreicht  werden 
wollen,  ausgelegt  werden.  Derartige  gesetzliche  Retentions 
rechte  bestehen  in  manchen  Kantonen  für  die  Forderung  des  Gast- 
wirths  an  den  Effekten  des  Reisenden,  zu  Gunsten  des  Vermiethers 
oder  Verpächters  an  den  von  dem  Miether  oder  Pächter  einge- 
brachten Mobilien,  zu  Gunsten  des  Verkäufers  an  dem  verkauften 
Objekte,  zu  Gunsten  des  Beschädigten  an  der  noch  auf  seinem 
Grund  und  Boden  befindlichen  Sache,  womit  der  Schaden  zugefügt 
wurde,  an  Erbschaften  für  die  Steuerforderung  des  Fiskus,  endlich 
an  Gegenständen,  welche  zur  Verarbeitung,  zur  Besorgung  oder 
zum  Transport  übergeben  werden,  für  den  Arbeitslohn  und  für 
jede  darauf  gemachte  Verwendimg  oder  dafür  bestrittene  Auslage.***) 
Auch  das  neue  Bundesgesetz  betreffend  den  Transport  auf  Eisen- 
bahnen (vom  20.  März  1875)  räumt  den  Bahnverwaltungen  für 
alle  ihre  Forderungen  aus  dem  Frachtverhältnisse,  insbesondere 
auch  für  die  zum  Zwecke  der  Ausführung  des  Transportes  geleiste- 
ten Vorschüsse  ein  Rctentions-  und  Pfandrecht  am  betreffenden 
Frachtgute  ein.f)  Entsteht  im  einzelnen  Falle  Streit  darüber,  ob 
eines  der  erwähnten  Retentions-  oder  Pfandrechte  wirklich  bestehe 
und  nicht  etwa  erloschen  sei,  so  hat  hierüber  der  Richter  des 
Ortes,  wo  die  in  Anspruch  genommene  Sache  liegt,  und  nicht  der- 
jenige des  Wohnortes  des  Beklagten  zu  entscheiden,  ff) 

*)  Ebenda  S.  328,  330.  II.  240.     Bundesbl.  1866  I.  451. 
**)  Entscheidungen  A.  S.  I.  230. 
**♦)  Ullmer  I.  823—324,  325—327.  II.  239.     Bundesbl.  1862  II.  262. 
1867  I.  607.     1868  IL  465.    1869  I.  978.    1870  II.  149.    1872  I.  762-772. 
t)  Amtl.  Samml.  N.  F.  I.  703. 
tt)  Entscheidugen  A.  S.  I.  249. 
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Endlich  sind  Arrestlegungen  auch  zulässig  für  Geldbussen 
und  damit  zusammenhängende  Kostenforderungen,  welche  durch 
rechtskräftiges  Strafurtheil  dem  Angehörigen  eines  andern  Kantons 
auferlegt  werden.  Die  Behörden  des  Kantons,  in  welchem  das 
Strafurtheil  in  kompetenter  Weise  erlassen  wurde,  müssen  auch 
befugt  sein,  dasselbe  auf  ihrem  Gebiete  zu  vollziehen,  selbst  durch 
das  Mittel  des  Arrestes.  Denn  wenn  die  Strafe,  statt  in  einer 
Geldbusse,  in  Gefängniss  bestehen  ¥rürde,  so  könnte  ihnen  die 
Befugniss,  den  Verurtheilten  selbst  beim  Betreten  des  Kantons- 
gebietes festzunehmen,  auch  nicht  bestritten  werden.*) 

§  12.  Verbot  von  Ausnahmsgerichten ;  Abschaffung  der  geistUchen 

Gerichtsbarkeit. 

An  der  revidirenden  Tagsatzung  vom  Jahr  1848  wurde  bei 
Anlass  des  in  Minderheit  gebliebenen  Antrages  der  Gesandtschaft 
von  Solothurn,  welcher  eine  Centralisation  der  Strafgesetzgebung 
und  Strafrechtspflege  bezweckte,  mit  12  Stimmen  der  Grundsatz 
angenommen,  dass  die  Aufstellung  von  Spezialgerichten  zur  Beur- 
theilung  politischer  Vergehen  untersagt  sei.  Offenbar  hatte  man 
dabei  wesentlich  das  Ausnahmsgericht  im  Auge,  welches  1844  in 
Wallis  zur  Bestrafung  der  liberalen  Parthei  eingesetzt  war,  sowie 
dasjenige,  welches  1841  in  Tessin  den  Advokaten  Nessi  zum  Tode 
verurtheilt  hatte ;  man  wollte  die  Wiederholung  solcher  Vorgänge, 
die  der  Schweiz  eben  nicht  zur  Ehre  gereicht  hatten,  verhüten. 
Der  angenommene  Grundsatz  erhielt  dann  unter  der  Hand  der 
Redaktoren  folgende  etwas  allgemeinere  Fassung,  welche  von  der 
Tagsatzung  mit  Einmuth  genehmigt**)  und  als  Art.  53  in  die 
Bundesverfassung  aufgenommen  wurde :  »Niemand  darf  seinem  ver- 
fassungsmässigen Gerichtsstand  entzogen,  und  es  dürfen  daher  keine 
Ausnahmsgerichte  eingeführt  werden,  c 

Dieser  Artikel  ist  in  der  revidirten  Bundesverfassung  im  Wesent- 
lichen unverändei-t  geblieben ;  es  ist  ihm  aber  ein  wichtiger  Zusatz 
beigefügt  worden.  In  seiner  Botschaft  vom  17.  Juni  1870  hatte 
der  Bundesrath  denselben  in  folgender  Fassung  vorgeschlagen: 
»Auch  kann  Niemand  verhalten  werden,  sich  in  Eheangelegenheiten 
einer  geistlichen  Gerichtsbarkeit  zu  unterziehen.«     Es  wurde  diese 

♦)  Ullmer  I.  320.    Bundesbl.  1862  II.  237.     1869  I.  977. 
*♦)  Abschied  S.  145,  271. 
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Bestimmung  als  eine  natürliche  Konsequenz  der  fakultativen  Civil- 
ehe  bezeichnet ,  welche  man  damals  im  Auge  hatte ,  und  in  jener 
Fassung  ging  der  Zusatz  in  den  Entwurf  von  1872  über,  welcher 
vom  Volke  verworfen  wurde.  Bei  der  Wiederaufnahme  der  Revision 
im  Jahr  1873,  als  die  konfessionellen  Fragen  überhaupt  mehr  in 
Fluss  gekommen  waren,  ging  der  Bundesrath  weiter  und  schlug 
vor,  die  Bestimmung  aufzunehmen,  dass  die  geistliche  Gerichts- 
barkeit abgeschafft  sei.  »Diese  Abschaffung,«  sagte  die  begleitende 
Botschaft,  »ist  eine  Folge  der  Unterscheidung  zwischen  dem  bürger- 
lichen und  dem  religiösen  Gebiete ;  allein  es  wird  damit  den  Rechten 
jeder  Religionsgenossenschaft .  .  . ,  nach  ihrem  Ermessen  die  Fragen 
betreffend  Dogmen,  geistliche  Disciplin  u.  s.  w.  zu  regeln,  nicht 
zu  nahe  getreten.«  Mit  letzterer  Bemerkung  des  Bundesrathes 
stimmt  auch  die  Stellung,  welche  der  neuen  Vorschrift  schliesslich 
in  der  Bundesverfassung  angewiesen  wurde,  überein :  während  näm- 
lich der  Nationalrath  dieselbe  unter  die  konfessionellen  Artikel 
aufiiehmen  wollte,  wurde  sie  auf  Begehren  des  Ständerathes  in 
einen  Artikel  verwiesen,  der  lediglich  vom  verfassungsmässigen 
Gerichtsstande  handelt.  Es  lautet  nunmehr  Art.  58  der  Bundes- 
verfassung folgendermassen : 

:» Niemand  darf  seinem  verfassungsmässigefi  Richter*)  entzogen, 
und  es  dürfen  daher  keine  Äiisnahinsgerichte  eingeführt  werden, 
-»üie  geistliche  Gerichtsbarkeit  ist  abgeschafft.^ 
Was  den  ersten  Satz  dieses  Artikels  betrifft,  so  liegt  bei  dessen 
allgemeiner  Fassung  auf  der  Hand ,  dass  er  sich  keineswegs  bloss 
auf  politische  Vergehen  bezieht.  Dagegen  ist  eben  so  klar ,  dass 
er  zunächst  nicht,  wie  der  Art.  59,  die  gerichtlichen  Kompetenzen 
zwischen  verschiedenen  Kantonen  regeln  will,  sondern  vielmehr  das 
innere  Rechtsleben  der  einzelnen  Kantone  im  Auge  hat.**)  In  den 
kantonalen  Verfassungen  sind  gewöhnlich  die  Kompetenzen  der  auf- 
gestellten richterlichen  Behörden  genau  umschrieben  und  damit  ist 
für  jeden   Bewohner   des  Kantons   der   Gerichtsstand   bezeichnet, 

'*')  »Richter«  statt  »Gerichtsstand«  ist  bloss  eine  Bedaktionsändenmgy 
welche  den  Zweck  hatte,  den  deutschen  Text  mit  dem  französischen  in  Ein- 
klang zu  hringen,  wo  es  heisst:  »juge  naturel«.  Indessen  herrscht  immerhin 
zwischen  den  Worten  »verfassungsmässig«  und  »natürlich«  keine  volle  üeber- 
einstimmung. 

**)  Urtheile  des  Bundesgerichts,  Entscheidungen  A.  S.  I.  181,  184. 
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welchem  er  in  Civil-  und  Strafsachen  unterworfen  ist.  Einzelne 
Verfassungen,  z.  B.  diejenigen  von  Zürich  und  Genf,  überlassen 
es  hingegen  der  Gesetzgebung,  die  Organisation  und  die  Kompe- 
tenzen der  Gerichte  zu  bestimmen ;  in  diesem  Falle  ist  eben  der 
durch  das  Gesetz  bezeichnete  auch  der  »verfassungsmässige«  Ge- 
richtsstand. Der  Art.  59  verlangt  nichts  anderes,  als  dass  in 
jedem  Kanton  ein  fester  Gerichtsorganismus  bestehe  und  dass  von 
den  vorhandenen  Gerichten  dasjenige,  welches  im  einzelnen  Falle 
zu  handeln  habe,  nicht  willkürlich,  sondern  nach  einer  objektiven 
allgemeinen  Regel  bestimmt  werde.*)  Diese  Kegel  besteht  auch 
für  diejenigen  Gerichte,  welche  für  eine  ganze  Klasse  von  Fällen 
zum  voraus  gegeben  und  geordnet  sind ,  z.  B.  Militärgerichte  oder 
Handelsgerichte;  diese  sind  ebenso  verfassungsmässig  und  ebenso 
gesetzlich  wie  alle  andern  Gerichte.  Den  Charakter  von  »Aus- 
nahmsgerichten« tragen  bloss  solche  Tribunale  an  sich,  welche 
mit  vorübergehender  Bestimmung  für  einzelne  konkrete  Fälle  und 
mit  Umgehung  der  Verfassung  und  der  allgemeinen  Gesetze  des 
Landes  bestellt  werden.  Ein  schlagendes  Beispiel  dieser  Art  war 
das  von  der  Regierung  von  Freiburg,  in  Folge  Ermächtigung 
des  Grossen  Rathes,  zur  Beurtheilung  der  Theilnehmer  am  Auf- 
stande vom  22.  April  1853  eingesetzte  Kriegsgericht,  dessen  Ur- 
theile  der  Bundcsrath  von  Amtswegen  kassirte.  Die  Schuldigen 
hatten  nicht  als  Militärs  im  a'ktiven  Dienste  gehandelt,  für  welche 
allein  Kriegsgerichte  nach  der  freiburgischen  Verfassung  zulässig 
sind;  daher  fand  der  Bundesrath  mit  Recht,  dass  dieselben  dem 
in  Art.  71  dieser  Verfassung  aufgestellten  ordentlichen  Schwur- 
gerichte nicht  entzogen  werden  durften.  Die  Bundesversammlung, 
an  welche  dieser  Beschluss  des  Rundesrathes  rekurrirt  wurde,  hat 
ihn  vollkommen  begründet  gefunden.**)  Seither  hat  der  Bundes- 
rath auch  in  ruhigen  Zeiten  den  Art.  58  auf  das  Verhältniss 
zwischen  bürgerlicher  und  militärischer  Gerichtsbarkeit 
angewendet.  Er  ging  dabei  von  der  Ansicht  aus,  dass  beim  schwei- 
zerischen Milizsystem  die  erstere  als  die  Regel  erscheine,  die  letz- 
tere daher  nur  in  den  Fällen  Platz  greifen  dürfe,  für  welche  sie 
durch  die  Gesetzgebung  ausdrücklich  vorgeschrieben  sei.  Wenn 
daher  in  einem  Kanton  Vergehen,  welche  zwar  von  Mihtärpersonen, 

*)  Rüttimann  IL  162. 
**)  Ullmer  I.  303-305. 
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aber  zu  einer  Zeit,  wo  sie  sich  nicht  im  aktiven  Dienst  befanden, 
begangen  wurden,  durch  die  Militärbehörde  disziplinarisch  Ijesti-aft 
werden,  so  hat  der  Bundesrath  ein  solches  Verfahren  immer  als 
den  verfassungsmässigen  Gerichtsst'ind  verletzend  und  daher  dem 
Art.  58  zuwiderlaufend  aufgehoben.*)  Wenn  in  dem  Rekursfalle 
Robadey  aus  dem  Kanton  Freiburg,  welcher  an  die  Bundesversamm- 
lung gezogen  wurde,  die  beiden  llätlie  sich  nicht  einigen  konnten, 
80  beruhte  hi(}r  die  Verschiedenheit  der  Ansichten  nur  darauf, 
dass,  während  der  Nationalrath  unbedingt  dem  Bundesrathc  bei- 
pflichtete, der  Stäuderath  dagegen  fand,  es  sei  die  Versetzung  eines 
Offiziers  in  Disponil)ilität  (a  la  suite)  nicht  als  ehie  Strafe,  son- 
dern als  eine  administrative  Massregel  aufzufassen,  zu  welcher 
nach  dem  freiburgischen  Militärgesetze  die  Regierung  im  Interesse 
des  Dienstes  berechtigt  sei.**)  Das  Buudesgericht  hat  liingegen 
im  Rekui-sfalle  Matzig  es  zulässig  gefunden,  dass  ein  Offizier, 
welclier  sich  nicht  mehr  in  aktivem  Dienste  befand,  wegen  belei- 
digender Auslassungen  in  seiner  Korrespondenz  mit  dem  Kriegs- 
kommissär vom  St.  Gallischen  Militärdepartement  mit  Arrest  be- 
straft wurde,  gestützt  auf  das  dortige,  vom  Bundesrathe  genehmigte 
Militärgesetz,  nach  welchem  als  Disziplinarfehler  »ausser  allen 
Handlungen  und  Unterlassungen,  welche  das  Bundesgesetz  über 
die  Militärrechtspflege  als  solche  bezeichnet,  zu  bestrafen  ist  un- 
gebührliches Betragen  vom  Dienstpflichtigen  gegen  Militärbeamte 
und  Vorgesetzte  in  Dienstsachen,  auch  wenn  die  Einen  oder  Andern 
oder  Beide  in  bürgerlicher  Kleidung  sind.«***)  Für  das  Bundes- 
gericht war  bei  seinem  Entscheide  wesentlich  massgebend  die  von 
Seite  des  Bundesrathes  erfolgte  Genehmigung  des  St.  GaUischen 
Militärgesetzes:  es  fragt  sich  aber,  ob  letzterer  nicht  eine  Be- 
stimmung hätte  versagt  werden  sollen,  welche  die  bundesgesetzlich 
anerkannte  Straf kompetenz  der  Militärbehörden  ausdehnt,  wäh- 
rend doch  schon  Art.  102  der  eidgenössischen  Militärorganisation 
von  1850  vorschrieb,  dass  das  Bundesgesetz  über  die  Militärrechts- 
pflege auch  in  den  Kantonen  Anwendung  zu  finden  habe. 

Gehen  wir  nun  über  zum  zweiten  Satze  des  Art.  58,  welcher 
mit  dem  ersten  Satze  nur  in  einem  ganz  äussern  Zusammenhange 

*)  üllmer  II.  212. 

*♦)  Bunde sbl.  1859  II.  178  flp.,  439  flf. 
***)  Entscheidungen  A.  S.  I.  126. 
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steht,  80  entstand  hier  zuerst  die  Frage,  ob  die  geistliche  Ge- 
richtsbarkeit, welche  früher  namentlich  für  Ehesachen  in  einer 
Anzahl  von  katholischen  und  paritätischen  Kantonen  bestand,  Tom 
29.  Mai  1874,  dem  Tage  der  Annahmserklärung  der  revidirten 
Bundesverfassung  an,  als  abgeschafft  zu  betrachten  sei  oder  ob  die- 
selbe erst  mit  dem  Erlasse  eines  Bundesgesetzes  oder,  wenn  ein 
solches  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  durch  entsprechende  Ge- 
setze der  Kantone  ausser  Wirksamkeit  treten  müsse.  Der  Bundes- 
rath  hat  sich  schon  im  Juli  1874  entschieden  in  ersterem  Sinne 
ausgesprochen,  weil  es  nicht  angehe,  >dass  eine  durch  die  Bundes- 
verfassung verbotene  Gerichtsbarkeit  provisorisch  noch  weiter  fun- 
gire.*)  Auch  das  Bundesgericht  hat  unterem  28.  Januar  1875  ein 
Urtheil  des  bischöflichen  Gonsistoriums  in  St.  Gallen,  welches  noch 
am  7.  November  1874  erlassen  wurde  und  eine  temporäre  Ehe- 
scheidung aussprach,  aufgehoben.  Dieser  Entscheid  wurde  folgender- 
massen  motivirt :  »Der  Art.  2  der  Uebergangsbestimmungen  zu  der 
neuen  Bundesverfassung  verordnet,  dass  diejenigen  Bestimmungen .  .• 
der  kantonalen  Verfassungen  und  Gesetze,  welche  mit  der  neuen 
Verfassung  im  Widerspruch  stehen,  mit  Annahme  derselben,  be- 
ziehungsweise mit  Erlassung  der  darin  in  Aussicht  genommenen 
Bimdesgesetze  ausser  Kraft  treten.  Hienach  unterliegt  keinem 
Zweifel,  dass,  soweit  nicht  in  den  Artikeln  der  BundesverjEässung 
selbst  dem  Bunde  bloss  das  Becht  zugestanden  ist,  über  gewisse 
Materien  Bundesgesetze  zu  erlassen,  oder  die  Inkrafttretung  ein- 
zelner Artikel  nicht  durch  die  Uebergangsbestimmungen  (Art.  3 
und  4)  hinausgeschoben  ist,  dieselben  mit  Annahme  der  Bundes- 
verfassung ....  in  Kraft  getreten  sind  und  insbesondere  deren 
Inkrafttreten  überall  nicht  von  der  Erlassung  kantonaler  Gesetze 
abhängig  ist.  Nun  hebt  der  Art.  58  Absatz  2  der  Bundesverfas- 
sung die  geistliche  Gerichtsbarkeit  unmittelbar  und  bestimmt  auf 
und  legt  nicht  bloss  dem  Bunde  das  Recht  oder  die  Pflicht  bei, 
die  Aufhebung  derselben  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  auszu- 
sprechen. Und  da  auch  den  Kantonen  zur  Einfuhrung  einer  an- 
dern Gerichtsorganisation  nicht ....  eine  Frist  eingeräumt  worden 
ist,  so  hat  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  mit  dem  29.  Mai  1874 
ihr  Ende  erreicht  und  liegt  seit  diesem  Zeitpunkte  den  zuständigen 

*)  Bundesbl,  1875  II.  596. 
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Kantonsbehörden  wohl  die  Pflicht  ob,  die  geistlichen  Gerichte,  wo 
solche  bestehen,  durch  bürgerliche  zu  ersetzen,  nicht  aber  steht 
denselben  das  Recht  zu,  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  bis  zur 
Aenderung  der  kantonalen  Gesetzgebung  provisorisch  fortbestehen 
zu  lassen  und  auf  diese  Weise  die  Inkrafttretung  des  Art.  58  auf- 
zuschieben. Die  Inkonvenienzen ,  die  dadurch  entstehen  mögen, 
dass  in  den  betreffenden  Kantonen  während  einiger  Zeit  die  Be- 
hörden, welche  an  Stelle  der  geistlichen  Gerichte  zu  treten  haben, 
nicht  bezeichnet  sind  und  desshalb  eine  etwelche  Justizverzögerung 
eintritt,  können  nicht  in  Betracht  kommen  gegenüber  den  Nach- 
theilen der  verfassungswidrigen  Fortdauer  der  geistlichen  Gerichts- 
barkeit. Es  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  der  Art.  58  der 
Bundesverfassung  in  engster  Beziehung  zu  den  Art.  49  und  54 
derselben  steht,  durch  welche  das  Recht  zur  Ehe,  als  eines  bürger- 
lichen Vertrages,  unter  den  Schutz  des  Bundes  gestellt  und  von 
jeder  Beschränkung  durch  kirchliche  Vorschriften  befreit  worden 
ist,  jener  Artikel  daher  nicht  bloss  die  Organisation  der  geist- 
lichen Gerichtsbarkeit,  sondern  auch  das  geistliche  materielle 
Eherecht,  an  welches  die  geistlichen  Gerichte  gebunden  sind, 
beseitigt.  €*) 

Schwieriger  war  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  die  sog.  Ehe- 
gaume  im  Kanton  Appenzell  A.Rh.,  welche  nach  der  dortigen 
Verfassung  aus  dem  Pfarrer  des  Ortes  und  den  beiden  Hauptleuten 
bestand  und  über  Ehestreitigkeiten  in  erster  Instanz  zu  urtheilen 
hatte,  ein  geistliches  Gericht  sei,  welchem  sich  ein  Bürger  nach 
Art.  58  nicht  mehr  zu  unterwerfen  brauche.  Das  Bundesgericht 
bejahte  dieselbe,  gestützt  auf  folgendes  Motiv:  »Wenn  die  ange- 
führte Vorschrift  in  ihrem  Zusammenhange  mit  den  Art.  49,  53 
und  54  der  neuen  Bundesverfassung  in 's  Auge  gefasst  wird,  welche 
die  vollständige  Unabhängigkeit  des  bürgerlichen  vom  religiösen 
und  kirchlichen  Gebiete,  namentlich  in  Ehesachen,  gewahrt  wissen 
wollen,  so  kann  es  nicht  mehr  als  zulässig  erscheinen,  dass  der 
Staat,  der  nur  den  bürgerlichen  Charakter  der  Ehe  kennen  und 
das  religiöse  Monieiit  desselben  jedem  Einzelnen  anheimstellen  soll, 
in  den  Behörden,  welche  beim  Abschluss  oder  bei  der  Trennung  der 
Ehe  zu  funktioniren  haben,  einer  bestimmten  Kirche  als  solcher 
eine  offizielle,  ausschliessliche  oder  auch  nur  theilweise  Vertretung 

♦)  Entscheidungen  A.  S.  I.  131. 

Blomer,  Uandbuch.    I.  ^J 
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einräume  und  alle  Bürger,  welches  auch  ihre  Glaubensansicht  oder 
ihr  Glaubensbekenntniss  sein  möge,  zur  Unterwerfung  unter  die- 
selben verpflichte.«*) 

In  einem  spätem  Falle  sah  sich  das  Bundesgericht  freilich  zu 
etwelcher  Einschränkung  seiner  frühem  Entscheidungen  veranlasst, 
in  dem  Sinne,  dass,  soweit  die  Partheien  das  Urtheil  eines  geist- 
lichen Gerichts  freiwillig  anerkannt  hätten,  solches  für  ein  gewisses 
Uebergangsstadium,  d.  h.  bis  zum  Inkrafttreten  des  neuen  Bundes- 
gesetzes über  den  Civilstand  und  die  Ehe,  welches  in  Art.  43  den 
Gerichtsstand  in  Ehescheidungssachen  definitiv  regelt,  geduldet  werden 
müsse,  und  ein  solch  Urtheil  später  nicht  mehr  angefochten  werden 
könne.  Das  Bundesgericht  stützte  sich  bei  seinem  daherigen  Entscheide 

vom  2.  Juni  1876  auf  folgende  Motive:  »Es  kommt  in  Frage 

ob  nicht  Rekurrent  das  geistliche  Gericht  durch  Einlassung  vor 
demselben  selbst  anerkannt  habe  und  desshalb  letzteres  nicht  als 
prorogirter  Gerichtsstand  anzusehen  sei. 

Die  Thatsache,  dass  Rekurrent  sich  vor  dem  Consistorialgerichte 
eingelassen,  darf  als  feststehend  betraclitet  werden.  Dessenungeachtet 
kann  das  Bundesgericht  aus  rechtlichen  Gründen  diese  Einrede 
nicht  gutheissen,  weil  die  Wahl  eines  prorogirten  Gerichtsstandes 
ein  Verfügungsrecht  der  Partheien  voraussetzt,  dieses  aber  da  nicht 
vorhanden  ist,  wo  aus  Gründen  des  öffentlichen  Rechts  ein  be- 
stimmter Gerichtsstand  von  der  Bundesverfassung  abgeschafft  worden 
ist.  Es  unterliegt  sonach  keinem  Zweifel,  dass  das  Urtheil  des 
Consistorialgerichts  nicht  zu  Recht  bestehen  konnte,  und  fragt 
sicli  nur  noch,  ob  Rekurrent  nicht  dadurch,  dass  er  es  versäumte, 
seine  Rechte  (gemäss  Art.  59  der  Organisation  der  Bundesrechts- 
pflege) innert  60  Tagen  beim  Bundesgericht  geltend  zu  machen, 
sein  Recht  verwirkt  habe. 

Soweit  lediglich  solche  Verfassungsbestimmungen  in  Betracht 
kommen,  w^elche  als  subjektive  Rechte  der  Bürger  konstruirt  werden 
können,  beziehungsweise  soweit  nur  die  Verletzung  eines  indivi- 
duellen Verfassungsrechtes  der  Bürger  in  Frage  steht,  kann  keinem 
begründetem  Zweifel  unterliegen,  dass  das  Bescliwerderecht  nach 
Ablauf  von  60  Tagen  dahinfällt.  Denn  es  ist  klar,  dass  die  Bür- 
ger auf  die  Ausübung  solcher  individueller  Rechte  auch  verzichten 
können,  und  es  im  Interesse  eines  geordneten  Rechtszustandes  liegt, 

*)  Ebenda  S.  184. 
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Beschwerden  über  Verletzung  derselben  au  bestimmte  Fristen  zu 
knüpfen. 

Anders  verhält  es  sich  aber  bezüglich  derjenigen  Verfassungs- 
bestimmungen,  welche  im  Interesse  der  staatlichen  Ordnung  er- 
lassen sind,  und  daher  einen  absolut  verbindlichen  Charakter  haben. 
Verletzungen  solcher  Verfassungsbestimmungen  leiden  nach  allge- 
meinen Rechtsgrundsätzen  an  absoluter  Nichtigkeit  und  erwachsen 
daher  niemals  in  Rechtskraft. 

Nun  darf  aber  bezüglich  der  Handhabung  der  erwähnten  Ver- 
fassungsbestiramung  ein  Moment  nicht  ausser  Acht  gelassen  wer- 
den, welches  geeignet  ist,  eine  weniger  strenge  Durchfuhrung  der- 
selben, wenigstens  für  einen  gewissen  Zeitraum,  zu  rechtfertigen. 
Da  nämlich  weder  die  Uebergangsbestimmungen  zur  Bundesverfas- 
sung eine  Vorschrift  über  die  Vollziehung  des  bezeichneten  Artikels 
enthalten,  ....  so  ist  in  mehreren  Kantonen,  in  welchen  bisher 
die  geistliche  Gerichtsbarkeit  bestand,  während  einiger  Zeit  über- 
sehen worden,  die  geistlichen  Gerichte  durch  bürgerliche  zu  ersetzen 
und  haben  daher  erstere ,  wie  aus  Fact.  E.  hervorgeht,  *)  mit  Ge- 
nehmigung der  kantonalen  Behörden  und  in  gutem  Glauben,  dazu 
berechtigt  und  verpflichtet  zu  sein,  ihre  Funktionen  auch  nach 
Inkrafttreten  der  Bundesverfassung  fortgesetzt.  Im  Hinblick  nun 
auf  dies  Verhältniss  und  die  grossen  Nachtheile  und  schweren  Ver- 
wicklungen, welche  daraus  entstehen  könnten,  wenn  die  während 
der  Zeit  solchen  Uebergangs  von  den  geistlichen  Gerichten  erlasse- 
nen, von  den  kantonalen  Behörden  anerkannten,  und  im  beidseitigen 
Einverständnisse  der  geschiedenen  Ehegatten  vollzogenen  ürtheile 
nachträglich  noch  angefochten  werden  könnten  (indem  es  z.  B.  leicht 
möglich  ist,  dass  die  geschiedenen  Personen  seither  neue  Ehen 
eingegangen  haben),  scheint  es  wohl  gerechtfertigt,  .  ^ .  .  die  wäh- 
rend jener  Uebergangsperiode  von  den  geistlichen  Gerichten  erlas- 
senen Ürtheile,  gegen  welche  nicht  nur  keine  Beschwerde  beim 
Bundesgericht  erhoben  worden  ist,  sondern  welche  durch  thatsäch- 
liche  Vollziehung  ihre  allgemeine  Anerkennung  gefunden  haben, 
unbeanstandet  zu  lassen. . .  .  Selbstverständlich  müsste  aber  jeden- 

*)  In  dem  Kanton  Appenzell  A.  Rh.  waren  von  dem  evangelischen  Matri- 
monialgerichte  vom  Mai  1874  bis  Februar  1875  im  Ganzen  3G,  und  im  Kanton 
St.  Gallen  von  dem  evangelischen  Kirchenrathe  vom  Mai  bis  Dezember  1874 
9  gänzliche  Scheidungen  ausgesprochen  worden. 

20* 
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falls,  soweit  nicht  die  Anweisung  der  bürgerlichen  Gerichte  durch 
kantonale  Verordnungen  schon  früher  stattgefunden  hat,  als  End- 
punkt der  Uebergangsperiode  der  1.  Januar  1876  betrachtet  werden, 
an  welchem  Tage  das  Gesetz  über  Civilstand  und  Ehe,  das  auch 
den  Gerichtsstand  für  Ehescheidungsklagen  regelt,  in  Kraft  ge- 
treten ist.«*) 

§  13.  Verbot  der  Todes-  und  Leibesstrafen,  der  Verbanniuig 

und  des  Schuldverhaftes. 

Die  BundesTcrfassung  Ton  1848  hatte  sich  darauf  beschränkt, 
in  Art.  54  den  Grundsatz  aufzustellen:  »Wegen  politischer 
Vergehen  darf  kein  Todesurtheil  ausgefällt  werden.«  Es  war 
dieser  erste  Eingriff  in  das  Gebiet  des  Strafrechtes,  welches  sonst 
den  Kantonen  vollständig  überlassen  blieb,  eine  Folge  theils  des 
peinlichen  Eindruckes,  den  politische  Todesurtheile ,  wie  das  in 
Tessin  an  dem  Advokaten  Nessi  vollzogene  und  das  in  Luzem 
gegen  Dr.  Robert  Steiger  ausgefällte,  in  der  ganzen  Schweiz  her- 
vorgebracht hatten,  theils  des  Vorganges  der  benachbarten  firan- 
zösischen  Republik,  welche  1848  den  nämlichen  Grundsatz  aus- 
gesprochen hatte,  um  damit  der  Welt  zu  zeigen,  dass  sie  keineswegs 
beabsichtige,  das  Schreckenssystem  der  Neunzigerjahre  zu  erneuern. 
Es  blieben  auch  in  der  That  die  wohlthätigen  Früchte  des  Art.  54 
nicht  aus;  die  wiederholten  Aufstände,  welche  im  An&ng  der 
Fünfeiger  Jahre  im  Kanton  Freiburg  ausbrachen,  gaben  Veranlas- 
sung, sich  auf  denselben  zu  berufen  und  dadurch  politische  Todes- 
urtheile zu  verhindern. 

Bei  der  Revisionsberathung  von  1871  beschloss  zuerst  die 
nationalräthliche  Kommission  auf  den  Antrag  des  Herrn  Stämpfli, 
es  solle  die  Todesstrafe  im  Allgemeinen  durch  die  Bundes- 
verfassung abgeschafft  werden.  **)  Der  Nationalrath  stimmte  diesem 
Antrage  bei,  mit  dem  Zusätze  jedoch,  dass  die  Bestimmungen  des 
Militärstrafgesetzes  vorbehalten  bleiben  sollen;  zugleich  beschloss 
er  auf  den  Antrag  des  Herrn  Eytel,  auch  die  körperlichen  Strafen 
in  der  Bundesverfassung  zu  untersagen.***)    Letztere  Frage  war, 

♦)  Entscheid  des  Bundesgerichts  i.  S.  Demeter  Bühler,  vom  2.  Juni  1876. 
**)  Prot.  S.  147. 
♦♦*)  Prot.  S.  347. 
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wie  wir  in  der  geschichtlichen  Einleitung  gesehen,  bereits  bei  der 
misslungenen  Re\ision  von  1865/66  zur  Sprache  gekommen.  Der 
Ständerath  stimmte  nach  einigem  Widerstreben  den  Beschlüssen 
des  Nationalrathes  bei  und  aus  dem  Entwtirfe  von  1872  ist  mit 
einer  geringen  Modifikation  folgender  Art.  65  der  gegenwärtigen 
Bundesverfassung  hervorgegangen : 

»Z)/>  Todesstrafe  ist  abgeschafft. 

T>Die  Besthmninigen  des  Militärstrafgesetzes  bleibefi  jedoch  in 
Kriegszeiten  vorhelialten, 

^^Körperliche  Strafen  sind  unfersagt.€ 

Es  kann  natürlich  nicht  in  unserer  Aufgabe  liegen,  zu  unter- 
suchen, ob  diese  neuen  Bestimmungen  nothwendig  und  zweck- 
mässig waren,  oder  ob  man  es  nicht  der  fortschreitenden  öffent- 
lichen Meinung  hätte  überlassen  können,  in  den  Kantonen,  denen 
man  im  Uebrigen  die  Strafgesetzgebung  doch  überlassen  musste, 
allmälig  immer  mehr  die  neuern  humanem  Strafarten  an  die  Stelle 
der  von  Alters  her  überlieferten  zu  setzen,  wie  es  in  den  letzten 
Jahrzehnten  bereits  in  weitem  Masse  geschehen  war.  Für  uns 
genügt  es  zu  konstatiren,  dass  seit  Annahme  der  neuen  Bundes- 
verfassung dem  Grundsatze  nach  weder  Todes-  noch  Leibesstrafen 
mehr  in  der  Schweiz  zulässig  sind.  Bei  den  erstem  ist  jedoch 
eine  Ausnahme  gemacht  worden  für  Militärs  und  andere  Personen, 
die  den  Bestimmungen  des  Militärstrafgesetzes  unterworfen  sind, 
>in  Kriegszeiten  € ;  dieser  Ausdmck  ist  wohl  in  dem  weitem 
Sinne  zu  verstehen ,  dass  er  sich  auch  auf  den  Fall  bezieht ,  wo 
die  Schweiz  zwar  nicht  selbst  im  Kriege  mit  einem  andern  Staate 
sich  befindet,  aber  bei  einem  Kriege  zwischen  auswärtigen  Mächten 
ihre  Neutralität  zu  wahren  hat.  Was  die  »körperlichen  Strafen« 
betrifft,  so  ist  darunter  natürlich  nicht  bloss  die  Prügelstrafe  zu 
verstehen,  welche  in  dem  berühmt  gewordenen  Falle  Rjmiker  von 
der  öffentlichen  Meinung  verurtheilt  worden  ist,  sondern  ebenso 
auch  die  Strafen  des  Staupbesens,  des  Prangers,  der  Brandmarkung, 
welche  in  frühern  Zeiten  häufig  vorkamen,  in  den  meisten  Kan- 
tonen jedoch  schon  lange  vor  Einfühmng  der  neuen  Bundcsverfas- 
sung beseitigt  waren. 

Gleich  den  Leibesstrafen  war  auch  die  Verweisungs-  oder  Ver- 
bannungsstrafe schon  bei  den  ersten  Revisionsverhandlungen  von 
1865/66  zur  Sprache  gekommen.    Die  Kantone  hatten  sich  zwar 
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bereits  durch  ein  Konkordat  von  1812  (bestätigt  1818)  verpflichtet, 
»keine  der  gemeinen  Sicherheit  gefährliche  Schweizer  zu  verbannen«  ; 
aber  bei  geringem  Vergehen  kamen  Verweisungen  aus  dem  Kan- 
tonsgebiete häufig  vor,  durch  welche  dann  eben  die  Schuldigen 
einfach  andern  Kantonen  zugewiesen  wurden.  Da  nach  der  Bundes- 
verfassung von  1848  die  Wegweisung  eines  Niedergelassenen  durch 
gerichtliches  Strafurtheil  nur  dann  stattfinden  durfte,  wenn  nach 
den  Gesetzen  des  betrefifenden  Kantons  die  nämliche  Strafe  auch 
den  Kantonsbürger  trefifen  musste,  so  ging  hieraus  der  Uebelstand 
hervor,  dass  einzelne  Kantone,  welche  früher  die  Landesverweisung 
von  Kantonsbürgem  als  korrektionelle  Strafe  gar  nicht  gekannt 
hatten,  dieselbe  nun  einführten,  um  desto  eher  die  Niedergelassenen 
wegweisen  zu  dürfen.  Lebhafte  Klagen  wurden  besonders  gegen 
den  Kanton  Bern  geführt,  dessen  Gerichte  sehr  oft  auch  Kantons- 
bürger wegen  zuchtpolizeilicher  Vergehen  ausser  den  Kanton  ver- 
wiesen; den  Nachbarkantonen  blieb  dann  nichts  anders  übrig,  als 
entweder  solche  Leute,  die  man  in  ihrer  Heimath  nicht  dulden 
wollte,  bei  sich  aufzunehmen  oder,  falls  sich  für  die  Verweigerung 
der  Niederlassung  ein  genügender  Grund  fand,  dieselben  über  die 
Gränze  zurückzuschieben,  in  welch'  letzterm  Falle  sie  zuweilen 
wieder  fortgewiesen  wurden.  Um  diesen  Uebelständen  zu  begegnen, 
schlug  die  ständeräthliche  Revisionskommission  vom  Jahr  1865  vor, 
folgende  neue  Bestimmung,  welche  dem  frühem  Art.  55  (jetzt 
Art.  62)  angehängt  werden  sollte,  in  die  Bundesverfassung  aufzu- 
nehmen: »Es  ist  Sache  der  Bundesgesetzgebung,  zu  bestimmen, 
unter  welchen  Bedingungen  die  Kantonsverweisung  gegenüber  von 
Bürgern  des  eignen  Kantons  und  von  schweizerischen  Niedergelas- 
senen verfügt  werden  darf.«*)  Weiter  ging  nun  bei  der  nach- 
folgenden Revision  von  1871/72  die  nationalräthliche  Kommission, 
indem  sie  vorschlug,  dem  ersten  Satze  des  Art.  43  (nunmehr  Art.  44) 
der  Bundesverfassung  nachfolgende  Fassung  zu  geben :  »Kein 
Kanton  darf  einen  Kantonsbürger  aus  seinem  Ge- 
biete verbannen  (verweisen)  oder  ihn  des  Bürgerrechtes 
verlustig  erklären,«**)  Der  Nationalrath  stimmte  dieser  Fassung 
bei  und  da  auch  der  Ständerath,  welcher  zuerst  sagen  wollte: 
»Kein   Kanton  darf  einen   Schweizerbürger   aus   seinem   Gebiete 

*)  Bund  es bl.  1865  m.  647—648. 
**)  Prot.  S.  132. 
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verbannen«,  auf  dieser  Fassung  nicht  beharrte,*)  so  ist  der  genannte 
Satz  in  jener  ersten  Eedaktion  in  den  Entwurf  von  1872  und  aus 
diesem  in  die  revidirte  Bundesverfassung  von  1874  übergegangen. 
Das  Bundesgericht,  welchem  nunmehr  die  Handhabung  des 
Art.  44  obliegt,  hatte  bereits  unter'm  26.  Februar  1875  in  einem 
staatsrechtlichen  Konflikte  zwischen  den  Kantonen  Neuenburg  und 
Bern  die  wichtige  Frage  zu  entscheiden,  ob  nach  dem  Sinn  und 
Geiste  jener  Verfassungsbestimmung  es  als  zulässig  erscheine,  dass 
ein  Kanton  einen  seiner  Bürger  zwar  nicht  aus  seinem  ganzen 
Gebiete,  aber  doch  aus  einem  Theile  desselben  verweise,  was  in 
vielen  Fällen  den  Verwiesenen  mit  Rücksicht  auf  seinen  Beruf  oder 
auf  andere  Verhältnisse  nöthigen  wird,  sich  in  einen  andern  Kan- 
ton zu  begeben.  Das  Bundesgericht  verneinte  jene  Frage,  gestützt 
auf  folgende  Envägung :  »  Obschon  die  Fassung  des  Artikels  auf 
den  ersten  Anblick  nur  eine  Verbannung,  welche  sich  auf  das 
ganze  Gebiet  des  Kantons  erstreckt,  zu  untersagen  und  sich  nicht 
auf  die  Fälle  blosser  Bezirksverweisungen  zu  beziehen  scheint,  so 
steht  doch  eine  solche  Auslegung  sowohl  mit  dem  Geiste  als  selbst 
mit  dem  Wortlaute  desselben  im  Widerspruche,  denn  a)  dieselbe 
würde  mit  logischer  Nothwendigkeit  dazu  führen,  dass  die  Ver- 
weisung aus  sämmtlichen  Distrikten  mit  Ausnahme  eines  einzigen, 
und  sämmtlichen  Gemeinden,  eine  einzige  ausgenommen,  zugelassen 
werden  müsste  —  ein  Resultat,  welches  augenscheinlich  unverträg- 
lich wäre  mit  den  Bestimmungen  des  Art.  45  der  Bundesverfas- 
sung, welcher  das  Recht  jedes  Schweizers,  sich  innerhalb  des 
schweizerischen  Gebietes  an  jedem  Orte  niederzulassen,  ausspricht ; 
b)  die  unter  solchen  Bedingungen  ausgesprochene  Strafe  der  Ver- 
weisung würde  oflenbar  in  den  meisten  Fällen  —  in  flagrantem 
Widerspruche  mit  dem  Art.  44  der  Bundesverfassung  —  einer  Ver- 
weisung aus  dem  Kanton  gleichkommen.  Es  genügt,  in  dieser 
Hinsicht  zu  erwähnen,  dass  diese  Folge  bei  einer  Verweisung  aus 
einem  Bezirk  oder  einer  Gemeinde,  welche  eine  Enclave  eines  an- 
dern Kantons  bilden,  eintreten  würde;  c)  die  von  der  bernischen 
Regierung  vertretene  Auslegung  des  Art.  44  würde  auch  eine  an- 
stössige  Ungleichheit  zwischen  den  Schweizerbürgern  herbeiführen, 
indem  nach  derselben  die  Strafe  der  Verbannung  gegen  Kantons- 

*)  Prot,  des  Nationalrathea  S.  217,  547,  578. 
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bürger  für  blosse  üebertretungen  Terbängt  werden  könnte,  während 
sie  gegen  Schweizerbürger  nur  in  den  in  Art.  45  aufgeführten 
schweren  Fällen  zur  Anwendung  gebracht  werden  dürfte.  *)  d)  End- 
lich ist  die  Behauptung  nicht  richtig,  dass  der  Wortlaut  des  Art.  44 
zu  der  Auslegung  der  bemischen  Regierung  zwinge.  Der  Ausdruck 
»aus  seinem  Gebiete  verbannenc  ist  allgemein  und  bezieht  sich 
offenbar  auf  das  ganze  Kantonsgebiet,  ohne  verschiedene  Theile 
desselben  auszunehmen.  Daraus  folgt,  dass  das  in  Art.  44  ent- 
haltene Verbot  der  Kantonsverweisung  auch  auf  die  Bezirke  bezogen 
werden  muss.«^**)  Auf  dieses  Urtheil  des  Bundesgerichtes  hat  sich 
denn  auch  der  Bundesrath  in  seinem  Beschlüsse  vom  31.  Mai  be- 
rufen, durch  welchen  er  die  Regierung  von  Bern  einlud,  die  Aus- 
weisung der  jurassischen  Geistlichen  aus  den  Amtsbezirken  des 
Jura  zurückzunehmen.  —  Eine  zweite,  eben  so  wichtige  Frage, 
welche  das  Bundesgericht  unter'm  5.  November  entschieden  hat, 
war  die,  ob  in  Folge  des  Art.  44,  zusammengehalten  mit  Art.  dO 
der  Bundesver&ssung ,  nun  auch  Schweizerbürger  anderer 
Kantone  nicht  aus  einem  Kanton  verbannt  werden  dürfen.  Das 
Bimdesgericht  beantwortete  dieselbe  in  folgender  Weise: 

»Nach  Art.  44  darf  kein  Kanton  einen  Kantonsbürger  aus 
seinem  Gebiete  verbannen.  Die  Verbannung  ist  somit  als  Kriminal- 
strafe gegen  Kantonsbürger  nicht  zulässig  und  sind  allfallig  abr 
weichende  Bestimmungen  der  kantonalen  Verfassungsgesetzgebungen 
mit  Inkrafttreten  der  Bundesverfassung  obsolet  geworden. 

»Nun  verpflichtet  aber  der  Art.  60  der  Bundesverfassung  die 
Kantone  femer,  alle  Schweizerbürger  in  der  Gesetzgebung  sowohl 
als  im  gerichtlichen  Verfahren  den  Bürgern  des  eignen  Kantons 
gleichzustellen.  Diese  Vorschrift,  welche  schon  ii^  Art.  48  der 
frühern  Bundesverfassung  enthalten  war,  findet,  wie  die  Bundes- 
behörden konstant  erklärt  haben,  auch  auf  die  Bestimmungen  des 
Strafrechts  Anwendung,   so  dass  jede  Strafe,  welche  gegen  einen 

*)  Der  »Zeitschrift  des  bernischen  Juristenvereins«,  welche  das  UrtheU 
scharf  kritisirt  hat,  sei  hier  bemerkt,  dass  Verweisung  und  Entzug  (nicht  Ver- 
weigerung) der  Niederlassung  allerdings  zwei  verschiedene  Dinge  sind,  dass 
aber  in  Fällen,  wo  der  Entzug  der  Niederlassung,  als  das  geringere  Uebel  un- 
zulässig ist,  die  Verbannung,  als  das  grössere  Uebel,  in  welchem  das  kleinere 
mitenthalten  ist,  noch  um  so  unzulässiger  sein  muss. 

**)  Entscheidungen  A.  S.  1.  79. 
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Eanionsbürger  gesetzlich  unzulässig  ist,  auch  gegen  einen  Schwei- 
zerbürger nicht  verhängt  werden  kann. 

»Hieraus  folgt,  dass,  da  nach  dem  oben  Gesagten  die  kanto- 
nalen Strafgesetze  die  Verbannung  gegen  einen  Kantonsbürger  nicht 
als  Strafe  enthalten  dürfen,  dieselbe  auch  gegen  Schweizerbürger 
nicht  statthaft  sei. 

»Wenn  man  übrigens  auch  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der 
Art.  44  der  Bundesverfassung  nur  von  Kantonsbürgem  spricht  und 
€m  Antrag,  statt  Kantonsbürger  zu  sagen  »Schweizerbürger«,  in 
der  Bundesversammlung  ausdrücklich  abgelehnt  worden  ist,  gegen 
eine  solche  Ausdehnung  des  Art.  60  Bedenken  tragen  sollte,  so 
erscheint  die  Beschwerde  doch,  gestützt  auf  Art.  45  der  Bundes- 
verfassung, begründet,  indem  die  Verbannung  eines  Schweizer- 
bürgers aus  einem  andern  als  seinem  Heimathkanton  jedenfalls 
nur  in  denjenigen  Fällen  als  zulässig  erachtet  werden  könnte,  in 
welchen  demselben  ausnahmsweise  auch  die  Niederlassung  verweigert 
oder  entzogen  werden  darf.«*) 

Wir  behandeln  in  diesem  Abschnitte  endlich  noch  die  Abschaf- 
fung des  Schuldverhaftes;  denn  wenn  letzterer  auch  eher  als  ein 
Zwangsmittel  denn  als  eine  Strafe  gegen  den  Schuldner  erscheint, 
so  ist  die  Aufhebung  dieses  veralteten  Institutes  doch  den  näm- 
lichen humanen  Gesinnungen  entsprungen,  welche  ein  charakteristi- 
sches Merkmal  unserer  Zeit  bilden  und  die  Beseitigung  der  Todes- 
und  Leibesstrafen  herbeigeführt  haben.  In  der  Revisionsberathung 
von  1871/72  beschloss  der  Nationalrath  auf  den  Antrag  des  Herrn 
Eytel,  in  den  frühem  Art.  50,  nunmehrigen  Art.  59,  den  Zusatz 
aufzunehmen:  »Der  Schuldverhaft  ist  abgeschafft.«  Der 
Ständerath  stimmte  bei  **)  und  es  ist  dieser  Zusatz  aus  dem  Ent- 
würfe von  1872  unverändert  in  die  revidirte  Bundesverfassung  von 
1874  übergegangen. 

Sofort  nach  dem  Inkrafttreten  der  neuen  Bundesverfassung 
hatte  der  Bundesrath,  beziehungsweise  dessen  Justizdepartement 
mehrfache  Veranlassung,  über  die  Tragweite  des  neuen  Absatzes  3 
von  Art.  59  sich  auszusprechen.  Vorerst  erklärte  das  Departement 
schon  am  9.  Juni  1874,  dass  früher  erlassene  Urtheile,  durch  welche 

*)  Entscheidungen  A.  S.  I.  264.  Zeitschr.  IT.  106.  Vergl.  Uli- 
mer  I.  214,  II.  348  ff. 

*♦)  Prot,  des  Nationair.  267,  555. 
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der  Schuldverhaft  gegen  Jemanden  erkannt  war,  nicht  mehr  voll- 
zogen werden  dürfen,  weil  nach  Art.  2  der  Uebergangsbestimmungen 
die  kantonalen  Vorschriften,  welche  mit  der  neuen  Bundesverfassung 
im  Widerspruche  stehen,  mit  der  Annahme  der  letztern  ausser 
Kraft  getreten  seien.  Sodann  beantwortete  der  Bundesrath  unter'm 
22.  Juli  die  Frage,  ob  Jemand,  der  zu  Geldbusse  und  Pro- 
zesskosten in  Folge  einer  Strafuntersuchung  verurtheilt  wurde, 
im  Falle  der  Nichtzahlung  in  Haft  gesetzt  werden  könne,  folgender- 
massen:  »Man  kann  im  Hinblick  auf  den  Art.  59  der  Bundes- 
verfassung zugeben,  dass  es  den  Kantonen  erlaubt  sei,  in  ihren 
Gesetzgebungen  die  Umwandlung  einer  Geldbusse  in  Gefängniss 
vorzusehen,  wie  diess  auch  im  Art.  8  des  Bundesstrafrechtes  der 
Fall  ist;  diess  rechtfertigt  sich  dadurch,  dass  die  Geldbusse  wie 
die  Gefangenschaft  als  Strafe  sich  darstellt,  und  weil  die  Gerech- 
tigkeit verlangt,  dass  die  eine  oder  andere  dieser  alternativ  neben 
einander  ausgesprochenen  Strafarten  vollzogen  werde.  Dagegen 
kann  der  Schuldverhaft,  nachdem  er  durch  Art.  59  der  Bundes- 
verfassung ganz  allgemein  als  aufgehoben  erklärt  worden  ist,  von 
dem  Zeitpunkte  an,  da  die  Bundesverfassung  in  Kraft  getreten  ist, 
auch  nicht  mehr  zu  Gimsten  eines  kantonalen  Fiskus  angewendet 
werden,  sobald  es  sich  bloss  um  Bezahlung  einer  Forderung  des 
Staates  (für  Kosten  in  Strafsachen)  handelt,  an  deren  Stelle  der 
Schuld verhaft  treten  soll.«  Mit  Kreisschreiben  vom  gleichen  Tage 
theilte  der  Bundesrath  diese  Interpretation,  die  er  dem  Verbote  des 
Schuldverhaftes  gegeben,  sämmtlichen  Kantonen  mit  und  ersuchte 
sie,  ihre  admhiistrative  und  gerichtliche  Praxis  damit  in  üeberein- 
stimmung  zu  bringen.  In  Folge  einer  weitern  Beschwerde  aus  dem 
Kanton  Freiburg  sah  sich  die  dortige  Regierung  veranlasst,  beim 
Bundesrathe  eine  Modifikation  seines  Kreisschreibens  vom  22.  Juli 
in  dem  Sinne  zu  befürworten,  dass  die  Kosten  einer  Strafunter- 
suchung gleich  zu  behandeln  seien  wie  eine  Busse,  zu  der  ein  An- 
geklagter hätte  verurtheilt  werden  können.  Allein  der  Bundesrath 
trat  hierauf  nicht  ein,  sondern  verwies  die  Regierung  von  Freiburg 
einfach  auf  den  Weg  des  Rekurses  an  die  Bundesversammlung, 
welcher  von  ihr  nicht  betreten  wurde.  *)  Dagegen  erklärte  sich  die 
Mehrheit  der  ständerätlilichen  Kommission,  welche  den  Geschäfts- 

♦)  Bundesbl.  1875  IL  600—603. 
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bericht  des  Bundesrathes  zu  prüfen  hatte,  mit  dessen  Anschauung 
einverstanden  und  nur  eine  Minderheit  äusserte  abweichende  An- 
sichten, ohne  jedoch  einen  bestimmten  Antrag  zu  stellen.*) 

Das  Bundesgericht,  welchem  seit  Neujahr  1875  die  Handhabung 
des  Art.  59  in  seinem  ganzen  Umfange  obliegt,  bestätigte  nicht 
bloss  den  Grundsatz ,  dass  ein  Verhaft  wegen  Nichtbezahlung  von 
Gerichtskosten  nicht  zulässig  sei,**)  sondern  es  erkannte  zugleich, 
dass  eine  Umwandlung  von  Geldbusse  in  Gefängniss  nur  insofern 
statthaft  sei,  als  sie  durch  ein  Gesetz  vorgesehen  werde.  Da  nun 
letzteres  mit  Bezug  auf  blosse  Uebertretungen  (im  Gegensatze  zu 
Verbrechen  und  Vergehen)  im  Kanton  Freiburg  nicht  der  Fall  ist, 
so  wurde  einem  dortigen  Rekurrenten ,  welcher  sich  über  einen 
wegen  Ordnungsbussen  gegen  ihn  angeordneten  Verhaft  beschwerte, 
entsprochen.***)  Dagegen  hat  das  Bundesgericht  den  Rekurs  eines 
Berners  abgewiesen,  welcher  sich  darüber  beschwerte,  dass  er  wegen 
böswilliger  Nichterfüllung  der  Unterstützungspflicht  gegenüber 
seinen  Kindern  durch  den  Polizeirichter  zu  20  Tagen  Gefangen- 
schaft verurtheilt  worden  sei.  In  dieser  Strafe  wui*de  ein  durch 
Art.  59  untersagter  Schuldverhaft  nicht  gefunden,  weil  dieselbe 
vorgesehen  ist  durch  das  bemische  Armenpolizeigesetz,  welches  die 
Nichterfüllung  der,  durch  Vertrag  oder  richterlichen  Entscheid 
festgesetzten  Alimentationspflicht  als  strafbare  Widerhandlung  gegen 
das  Gesetz  erklärt  und  dem  Polizeirichter  mit  Gefängniss  oder 
Arbeitsliaus  zu  ahnden  gestattet,  f) 

§  14.    Freier  Verkehr. 

Wenn  schon  unter  der  früliern  Bundesverfassung  gesagt  werden 
konnte,  dass  der  Grundsatz  des  freien  Verkehrs  im  Innern  der 
Schweiz  nicht  bloss  als  eine  polizeiliche  Erscheinung  im  Interesse 
der  allgemeinen  Wohlfahrt,  sondern  auch  als  ein  garantirtes  Recht 
der  Schweizerbürger  erscheine,  so  ist  dieses  offenbar  bei  dem 
wesentlich  modifizirten  Wortlaute  der  gegenwärtigen  Bundesverfas- 
sung noch  weit  mehr  der  Fall.    Es  ist  daher  der  logischen  Ordnung 

*)Bundesbl.  1875  III.  83—84. 
**)  Entscheidungen  A.  S.  I.  253,  256. 
♦**)  Ebenda  S.  251. 
t)  Ebenda  S.  259. 
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entsprechend,  dass  wir  die  Handels-  und  Gewerbsfreiheit  im  g^n- 
wärtigen  und  nicht  erst  im  folgenden  Kapitel  behandeln. 

Sehr  interessant  ist  es,  in  der  Geschichte  unsers  Bundesrechtes 
die  allmälige  Entwicklung  des  grossen  Princips  des  freien  Handels 
und  Wandels  zu  verfolgen.  Bereits  in  den  alten  eidgenössischen 
Bünden  hatten,  wie  in  der  geschichtlichen  Einleitung  erwähnt 
wurde,  die  verbündeten  Orte  sich  gegenseitig  freien  Kauf  zuge- 
sichert. Die  Vermittlungsakte  sagte  darüber  in  Art.  5 :  «La  libre 
circulation  des  denrSes,  bestiaux  et  marchandises  est  garantie.« 
Nicht  so  allgemein  gehalten,  sondern  mehr  verklausulirt  war 
Art.  11  des  Bundes  Vertrages  von  1815,  welcher  folgendermassen 
lautete:  »Für  Lebensmittel,  Landeserzeugnisse  und  Kaufmanns- 
waaren  ist  der  freie  Kauf  und  für  diese  Gegenstände,  sowie  auch 
für  Vieh  die  ungehinderte  Aus-  und  Durchfuhr  von  einem  Kanton 
zum  andern  gesichert,  mit  Vorbehalt  der  erforderlichen  Polizei- 
verfügungen gegen  Wucher  und  schädlichen  Vorkauf.  Die  Polizei- 
verfiigungen  sollen  für  die  eignen  Kantonsbürger  und  die  Einwohner 
anderer  Kantone  gleich  bestimmt  werden.«  Wir  haben  indessen 
in  der  geschichtlichen  Einleitung  gesehen,  dass  ein  Tagsatzungs- 
beschluss  von  1831  dem  Art.  11  die  ausdehnende  Interpretation 
gab:  es  solle  freier  Verkehr  von  Kanton  zu  Kanton  mit  Lebens- 
mitteln, Landes-  und  Industrieerzeugnissen,  wie  auch  Kauf- 
mannswaaren  im  vollsten  Sinne  des  Wortes  stattfinden  und  dem- 
nach auch  die  Einfuhr  solcher  Gegenstände,  sowie  von  Vieh  auf 
keine  Weise  gehemmt  werden.  Dieser  Beschluss  hinderte  freilich 
nicht,  dass  an  den  Gränzen  vieler  Kantone  Ohmgelder  von  schwei- 
zerischen Weinen  und  andere  Konsumgebühren  bezogen  wurden. 
Dem  Art.  29  der  Bundesverfassung  von  1848  wurden  die  Entwürfe 
von  1832  und  1833  zu  Grunde  gelegt;  namentlich  ist  der  Eingang 
beinahe  wörtlich  dem  letztern  entnommen,  während  bei  den  ein- 
zelnen Vorbehalten  Manches  geändert,  hinzugefügt  oder  weggelassen 
wurde.    Der  Art.  29  lautete  folgendermassen: 

»Für  Lebensmittel,  Vieh  und  Kaufmannswaaren,  Landes-  und 
Gewerbserzeugnisse  jeder  Art  sind  freier  Kauf  und  Verkauf,  freie 
Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  von  einem  Kanton  in  den  andern  ge- 
währleistet. Vorbehalten  sind:  a)  In  Beziehung  auf  Kauf  und 
Verkauf  das  Salz-  und  Pulverregal,  b)  Polizeiliche  Verfügungen 
der  Kantone   über   die  Ausübung  von  Handel  und  Gewerbe  und" 
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über  die  Benutzung  der  Strassen,  c)  Verfügungen  gegen  schäd- 
lichen Vorkauf,  d)  Vorübergehende  sanitätspolizeiliche  Massregeln 
bei  Seuchen.  Die  in  litt,  b  und  c  bezeichneten  Verfügungen  müssen 
die  K^antonsbürger  und  die  Schweizerbürger  anderer  Kantone  gleich 
behandeln.  Sie  sind  dem  Bundesrathe  zur  Prüfung  vorzulegen  und 
dürfen  nicht  vollzogen  werden,  ehe  sie  die  Genehmigung  desselben 
erhalten  haben,  e)  Die  von  der  Tagsatzung  bewilligten  oder  an- 
erkannten Gebühren,  welche  der  Bund  nicht  aufgehoben  hat.  f)  Die 
Konsumgebühren  von  Wein  und  andern  geistigen  Getränken,  nach 
Vorschrift  des  Art.  .32.  « 

Waren  auch  diese  Bestimmungen  immer  noch  etwas  enge  ge- 
halten, so  war  doch  wenigstens  die  Auslegung,  welche  die  Bundes- 
behörden  in  dem  Zeiträume  von  1848  bis  1874  dem  Art.  29  gaben, 
eine  möglichst  ausgedehnte.  Zum  Beweise  hiefür  wollen  wir  nur 
einige  wenige  Entscheidungen  anführen.  Gestützt  auf  polizeiliche 
Verordnungen,  denen  die  Bäcker  im  Kanton  Luzern  unterworfen 
waren,  wurde  einem  daselbst  wohnenden  Solothumer  der  Handel 
mit  Brod,  welches  er  über  die  Gränze  herüberbrachte,  imtersagt. 
Der  Bundesrath,  bei  welchem  Beschwerde  erhoben  wurde,  hob  dieses 
Verbot  auf,  weil  die  polizeilichen  Verordnungen,  welche  der 
Art.  29  den  Kantonen  gestatte,  wirklich  einen  polizeilichen  Cha- 
rakter tragen  müssen  und  nicht  auf  blosse  Verminderung  der  Kon- 
kurrenz hinzielen  dürfen  und  weil  eine  Niederlage  von  fremdem 
Brod  sich  in  Bezug  auf  Qualität,  Preis  und  Gewicht  ebenso  gut 
polizeilich  kontroliren  lasse  als  eine  inländische  Bäckerei.*)  Aus 
den  gleichen  Gründen  wurde  die  Regierung  von  Obwalden  ver- 
anlasst, die  dortige  Verordnung  über  die  Ausübung  des  Metzger- 
berufes, nach  welcher  die  Einfuhr  von  Fleisch  aus  einem  andern 
Kanton  verboten  war,  dahin  zu  modifiziren,  dass  Fleisch  aus  an- 
dern Kantonen  unter  polizeilicher  Aufsicht  auch  in  Obwalden  ein- 
geführt werden  dürfe.**)  Als  die  Regierung  von  Waadt  im 
Jahr  1854  ein  angeblich  gegen  den  Vor  kauf  gerichtetes  Dekret 
erliess,  welches  die  Ausfuhr  von  Getreide,  Mehl  und  Hülsefrüchten 
nach  andern  Kantonen  nur  unter  gewissen,  sehr  lästigen  Beding- 
ungen gestattete,  so  verweigerte  der  Bundesrath  die  Genehmigung 
dieses  Dekretes,  weil  dadurch  der  freie  Verkehr  von  einem  Kanton 

*)  üllmer  I.  50. 
**)  Ebenda  II.  57. 
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zum  andern  beeinträchtigt  werde.*)  In  einem  andern  Falle  er- 
kannte der  Bundesrath,  dass  Verordnungen  gegen  den  Vorkauf  von 
Lebensbedürfnissen  für  Menschen  und  Vieh  sich  nur  auf  Markttage 
und  Marktplätze  beziehen  dürfen,  nicht  aber  auf  den  Einzelverkauf 
auf  dem  Lande  ausser  den  Markttagen.**) 

Die  wichtigste  Interpretation,  welche  unter  der  Herrschaft  der 
Bundesverfessung  von  1848  das  in  Art.  29  aufgestellte  Princip  des 
»freien  Kaufes  und  Verkaufes«  erhielt,  bezog  sich  auf  die  Frage, 
ob  es  den  Kantonen  gestattet  sei,  Patenttaxen  von  schwei- 
zerischen Handelsreisenden  zu  beziehen.  Der  Bundesrath, 
welcher  die  gegen  diese  Taxen  eingegangnen  Beschwerden  zu  be- 
gutachten hatte,  war  der  Ansicht,  dass  der  Art.  29  keine  andere 
Bedeutung  habe,  als  dass  den  Kantonen  nicht  mehr  gestattet  sei, 
die  Ein-  und  Ausfuhr  von  Waaren  mit  besondern  Gebühren  zu 
belegen  oder  Sperren  gegen  einander  anzuordnen.  Die  Patent- 
taxen seien  allerdings  in  einzelnen  Kantonen  so  hoch,  dass  sie 
mehr  einen  fiskalischen  als  polizeilichen  Charakter  haben;  aber 
wenn  man  grundsätzlich  anerkenne,  dass  die  Kantone  befugt  seien, 
das  Aufnehmen  von  Bestellungen  an  die  Lösung  eines  Patentes 
zu  knüpfen,  so  gebe  es  keinen  rechtlichen  Anhaltspunkt  dafür, 
dass  der  Betrag  der  Taxe  einer  besondern  Sanktion  zu  unterwerfen 
wäre.  Diese  Anschauungsweise  des  Bundesrathes  fand  indessen  bei 
den  gesetzgebenden  Käthen  wenig  Anklang.  Die  Mehrheit  der 
nationalräthlichen  Kommission  stellte  sich  wesentlich  auf  den  Stand- 
punkt, dass  die  Gewerbsthätigkeit  der  Handelsreisenden  unter  den 
Gesichtspunkt  des  interkantonalen  Verkehrs  falle,  weil  die  Waaren, 
die  sie  verkaufen,  in  dem  einen,  die  Käufer  aber  in  dem  andern 
Kanton  sich  befinden.  Ganz  anders  verhalte  es  sich  mit  den  Hau- 
sirern,  welche  ihr  Waarenlager  mit  sich  führen  und  bei  denen 
daher  von  einem  interkantonalen  Verkehre  keine  Rede  sein  könne. 
In  Folge  von  litt,  b  des  Art.  29  seien  die  schweizerischen  Handels- 
reisenden bloss  polizeilichen  Verfügungen  der  Kantone  unterworfen; 
dagegen  widerspreche  jede  fiskalische  Beschränkung,  jede  Besteurung 
derselben  den  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  über  Handels- 
freiheit. Auf  den  Antrag  dieser  Kommission  kam  unter'm  29.  Juli 
1859  folgender  Bundesbeschluss  zu  Stande: 

*)  Ullmer  I.  53. 
*♦)  Ebenda  S.  54. 
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»Die  Kantone  werden  angewiesen,  von  schweizerischen  Handels- 
reisenden keine  Patenttaxen  oder  anderweitige  Gebühren  mehr  zu 
beziehen,  insofeme  diese  Handelsreisenden  nur  Bestellungen,  sei  es 
mit  oder  ohne  Vorweisung  von  Mustern,  aufnehmen  und  keine 
Waaren  mit  sich  führen.«*) 

Dieser  Entscheid  erklärte  somit  bloss  die  Handelsreisenden  für 
abgabenfrei,  liess  dagegen  in  Bezug  auf  die  Hausirer  der  kantona- 
len Gesetzgebung  völlig  freie  Hand ;  eine  Unterscheidung,  die  nicht 
ganz  stichhaltig  war,  weil  die  einen  wie  die  andern  Gewerbtrei- 
benden,  sei  es  nun,  dass  sie  mit  Waaren  oder  bloss  mit  Mustern 
versehen  im  Lande  herumreisen,  den  Verkehr  zwischen  den  Kan- 
tonen vermitteln  und  weil  die  Patenttaxen  von  Hausirern  so  gut 
wie  diejenigen  von  Handelsreisenden  einen  vorherrschend  fiskali- 
schen Charakter  annehmen  können.  Da  nun  aber  einmal  der 
Bundesbeschluss  jene  Unterscheidung  gemacht,  so  musste  sie  auch 
nach  seinem  Wortlaute  durchgeführt  werden.  Die  Regierung  von 
Thurgau  stellte  in  einem  Rekursfalle  die  Behauptung  auf,  das 
Aufnehmen  von  kleinern  Bestellungen  von  Haus  zu  Haus  mit 
oder  ohne  Vorweisung  von  Mustern,  im  Gegensatze  zur  Aufnahme 
von  Waarenbestellungen  bei  Kauf-  und  Gewerbsleuten,  falle  unter 
den  Begriff  des  Hausirhandels  und  dürfe  daher  von  den  Kantonen 
ganz  verboten  werden.  Der  Bundesrath  aber  und  die  Bundesver- 
sammlung entschieden  übereinstimmend  im  entgegengesetzten  Sinne, 
weil  der  Bundesbeschluss  vom  29.  Juli  1859  offenbar  den  Hausir- 
handel,  dessen  Regulirung  der  kantonalen  Hoheit  überlassen  bleibt, 
auf  das  ganz  bestimmte  Merkmal  des  Mitsichführens  von 
Waaren  beschränken  wollte.  Wenn  aber  Personen,  welche  von 
Haus  zu  Haus,  jedoch  ohne  Waaren  mitzufuhren,  Bestellungen  auf- 
nehmen ,  zu  den  Handelsreisenden  gehören ,  auf  welche  sich  der 
genannte  Bundesbeschluss  bezieht,  so  folgt  von  selbst,  dass  ihnen 
nicht  bloss  keine  Taxen  auferlegt  werden  dürfen,  sondern  dass 
ihnen  noch  viel  weniger  ihr  Gewerbe  gänzlich  untersagt  werden 
darf.  **) 

Wir  müssen  hiebei  jedoch  noch  einer  Schranke  erwähnen, 
welche  die  Bundesversammlung  bei  Anlass  von  zwei  Rekursen,  die 

*)  Bundesbl.  1859  IL  105—113.  411—432.  Amtl.  Sammlung  VI. 
304—305. 

**)  Bundesbl.  1861  I.  47—54.    Amtl.  Samml.  VH.  7. 
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ihr  im  Sommer  1861  vorgelegt  wurden,  der  Anwendung  des  in 
Art.  29  jaiedergelegten  Prindps  des  freien  Kaufes  und  Vevkaufes 
gesetzt  hatte. 

Es  bestehen  in  Obwalden  und  in  Graubünden,  wie  noch 
in  manchen  andern  Kantonen,  Statuten  von  Koiporationsgemeinden, 
welche  den  Genossen  und  Ansässen  verbieten,  das  ihnen  aus  den 
Gemeindswaldungen  zugetheilte  Holz  zu  veräussem,  oder  wenigstens 
eine  solche  Veräusserung ,  namentlich  ausser  die  Gemeinde,  nur 
unter  gewissen  Beschränkungen  gestatten.  Der  Bundesrath  ging 
von  der  Ansicht  aus,  dass  die  Souveränetät  der  Kantone  in  Forst- 
sachen bloss  auf  die  Art  und  Weise  der  Bewirthschaftung  der 
Wälder  imd  auf  die  Holzschläge  sich  beziehen  könne,  dagegen  das 
einmal  geschlagene  und  abgeführte  Holz  als  ein  Land  es  er  zeug* 
niss  und  Handelsobjekt  zu  betrachten  sei,  dessen  freien  Verkauf 
und  Ausfuhr  in  andere  Kantone  der  Art.  29  gewährleiste.  Dem- 
nach hob  der  Bundesrath  die  fraglichen,  den  Verkehr  beschrän- 
kenden Waldordnungen  als  mit  der  Bundesverfassung  unvereinbar 
auf,  wogegen  von  Seite  der  betheiligten  Gemeinden  und  Kantons- 
regierungen der  Rekurs  an  die  Bundesversammlung  ergriffen  wurde. 
Letztere  fasste  nun  die  Frage  von  dem  Gesichtspunkte  aus  auf,  dass 
die  Gemeinden,  Korporationen  und  Privaten  nicht  verpflichtet  seien, 
ihr  Eigenthum  gegen  ihren  Willen  dem  allgemeinen  Verkehre  zu 
übergeben,  und  dass  die  Ausübung  von  Handel  und  Gewerbe  nur  in- 
soweit nicht  gehindert  werden  dürfe,  als  der  Eigenthümer  der  Waare 
dieselbe  dem  Verkehre  unterstelle.  Die  Verordnungen  der  Wald- 
genossenschaften charakterisiren  sich  —  wie  der  Bericht  der  stände- 
räthlichen  Kommission  sich  ausdrückt — als  Ausfluss  der  den 
Eigenthümern  zustehenden  Dispositionsbefugnisse, 
und  ihr  Grundgedanke  besteht  darin,  den  verfügbaren  Nutzertrag, 
so  weit  immer  möglich,  den  Antheilhabem  und  bis  auf  einen  gewissen 
Grad  den  Niedergelassenen  zuzuwenden.  Die  Bundesversammlung 
erklärte  daher  die  vom  Bundesrathe  aufgehobenen  Waldordnungen 
für  zulässig,  mit  einziger  Ausnahme  einer  Bestimmung  derjenigen 
von  Giswyl,  nach  welcher  die  Ausfuhr  von  verarbeitetem  Holz 
ausser  die  Gemeinde  einer  besondem  Besteuerung  unterliegen  sollte.*) 


*)  Bundesbl.  1861  IL  77-88,  389—361.  Amtl.  Samml.  VII.  47— 48, 
76—76. 
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Schon  in  der  Revisionsperiode  von  18G5/G6,  noch  bestimmter 
aber  in  derjenigen  von  1871/72,  war  vom  Bundesrath  auch  die 
Revision  der  Bundesvorschriflen  über  freien  Handel  und  Verkehr 
angeregt  worden.  Derselbe  wies  darauf  hin,  dass  Art.  29  der 
Bundesverfassung  von  1848  nur  den  Handel  von  Kanton  zu 
Kanton  gewährleiste,  und  in  Bezug  auf  die  Freiheit  der  Gewerbs- 
ausübung in  Art.  41  Ziff.  4  solche  lediglich  den  Niedergelas- 
senen zusichere,  Beschränkungen,  die  sich  nicht  mehr  recht- 
fertigen liessen.  In  seiner  Botschaft  vom  17.  Juni  1870  betreffend 
Revision  der  Bundesverfassung  betonte  derselbe,  wie  durch  die  Be- 
seitigung der  Verkehrsschranken  im  Innern  und  die  Verlegung  der 
Zölle  auf  die  Gränzen  die  Schweiz  zu  einem  einheitlichen  Arbeits- 
gebiet sich  gestaltet  habe,  in  welchem  auch  dem  Arbeiter  selbst 
die  freieste  persönliche  Bewegung  in  der  Arbeitsaufnahme  gestattet 
sein  müsse.  Die  Botschaft  hob  ferner  hervor,  wie  auch  andere 
Ungleichheiten,  bei  denen  es  auf  Begünstigung  der  Kantons- 
einwohner gegenüber  andern  Schweizerbürgern  abgesehen  sei,  in  den 
Kantonen  noch  vielfach  beständen.  Diesen  Ungleichheiten  und 
theilweisen  Abnormitäten  könne  nur  begegnet  werden  durch  die 
Aufstellung  des  Grundsatzes,  dass  die  Freiheit  des  Handels  und 
Verkehrs,  worunter  der  Verkehr  mit  unbeweglichem  wie  mit  beweg- 
lichem Gute  verstanden  sei,  sowie  das  Recht  freier  Berufs-  und 
Gewerbsausübung  jedem  Schweizerbürger  im  ganzen  Umfang  der 
Eidgenossenschaft  gewährleistet  werde.  Wenn  irgend  ein  Recht 
als  Grundrecht  bezeichnet  und  mit  dem  vollen  Schutz  des  Bundes 
versehen  werden  dürfe,  so  sei  diess  gewiss  der  Fall  für  das  Recht 
der  freien  Arbeit  und  des  freien  Verkehrs. 

Den  Bedenken,  welche  der  Ausführung  dieses  Grundsatzes  wegen 
der  Frage  der  Besteuerung  entgegentreten  wollten,  begegnete  der 
Bundesrath  damit,  dass  er,  wenn  auch  festhaltend  an  dem  Grund- 
satz, es  dürfe  dem  Schwrizerbürger  sein  natürlichstes  Recht  nicht 
verkümmert  werden,  bloss  desswegen,  weil  der  Kantonsfiskus  einige 
Schwierigkeiten  habe,  die  Gewerbetreibenden  alle  zur  Besteuerung 
herbeizuziehen,  in  den  Entwurf  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
aufnahm,  dahingehend,  dass  den  Kantonen  das  Besteuerungsrecht 
des  Gewerbbetriebs  vorbehalten  bleibe. 

Die  bundesrätliliche  Botschaft  zog  hier  noch  ein  anderes  Ver- 
hältniss   in  den  Kreis  der  Berathung  über  freien  Gewerbsbetrieb, 
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die  sogenannten  \\issenschaftlichen  Berufsarten,  deren  Ausübung 
bis  zur  Stunde  meistens  auf  jene  Kantone  beschränkt  war,  in  denen 
der  Betreffende  einer  persönlichen  Prüfung  sich  unterzogen  hatte. 
Diess  war  besonders  beim  ärztlichen  Berufe,  auch  zum  Nachtheile 
derjenigen,  die  ärztliche  Hülfe  suchen  mussten,  als  lästig  empfun- 
den worden. 

Jene  Beschränkung  enthielt  in  gewissem  Sinne  eine  Verküm- 
merung der  freien  Niederlassung,  so  dass  schon  im  Jahr  1867  ein 
Konkordat  für  sog.  Freizügigkeit  der  Aerzte  angestrebt  und  in 
beschränkterem  Grade  auch  verwirklicht  wurde. 

Bei  dem  vermehrten  Schutze,  welche  man  der  Freiheit  des 
Verkehrs  zu  Theil  werden  lassen  wollte,  lag  es  nahe,  diesen  nun 
auch  auf  die  wissenschaftlichen  Berufsarten  auszudehnen.  Ber  Bun- 
desrath  bemerkte  daiüber  in  seiner  Botschaft: 

»Bei  unbefangener  Betrachtung  der  Verhältnisse  kann  man  sich 
gewiss  der  Uebcrzeugung  nicht  erwehren,  dass  die  Entwicklung 
auch  auf  diesen  Gebieten  nach  der  Freiheit  hindrängt,  und  es 
glaubt  der  Bundesrath,  das  Hecht  freier  Berufsausübung  im  ganzen 
Umfang  der  Eidgenossenschaft  (unter  Vorbehalt  eines  Ausweises 
der  Befähigung,  welcher  dann  für  die  ganze  Schweiz  massgebend 
wäre)  auch  für  diese  Berufsarten  in  Aussicht  nehmen  zu  sollen. €*) 

Die  Bundesversammlung  theilte  diese  Anschauungen  in  allen 
Richtungen,  und  wurden  in  den  ßevisionsentwurf  vom  5.  März  1872 
(Art.  29  und  30)  folgende  Bestimmungen  aufgenommen,  welche 
nunmehr  gleichlautend  in  die  neue  Bundesverfassung  vom  29.  Mai 
1874  übergegangen  sind  und  also  lauten: 

Art.  31,  Die  Freiheit  des  Handels  mid  der  Gewerbe  ist  im 
ganzen  Umfang  der  Eidgenossenschaft  gewährleistet. 

Vorbehalten  sind: 

a.  Das  Scdz-  und  Ptdverregal,  die  eidgenössischen  Zölle,  die  Ein- 
gangsgebühren  vmi  Wein  und  geistigen  Getränken,  sowie  andere, 
vom  Bunde  amdrilcklich  anerkannte  Verbranchsetenern ,  nach 
Massgabe  des  Art.  S2. 

b.  Sanitätspolizeiliche  Massregeln  gegen  Epidemien  und  Vielisenchen. 

c.  Verfügungen  über  Ausübung  ron  Handd  vnd  Gewerben ,  ül)er 
Besteuerung  des  Gewerbebetriebs  und  über  die  Benutzung  der 
Strassen. 

♦)  Bundesbl.  1870  IL  671  ff. 
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Diese  Vey^iuiungen  dürfe}}  den  Gnnuhatz  der  Handeln  und  Ge- 
tverbefreiheit  selbst  nicht  beeinträchtigen. 

Art,  33.  Den  Kantonen  bleibt  es  miheimf/estellt,  die  Ans^iibunff 
iler  wissenschaftlichen  Berufsartoi  von  einem  Ausweise  der  Befahl- 
(junfj  abhängiff  zu  machen. 

Auf  dem  Wege  der  BundesfjeMtzrjelmng  ist  dafür  zu  sorgeti, 
d<fss  deratiif/e  Aus-weise  für  die  ganze  Eidgenossenschaft  gültig  er- 
worben  werden  kömmi.*) 

Am  Schlüsse  dieses  Abschnittes,  welcher  vom  freien  Verkehre 
handelt,  haben  wir  neben  dem  Art.  31  noch  eine  andere  Bestimmung 
der  Bundesverfassung  zu  berücksiclitigen,  nämlich  den  Art.  62.  Zu 
den  vielen  Beschränkungen,  denen  in  frühern  Jahrhunderten  der 
Verkehr  unterworfen  war,  gehörten  insbesondere  auch  die  Zug- 
rechte  (Näherrechte),  in  Folge  deren,  wenn  ein  Eigenthümer  sein 
Grundstück  veräussern  wollte,  Verwandte,  Nachbarn,  Genossen 
der  Gemeinde  oder  der  Landschaft  dasselbe  um  den,  mit  einem 
Dritten  verabredeten  Kaufpreis  an  sich  ziehen  konnten.  In  den 
schweizerischen  Gebirgsländern  stand  den  Landleuten  ein  gesetz- 
liches Zugrecht  selbst  in  dem  Falle  zu,  wenn  eine  Liegenschaft 
durcli  Heirath  oder  Erbschaft  an  einen  Auswärtigen  fiel;  der  zu 
bezahlende  Kaufpreis  wurde  alsdann  durch  amtliche  Schätzung  er- 
mittelt. Noch  drückender  war  das  sogenannte  Abzugsrecht, 
eine  Abgabe  bald  von  5,  bald  von  10  Procent,  welche,  soweit  nicht 
bestehende  Verträge  oder  der  Grundsatz  des  Gegenrechtes  dieselbe 
ausschlössen,  von  allem,  sei  es  in  Folge  von  Erbschaften  oder  Hei- 
rathen,  sei  es  in  Folge  von  Auswanderung  aus  dem  Lande  gehenden 
Vermögen  erhoben  zu  werden  pflegte.**)  Schon  die  Vermittlungsakte 
enthielt  nun  in  Art.  5  die  Bestimmung:  T^Les  aficiens  droits  df  traite 
hüMenre  et  de  traite  foraine  sont  abdis^  ;  in  der  deutschen  Ueber- 
setzung :  »Die  ehemaligen  Zugs-  und  Abzugsrechte  sind  abgeschafft.« 

*)  Die  Uebcrgangsbcstimmungen  zur  neuen  Bundes^-erfassung  enthalten  in 
Art.  5  zur  provisorischen  Regehing  folgende  weitere  Bestimmung: 

»Personen,  welche  den  wissenschaftlichen  Benifsarten  angehören,  und 
welche  bis  zum  Erlasse  der  im  Art.  33  vorgesehenen  Bundesgesetzgebung  von 
einem  Kantone  oder  von  einer,  mehrere  Kantone  repräaentirenden  Konkordats- 
behörde den  Ausweis  der  Befahigimg  erlangt  haben,  sind  befugt,  ihren  Beruf 
in  der  ganzen  Eidgenossenschaft  auszuüben.« 

*♦)  Blumer  Staats-  und  Rechtsgesch.  der  Schweiz.  Demokratien  II.  1.  287. 
2.  121-131. 
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Der  Bundesvertrag  von  1815  beschränkte  sich  darauf,  in  Art.  11  zu 
sagen :  »Die  Abzugsrechte  von  Kanton  zu  Kanton  sind  abgeschafft.« 
Weiter  ging  wieder  der  Entwurf  von  1833,  welcher  vorschrieb :  »Alle 
Abzugsrechte  im  Innern  der  Schweiz,  sowie  die  Zugrechte  von  An- 
gehörigen des  einen  Kantons,  als  solchen,  gegen  Angehörige  anderer 
Kantone  sind  abgeschafft.«  Im  Wesentlichen  damit  übereinstimmend, 
lautet  nun  Art.  62  (früher  51)  der  Bundesverfassung: 

-»Alle  Abziigsrechfe  im  Innern  der  Schweiz,  sowie  die  Zugre^^hte 
von  Bürgern  des  eineti  Kmvtofis  gegen  Bürger  anderer  Kantone  eind 
abgeschafft,^ 

Es  geht  aus  den  Verhandlungen  der  Bundesrevisionskommission 
und  der  Tagsatzung  nicht  hervor,  wesshalb  die  Bedaktion  des  Ent- 
wurfes von  1833  abgeändert  wurde.  Die  gegenwärtige  Fassung  mag 
insofeme  den  Vorzug  verdienen  als  sie  statt  des  unbestimmtem 
Wortes  »Angehörige«  den  bestimmtem  Ausdruck  »Bürger«  hat ;  da- 
gegen hat  sie  durch  Weglassung  der  Worte  »als  solchen«  an  Präci- 
sion  nicht  gewonnen.  Es  gibt  nämlich,  wie  wir  gesehen  haben, 
verschiedene  Arten  von  Zugrechten :  bei  den  einen  ist  es  der  Ein- 
heimische (Kantons-,  Bezirks-  oder  Gemeindsbürger)  gegenüber 
dem  Fremden,  bei  den  andern  ist  es  der  Blutsverwandte  oder 
Nachbar  des  Verkäufers  gegenüber  einem  nicht  in  solchem  Ver- 
hältnisse stehenden  Käufer,  welcher  den  Zug  zu  thun  berechtigt 
ist.  Wir  halten  nun  dafür,  dass,  wenn  die  Bundesverfassung  auch 
diese  letztem  Zugrechte  abschaffen  wollte,  sie  gleich  der  Vermitt- 
lungsakte einfach  hätte  sagen  sollen:  »Die  Zugrechte  sind  abge- 
schafft«; dadurch,  dass  sie  die  Worte  beifügt:  »von  Bürgern  des 
einen  Kantons  gegen  Bürger  anderer  Kantone«,  scheint  sie  immer- 
hin anzudeuten,  dass  sie  bloss  die  erstere  Gattung  von  Zugrechten, 
bei  welcher  das  Bürgerrecht  den  Ausschlag  gibt,  im  Auge  hatte. 
Die  Zugrechte  von  Verwandten  u.  s.  w.  fallen  ihrer  Natur  nach 
der  privatrechtlichen  Gesetzgebung  der  Kantone  anheim,  während 
diejenigen  der  Bürger  in  das  Gebiet  der  interkantonalen  Verhält- 
nisse einschlagen.  Allerdings  kann  auch  das  Zugrecht  der  Ver- 
wandten (die  sog.  Erblosung)  ausgeübt  werden  gegen  einen  Käufer, 
der  zufällig  Bürger  eines  andern  Kantons  ist;  aber  dann  ist  es 
nicht  diese  Eigenschaft,  welche  ihn  zur  Abtretung  des  Grund- 
stückes nöthigt,  sondern  es  könnte  die  nämliche  Verpflichtung  auch 
einen  Bürger  des  eigenen  Kantons,  ja  der  eigenen  Gemeinde,  wel- 
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eher  der  Verkäufer  angehört,  treffen.  Uebrigens  hat  die  Frage, 
welche  wir  hier  besprochen  haben,  wenig  praktische  Bedeutung, 
weil  die  Kantone  selbst  die  alten  Zugrechte  immer  mehr  beseitigen. 
Weniger  Zweifel  können  entstehen  über  die  Bedeutung  des  ersten 
Theiles  des  Art.  G2,  welcher,  übereinstimmend  mit  den  frühem 
Bundesverfassungen,  alle  Abzugsrechte  im  Innern  der  Schweiz  ab- 
schafft. Gegenüber  einem  Rekurse,  welcher  auch  Erbschaftssteuern 
für  unzulässig  erklären  wollte,  so  bald  sie  Vermögen  treffen,  welches 
an  auswärtige  Erbnehmer  fällt,  bemerkte  der  Bundesrath  mit  vollem 
Rechte :  »Unter  Abzugsgeldern  werden  solche  Abgaben  verstanden, 
welche  ein  Staat  vom  Vermögen,  das  ausser  Landes  geht,  aus 
diesem  Grunde  bezieht,  keineswegs  aber  Steuern,  welche  auch 
den  Inländer  treffen  und  bloss  zufällig  auch  auf  den  Fremden  aus 
dem  gleichen  Rechtsgrunde  anzuwenden  sind.  Im  vorliegenden  Falle 
handelt  es  sich  offenbar  um  ein  Recht  der  letztern  Art,  nämlich  um 
eine  Handänderungs-  oder  Erbschaftssteuer,  welche  Bürger  und 
Niedergelassene  gleichmässig  trifft;  mithin  ist  die  Berufung  auf 
Art.  51  der  Bundesverfassung  ganz  unbegründet«*) 

§  15.  Rechte,  die  in  den  Kantonalverfasanngen  enthalten  sind. 

Neben  den  in  der  Bundesverfassung  selbst  enthaltenen  Grund- 
rechten des  Schweizerbürgers  garantirt  der  Bund  auch  sämmtliche 
politische  und  individuelle  Rechte,  welche  in  den  Kantonalverfas- 
sungen aufgestellt  sind.  Letztere  und  die  aus  ihnen  hergeleiteten 
Rechte  des  Volkes  und  der  einzelnen  Bürger,  sowie  die  Befugnisse 
der  Behörden  stehen  nach  Art.  5 ,  den  wir  schon  oben  (S.  184) 
angeführt  haben,  unter  dem  kräftigen  Schutze  des  Bundes.  Nach 
Art.  85  Ziff.  7  fallen  in  die  Kompetenz  der  Bundesversammlung 
u.  A.  auch  Massregeln,  welche  die  Garantie  der  Kantonalverfas- 
sungen  zum  Zwecke  haben,  und  nach  Art.  102  Ziff.  3  hat  zu- 
nächst der  Bundesrath  für  diese  Garantie  zu  wachen.  Schon  bei 
dem  ersten  Anlasse,  der  sich  ihm  darbot,  sprach  sich  der  Bundes- 
rath über  die  Stellung,  welche  die  Bundesbehörden  bei  eingehenden 
Beschwerden  einzunehmen  haben,  folgendermassen  aus: 

»Wenn  in  einem  Kanton  über  Verletzung  der  Verfassung  Be- 
schwerde geführt  und  diese  vor  die  Bundesbehörde  gebracht  wird, 

♦)  Bundesbl.  1862  U.  261-262. 
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SO  entsteht  für  die  letztere  die  Verpflichtung,  die  Beschwerde  zu 
untersuchen  und  über  den  Grund  und  Ungrund  derselben  und  die 
anfälligen  weitern  Massregeln  eine  Entscheidung  zu  fassen.  Denn 
der  Bund  gewährleistet  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger 
gleich  den  Rechten  der  Behörden.  Auch  der  frühere  Bundesvertrag 
garantirte  die  Verfassungen,  allein  diese  Garantie  wurde  anders 
ausgelegt  und  mancher  Nothschrei  über  verfassungswidrige  Hand- 
lungen und  Zustände  verhallte  unbeachtet.  Man  wollte  dieses 
nicht  mehr  dulden  und  verlangte  eine  wirksame  Garantie  gegen 
Verfassungsverletzungen.  So  entstand  der  Art.  5  der  Bundesver- 
fassung, der  mit  einer  fast  pedantischen  Aengstlichkeit  die  Rechte 
des  Volkes  und  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger  gewähr- 
leistet. Es  wäre  nun  in  der  That  ein  merkwürdiger  Rückfall  in 
die  alte  Anschauungsweise  und  Ordnung  der  Dinge,  es  wäre  eine 
auffallende  Verläugnung  des  in  Art.  5  enthaltenen  Princips,  wenn 
man  annehmen  wollte,  auch  bei  einer  förmlich  angebrachten  Be- 
schwerde stehe  es  den  Bundesbehörden  frei,  darauf  einzutreten 
oder  nicht.  Wir  glauben  vielmehr,  in  solchen  Fällen  seien  die 
Bundesbehörden  verpflichtet,  die  Beschwerde  an  Hand  zu  nehmen 
und  zu  entscheiden.« 

Auf  ähnliche  Weise  äusserte  sich  später  eine  ständeräthliche 
Konmiission  über  die  Trag^'eite  des  Art.  5  in   folgenden  Worten: 

»Nicht  umsonst  ist  der  Wortlaut  dieser  Verfassungsbestimmung 
so  weit  gehalten,  nicht  umsonst  hat  der  Bund  die  Rechte  des 
Volkes  und  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger,  welche  in 
der  Garantie  der  Verfassungen  eigentlich  bereits  inbegriffen  sind, 
auch  noch  ausdrücklich  neben  den  Rechten  der  Behörden  in  seinen 
Schutz  genommen.  Es  gab  eine  Zeit  in  unserm  Vaterlande,  zu  wel- 
cher nur  die  Regierungen  gegenüber  ihrem  Volke  bei  der  Eidgenos- 
senschaft thatkräftige  Unterstützung  fanden ;  der  neue  Bund  wollte 
allen  Kantonen  geordnete  staatsrechtliche  Zustände  sichern,  w^elche 
nur  dann  bestehen  können,  wenn  gegen  Uebergriffe  der  Behörden 
nicht  bloss  das  gesammte  Volk,  sondern  selbst  der  einzelne  Bürger 
bei  der  hohem  Instanz  des  Bundes  Recht  suchen  und  finden  kann. 
Dass  nicht  alle  Entscheidungen  kantonaler  Behörden,  durch  welche 
der  Einzelne  seine  Rechte  beeinträchtigt  glaubt,  an  die  Bundes- 
behörden gezogen  werden  können,  dafür  ist  gesorgt  durch  das  Bei- 
wort: »verfassungsmässige  Rechte  der  Bürger«;  nur  wenn 
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die  Verletzung  von  Hechten,  welche  in  den  kantonalen  Verfassun- 
gen garantirt  sind ,  in  Frage  kömmt ,  ist  der  Bund  nach  Art.  5 
befugt  einzusclireiten,  gleichwie  er  nach  andern  Artikeln  der  Bundes- 
verfassung diess  thun  darf,  wenn  es  sich  um  die  Verletzung  aus- 
drücklicher Bundesvorschriften  handelt.« 

Dass  nach  heutigem  schweizerischen  Staatsrechte  in  Folge  der 
vom  Bunde  übernommenen  Garantie  den  Bundesbehörden  der  letzte 
und  endgültige  Entscheid  über  die  Auslegung  kantonaler  Verfas- 
sungen zustehe,  darüber  könnte  nunmehr  übrigens  gar  kein  Zweifel 
mehr  bestehen,  indem  neben  dem  Art.  85  Ziff.  7  und  102  Ziff.  3 
in  die  neue  Bundesverfassung  in  Art.  113  noch  folgende  weitere 
Bestimmung  aufgenommen  wurde: 

Art.  113.  Das  Bundesgericht  urtheilt  ferner:  3,  über  Beschwer- 
den betreffend  Verletzung  verfassimgsmüssiger  Rechte  der  Bürger, 
sowie  über  solche,  ron  Priraten  wegen  Verletzung  von  Konkordaten 
und  Staatsverträgen. 

Vorbehalten  sind  die  dnrch  die  Bnndrsgesetzgebung  näher  fest- 
zustellenden  Administrativstreitigkeiten, 

Diese  Verfassungsbestimmung  erhielt  ihre  weitere  Ausführung 
in  dem  neuen  Bundesgesetz  über  die  Organisation  der  Bundes- 
rechtspflege vom  27.  Juni  1874,  welche  in  Art.  59  festsetzt: 

Art.  5  9.  »Endlich  beurtheilt  das  Bundesgericht  Beschwer- 
den von  Privaten  und  Korporationen,  betreffend: 

»a.  Verletzung  derjenigen  Rechte,  welche  ihnen  entweder  durch 
die  Bundesverfassung  und  die  in  Ausführung  derselben  er- 
lassenen Bundesgesetze  oder  durch  die  Verfassung  ihresKan- 
tons  gewährleistet  sind; 

^>b —  , 

vorausgesetzt,  dass  im  einen  oder  andern  Falle  diese  Beschwerden 
gegen  Verfügungen  kantonaler  Behörden  gerichtet  sind 

»Vorbehalten  sind  nach  Art.  113  Absatz  2  der  Bundesverfas- 
sung Administratvstreitigkeiten,  welche  sicli  auf  folgende 
Bestimmungen  der  Bundesverfassung  beziehen  und  deren  Erledi- 
gung nach  Massgabe  der  Art.  85  Ziff.  12  und  102  Ziff.  2  der- 
selben dem  Bundesrath  beziehungsweise  der  Bundesversammlung 
zusteht:«  —  es  folgen  dann  unter  Ziff.  1 — 10  diese  den  politi- 
schen Behörden  zum  Entscheide  vorbehaltenen  Materien. 

Es  steht   somit  laut  Bundesverfassung,  wie  laut  dein  in  Aus- 
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führung  derselben  neu  erlassenen  Bundesgesetze  über  die  Organi- 
sation der  Bundesrechtspflege  unbedingt  fest,  dass  wegen  Verletzung 
verfassungsmässiger  Rechte,  seien  diese  durch  die  Bundesverfassung 
oder  durch  die  kantonalen  Verfassungen  gewährleistet  woi"den, 
jedem  Bürger  das  Recht  der  Beschwerdeführung  beim  Bundes- 
gerichte, beziehungsweise  bei  Bundesrath  und  Bundesversammlung 
zusteht. 

Durch  bisherige  bundesrechtliche  Praxis  wurde  stets  an  dem 
Grundsatze  festgehalten,  der  auch  der  Natur  solcher  Fragen  ent- 
spricht, dass  die  angerufene  Bundesbehörde  Beschwerden  über  Ver- 
letzung der  durch  die  kantonalen  Verfassungen  garantirten  Rechte 
erst  dann  an  die  Hand  nehme,  wenn  alle  kantonalen  Instanzen 
erschöpft  waren  und  insbesondere  auch  die  oberste  Kantonsbehörde, 
sofern  sie  dafür  überhaupt  kompetent  ist,  sich  ausgesprochen  hatte.*) 

Solches  erecheint  jedenfalls  nur  da  nicht  erforderlich,  wo  es 
sich  um  die  Bestimmung  einer  kantonalen  Verfassung  handelt, 
welche  gleichzeitig  auch  durch  die  Bundesverfassung  gewährleistet 
ist,  in  welchem  Falle,  da  die  Vorschrift  der  Bundesverfassung 
wegen  ihrer  allgemeinen  und  gleichmässigen  Anwendung,  die  sie 
in  der  ganzen  Eidgenossenschaft  finden  muss,  diejenige  der  kan- 
tonalen Verfassung  beherrscht,  dem  Rechte  direkter  Beschwerde- 
führung bei  der  Bundesbehörde  nichts  im  Wege  stehen  kann. 

Es  ist  fernerhin  vollkommen  gerechtfertigt,  dass  die  Bundes- 
behörden bei  unklaren  Verfassungsbestimmungen  auf  die  Interpre- 
tation der  obersten  kantonalen  Behörde  stets  ein  grosses  Grewicht 
legten  und  von  derselben  nur  dann  abzuweichen  pflegten,  wenn 
sich  diese  Auslegung  als  absolut  unhaltbar  und  gefährdend  erwies.**) 

Ist  aber  dies  wirklich  der  Fall,  so  bleibt  den  Bundesbehörden 
nichts  anderes  übrig,  als  die  angefochtene  Verfügung  als  ungültig, 
weil  der  Verfassung  zuwiderlaufend,  aufzuheben. 

Durchgehen  wir  nun  die  einzelnen  wichtigen  Entscheidungen 
der  Bundesbehörden  über  Beschwerden,  welche  sich  auf  die  kan- 
tonalen Verfassungen  bezogen,  so  nöthigt  uns  die  bereits  sehr 
ansehnlich  gewordene  Zahl  derselben,  um  der  leichtern  üebersicht 
willen  sie  auf  die  einzelnen  Materien  zu  vertheilen,  welche  in  den 
Verfassungen  behandelt  zu  werden  pflegen. 

*)  Bundesbl.  1862  IH.  79-80.    1873  I.  344,  351.  II.  49.    1876  U.  258. 
**)  Bundesbl.  1872  1. 84.  Geschäftsber.  des  Bundesrathes  pro  1878,  S.  883. 
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/.   Volksabstimmungen  über  Walüe^i  vnd  Gesetze. 

1)  Bei  Anlass  einer  theilweisen  Verfassungsrevision  in  Grau bü Ti- 
den beschwerten  sich  mehrere  Bürger  von  Fürstenau  gegen  die 
Regierung  und  den  Grossen  Bath  theils  darüber,  dass  ihre  Klagen 
über  verschiedene  Gesetzwidrigkeiten  bei  der  Abstimmung  in  Für- 
stenau seien  beseitigt  worden,  theils  darüber,  dass  der  Grosse  Bath 
bei  der  Zusammenrechnung  sämmtlicher  Gemeindestimmen  auf  eine 
verfassungswidrige  Weise  verfahren  sei.  Den  ersten  Beschwerde- 
punkt fand  der  Bundesrath  nicht  in  seiner  Kompetenz  liegend,  weil 
•es  sich  hier  nicht  um  eine  Verletzung  der  Verfassung,  sondern  nur 
um  Verletzung  bestehender  Gesetze,  üebungen  oder  Verordnungen 
handeln  könne.  Dagegen  fand  der  Bundesrath  seine  Kompetenz  be- 
gründet bei  der  Beschwerde,  dass  der  Grosse  Ratli  bei  der  Klassi- 
fikation der  Gemeindsmehi'en  die  Zahl  von  72  satt  von  73  Gemeinds- 
stimmen  der  Berechnung  der  Mehrheit  zu  Grunde  gelegt  habe,  weil 
€s  sich  hier  wirklich  um  eine  Verfassungsfrage  handelte.  Der  Ent- 
scheid des  Bundesrathes  ging  indessen  dahin,  dass  bei  der  verschie- 
denen Auslegung,  deren  der  betreffende  Verfassungsartikel  fähig  sei, 
und  bei  dem  grossen  Spielräume,  welchen  die  Verfassung  sowohl  als 
die  Verordnung  über  die  Gemeindsmehren  dem  Grossen  Rathe  lassen, 
gegenüber  der  Auslegung  dieser  obersten  Kantonsbehörde  nicht  von. 
«iner  Verfassungsverletzung  die  Rede  sein  könne,  welche  den  Bundes- 
rath zu  einer  Intervention  berechtigen  würde.*) 

2)  Siebenzehn  Mitglieder  des  Grossen  Rathes  des  Kantons  L  u  z  e  r  n 
heschwerten  sich  über  eine  Weisung  der  dortigen  Regierung,  durch 
welche,  wie  sie  behaupteten,  das  politische  Stimmrecht  auch  Per- 
sonen, die  sich  nur  vorübergehend  in  einem  Wahlkreise  aufhalten, 
«ingeräumt  und  somit  die  Verfassung  unrichtig  interpretirt  werde. 
Nach  dem  Antrage  des  Bundesrathes  wies  die  Bundesversammlung 
die  Rekurrenten  mit  ihrer  Beschwerde  zunächst  an  den  Grossen 
Rath,  welchem  nach  Art.  48  der  Verfassung  die  Beurtheilung  der 
Frage  zustehe,  inwieferne  der  Beschluss  der  Regierung  sich  im 
Widerspruche  mit  dem  Sinn  und  Wortlaute  des  Art.  26  befinde.**) 

3)  Im  Kanton  Tessin  fanden  bei  den  Grossrathswahlen  vom 
13.  Februar    1859    in    mehreren  W'ahlkreisen   Unordnungen    und 

♦)  Bundesbl.  1852  II.  393—394. 
**)  Bundesbl.  1857  IL  475-483.     1858  I.  52—53. 
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selbst  blutige  Thätliclikeiten  statt,  in  Folge  deren  getrennte  Par- 
theiversammlungen gehalten  und  von  denselben  Doppelwahlen  ge- 
troffen wurden.  Der  Grosse  Rath,  welchem  der  Entscheid  über 
die  streitigen  Wahlen  zukam,  fällte  denselben  meistens  zu  Gunsten 
des  herrschenden  Systems.  Zwanzig  Abgeordnete  der  Minderheit 
beschwerten  sich  darüber  beim  Bundesrathe,  welcher  sich  nach 
reiflicher  Prüfung  der  faktischen  Verhältnisse  veranlasst  fand, 
sämmtliche  Wahlen  der  Kreise  Faido,  Castro,  Malvaglia,  Tesserete 
und  Magliasina  zu  kassiren,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  in 
den  beiden  Versammlungen  dieser  Kreise  auf  die  gleichen  Personen 
gefallen  waren.  Gegen  diesen  Beschluss  des  Bundesrathes  rekurirte 
die  Regierung  von  Tessin  an  die  Bundesversammlung.  Die  Kom- 
mission des  Ständerathes ,  an  welche  die  Sache  zuerst  gelangte, 
anerkannte,  dass  die  Wahl  der  obersten,  gesetzgebenden  Behörde 
eines  Kantons  eines  der  wichtigsten  Attribute  der  Kantonalsou- 
veränetät  sei,  in  dessen  Ausübung  die  Bimdesbehörden  sich  nicht 
ohne  dringende  Veranlassung  einmischen  sollen ;  aber  sie  fand,  dass 
im  vorliegenden  Falle  der  Art.  5  der  Bundesverfassung  zur  Inter- 
vention verpflichte,  weil  die  Beschwerde  sich  unzweifelhaft  auf  eine 
Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  beziehe.  Hierüber  bemerkt 
der  Bericht:  »Wenn  von  den  ursprünglichen  Rekurrenten  behaup- 
tet wird,  es  habe  der  Grosse  Rath  des  Kantons  Tessin  Wahlen 
anerkannt,  welche  nicht  in  gesetzmässigen  Versammlungen  von  der 
Mehrheit  derselben  getroffen  worden  seien,  so  liegt  darin  sicher- 
lich eine  Beschwerde  über  Verkümmerung  des  Wahlrechtes  der 
Bürger,  welches  gerade  zu  den  wichtigsten  derjenigen  Volksrechte 
gehört,  die  der  Bund  in  Art.  5  unter  seinen  Schutz  genommen 
hat.  Mag  es  nun  dem  betreffenden  Kanton  wohl  oder  wehe  thun, 
so  liegt  es,  wenn  diese  Garantie  nicht  gerade  ihren  erheblichsten 
Werth  verlieren  soll,  in  solchen  Fällen  in  der  ernsten  Pflicht  der 
Bundesbehörden,  die  Beschwerde  nicht  zum  Voraus  abzuweisen^ 
sondern  genau  zu  untersuchen,  ob  sie  begründet  sei  oder  nicht. 
Wir  wissen  zwar  wohl,  dass  der  Entscheid  über  bestrittene  Wahl- 
verhandlungen um  so  schwieriger  ist,  je  femer  die  erkennende 
Behörde  den  örtlichen  Verhältnissen  steht ;  aber  die  blosse  Schwie- 
rigkeit einer  Untersuchung  kann  die  Bundesbehörden  nicht  ihrer 
Verpflichtung  enthel)en,  wenn  der  Grosse  Rath  eines  Kantons  der 
Beeinträchtigung  von  Volksrechten  beschuldigt  wird.«    Die  Kom- 
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mission  trat  daher  ein  auf  die  Frage,  ob  die  vom  Bundesrathe 
kassirten  Wahlen  in  solcher  Weise  vor  sich  gegangen  seien,  dass 
sie  nicht  als  der  gesetzliche  Ausdruck  des  Volkswillens  betrachtet 
werden  können,  und  fand  sich  durch  sorgfältige  Prüfung  der  That- 
sachen  veranlasst,  diese  Frage  zu  bejahen.  Gestützt  auf  Art.  32 
der  Tessiner  Verfassung,  dessen  Bestimmungen  bei  den  Wahlen 
vielfach  missachtet  waren,  trug  die  Kommission  darauf  an,  den 
bundesräthlichen  Entscheid  zu  bestätigen.  Da  indessen  die  Tes- 
siner Abgeordneten  in  Aussicht  stellten,  es  werde  durch  freiwillige 
Demissionen  der  aus  den  kassirten  Wahlen  hervorgegangenen  Gross- 
rathsmitglieder  die  Angelegenheit  von  selbst  ihre  Erledigung  fin- 
den, so  beschlossen  die  beiden  Räthe  im  Winter  1860  Verschie- 
bung des  Gegenstandes  auf  die  Sommersitzung.  Jene  Vertröstung 
ging  wirklich  in  Erfüllung  und  die  Bundesversammlung  beschloss 
daher  im  Juli  1860,  es  sei  den  gegen  die  Tessiner  Wahlen  vom 
13.  Februar  1859  bei  den  Bundesbehörden  eingegangenen  Beschwer- 
den keine  weitere  Folge  zu  geben,  weil  dieselben  »ihrem  wesent- 
lichen Inhalte  nach  als  erledigt  betrachtet  werden  können  und  zu 
einer  Intervention  der  Bundesbehörden  kein  hinreichender  Grund 
mehr  vorliege.«  *) 

4)  Die  Regierung  von  Basel-Landschaft  ordnete  auf  den 
29.  Mai  1864  eine  Volksabstimmung  über  Gesetze  u.  s.  w.  an  und 
verpflichtete  dabei  die  Gemeindräthe ,  die  Stimmberechtigten 
unter  Androhung  einer  Busse  an  die  Versammlung  einzuladen, 
während  die  Verfassung  die  Gemeindräthe  hiezu  bloss  befugt 
erklärt.  Gegen  diese  Verfügung  rekurrirten  die  Nationalräthe  Gutz- 
wyler  und  Graf  an  den  Bundesrath  imd  auf  ihr  Begehren  forderte 
letzterer  die  Regierung  auf,  die  Volksabstimmung  bis  zum  Austrage 
der  Sache  zu  suspendireu.  Die  Regierung  verfügte  jedoch,  es  habe 
die  Abstimmung  unwiderruflich  am  29.  Mai  stattzufinden,  jedoch 
in  dem  Sinne,  dass  es  den  Gemeindräthen  freigestellt  bleibe,  der 
fraglichen  Weisung  nachzukommen  oder  nicht.  Gemäss  bestehen- 
der Praxis  wies  der  Bundesrath  die  Rekurrenten  zunächst  an  den 
Landrath  des  Kantons  Basel-Landschaft,  der  sie  jedoch  abwies. 
Hierauf  erklärte  der  Bimdesrath  die  Volksabstimmung  vom  29.  Mai, 
weil  im  Widerspruche  mit  seiner  Weisung  vorgenommen,  für  un- 

♦)  Bundesbl.  18C0  I.  363-392.  II.  623—630. 
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gültig,  die  Beschwerde  selbst  aber  in  Folge  der  von  der  Regierung 
abgegebenen  Erklärung  für  erledigt,  in  der  Meinung,  dajss  für  die 
neu  zu  veranstaltendende  Volksabstimmung  den  Gemeindräthen 
bloss  die  Befugniss  zustehen  solle,  unter  Androhung  von  Bussen 
zu  den  Versammlungen  einzuladen.  Als  die  ßegienmg  von  Basel- 
Landschaft  hiegegen  den  Rekurs  an  die  Bundesversammlung  ergriff, 
so  konnten  sich  die  beiden  Räthe  über  einen  gleichlautenden  Be- 
schluss  nicht  einigen  und  es  blieb  somit  derjenige  des  Bundesrathes 
in  Kraft.*) 

5)  Am  4.  Mai  1873  beschloss  die  Melirheit  der  Stimmberech- 
tigten des  Kantons  Schaffhausen  die  Vornahme  einer  Total- 
revision der  kantonalen  Verfassung.  Da^ufhin  wurde  ein  Ver- 
fassungsrath  ernannt,  welcher  dem  Volke  nach  einander  drei  Vor- 
lagen unterbreitete,  die  aber  sämmtlich  verworfen  wurden. 

Da  der  Verfassungsrath  trotz  der  Erfolglosigkeit  seiner  Arbeiten 
weder  von  sich  aus  abtreten  noch  eine  Anfrage  an  das  Volk  stellen 
wollte,  ob  es  auf  Totalrevision  beharre,  so  verlangten  1019  Aktiv- 
bürger mit  schriftlicher  Eingabe  die  Abberufung  desselben,  worauf 
der  Regierungsrath ,  unter  nachheriger  Genehmigung  Seitens  des 
Grossen  Rathes,  beschloss,  es  sei  sowohl  die  Frage,  ob  der  Ver- 
fassungsrath nicht  abzuberufen  sei,  als  die  fernere  Frage,  ob  die 
Totalrevision  der  Verfassung  nicht  aufzugeben  und  dagegen  eine 
Partialrevision  derselben  vorzunehmen  sei,  der  Abstimmung  des 
Volkes  zu  unterstellen. 

Hierüber  beschwerte  sich  J.  Uehlinger  beim  Bundesrathe 
und  verlangte,  dass  der  Beschluss  des  Grossen  Rathes,  soweit  der- 
selbe dem  Volke  die  Frage  vorlegen  wolle,  ob  nicht  die  Total- 
revision der  Verfassung  aufeugeben  und  dagegen  eine  Partialrevision 
derselben  vorzunehmen  sei,  aufgehoben  werde.  Zur  Begründung 
dieses  Begehrens  wurde  angeführt:  nach  Art.  72  der  kantonalen 
Verfassung  sei  die  Fi-age  der  Totalrevision  ganz  der  Initiative  des 
Volkes  überlassen,  indem  nach  dieser  Verfassungsbestimmung  be- 
hufs der  Vornahme  einer  Totalrevision  erforderlich  sei,  dass  wenig- 
stens  ein  Viertheil  der  Gesammtheit  der  Aktivbürger  dieselbe  ver- 
lange; hiemach  dürfe  der  Grosse  Rath  auch  die  Frage,  ob  die 
Totalrevision  aufgegeben  werden  solle,  nicht  von  sich  aus  an  das 

♦)  Bundesbl.  1865  IL  201—203.  lü.  212. 
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Volk  bringen,  sondern  nur,  wenn  ein  Viertheil  der  Aktivbürger 
diese  Befragung  verlange. 

Der  Bundesrath  überwies  diese  Beschwerde  dem  Bundesgericht, 
als  in  dessen  Kompetenz  fallend. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen,  weil  eine  Verletzung  des 
Art.  72  der  Schaflfhauser  Verfassung  nicht  vorliege,  da  jener  Ar- 
tikel nur  eine  Vorschrift  darüber  aufstelle,  dass  behufs  Vornahme 
einer  Totalrevision  ein  diesfälliges  Begehren  von  wenigstens  einem 
Viertheil  der  Gesammtheit  der  Aktivbürger  erforderlich  sei,  in 
keiner  Weise  aber  sich  ausspreche,  wie  nach  einer  misslungenen 
Totalrevision  der  Volksentscheid  darüber,  ob  dieselbe  aufgegeben 
werden  solle,  herbeizuführen  sei ;  —  übrigens  werde  durch  den  Be- 
schluss  des  Grossen  Rathes  dem  Volksentscheide  in  keiner  Weise 
vorgegriffen,  indem  es  sachlich  oflfenbar  von  untergeordneter  Be- 
deutung sei ,  ob  die  Initiative  zu  einem  solchen  Entscheide  vom 
Volke  selbst  oder  vom  Grossen  Rathe  ausgehe.*) 

//.    Stimmfähigkeit. 

1)  Gegen  einen  Beschluss  des  Landrathes  von  Nidwaiden, 
welcher  dem  wegen  schwerer  Körperverletzung  zu  mehreren  Jahren 
Zuchthaus  verurtheilten  Joh.  Gander  von  Beckenried  die  Möglich- 
keit der  Rehabilitation  abschnitt,  beschwerte  sich  letzterer  beim 
Bundesrathe  und  behauptete,  dass  der  Landrath  den  Art.  15  Ziff.  2 
der  Kantonsverfassung  unrichtig  interpretirt  habe.  Der  Bundes- 
rath fand  den  Rekurs  begründet,  aus  folgenden  Motiven:  »Es  fragt 
sich,  ob  mit  allen  Strafurtheilen  des  Kriminalgerichtes  nothwendig 
der  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenfahigkeit  eo  ipso  verbunden 
sei.  Aus  der  Verfassung  ist  dieses  nicht  ersichtlich  und  es  existirt 
auch  kein  Gesetz ,  welches  als  gesetzliche  Folge  eines  jeden  Kri- 
minalurtheils  den  immerwährenden  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren- 
fahigkeit vorschreibt.  Bei  Abgang  eines  Strafgesetzes  ist  es  er- 
klärlich, dass  das  Kriminalgericht  bezüglich  der  Folgen  der  Straf- 
urtheile  eine  schwebende  Praxis  befolgt.  Wenn  man  auch  annehmen 
wollte,  dass,  obschon  keine  Bestimmung  über  den  Verlust  der 
bürgerlichen  Elirenfähigkeit  im  Urtheile  aufgenommen  ist,  diese 
Strafzulage  nach  bestehender  Praxis   implicite  inbegriffen   sei,  so 

*)  Entscheidungen  A.  S.  I.  S.  347. 
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steht  doch  anderseits  fest,  dass  das  Kriminalgericht  bei  ebenso 
schweren  Verbrechen  wie  dasjenige,  dessen  der  Rekurrent  sich 
schuldig  gemacht,  blosse  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht  auf  be- 
schränkte Zeit  ausgesprochen  hat,  ohne  dass  diese  Urtheile  als 
verfassungs-  oder  gesetzwidrig  angegriffen  wurden.«  Unter  diesen 
Umständen  fand  der  Bundesrath,  es  solle  dem  Kriminalgericht 
wenigstens  Anlass  gegeben  werden,  sich  bestimmt  darüber  auszu- 
sprechen, welche  Folgen  in  Bezug  auf  die  bürgerliche  Ehrenfähig- 
keit es  mit  dem  fraglichen  Strafurtheile  vom  29.  Dezember  1855 
verbunden  wissen  wollte.*) 

2)  Im  Kanton  Wallis  beschwerten  sich  eine  Anzahl  von 
Aufenthaltern  darüber,  dass  ihnen  das  Stimmrecht  in  kantonalen 
und  Gemeindeangelegenheiten  verweigert  werde,  während  eine  Be- 
stimmung der  Verfassung  dieses  Recht  jedem  im  Kanton  »domizi- 
lirten«  Schweizerbürger  einräume.  Der  Bundesrath  fand  indessen, 
dass  nach  dortigem  Sprachgebrauche  dieser  Ausdruck  als  identisch 
mit  »niedergelassen«  zu  betrachten  sei,  und  wies  daher  die  Be- 
schwerde ab.**) 

///.  Gewerbsfreiheif. 

1)  Die  Regierung  von  Uri  hatte,  im  Interesse  guter  Ordnung 
und  »einer  gleichmässigem  Vertheilung  des  Verdienstes«  ein  Regle- 
ment erlassen  für  den  Transport  der  Reisenden  und  ihrer  Effekten 
über  die  Furka  und  Oberalp,  welches  u.  A.  vorschrieb,  dass  zu 
diesem  Behufe  Niemand  mehr  als  G  Pferde  halten  dürfe  und  dass 
die  Reisenden  nur  aus  erheblichem  Grunde  (worüber  der  Tour- 
meister zu  entscheiden  habe)  ein  an  der  Kehrordnung  befindliches 
Pferd  oder  einen  Träger  abweisen  dürfen,  dann  aber  das  in  der 
Tour  folgende  Pferd  oder  Träger  zu  nehmen  haben.  Gegen  dieses 
Reglement  rekurrirte  Sebastian  Müller,  Gasthofbesitzer  in  Hospen- 
thal, und  berief  sich  dabei  sowohl  auf  Art.  4  und  29  der  Bundes- 
verfassung als  auch  auf  §  9  der  Kantonsverfassung,  welcher  »den 
freien  Handel  und  Verkehr  im  ganzen  Kanton,  und  von  und  nach 
jedem  andern  Schweizerkanton  gewährleistet,  mit  Vorbehalt  be- 
stehender Polizeigesetze«.  Der  Bundesrath  fand  die  Beschwerde 
unbegründet.     Auch  die  Bundesversammlung,    an  welche  dieselbe 

*)  Bundeshl.  1873  II.  45  flf. 
**)  Geschäftsbericht  v.  J.  1873,  S.  383. 
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weitergezogen  wurde,  fand  in  dem  Reglemente  nichts  der  Bundes- 
verfassung Zuwiderlaufendes ;  dagegen  erblickte  sie  darin  eine  Ver- 
letzung des  durch  die  Eantonsverfassung  sanktionirten  Princips  der 
Gewerbsfreiheit ,  welches  durch  die  vorbehaltenen  Polizeigesetze 
nicht  aufgehoben  werden  dürfe.  »Die  polizeilichen  Beschränkungen 
der  Gewerbsfreiheit«,  sagt  der  Bericht  der  ständeräthlichen  Kom- 
mission, »dürfen  nur  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles,  aus  den 
Interessen  der  Gesammtheit  und  insbesondere  der  Konsumenten 
hergeleitet  sein  und  nicht  in  anderer  Form  einen  dem  frühern 
Zunftzwang  analogen  Schutz  der  Gewerbe  zum  Endzweck  haben.« 
Von  diesem  Standpunkte  ausgehend,  fand  die  Kommission,  dass 
nach  den  oben  angeführten  Bestimmungen  des  Reglements  der 
Einzelne  weder  durch  die  Grösse  des  von  ihm  einzusetzenden  Be- 
triebsmaterials noch  durch  die  Qualität  und  (da  ein  fixer  Ansatz 
festgestellt  sei)  durch  den  Preis  seiner  Leistungen  im  wahren  Sinne 
des  Wortes  konkuriren  könne  und  dass  für  diese  Beschränkungen 
sich  schlechterdings  keine  Gründe  des  öffentlichen  Wohles  oder 
del-  polizeilichen  Ordnung  anführen  lassen.  Demnach  wurde  von 
der  Bundesversammlung,  welche  den  Erörterungen  der  ständeräth- 
lichen Kommission  beistimmte,  die  vom  Bundesrathe  dem  Regle- 
ment ertheilte  Genehmigung  zurückgenommen.*)  In  Folge  dieses 
Beschlusses  mussten  nachher  ähnliche  Reglemente,  welche  in  den 
Kantonen  Wallis,  Obwalden,  Luzern  und  Schwyz  be- 
standen ,  von  den  dortigen  Regierungen  ebenfalls  abgeändert 
werden.  **) 

2)  In  Küsnacht,  Kanton  Schwyz,  bestand  seit  1847  eine 
Tourordnung  für  den  Transport  von  Personen  und  Effekten  auf 
den  Rigi.  Laut  Bericht  der  Regierung  von  Schwyz  ist  dieser  Weg 
am  G.  September  1847  von  den  Genossen  der  Seebodenalp  durch 
Vertrag  für  Fussgänger  imd  Pferde  bewilligt  worden,  aber  nur 
unter  der  Bedingung,  dass  unter  den  Pferdehaltern  eine  Tourord- 
nung beobachtet  werde.  Dem  Bezirksrath  von  Küsnacht  sei  zu- 
gleich gestattet  worden,  auf  Kosten  des  Bezirks  Korrektionen  an 
diesem  Wege  vorzunehmen  und  die  Bezirksgemeinde  habe  im  Jahr 
1853  eine  bessere  Erstellung  dieses  Weges  beschlossen,  aber  auch 

*)  Bunde sbl.  1859  IL  485—495.    A mtl.  Samml.  VI.  287. 
**)  Bundesbl.  1860  II.  79-80.  III.  78-81. 
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unter  der  Bedingung,  dass  die  Pferdehalter  und  Träger  stets  eine 
billige  Kehrordnung  unter  sich  zu  beobachten  haben. 

Hiegegen  beschwerte  sich  Josef  Gutsmann  von  Küsnachtr 
allein  er  wurde  von  den  kantonalen  Behörden  abgewiesen.  Er 
rekurrirte  hierauf  an  den  Bundesrath  und  behauptete,  dass  jene 
Tourordnung  aufgehoben  werden  müsse,  weil  der  Weg  auf  den 
Rigi  ein  öffentlicher  sei,  der  dem  gesammten  Publikum  offen  stehe 
imd  nicht  auf  einzelne  Güter  und  Personen  beschränkt  sei.  Au& 
dem  gleichen  Grunde  habe  im  Jahr  1853  die  Bezirksgemeinde  über 
diesen  Weg  Beschlüsse  gefasst  und  eine  Steuer  dafür  bezogen,  und 
eben  darum  habe  auch  der  Kantonsrath  verschiedene  Kigi-Regle- 
mente  darüber  erlassen.  Durch  die  Verfassung  des  Kantons  Schwyz 
seien  aber  Gewerbsfreiheit  und  Gleichheit  der  Rechte  garantirt. 
Es  könne  daher  keine  Gesellschaft  ausschliessliche  Benützung  eines 
öffentlichen  Weges  ansprechen  und  vor  andern  Personen  und  Läu- 
destheilen  ein  Privilegium  sich  anmassen. 

Die  Beschwerde  wurde  vom  Bundesrathe  abgewiesen,  weil  die 
früher  erlassenen  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  und  des 
Bundesrathes  nur  auf  das  Transportwesen  auf  unbestritten  öffent- 
lichen Strassen  und  Wegen  sich  beziehen,  —  im  vorliegenden  Falle 
bestritten  sei,  dass  der  in  Frage  liegende  Weg  zu  den  öffentlichen 
omd  unbeschränkten  Wegen  gehöre  —  und  es  nicht  Sache  des 
Bundesrathes,  sondern  der  zuständigen  kantonalen  Behörde  sei, 
darüber  zu  entscheiden,  welche  Wege  öffentliche  sein  sollen,  und 
ob  demnach  die  im  Jahr  1847  unter  den  Interessenten  getroffene 
Vereinbarung  über  Benutzung  und  Unterhaltung  dieses  Weges  über- 
haupt noch  rechtsbeständig  sei,  und  ob  speziell  zum  Nachtheil  von 
Dritten  Rechte  daraus  abgeleitet  werden  können.*) 

IV.   Ämtsdauer  der  Behörden, 

1)  Als  es  sich  in  der  Gemeinde  Croglio,  im  Kanton  Tessin, 
um  eine  Ersatzwahl  für  ein  Mitglied  des  Gemeinderathes  handelte 
und  der  Präsident  wegen  drohenden  Tumultes  die  Versammlung 
aufhob,  konstituirte  sich  eine  Anzahl  von  Bürgern,  setzte  ohne 
weitere  Formahtäten  den  ganzen  Gemeinderath  ab  und  wählte  einen 
neuen.  Die  Regierung  und  der  Grosse  Rath  von  Tessin  anerkannten 

*)  Bundesbl.  1870  H.  130. 
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diese  Wahl  als  gültig;  der  abgesetzte  Gemeinderath  hingegen  re- 
kurrirte  an  den  Bundesratb,  weil  die  Verfassung  in  Art.  19  bestimme, 
dass  die  Mitglieder  der  Geraeinderäthe'  drei  Jahre  im  Amte  bleiben. 
Der  Bundesrath  fand  in  der  That,  dass  durch  die  Absetzung  und 
Enieuerung  des  ganzen  Gemeinderathes  unzweifelhaft  der  Art.  19 
der  tessinischen  Verfassung  verletzt  worden  sei,  weil  nach  dem- 
selben die  Mitglieder  dieser  Behörde  drei  Jahre  im  Amte  zu  bleiben 
haben  und  demnach  vor  Ablauf  ihrer  Amtsdauer  nicht  gegen  ihren 
Willen  vom  Amte  verdrängt  werden  dürfen,  ausgenommen  wenn 
in  J'olge  von  Vergehen  eine  gesetzliche  Untersuchung  eingeleitet 
und  durch  Entscheidung  der  kompetenten  Behörde  die  Amtsent- 
setzung ausgesprochen  wird.  Die  Regierung  von  Tessin  hatte  sich 
namentlich  darauf  berufen,  dass  die  Gemeinden  berechtigt  seien, 
die  Zahl  der  Mitglieder  des  Gemeinderathes  herabzusetzen;  allein 
der  Bundesrath  erwiederte  in  dieser  Hinsicht,  es  dürfe  dieses  Recht 
nur  innerhalb  der  Schranken  der  V^erfassung,  d.  h.  bei  dem  perio- 
dischen Wechsel  der  Behörde  und  den  diessfälligen  Erneuerungs- 
wahlen ausgeübt  werden,  was  zum  üeberflusse  im  Gemeindsgesetze 
deutlich  vorgeschrieben  sei.  Somit  wurde  der  Staatsrath  des  Kan- 
tons Tessin,  unter  Aufliebung  seines  Beschlusses,  eingeladen,  den 
verfassungswidrig  entlassenen  Gemeinderath  von  Croglio  wieder  in 
sein  Amt  einzusetzen.  Als  es  sich  um  Vollziehung  dieses  Be- 
schlusses handelte,  wurde  der  Anstand  durch  einen  Vergleich  der 
streitenden  Parteien  in  Croglio  unter  Vermittlung  eines  Regierungs- 
kommissärs beseitigt.  *) 

2)  Viktor  Forney  bekleidete  seit  dem  10.  Februar  1852  die 
Stelle  eines  Gemeindeschreibers  in  Romont,  Kanton  Freiburg,  und 
war  als  solcher  unterm  11.  Dezember  1874  für  die  Dauer  von  vier 
Jahren  neu  bestätigt  worden.  Gleichzeitig  besorgte  er  bisher  den 
Steuerbezug  in  besagter  Gemeinde. 

Unterm  5.  Dezember  1875  in  den  Gemeinderath  gewählt,  de- 
missionirte  er  auf  die  Gemeindeschreiberstelle ,  mit  der  Erklärung 
jedoch,  dass  er  den  Steuerbezug  noch  ferner  besorgen  werde,  indem 
er  solchen  nicht  als  unvereinbar  halte  mit  seiner  Stellung  als  Mit- 
ghed  des  Gemeinderathes.     Es  beschloss  nun  der  Gemeinderath  von 

*)  Bundesbl.  1857  I.  233—237. 
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Romont,  provisorisch  auf  ein  Jahr  einen  neuen  Gemeindeschreiber 
zu  bezeichnen,  und  mit  Schhissnahme  vom  24.  Januar  187G,  die 
die  Stelle  eines  Steuereinziehers  ööentlich  auszuschreiben. 

Hiegegen  reklarairte  Forney  beim  Staatsrath  von  Freiburg,  mit 
dem  Begehren  um  Schutz  in  seinen  Funktionen  als  Steuereinnehmer 
bis  zum  31.  Dezember  1878. 

Abgewiesen  vom  Staatsrath,  rekurrirte  Forney  an  das  Bundes- 
gericht. Zur  Begründung  seines  Rekurses  führte  er  an :  Der  Ein- 
zug der  Gemeindesteuer  sei  ein  Theil  der  Gemeindeverwaltung,  der 
damit  betraute  Bürger  ein  Angestellter  der  Gemeinde ;  weder  durch 
Gesetz  noch  durch  Praxis  sei  der  Steuereinzug  mit  der  SteUe  des 
Gemeindeschreibers  verbunden,  während  nichts  hindere,  dass  die 
nämliche  Person  beide  Funktionen  versehe;  er  habe  daher  mit 
Recht  auf  die  eine  verzichten,  die  andere  al>er  beibehalten  können ; 
indem  ihm  nun  durch  die  Verfügung  des  Gemeinderathes  die  Stelle 
des  Steuereinziehers  gegen  seinen  Willen  und  ohne  Urtheil  ent- 
zogen werde,  so  liege  darin  eine  Verletzung  des  Art.  58  der  Frei- 
burger Verfassung,  welche  vorschreibe,  dass  ein  öffentlicher  Beamter 
oder  Angestellter  nicht  abberufen  oder  seiner  Stelle  entsetzt  werden 
könne,  ausser  nachdem  er  angehört  worden  wäre  und  die  Behörde, 
welche  ihn  angestellt,  darüber  einen  motivirten  Beschluss  gefasst 
habe. 

Das  Kundesgericht  erklärte  vor  der  Hand  auf  diesen  Rekm^ 
nicht  einzutreten,  indem  Forney  gemäss  bisheriger  bundesrecht- 
licher Praxis  sich  vorerst  an  den  Grossen  Rath  des  Kantons  Frei- 
burg zu  wenden  habe,  —  dies  um  so  mehr,  weil  es  sich  bei  der  ein- 
schlägigen Interpretation  der  Freiburger  Verfassung  um  eine  Frage 
der  Gemeindeorganisation  handle,  bei  welcher  nicht  allein  die  Ge- 
meinde Freiburg,  sondern  alle  freiburgischen  Gemeinden  betheiligt 
seien.  *) 

V,   Kompetenzen  der  (jeseizyehenden  Behörden, 

1)  Gegen  einen  Beschluss  des  Landrathes  von  üri,  durch 
welchen  untersagt  wurde,  im  Bezirke  Ursern  die  Jagd  auf  Hoch- 
gewild  vor  der  gesetzlich  bestimmten  Zeit  zu  eröffnen,  rekurirte 
der  Bezirksrath  an  den  Bundesrath,  weil  das  Jagdrecht  durch  die 

*)  Entscheidungen  A.  S.  II.  S.  G9. 
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Verfassuug  dem  Kantone  nicht  als  Hoheitsrecht  vorbehalten,  viel- 
mehr als  Eigenthuni  des  Bezirkes  Ursern  sanktionirt  sei.  Diese 
Beschwerde  wurde  abgewiesen,  mit  folgender  Motivirung:  »Un- 
zweifelhaft ist  die  Befugniss,  Gesetze  und  Verordnungen  über  die 
Jagdpolizei  zu  erlassen,  ein  Ausfluss  der  Ijandeshoheit  und  daher 
Gegenstand  der  allgemeinen  Landesgesetzgebung,  und  zwar  auch 
dann,  wenn  einzelne  Gemeinden  oder  Personen  ein  auf  privatrecht- 
lichen Gründen  beruhendes  ausschliessliclies  Jagdrecht  in  einem 
gewissen  Gebiete  nachzuweisen  vermöchten ,  indem  solche  Privat- 
rechte jene  hoheitliche  Befugniss,  durch  polizeiliche  Gesetze  für 
die  Erhaltung  des  Wildes  zu  sorgen,  keineswegs  ausschliessen  wür- 
den. Es  wurde  daher  das  Jagdgesetz  von  Uri  von  der  Lands- 
gemeinde erlassen  und  unter  die  allgemeinen  Landesgesetze  auf- 
genommen. Ein  abweichendes  Rechtsverhältniss  weiss  der  Bezirksrath 
von  Ursern  auch  nicht  aufzuweisen;  denn  der  angerufene  Art.  23 
der  Verfassung  bezieht  sich  lediglich  auf  Korporationsgüter  und 
der  Art.  85  hat  offenbar  nur  die  Aufsicht  über  die  Handhabung 
der  Gesetze  und  keineswegs  die  Gesetzgebung  selbst  zum  Gegen- 
stande. «  *) 

2)  Die  Gebrüder  Käslin  in  Beckenried  wurden  im  Jahr  1859 
durch  wiederholte  Urtheile  des  Geschwornengerichts  von  Nid- 
wal den  wegen  Defraudation  von  Consumosteuern  in  Bussen  ver- 
fällt. Diese  Urtheile  gründen  sich  auf  eine  Verordnung  von  1849, 
deren  Rechtsbeständigkeit  die  Gebrüder  Käslin  darum  anfechten 
weil  sie  nicht  von  der  ausschliesslich  zuständigen  gesetzgebenden 
Gewalt,  der  Nachgemeinde,  sondern  vom  Landrathe  erlassen  worden 
sei.  Der  Bundesrath  wies  die  Beschwerde  ab,  theils  weil  die  Ver- 
ordnung nicht  ein  neues  Steuergesetz ,  sondern  nur  eine ,  durch 
Bundesvorschriften  gebotene  Modifikation  und  Erleichterung  der 
schon  bestehenden  Steueransätze  war,  theils  weil  sie  als  durch  die 
Nachgemeinde  genehmigt  zu  betrachten  ist,  indem  sie  ohne  irgend 
welche  Einsprache  seit  10  Jahren  angewendet  und  in  die  amtliche 
Gesetzessammlung  aufgenommen ,  auch  die  finanziellen  Resultate 
derselben  alljährlich  mitgetheilt  wurden.  Die  Bundesversammlung, 
an  welche  die  Beschwerde  weiter  gezogen  wurde,  bestätigte  den 
Entscheid  des  Bundesrathes.  **J 

*)  Bundcsbl.  185G  I.  526—527. 
**)  rilmer  S.  518.    Amtl.  Sarami.  VI.  575. 
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'6)  Ein  Strassengesetz  des  Kantons  11  ri,  erlassen  von  der 
Landsgenieinde  am  4.  Mai  1862,  wurde  in  Folge  eines  vom  Bezirk 
Ursern  dagegen  erhobenen  Rekurses  vom  Bundesratlie  aufgehoben, 
weil  es  mit  §  25  der  Kantonsverfassung  im  Widerspruche  stehe. 
Dieser  Verfassungsartikel  kenne  nämlich  nur  zwei  Arten  von  Stras- 
sen, Kantons-  und  Nebenstrassen,  und  mit  Bezug  auf  diese  beiden 
Arten  überbinde  er  die  Bau-  und  Unterhaltungspflicht  bei  den 
erstem  dem  Kanton  in  seiner  Gesammtheit,  bei  den  letztem  aber 
den  betreffenden  Bezirken  und  Gemeinden,  während  das  angefoch- 
tene Gesetz  vier  Kategorien  von  Strassen  aufstelle  und  darunter 
insbesondere  unter  dem  Titel  von  »Nebenstrassen  erster  Klassea 
eine  mittlere  Kategorie,  die  mit  Bezug  auf  die  gleichzeitige  Zu- 
theilung  von  Verpflichtungen  auf  den  Kanton  und  auf  die  Bezirke 
augenscheinlich  in  keine  der  zwei  von  der  Verfassung  bestimmt 
bezeichneten  Arten  mehr  passe.*) 

4)  Der  Landrath  des  Kantons  Basel- Landschaft  beschloss 
am  23.  November  1863:  »es  seien  mit  Ende  des  Jahres  alle  im 
Kanton  bestehenden  Notariatsdiplome  zurückzuziehen  und  als  er- 
loschen zu  betrachten.«  Auf  eine  von  zwei  Notaren  dagegen  er- 
hobene Beschwerde  hob  der  Bundesrath  diesen  Beschluss  auf,  weü 
das  Institut  der  öffentlichen  geschworaen  Notare  in  Basel-Land- 
schaft unzweifelhaft  ein  gesetzlich  anerkanntes  sei,  daher  nur  auf 
dem  ordentlichen  Wege  der  Gesetzgebung  umgefonnt  oder  aufge- 
hoben werden  könnte.  Die  Zurückziehung  aller  Diplome  komme 
in  ihrer  Wirkung  der  Aufhebung  des  Notariates  ganz  gleich;  es 
sei  also  die  Schlussnahme  als  ein  allgemein  verbindlicher  Beschluss 
anzusehen,  welcher  nach  Vorschrift  der  Verfassung  dem  Volke  zur 
Annahme  oder  Verwerfung  vorgelegt  werden  müsse.  —  Als  dann 
die  Regierung  von  Bascl-Landschafl  diesen  Beschluss  des  Bundes- 
rathes  weiterzog  an  die  Bundesversammlung,  wurde  derselbe  von 
letzterer  bestätigt.  **) 

5)  Der  Kantonsrath  von  Schwyz  erliess  am  3.  August  1865 
eine  neue  Schuldentriebordnung ,  gegen  welche  sieben  Gemeinden 
des  Kantons  aus  dem  Grunde  Beschwerde  erhoben,  weil  nach  xVrt.  3 

*)  Ullmer  II.  485. 

*♦)  Biindesbl.  1864  IL  G66  ff.,  843  ff.  Aus  ähnlichen  Gründen  wurde 
auch  noch  ein  anderer  Beschluss  des  Landrathcs  aufgehoben,  welclier  dif 
Sportein  der  Bezirksbeamten  reduzirt  hatte:  ebenda  1865  II.  200. 
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Tiiid  48  alle  Gesetze  den  Kreisgemeinden  zur  Genehmigung  vor- 
gelegt werden  müssen,  wovon  nach  Art.  47  bloss  ausgenommen 
sind  »die  organischen  Gesetze  und  die  Prozessordnungen  über  das 
Verfahren  in  Civil-  und  Strafrechtsfällen.«  Der  Bundesrath  fand, 
es  sei  nach  dieser  Verfassungsbestimmung  der  Kantonsrath  kom- 
petent gewesen  zu  Erlassung  derjenigen  Abschnitte  des  neuen  Ge- 
setzes, welche  sich  auf  die  Organisation  der  Schuldbetreibung  und 
auf  den  sogenannten  Exekutivprozess  bezogen,  nicht  aber  zu  Er- 
lassung desjenigen  Theiles,  welcher  von  der  »Erwerbung,  Wirkung, 
Priorität  und  Dauer. des  Pfandrechtes«  handelte.  Es  ^vurden  daher 
eine  Anzahl  von  Paragraphen  des  Gesetzes  in  ihrer  Rechtsgültigkeit 
suspendirt,  in  der  Meinung,  dass  es  dem  Kantonsrathe  anheim- 
gestellt bleibe,  die  suspendirten  Bestimmungen  entweder  auszu- 
scheiden oder  in  der  ihm  passend  scheinenden  Art  die  Volks- 
genehmigung dafür  einzuholen.  Die  Regierung  von  Schwyz  aner- 
kannte diesen  Beschluss  des  Bundesrathes ;  die  sieben  Gemeinden 
hingegen  erneuerten  bei  der  Bundesversammlung  das  Begehren, 
dass  das  ganze  Gesetz  ausser  Kraft  erklärt  werde.  Obschon  in 
der  ständeräthlichen  Kommission  die  Mehrheit,  in  der  national- 
räthlichen  wenigstens  eine  Minderheit  weiter  gehen  wollte  als  der 
Bundesrath,  wurde  gleichwohl  der  Beschluss  dieses  letztem  von 
beiden  Räthen  bestätigt.*) 

0)  Ungefähr  gleichzeitig  mit  dem  oben  behandelten  Rekurse 
ging  dem  Bundesrathe  eine  Beschwerde  ein  von  Gemeinden  der 
Bezirke  March,  Höfe  und  Einsiedeln  gegen  den  Beschluss  des  Kan- 
tonsrathes  von  Schwyz  vom  29.  Dezember  1865,  betreffend  Sub- 
ventionirung  der  Gotthardbahn.  Auch  hier  wurde  behauptet,  dass 
nach  der  Verfassung  dieser  Beschluss  den  Kreisgemeinden  hätte 
zur  Genehmigung  vorgelegt  werden  sollen;  allein  der  Bundesrath 
wies  die  Beschwerde  ab,  weil  nach  §  64  der  Verfassung  der  Kan- 
tonsrath befugt  sei,  über  die  Erhebung  von  Steuern  und  die  Auf- 
nahme von  Darlehen  zu  entscheiden,  sowie  das  Strassenwesen  zu 
ordnen,  dem  Volke  aber  in  der  Verfassung  nicht  ausdrücklich  der 
letzte  Entscheid  über  solche  Ausgaben  vorbehalten  sei.  Was  die 
Berufung  der  Rekurrenten  auf  den  §  69  betrifft,  welcher  die  Ge- 
nehmigung der  Kreisgemeinden  für  »alle  wichtigen  Vorkommnisse 

*)  Bundesbl.  1866  II.  177  ff.,  620-657. 
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und  Verträge  mit  andern  Kantonen  und  Staaten«  verlangt,  so  l'aud 
der  Bundesrat!!  es  »auf  den  ersten  Blick  klar,  dass  der  fragliche 
Subventionsbeschluss  dermalen  gar  nicht  die  Natur  eines  Staats- 
vertrages, sondern  nur  diejenige  einer  einseitigen  Willensäusserung 
des  Kantons  Schwyz  liat «.  Beim  Weiterzuge  an  die  Bundes- 
versammlung wurde  dieser  Abweisungsbeschluss  des  Bundesrathes 
bestätigt,  obschon  wenigstens  im  Ständerathe  wieder  eine  Minder- 
heit der  Kommission  sich  dagegen  aussprach.*) 

7)  Gegen  ein  Gesetz  über  die  Einkommensteuer,  welches  der 
Grosse  Rath  des  Kantons  Bern  unter'm  18.  März  1865  erliess, 
rekurrirten  die  dem  Jura  angehörenden  Mitglieder  desselben,  indem 
sie  behaupteten,  das  Gesetz  widerspreche  der  Verfassung,  welche 
dem  Jura  sein  besonderes  Abgabensystem  garantire.  Der  Bundes- 
rath  fand  indessen  diese  Beschwerde  unbegründet,  weil  a)  in  dem 
Wortlaute  des  §  86  der  Verfassung  (»die  zur  Bestreitung  der 
Staatsausgaben  erforderlichen  neuen  Auflagen  sollen  möglichst 
gleichmässig  auf  alles  Vermögen,  Einkommen  oder  Erwerb  gelegt 
werden «)  sich  nicht  die  geringste  Andeutung  dafür  finde ,  dass 
derselbe  für  den  Jura  keine  Gültigkeit  finden  solle,  —  b)  auch  in 
der  Bestimmung  des  §  85  (»der  neue  Kantonstheil  behält  dem 
Grundsatze  nach  sein  Grundsteuersystem  bei « )  kein  Hinderniss 
gegen  P'.inführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  liege,  zumal 
ein  Gesetz,  welches  es  vermeidet,  auch  noch  das  Einkommen  aus 
dem  Grund  und  Boden  oder  den  darauf  versicherten  Kapitalien  zu 
besteuern,  das  Grundsteuersystem  gewiss  nicht  beeinträchtigt.  **)  — 
Eine  ähnliche  Beschwerde  aus  dem  Jura  gegen  das  neue  Straf- 
gesetzbuch für  den  Kanton  Bern  vom  30.  Januar  1866  wurde  eben- 
falls unbegründet  gefunden ,  weil  der  §  89  der  Verfassung  zwar 
dem  neuen  Ivantonstheile  das  Recht  sichere,  das  französische  Straf- 
gesetzbuch beizubehalten,  jedoch  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze 
»unter  Vorl)ehalt  der  Revision«,  wodurch  dem  Grossen  Rathe  das 
unbeschränkte  Recht  gewahrt  sei,  zur  gutfindenden  Zeit  die  be- 
stehende Strafgesetzgebung  einer  Durchsicht  zu  unterwerfen.***) 

8)  Der  Art.  30  der  Verfassung  des  Kantons  Basel-Land- 
schaft sichert  dem  Bezirk  Birseck  das  Recht  der  Selbstbesteurung 

*)  Bundesbl.  1866  S.  587  ff.  18ü7  II.  727-734. 
**)  Bundesbl.  1867  I.  352  ff. 
***)  Bundesbl.  1868  II.  503. 
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in  Kirchen-,  Schul-  und  Armensaclien,  unter  Aufsicht  der  Laudes- 
behÖKlen ;  die  Beschlüsse  der  Bezirksbehörde  sind  den  Birseck'schen 
Bürgern  zur  Annahme  und  Verwerfung  vorzulegen.  Es  wurde  nun 
wirklich  eine  Steuerordnung  vom  Volke  des  Bezirkes  angenommen 
mid  dem  Landrathe  des  Kantons  zur  Genehmigung  eingereicht. 
Letzterer  ertheilte  dieselbe  nur  unter  der  Bedingung,  dass  das  be- 
wegliche Vermögen ,  sowie  der  Erwerb  von  in  Birseck  wohnenden 
Nichtkatholiken  für  die  Bezirkssteuer,  soweit  dieselbe  für  die  Be- 
soldung der  katholischen  Geistlichen  diene,  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  dürfen.  Die  Bezirksbehönle  erhob  nun  gegen 
diesen  Beschluss  Beschwerde,  weil  darin  ein  Eingriff  in  die 
verfassungsmässige  Autonomie  des  Birseck  in  Kirchen-,  Schul-  und 
Armenwesen  liege.  Der  Bundesrath  fand  jedoch  die  Beschwerde 
unbegründet;  er  erklärte:  »Wenn  der  Landrath,  ohne  das  neue 
Steuersystem  umzustossen ,  bloss  mit  Rücksicht  auf  die  konfessio- 
nellen  Verhältnisse  einer  Minderheit  eine  Beschränkung  in  Bezug 
auf  die  Steuer  vom  beweglichen  Vermögen  gemacht  hat,  so  hat 
er  dabei  einfach  von  seinem  Rechte  Gebrauch  gemacht  und  im 
Sinne  der  Verfassung  und  der  Landesgesetze  eine  Bedingung  auf- 
gestellt, unter  welcher  die  neue  Steuerordnung  für  den  Birseck 
in's  Leben  treten  kann.«  Nach  ergriffenem  Rekurse  an  die  Bundes- 
versammlung haben  die  l)eiden  Räthe  den  Beschluss  des  Bundes- 
rathes  bestätigt.*) 

0)  Ein  Bürger  von  Obwaldcn,  Jos.  Maria  Durrer,  reichte 
dem  Landammann  zu  Händen  der  Landsgemeinde  den  Antrag  ein, 
es  sei  der  Salzpreis  auf  7  Rappen  per  Pfund  herabzusetzen;  der 
Kantonsrath  beschloss  jedoch,  es  sei  diese  Eingabe,  weil  in  seine 
eigene  Kompetenz  fallend,  der  liandsgemeinde  nicht  vorzulegen. 
Hierüber  beschwerte  sich  Durrer  beim  Bundesrathe,  indem  er  be- 
hauptete, es  liege  darin  eine  Verletzung  des  Art.  37  der  Verfassung, 
welcher  jedem  Bürger  das  Recht  gebe,  Anträge,  welcher  Art  sie 
sein  mögen,  an  die  Landsgemeinde  zu  bringen.  Der  Bundesrath 
fand  jedoch,  der  Art.  37  sichere  dieses  Recht  nur  insofern,  als  ein 
solcher  Antrag  nicht  einen  Gegenstand  beschlage,  dessen  endgültige 
Regulirung  in  die  Befugnisse  der  verfassungsmässigen  Behörden 
gehöre ;  nun  aber  habe  in  Obwalden  die  Feststellung  des  Salzpreises 

♦)  Bundesbl.  1869  III.  76  ff.  1870  II.  565—573. 
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von  jeher  in  die  Kompetenzen  des  Kantonsrathes  gehört,  dem  die 
Handhabung  der  Staatsregalien  zustehe,  zu  welchen  unzweifelhaft 
das  Salzregal  zähle.  Gegen  den  bundesräthlichen  Beschluss  erfolgte 
hierauf  Weiterzug  an  die  Bundesversammlung;  allein  obschon  die 
ständeräthliche  Kommission  die  Sache  von  einem  wesentlich  andern 
Gesichtspunkte  betrachtete  als  der  Bundesrath,  wurde  gleichwohl 
der  Rekurs  Durrer's  von  beiden  Iläthen  abgewiesen.*) 

10)  Im  Kanton  Wallis  war  die  Höhe  der  Staatssteuer  durch 
ein  Gesetz  normirt,  und  betrug  Fr.  1  vom  Tausend.  Am  29.  Mai  1874 
legte  der  Staatsrath  dem  Grossen  Rathe  ein  Finanzdekret  vor, 
welches  die  Bestimmungen  enthielt: 

1)  Die  Steuer  auf  das  Kapital  und  Einkommen  kann  bis  auf 
Fr.  2  vom  Tausend  betragen; 

2)  das  gegenwärtige  Dekret  wird  als  angenommen  betrachtet, 
wenn  dasselbe  nicht  von  der  Mehrheit  der  stimmfähigen  Bürger 
verworfen  wird. 

Das  Dekret  wurde  von  einer  Mehrheit  des  Grossen  Käthes  von 
54  gegen  27  Stimmen  angenommen;  sofort  reichten  aber  letztere 
eine  schriftliche  Protestation  gegen  dasselbe  ein  und  erhoben  Re- 
kurs beim  Bundesrath  wegen  Verletzung  des  Art.  72  der  Walliser 
Verfassung,  welcher  vorschreibe,  dass  jede  Erhöhung  des  Steuer- 
ansatzes der  Genehmigung  des  Volkes  unterstellt  werden  müsse. 

Der  Bundesrath  fand  den  Rekurs  für  begründet,  weil  das  De- 
kret vom  29.  Mai  1874  die  Abänderung  des  Steuerfusses  nicht  der 
Genehmigung  des  Volkes  d.  h.  dessen  direktem  Entscheide  unter- 
stelle, sondern  in  Folge  einer  Fiktion  die  Genehmigung  präsumire, 
wenn  nicht  die  Mehrheit  der  im  Kanton  stimmfähigen  Bürger  sie 
verworfen  hätte.  Der  vom  Staatsrath  von  Wallis  hiegegen  er- 
griflfene  Rekurs  an  die  Bundesversammlung  wurde  vom  Ständerath 
abgewiesen,  wesentlich  mit  folgender  Begründung :  Der  Art.  72  der 
Walliser  Verfassung  ....  verlange  eine  Genehmigung  durch  das 
Volk,  worunter  nur  eine  positive  Handlung,  bei  welcher  sich  die 
Mehrheit  der  Stimmenden  für  ein  solches  Dekret  ausspricht,  ver- 
standen sein  könne.  Dass  diess  der  Sinn  der  betreffenden  Ver- 
fassungsbestimmung sei,  gehe  auch  aus  Art.  74  der  Walliser  Ver- 
fassung  hervor,  welcher  bezüglich  der  Entscheidung   des  Volkes 


*)  Bundesbl.  1870  III.  629  ff.     1871  I.  481—491 
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über  den  Entwurf  einer  revidirten  Verfassung  wörtlich  die  nämliche 
Bestimmung  enthalte:  Die  revidirte  Verfassung  sei  der  Genehmi- 
gung des  Volkes  zu  untei-st^Uen.  Mit  Recht  sage  der  Bundesrath 
in  seinem  Beschlüsse,  dass  gewiss  Niemandem  einfallen  wüi-de, 
diesen  Artikel  in  dem  Sinne  auszulegen ,  dass  eine  revidirte  Ver- 
fassung als  angenommen  betrachtet  werden  könne,  wenn  nicht  die 
Mehrheit  der  stimmfähigen  Bürger  sie  verworfen  hätte.  Wenn  diese 
Interpretation  dem  Art.  74  nicht  gegeben  werde,  so  könne  selbe 
auch  nicht  dem  Art.  72  gegeben  werden,  da  wörtlich  gleichlau- 
tende Verfas^ungsbestimmungen  nicht  zweierlei  Auslegung  fähig 
sind.  Ueberhaupt  aber  müsse  anerkannt  werden ,  dass  nach  den 
heutigen  Anschauungen  allgemein  an  dem  Grundsatz  festgehalten 
wird,  dass  für  Abstimmungen  im  Volke  über  Gesetze  oder  Beschlüsse, 
die  seiner  Genehmigung  zu  imterstellen  sind,  nur  die  wirkliche 
Mehrheit  der  Stimmenden  massgebend  sein  könne,  und  mit 
der  Theorie  aufgeräumt  werden  müsse,  die  präsumirt,  dass  alle 
diejenigen,  welche  sich  entweder  freiwillig  der  Abstimmung  ent- 
halten aus  Bequemlichkeitsgründen,  oder  die  wegen  Krankheit  oder 
Abwesenheit  sogar  behindert  waren,  an  der  Abstimmung  theilzu- 
nehmen,  das  betreffende  Gesetz  oder  Dekret  alle  wirklich  auch 
angenommen  hätten,  somit  unter  Umständen  die  Minderheit  die 
Mehrheit  machen  würde.  *)  Nach  diesem  Entscheid  des  Ständerathes 
zog  der  Staatsrath  von  Wallis  den  weitern  Rekurs  zurück  und  fügte 
sich  dem  Beschlüsse  des  Bundesrathes. 

VL    Kompetenzen  der  Adminisfrafiv'  und  Gerichtsbehörden, 

1)  Die  Regierung  von  Zug  beschloss  am  13.  März  1854  die 
Erstellung  eines  Kanals  längs  der  Reuss.  Da  sie  für  das  zu  die- 
sem Zwecke  abzutretende  Land  keine  Entschädigung  bezahlen  wollte, 
so  wurde  sie  von  den  Abtretungspflichtigen  vor  den  Gerichten  be- 
langt ;  diese  aber  erklärten  sich  iukompetent  und  wiesen  die  Sache 
an  die  Verwaltungsbehörden.  Hierin  fanden  die  Abtretungspflich- 
tigen eine  Verfassungsverletzung  und  verlangten  vom  Bundesrathe, 
dass  er  die  Gerichte  anweise,  diese  privatrechtliche  Streitigkeit  zu 
entscheiden.  Der  Bundesrath  wies  die  Beschwerde  ab,  mit  folgen- 
der Begründung:   Allerdings  schreibt  die  Verfassung  des  Kantons 

*)  Bundesbl.  1874  III.  758,  852. 
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Zug  vor,  dass  über  alle  Civilstreitigkeiten  erstinstanzlich  das  Kan- 
tonsgericht zu  entscheiden  habe,  aber  sie  anerkennt  zugleich  auch 
eine  Verwaltungsgerichtsbarkeit,  welche  sie  dem  Regierungsrathe 
zuweist.  Nun  erklärt  die  Reuss Verordnung  von  1847  alle  Anstände, 
die  auf  die  Sicherstellung  der  Reussufer  Bezug  haben,  als  Verwal- 
tungsstreitigkeiten und  der  §  37  der  Verfassung  von  Ks4S  hat  die- 
selbe bestätigt,  indem  er  alle  Gesetze  und  in  Gesetzeskraft  über- 
gegangenen Verordnungen  bis  zu  ihrer  gesetzlichen  Aufhebung  oder 
Umänderung  vorbehält.  Die  Verordnung  selbst  aber  behandelt  die 
Anlage  von  Abflusskanälen  für  Seitengewässer  der  Reuss,  wofür 
von  den  Rekurrenten  Landabtretung  verlangt  wird,  als  mit  zu 
dem  Flussversicherungssysteme  gehörend.*) 

2)  Zwischen  der  Regierung  und  dem  Obergerichte  des  Kantons 
L  u  z  e  r  n  entstand  ein  Kompetenzkonflikt  daiüber,  ob  der  Anspruch 
der  Gemeinde  Meggen  auf  einen  öffentlichen  Weg  und  Landungs- 
platz im  Gute  Altstadt  von  der  Administrativbehörde  oder  von  den 
Gerichten  zu  beurtlieilen  sei.  Der  Grosse  Rath,  welcher  über  diesen 
Konflikt  zu  entscheiden  hatte,  that  diess  zu  Gunsten  der  Regierung. 
Hiegegen  ergriff  der  Besitzer  des  Gutes  Altstadt,  Herr  Merian- 
Iselin  von  Basel,  den  Rekui-s  an  den  Bundesrath,  indem  er  aus- 
führte, dass  der  Beschluss  des  Grossen  Rathes  verschiedenen  Be- 
stimmungen der  luzernischen  Verfassung  widerspreche.  Der  Bundes- 
rath  kassirte  diesen  Beschluss  und  lud  die  Regierung  ein,  dem 
Gemeinderath  von  Meggen,  sowie  allen  andern  Ansprechern  von 
Rechten  am  Gute  Altstadt  einfach  zu  überlassen,  ihre  Ansprüche 
auf  dem  Civilrechtswege  geltend  zu  machen,  wobei  es  der  Regie- 
rung ferner  anheimgestellt  bleibe,  auch  ihre  Behauptung,  dass  dem 
Gute  Altstadt  die  betreffenden  Lasten  im  öffentlichen  Interesse 
obliegen,  in  gleicher  Art  zur  Geltung  zu  bringen.  Dieser  Entscheid 
wurde  folgcndermassen  begründet :  Die  Frage,  ob  der  Beschluss  des 
Grossen  Rathes  sich  im  Einklänge  mit  der  dortigen  Kantous- 
verfassung  befinde,  muss  verneint  werden  im  Hinblick  auf  §  10 
der  letztern,  welcher  die  Unverletzlichkeit  des  Eigenthums  sichert, 
und  auf  §  19,  welcher  die  Vereinigung  der  richterlichen  und  voll- 
ziehenden Gewalt  verbietet,  indem  anerkanntermassen  dem  Herrn 
Merian  notarialisch  freies  Eigenthum  zugefertigt  wui*de  und  dem- 

*)  Ullmer  S.  10-19. 
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zufolge  es  nur  dem  Richter,  nicht  aber  der  vollziehenden  Gewalt 
zustehen  kann ,  dieses  Eigeuthum  als  mit  Beschwerden  irgend 
welcher  Art  belastet  zu  erklären.  Wenn  behauptet  wird,  es  liege 
in  der  Kompetenz  der  Regierung,  einen  vorhandenen  Weg  als  einen 
öffentlichen  zu  erklären,  wobei  dem  Eigenthümer  der  Beweis  des 
Gegentheils  offen  bleibe,  so  liegt  liierin  eine  Umdrehung  aller 
natürlichen  Grundsätze  über  die  Beweislast  und  zugleich  wäre, 
wenn  die  Behauptung  als  richtig  anerkannt  würde,  der  Regierung 
die  Möglichkeit  gegeben,  durch  beliebigen  Machtspruch  jedem  vor- 
handenen Wege  den  Charakter  eines  öffentlichen  beizulegen  und 
auf  diese  Weise  sich  der  ihr  für  öffentliche  Zwecke  obliegenden 
Expropriationspflicht  zu  entziehen.  Die  Administration  ist  aller- 
dings befugt,  darüber  zu  entscheiden,  was  ein  öffenthcher  Weg 
sein  soll;  dagegen  kann  die  Frage ,  ob  bisher  ein  bestimmter 
Weg  die  Natur  eines  öffentlichen  oder  eines  Privatweges  gehabt 
habe,  dem  richterlichen  Entscheide  nicht  entzogen  werden,  weil  es 
sich  dabei  in  jedem  einzelnen  Falle  um  eine  Thatfrage,  um  Beur- 
theilung  «^anz  konkreter  Verhältnisse  handelt.  Unter  solchen  Um- 
ständen kann  kein  begründeter  Zweifel  darüber  walten,  dass  ein 
Uebergriff  der  Regierungsgewalt  in  die  Sphäre  der  richterlichen 
Gewalt  im  vorliegenden  Falle»  stattgefunden  hat,  und  es  fragt  sich 
bloss  noch,  ob  nicht  im  Hinblick  auf  ä^  11)  der  Luzerner  Verfas- 
sung, welcher  bei  Kompetenzstreitigkeiteu  zwischen  der  vollziehen- 
den und  richterlichen  Gewalt  der  gesetzgebenden  Gewalt  den  Ent- 
scheid zutheilt,  der  Grosse  Rath  im  Falle  gewesen  sei,  über  die 
Sache  endgültig  zu  entscheiden.  Auch  diese  Frage  muss  verneint 
werden,  indem  die  verfassungsmässige  Kompetenz,  in  welcher  der 
Grosse  Rath  handelte,  nicht  geeignet  ist,  die  Kompetenz  der  Bundes- 
behörden auszuschliessen ,  weil  es  im  Wesen  der  Bundesgarantie 
liegt  und  eine  nothwendige  Folge  derselben  ist,  dass  die  Entschei- 
dungen der  kompetenten  Kantonsbehörden  auch  der  Untersuchung 
der  Bundesbehörden  unterliegen  können,  wenn  sie  sich  auf  Grund- 
sätze beziehen,  die  vom  Bunde  garantirt  sind  und  über  deren 
Verletzung  Beschwerde  geführt  wird.*) 

3)  Der  Kleine  Rath  des  Kantons  Graubünden  erklärte  am 
22.  April  1864  einen  Beschluss  der  Gemeinde  Tomils,  durch  wel- 

*)  Bundesbl.   1862  11,  247-251. 


'tiirri  •=:::ii^  Her -^tgeEnrinÄiizTin^  mit  Schafen  au:  den  dortigen  Pri- 
^irjrii^'en:  .in^T'^ordnet  wnrie.  für  uiLsUirwhaft-  aas^renommen  soweit 
^.7  die  PrlTritgüter  Ton  ViscLno^  beschlage.  Hiegegen  rekurrirte 
dir  G^rmeinde  zanäoKst  an  den  Grossen  Bath.  indem  sie  die  Be- 
hiiJiptun^  aufstellte,  dass  der  Kleine  Kath  seine  Kompetenz  über- 
vhritten  habe.  Der  Grosse  Rath  wies  den  Rekurs  ab.  gestützt 
A}\f  folgeiide  Erwü^nngen :  >  Laut  Art.  27  der  Verfassung  dürfen 
die  Vertilgungen  der  Gemeinden  in  Sachen  ihrer  Verwaltung  und 
niedem  Polizei  dem  Eigenthumsrecht  Dritter  nicht  zuwider  sein. 
N'iioh  Art.  IC*  der  Verfassung  liegt  dem  Kleinen  Rathe  die  VoU- 
ziehuncr  der  letztem  ob  und  tt.\ch  Art.  5  steht  dem  Grossen  Rathe 
die  Oberaufsicht  über  Handhabung  der  Vertassung  zu.  Es  muss 
«Kiffiit  in  der  Befugniss  und  Pflicht  der  beiden  genannten  admini- 
strativ-politischen Behörden  liegen,  zu  beurtheilen.  ob  in  einem 
g^elienen  Falle  jener  Vorbehalt  in  Art.  27  verletzt  worden  sei 
^Kler  nicht,  und.  wenn  nöthig.  zum  Schutze  des  Eigenthumsrechts 
Dritter  die  geeignete  Remedur  anzuordnen.  Nach  diesem  Grund- 
satze ist  namentlich  auch  in  Atzungsanständen  immer  verfahren 
worden.«  Nach  dieser  Abweisung  brachte  die  Gemeinde  Tomils 
ihre  Beschwerde  an  den  Bundesrath,  indem  sie  namentlich  den 
privatre<htlichen  Charakter  der  Frage,  ob  ihr  das  Recht  des  Schaf- 
triebes auf  den  dortigen  Privatgütem  zustehe.  l)etonte.  Der  Bundes- 
ratli  fand  die  Beschwerde  begründet  und  stützte  sich  dabei  auf 
folgende  Betrachtungen :  Xach  Art.  20  der  graubündner'schen  Ver- 
fassung steht  dem  Kleinen  Rathe  in  Streitigkeiten  von  Privaten 
mit  Gemeinden  in  administrativen  Angelegenheiten  der  Entscheid 
zu,  während  dagegen  für  die  Entscheidung  der  eigentlichen  Civil- 
streitigkeiten  nach  Art.  30  ff.  Gerichtsbehörden  aufgestellt  sind. 
Das  graubündner'sche  Recht  lässt  keinen  Zweifel  darüber,  dass  es 
Fragen  dieser  Art  gegenwärtig  als  civilrechtliche  betrachte,  wobei 
die  vor  Erlass  des  neuen  Civilgesetzbuclies  geltende  Praxis  dermalen 
nicht  mehr  in  Betracht  fallen  kann.  Der  Art.  27  der  Verfassung 
gibt  den  Gemeinden  das  Recht  der  Selbstverwaltung,  mit  der  Be- 
fugniss, dahin  einschlagende  Ordnungen  festzusetzen,  welche  jedoch 
den  Hundes-  und  Kantonalgesetzen  und  dem  Eigenthumsrecht  Dritter 
nicht  zuwider  sein  dürfen.  Wenn  aus  letzterm  Wortlaute  das  Recht 
abgeleitet  werden   will,   dass   die  Administrativbehörden  über  die 
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Frage,  ob  solches  Eigeuthumsrecht  Dritter  bestehe,  zu  urtheilen 
haben,  so  ist  eine  solche  Auslegung  der  Verfassung  durchaus  un- 
statthaft. YjS  folgt  aus  dem  bezeichneten  Wortlaute  vielmehr,  dass 
das  Eigen thumsrecht  Dritter  durch  keine  Gemeindeordnungen  an- 
getastet werden  darf,  dass  somit,  wenn  aus  Grund  solchen  Rechtes 
eine  Gemeindeordnung  angefochten  wird,  dieser  Anstand  zuerst  auf 
dem  ordentlichen  Rechtswege  erledigt  werden  muss  und  dass  Klei- 
ner und  Grosser  Rath  dafür  zu  sorgen  haben,  dass  vor  dem  Ent- 
scheide der  kompetenten  Behörde  in  der  Hauptsache  die  Einfüh- 
rung der  neuen  Ordnung  nicht  stattfinden  dürfe.  Demgemäss 
erkannte  der  Bundesrath :  es  seien  die  Beschlüsse  des  Kleinen  und 
des  Grossen  Rathes  von  Graubünden  aufgehoben,  in  der  Meinung, 
dass  der  Streit  der  Gemeinde  Tomils  mit  den  Rekursbeklagten  im 
Wege  des  ordentlichen  Civilprozesses  vor  den  Gerichtsbehörden  er- 
ledigt werden  soll.*) 

4)  Bei  dem  Ausscheidnngsakte  zwischen  der  Burger-  und  Ein- 
wohnergemeinde der  Stadt  Pruntrut,  welchen  die  Regierung  des 
Kantons  Bern  in  Folge  des  Gemeindegesetzes  vom  n. Dezember  1852 
und  des  Nachtragsgesetzes  vom  10.  Oktober  1853  zu  vollziehen 
hatte,  anerkannte  sie  das  dortige  Spitalgut  als  eine  besondere  Stif- 
tung mit  gemischter  Zweckbestimmung  und  separater  Verwaltung. 
Der  Grosse  Rath ,  an  welchen  dieser  Beschluss  rekurrirt  wurde, 
bestätigte  denselben  unter'm  2.  Februar  186fl.  Als  dann  die 
Burgergemeindo  gegen  die  Einwohnergemeinde  gerichtliche  Klage 
erhob  auf  Anerkennung  ihres  ausschliesslichen  Eigenthumsrechtes 
an  den  Spital,  überwies  auf  erfolgte  Einrede  der  Beklagten  das 
Obergericht  unter'm  23.  Dezember  ISGi)  die  Streitsache  an  die 
Adniinistrativbehörden.  Hierauf  wandte  sich  gegen  alle  diese  Be- 
schlüsse die  Burger  gemeinde  beschwerdeführend  an  den  Bundesrath ; 
sie  behauptete,  schon  das  Nachtragsgesetz  von  1853,  welches  das 
Schiedsrichteraint  bei  Ausscheidung  der  Gemeindegüter  den  Ver- 
waltungsbehörden übertrug,  widerstreite  dem  in  Art.  11  der  Ver- 
fassung aufgestellten  Prinzip  der  Gewaltentrennung  und  somit  hätte 
gemäss  Art.  06  das  Obergericht  die  Anwendung  desselben  verwei- 
gern sollen.  Der  Bundesrath  fand  die  Beschwerde  unbegründet, 
gestützt  auf  folgende  Erwägungen :  »Da  der  Streit  der  beiden  Ge- 

*)  Bundesbl.  1866  III.   146  ff. 
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meindeii  in  Pruntrut  über  die  Zweckbestimmung  der  verschiedenen 
Gemeiudegüter  kein  privatrechtlicher  ist,  so  fällt  die  Ausmittlung 
und  Festsetzung  des  Zweckes  der  Gemeindegüter  sachgeraäss  der 
Behörde  zu,  welcher  die  Verfassung  die  Aufsicht  über  das  Gemeinde- 
wesen übertragen  hat.  Bei  dem  Gesetze  vom  10.  Oktober  1853 
hatte  man  anfänglich  offenbar  im  Sinne,  bei  streitigen  Ausschei- 
dungen richterliche  Dazwischenkunft  eintreten  zu  lassen,  aber  der 
Gesetzgeber  überzeugte  sich  dann,  dass  diese  Ausscheidungen  ihrer 
Natur  nach  in  den  Bereich  der  Administrativbehörden  gehören  und 
nur  in  den  Fällen  die  richterliche  Thätigkeit  begründet  sei,  wo 
Dritte  eigentlich  privatrechtliche  Ansprüche  an  das  Vermögen  der 
Koi'poration  machen  oder  die  bisherige  Besitzerin,  auf  besondere 
Rechtstitel  gestützt,  den  Nachweis  leiste,  dass  bestimmte  Vermögens- 
theile  ihr  zur  Erfüllung  gewisser  Zwecke  zu  belassen  seien,  weil 
man  dieselben  gerade  durch  sie  erreichen  will.  Würde  die  Ent- 
scheidung über  solche,  ihrer  ganzen  Natur  nach  gerichtliche  Fragen 
der  Behandlung  der  Admiuistrativbehörden  zugewiesen,  so  könnte 
dann  eine  Beschwerde  über  Verfassungsverletzung  erhoben  werden. 
Der  Gesetzgeber  hat  aber  die  Entscheidung  solcher  Fragen  wirk- 
lich dem  Richter  vorbehalten.  Die  Verfassungsmässigkeit  der  mass- 
gebenden Gesetze  in  diesem  Falle  in  Zweifel  zu  ziehen ,  war  für 
das  Obergericht  um  so  weniger  Veranlassung  vorhanden,  als  die- 
selben seit  bereits  17  Jahren  ohne  ernstliche  Anfechtung  in  einer 
grossen  Reihe  von  Fällen  in  gleicher  Weise  ihre  Anwendung  ge- 
funden haben. « 

Die  Bundesversammlung,  an  welche  dieser  Beschluss  weiter 
gezogen  wurde,  hat  denselben  bestätigt.*) 

5)  Die  Genossengemeinde  Pfäffikon,  Kanton  Schwyz,  bezog  von 
der  Nordostbahn  eine  Expropriationsentschädigung  von  Fr.  23,000. 
Da  dieselbe  diesen  Betrag  unter  den  Korporationsgenossen  vertheilte, 
so  stellten  Franz  Feusi,  alt  Bannwart,  und  Jakob  Steiner  in  Pfäffikon 
beim  Bezirksrath  Höfe  das  Gesuch ,  derselbe  wolle  den  daherigen 
Beschluss  der  Genossengemeinde  kassiren,  welches  Begehren  sowohl 
vom  genannten  Bezirksrathe,  wie  vom  schwyzerischen  Regierungs- 
rathe  aulrecht  gestellt  wurde.  Gegen  letztem  Beschluss  beschwerte 
sich   die  Gnossamee  Pfäffikon   beim  Bundesgerichte,  weil   derselbe 

*)  Bundesbl.  1870  IL  977  ff.    1871   I.  503—517. 
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eine  flagrante  Verfassungsverletziing  enthalte.  Nach  §  1 3  und  1 4  der 
schwyzerischeu  Verfassung  könne  Niemand  dem  verfassungsmässigen 
Richter  entzogen  werden.  Nun  seien  alle  Eigen thumsfragen,  sowie  alle 
Theilungsfragen,  welche  Privaten  beschlagen,  eigentliche  Civilrechts- 
fragen,  und  daher  nach  Anleitung  der  Civilprozessordnung  bei  den 
zuständigen  Gerichtsbehörden  anzubringen.  Dieser  verfassungs- 
mässige Grundsatz  komme  auch  zur  Anwendung,  wenn  es  sich  um 
Theiluugsstreitigkeiten  von  Korporationen  handle ,  indem  solche, 
und  zwar  speziell  diejenige  von  Pfäffikon,  keine  staatsrechtliche, 
sondern  Privatgenossenschaften  seien,  welchen  durch  Art.  20  der 
Verfassung  ihr  freies  Verwaltungs-  und  Selbstbestimmungsrecht 
garantirt  sei.  Weder  nach  dieser  noch  einer  andern  Bestimmung 
der  Verfassung,  welche  die  Kompetenzen  der  Verwaltungsbehörden 
regeln,  stehe  denselben  das  Recht  zu,  sich  in  die  Verwaltung  der 
Korporationen  einzumischen.  Die  Statuten  der  Genossame  Pfilffikon 
enthielten  u.  A.  folgende  Bestimmungen:  »Gemäss  den  Uebungen 
und  den  Rechten  der  Vorfahren  soll  das  Genossengut  auch  ferner- 
hin gemeinsames  und  untheilbares  Eigenthum  aller  rechtlichen  An- 
theilhaber  sein  und  verbleiben,  üeber  die  Art  und  Weise  der 
Benutzung  von  Holz,  Feld  und  anderm  Eigenthum  entscheidet  die 
Mehrheit  der  nutzungsberechtigten  Genossenbürger. «  Die  Be- 
schwerde wurde  vom  Bundesgericht  abgewiesen,  mit  folgender  Begrün- 
dung :  Der  Art.  20  der  schwyzerischeu  Verfassung  sichert  den  Be- 
zirken, Gemeinden,  den  geistlichen  und  weltlichen  Korporationen 
die  Verwaltung  ihres  Eigenthums,  sowie  die  Befugniss  zu,  die  Art 
und  Weise  der  Benutzung  und  Verwaltung  selbst  zu  bestimmen. 
Die  weltlichen  Korporationen  sind  somit  mit  den  Bezirken,  Ge- 
meinden und  geistlichen  Korporationen,  deren  öffentlich  rechtlicher 
Charakter  wohl  keinem  Zweifel  unterliegt,  in  gleiche  Linie  gestellt 
und  denselben  nur  das  Recht  der  Verwaltung  und  Benutz- 
ung ihrer  Güter  zugesichert.  Hieraus  folgt,  dass,  wie  nach  bekann- 
ten Grundsätzen  des  Staatsrechts  die  Veräusserung  von  Bezirks- 
oder Gemeindegut  nur  unter  staatlicher  Zustimmung  und  Genehmi- 
gung erfolgen  darf,  der  Staat  sich  auch  die  Oberaufsicht  über  das 
Genossengut  insoweit  vorbehalten  hat,  dass  eine  Veräusserung  oder 
Vertheilung  desselben  ohne  seine  Genehmigung  nicht  erfolgen  kann ; 
denn  es  ist  klar,  dass  die  Veräusserung  oder  Vertheilung  des  Ge- 
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nossengutes  über  die  Verwaltung  und  Benutzung  desselben,  welche 

den  Korporationen  durch  die  Verfassung  einzig  gewährleistet  sind, 
hinausreicht.  *) 

G)  Seit  einer  langem  Reihe  von  Jahren  hatten  sich  in  mehre- 
ren Gemeinden  des  Kantons  Neuenburg  Vereine  von  Damen  gebil- 
det, die  an  gewissen  Tilgen  des  Monats  zusammenkamen,  um  Klei- 
der und  Weisszeug  für  Arme  der  Gemeinde  zu  verfertigen  und  an 
diese  zu  vertheilen.  Die  dazu  nöthigen  Stoffe  wurden  aus  frei- 
willigen Beiträgen  der  Mitglieder  angeschafft.  Die  Verwaltung 
wurde  von  den  Damen  selbst  besorgt  durch  ein  Komite,  das  sie 
unter  sich  aufstellten.  In  Berücksichtigung  des  wohlthätigen 
Zweckes  wurde  diesen  Vereinen  wiederholt  von  Freunden  und  Ver- 
wandten Geschenke  und  Legate  gemacht;  sie  erhielten  auch  frei- 
vrillige  jährliche  Unterstützungen  von  den  Kirchenvorsteherschaften 
und  hatten  die  Erlaubniss,  in  den  Cafe's  und  Restaurants  geschlos- 
sene Büchsen  aufzustellen  zur  Sammlung  milder  Gaben.  Ein  solcher 
Verein  unter  dem  Namen  Societe  de  Coutoure  des  Bayards 
l)efand  sich  seit  40  Jahren  auch  in  der  neuenburgischen  Gemeinde 
Bayards  und  hatte  sich  in  Folge  der  erhaltenen  Legate  und  Schen- 
kungen im  Laufe  der  Jahre  einen  Fond  von  Fr.  3736  angesammelt. 

Im  Jahr  1873  trat  in  Folge  des  vom  Grossen  Rathe  des  Kan- 
tons Neuenburg  erlassenen  Kirchengesetzes  eine  Scheidung  unter 
den  dortigen  Protestanten  ein.  Mehr  als  20  Geistliche  gaben  ihre 
Demission  und  gründeten  eine  separate  Kirche,  unabhängig  vom 
Staate.  Es  veranlasste  dies  wiederholt  Anstände  in  Bezug  auf  das 
Kurchengut  der  Gemeinden,  wobei  der  Staat  sich  veranlasst  sah, 
sein  Augenmerk  auch  auf  die  im  Kanton  bestehenden  Societes  de 
Couture  zu  lenken,  von  der  Ansicht  ausgehend,  dass  deren  Fonds 
einen  konfessionellen  Charakser  hätten  und  zum  Kirchengut  der 
betreffenden  Pfarrgemeinde  zu  zählen  seien. 

Demgemäss  erliess  der  Staatsrath  von  Neuenburg  unter'm 
25.  August  1874  eine  Verordnung,  dahin  gehend,  dass  sowohl  die 
Bibliotheken ,  wie  die  Fonds  de  couture  als  zu  den  Gütern  der 
nationalen  Pfarrkirchen  gehörig  anzusehen  und  demgemäss  durch 
die  Kirchenvorsteherschaften  der  Nationalkirche  gleich  anderm 
Kirchengut  zu  verwalten  seien. 

*)  Entscheidungen.    A.  S.  I.  S.  328. 
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Nach  fruchtloser  ßemonstration  beim  Staatsrathe  beschwerte 
sich  die  Societe  de  Couture  des  Bayards  beim  Bundesgericht,  ge- 
stützt darauf,  die  Verordnung  des  Staatsrathes  enthalte  eine  Ver- 
letzung der  Art.  8  und  11  der  Neuenburger  Verfassung  (Schutz 
des  Eigenthums  und  Gewährleistung  des  Vereinsrechtes),  wie  des 
durch  gleiche  kantonale  Verfassung  garantirten  Prinzips  der  Ge- 
waltentrennung. 

Der  Staatsrath  von  Neuenburg  bestritt  den  Gesellschaften  de 
Couture  den  privaten  Charakter.  Dieselben  seien  entstanden  und 
hätten  fortwährend  gelebt  unter  der  Aegide  der  nationalen  Pfarr- 
kirche; ihre  Bedürfnisse  seien  bestritten  worden  aus  Geschenken, 
die  ihnen  als  einer  kirchlichen  Institution  gemacht  worden ;  dess- 
wegen  seien  auch  von  Legaten  zu  ihren  Gunsten  keine  Steuern 
erhoben  worden ;  die  Gesellschaft  de  Couture  könne  sich  wohl  auf- 
lösen, dagegen  seien  die  Damen,  welche  derselben  angehören,  nicht 
berechtigt,  den  Fond,  der  aus  Geschenken  und  öffentlichen  Samm- 
lungen entstanden,  als  ihr  Privateigenthum  zu  betrachten;  wenn 
genannte  Gesellschaften  bisher  über  die  Verwaltung  ihrer  Fonds 
der  Behörde  auch  nie  Rechnung  abgelegt,  so  sei  es  nur  dess wegen 
geschehen,  weil  man  in  die  LoyaUtät  jener  Damen  alles  Vertrauen 
gesetzt  habe  und  diese  zum  grössten  Thcil  nahe  Verwandte  der 
betreffenden  Kirchenvorsteher  und  Ortspfarrer  gewesen  seien. 

Das  Bundesgericht  erklärte  den  Rekurs  für  begründet.  Sowohl 
die  Entstehung  wie  der  bisherige  Bestand  des  Vereins  wiesen  darauf 
hin,  dass  derselbe  nicht  einen  Theil  der  öffentlichen  Armenpflege 
bildete,  sondern  auf  Privatwohlthätigkeit  beruhte,  wie  in  der 
Schweiz  solche  Privatvereinc  allerorts  in  der  manigfaltigsten  Ge- 
staltung vorkommen.  Wenn  nun  auch  dem  Staate  ein  gewisses 
Oberaufsichtsreht  zustehen  mag,  darüber  zu  wachen,  dass  ein  aus 
Geschenken  und  Legaten  zu  einem  wohlthätigen  Zwecke  angesam- 
melter Fond  seiner  Bestimmung  nicht  entfremdet  werde,  so  war 
der  Staatsrath  jedenfalls  nicht  befugt,  diesen  Fond  von  sich  aus 
als  Eigenthum  der  nationalen  Pfarrkirche  der  Gemeinde  Bayards 
zu  erkliiren,  und  enthielt  seine  daherige  Verfügung  einen  Eingriff 
in  die  richterliche  Gewalt  und  somit  eine  Verletzung  des  in  der 
Neuenburger  Verfassung  ausdrücklich  garantirten  Prinzips  der  Ge- 
waltentrennung. *) 

*)  Entscheidungen  A.  S.  1.  S.  114. 

Blnmer,  Handbuch.    I.  ^^ 
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VII.    Verhältnisse  der  Gemeinden  und  Korporationen. 

1)  Der  Gemeinderath  von  Schwyz  beschwerte  sieh  darüber, 
dass  die  dortige  Regierung  durch  verschiedene  Beschlüsse,  worin 
sie  die  Anlage  eines  neuen  Friedhofes  befahl  und  sodann  auf  dem 
Exekutionswege  durchsetzte ,  auf  verfassungswidrige  Weise  ihre 
Kompetenz  überschritten  habe,  indem  Art.  20  der  Verfassung  den 
Gemeinden  die  Unverletzlichkeit  und  freie  Verwaltung  ihres  Ver- 
mögens garantire.  Der  Bundesrath  fand  auch  hier,  dass  bei  sol- 
chen Gegenständen  der  innern  Verwaltung  eines  Kantons,  wobei 
nicht  eine  Bundesvorschrift,  sondern  die  Verfassungsmässigkeit  einer 
Verfügung  kantonaler  Behörden  in  Frage  liegt,  Beschweirden  zuerst 
vor  die  oberste  Kantonsbehörde  gebracht  werden  müssen.  Doch 
trat  der  Bundesrath  sofort  auch  in  das  Materielle  der  Beschwerde 
ein  und  fandx  dieselbe  unbegründet,  weil  die  Regierung  von  Schwyz 
kraft  ihrer  verfassungsmässigen  Stellung  als  oberste  Vollziehungs- 
behörde, nach  Massgabe  der  einschlägigen  Polizeiverordnung  und 
in  Folge  dreimaliger  Aufforderung  der  obersten  Landesbehördo, 
nicht  nur  unzweifelhaft  kompetent  und  berechtiget ,  sondern  auch 
verpflichtet  war,  auf  dem  Exekutionswege  der  neunjährigen  Ver- 
schleppung dieser  Angelegenheit  ein  Ende  zu  machen.  Wenn  eine 
Regierung  genöthigt  ist,  mehrjähriger  Renitenz  einer  Gemeinde 
entgegenzutreten  und  eine  durch  die  Gesetze  geforderte  öffentliche 
Anstalt  im  Wege  der  Vollziehung  herzustellen,  so  kann  von  einer 
Verletzung  des  Verfassungsartikels,  betreffend  die  Freiheit  der  Ge- 
meindeverwaltung, keine  Rede  sein.*) 

2)  Der  Grosse  Rath  des  Kantons  St.  Gallen  erliess  am 
7.  März  1856  ein  neues  Steuergesetz,  welches  folgenden  Art.  18 
enthält :  » Wenn  zur  Bestreitung  der  Bedürfnisse  des  Kirchen-, 
Pfruud-  und  Primarschulwesens  Steuern  erhoben  werden  müssen, 
so  sind  dieselben  nach  Massgabe  des  Staatssteuerregisters  auf  die 
Genossen  und  Niedergelassenen,  welche  im  Umfange  der  betreffen- 
den Kirchen-  oder  Schulgenossenschaft  wohnen,  zu  verlegen.  Von 
den  Niedergelassenen  dürfen  Steuern  nur  dann,  und  zw^ar 
nach  gleichem  Massstab,  erhoben  werden,  wenn  solche  auch 
von  den  Genossen  erhoben  werden.«  Gegen  diese  Gesetzesbestim- 
mung rekumrte  der  evangelische  Schulrath  der  Stadt  St.  Grallen, 

♦)  Bundesbl  1858  I.  278—284. 
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weil  durch  dieselbe  die  Niedergelassenen  zu  Mitnutzniessern  der 
bisher  bloss  bürgerlichen  Schulfonds  gemacht  und  die  Bürgerschaft 
an  ihrem  Eigenthum,  welches  durch  die  Verfassung  gewährleistet 
sei,  beeinträchtigt  werde,  indem  die  Zinse  dieser  Fonds  von  nun 
an  nicht  bloss  für  die  Beschulung  der  Bürger,  sondern  auch  der 
Hintersassen  verwendet  werden  müssten.  Die  Bundesvei-sammlung 
aber  fand,  der  Grosse  Rath  habe,  indem  er  den  angefochtenen 
Art.  1 8  aufstellte,  nur  von  seinem  verfassungsmässigen  Rechte,  das 
Steuerwesen  der  Gemeinden  gesetzlich  zu  normiren,  Gebrauch  ge- 
macht; der  Art.  18  wolle  nur,  dass  die  Kinder  der  Bürger  und 
Einsassen  in  Zukunft  unentgeltlichen  Primarunterricht  geniessen 
und  dass  die  Einwohner  einer  Gemeinde  in  gleicher  Weise  die  da- 
herigen  Kosten  tragen;  er  berühre  also  nur  ein  öffentliches  und 
kein  privatrechtliches  Verhältuiss.  Die  Frage  des  Eigenthums  am 
Schulfonde  der  Stadt  St.  Gallen  sei ,  wenn  darüber  zwischen  der 
Bürgerschaft  und  der  Einwohnergemeinde  Streit  entstehe,  vor  dem 
bürgerlichen  Richter  auszutragen,  und  nach  ausdrücklicher  Er- 
klärung der  Regierung  von  St.  Gallen  stehe  in  dieser  Hinsicht  der 
Genossengemeinde  der  Stadt  St.  Gallen  der  Rechtsweg  offen.  Dem- 
nach wurde  über  die  Beschwerde  zur  Tagesordnung  geschritten.*) 
3)  Die  Regierung  von  Schwyz  hatte  einen  Beschluss  der  Ge- 
nossengemeinde Gersau  aufgehoben,  nach  welchem  das  Kapital  eines 
aus  dem  Erlöse  eines  abgeholzten  Waldes  gebildeten  Fondes  zur 
Vertheilung  unter  die  Genossen  angegriffen  werden  sollte.  Die 
Mehrheit  der  Genossen  erhob  gegen  den  Beschluss  der  Regierung 
Rekurs  beim  Bundesrathe ;  sie  behauptete,  es  liege  darin  ein  Ein- 
griff in  das  den  Korporationen  seit  unvordenklicher  Zeit  zuge- 
standene und  durch  §  20  der  Verfassung  gewährleistete  Recht  der 
freien  und  unabhängigen  Verwaltung  und  Benutzung  ihres  Ver- 
mögens. Der  Bundesrath  verwies  die  Rekurrenten  in  erster  Linie 
gemäss  §  11  der  Verfassung  an  den  Kantonsrath.  V^on  diesem 
abgewiesen,  gelangten  sie  abermals  an  den  Bundesrath,  welcher 
nun  die  Beschwerde  materiell  prüfte,  jedoch  ebenfalls  unbegiündet 
fand.  Er  ging  dabei  von  folgenden  Erwägungen  aus:  »Nach  den 
allgemein  anerkannten  und   in   der  Natur  der  Sache  begründeten 

♦)  Bundesbl.   185811.419—425.  499-507.  Am tl.  Samml.  VI.  42-43. 
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Rechtsgrundsätzen  ist  den  bloss  zeitlichen  Repräsentanten  einer 
juristischen  Person  die  freie  Disposition  über  deren  Stammgut, 
beziehungsweise  die  beliebige  Schwächung  oder  Aufhebung  des 
letztem  nicht  gestattet,  da  dasselbe  für  die  dauernden  Zwecke  der 
Korporation  dienen  soll.  Diese  Grundsätze  wei-den  in  §  20  der 
Verfassung  von  Schwyz  bestätigt;  hier  wird  nämlich  den  Korpo- 
rationen, neben  der  Unverletzlichkeit  des  Eigenthums,  nur  die 
Verwaltung  und  die  Befugniss,  die  Art  und  VV^eise  der  Be- 
nutzung und  der  Verwaltung  ihrer  Güter  selbst  zu  bestimmen, 
zugesichert.  Demnach  haben  die  Verwaltungsbehörden  des  Kantons 
Schwyz  durch  Aufhebung  von  Beschlüssen  über  Vertheilung  der 
Korporationsgüter  Gersau  lediglich  einen  verfassungswidrigen  Ein- 
griff dieser  Korporation  in  ihr  Stammgut  abgewehrt,  wozu  sie  auch 
ohne  Spezialmandat  verfiichtet  war,  durch  ihre  allgemeinen  be- 
schwornen  Pflichten,  die  Verfassung  des  Kantons  zu  handhaben.«*) 
4)  Der  Armen-  und  Waisenrath  in  Luzern,  als  Organ  der 
dortigen  Ortsbürgergemeinde,  beschwerte  sich  beim  Bundesrathe 
darüber,  dass  durch  Beschluss  des  Grossen  Rathes  vom  4.  Juni  1862 
ihm  die  Verwaltung  des  Schul-  und  Kirchenfondes  der  ehemaligen 
Ursulinerinnen  abgenommen  und  dem  Stadtrathe,  dem  Organ  der 
Einwohnergemeinde,  übertragen  worden  sei.  Die  Beschwerde  stützte 
sich  auf  §  10  und  19  der  Kantonsverfassung,  welche  die  Unver- 
letzlichkeit des  Eigenthums  und  die  Trennung  der  Gewalten  sank- 
tioniren.  Sie  wurde  vom  Bundesrathe  aus  folgenden  Gründen  ab- 
gewiesen :  » Der  Gemeinde  Luzern  steht  offenbar  das  Eigenthum 
an  dem  Ursulinerfoud  und  damit  auch  das  Recht  auf  die  Verwal- 
tung desselben  zu,  mit  der  Berechtigung,  gegen  jede  Antastung 
desselben  den  Schutz  des  Richters  anzurufen,  wenn  es  z.  B.  den 
Staatsbehörden  einfallen  sollte,  die  Verwaltung  des  Gutes  an  sich 
zu  ziehen  oder  dieselbe  einem  beliebigen  Dritten  übertragen  zu 
wollen.  Eine  ganz  andere  Frage  ist  aber  die,  wem  im  Innern  der 
zu  dieser  Verwaltung  berechtigten  Persönlichkeit  das  Verwaltungs- 
recht zukomme,  beziehungsweise  welcher  von  den  beiden  Körper- 
schaften der  nach  aussen  einheitlichen,  aber  nach  innen  geschiednen 
Gemeinde,   der  Einwohner-  oder  der  Ortsbürgergemeinde  dasselbe 

*)  Ullmer  II.  465.    Vergleiche  oben  (S.  494)  den  Entscheid  des  Bundes- 
gerichts  in  Sachen  der  Genossaroe  Pfdffikon. 
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zustehe.  Die  Regulirung  der  Verwaltung  eines  öffentlichen  Gutes 
in  dieser  Richtung  gehört  offenbar  der  Sphäre  des  öffentlichen 
Rechts  an,  das  die  verschiedenen  Organe  einer  Gemeinde  schafft, 
denselben  ihre  Kompetenzen  und  Pflichten  anweist  und  deren  Rechte 
gegen  einander  abgränzt.  <  *) 

5)  Im  Kanton  Freiburg  wurde  unter'm  80.  November  1872 
ein  Gesetz  erlassen,  welches  den  niedergelassnen  Freiburgern  und 
den  im  Besitze  einer  Aufenthaltsbewilligung  befindlichen  Schweizer- 
btirgem  das  Recht  ertheilt,  nach  einjährigem  gesetzlichem  Aufent- 
halte in  der  betreffenden  Gemeinde  an  den  Gemeindeversammlungen 
sich  zu  betheiligen  und  zu  stimmen,  wenn  es  sich  um  Wahlen  des 
Gemeinde-  und  Generalrathes  oder  um  öffentliche  Angelegenheiten, 
welche  die  ganze  Bevölkerung  berühren,  handelt.  Zugleich  stellt 
das  Gesetz  für  die  Gemeinden  mit  über  1500  Seelen  einen  General- 
rath  auf,  der  mit  der  Verwaltung  der  öffentlichen  Angelegenheiten 
und  mit  der  Verwendung  der  hiefür  bestimmten  Fonds  beauftragt 
ist.  In  Verbindung  mit  einer  altem  Bestimmung,  wonach  im  Kan- 
ton Freiburg  keine  Gemeindesteuern  erhoben  werden  dürfen,  so 
lange  aus  den  Einkünften  des  Burgergutes  Nutzungen  an  die  Ge- 
meindsbürger vertheilt  werden,  somit  das  ganze  Gemeindevermögen 
vor  Allem  den  lokalen  Interessen  zu  dienen  hat,  fand  der  Stadtrath 
von  Murten  in  dem  neuen  Gesetze,  welches  den  Entscheid  über 
Gemeindeausgaben  der  Einwohnergemeinde,  beziehungsweise  dem 
«ie  vertretenden  Generalrathe  übertrage,  eine  Verletzung  des  Art.  1 2 
der  Verfassung,  welcher  das  Eigenthumsrecht  im  Allgemeinen,  und 
des  Art.  77,  welcher  noch  insbesondere  den  Gemeinden  das  Eigen- 
thum  und  die  Vei-waltung  ihres  Vermögens  gewährleistet.  Der 
Bundesrath  wies  diese  Beschwerde  ab,  aus  folgenden  Gründen: 
Es  ergebe  sich  aus  Art.  39  und  61  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1864, 
in  Verbindung  mit  Art.  5  des  Gesetzes  vom  30.  November  1872, 
•dass  die  Verwaltung  aller  Gemeindegüter  und  Fonds,  welche  eine 
besondere  Bestimmung  und  speziell  zum  Gebrauche  der  Burger 
•dienen,  den  Burgern  allein  unter  Ausschluss  der  Nichtburger  vor- 
behalten bleiben.  Was  das  übrige  Vermögen  betreffe,  welches  den 
öffentlichen  Zwecken  diene,  so  müsse  dasselbe  wesentlich  wie  bis* 
her  zur  Bestreitung  der  örtlichen  und  allgemeinen  Ausgaben,  welche 

♦)  Ullmer  U.  S.  501  ff. 
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das  Gesetz  den  Gemeinden  auferlegt,  bestimmt  werden  und  es  liege 
'  keine  Verletzung  des  Eigenthumsrechtes  vor,  wenn  die  Einwohner, 
welchen  es  ebensowohl  als  den  Bürgern  diene,  gleich  den  letztem 
berufen  seien,  über  seine  Verwendung  zu  beschliessen.  Der  Art.  77 
gewährleiste  den  Gemeinden  die  freie  Verwaltung  ihrer  Güter, 
nicht  aber  die  ewige  ünveränderlichkeit  ihrer  Organisation;  er 
bestimme  vielmehr,  dass  das  Gesetz  Alles,  was  sich  auf  die  poli- 
tische und  administrative  Organisation  beziehe,  regle.  Der  frei- 
burgische  Gesetzgeber  habe,  indem  er  die  dortige  Gemeindeverwal- 
tung mit  den  Ideen  und  den  Verhältnissen  unserer  Zeit  mehr  in 
Uebereinstimmung  brachte,  dem  Rechte  der  Gemeinden,  ihre  Güter 
frei  zu  verwalten,  keinen  Eintrag  gethan.  Dieser  Entscheid  des 
Bundesrathes  wurde  weiter  gezogen  an  die  gesetzgebenden  Räthe^ 
aber  von  diesen  bestätigt.*) 


Fünftes  Kapitel. 


Sorge  für  die  gemeinsame  Wohlfahrt. 

§  1.   Aufhebung  der  Binnenzölle. 

Die  Eidgenossenschaft  hat,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  bloss 
den  Zweck,  die  Unabhängigkeit  der  Schweiz  und  ihrer  einzelnen 
Theile  dem  Auslande  gegenüber  zu  wahren  und  im  Innern  Ruhe  und 
Ordnung  zu  handhaben ;  sie  begnügt  sich  auch  nicht  damit,  die  den 
Schweizerbürgem  gewährleisteten  individuellen  Rechte  zu  schützen^ 
sondern  sie  hat  sich  auch  noch  die  letzte  und  schönste  Aufgabe  ge- 
stellt: die  gemeinsame  Wohlfahrt  der  Eidgenossen  zu 
befördern.  Dieser  vierte  Bundeszweck  führt  uns  wesentlich  auf 
das  Gebiet  der  materiellen  Verhältnisse ,  während  wir  bei  den  garan- 
tirten  Rechten  der  Schweizerbürger  es  mehr  mit  ideellen  Interessen 
zu  thun  hatten.  Indem  wir  es  unternehmen,  die  vielen  trefflichen, 

♦)  BuDdesbl.  1873  III.  1014-1021.  IV.  680—685.   1874  I.  196. 
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im  Interesse  der  allgemeinen  Wohlfahrt  liegenden  Einrichtungen 
darzustellen,  welche  der  neue  Bund  hervorgerufen  oder  begünstigt 
hat,  beginnen  wir  mit  der  Wegräumung  derjenigen  Schranken, 
welche  zur  Zeit,  als  die  Bundesverfassung  begründet  wurde,  dem 
freien  Verkehre  im  Innern  der  Schweiz  noch  im  Wege  standen. 
Oben  hatten  wir  es  mit  dem  Grundsatze  der  Verkehrsfreiheit,  als 
garantirtes  Recht  der  Schweizerbürger  aufgefasst,  zu  thun;  hier 
beschäftigen  wir  uns  mit  den  Anordnungen,  welche  der  Bund  im 
Interesse  der  Wohlfahrt  des  Vaterlandes  getroffen  hat,  um  diejenigen 
kantonalen  Institute  zu  beseitigen,  welche  bis  zum  Jahr  1848  die 
Lebensströmungen  des  freien  Verkehrs  hemmten. 

Schon  der  Bundesentwurf  von  1832  beabsichtigte  die  Aufhebung 
der  Binnenzölle;  er  wollte  jedoch  an  deren  Stelle  Strassen-  und 
Brückengelder  setzen,  welche  den  Kantonen  von  Waaren,  Wagen,  *" 
Reisenden  und  Vieh  nach  dem  Massstab  von  Gewicht  und  Entfer- 
nung, Zahl  und  Bespannung  und  mit  Berücksichtigung  der  Bau-  und 
Unterhaltungskosten  von  Strassen  und  Brücken  bewilligt  werden 
sollten.  Der  Entwurf  der  Tagsatzung  von  1833  hingegen  Hess  die 
bestehenden ,  von  der  Bundesbehörde  genehmigten  Zölle,  Weg-  und 
Brückengelder  in  Kraft  bestehen  und  begnügte  sich  damit,  eine  all- 
gemeine Untersuchung  anzuordnen,  um  die  Gewissheit  zu  erlangen, 
dass  in  den  Kantonen  keine  andere  als  solche  genehmigte  Gebühren 
bezogen  werden.  Diese  Revision  fand  nachher  wirklich  statt  und 
führte  zu  den  Tagsatzungsbeschlüssen  von  1840,  1841  und  1844, 
durch  welche  die  zu  Recht  bestehenden  Zölle  als  solche  anerkannt 
wurden.  In  den  anderhalb  Jahrzehnden,  welche  vom  ersten  Ver- 
suche einer  Bundesreform  bis  zur  wirklichen  Durchfuhrung  derselben 
verstrichen,  verbreitete  sich  immer  allgemeiner  die  Ueberzeugung» 
dass  die  Fesseln,  welche  die  Binnenzölle  dem  Handelsverkehre 
schlugen,  zu  beseitigen,  die  Schlagbäume,  welche  die  Kantone  von 
einander  trennten,  aufzuheben  seien  und  dass  die  Schweiz,  um  mit ' 
dem  Auslande  Handelsverträge  abschliessen  zu  können,  als  ein,  auf 
dem  Gebiete  der  Volkswirthschaft  einheitlicher  Staatskörper  dem- 
selben gegenübertreten  müsse.  Vereine  wurden  gegründet,  welche 
sich  die  endliche  Erreichung  dieses  Zieles  zur  hauptsächlichsten 
Aufgabe  setzten,  und  im  September  1847  versammelte  sich  in  Aarau 
eine,  von  IOV2  Kantonen  (Zürich,  Bern,  Glarus,  Solothum,  Basel, 
Schaffhausen ,  Appenzell  A.  Rh. ,  St.  Gallen ,  Graubünden ,  Aargau 
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und  Thurgau)  besuchte  Konferenz,  welche  den  Entwurf  eines  ZoU- 
jjfenkordates  ausarbeitete,  der  dann  bei  den  darauf  folgenden  Ver- 
handlungen über  die  Bundesrevision  als  treflfliche  Vorarbeit  benutzt 
werden  konnte.  In  der  Revisionskommission  fühlte  man  aufs  Leb- 
hafteste die  Schwierigkeiten,  welche  die  bisherigen,  auf  sehr  irra- 
tionalen Grundlagen  beruhenden  und  in  sehr  ungleichem  Verhält- 
nisse von  den  Kantonen  bezogenen  Zölle,  sowie  die  klar  vorliegende 
Nothwendigkeit  einer  ausreichenden  Entschädigung  für  dieselben 
der  Centralisation  des  Zollwesens  entgegensetzten;  indessen  liess 
man  sich  dadurch  nicht  abhalten,  nach  dem  grossen  Ziele  zu  streben, 
in  welchem  man  geradezu  eine  Lebensfrage  für  den  neuen  Bund 
erblickte. 

Nach  langen  und  verwickelten  Berathungen,  deren  nähern  Ver- 
lauf wir  hier  übergehen  wollen,  weil  er  für  die  Mehrzahl  unserer 
Leser  kein  hinlängliches  Interesse  mehr  hätte,  gelangte  die  Kom- 
mission am  Schlüsse  ihrer  Arbeit  zu  folgenden  Anträgen:  1)  Das 
Zollwesen  ist  Sache  des  Bundes.  2)  Dem  Bunde  steht  das  Recht 
zu,  die  von  der  Tagsatzung  bewilligten  oder  anerkannten  Zölle, 
Weg-  und  Brückengelder,  Kaufhaus  und  ähnliche  Gebühren  gegen 
Entschädigung  ganz  oder  theilweise  aufzuheben  und  dagegen  Ein- 
gangs-, Ausgangs-  und  Durchgangszölle  zu  beziehen,  für  deren 
Erhebung  einige  allgemeine  Grundsätze  aufgestellt  wurden.  3)  Die 
Centralisation  des  Zollwesens  soll  gleich  bei  der  ersten  Einführung 
eine  möglichst  grosse  Anzahl  von  Kantonen  umfassen.  4)  Die 
Entschädigungssumme  wird  nach  dem  Durchschnitt  des  Reinertrages 
der  Jahre  1845,  1846  und  1847  berechnet.  5)  Der  Ertrag  der 
Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangszölle  wird  folgendermassen 
verwendet :  a)  Jeder  Kanton,  dessen  Gebühren  ganz  oder  theilweise 
aufgehoben  worden  sind ,  erhält  3  Batzen  per  JCopf  der  Bevölke- 
rung, b)  Wenn  ein  Kanton  hiedurch  für  die  aufgehobenen  Ge- 
'  bühren  noch  nicht  hinlänglich  gedeckt  ist,  so  hat  er  noch  so  viel 
aus  dem  Ertrag  der  Grenzzölle  zu  beziehen ,  als  zu  seiner  voll- 
ständigen Entschädigung  erforderlich  ist.  Die  allfallige  Mehrein- 
nahme fallt  in  die  Bundeskasse,  c)  Ausser  den  nach  vorstehenden 
Bestimmungen  zu  erhebenden  Zöllen  werden  schweizerische  Gränz- 
gebühren  bezogen.  Der  Bundesgesetzgebung  bleibt  die  Festsetzung 
der  Tarife,   sowie  eine  allfallige  Vereinigung  der  (seit  1819  be- 
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stehenden)  Gränzgebühren  mit  den  neu  einzuführenden  Gi^änzzöUeii 
vorbehalten. 

Diesem  Entwürfe  der  Revisionskommission  schloss  sich  die  von 
der  Tagsatzung  für  die  materiellen  Fragen  niedergesetzte  Kom- 
mission im  Wesentlichen  an:  nur  schlug  sie  vor,  das  bestimmte 
Programm  aufzustellen,  dass  die  auf  dem  Transit  lastenden  Binnen- 
zölle jedenfalls  abzulösen  und  die  an  deren  Stelle  tretenden  Gränz- 
zöUe  mit  den  bisherigen  eidgenössischen  Gränzgebühren  zu  ver- 
schmelzen seien :  ferner  beantragte  sie  aus  Rücksicht  für  die  Kantone, 
veelche  geringe  Zölle,  aber  einen  bedeutenden  Verkehr  hatten,  4 
statt  3  Batzen  auf  den  Kopf  aus  den  Zollerträgnissen  zu  verab- 
folgen ;  endlich  wählte  sie  für  die  Ausmittlung  des  Reinertrages 
der  bisherigen  Zölle  die  5  Jahre  1842  bis  1846,  indem  sie  von 
dem  letzten  Jahre  1847  wegen  seiner  vielfachen  Abnormitäten 
(Theurung  der  Lebensmittel  und  Sperre  der  süddeutschen  Staaten 
im  Frühling,  Sonderbundskrieg  im  Spätherbst)  abzusehen  für  an- 
gemessen erachtete.  Von  der  Tagsatzung  selbst  wurden  alle  diese 
Vorschläge  der  Kommission  angenommen,  während  die  meisten  der 
von  einzelnen  Gesandtschaften  gestellten  Amendements  in  Minder- 
heit blieben.  Mehrheiten  ergaben  sich  nur  für  den  Antrag  von 
Waadt,  welcher  dem  Bunde  das  Recht  vorbehielt,  bei  ausser- 
ordentlichen Verhältnissen  vorübergehend  von  den,  für  den  Zoll- 
tarif aufgestellten  Grundsätzen  abzuweichen ,  sowie  für  denjenigen 
von  Zürich,  nach  welchem  bei  den,  zur  Amortisation  eines  Bau- 
Icapitals  bewilligten  Zöllen  der  Bezug  oder  die  Entschädigung  auf- 
hören sollte,  sobald  das  Kapital  nebst  Zinsen  gedeckt  sei.  Endlich 
wurde,  ebenfalls  auf  Zur  ich 's  Antrag,  der  Vorbehalt  angenom- 
men, dass  für  öffentliche  Werke  von  nationaler  Bedeutung  und 
ausserordentlicher  Kostspieligkeit  der  Bund  auch  in  Zukunft  noch 
Zölle,  Weg-  und  Brückengelder  bewilligen  könne.  Bei  der  zweiten 
Berathung  des  Bundesprojektes  in  der  Tagsatzung  fügten  dann 
noch  die  Redaktoren  den  Zusatz  bei,  dass  der  Bund  berechtigt  sei, 
die  bestehenden  Zollgebäude  an  der  Schweizergränze  als  Eigenthum 
oder  mieth weise  zu  übernehmen.*)  Die  betre£Penden  Artikel  der 
1848er  Bundesverfassung  lauteten  nun  folgendermassen : 

♦)  Abschied  S.  170—176,  190-214,  218—221,  252—255,  269-261. 
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Art.  23,     Das  Zollwesen  ist  Sache  des  Bundes. 

Art.  24.  Dem  Bunde  steht  das  Recht  zu,  die  von  der  Tagsatzung 
bewilligten  oder  anerkannten  Land-  und  Wasserzölle,  Weg-  und 
Brückengelder,  verbindliche  Kaufhaus-  und  andere  Gebühren  dieser 
Art,  mögen  dieselben  von  Kantonen,  Gemeinden,  Korporationen  oder 
Privaten  bezogen  werden,  gegen  Entschädigung  ganz  oder  theilweise 
aufzuheben.  Diejenigen  Zölle  und  Weggelder,  welche  auf  dem  Transit 
lasten,  sollen  jedenfalls  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft 
und  zwar  gleichzeitig  eingelöst  werden. 

Die  Eidgenossenschaft  hat  das  Recht,  an  der  schweizerischen 
Gränze  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangszölle  zu  erheben. 

Sie  ist  berechtigt,  gegenwärtig  für  das  Zollwesen  bestimmte 
Gebäulichkeiten  an  der  schweizerischen  Gränze  gegen  Entschädigung 
entweder  als  Eigenthum  oder  miethweise  zur  Benutzung  zu  über- 
nehmen, 

Art.  25.  Bei  Erhebung  der  Zölle  sollen  folgende  Grundsätze 
beachtet  werden: 

1)  Eingangsgebühren: 

a.  Die  für  die  inländische  Industrie  erforderlichen  Stoffe 
sind  im  Zolltarif  möglichst  gering  zu  taxiren. 

b.  Ebenso   die   zum    nothwendigen  Lebensbedarf  erforder- 
lichen Gegenstände. 

c.  Die  Gegenstände  des  Luxus  unterliegen  der  höchsten  Taxe. 

2)  Durchgangsgebühren,  und  in  der  Regel  auch  die  Ausgangs- 
gebühren sind  möglichst  massig  festzusetzen. 

3)  Durch  die  Zollgesetzgebung  sind  zur  Sicherung  des  Gränz- 
oder  Marktverkehrs  geeignete  Bestimmungen  zu  treffen. 

Dem  Bunde  bleibt  immerhin  das  Recht  vorbehalten,  unter  ausser- 
ordentlichen Umständen,  in  Abweichung  von  vorstehenden  Bestim- 
mungen, vorübergehend  besondere  Massnahmen  zu  treffen. 

Art.  26.  Der  Ertrag  der  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangs- 
zölle wird  folgendermassen  verwendet: 

a.  Jeder  Kanton  erhält  4  Batzen  auf  den  Kopf  nach  dem 
Masstab  der  Gesammtbevölkerung ,  welche  nach  der  Volkszählung 
von  1838  berechnet  wird.  • 

b.  Wenn  ein  Kanton  hierdurch  für  die  nach  Art.  24  aufge- 
hobenen Gebühren  nicht  hinlänglich  gedeckt  wird,  so  hat  er  noch 
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SO  viel  zu  beziehen,  als  erforderlich  ist,  um  ihn  für  dieselben  (Je- 
bühren  nach  dem  Durchschnitt  des  Reinertrages  der  fünf  Jahre, 
1842  bis  und  mit  1846,  zu  entschädigen. 

c.  Die  Mehreinnahme  fällt  in  die  Bundeskasse. 

Art.  27.  Wenn  Zölle,  Weg-  und  Brückengelder  für  Tilgung  eines 
Baukapitals  oder  eines  Theiles  desselben  bewilligt  worden  sind,  so 
hört  der  Bezug  derselben  oder  die  Entschädigung  auf,  sobald  das 
Kapital  oder  der  betreffende  Theil  nebst  Zinsen  gedeckt  ist. 

Art.  31.  Der  Bezug  der  in  Art.  29  litt,  e  bezeichneten  Gebühren 
(d.  h.  der  von  der  Tagsatzung  bewilligten  oder  anerkannten  Gebüh- 
ren, welche  der  Bund  nicht  aufgehoben  hat,  s.  oben  S.  300)  steht 
unter  der  Aufsicht  des  Bundesrathes.  Sie  dürfen  nicht  erhöht  und 
der  Bezug  derselben  darf  ohne  Genehmigung  der  Bundesversamm- 
lung, wenn  er  auf  eine  bestimmte  Zeit  beschränkt  war,  nicht  ver- 
längert werden. 

Die  Kantone  dürfen  weder  Zölle,  Weg-  noch  Brückengelder  unter 
irgend  welchem  Namen  neu  einführen.  Von  der  Bundesversammlung 
können  jedoch  auf  bestimmte  Zeit  solche  Gebühren  bewilligt  werden, 
um  die  Errichtung  öffentlicher  Werke  zu  unterstützen,  welche  im 
Sinne  des  Art.  21  von  allgemeinem  Interesse  für  den  Verkehr  sind 
und  ohne  solche  Bewilligung  nicht  zu  Stande  kommen  könnten. 
In  die  Hand  der  neuen  Bundesbehörden,  welche  die  Bundes- 
verfassung in's  Leben  einzuführen  hatten,  war  nach  dem  klaren 
Wortlaute  des  Art.  24  der  Entscheid  gelegt  über  die  wichtige  und 
folgenreiche  Frage,  ob  die  Centralisation  des  Zollwesens  in  der 
Schweiz  eine  vollständige  oder  nur  eine  theilweise  sein  sollte.  Bei 
der  Verschiedenartigkeit  der  Interessen,  welche  in  den  Kantonen  sich 
gegenüberstanden,  ist  es  begreiflich,  dass  in  der  nationalräthlichen 
Kommission,  welche  die  Frage  zuerst  zu  begutachten  hatte,  ent- 
gegengesetzte Ansichten  sich  geltend  machten.  In  dem  ungleichen 
Verhältnisse,  nach  welchem  die  Kantone  zufolge  Art.  26  entschädigt 
werden  sollten,  lag  für  diejenigen  Kantone,  welche  bis  dahin  keine 
oder  nur  geringe  ZoUeinnahroen  gehabt  hatten,  ein  gewichtiges 
Motiv,  um  die  Ansicht  aufzustellen  und  festzuhalten,  dass  nicht  alle 
Zölle,  sondern  nur  die  auf  dem  Transit  lastenden  aufgehoben  und 
ausgelöst  werden  sollten;  femer  suchten  diejenigen  Abgeordneten, 
welche  überhaupt  niedrige  Zollansätze  wünschten,  auch  die  Ent- 
schädigungssumme so  niedrig  als  möglich  zu  stellen.  Die  Mehrheit 
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stellte  sich  indessen  auf  den  Standpunkt,  es  habe  bei  der  Bundes- 
reform die  leitende  Idee  gewaltet,  durch  Verlegung  der  Zölle  an  die 
Gränze  die  schon  längst  gewünschte  Befreiung  des  innem  Verkehrs 
zur  That  und  Wahrheit  zu  machen.  Nur  die  Hauptadem  des  Ver- 
kehrs von  allen  beschränkenden  und  hemmenden  Zöllen  befreien, 
die  Nebenadem  und  Aederchen  dagegen  unterbunden  lassen,  wäre 
kein  gerechtes  System  und  leicht  könnten  sich  an  jene  Zölle  und 
Gebühren,  welche  man  den  Kantonen  belassen  möchte,  mit  der  Zeit 
wieder  andere  anhängen  und  so  den  Boden,  den  man  möglichst  be- 
freien wollte,  wieder  überwuchern.  Zudem  entstehe  die  Frage,  was 
im  Sinne  des  Art.  24  eigentlich  unter  »Transit«  zu  verstehen  sei. 
Solle  damit,  wie  auch  die  Minderheit  der  Kommission  zugebe,  nicht 
bloss  der  von  einem  auswärtigen  Staate  zum  andern  durch  die 
Schweiz  gehende  Verkehr,  sondern  auch  der  Verkehr  von  einem 
Kanton  in  einen  andern  oder  durch  einen  andern  in  einen  dritten 
bezeichnet  sein,  so  ergebe  sich  gerade  bei  dieser  Auffassung  die 
ganze  Schwierigkeit  der  Frage :  welche  Zölle  und  Gebühren  lasten, 
und  welche  lasten  nicht  auf  diesem  Verkehr,  und  wie  können  die- 
selben durch  gesetzliche  Bestimmungen  ausgeschieden  werden? 
Diese  Schwierigkeit,  ja  Unmöglichkeit  der  Ausführung,  neben  der 
allgemeinen  Idee  der  Centralisation ,  bestimmte  die  Mehrheit  der 
Kommission,  in  dieser  Frage  nicht  durch  scharf  abgegränzte  Be- 
stimmungen vorzugreifen,  sondern  der  Transaktion  und  Unterhand- 
lung offene  Bahn  zu  erhalten.  Dagegen  war  sie  mit  der  Minderheit 
darüber  einverstanden,  dass  es  Weg-  und  Brückengelder  gebe, 
welche  sich  auf  ausnahmsweise  lokale  Verhältnisse  beziehen  und 
ohne  irgend  welchen  Nachtheil  für  die  freie  Bewegung  des  Ver- 
kehrs fortbestehen  können.  Ebenso  herrschte  in  der  Kommission 
nur  eine  Ansicht  darüber,  dass  es  eine  Ungerechtigkeit  wäre, 
wenn  da,  wo  Verbrauchssteuern  mit  den  auszulösenden  Zöllen  ver- 
mischt seien,  die  ganze  Summe  der  von  solchen  Kantonen  einge- 
gebenen Zollrechnungen  als  Entschädigung  ausbezahlt  würde ;  daher 
wurde  vorgeschlagen,  es  sollen  in  den  genannten  Fällen  für  Ge- 
bühren, welche  auf  den  eignen  Verbrauch  der  betreffenden  Kantone 
fallen,  verhältnissmässige  Abzüge  gemacht  oder,  wenn  eine  Ver- 
ständigung nicht  möglich,  den  Kantonen  der  Fortbezug  gewisser 
Gebühren  bewilligt  werden.  Diesen  Ansichten  der  nation^dräthlichen 
Komission,   beziehungsweise   ihrer  Mehrheit   schlössen   sich   nach 
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längeren  Debatten  die  beiden  gesetzgebenden  Räthe  an  und  e& 
wurden  demnach  in  das  Bundesgesetz  über  das  Zollwesen 
vom  30.  Juni  1849  folgende  Bestimmungen  aufgenommen: 

»Art.  56.  Alle  im  Innern  der  Eidgenossenschaft  mit  Bewilligung 
der  Tagsatzung  bestehenden  Land-  und  Wasserzölle,  Weg-  und 
Brückengelder,  verbindHche  Kaufhaus-,  Wag-,  Geleit-  und  andere 
Gebühren  dieser  Art,  mögen  sie  von  Kantonen,  Korporationen  oder 
Privaten  bezogen  werden,  hören,  mit  Ausnahme  der  von  dem  Bundes- 
rathe  ausdrücklich  zu  bezeichnenden,  für  deren  Fortbestand  die  nach- 
trägliche Genehmigung  der  Bundesversammlung  einzuholen  ist,  vom 
Bezüge  der  neuen  Gränzzölle  an  gänzlich  auf. 

»Der  Bundesrath  hat  in  Betreff  der  Entschädigungssumme  mit 
den  Kantonen  in  Unterhandlung  zu  treten  und  mit  Berücksichti- 
gung des  Grundsatzes,  dass  bei  denjenigen  Kantonen,  wo  mit  den 
Zöllen  Verbrauchssteuern  vermischt  sind,  für  diese  Gebühren,  so- 
weit sie  auf  die  Consumtion  dieser  Kantone  fallen,  verhältniss- 
mässige  Abzüge  zu  machen  sind,  die  P^ntschädigungssumme  aus- 
zumitteln. 

»Die  diessfälligen  mit  den  Kantonen  abgeschlossenen  Verträge 
unterliegen  der  Genehmigung  der  Bundesversammlung. 

»Den  Kantonen  liegt  es  hinwieder  ob,  alle  Entschädigungen  an 
ihre  Gemeinden,  Korporationen  oder  Privaten  für  solche  Gebühren, 
die  sie  ihnen  zugestanden  hatten  und  die  dann  aufgehoben  wurden, 
zu  leisten. 

»Art.  57.  Ebenso  sind  sofort  und  ohne  Entschädigung  alle 
diejenigen  Gebühren  aufzuheben,  deren  Bezug  nie  von  der  Tag- 
satzung bewilligt  worden,  insoweit  sie  nicht  unter  den  Art.  32  der 
Bundesverfassung  (s.  unten)  fallen.*) 

Das  neue  eidgenössische  Gränzzollsystem ,  welches  durch  das 
Bundesgesetz  vom  30.  Juni  1849  eingeführt  wurde  und  bei  welchem 
man  darauf  Bedacht  nahm,  nicht  bloss  die  den  Kantonen  zu  bezah- 
lenden Entschädigungen,  sondern  auch  eine  erkleckliche  Mehr- 
einnahme zu  gewinnen,  aus  welcher  der  Bund  seine  Bedürfnisse 
bestreiten  könne,  werden  wir  in  demjenigen  Kapitel  behandeln^ 
welches  das  Finanzwesen  der  Eidgenossenschaft  darzustellen  be- 
stimmt ist.     Hier  haben  wir  bloss  noch  über  das  Resultat  der  Ver- 

♦)  Bundesbl.  1849  II.  177—195,  199—212,  219—262,  481—462. 
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handlungen  zu  berichten,  welche  der  Bundesmth  mit  denjenigen 
Kantonen  zu  pflegen  hatte,  die  eine  höhere  Entschädigung  als  die 
in  Art.  26  der  Bundesverfassung  von  1848  in  erster  Linie  aus- 
geworfenen 4  Batzen  per  Kopf  für  sich  in  Anspruch  nahmen.  Es 
gelang  den  unverdrossenen  Bemühungen  des  eidgenössischen  Han- 
dels- und  Zolldepartements,  welches  sich  der  gewandten  und  sach- 
kundigen Unterstützung  des  Hrn.  Nationalrath  Achilles  Bischoff 
von  Basel  zu  erfreuen  hatte,  mit  allen  diesen  Kantonen  Auslösungs- 
verträge abzuschliessen,  die  zu  dem  befriedigenden  Resultate  führten, 
dass  nur  wenige  innere  Zollbezüge  fortbestehen  sollten ,  während 
die  geforderten  Entschädigungssummen  (mit  Inbegi'iff  der  Kantone, 
welche  sich  mit  ihrem  Bevölkerungstreffnisse  begnügen  mussten) 
von  Fr.  2,132,920  auf  Fr.  1,700,000  alte  Währung  herabgesetzt 
wurden.  Mit  diesem  jährlich  zu  bezahlenden  Betrage  waren  nicht 
nur  die  den  Transit  beschwerenden  Zölle,  sondern  überhaupt  die 
meisten  von  der  Tagsatzung  anerkannten  Zölle  und  zollartigen 
Gebühren,  Weg-  und  Brückengelder,  verbindliche  Kaufhaus-  und 
ähnliche  Gebühren  ausgelöst.  Es  war  daher  gleich  beim  ersten 
Anlaufe  offenbar  mehr  erreicht  als  man  bei  Entwerfung  der  Bundes- 
verfassung für  möglich  und  ausführbar  gehalten  hatte.  »Die  Be- 
freiung von  einer  Unzalil  innerer  Zölle  und  Weggelder*,  sagt  der 
Bericht  der  nationalräthlichen  Kommission,  welche  die  Loskanfs- 
ver träge  zu  prüfen  hatte,  »erscheint  als  eine  der  erfreulichsten 
Errungenschaften  der  neuen  Bundeseinrichtungen  —  eine  Errungen- 
schaft, die  sowohl  in  materieller  Beziehung  als  unter  dem  höhern 
Gesichtspunkte  näherer,  eidgenössischer  Verbrüderung  und  vater- 
ländischer Zusammengehörigkeit  der  Kantone  segensreiche  Früchte 
zu  tragen  nicht  ermangeln  wird.  Mögen  die  dafür  zu  bringenden 
Opfer  nicht  schmerzen!  Ohne  solche  und  ausser  einem  gross- 
artigen Moment  nationaler  Erhebung  wäre  die  Erreichung  dieses 
Zieles  eine  reine  Unmöglichkeit  geblieben.«  Wie  ungleich  indessen 
die  Loskaufssummen  sind,  welche  die  einzelnen  Kantone  für  ihre 
der  Eidgenossenschaft  abgetretenen  Zölle  und  zollartigen  Gebühren 
beziehen,  ergibt  sich  aus  folgender  Zusammenstellung: 

1)  40  Rappen  (alte  Währung)  per  Kopf  bezogen  die  Kantone 
Zürich,  Luzern,  Schwyz,  Ob-  und  Nidwaiden,  Glarus, 
Zug,  Appenzell  Inner-  und  Ausserrhoden,  Neuenburg. 
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2)  Zwischen  40  und  50  Kappen  per  Kopf  Bern  und  Frei- 
burg. 

3)  Zwischen  50  und  60  Rappen  per  Kopf  Solothurn,  Aar- 
gau, Thurgau  und  Genf. 

4)  Zwischen  60  Rappen  und  1  Franken  per  Kopf  St.  Gallen, 
Waadt  und  Wallis. 

5)  Zwischen  1  und  2  Franken  per  Kopf  Basel-Landschaft, 
Schaffhausen  und  Tessin. 

6)  Graubünden  bezog  per  Kopf  2  Fr.  48 V2  Rp- 

7)  Uri  per  Kopf  3  Fr.  997^  Rp. 

8)  Basel -Stadt  per  Kopf  4  Fr.  11^1^  Rp., 

also  mehr  als  das  Zehnfache  der  Normal-Entschädigung! 

In  dieser  Uebersicht  sind  nicht  inbegriffen  die  mehrern  Kantonen 
gemeinschaftlich  zu  bezahlenden  Entschädigungen  für  Hauenstein- 
und  Linthzölle,  sowie  die  von  der  Eidgenossenschaft  übernom- 
menen Schneebruchkosten  über  den  Gotthard.*) 

Seit  dem  Jahr  1850  sind  von  der  Eidgenossenschaft  fernerhin 
noch  losgekauft  worden  die  Brückengelder  für  die  Nydeckbrücke 
in  Bern,  für  die  beiden  Drahtbrücken  in  Freiburg,  für  die  Draht- 
brücke zu  Aarburg,  für  mehrere  Rhonebrücken  im  Kanton  Wallis, 
für  die  grosse  Brücke  Melide-Bissone  im  Kanton  Tessin,  für  die 
Arvebrücke  bei  Carouge,  für  die  Rheinbrücken  bei  Seckingen  und 
Laufenburg,  sowie  das  Weggeld  auf  der  Strasse  zum  Bade  Leuk. 
Die  Gesammtsumme ,  welche  der  Bund  den  Kantonen  für  losge- 
kaiifte  Zölle  jährlich  zu  entrichten  hatte,  betrug  (ohne  die  von  der 
Eidgenossenschaft  übernommenen  Schneebruchkosten  am  St.  Gott- 
hard) im  Jahr   1872  Fr.  2,398,553.  06  neue  Währung.**) 

Im  Jahr  1864  ersuchte  der  Regierungsrath  des  Kantons  St. 
Gallen  um  Bewilligung  eines  Brückengeldes  auf  einer  bei  Monstein 
über  den  Rhein  zu  erbauenden  Brücke.  Die  Bewilligung  wurde 
jedoch  nicht  ertheilt,  indem  dieselbe  vom  Gesichtspunkt  des  all- 
gemeinen Interesses,  wie  es  der  Art.  31  der  Bundesverfassung  vor- 
schreibe, nicht  gerechtfertigt  erscheine.***) 

Mit  Ende  des  Jahres  1861  ist  die  Amortisation  des  Baukapitals 

♦)  Bundesbl.  1850  I.  277-309.    Amtl.  Samml.  IV.  363-367. 
**)  Amtl.  Samml.  IIL  341  flf.,  621  ff.   V.  179  ff.   VI.  542  ff.  VIII.  32, 
167  ff.,  186,  411  ff.,  458,  606  ff. 

***)  Bundesbescliluss  vom  16.  Heamonat  1864.  A.  S.  VIII.  102. 
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der  Hauenstein  Strassen  eingetreten  und  damit  die  zu  diesem 
Zwecke  bezahlte  Zollentschädigung  gemäss  Art.  27  der  Bundes- 
verfassung dahingefallen.  *) 

Die  Befreiung  von  allen  innem  Zöllen  und  zollartigen  Gebühren, 
welche  früher  wie  ein  Alp  auf  dem  Verkehre  lasteten,  wurde  als  eine 
so  grosse  Wohlthat  in  der  Schweiz  empfunden,  dass  die  Bundes- 
versammlung nicht  daran  denken  durfte,  von  derjenigen  Bestimmung 
des  Art.  3 1  Gebrauch  zu  machen ,  kraft  dessen  sie  befugt  war,  zu 
Unterstützung  von  öffentlichen  Werken,  welche  im  allgemeinen 
Interesse  liegen,  neue  Zölle  zu  bewilligen.  Sie  zog  es  vielmehr, 
wie  wir  später  sehen  werden,  vor,  derartigen  gemeinnützigen  Unter- 
nehmungen  direkte  Gelduntorstützungen  aus  der  Bundeskasse  zu 
gewähren.  Um  so  sorgfältiger  wachte  der  Bundesrath  darüber, 
dass  nicht  die  Kantone  eigenmächtiger  Weise,  zuwider  dem  Ver- 
bote des  nämlichen  Art.  31 ,  unter  irgend  welchem  Namen  neue 
Zölle  einführen.  Schon  in  den  Jahren  1850  und  1851  fand  sich  der 
Bundesrath  veranlasst,  Holzausfuhrzölle,  welche  die  Kantone 
Uri  und  Luzern  theils  oflfen,  theils  verdeckt  eingeführt  hatten, 
als  im  Widerspruche  mit  Art.  29  und  31  der  Bundesverfassung 
stehend  aufzuheben.**)  Einen  versteckten  Ausgangszoll  fanden 
die  Bundesbehörden  auch  in  einer,  im  Kanton  Wallis  eingeführ- 
ten Holzschlaggebühr,  weil  dieselbe  nicht  von  allem,  also  auch  von 
dem  zum  eigenen  Gebrauche  einer  Haushaltung  oder  einer  Gemeinde 
dienenden,  sondern  nur  von  dem  in  den  Verkauf  übergehenden 
Holze  erhoben  und  weil  überdiess  der  Bezug  dieser  auf  den  Ver- 
kehr gelegten  Abgabe  durch  Gränzbureaux  kontrolirt  wurde.  Die 
Regierung  von  Wallis  wurde  daher  eingeladen,  den  Bezug  der  Holz- 
schlagtaxe einzustellen,  und  als  sie  dann  ihr  Dekret  abänderte, 
verweigerte  der  Bundesrath  demselben  abermals  die  Genehmigung, 
weil  darin  wieder  ein  Unterschied  gemacht  war  zwischen  dem  für 
den  innem  Consum  des  Kantons  bestimmten  Holze,  welches  die 
Taxe  an  den  Bezirkseinnehmer,  und  dem  auszuführenden  Holze, 
welches  sie  an  der  Gränze  entrichten  sollte.  Der  Bundesrath  er- 
blickte in  dieser  Bestimmung  die  Absicht,  die  Besteuerung  des 
auszuführenden  Holzes   dem  Einwohner  des  Kantons   abzunehmen 


♦)  Bundesbl.  1862  IL  33. 
**)  Amtl.  Samml.  II.  28—29,  288—290. 
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und  sie  dem  fremden  Käufer  zu  überbinden.  *)  —  Schwieriger  war 
die  Frage  zu  entscheiden,  ob  nicht  auch  die  Flössordnung  fiir 
den  Kanton  Graubünden  einen  verdeckten  Zoll  enthalte.  Nach 
derselben  sollten  nämlich  die  Flössenden  nicht  bloss  jeden  Schaden, 
den  das  geflösste  Holz  an  Wuhren.  Brücken,  Wasserbauten,  Lie- 
genschaften und  Gebäuden  erweislich  verursacht,  vollständig  ersetzen, 
sondern  überdiess  noch  für  jede  Flössung  mit  Hinsicht  auf  den 
Schaden,  welcher  möglicher  Weise  erst  später  zu  Tage  tritt  und 
dann  nicht  mehr  ausgemittelt  werden  kann,  (den  sogenannten  un- 
sichtbaren Schaden)  —  den  betreffenden  Gemeinden,  Korporationen 
oder  Privaten  eine  besondere  Vergütung  leisten  nach  einem  hiefür 
aufgestellten  Tarife,  welcher  für  je  100  Stücke  Holz  je  nach  ihrer 
Länge  fixe  Gebühren  bestimmte.  Der  Bundesrath  erblickte  in 
dieser  Vergütung  einen  internen  Zollbezug,  der  als  unstatthaft  be- 
seitigt werden  müsse,  wogegen  die  Regierung  von  Graubünden  bei 
der  Bundesversammlung  beantragte,  es  möge  die  Flössordnung  als 
mit  der  Bundesverfassung  vereinbar  erklärt  werden.  Die  stände- 
räthliche  Kommission,  welche  den  Gegenstand  zuei-st  zu  prüfen 
hatte,  sprach  sich  in  ihrer  Mehrheit  für  die  Anschauungsweise 
des  Bundesrathes  aus,  die  sie  in  ihrem  Berichte  mit  schlagenden 
Gründen  unterstützte.  Indessen  erklärte  die  Bundesversammlu  g, 
dem  Antrage  der  Minderheit  Folge  gebend,  die  graubüudnerische 
Flössordnung  mit  der  Bundesverfassung  vereinbar,  gestützt  auf 
folgende  Erwägungen:  »Den  Kantonen  stehe  es  zu,  Land-  und 
Wasserstrassen  zu  erkennen  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben;  aus  den  Akten  gehe  hervor,  dass  seit  unvordenklichen 
Zeiten  bis  zum  Jahr  1838  die  Gemeinden,  d.h.  die  anstossenden 
Grundbesitzer  an  Bächen  und  Flüssen  das  Recht  hatten  und  aus- 
übten, auf  ihrem  Gebiete  die  Holzflössung  zu  gestatten  oder  zu 
verbieten;  die  revidirte  Flössordnung  vom  2.  Juli  1847  enthalte 
polizeiliche  Verfügungen,  welche  in  den  Bereich  der  Kantonal- 
behörden fallen;  sie  gewährleiste  überdiess  den  freien  Verkehr 
der  Schiffe  und  Flösse ;  die  Gebühren,  welche  auf  das  Flössen  von 
ungebundenem  Holz  gelegt  werden,  entsprechen  einerseits  einer 
Gegenleistung  für  Anspruchnahme  des  Grundeigenthums  der  An- 
stösser  an  Flössen  und  Bächen,  anderseits  einem,  wenn  auch  schwer 

♦)  A mtl.  Samml.  V.  589-590.  Bundesbl.  1857  II.  273—277,  429—439. 
1860  IL  80—81. 

Blumer,  Handbuch.    I.  33 
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zu  ermittelnden,  doch  wirklichen  Schaden,  daher  können  sie  nicht 
in  die  Kategorie  der  im  Art.  3 1  der  Bundesverfassung  untersagten 
Zollbezüge  gestellt  werden.«  *)  —  Femer  sah  sich  der  Bundesrath 
veranlasst,  den  Art.  31  der  Bundesverfassung  anzuwenden  gegen- 
über einer  Kontroigebühr  von  70  Rp.  per  Schiffsladung,  welche  die 
Regierung  von  Waadt  von  allen,  an  den  Ufern  des  Neuenburger 
See's  landenden  Schiffen  erheben  liess.  Sie  hatte  sich  nämlich,  um 
den  Schmuggel  von  geistigen  (letränken  gehörig  überwachen  zu 
können,  bewogen  gefunden,  eine  genaue  Untersuchung  aller  an- 
kommenden Schiffe  anzuordnen,  und  suchte  sich  nun  für  die  Kosten 
dieser  Untersuchung  durch  jene  Gebühr  bezahlt  zu  machen.  Der 
Bundesrath  erhob  zwar  gegen  die  Kontrolmassregel  selbst,  als  gegen 
eine  nothwendig  erscheinende  polizeiliche  Aufsicht  des  Schiffe- 
verkehrs,  keine  Einwendungen ;  dagegen  lud  er  die  Regierung  von 
Waadt  ein,  die  Kontrolgcbühr  fallen  zu  lassen,  und  die  Regierung 
entsprach  sofort  dieser  Enladung.  **) 

Bei  Anlass  der  Revisionsberathungen  von  1871/72  fielen  nun  auch 
die  Art.  23 — 27,  31  und  56  der  Bundesverfassung  von  1848  in 
neue  Behandlung. 

Nicht  allein  waren  einzelne  Bestimmungen  über  Loskauf  von 
Zöllen,  Weg-  und  Brückengeldern  obsolet  geworden,  sondern  hatte 
die  nationalräthUche  Kommission  (in  Uebereinstimmung  mit  ihr 
auch  die  Kommission  des  Ständeraths)  den  Antrag  gestellt,  die 
Kosten  des  gesammten  Militärwesens  auf  Lasten  des  Bundes  zu 
nehmen  und  dagegen  den  Ertrag  der  Zölle  und  Posten  in  die 
Bundeskasse  fallen  zu  lassen,  in  dem  Sinne,  dass  damit  auch  die 
den  Kantonen  bisher  bezahlten  Entschädigungen  für  die  losge- 
kauften Zölle,  Weg-  und  Brückengelder,  Kaufhaus-  und  andere 
Gebühren  dieser  Art  wegzufallen  hätten ;  einzig  ausgenommen  bliebe 
eine  an  die  Kantone  Uri,  Graubünden,  Tessin  und  Wallis  femer 
zu  leistende  Zollentschädigung  wegen  ihnen  obliegenden  Unterhalte 
internationaler  Alpenstrassen. 

Mit  diesem  Antrag  war  man  im  Allgemeinen  einverstan- 
den. Schon  innert  der  nationalräthlichen  Kommission,  wie  später 
im  Schoosse  der  Räthe,  erhoben  sich  jedoch  Bedenken  darüber,  ob 
nicht  die  am  30.  April  1850  zwischen  der  Eidgenossenschaft  und 

♦)  Amtl.  Samml.  IV.  872.    üllmer  S.  56-60. 
*'^)  Bundesbl.  1859  I.  358. 
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den  Kantonen  abgeschlossenen  ZolUoskaufsverträge  Privatrechte 
geschaffen  hätten,  und  somit  nicht  einseitig  durch  eine  Verfassungs- 
bestimmung, sondern  nur  durch  neues  Uebereinkommen  abgeändert 
werden  könnten. 

Die  Räthe  gingen  jedoch,  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Bundes- 
rathe,  von  der  Ansicht  aus,  dass  diesfalls  von  keinen  wohlerwor- 
benen Privatrechten  gesprochen  werden  könne,  die  fiir  alle  Zeiten 
als  absolut  verbindlich  zu  betrachten  seien.  Man  berief  sich  zur 
Begründung  dafür,  dass  der  gesetzgebenden  Behörde,  für  den  Fall 
der  Aufstellung  eines  neuen  Staatsgrundgesetzes,  die  freie  Verfugung 
vorbehalten  geblieben,  auf  den  Wortlaut  der  Formel,  mit  welcher 
seiner  Zeit  die  Bundesversammlung  jene  Verträge  genehmigt  hatte, 
also  lautend: 

»Die  Bundesversammlung  .  .  .  genehmigt  die  mit  den  Kantonen 
verabredeten  Uebereinkünfte  über  die  Zollabtretungen  und  die  da- 
herigen  Entschädigungen  in  der  Weise,  dass  die  in  Vertragsform 
stattfindende  Ausführung  der  auf  die  Zollverhältnisse  bezüglichen 
Verfassungsbestimmungen  die  rechtliche  Stellung  des  Bundes  und 
der  Kantone,  wie  diese  im  Sinn  und  Geist  der  Bundesverfassung 
liegt,  in  keiner  Weise  verändert,  und  es  ist  demnach  der  Bundes- 
rath  beauftragt,  in  solcher  Weise  die  üebereinkunft  zur  gegen- 
wärtigen Auswechslung  definitiv  ausfertigen  zu  lassen  und  die 
Ratifikation  Namens  des  Bundes  beizuschreiben.« 

Eine  authentische  Interpretation  dazu  bildet  der  Bericht  der 
Kommission  vom  15.  April  1850,  welche  die  Genehmigung  der 
Zollablösungsverträge  zu  begutachten  hatte,  imd  hiebei  erklärte: 

»Die  Kommission  stimmt  zu  dieser  Fassung,  weil  sie  dafür 
hält,  es  sei  durch  selbe  ausdrücklich  vorgebogen,  dass  nicht  in 
irgend  einer  Zukunft  aus  den  Konventionen  geschlossen  werden 
wolle,  als  wären  sie  privatrechtlicher  Natur  und  es  dürfe  selbst  im 
Falle  einer  Bundesrevision  nichts  an  den  daherigen  vertragsgemäss 
eingegangenen  Verpflichtungen  ohne  Einstimmung  der  Kontrahenten 
geändert  werden.  Darüber  darf  kein  Zweifel  bleiben ;  diese  Kon- 
ventionen ruhen  auf  der  Basis  des  Bundes;  —  ändert  diese,  so 
werden  auch  die  Ableitungen  daraus  berührt.«*) 

Auch  materiell  waren  die  Räthe  der  Ueberzeugung,  dass  dabei 

♦)  Protokoll  des  Nat-Raths  1871/72  S.  104. 

33* 
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kein  Unrecht  geschaffen  werde,  indem  nicht  allein  bei  den  an  die 
Kantone  bisher  zu  leistenden  Zollentschädigungen  die  aufiallendsten 
Ungleichheiten  bestanden  (siehe  S.  510),  sondern  der  Bund  mit  der 
Militärlast  jedenfalls  eine  weit  höhere  jährliche  Ausgabe  übernahm, 
als  ihm  aus  den  an  ihn  abzutretenden  Zoll-  und  Postentschädi- 
gungen zufliesse.*) 

Hiebei  wurde  aber  noch  eine  zweite  Frage  aufgeworfen.  Gegen- 
über der  Zollentschädigung,  welche  der  Bund  laut  den  Zoll- 
ablösungsverträgen von  1850  übernommen  hatte  den  Kantonen 
auszuzahlen,  lag  diesen  dagegen  ob,  ihrerseits  die  Gemeinden,  Kor- 
porationen und  Privaten  für  solche  Gebühren  selbst  zu  entschädigen, 
die  letztem  zugestanden,  aber  zufolge  der  Zollablösungsverträge 
aufgehoben  worden  waren. 

Solche  Entschädigungen  an  Gemeinden  u.  s.  w.  hatten  auszu- 
richten die  Kantone  Zürich,  Bern,  Luzem,  Freiburg,  Baselstadt, 
Schaflfhausen,  Innerrhoden ,  St.  Gallen ,  Aargau ,  Thurgau ,  Waadt 
und  Wallis,  und  beliefen  sich  dieselben  im  Ganzen  auf  Fr.  228,583 

75  Rp. 

Im  Nationalrath  wurde  nun  der  Antrag  gestellt,  eine  Bestim- 
mung in  die  Bundesverfassung  aufzunehmen,  die  ausdrücklich  er- 
kläre, dass  durch  die  Annahme  des  Grundsatzes,  das  Erträgniss 
der  Zölle  habe  in  die  Bundeskasse  zu  fallen,  die  Entschädigungs- 
verbindlichkeiten der  Kantone  gegenüber  den  Gemeinden,  Korpo- 
rationen und  Privaten  keine  Veränderung  erleiden. 

Hievon  wurde  jedoch  Umgang  genommen.  Die  Bundesversamm- 
lung theilte  diesfalls  offenbar  die  Anschauung  des  Bundesrathes, 
der  sich  in  seiner  Botschaft  vom  13.  Januar  1872  darüber  folgen- 
dermassen  ausgesprochen  hatte: 

»Mit  den  Gemeinden  und  Korporationen,  die  hier  als  Rekla- 
manten auftreten,  steht  der  Bund  in  durchaus  keiner  Beziehung. 
Letzterer  hat  mit  keinen  Gemeinden  oder  Korporationen  über  Los- 

♦)  Nach  approximativer  Berechnung  betrugen  laut  Botschaft  des  Bundes- 
rathes vom  4.  Juli  1873  die  jährlichen  Ausgaben  für  Uebernahme  des  Milit&r- 
Wesens  (auf  Grundlage  früherer  Gesetzgebung)  Fr.  7,534,723,  während  die  Zoll- 
entschädigung der  Kantone  auf  Fr.  2,389,000  und  die  Postentschädigung  der 
Kantone  auf  Fr.  1,200,000  per  Jahr  sich  belaufen  würden. 

Protokoll  der  am  17.  Juli  1873  ernannten  Kommission  des  National- 
rathes  S.  7  und  IG. 
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kauf  von  Zöllen  oder  Brückengeldern  unterhandelt,  hat  ihnen  also 
auch  nichts  versprochen,  noch  viel  weniger  bisher  bezahlt,  könnte 
daher  von  denselben  selbst  bei  der  Annahme  eines  privatrechtlichen 
Standpunktes  unter  keinen  Umständen  für  Zollloskaufebeträge  be- 
langt werden,  welche  ihnen  bisher  von  Kantonen  bezahlt  worden 
sind.  Die  Loskaufsverträge  mit  Gemeinden  und  Korporationen 
wurden  alle  mit  den  entsprechenden  Kantonen  abgeschlossen,  wie 
es  im  Art.  58  des  Bundesgesetzes  über  das  Zollwesen  vorgeschrieben 
ist.  Wenn  nun  die  Kantone  die  in  diesen  Verträgen  mit  ihren 
Gemeinden  und  Korporationen  bestimmten  Entschädigungssummen 
nicht  fortbezahlen  wollten,  so  ist  die  daherige  Streitfrage  zwischen 
den  beiden  Kontrahenten  zu  erledigen;  der  Bund  kann  dabei  un- 
möglich betheiligt  sein.«*) 

In  einer  andern  Richtung  erachtete  man  es  dagegen  als  Pflicht, 
den  bisherigen  Verhältnissen  gerecht  zu  werden.  Es  betraf  dies 
die  Entschädigungen,  welche  bisher  jenen  Bergkantonen  ausbezahlt 
w^urden,  denen  der  Unterhalt  internationaler  Alpenstrassen  oblag. 
Allgemein  war  man  einig,  dass  prinzipiell  diesen  Kantonen  gegen- 
über eine  Entschädigungspflicht  bestehe;  dabei  zog  man  es  vor, 
die  Fixirung  diesfallsiger  Entschädigungssummen  nicht  der  wandel- 
baren Bundesgesetzgebung  zu  überlassen,  sondern  zu  melirerer 
Sicherheit  der  betrefifenden  Kantone  in  die  Verfassung  selbst  auf- 
zunehmen. 

Laut  Botschaft  des  Bundesrathes  vom  31.  Januar  1872  fielen 
hier  die  Furka-,  Axen-  und  Oberalpstrasse,  wie  das  bündnerische 
Strassennetz  ausser  Betracht,  da  bei  den  eidgenössischen  Subsidien 
für  dieselben  in  den  bezüglichen  Bundesbeschlüssen  der  Strassen- 
unterhalt  ausdrücklich  den  betreffenden  Kantonen  überbunden  wurde. 
In  Berücksichtigung  fielen  daher  nur  die  Strassen  über  den  Sim- 
plen, den  Gotthard,  den  Splügen,  den  Bemhardin  und  den  Julier 
sammt  Maloja. 

In  Uebereinstimmung  mit  der  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
13.  Januar  1872  betrachtete  man  überdies  die  Verpflichtung  als 
fortdauernd,  dem  Linthuntemehmen,  wenigstens  bis  zur  Erstellung 
eines  hinreichenden  Linthfondes,  die  jährliche  Zollentschädigung 
von  Fr.  15,000  dauernd   zukommen  zu  lassen,   indem  man  eben 

*)  Ebenda  S.  880  und  383  unten. 
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das  Linthuntemehmen  von  jeher  als  eine  eidgenössische  gemein- 
nützige Unternehmung  betrachtet  hatte.  Laut  projektirter  Ver- 
fassungsbestimmung sollten  auch  nur  die  den  Kantonen  bisher 
bezahlten  Zollentschädigungen  weg&Uen,  was  auf  das  Linthunter- 
nehmen ,  das  eine  eigene  selbständige  Verwaltung  besitzt  unter 
Aufsicht  und  Kontrole  des  Bundes,  überhaupt  nicht  bezogen  werden 
konnte.  *) 

Die  in  den  Reyisionsberathungen  1871/72  angenommenen  Ar- 
tikel 26,  27,  28  sind  dann  auch  unverändert  als  Art.  28,  29,  30 
in  die  neue  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874  übergegangen, 
mit  der  einzigen  Aenderung,  dass  die  an  Uri  zu  leistende  jähr- 
liche Entschädigung  von  Fr.  70,000  auf  Fr.  80,000  erhöht  wurde. 
Dieselben  lauten  nun  folgendermassen : 

Art.  28.  Das  Zollwesen  ist  Sache  des  Bundes.  Derselbe  hat  das 
Recht,  Ein-  und  AmfuhrzoUe  zii  erlieben. 

Art.  29.  Bei  Erhebung  der  Zölle  sollen  folgende  Grundsätze  be- 
achtet werden: 

1.  Eingangsgebühren: 

a)  Die  für  die  inläfidische  hidusfrie  und  Landwirfhschaft 
erforderlichen  Stoffe  sind  im  Zolltarif  möglichst  gering  zu 
taxiren  ; 

b)  ebenso  die  zum  nöthigen  Lebensbedarf  erforderlichen  Gegen- 
stände; 

c)  die  Gegenstände  des  Luxus  unterliegen  den  höchsten  Taxen. 
Diese  Grundsätze  sind,  wenn  nicht  zwingende  Gründe  entgegen- 
stehen, auch  bei  Abschliessung  von  Handelsverträgen  mit  detn  Aus- 
lande  zu  befolgen. 

2.  Die  Ausgangsgebühren  sind  möglichst  massig  festzusetzen. 

3.  Durch  die  Zollgesetzgebung  sind  zur  Sicherung  des  Gränz- 
und  Marktverkehrs  geeignete  Bestimmungen  zu  treffen.  Dem  Bunde 
bleibt  immerhin  das  Recht  vorbehalten,  unter  ausserordentlichen  Um- 
ständen, in  Abweichung  von  vorstehenden  Bestimmungen,  vorOber- 
gehend  besondere  Massnahmen  zu  treffen. 

Art.  30.  Der  Ertrag  der  Zölle  fällt  in  die  Bundeskasse. 

Die  den  Kantonen  bisher  bezahlten  Entschädigungen  für  die  hs- 
gekauften  Zolle,  Weg-  und  Brückengdder ,  Kaufhaus-  und  andern 
Gebühren  dieser  Art  fallen  weg. 

*)  Ebenda  S.  880. 
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Ausnahmsweise  erhalten  die  Kantone  Uri,  Graiibütiden,  Tessin 
und  Wallis,  mit  Rücksicht  auf  ihre  itüemationalen  Alpetistrasseii, 
eine  jälirliche  Entschädiijimy,  welche,  in  WürdUjung  aller  Verhält- 
nisse, festgestellt  wird,  tcie  folgt: 

Für  Uri Fr.     80,000 

„     Grauhünden      .     .       „    200,000 
„     Tessin     ....       ,,    200,000 
„     Wallis    ....       „      50,000 
Für  Besorgung  des  Schneehnwlis  auf  dem  St.  Gotthard  erhalten 
die  Kantmie  Uri  und  Tessin  eine  jährliche  Entschädigung  von  zu- 
sammen 40,000  Franken   für  so  lange,    als  die  Strasse  über  den 
Bergpass  nicht  durch  eine  Eisenbahn  ersetzt  sein  wird. 

§  2.  Regrnlirung  der  Verbranclissteuerii. 

War  es  im  Allgemeinen  der  Eidgenossenschaft  gelungen,  niit 
den  Zöllen  und  zollartigen  Gebühren  in  den  Kantonen  gründlich 
aufzuräumen,  so  fand  doch  eine  Ausnahme  statt  in  Bezug  auf  die 
Consumogebühren,  hinsichtlich  deren  sich  die  Bundesverfassung  von 
1848,  wegen  der  grossen  Wichtigkeit,  welche  sie  für  die  Finanz- 
systeme einzelner  Kantone  (Bern,  Luzem,  Solothurn)  haben,  dazu 
bequemen  musste,  den  Fortbezug  ausdrücklich  zu  gestatten  und 
ihn  lediglich  an  gewisse  Bedingungen  zu  knüpfen.  Immerhin  war 
es  gegenüber  den  Entwürfen  von  1832  und  1833  als  ein  grosser 
Fortschritt  zu  betrachten,  dass  die  Bundesverfassung  den  Kantonen 
nicht  mehr  alle  oder  doch  mehrere  Arten  von  Verbrauchs- 
steuern, sondern  nur  noch  solche  von  geistigen  Getränken 
erlaubte. 

Der  Bundesvertrag  von  1815  hatte  die  Verbrauchssteuern  oder 
Consumogebühren  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  sondern  sich  damit 
begnügt  vorzuschreiben,  dass  keine  andern  als  die  von  der  Tag- 
satzung bewilligten  Zölle  von  den  Kantonen  erhoben  werden  dür- 
fen. Es  entspann  sich  daher,  in  Folge  des  von  Waadt  ange- 
fochtenen bernischen  Weinohmgeldes,  welches  gleich  einem  Ein- 
gangszolle an  den  Kantonsgränzen  erhoben  wird,  ein  langwieriger 
Streit  über  die  Zulässigkeit  solcher  Gebühren.  Die  Tagsatzung 
vom  Jahr  1831  zeigte  sich,  wie  wir  oben  S.  84  gesehen  haben, 
einer  ausdehnenden  Interpretation  des  Art.  11  des  Bundesvertrages, 
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insbesondere  des  darin,  wenn  auch  in  beschränkter  Weise,  aus- 
gesprochenen Grundsatzes  des  freien  Verkehres  günstig.  Ungeachtet 
der  Verwahrungen  mehrerer  Stände,  welche  für  ihre,  auf  verschieden- 
artigen Produkten  erhobenen  Consumogebühren  *)  in  die  Schranken 
traten,  fasste  eine  Mehrheit  von  12  Stimmen  einen  sehr  eingrei- 
fenden Beschluss ,  welcher  u.  A.  folgende  Bestimmungen  enthielt : 
»Es  sollen  in  keinem  Kanton  die  Landes-  und  Industrieerzeugnisse 
eines  andern  Standes  mit  höhern  Abgaben  belegt  werden  dürfen, 
als  die  des  eigenen  Landes.  Alle  gegen  diesen  Grundsatz  streiten- 
den Verfügungen,  die  in  dem  einen  oder  andern  Kanton  bestehen 
möchten,  sind  als  unzulässig  erklärt  und  sollen  aufgehoben  wer- 
den.«**) Allein  dieser  Beschluss  kam  niemals  zu  rechter  Durch- 
führung, zumal  nachher  von  Jahr  zu  Jahr  weniger  Stimmen  daran 
festhielten.  Die  Bundesrevisionskommission  von  1832  verhehlte  sich 
nicht,  dass  die  Verbrauchsteuern,  welche  in  den  meisten  Kantonen 
hauptsächlich  von  den  Erzeugnissen  anderer  Kantone  und  des  Aus- 
landes, und  zwar  an  den  Gränzen  erhoben  werden,  eine  Ausnahme 
bilden  von  dem  Grundsatze  des  freien  Verkehres,  den  die  Bundes- 
glieder sich  gegenseitig  gewährleisten;  allein  sie  konnte  den  Ver- 
such nicht  wagen,  diese  Gebühren  aufzuheben,  weil  sich  nicht 
denken  Hess,  dass  die  Kantousregierungen  mit  Einem  Male  auf 
eine  Finanzquelle  verzichten  würden,  welche  da,  wo  keine  direkten 
Abgaben  bestanden,  geradezu  als  die  wichtigste  erschien.  Auch 
die  Abschaffung  der  Gränzbureaux  fand  sie  nicht  ausführbar,  weil 
an  die  Stelle  derselben  ein  verwickeltes,  mit  gehässigen  Nach- 
forschungen im  Innern  des  Kantons  begleitetes  Verfahren  hätte 
gesetzt  werden  müssen.***)  Das  Bundesprojekt  von  1832  gestattete 
daher  Verbrauchssteuern  von  Getränken,  Lebensmitteln  und  rohen 
Landesprodukten,  jedoch  unter  folgenden  Beschränkungen:  »1)  Ihr 
Bezug  soll  ohne  alle  Hemmung  des  Transits  geschehen.  2)  Von  den 
eigenen  Erzeugnissen  des  Kantons  soll  die  gleiche  Gebühr  bezogen 
werden,  wie  von  denjenigen  anderer  Kantone.  3)  Die  Abgabe  von 
schweizerischen  Erzeugnissen  darf  drei  Viertheile  der  auf  die  aus- 
ländischen Erzeugnisse  gelegten  nicht  übersteigen.    4)  Die  Bezugs- 

*)  Graubünden  z.  B.  bezog  solche  nicht  bloss  von  geistigen  Getränken, 
sondern  auch  von  Kaffee,  Zacker,  Tabak,  feinen  Gewürzen  und  Thee. 
♦*)  Abschied  der  ordentl.  Tagsatzung  v.  J.  1831  S.  809—310. 
***)  Kommissionsbericht  v.  15.  Decbr.  1832,  amtl.  Uebersetzung,  S.  46  ff. 
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weise  bleibt  zwar  den  Kantonen  überlassen,  allein  dem  Bunde  kommt 
die  Einsicht  der  Gesetze  und  Verordnungen  über  den  Bezug  der 
Verbrauchsteuern  zu,  zur  Verhindcjrung  von  Widerhandlungen  gegen 
vorstehende  Grundsätze.«  Die  Revisionskommission  von  1848  liess 
sich,  da  die  Verhältnisse  in  der  Zwischenzeit  sich  nicht  geändert 
hatten,  im  Wesentlichen  von  den  nämlichen  Erwägungen  leiten  wie 
ihre  Vorgängerin ;  jedoch  erklärte  sie  gleich  in  der  ersten  Berathung 
einzig  die  Consumogebühren  auf  geistigen  Getränken,  welche  damals 
in  nicht  weniger  als  14  Kantonen  bezogen  wurden,  für  zulässig.  Im 
Uebrigen  stellte  sie  bloss  folgende  Beschränkungen  auf:  »a.  Beim 
Bezug  derselben  soll  der  Verkehr  so  wenig  als  möglich  gehemmt 
und  mit  keinen  andern  Gebühren  belegt  werden,  b.  Werden  die  ein- 
geführten Gegenstände  wieder  aus  dem  Kanton  ausgeführt,  so  sind 
die  bezahlten  Consumogebühren  ohne  weitere  Belästigung  zurück- 
zuerstatten, c.  Die  Gesetze  und  Verordnungen  der  Kantone  über 
den  Bezug  der  Consumogebühren  sind  der  Bundesbehörde  vor  Voll- 
ziehung derselben  zur  Gutheissung  vorzulegen,  damit  die  Nicht- 
beachtung vorstehender  Grundsätze  verhindert  werden  kann.«*) 
An  der  Tagsatzung  wurde  das  aufgestellte  Prinzip  der  Zulässigkeit 
von  Verbrauchsteuern  auf  geistigen  Getränken,  welche  in  der  Kegel 
nur  von  Kantonen,  die  selbst  nicht  Weinbau  ti*eil)en,  erhoben  werden, 
namentlich  von  den  Ständen  Zürich,  Thurgau,  Schaff  hausen 
und  Waadt,  hart  angegriffen,  jedoch  ohne  Erfolg.  Die  für  die  ma- 
teriellen Fragen  bestellte  Kommission  hatte  sich  davon  überzeugt, 
dass  die  Consumogebüliren  ohne  Beeinträchtigung  der  Kantone 
nicht  sofort  aufgehoben  und  ebenso  wenig  ohne  allzudrückende  Last 
vom  Bunde  losgekauft  werden  könnten.  Auf  ihren  Antrag  wurde 
daher  bloss  die  Beschränkung  angenommen,  dass  von  Kantonen, 
welche  bis  dahin  keine  Consumogebühren  bezogen,  solche  nicht 
neu  eingeführt  und  in  den  andern  Kantonen  die  bestehenden  nicht 
erhöht  werden  dürfen.  Fühlte  man  auch  die  Inkonsequenz,  welche 
in  dieser  Bestimmung  liegt,  so  erblickte  man  doch  darin  einen 
gewissen  Fortschritt,  indem  wenigstens  der  Erhöhung  und  Ver- 
mehrung der  Verbrauchssteuern  ein  Damm  gesetzt  wurde.  Die 
Bücksicht  auf  die  finanziellen  Interessen  der  Kantone  hatte  abge- 
halten weiter  zu  gehen.     Mussten  ja  doch  in  ähnlicher  Weise  den 

♦)  Prot,  der  Revisionskomm.  S.  106  -108,  171—172,  190—191,  198. 
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Kantonen  auch  ihre  bisherigen  Zoll-  und  Posteinnahmen,  obgleich 
sie  auf  sehr  verschiedenartigen  Grundlagen  beruhten,  für  die  Zu- 
kunft gesichert  werden!  Auf  den  Antrag  Thurgau's  beschloss 
die  Tagsatzung  femer,  dem  Entwürfe  von  1832  sich  wieder  mehr 
annähernd,  dass  Produkte  schweizerischen  Ursprunges  mit  niedri- 
gem Gebühren  als  ausländische  belegt  werden  sollen.*)  Der  Art.  32 
der  Bundesverfassung,  wie  er  damals  aus  den  Berathungen  der 
Tagsatzung  hervorgegangen,  lautete  folgendermassen : 

»Die  Kantone  sind  befugt,  ausser  den  nach  Art.  29  litt,  e  vor- 
behaltenen Berechtigungen  (den  von  der  Tagsatzung  bewilligten  oder 
anerkannten  Gebühren ,  welche  der  Bund  nicht  aufgehoben  hat)  von 
Wein  und  andern  geistigen  Getränken  Consumogebühren  zu  erheben, 
jedoch  unter  folgenden  Beschränkungen: 

»a.  Bei  dem  Bezug  derselben  soll  der  Transit  in  keiner  Weise 
belästigt  und  der  Verkehr  überhaupt  so  wenig  als  möglich  gehemmt 
und  mit  keinen  andern  Gebühren  belästigt  werden. 

»b.  Werden  die  für  den  Verbrauch  eingeführten  Gegenstände 
wieder  aus  dem  Kanton  ausgeführt,  so  sind  die  bezahlten  Consumo- 
gebühren ohne  weitere  Belästigung  zurückzuerstatten. 

»c.  Die  Erzeugnisse  schweizerischen  Ursprungs  sind  mit  nied- 
rigem Gebühren  zu  belegen  als  diejenigen  des  Auslandes. 

wd.  Consumogebühren  auf  Wein  und  andem  geistigen  Getränken 
schweizerischen  Ursprungs  dürfen  da,  wo  solche  schon  bestehen, 
nicht  erhöht,  und  in  Kantonen,  welche  noch  keine  beziehen,  nicht 
eingeführt  werden. 

»e.  Die  Gesetze  und  Verordnungen  der  Kantone  über  den  Bezug 
der  Consumogebühren  sind  der  Bundesbehörde  vor  Vollziehung 
derselben  zur  Gutheissung  vorzulegen,  damit  die  Nichtbeachtung 
vorstehender  Gmndsätze  verhindert  werden  kann.« 

Dieser  Bundesartikel  war  so  klar  und  bestimmt  gehalten,  dass 
dessen  Vollziehung  keine  besondern  Schwierigkeiten  fand.  Indessen 
ersieht  man  aus  den  Rechenschaftsberichten  des  Bundesrathes,  dass 
diese  Behörde  sowohl  bei  der  Prüfung  der  kantonalen  Gesetze  und 
Verordnungen,  als  auch  bei  den  ihr  eingehenden  Rekursfällen  sorg- 
faltig darüber  wachte,  dass  den  einzelnen  Bestimmungen  des  Ar- 
tikels genau  nachgelebt  werde.    Insbesondere  pflegte  der  Bundes- 

*)  Abschied  S.  171,  223—228,  261. 
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rath  strenge  darauf  zu  halten,  dass  keine  neuen  Consumogebühren 
auf  schweizerische  Weine  eingeführt ,  dass  der  Transit  nicht  er- 
schwert und  dass  die  besteuerten  Getränke  je  nach  ihrem  Ur- 
sprünge verschieden  behandelt  werden.  In  letzterer  Beziehung  hat 
er  die  Kantone  ei-niächtigt,  Ursprungszeugnisse  zu  verlangen,  welche 
von  den  Gemeinden,  wo  das  Getränk  gewachsen  oder  bereitet  wor- 
den ist,  auszustellen  sind.*) 

In  Folge  eines  Postulates  der  Bundesversammlung,  welches  ver- 
langte, dass  diese  Ursprungszeugnisse  in  eine,  die  Verkehrsfreiheit 
so  wenig  als  möglich  hemmende  Form  gebracht  werden  sollen, 
stellte  der  Bundesrath,  in  Anwendung  des  Art.  32,  durch  Verord- 
nung vom  29.  November  1872  ein  einheitliches  Formular  für  die- 
selben auf.  Damit  die  Ohmgeld  beziehenden  Kantone  Getränke 
schweizerischer  Herkunft  als  solche  anerkennen,  soll  neben  gehöriger 
Bezeichnung  der  Waare,  des  Verkäufers  und  des  Käufers  es  ge- 
nügen, dass  die  zuständige  Amtsstelle  des  Verkäufers  oder  Versen- 
ders bescheinige,  es  sei  das  in  dem  Zeugniss  benannte  Getränke 
nach  ihrer  Ueberzeugung  schweizerisches  Landesprodukt  und  mit 
keinen  nichtschweizerischen  Getränken  vermischt.**) 

Mit  Abschied  vom  26.  Juli  1873  hatte  der  Grosse  Rath  des 
Kantons  Graubünden  beschlossen,  dass  zur  Kelterung  eingeführte 
Trauben  mit  der  kantonalen  Konsumgebühr  für  Spirituosen  belegt 
werden  sollen.  Auf  Beschwerde  von  Einwohnern  von  Brusio  wurde 
der  Bezug  einer  Konsumsteuer  auf  Trauben  als  dem  Art.  32  der 
frühern  und  den  Art.  31  und  32  der  jetzigen  Bundesverfassung 
zuwiderlaufend  erklärt.  ***) 

Bei  den  Revisionsverhandlungen  von  1871/72  wurde  ein  neuer 
Sturmanlauf  gemacht  gegen  die  Zulässigkeit  des  Weiterbezugs  von 
Consumogebühren.  Eine  Reihe  von  Privaten,  besonders  aber  die 
Regierungen  von  Zürich,  Thurgau  und  Waadt,  hatten  sich 
beim  Bundesrath  für  Beseitigung  dieser  Gebühren  verwendete  Der 
Bundesrath  war  jedoch  der  Ansicht,  dass  diesfalls  nur  in  analoger 
Weise,  wie  seiner  Zeit  bei  Beseitigung  der  innern  Zölle  und  Weg- 
gelder, geholfen  werden  könne,  d.  h.  durch  angemessene  Entschädi- 
gung  der  Kantone.     Da   letzteres  jedoch   bedeutende   finanzielle 

♦)  Ullmer  S.  61—63. 
♦*)  Amtl.  Samml.  X.  1066—1068. 
***)  Geschäftsbericht  des  Bondearathes  pro  1874  S.  163. 
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Opfer  des  Bundes  erfordert  hätte,  so  betrachtete  er  diese  Frage, 
wegen  vorerst  anzubahnenden  Verhandlungen  mit  den  Kantonen, 
noch  nicht  als  spruchreif.  Die  gleiche  Ansicht  theilte  die  na- 
tionalräthliche  Revisionskommission ,  welche  darum  beantragte, 
auf  eine  Revision  des  Art.  32  nicht  einzutreten.  Schon  bei  den 
Verhandlungen  des  Nationalrathes  stiess  jedoch  dieser  Antrag 
auf  heftige  Opposition.  Es  wurde  hervorgehoben ,  dass  man 
schon  im  Jahr  1848  die  Gestattung  der  Ohmgelder  als  einen 
Einbruch  in  den  durch  die  Bundesverfassung  aufgestellten 
Grundsatz  des  freien  Verkehrs  betrachtet  habe,  indem  sonst  nicht 
den  Kantonen  die  Einführung  neuer  Consumogebühren  und  die 
Erhöhung  schon  bestehender  hätte  untersagt  werden  können.  Man 
habe  damals  die  Ohmgelder  wesentlich  aus  politischen  Rücksichten 
beibehalten,  um  der  1848er  Verfassung  den  Eingang  zu  erleichtem. 
Nach  Verfluss  von  20  Jahren  lasse  es  sich  nunmehr,  nachdem  der 
Bund  auf  der  Basis  des  neuen  Grundgesetzes  konsolidirt,  nicht 
mehr  rechtfertigen,  den  Fortbezug  von  Gebühren  zu  bewilligen, 
welche  den  Verkehr  von  Kanton  zu  Kanton  belasten,  ihrem  Wesen 
nach  dem  Zolle  gleichkommen  und  das  Prinzip  der  Gleichstellung 
der  Schweizerbürger  verletze,  indem  Art.  32  den  einen  Kantonen 
gestatte,  was  er  den  andern  verbiete. 

Dabei  drehte  sich  die  Diskussion  noch  um  eine  zweite  Haupt- 
frage, ob  für  den  Fall  der  Aufhebung  der  Ohmgelder  solches  un- 
entgeltlich zu  gesehen  habe,  oder  der  Bund,  in  Uebereiustimmung 
mit  dem  bei  den  Zöllen  eingeschlagenen  Verfahren,  zur  Auslösung 
pflichtig  sei.  In  dieser  Richtung  hatte  in  eventueller  Abstimmung  die 
Mehrheit  des  Nationalrathes  sich  für  unentgeltliche  Aufhebung  so- 
wohl der  Consumogebühren  wie  des  auf  gleiche  Linie  zu  stellenden 
Octroi's  ausgesprochen.  *)  Es  mag  die  Erwägung  durchgeschlagen 
haben,  dass  man  doch  nicht  wohl  den  Kantonen,  denen  verboten 
war  Ohmgelder  einzuführen,  zumuthen  könne,  die  Ohmgeldskantone 
dafür  noch  besonders  zu  entschädigen,  dass  selbe  nunmehr  auf 
gleiche  Linie  mit  ihnen  gestellt  werden  sollten.  Ebenso  schien  es 
von  einem  andern  Gesichtspunkte  sich  nicht  zu  rechtfertigen,  die 
Ohmgeldseinnahmejjeines  Kantons,  die  dieser  auf  seiner  Bevölkerung 
wenn  auch  an  der  Gränze  erhoben,  nunmehr  von  der  Bevölkerung 

*)  Revisionsverhandlungen  des  Nationalrathes  1871/72,  S.  144. 
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der  ganzen  Schweiz  durch  eine  Auslösungssumme  demselben  blei- 
bend vergüten  zu  lassen. 

Was  die  Höhe  der  von  den  Kantonen  bisher  bezogenen  Sum- 
men betriflFb,  so  mag  folgende  Zusammenstellung  solches  veran- 
schaulichen. 


Zimnmnefistdlimg  des  Ertrags  der  kantonalen  Coiwimogehühren 

oder  Ohmjdder  von  1860—1869.*) 


Bern 

Total  in  10  Jahren. 

Fr.  10,248,489.04 

Durchschnitt  per  Jahr 

Fr.  1,024,848.90 

Trifft  im  Jahr 
per  Kopf 

Fr.    2.  20 

Luzem 

)) 

1,792,327.09 

n 

179,232.71 

»      1.38 

Uri 

» 

242,991.20 

)) 

24,299.12 

»      1.65 

Schwyz 

» 

127,689.82 

» 

12,786.92 

»   — .  28 

Obwalden 

)) 

113,197.49 

» 

11,319.75 

»    —.87 

üfidwalden 

)) 

89,439.  23 

» 

8,943.92 

»    —.67 

Glarus 

» 

266,040.  30 

» 

26,604.  03 

»    —.80 

Zug 

» 

106,593.  39 

)) 

10,659.  34 

»    — .  55 

Freiburg 

» 

2,073,633.  57 

)> 

207,363.  36 

)>      1.97 

Solothum 

D 

2,209,850.  32 

y» 

220,985. 03 

»      3.20 

Baselstadt 

» 

466.986.  46 

0 

» 

46,698.  64 

))      1.  15 

Basel-Landschaft 

» 

282,659.05 

» 

28,269.  50 

»    — .  55 

Graubünden 

» 

931,596.  30 

» 

93,159.63 

»      1.03 

Aargau 

» 

838,075.  70 

)> 

83,802.  57 

»    — .  43 

Tessin 

)) 

1,796,103.  10 

» 

179,610.30 

»      1.55 

Waadt. 

TD 

1,175,897.53 

D 

117,589.75 

»    — .  55 

Wallis 

)) 

91,189.33 

D 

9,118.93 

»    —.10 

Fr.  22,852,744.  92     Fr.  2,285,274.  40 
Genf :  städtisches  Octroi  in  Genf  und 

Carouge  im  Jahr  1869  Fr.     577,694.53     Fr.    6.96 

Fr.  2,862,968.  93**) 

*)  Protokoll  der  nationalr.  Kommission  1871,  S.  84 — 86. 
**)  Seit  dem  Jahr  1869  sind  die  Ohmgeldseinnahmen  bedeutend  gestiegen^ 
ohne  dass  die  betreffenden  Tarife  erhöht  worden  wären.  So  bezog  im  Jahr  1875 
z.  B.  der  Kanton  Bern  an  Ohrageldern  Fr.  1,797,200.  69,  der  Kanton  Freiburg 
Fr.  366,099.  41  und  der  Kanton  Waadt  Fr.  312,872.  94. 
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Trotzdem  dass  auch  Vertreter  vou  Ohmgeldskantonen  für  kon- 
sequente Aufrechthaltung  der  Grundsätze  des  freien  Verkehrs  auf- 
traten, wie  z.B.  Delarageaz  (Waadt),  welcher  beantragte,  es 
seien  die  von  den  Kantonen  auf  Wein  und  andern  geistigen  Ge- 
tränken schweizerischen  Ursprungs  bezogenen  Eingangsgebühren 
auf  dem  Wege  des  Erlöschens  während  10  Jahren,  und  zwar  jähr- 
lich zu  Viot  aufzuheben,  —  beschloss  gleichwohl  anfanglich  der 
Nationalrath,  in  Uebereinstimmung  mit  seiner  Kommission,  wesent- 
lich mit  Rücksicht  auf  die  finanziellen  Interessen  der  betheiligten 
Kantone,   auf  eine  Abschaffung  der  Ohmgelder   nicht  einzutreten. 

Im  Ständerath  wurde  jedoch  die  gleiche  Diskussion  wieder  auf- 
genommen. Trotzdem  dieser  Rath  direkt  die  Stände  zu  vertreten 
hat  und  obgleich  es  die  Mehrheit  der  Kantone  war,  die  Ohmgelder 
bezogen  hatten,  beschloss  der  Ständerath  gleichwohl,  auch  den 
Art.  32  in  Revision  zu  ziehen,  in  dem  Sinne,  dass  alle  EingJings- 
gebühren,  welche  dermalen  von  den  Kantonen  erhoben  werden, 
sowie  ähnliche  von  einzelnen  Gemeinden  erhobene  Gebühren,  nach 
Ablauf  einer  Frist  von  15  Jahren  unentgeltlich  dahin  fallen  sollen. 
Es  führte  zu  diesem  Beschlüsse  die  Anschauung,  dass  die  im  Ohm- 
geld liegende  Beschränkung  des  Verkehrs  mit  dem  durch  die  Ver- 
fassung garantirten  Prinzip  der  Freiheit  von  Handel  und  Gewerbe 
im  Widerspruch  stehe,  und  dass  der  Wegfall  solcher  Beschränkung 
unentgeltlich  zu  geschehen  habe,  weil  es  ein  Unrecht  gegen  jene 
Kantone  enthielte,  welche  bisher  keine  Ohmgelder  bezogen,  wenn 
der  Bund  mit  daheriger  Auslösung  belastet  würde. 

Man  betrachtete  es  aber  zugleich,  wie  schon  in  den  frühem 
Verhandlungen  des  Nationalraths  darauf  aufmerksam  gemacht  wor- 
den ,  als  einen  Akt-  der  Gerechtigkeit  gegen  die  Ohmgeldkantone, 
diesen  die  Möglichkeit  zu  verschaffen,  den  durch  Entzug  der  Ohm- 
gelder sehr  erheblichen  Ausfall  in  ihren  Einnahmen  anderweitig 
decken  und  zu  diesem  Zwecke  ihr  Finanzsystem  ohne  Ueberstürzung, 
die  für  den  Staatshaushalt  höchst  schädlich  hätte  sein  müssen, 
ändern  zu  können. 

Auch  der  Nationalrath  trat  nun  dem  Beschlüsse  des  Stände- 
rathes  bei,  verlängerte  jedoch  wohl  mit  Rücksicht  darauf,  dass  das 
dermalige  Revisionswerk  wie  dasjenige  von  1848  auf  wechselseiti- 
gem Entgegenkommen  beruhe,  den  Termin  zum  Wegfall  der  Ohm- 
gelder auf   20  Jahre.     Bezüglich  Ausdehnung  jener  Bestimmung 
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auf  das  Octroi  (das  noch  in  den  Kantonen  Tessin  und  Genf  be- 
zogen wurde  und  welches  zu  den  in  Art.  31  der  Bundesverfassung 
vorbehaltenen  Gebühren  gehörte)  wurde  im  Laufe  der  Diskussion 
noch  besonders  betont,  dass  auch  die  Barriere,  die  eine  Gemeinde 
durch  die  Vorschrift  des  Octroi  aufrichten  wolle,  mit  den  freihänd- 
lerischen Grundsätzen  der  Schweiz  nicht  harmonire  xmd  daher  mit 
dem  Ohmgeld  zu  verschwinden  habe.  Der  Bundesrath  war  bisher 
von  gleicher  Anschauung  ausgegangen;  seit  1848  war  überhaupt 
keine  neue  Bewilligung  von  Octroigebühren  mehr  vorgekommen 
und  als  die  Gemeinden  Locle  und  La  Chauxdefonds,  gedrängt  durch 
damalige  Eisenbahnschwierigkeiten,  im  Jahr  1867  um  solche  Be- 
willigung eingekommen  waren,  wurde  solches  vom  Bundesrath  positiv 
verweigert. 

Dagegen  tauchte  noch  eine  andere  Frage  auf ;  sollte  das  Verbot 
des  Bezugs  von  Gonsumogebühren  nur  von  Kanton  zu  Kanton  seine 
Geltung  haben,  oder  sollte  auch  dem  Auslande  gegenüber  der  Be- 
zug von  Ohmgeldern  verboten  sein?  Mau  war  nun  einverstanden, 
dass  einen  derartigen  Unterschied  zu  machen  unstatthaft  sei,  indem 
ein  Einbruch  in  das  eidgenössische  Zollsystem  darin  liegen  würde, 
wenn  neben  den  eidgenössischen  Zöllen  von  einzelnen  Kantonen 
durch  Bezug  von  Ohmgeldern  auch  noch  kantonale  Zölle  erhoben 
werden  könnten.  Mit  dem  Wegfallen  des  Ohmgeldes  fällt  dasselbe 
somit  ganz  weg,  betreffe  es  Weine  schweizerischen  oder  ausländi- 
schen Ursprungs. 

Die  beiden  Räthe  vereinigten  sich  1872  schliesslich  darauf,  es 
hätten  die  Ohmgelder  und  ähnlichen  Gebühren  nach  Ablauf  von 
20  Jahren  unentgeltlich  dahin  zu  fallen. 

Bei  der  ßevisionsberathung  von  1873  hielten  die  Räthe  an 
ihren  diesfallsigen  Beschlüssen  fest,  mit  einziger  Abänderung,  dass 
der  Termin  des  Wegfalls  zufolge  Vorschlag  des  Ständerathes  auf 
das  Jahr  1890  fixirt  wurde. 

Die  daherige  Bestimmung  der  Bundesverfassung  vom  29.  Mai 
1874  lautet  nun  dahin: 

Art.  32.  Die  Kmüone  sind  befugt,  die  im  Art.  31  litt,  a  erwähn- 
ten  Einyangsgehühren  von  Wein  ufid  andern  geistigen  Getränken 
unter  folgenden  Beschränkungen  zu  erheben: 

a.  Bei  dem  Bezug  derselben  soll  der  Tramit  in   keiner  Weise 
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Mästifß  upkl  der  Verkehr  überhaupt  so  iceniif  als  möglich  ge- 
hemmt und  mit  keinen  andern  Gehuhren  beiefft  tcerden; 
h.  werden  die  für  den  Verbrauch  eingeführten  Gegenstände  wieder 
aus  den  Kantonen  ausgeführt,  so  sind  die  be^ahlteti  Eingangs- 
gebühren  ohne  weitere  Belästigung  zurückzuerstatten; 

c.  die  Erzeugnisse  schweizerischen  Ursprungs  sipid  mit  niedrigem 
Gebühren  zu  bdegeti  als  diejenigen  des  Audatules; 

d.  Eingangsgebühren  ton  Wein  und  andern  geistigen  Getränken 
schweizerischen  Ursprungs  dürfen  da,  wo  solche  schon  besteheti, 
nicht  erhöht,  utul  in  Katitofteti,  wdche  noch  keine  beziehen, 
nicht  eingeführt  werden; 

e.  die  Gesetze  und  Verordnungen  der  Kantone  über  den  Be-zug 
der  Eingangsgebühren  sind  der  Bundesbehörde  vor  Vollziehung 
derselben  zur  Gutheissung  vorzulegen,  damit  die  Nichtbeachtung 
vorstehender  Grundsätze  verhindert  tcerden  kann. 

Mit  Abhuf  des  Jahres  1890  sollen  alle  Eingangsgebühren,  wdche 
dernuden  von  den  Kantonen  erhoben  werden,  sowie  änhiiche,  von 
einzelnen  Gemeindet  bezogene  Gebühren  ohne  Enischädig^mg  dahin 
fallen. 

§  3.   Abschafltang  der  Transportvorrechte. 

Der  Bundesentwurf  der  Revisionskommission  von  1848  enthielt 
noch  keine  auf  diesen  Gegenstand  bezügliche  Bestimmung.  Erst 
bei  der  Berathung  desselben  in  der  Tagsatzung  wurde  von  der 
Gesandtschaft  von  Luzern  auf  den  Uebelstand  hingewiesen,  dass 
in  manchen  Kantonen  der  Transport  von  Waaren  zu  Wasser  und 
zu  Land  gewissen  Korporationen  oder  Gemeinden  in  Form  eines 
Privilegiums  ausschliesslich  zugestanden  sei.  So  z.  B.  könnten 
luzernische  Schiffe  im  Kanton  Uri  keine  Rückladung  weder  an 
Personen  noch  an  Waaren  aufnehmen,  weil  dieser  Kanton  das 
Recht  hiezu  ausschliesslich  einer  SchiflFergesellschaft  eingeräumt 
habe.  Durch  solche  engherzige  Beschränkungen  entständen  Rei- 
bungen zwischen  den  Kantonen,  und  es  liege  im  Interesse  des 
freien  Verkehrs,  welcher  als  Norm  aufgestellt  sei,  dass  in  die 
Bundesverfassung  eine  Bestimmung  aufgenommen  werde,  die  solche 
Abnormitäten  für  die  Zukunft  unmöglich  mache.  Obgleich  nun 
die  Gesandtschaften  der  Urkantone  die  wohlerworbenen  Rechte  der 
betreffenden   Gesellschaften    verwahrten ,    welche    Gegenstand   des 
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privatrechtlichen  Verkehres  geworden  seien  und  nur  gegen  volle  Ent- 
schädigung aufgehoben  werden  könnten,  so  stellte  die  Tagsatzung 
doch  mit  14  Stimmen  den  Grundsatz  auf:  Für  den  Transport  von 
Personen  und  Waaren  zu  Wasser  und  zu  Land  solle,  unter  Vor- 
behalt des  Postregals,  den  Angehörigen  aller  Kantone  freie  Kon- 
kurrenz gewährleistet  sein.  Bei  der  zweiten  Berathung  der  Tag- 
satzung legten  dann  die  Redaktoren  einen  neuen  Artikel  vor, 
durch  welchen  alle  Transportvorrechte  abgeschafft,  allfällige  Ent- 
schädigungen für  erworbene  Privatrechte  aber  den  betreflfenden 
Kantonen  überbunden  wurden.  Die  Bemerkungen,  welche  nament- 
lich gegen  die  letztere  Bestimmung  von  mehreren  Gesandtschaften 
gemacht  wurden,  veranlassten  eine  Rückweisung  des  Artikels  an 
die  Redaktoren,  welche  dann,  gestützt  darauf,  dass  das  Detail  der 
fraglichen  Verhältnisse  noch  genauerer  Untersuchung  bedürfe,  die 
Abschaffung  der  Transportvorrechte  der  Bundesgesetzgebung  zu 
überlassen  vorschlugen.  Dieser  Antrag  wurde  angenommen,  jedoch 
die  vorgelegte  Redaktion  nach  den  Anträgen  von  St.  Gallen  und 
F  r  e  i  b  u  r  g  einigermassen  modifizirt.  *)  Demnach  lautete  der  Art.  30 
der  Bundesverfassung  von  1848  folgendermassen : 

»Der  Bundesgesetzgebung  bleibt  vorbehalten,  hinsichtlich  der 
Abschaffung  bestehender  Vorrechte  in  Bezug  auf  Transport  von 
Personen  und  Waaren  jeder  Art,  zwischen  den  Kantonen  und  im 
Innern  derselben,  auf  dem  Wasser  und  auf  dem  Lande,  die  nöthigen 
Verfügungen  zu  treffen,  so  weit  die  Eidgenossenschaft  hiebei  ein 
Interesse  hat.a 

Die  erste  Anwendung  dieses  Artikels  geschah  in  derjenigen  An- 
gelegenheit, welche  die  Aufnahme  desselben  in  die  Bundesverfassung 
veranlasst  hatte,  indem  die  Wasserstrasse  von  Luzern 
nach  Flüelen  frei  erklärt  wurde.  Die  Regierung  von  Luzem 
hatte  sich  beim  Bundesrathe  beschwert,  dass  im  Gebiete  des  Kan- 
tons Uri  und  unter  dem  Schutze  der  dortigen  Regierung  zwei 
Schiffergesellschaften  Vorrechte  ausüben,  welche  die  Freiheit  des 
Verkehrs  in  hohem  Masse  beschränken,  so  dass  die  luzernische 
Dampfschifffahrtgesellschaft  nur  gegen  einen  bedeutenden  jährlichen 
Tribut  an  jene  Schiffergesellschaften  das  Abfahrtsrecht  von  den 
umer'schen  Seegestaden  habe  erwirken  können.     Besonders  nach- 

*)  Abschied  S.  215—217,  256—259. 

Blamer   Handbach.    I.  34 


530  ^^P-  ^-   Sorge  für  die  gemeinsame  Wohlfahrt. 

theilig  seien  die  Folgen  dieses  abnormen  Verhältnisses  in  neuerer 
Zeit  erschienen,  als  eine  zweite  DampfschiflFgesellschaft  das  aus- 
schliessliche Abfahrtsrecht  an  sich  gebracht  und  dadurch  die  altem 
Dampfschiffe  von  der  Konkurrenz  an  den  Uniergestaden  auszu- 
schliessen  gedroht  habe.  Als  alle  Mittel,  die  Regierung  von  Uri 
zur  Anerkennung  der  freien  Schiflfahrt  zu  bewegen,  fruchtlos  ge- 
blieben, habe  die  Regierung  von  Luzern  sich  endlich  genöthigt 
gesehen  Repressalien  zu  ergreifen,  indem  sie  den  urner'schen 
Schiffergesellschaften  und  der  mit  ihrem  Vorrechte  versehenen 
Dampfschiffgesellschaft ,  letzterer  jedoch  mit  Ausnahme  von  Post- 
reisenden und  Postgegenständen,  das  Abfahren  von  Personen  und 
Waareu  ab  den  luzernischen  Gestaden  untersagte.  Gegen  diese 
von  Luzern  ergriffenen  Repressalien  lag  auch  eine  Beschwerde 
zweier  Handelshäuser  von  Basel  vor,  welche  dem  Bundesrathe  ein- 
gegangen war.  Letzterer  erachtete  es  nun  für  angemessen ,  den 
Art.  30  einstweilen,  bis  eine  genauere  Würdigung  der  Einzelnheiten 
möglich  sei,  bloss  auf  solche  Vorrechte  anzuwenden,  welche  den 
allgemeinen,  kommerziellen  Verkehr  und  namentlich  den  Transit 
belästigen ;  er  abstrahirte  daher  für  einmal  von  Aufhebung  der 
Vorrechte  auf  demjenigen  Thcile  des  Vierwaldstättei-see's ,  welcher 
sich  nach  Alpuach  und  Küssnach  hineinzieht,  und  beschränkte  sich 
darauf,  der  Bundesversammlung  die  Befreiung  der  Hauptwasser- 
strasse Luzern-Flüelen  von  allen  Schifffahrtsprivilegien  vorzuschla- 
gen. Der  Bundesrath  ging  dabei  von  der  Ansicht  aus,  dass  den 
dortigen  Schiffergesellschaften  keine  Entschädigung  für  den  Verlust 
ihrer  Vorrechte  zu  bezahlen  sei,  weil  letztere  keinen  privatrecht- 
lichen Charakter  haben.  Aus  den  von  Uri  eingesandten  Akten  ergab 
sicli  nämlich,  dass  der  Ursprung  des  Rechtes  lediglich  auf  einer 
Verordnung  oder  Konzession  der  Obrigkeit  beruhte,  dass  dabei 
wesentlich  auch  die  polizeiliche  Rücksicht  auf  Sicherung  der  Schiff- 
fahrt mitwirkte,  dass  die  Gesellschaft  bei  Aenderung  ihrer  Statuten 
die  Genehmigung  der  Regierung  einholen  musste.  dass  letztere  das 
Minimum  der  Gesellschaftsmitglicder  bestimmte  und  dadurch  das 
Recht  selbst  in  seiner  materiellen  Wirkung  gänzlich  von  sich  ab- 
hängig machte,  dass  endlich  durch  administrative  Verordnung  zwei 
bisherige  Schifffahrtsgesellschaften  in  Eine  vereinigt  wurden  unter 
dem  Namen  der  Theil fahrenden  und  diese  mit  Vorbehalt  der  Rechte 
des   grossen  Marktschiffes   das   ausschliessliche   Transportrecht  er 
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hielt.  Demnach  erschienen  die  sog.  Schifffahrtsrechte  nur  als  der 
Ausdruck  und  die  Wirkung  der  auf  obrigkeitlichen  Verordnungen 
beruhenden  Eegulirung  des  Schiffergewerbs ,  gleichwie  in  vielen 
Staaten  einzelne  Gewerbe  und  Berufsarten  auf  ähnliche  Weise  be- 
schränkt sind.  Aehnlich  wie  mit  der  theilfahrenden  Gesellschaft 
verhielt  es  sich  mit  derjenigen  des  sog.  Uri-Xauens,  sowie  mit  den 
Schifffahrtsgesellschaften  in  Brunnen  und  Gersau,  Kts.  Schwyz. 
Auf  den  Antrag  des  Bundesrathes  verordnete  daher  die  Bundes- 
versammlung den  22.  Mai  1849  Folgendes:  »1)  Die  in  Flüelen, 
Brunnen,  Gersau  und  Luzern  bestehenden  Beschränkungen  der 
freien  Schifffahrt  sind  aufgehoben.  2)  Unter  Vorbehalt  der  Ver- 
ordnungen, welche  die  Sicherheitspolizei  erfordert  (Art.  29  der 
Bundesverfassung),  darf  Jedermann  in  den  an  der  W^asserstrasse 
von  Luzern  nach  Flüelen  gelegenen  Ortschaften  (Luzern,  Weggis, 
Gersau,  Beckonried,  Brunnen  und  Flüelen)  Personen  und  Waaren 
aller  Art  frei  und  ungehindert  aufnehmen  und  absetzen.«  *) 

Bei  der  Berathung  dieses  Bundesgesetzes  stellte  ein  Abgeord- 
neter von  Tessin  im  Nationalrathe  die  Motion,  dass  auch  die  Vor- 
rechte füi'  den  Landtransport,  welche  unter  dem  Namen  »Kutscher- 
theil«  noch  im  Kanton  ü  r  i  bestehen,  aufzuheben  seien,  und  bald 
darauf  gingen  dem  Bundesrathe  Beschwerden  aus  dem  Ursernthaie 
ein,  welche  das  Nämliche  verlangten.  Die  Regierung  von  Uri  er- 
liess  nun  zwar  unterm  22.  August  1849  eine  neue  Verordnung 
über  diesen  Gegenstand ;  allein  es  wurde  durch  dieselbe  wieder  eine 
privilegirte  Kutschergesellschaft  aufgestellt,  in  welche  Kantons- 
bürger und  niedergelassene  Schweizer  allein  aufgenommen  wurden 
und  der  man  angehören  musste,  um  Reisende  von  Flüelen  auf- 
wärts fuhren  zu  dürfen.  Sodann  beschränkte  die  Verordnung  die 
Führung  von  Reisenden  auf  den  Weg  bergaufwärts  und  verbot  die 
Rücknahme  von  Retouren  von  Ursern  abwärts,  ausgenommen  wenn 
Eidgenossen  sich  zur  Retour  meldeten  oder  die  hinaufgefülirten 
Reisenden  selbst  innerhalb  24  Stunden  zurückkehren  wollten. 
Fremde  Lohnkutscher  sollten  für  die  Berechtigung,  Reisende  auf 
der  Gotthardstrasse  befördern  zu  dürfen,  eine  Abgabe  von  2  Fr. 
für  jedes  Pferd  der  Gesellschaft  bezahlen ;  Schweizerkutscher  wurden 
von  dieser  Taxe  unter  der  Bedingung  befreit,  dass  in  ihrem  Hei- 

*)  Amtl.  Samml.  I.  178-179.     Bundesbl.  1849  I.  455-474. 
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matkanton  Urnerkutscher  ebenfalls  mit  keiner  Abgabe  belastet 
werden.  In  einer  nachträglichen  Verordnung  vom  10.  Juni  1850 
gab  zwar  die  Regierung  zu,  dass  jeder  Schweizerbürger  in  den 
»Kutschertheil«  eintreten  könne ;  allein  der  Bundesrath  fand  darin 
ein  werthloses  Zugeständniss ,  weil  Niemand  sich  den  Verpflich- 
tungen einer  derartigen  Zunfbgesellschaft  unterwerfen  würde,  um 
vielleicht  zwei  oder  drei  Male  durch  den  Kanton  zu  fahren.  Indem 
somit  der  Bundesrath  die  Aufhebung  des  Kutschertheils  beantragte, 
bemerkte  er  am  Schlüsse  seiner  Botschaft  einfach:  »Entschädi- 
gungen an  Betheiligte  sind  hier  nicht  gedenkbar,  denn  erstens 
hindert  Niemand  die  jetzigen  Kutscher,  nach  wie  vor  die  Fahrten 
zu  machen  und  ihr  Material  wie  ihre  Pferde  bestens  zu  benutzen, 
und  zweitens  beruht  die  ganze  Berechtigung  auf  einer  einfachen 
wiederholt  durch  die  Regierung  abgeänderten  Konzession  und 
keineswegs  auf  einem  civilrechtlichen  Verhältnisse.«  Die  Bundes- 
versammlung stimmte  auch  hier  durch  Dekret  vom  18.  Dezember 
1850  dem  Antrage  des  Bundesrathes  bei.*) 

In  Graubünden  bestanden  bis  zum  Jahr  1861  unter  dem 
Namen  »Portensrechtec  Privilegien  gewisser  Korporationen 
an  dem  Transporte  der  sogenannten  Kaufmanns waaren  auf  den 
grossen  Verkehrsstrassen  jiber  den  Splügen  und  Bernhardin,  über 
den  Julier,  über  den  Bernina  und  über  die  Maloja.  Für  den  Trans- 
port von  Getreide  und  Salz  bestand  ein  ähnliches  Vorrecht  auf 
der  Strasse  Chur-Maienfeld.  Diese  Strassenstrecken  theilten  sich 
in  verschiedene  » Porten «  (Stationen;,  die  sich  gegenseitig  be- 
schränkten und  von  denen  jede  auf  ihrem  Gebiete,  unabhängig 
von  den  andern,  ihr  Recht  übte.  In  jeder  Port  bestanden  Susten, 
in  denen  die  zu  befördernden  Waaren  bis  zum  Weitertransport 
eingelegt  wurden.  Zur  Deckung  der  dadurch  entstehenden  Kosten 
wurden  gewisse  Prozente  von  den  transitirenden  Waaren  erhoben. 
Später  wurden  indessen  durch  die  Einführung  der  sogen.  Streck- 
fuhren die  80  umständlichen  und  hemmenden  Zwischenporten  unter- 
driickt  und  die  Wagen,  die  z.  B.  in  Chur  beladen  wurden,  konnten 
nun  ungehindert  bis  nach  Cleven  fahren.  Auf  diese  Weise  wurden 
die  einzelnen  Porten  jeder  Linie  faktisch  in  eine  grosse  Innung 
verschmolzen,  deren   Fuhrleute  gleichmässig  für  die  ganze  Linie 

*)  Amtl.  Samml.  IL  165.    Bandesbl.  1850  HI.  520-531. 
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konkurrirten,  ohne  dass  indessen  dadurch  auch  das  Portens  recht 
selbst  in  seiner  Substanz  geändert  worden  wäre.  Neben  diesem 
Rechte  nahmen  überdiess  die  Gemeinden  Puschlav  und  Pontresina 
noch  das  sogen.  Ruttnerrecht  in  Anspruch,  worunter  die  Be- 
fugniss  verstanden  wurde,  den  Schneebruch  über  den  Berninapass 
zu  besorgen  und  dafiir  zu  verlangen,  dass  alle  den  Berg  passiren- 
den  Kaufmannsgüter  zur  Ilinüberschaffung  an  die  aufgestellten 
Ruttner  abgeliefert  werden  sollen,  unter  Vergütung  eines  ent- 
sprechenden Fuhrlohnes.  Wenn  auch  in  neuerer  Zeit  die  meisten 
dieser  Portens-  und  Ruttnerrechte  den  Verkehr  nicht  mehr  wesent- 
lich hinderten,  weil  sie  auf  den  Hauptstrassen  ihr  früheres  abso- 
lutes, den  Verkehr  in  enge  Schranken  zwingendes  Wesen  verloren 
hatten,  so  fuhren  doch  die  Portensgenossenschaften  fort,  das  aus- 
schliessliche Ladungsrecht  für  Transitwaaren  zu  beanspruchen  und 
auszuüben,  und  sie  knüpften  erhebliche  Entschädigungsforderungen 
an  dessen  Beseitigung.  Abgesehen  nun  von  der  Eigenschaft  eines 
Monopols,  lag  in  Zeiten  eines  starken  Güterandranges,  wie  er  häufig 
vorkam,  im  ausschliesslichen  Ladungsrechte  der  Porten  ein  ent- 
schiedenes Hemmniss  für  den  Verkehr,  weil  die  Transportmittel 
der  nicht  zu  den  Porten  gehörenden  Gemeinden  alsdann  nicht  für 
Bewältigung  der  Waarenanhäufung  herbeigezogen  werden  konnten. 
Der  Bundesrath  beantragte  daher  die  Aufhebung  dieser  Rechte, 
und  zwar  ohne  Entschädigung,  weil  es  sich  hier  nicht  um  Privat- 
rechte handle,  sondern  nur  um  eine  dem  Kanton  Graubünden 
eigenthümliche  Organisation  des  Strassenwesens,  welches  in  früherer 
Zeit  dort  ausschliesslich  den  Gemeinden  zur  Last  fiel.  Wenn  ein- 
zelne derselben  auch  jetzt  noch  zum  Bau  und  Unterhalt  der  Strassen 
beitragen,  so  folge  daraus  für  sie  doch  keineswegs  das  Recht,  die 
Gegenleistung  dafür  in  einer  Belästigung  des  allgemeinen  Verkehrs 
zu  suchen,  vielmehr  liege  das  Aequivalent  der  Strassenkosten  be- 
reits in  der  hohen  Zollauslösungssunmie ,  welche  der  Kanton  von 
der  Eidgenossenschaft  beziehe.  Zudem  erwachse  durch  die  formelle 
Aufhebung  der  Ladungsvorrechte  den  Gemeinden  und  Fuhrhaltem 
kein  wirklicher  Nachtheil,  denn  stets  werden  die  an  den  grossen 
Transitstrassen  gelegenen  Gemeinden  den  Waarentransport  vorzugs- 
weise zu  besorgen  haben  und  die  bisherigen  Vortheile  aus  dem 
dortigen  Verkehre  ziehen.  Die  Bundesversammlung  trat  der  An- 
schauungsweise des  Bundesrathes  vollständig  bei  und  fasste  daher, 
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in  Anwendung  des  Art.  30  der  Bundesverfassung,  unterm  23.  Juli 
1861  folgenden  Beschluss:  »1)  Die  sogen.  Portens-  und  Ruttner- 
rechte  im  Kanton  Graubünden,  namentlich  die  von  den  Porten  zu 
Boden,  Thusis,  Rhams,  Rheinwald,  Misox  und  Jakobsthal  auf  der 
untern  Strasse,  —  ferner  von  den  Porten  Lenz,  Tinzen,  Stalla, 
Bergell  auf  der  obem  Strasse,  dann  von  Maienfeld  nach  Zizers  auf 
der  Strasse  nach  Chur,  sowie  alle  andern,  allfällig  noch  ange- 
sprochenen Rechte  gleicher  Art,  sodann  die  von  den  Gemeinden 
Pontresina  und  Puschlav  angesprochenen  Ruttnerrechte  über  den 
Bernina  und  andere  gleicher  Art,  wo  sie  noch  bestehen  mögen, 
sind  aufgehoben.  2)  Unter  Vorbehalt  der  Verordnungen  über  die 
Strassenpolizei  darf  Jedermann  auf  den  graubündnerischen  Land- 
strassen den  Personen-  und  Waarentransport  frei  ausüben,  soweit 
dieser  nicht  in  das  Postregal  einschlägt.«  *) 

Schon  bei  den  Revisionsberathungen  von  1871/72  wurde  be- 
schlossen, den  Art.  30,  weil  sich  von  selbst  verstehend  und  gegen- 
standslos geworden,  nicht  mehr  femer  in  der  Bundesverfassung 
aufzuführen.  Hieran  ist  auch  später  festgehalten  worden,  so  dass 
die  Bundesverfassung  von  1874  eine  solche  Bestimmung  nicht  mehr 
enthält.  Transportvorrechte  auf  Personen  oder  Waaren  sind  und 
bleiben  abgeschafifl,  weil  sie  neben  den  Bestimmungen  der  Bundes- 
verfassung über  freien  Handel  und  Verkehr  nicht  mehr  bestehen 
können. 

§  4.  Oberaufsicht  Über  Strassen  und  Brücken. 

Ist  auch  die  Erstellung  von  Landstrassen  und  Brücken  zunächst 
Sache  der  Kantone,  so  musste  doch  dem  Bunde  im  Interesse  des  un- 
gehinderten Verkehres  und  mit  Rücksicht  auf  Zölle,  Weg-  und 
Brückengelder,  welche  gerade  für  den  Bau  und  Unterhalt  jener 
Kommunikationsmittel  bewilligt  wurden,  ein  gewisses  Aufsichtsrecht 
darüber  zustehen.  Schon  die  Vermittlungsakte  enthielt  daher  fol- 
gende Bestimmung :  »Le  landammann  de  la  Suisse  envoie,  au  besaht^ 
des  impecfeiirs  chary  's  de  Vexameti  des  routes ,  cliemins  et  rimires. 
11  ordonne,  sur  ces  objeis,  des  travaux  urgent;  et,  en  cos  de  tiice^- 
Site,  il  fait  exicuter  directemetü,  et  aux  frais  de  qui  il  peiU  appar- 
tmir,  ceux  qui  ne  sofU  pas  coinmencis  oulaehevis  an  ternps  prescrit.^ 

*)  Bundesbl.  1861  U.  29-45.    Amtl.  Samml.  VU.  65—67. 
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Ebenso  war  in  dem  Bundesprojekte  von  1832  festgesetzt:  »Der 
Bund  übt  das  Recht  der  Aufsicht  über  den  Zustand  aller  Strassen 
aus,  auf  welchen  Zollgebühren  bezogen  werden.«  Die  Revisions- 
kommission von  1848  nahm  zuerst  einfach  diese  Bestimmung  in  ihren 
Entwurf  auf ;  *)  bei  der  definitiven  Redaktion  aber  wurde  sie  wieder 
fallen  gelassen.  An  der  Tagsatzung  dagegen  schlug  die  für  die  ma- 
teriellen Fragen  niedergesetzte  Kommission  folgenden  neuen  Artikel 
vor :  »Der  Bund  beaufsichtigt  die  Strassen  erster  und  zweiter  Klasse, 
sowie  die  an  denselben  bestehenden  Brücken.  Die  nach  Art.  26  a 
und  b  an  die  Kantone  zu  entrichtenden  Summen  (Zollentschädi- 
gungen) werden  nur  insofern  abgereicht,  als  diese  Strassen  und 
Brücken  von  den  betreffenden  Kantonen  und  Korporationen  oder 
Privaten  in  gehörigem  Zustand  unterhalten  werden. c  Auf  den  Au- 
trag der  Gesandtschaft  von  Zürich  wurde  dann  dem  ersten  Satze 
dieses  Artikels  eine  bessere  Fassung  gegeben,  und  in  der  zweiten 
Berathung  erhielt  nach  dem  Vorschlage  der  Redaktoren  der  zweite 
Satz  eine  veränderte  Gestalt,  in  welcher,  zufolge  einem  bei  Art  33 
angenommenen  Antrage  der  Gesandtschaft  von  Waadt,  auch  die 
Postentschädigungen  Erwähnung  fanden.**) 

Demgemäss  wurde  durch  Art.  35  der  Bundesverfassung  von  1848 
bestimmt:  Der  Bund  übe  die  Oberaufsicht  über  die  Strassen  und 
Brücken,  an  deren  Erhaltung  die  Eidgenossenschaft  ein  Interesse 
habe;  die  Bundesbehörde  sei  berechtigt,  die  nach  Art.  26  und  33 
den  Kantonen  für  Zölle  und  Posten  zukommenden  Summen  zurück- 
zubehalten, wenn  jene  Strassen  und  Brücken  von  den  betreffenden 
Kantonen,  Korporationen  oder  Privaten  nicht  in  gehörigem  Zu- 
stande unterhalten  werden. 

Anfänglich  erachtete  man  trotz  dieser  Bestimmung  eine 
stete  Aufsicht  über  Strassen  und  Brücken  nicht  für  nothwendig, 
sondern  ordnete  vom  Bunde  aus  eine  Untersuchung  nur  dann  an, 
wenn  Beschwerden  eingingen,  sei  es  von  Seit«  der  Postverwaltung 
oder  von  Kantonsregierungen.  Da  aber  seit  Ende  des  Jahres  1870 
eine  permanente  Baubeamtung  besteht,  anfänglich  dem  Postdepar- 
tement, später  dem  Departement  des  Innern  zugetheilt ,  ***)  so 
findet  seit  dieser  Zeit  durch  das  eidgenössische  Oberbauinspektorat 

♦)  Prot.  S.  54—56. 

**)  Abschied  S.  221—223,  235,  266. 
*♦♦}  Aratl.  Samml.  VI.  426.    X.  850. 


536  Kap.  V.   Sorge  für  die  gemeinsame  Wohlfahrt. 

auch  eine  ständige  und  regelmässige  Oberaufsicht  über  Strassen 
und  Brücken  statt,  und  bezieht  sich  diese  auf  alle  mit  Bundes- 
subventionen  gebauten  Strassen  und  Brücken,  sowie  auf  die  vom 
Bunde  unterstützten  internationalen  Alpenstrassen,  wie  auch  auf 
die  sonstigen  Poststrassen. 

Der  frühere  Art  35  hat  in  der  neuen  Bundesverfassung  nur  insofern 
eine  Aenderung  erlitten,  als  an  die  Stelle  der  zurückzubehaltenden 
Post-  und  Zollentschädigungen,  die  an  den  Bund  übergegangen  sind 
zufolge  seiner  Uebemahme  der  gesammten  Kosten  des  Militärwesens, 
nunmehr  ein  Vorbehalt  gesetzt  wurde  bezüglich  jener  Bundesbei- 
träge, die  gemäss  Art.  30  der  Bundesverfassung  für  den  Unterhalt 
der  internationalen  Alpenstrassen  an  die  Kantone  Uri,  Graubünden, 
Tessin  und  Wallis  auszubezahlen  sind.  Der  gegenwärtige  Art.  37 
lautet  folgendermassen : 

Art.  37.  Der  Bund  übt  die  Oberaufsicht  Ober  die  Strasseti  und 
Brücken,  an  deren  Erhaltung  di^  Eidyeyiossemchaft  ein  Intere^sse 
hat.  Die  Summen,  wdche  den  in  Art.  30  bezeichneten  Kantotten 
mit  Rücksicht  auf  ihre  internationalen  Mpenstrasseti  zukatmnen, 
werden  von  der  Bundesbehörde  zurückbehalfeti,  wenn  diese  Strassen  wn 
den  betreffenden  Kantonen  nicht  in  gehörigem  Zustande  erhalten  werden. 
Der  neue  Art.  37  hat  zur  Folge,  dass  der  Bund  nur  noch  den 
vier  genannten  Kantonen  gegenüber  durch  den  Rückhalt  gedachter 
Bundesbeiträge  eine  Kaution,  wenn  wir  sie  so  nennen  düi-fen,  für 
pünktliche  Erfüllung  ihrer  daherigen  Verpflichtungen  in  Händen 
hat.  Freilich  hat  derselbe  hier  zufolge  der  fortdauernden  Unter- 
stützungen des  Bundes,  welch  letztere  zudem  in  hohen  Summen 
sich  bewegen,  noch  eine  besondere  Bedeutung.  Besteht  gegenüber 
den  andern  Kantonen,  die  gleichfalls  Strassen  und  Brücken  besitzen, 
an  deren  Erhaltung  der  Bund  ein  Interesse  hat  (Poststrassen),  eine 
solche  Sicherheitsmassregel  durch  Wegfall  der  den  Kantonen  früher 
ausbezahlten  Zoll-  und  Postentschädigungen  nicht  mehr,  so  werden 
sich  daher  hier  die  Bundesbehörden,  im  Falle  solches  nothwendig 
würde,  auf  andere  Weise  mit  Exekutionsmassnahmen  zu  helfen 
suchen  müssen. 

§  5.  Postwesen. 

Hatte  auch  in  den  letzten  Jahrzehnden  vor  Einführung  der 
Bundesverfassung  von  1848  das  Postwesen  unter  den  kantonalen 
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Verwaltungen  unläugbar  grosse  Fortschritte  gemacht,  so  wurde 
doch  auf  keinem  andern  Gebiete  das  Bedürfniss  der  Centralisation 
60  lebhaft  empfunden  wie  auf  diesem.  Ein  Tagsatzungsbeschluss 
Yon  1803  und  nachher  ein  eidgenössisches  Konkordat  von  1818 
hatten  zwar,  wie  wir  in  der  geschichtlichen  Einleitung  (S.  40,  56) 
gesehen  haben,  gewisse  allgemeine  Grundsätze  für  das  Postwesen 
aufgestellt,  allein  sie  genügten  in  keiner  Weise  dem  praktischen 
Bedürfnisse.  Gute  Posteinrichtungen  können  sich  nur  auf  einem 
grossem  Baume  entwickeln  als  die  beschränkten  und  so  vielfach 
sich  durchkreuzenden  Kantonsgebiete  ihn  darboten.  Den  kleinem 
Kantonen,  welche  sich  in  drückender  Abhängigkeit  von  den  grössern 
befanden,  brachte  die  Selbstherrlichkeit  im  Postwesen  nur  geringe 
Yortheile,  und  wenn  auch  die  grossem  Kantone  bedeutende  Ein- 
künfte daraus  zogen,  so  litt  doch  das  Publikum  nicht  bloss  unter 
den  fiskalischen  Tendenzen,  von  denen  einzelne  derselben  sich  leiten 
liessen,  sondern  ganz  besonders  auch  unter  den  fortwährenden 
Reibungen,  welche  zwischen  den  verschiedenen  Postverwaltungen 
stattfanden.  Dem  Auslande  gegenüber  bot  vollends  die  Schweiz 
im  Postwesen,  eben  wegen  ihrer  innern  Getrenntheit  und  Zer- 
splitterung, nur  das  Bild  kläglicher  Ohnmacht  dar.  Schon  der 
Bundesentwurf  der  Revisionskommission  von  1832  enthielt  daher 
folgende  Bestimmungen: 

»Das  Postwesen  im  Umfang  der  ganzen  Eidgenossenschaft  wird 
vom  Bund  übernommen  unter  folgenden  Vorschriften :  a.  Die  Post- 
verbindungen dürfen  in  keinem  Kanton  im  Allgemeinen  unter  den 
jetzigen  Bestand  herabsinken,  b.  Es  soll  die  Unverletzbarkeit  des 
Postgeheimnisses  zu  jeder  Zeit  und  unter  allen  Umständen  gesichert 
sein.  c.  Die  Tarife  werden  in  allen  Theilen  der  Eidgenossenschaft 
nach  den  gleichen  Grundsätzen  bestimmt,  d.  Für  die  Abtretung  des 
Postregals  leistet  der  Bund  Entschädigung,  und  zwar:  1)  Die 
Kantone  erhalten  drei  Viertheile  des  reinen  Ertrages  der  Post- 
bedienung im  Umfang  ihres  Gebiets.  2)  Privaten,  welche  Post- 
eigenthümer  sind,  erhalten  aus  der  Bundeskasse  gleichfalls  drei 
Viertheile  des  reinen  Ertrags.  Für  weitere  Forderungen  steht 
ihnen,  wo  es  der  Fall  sein  sollte,  der  Rekurs  gegen  die  Betreffen- 
den zu.  3)  Bei  allen  nach  Ziffer  1  und  2  zu  leistenden  Entschä- 
digungen werden  die  Ergebnisse  der  Verwaltung  des  Jahres  1832 
als  Masstab  angenommen.     4)  Die  Entschädigung  geschieht  durch 
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jährliche  Leistung  der  nach  vorstehenden  Bestimmungen  schuldigen 
Summe,  die  jedoch  mittelst  des  25fachen  Betrages  in  theilweisen 
Raten  oder  in  einer  Zahlung  losgekauft  werden  kann.  5)  Die  in 
Zififer  2  bezeichneten  Privaten  haben  das  Recht  auf  Tilgung  in 
vier  Jahresraten.  6)  Die  allfällige  Uebernahme  von  vorhandenem 
Materiell  und  die  Benutzung  von  Gebäulichkeiten  ist  Sache  güt- 
lichen Einverständnisses  zwischen  der  eidgenössischen  Postverwal- 
tung und  den  Eigenthüraern.« 

Die  Revisionskommission  von  1 848  berieth  die  Frage  der  Cen- 
tralisation  des  Postwesens  unter  dem  frischen  Eindrucke  der  uner- 
quicklichen Verhandlungen ,  welche  zwischen  Abgeordneten  ver- 
schiedener Schweizerkantone  und  der  österreichischen  Regierung 
im  Früliling  1847  in  Wien  stattgefunden  hatten.  Noch  niemals  war 
in  so  ärgerlicher  Weise  die  tiefe  Zerrissenheit  der  Schweiz  dem 
Auslande  gegenüber  zur  Schau  gestellt  worden,  noch  niemals  hatten 
die  Schweizer  im  Auslande  eine  kläglichere  Rolle  gespielt  als  an 
diesen  Postkonferenzen.  Die  Revisionskommission  fasste  daher  die 
Centralisation  des  Postwesens  namentlich  auch  als  ein  Mittel  auf, 
um  das  nationale  Element  zu  heben  und  das  Gefühl  der  Zusammen- 
gehörigkeit lebendiger  zu  machen,  und  sie  legte  ein  wesentliches 
Gewicht  auf  den  Umstand,  dass  in  Folge  der  Centralisation  es  der 
Schweiz  leichter  werden  dürfte,  günstige  Postverträge  mit  aus- 
wärtigen Staaten  abzuschliessen.  Zur  Grundlage  ihrer  Berathungen 
wählte  die  Kommission  den  Entwurf  von  1832,  den  sie  haupt- 
sächlich nur  in  Bezug  auf  die  Entschädigungsfrage  modifizirte. 
Den  Kantonen  wurde  die  Durchschnittssumme  des  reinen  Ertrages 
zu*?esichert,  den  sie  in  den  drei  Jahren  1845,  1846  und  1847  vom 
Postwesen  bezogen  hatten.  Privaten,  welche  als  Inhaber  des  Post- 
regals erscheinen  konnten,  wurden  nicht  mehr  ei'wähnt,  weil  man 
annahm,  dass  der  Bund  sich  nur  mit  den  Kantonen  zu  verständigen 
habe;  dagegen  wurde  den  Kantonen,  welche  in  Folge  ungünstiger 
Pachtverträge  vom  Postwesen  zu  wenig  bezogen,  sowie  denjenigen, 
welche  durch  Verträge  mit  dem  Auslande  einen  bedeutenden  Mehr- 
ertrag für  die  Zukunft  in  sicherer  Aussicht  hatten,  verhältniss- 
mässige  Berücksichtigung  bei  Ausmittelung  der  Entschädigungs- 
summe verheissen.  Endlich  wurde  der  Bund  verpflichtet,  den 
Kantonen  ihr  Postmaterial  abzunehmen,  während  hingegen  in  Be- 
treif der  Gebäude  ihm  nur  das  Recht  eingeräumt  wurde,  dieselben 
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entweder  anzukaufen  oder  mieth weise  zu  benutzen.  *)  An  der  Tag- 
satzung kam  die  fiir  die  materiellen  Fragen  niedergesetzte  Kom- 
mission auf  das  Projekt  von  1832  zurück,  indem  sie  den  Kantonen 
nur  drei  Viertel  ihres  bisherigen  Posterträgnisses,  für  dessen  Er- 
mittelung die  drei  Jahre  1844,  1845  und  1846  als  massgebend 
angenommen  wurden ,  vergüten  wollte.  Sie  beabsichtigte  dabei 
nicht  sowohl  der  Bundeskasse  eine  grössere  Einnahme  zu  ver- 
schaffen, als  vielmehr  dem  allseitigen  Wunsche  der  Bevölkerung 
nach  Gleichstellung  und  Ermässigung  der  Tarife  Rechnung  zu 
tragen.  Auf  die  besondern  Verhältnisse  des  Kantons  Schaff- 
hausen, dessen  Postregal  sich  im  Besitze  von  Privaten  befand, 
nahm  die  Kommission  in  der  Weise  Rücksicht,  dass  die  Entschä- 
digung der  Berechtigten  gütlicher  Verständigung,  beziehungsweise 
schiedsgerichtlichem  Entscheide  anheimgestellt  wurde.  Die  Berück- 
sichtigung von  Postverträgen  einzelner  Kantone  mit  dem  Auslande 
hatte  die  Kommission  fallen  gelassen.  Die  Tagsatzung  seilest  be- 
schloss  in  der  ersten  Berathung  auf  den  Antrag  der  Gesandtschaft 
von  Zürich:  aus  dem  Reinertrage  der  Posteinkünfte  sollen  die 
Kantone  die  Durchschnittssumme  desjenigen  Reinertrages  erhalten, 
welchen  sie  auf  dem  eignen  Postgebiete  in  den  drei  Normaljahren 
bezogen  haben ;  in  der  zweiten  Berathung  wurde  auf  den  Antrag  der 
Redaktoren,  modifizirt  durch  die  Gesandtschaft  von  St.  Gallen, 
der  Zusatz  beigefügt :  wenn  der  Reinertrag,  den  der  Bund  vom  Post- 
wesen beziehe,  zur  Bezahlung  der  festgesetzten  Entschädigungen 
nicht  hinreiche,  so  werde  den  Kantonen  das  Mangelnde  nach  Ver- 
hältniss  in  Abzug  gebracht.  Femer  beschloss  die  Tagsatzung  auf 
den  Antrag  der  nämlichen  Gesandtschaft  und  mit  Rücksicht  auf 
die  besondern  Verhältnisse  A  p  p  e  n  z  e  1  Ts :  es  solle  bei  Ausmittlung 
der  Entschädigungssumen  billige  Berücksichtigung  auch  gegenüber 
einem  Kantob,  der  vom  Postwesen  unmittelbar  noch  gar  nichts 
bezogen,  eintreten.**)  Der  Art.  33  der  Bundesverfassung,  wie  er 
aus  den  Berathungen  der  Tagsatzung  hervorging,  lautete  folgender- 
massen : 

Das  Postwesen  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  wird 
vom  Bunde  übernommen  unter  folgenden  Vorschriften: 

l)  Die  gegenwärtig  bestehenden  Post  Verbindungen   dürfen  im 

*)  Prot,  der  Revisionskomm.  S.  61—66,  154,  172,  198. 
♦*)  Abschied  8.  171,  228—286,  261—264. 
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Granzen  ohne  Zustimmung  der  betbeiligten  Kantone  nicht  vermindert 
werden. 

2)  Die  Tarife  werden  im  ganzen  Gebiete  der  Eidgenossenschaft 
nach  den  gleichen  möglichst  billigen  Grundsätzen  bestimmt. 

3)  Die  Unverletzbarkeit  des  Postgeheimnisses  ist  gewährleistet. 

4)  Für  Abtretung  des  Postregals  leistet  der  Bund  Entschädigung, 
und  zwar  nach  folgenden  nähern  Bestimmungen: 

a.  Die  Kantone  erhalten  jährlich  die  Durchschnittssumme  des 
reinen  Ertrages,  den  sie  in  den  drei  Jahren  1844,  1845 
und  1846  vom  Postwesen  auf  ihrem  Kantonalgebiete  bezogen 
haben. 

Wenn  jedoch  der  reine  Ertrag,  welchen  der  Bund  vom 
Postwesen  bezieht,  für  Bestreitung  dieser  Entschädigung 
nicht  hinreicht,  so  wird  den  Kantonen  das  Mangelnde  nach 
Verhältniss  der  festgesetzten  Durchschnittssummen  in  Abzug 
gebracht. 

b.  Wenn  ein  Kanton  vom  Postwesen  unmittelbar  noch  gar 
nichts,  oder  in  Folge  eines  mit  einem  andern  Kanton  ab- 
geschlossenen Pachtvertrags  bedeutend  weniger  bezogen  hat, 
als  die  Ausübung  des  Postregals  auf  seinem  Gebiete  dem- 
jenigen Kanton,  der  dasselbe  gepachtet  hatte,  erweislicher- 
massen  rein  ertragen  hat,  so  sollen  solche  Verhältnisse  bei 
Ausmittlung  der  Entschädigungssumme  billige  Berücksichti- 
gung finden. 

c.  Wo  die  Ausübung  des  Postregals  an  Privaten  abgetreten 
worden  ist,  übernimmt  der  Bund  die  diessfällige  Entschädi- 
gung. 

d.  Der  Bund  ist  berechtigt  und  verpflichtet,  das  zum  Postwesen 
gehörige  Material,  soweit  dasselbe  zum  Gebrauche  tauglich 
und  erforderlich  ist,  gegen  eine  den  Eigenthümern  abzu- 
reichende bilUge  Entschädigung  zu  übernehmen. 

e.  Die  eidgenössische  Verwaltung  ist  berechtigt,  die  gegenwärtig 
für  das  Postwesen  bestimmten  Gebäulichkeiten  gegen  Ent- 
schädigung entweder  als  Eigenthum  oder  aber  nur  mieth- 
weise  zur  Benutzung  zu  übernehmen. 

Kaum  waren  die  neuen  Bundesbehörden  in^s  Leben  getreten, 
80  wurde  sofort  zu  Ausführung  des  Art.  33  der  erste  Schritt  gethan. 
Schon  den  28.  November  1848   verfügte  die  Bundesversammlung 
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die  Uebernahme  sämmtlicher  schweizerischer  Posten  vom  1.  Januar 
1849  an  für  Rechnung  der  Eidgenossenschaft,  wobei  die  in  den 
Kantonen  bis  dahin  bestandenen  Einrichtungen  provisorisch  in 
Kraft  verblieben,  die  Postverwaltungen  der  Kantone  aber  unter  die 
Autorität  des  Bundesrathes  gestellt  wurden.  Um  indessen  an  die 
Stelle  dieses  Provisoriums  so  bald  als  möglich  die  definitive  Neu- 
gestaltung des  eidgenössischen  Postwesens  treten  lassen  zu  können, 
legte  der  Bundesrath  der  im  Frühling  1849  wieder  zusammen- 
tretenden Bundesversammlung  gleichzeitig  drei  verschiedene  Ge- 
setzesentwürfe vor:  über  das  Postregal,  über  die  Organisation  der 
Postvcrwaltung  und  über  die  Posttaxen.  Von  den  auf  Grundlage 
dieser  Entwürfe  zu  Stande  gekommenen  Bundesgesetzen  sind  die 
beiden  erstem  noch  in  Kraft,  das  letztere  dagegen  ist  schon  zum 
siebenten  Male  theilweise  durchgreifenden  Bevisionen  unterstellt 
worden. 

Nach  dem  Bundesgesetze  über  das  Postregal  vom  2.  Juni 
1849  ist  der  Bund  ausschliesslich  berechtigt  zum  Transporte  von 
verschlossenen  Briefen  und  andern  verschlossenen  Gegenständen 
aller  Art  (Pakete,  Gelder  u.  s.  w.),  wenn  sie  nicht  über  lOPund 
schwer  sind,  femer  zum  regelmässigen  periodischen  Transporte  von 
Personen  und  zur  Beförderung  von  Personen  durch  Extraposten. 
Der  Bundesrath  kann  jedoch  für  die  regelmässige  periodische  Be- 
förderung von  Personen  und  deren  Gepäck  auf  Eisenbahnen, 
Schiffen  oder  Fuhrwerken,  für  Befördemng  von  Personen  durch 
Extraposten,  sowie  für  den  Transport  von  Briefen,  Paketen,  Gel- 
dern und  Personen  durch  Boten,  auf  bestimmte  Zeit  und  gegen 
Entrichtung  einer  Gebühr  besondere  Konzessionen  ertheilen. 
Wie  dieser  Artikel  nunmehr  in  Bezug  auf  die  Eisenbahnen  ange- 
wendet wird,  welche  einen  sehr  bedeutenden  Theil  des  Personen- 
transportes in  der  Schweiz  an  sich  gezogen  haben,  werden  wir 
später  sehen.  Das  Gesetz  verbietet  femerhin,  gewisse  gefährliche 
oder  Schaden  bringende  Gegenstände  der  Post  zu  übergeben;  bei 
andern  erklärt  es  wenigstens  die  Postanstalt  nicht  verpflichtet  zur 
Uebernahme.  Für  den  Verlust  oder  die  Beschädigung  der  ihr  mit 
Werthangabe  anvertrauten  Gegenstände  ist  die  Postanstalt  haft- 
bar; auch  hat  sie  Vergütungen  zu  leisten  für  den  Verlust  oder 
die  Verspätung  eingeschriebener  Briefe  und  Schriftpakete.  Gegen- 
über   den  Reisenden   haftet   die   Postanstalt   für   die   persönliche 
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Beschädigung  nur  so  weit  es  den  Ki^satz  der  Verpflogungs-  und 
Heilungskosten  betrifft ;  doch  ist  der  Bundesrath  ennächtigt,  weiter 
gehende  Entschädigung  zu  leisten ,  wenn  durch  den  Unglücksfall 
fiir  den  Beschädigten  oder  seine  Familie  bedeutender  Nachtheil 
entstanden  ist.  Die  Schadenersatzklagen  für  Werthgegenstäude, 
Briefe  und  Schriftpakete  verjähren  binnen  *J0  Tagen,  wenn  der 
Bestimmungsort  in  Europa  oder  in  den  Küstenländern  des  mittel- 
ländischen Meeres  liegt,  und  binnen  Jahresfrist,  wenn  derselbe  in 
andern  Welttheilen  sich  betindet.  Wer  wegen  peraönlicher  Be- 
schädigung ein  Forderungsrecht  geltend  machen  will ,  ist  bei  Ver- 
lust desselben  verpflichtet,  binnen  30  Tagen  der  Postdirektion  da- 
von Kenntniss  zu  geben  und  binnen  90  Tagen  seine  Klage  vor 
Gericht  anzubringen.  Endlich  wiederholt  das  Gesetz  die  bereits 
in  Ziff.  3  des  Art.  33  enthaltene  Garantie  des  Postgeheim- 
nisses und  definirt  dasselbe  näher  dahin,  dass  die  Beamten  und 
Angestellten  der  Postven^'altung  verpflichtet  sein  sollen,  nicht  bloss 
keine  der  Post  anvertraute  Gegenstände  zu  öffnen,  sondern  auch 
ihrem  Inhalte  auf  keine  Weise  nachzuforschen,  über  den  Verkehr 
der  einzelnen  Personen  unter  sich  kine  Mittheilungen  an  Dritte 
zu  machen  und  Niemanden  Gelegenheit  zu  geben,  das  Postgeheim- 
niss  zu  verletzen.*)  Beamte  und  Angestellte  der  Postverwaltuug, 
welche  in  irgend  einer  Weise  diesen  Gesetzesbestimmungen  zuwider- 
handeln, sollen,  wie  der  Art.  54  des  Bundesstrafrechts  vorschreibt, 
mit  Amtsentsetzung  bestraft  werden ,  womit  in  schwerern  Fällen 
eine  Geldbusse  oder  Gefängniss  verbunden  werden  kann.  —  Jene 
Vorschriften  über  das  Postgeheim niss  beziehen  sich  indessen,  we 
der  Bundesrath  auf  wiederholte  Einfragen  entschieden  hat,  nur  auf 
Mittheilungen  an  unberechtigte  Pei'sonen;  als  unberechtigt  sind 
aber  die  Gerichte  nicht  zu  betrachten,  welche  im  Interesse 
strafrechtlicher  Untersuchungen  Aufschlüsse  von  der 
Post  bedürfen.  Für  Civilprozesse  behielt  sich  der  Bundesrath  vor, 
im  einzelnen  Falle  besondere  Weisung  zu  ertheilen.**)  An  den 
Sonntagen  werden  die  Postbüre^iux  und  die  Ablagen  nur  wäh- 
rend 4  Stunden  dem  Publikum  geöffnet,  wovon  2  Stunden  auf  den 
Vormittag  und  2  Stunden  auf  den  Nachmittag  zu  fallen  haben.***) 

*)  Amtl.  Samml.  I.  97—104.    III.  421. 
**)  IJnndesbl.  1854  II.  78-79 
*♦♦)  Amtl.  Samml.  XI.  579. 
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Nach  dem  Bundesgesetze  über  die  Organisation  der 
Postverwaltung  vom  25.  Mai  1849  ist  das  schweizerische 
Postgebiet  in  nachfolgende  Postkreise  eingetheilt:  1)  Genf, 
bestehend  aus  dem  Kanton  Genf  und  dem  waadtländischen  Bezirk 
Nyon;  2)  Lausanne,  bestehend  aus  den  Kantonen  Freiburg, 
Waadt,  mit  Ausnahme  des  Bezirks  Nyon,  und  Wallis;  3)  Bern, 
bestehend  aus  diesem  Kanton  mit  Ausschluss  der  den  Postkreisen 
Neuenburg  und  Basel  zugeschiedenen  Gebietstheile ;  4)  Neuen- 
burg,  bestehend  aus  diesem  Kanton  und  dem  bemischen  Jura, 
mit  Ausnahme  des  Amtsbezirks  Laufen;  5)  Basel,  bestehend  aus 
dem  Kanton  Solothum,  mit  Ausnahme  der  auf  dem  rechten  Ufer 
der  Aare  liegenden  Gemeinden  des  Amtes  Ölten,  den  Kantonen 
Basel-Stadt  und  Basel- Land,  dem  bemischen  Amtsbezirk  Laufen 
und  den  auf  dem  linken  Ufer  der  Aare  liegenden  Gemeinden  der 
bernischen  Amtsbezirke  Wangen  und  Aarwangen ;  H)  Aar  au,  be- 
stehend aus  dem  Kanton  Aargau  und  den  von  Solothurn  abge- 
trennten Gemeinden  des  Amtes  Ölten ;  7)  L  u  z  e  r  n ,  bestehend  aus 
den  Kantonen  Luzern,  Uri,  Unterwaiden  ob  und  nid  dem  W^ald 
und  den  schwyzerischen  Bezirken  Schwyz ,  Gersau  und  Küssnach ; 
8)  Zürich,  bestehend  aus  den  Kantonen  Zürich,  Zug,  SchafF- 
hausen  und  Thurgau ;  9)  S  t.  G  a  1 1  e  n ,  bestehend  aus  deQ  Kantonen 
Glarus,  Appenzell  beider  Bhoden,  St.  Gallen,  mit  Ausnahme  des 
Bezirks  Sargans,  und  den  schwyzerischen  Bezirken  Einsiedeln, 
March  und  Höfe;  10)  Chur,  bestehend  aus  dem  Kanton  Grau- 
bünden, mit  Ausschluss  der  Kreise  Misox  und  Calanca,  und  dem 
st.  gallischen  Bezirke  Sargans;  11)  Bellinzona,  bestehend  aus 
dem  Kanton  Tessin  und  den  graubündner'schen  Kreisen  Misox  und 
Calanca.  —  Als  die  oberste  vollziehende  und  leitende  Behörde  im 
Postwesen  wird  vom  Gesetze  der  Eundesrath  bezeichnet.  Von 
ihm  gehen  alle  Massregeln  und  Verfügungen  aus,  so  weit  er  sie 
nicht  untergeordneten  Behörden  übertragen  hat.  Ihm  steht  das 
Recht  zu,  die  Postbeamteten  und  Bediensteten  zu  wählen ;  er  kann 
aber  dieses  Recht,  soweit  es  untergeordnete  Bedienstete  vom  Kon- 
dukteur abwärts  betrifft,  an  andere  Behörden  oder  Beamte  über- 
tragen. Die  unmittelbare  Oberaufsicht  des  gesammten  Postwesens 
steht  dem  bundesräthlichen  Departement  des  Post-  und 
Telegraphenwesens  zu.  Dasselbe  schlägt  dem  Bundesrathe 
zweckmässig  erscheinende  Verfügungen  im  Postwesen  vor,  begut- 
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achtet  die  vom  Bundesrathe  zu  behandelnden  Gegenstände,  sorgt 
für  die  Vollziehung  der  Gesetze  und  Verfügungen  der  Oberbehörden 
und  trifft  selbst  innerhalb  der  Schranken  der  ihm  angewiesenen 
Kompetenz  die  erforderlichen  Anordnungen.  Das  Organisations- 
gesetz unterstellt  dem  Postdepartement  einen  Generalpostdirektor; 
das  spätere  Bundesgesetz  über  die  eidgenössischen  Beamtungen 
aber  hat  diesen  Beamten  nicht  weiter  erwähnt  und  ist  die  Stelle 
nie  besetzt  worden.  Nach  diesem  Gesetze,  ergänzt  durch  Nach- 
tragsgesetz vom  17. Heumonat  186ß,*)  besteht  die  Centralpost- 
direktion  aus  dem  Oberpostsekretär,  Bureauchef,  einem  Adjunk- 
ten, dem  Registrator  und  zwei  Sekretären.  Beigeordnet  sind  das 
Kontroibureau,  bestehend  aus  dem  Oberpostkontroleur,  einem 
Adjunkten  und  drei  Rechnungsrevisoren;  das  Kursbureau,  be- 
stehend aus  dem  Kursinspektor,  seinem  Adjunkten  und  vier  Sek- 
retären; das  Traininspektorat,  bestehend  aus  drei  Train- 
inspektoren, und  das  Materialbureau,  bestehend  aus  Verwalter, 
zwei  Sekretären  und  dem  Werthzeichen  Kontroleur.  **)  Für  die 
unmittelbare  Leitung  des  Postwesens  in  jedem  der  11  Kreise  ist 
durch  das  Organisationsgesetz  ein  Kreispostdirektor  aufge- 
stellt; ihm  steht  ein  Kreispostkontrolieur ,  ein  Adjunkt  und  ein 
Kassier  zur  Seite.  Alle  Postbeamten  werden  auf  eine  Amtsdauer 
von  drei  Jahren  gewählt ,  die  Postbediensteten  dagegen  auf  unbe- 
stimmte Zeit.  Der  Bundesrath  hat  jederzeit  das  Recht,  einen 
Beamten  durch  motivirteu  Beschluss  zu  entlassen,  wenn  der  Ge- 
wählte sich  als  untüchtig  erzeigt,  oder  wenn  er  sich  grober  Fehler 
schuldig  macht.  Der  Chef  des  Postdepartements  und  die  Kreis- 
postdirektoren sind  auch  berechtigt,  Beamte  und  Bedienstete  der 
Postverwaltung,  welche  ihre  Pflichten  nicht  gehörig  erfüllen,  mit 
Ordnungsbussen  zu  bestrafen  oder  sie  provisorisch  in  ihren  Ver- 
richtungen einzustellen.  ***) 

Schon  seit  längerer  Zeit  hatte  sich  das  Bedürfniss  gezeigt,  das 
Postregalgesetz  vom  2.  Juni  1849,  sammt  dem  Organisationsgesetz 
der  Postverwaltung,  da  beide  veraltet  und  besonders  letzteres  em- 
pfindliche Lücken  aufweist,  einer  gründlichen  Revision  zu  unter- 
werfen, beide  Gesetze  in  einheitliche  systematische  Form  zu  bringen, 

*)  Amtl.  Samml.  VIII.  856. 
**)  Ebenda  XI.  272. 
*♦*)  Ebenda  I.  104—110.    VI.  63. 
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und  dabei  auch  eine  weitergehende  Verschmelzung  der  Telegraphen- 
verwaltung mit  der  Postverwaltung  vorzunehmen.  In  dieser  Rich- 
tung wurde  auch  unter 'm  11.  März  1876  ein  dahin  zielendes 
Postulat  der  ständeräthlichen  Geschäftsprüfungskonimission  von 
dem  Ständerathe  angenommen ,  welchem  der  Nationalrath  am  20. 
März  1876  gleichfeUs  beigetreten  ist.*) 

Das  Bundesgesetz  über  die  Posttaxen  vom  4.  Juni  1849 
wurde  zuerst  unter'm  25.  August  1851,  hernach  am  6.  Februar  1862, 
sodann  theilweise  unter'm  15.  November  18iB5,  27.  Juli  1869, 
13.  Juli  1871,  10.  Juli  1872  und  endlich  am  23.  März  1876  re- 
vidirt.  **)  In  Verbindung  damit  steht  die  Transportordnung  der 
Postverwaltung  vom  6.  Herbstmonat  1869,***)  revidirt  den  10.  Au- 
gust 1876.  t)  Bei  jenen  häufigen  Revisionen  wurde  unter  dem 
Einflüsse  des  grossartigen  Aufschwunges,  den  das  Postwesen  in 
unserer  Zeit  auch  in  andern  Staaten  nahm,  insbesondere  der 
Brief  verkehr  immer  mehr  erleichtert;  alle  Entfernungen  inner- 
halb der  Schweiz  wurden  hiefür  auf  gleiche  Linie  gestellt,  dagegen 
der  Ortsrayon  bis  auf  2  Stunden  (10  Kilometer)  ausnahmsweise 
begünstigt  Der  einfache  frankirte  Brief  bis  auf  15  Gramm 
Gewicht  kostet  nun  im  Ortskreise  5  Rappen,  in  der  ganzen  übrigen 
Schweiz  10  Rappen.  Von  frankirten  schwereren  Briefen  oder  Schrift- 
paketen über  15  Gramm  bis  auf  250  Gramm  wird  der  doppelte 
Betrag  der  einfachen  Brieftaxe  berechnet.  Von  der  Postverwaltung 
werden  auch  Korrespondenzkarten  zur  Taxe  von  5  Rappen,  ebenso 
Doppelkarten  (mit  frankirter  Antwort)  zu  10  Rappen  ausgegeben, 
welche  gegen  diese  Taxe  im  ganzen  Umfang  der  Schweiz  befördert 
werden.  Die  Taxe  der  Drucksachen,  welche  frankirt  und  unter 
Band  aufgegeben  werden,  beträgt  ohne  Unterschied  der  Entfernung 
bis  auf  50  Gramm  2  Rappen,  über  50  bis  250  Gramm  5  Rappen, 
über  250  bis  500  Gramm  10  Rappen,  über  500  bis  1000  Gramm 
15  Rappen.  Schwerere  Sendungen  unterliegen  der  Fahrposttaxe. 
Für  frankirte  Drucksachen,  die  zur  regelmässigen  Versendung 
abonnirt   sind ,    z.  B.   Sendungen   von    Leihbibliotheken   u.  dergl., 

*)  Bundesbl.  1876  I.  834. 

**)  Amtl.  Samml.  VII.  139—148,  321—323.    VIII.  623.  IX.  &80-884. 
X.  451  bis  453,  896.     N.  F.  H.  339. 
***)  Bundesbl.  1869  II.  979. 
t)  Amtl.  Samml.  N.  F.  II.  401. 
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auch  wenn  sie  das  Gewicht  von  1000  Gramm  übersteigen,  kann 
der  Bundesrath  eine  Taxermässigung,  jedoch  nicht  unter  10  Rappen, 
(Hin-  und  Rückweg  zusammengenommen)  bew^illigen.  Unfran- 
kirte  Briefe  bezahlen  die  doppelte  Taxe  der  frankirten  Briefe. 
Bei  ungenügend  frankirten  Briefen  wird  ein  Zuschlag  bis  zur  vollen 
Taxe  der  unfrankirten  Briefe  berechnet.  Waarenmuster  ohne 
Werthangabe  und  ohne  Kaufwerth,  welche  keine  Korrespondenz 
enthalten  und  die  frankirt  unter  Band  aufgegeben  werden,  bezah- 
len im  Innern  der  Schweiz  folgende  Taxen:  bis  auf  50  Gramm 
5  Rappen,  über  50  bis  250  Gramm  10  Rappen,  über  250  bis  500 
Gramm  15  Rappen.  Schwerere  Sendungen  unterliegen  der  Fahr- 
posttaxe. Waarenmuster,  welche  obigen  Bestimmungen  nicht  ent- 
sprechen, werden  unter  Abzug  der  verwendeten  Werthzeichen  mit 
der  Taxe  der  unfrankirten  Briefe,  und  wenn  das  Gewicht  250  Gramm 
übersteigt ,  mit  der  Fahrposttaxe  belegt.  Geschäftspapiere 
(handschriftliche  Akten  und  Dokumente,  welche  nicht  den  Charakter 
einer  persönlichen  Korrespondenz  tragen)  werden,  sofern  sie  fran- 
kirt sind  und  die  Aufgabe  unter  Band  geschieht,  zur  Taxe  von 
5  Rappen  für  100  Gramm  bis  zum  Gewicht  von  1000  Gramm  be- 
fördert. Sendungen,  die  obigen  Vorschriften  nicht  entsprechen, 
werden  unter  Abzug  der  verwendeten  Werthzeichen  mit  der  Taxe 
der  unfrankirten  Briefe  und  wenn  das  Gewicht  250  Gramm  ül>er- 
steigt,  mit  der  Fahrposttaxe  belegt. 

Von  einzuschreibenden  (rekommandiilen)  Briefen  u. s.  w. 
ist  ausser  der  gewöhnlichen  Taxe  eine  fixe  Einschreibgebüiir  von 
20  Rappen  zu  berechnen.  Unverschlossene,  nicht  über  250 
Gramm  schwere,  frankirte  Pakete,  ohne  Werthaugabe  und  Beilage 
von  Briefen,  werden  gegen  eine  Taxe  von  10  Rappen  mit  der  Brief- 
post befördert.  Für  Zeitungen  und  andere  periodische  Blätter 
der  Schweiz,  welche  abonnementsweise  von  den  Verlegern  versandt 
werden,  ist  eine  vorauszubezahlende  Transporttaxe  von  V*  Rappen 
für  jedes  Exemplar  bis  zu  einem  Gewichte  von  50  Gramm  ohne 
Unterschied  der  Entfernung  für  die  ganze  Schweiz  festgesetzt.  Für 
je  50  weitere  Gramm  oder  Bruchtheile  derselben  sind  V*  Rappen 
ebenfalls  zum  Voraus  zu  entrichten. 

Zu  den  Fahrpoststücken  werden  gerechnet:  a.  alle  Sen- 
dunp:en  mit  deklarirtem  Werth;  b.  die  Sendungen  ohne  Werth- 
deklaratiou,    welche    das   Gewicht   von  2  Kilogramm   übersteigen, 
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sowie  leichtere  Pakete,  welche  ausdrücklich  der  Fahrpost  aufgegeben 
werden ;  und  c.  die  Nachnahmen  von  höherm  Betrag  als  50  Fran- 
ken, sowie  kleinere  Nachnahmen  auf  einzuschreibende  Sendungen. 
Oewichtstücke  bis  auf  5  Kilogramm  bezahlen  bis  auf  eine 
Entfernung  von  25  Kilometer  20  Bappen,  bei  grösserer  Entfernung 
40  Rappen.  Fahrpoststücke  über  5  Kilogramm  Gewicht  werden, 
sowohl  mit  Bezug  auf  Entfernung  als  auf  das  Gewicht,  nach  Stufen 
taxirt.  Die  Entfemungsstufen ,  welche  in  gerader  Linie  bemessen 
werden,  betragen  25,  25 — 50,  50 — 100,  und  sofort  je  50  Kilometer 
mehr  bis  zu  400  Kilometer.  Eine  Entfernung  über  400  Kilometer 
wird  ohne  weitem  Unterschied  als  eine  einzige  Stufe  behandelt. 
Für  die  Entfernungsstufen  werden  von  den  ersten  5  Kilogramm 
in  der  ersten  Stufe  (bis  auf  25  Kilometer)  30  Rappen,  und  in 
jeder  weitem  Entfemungsstufe  je  20  Rappen  mehr  berechnet. 

Zu  dieser  Taxe  kommt  noch  die  Zuschlagstaxe  für  Mehrgewicht. 
Bis  auf  50  Kilogramm  werden  per  Kilogramm  Mehrgewicht  je  2 
Rappen  berechnet,  welche  überdies  in  jeder  Entfemungsstufe  um 
je  2  Rappen  erhöht  wird.  Bei  Sendungen  über  50  Kilogramm 
Gewicht  sind  für  jede  weitem  5  Kilogramm  (angefangene  5  Kilo» 
gramm  für  je  volle  5  ^logramm  berechnet)  ein  Zuschlag  von 
10  Rappen,  der  sich  gleichfalls  wieder  in  jeder  Entfemungsstufe 
um  10  Rappen  erhöht,  zu  vergüten.*) 

FahrpoBStücke  mit  Werthdeklaration  bezahlen  überdies 
eine  Versichemngsprämie,  und  zwar  bei  Sendungen  bis  auf  1000 
Franken  3  Rappen  von  je  100  Franken  des  deklarirten  Werthes, 
und  bei  Sendungen  hohem  Werthes  von  den  ersten  1000  Franken 
30  Rappen,  und  von  jedem  andern  hundert  Franken  der  Dekla- 
ration 1  Rappen,  jedoch  zusammen  wenigstens  40  Rappen.  —  Der 
Grund,  dass  schon  der  Bundesrath  in  seiner  Botschaft  vom  28.  Feb- 
ruar 1876**)  bei  Werthsendungen  über  Fr.  1000  eine  so  erheblich 
geringere  Versichemngsprämie  (1  Rappen  statt  4  Rappen  per  Fr.  100 
deklarirten  Werthes)  in  Vorschlag  brachte,  lag  in  der  Erfahrang, 
dass  die  früher  bestandene  hohe  Posttaxe  grössere  Geldgeschäfte 
veranlasste,  nur  einen  sehr  massigen  Theil  des  wirklichen  Werthes 

*)  Vergleiche  den  Tarif  fQr  die  Gewichtstaxe  der  Fahrpoststücke  über 
6  EilogramiD  Gewicht.  BeUage  zum  Posttaxengesetz.  A mtl.  Samml.  N.  F. 
n.  352. 

**)  Bundesbl.  1876  I.  476. 
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(gewöhnlich  Vio  ^®^  Baarschaft,  720  ^^^  Bauknoten )  der  Post  gegen- 
über zu  deklariren  und  den  weitaus  grössern  Theil  bei  Transport- 
Versicherungsanstalten  assekuriren  zu  lassen.  Allerdings  wurde 
auf  diese  Weise  die  Postverwaltung  eines  sehr  grossen  Risikos 
entlastet,  da  sie  nicht  für  den  wirklichen,  sondern  nur  für  den 
deklarirten  Werth  haftet.  Auf  der  andern  Seite  wurde  aber  da- 
durch die  Einnahme  der  Post  in  erheljlicher  Weise  geschmälert, 
abgesehen  davon,  dass  solch  Verfahren  viele  Versuchungen  für  die 
Ehrlichkeit  der  Postbeamten  und  Bediensteten  mit  sich  führte,  Ja 
jener  Gebrauch  der  zu  niedrigen  Werthdeklaration  kein  Geheimniss 
blieb.  Um  diesen  Uebelständen  abzuhelfen,  versuchte  man  daher 
die  Prämie  so  massig  zu  stellen,  dass  für  die  Versender  die  Kon- 
venienz  für  Beibehaltung  des  bisherigen  Verfiihrens  wegfalle,  in  der 
Erwartung,  dass  dadurch  das  Ergebniss  in  finanzieller  Beziehung 
sich  erheblich  besser  gestalten  werde.  -  -  Für  Sendungen  von  Ge- 
wichtstücken über  die  Alpenpässe  ist  der  Bundesrath  ermächtigt, 
eine  erhöhte  Taxe  und  für  bedingt  zur  Beförderung  übernommene, 
sowie  für  sogen,  sperrige  Güter  dessgleichen  einen  Zuschlag  bis 
zu  50'Vo  ^cr  gewöhnlichen  Taxe  zu  erheben. 

Zur  Expressbestellung  können  gewöhnliche  und  rekora- 
mandirte  Briefpost  gegenstände ,  Fahrpoststücke  bis  .5  Kilogramm 
Gewicht,  Geldanweisungen  und  Nachnahmen  der  Post  aufgegeben 
werden.  Dieselbe  findet  bis  auf  10  Kilometer  Entfernung  mittelst 
Fussboten  und  auf  grössere  Entfernungen  durch  Staffeten  statt. 

Poste-restante  Sendungen  werden  auf  der  Poststelle 
des  Bcstimnmngsortes  wälirend  3  Monaten,  von  der  Ankunft  an- 
gerechnet ,  zur  Verfügung  des  Adressaten  gehalten ,  ausgenommen 
bei  Nachnahmen  und  Geldanweisungen,  ^ei  denen  kürzere  Fristen 
bestehen.  Gerichtliche  Akten  (Vorladungen,  Notifikationen, 
Betreibungsvorkehren  u.  s.  w.)  im  Innern  der  Schweiz  zu  befördern, 
müssen  in  Doppel  aufgegeben  werden,  wovon  das  eine  dem  Adres- 
saten zugestellt  und  das  andere  dem  Versender  mit  der  Erklärung 
erfolgter  Bestellung  oder,  vorkommendenfalls.  mit  dem  aus  irgend 
einem  Grunde  unbestellbar  gewordenen  Akte  zurückgesandt  wird. 
Die  Taxe  beträgt  im  Lokalrayon  45  Kai)pen,  ausserhalb  desselben 
.')()  Rappen.  Postnachnahmen  auf  Briefpostsendungen  können 
höchstens  Fr.  50,  auf  Fahrpostsendungen  höchstens  Fr.  300  be- 
tragen.    Die    Nachnahmgebühr   besteht    neben   der    gewöhnlichen 
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Taxe  iü  einem  Zuschlag  von  1  %  der  Nachnahmssumme »  wobei 
die  Provisionsbruchtheile  jeweilen  mit  10  Rappen  berechnet  we^^en. 
Geldanweisungen  durch  die  Post  sind  gestattet,  jedoch  nicht 
über  Franken  1000,  wenn  sie  bei  einem  Postbüreau  erster  oder 
zweiter  Klasse,  und  nicht  über  Fr.  500,  wenn  sie  bei  einem  Post- 
büreau dritter  Klasse  oder  bei  einer  Postablage  zahlbar  ist.  Für 
telegraphische  Geldanweisungen  ist  der  höchste  Betrag,  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Bestimmungsort,  auf  Franken  300  festgesetzt.  Ein- 
zugsmandate, welche  in  der  Schweiz  aufgegeben  werden  und 
in  derselben  vollziehbar  sind,  dürfen  den  Betrag  von  Franken  1000 
nicht  übersteigen.  Es  müssen  dafür  (wie  auch  bei  den  Geldanwei- 
sungen) bei  den  Postbüreaux  zu  beziehende  Formulare  verwendet 
werden. 

Die  Taxen  für  den  Personentransport  im  Innern  der 
Schweiz  werden  vom  Bundesrath  innerhalb  eines  Maximums  fest- 
gesetzt, welches  für  den  Kilometer,  je  nach  dem  die  Alpenstrassen 
oder  andern  Strassen  benützt  werden,  30  resp.  20  Rappen  für  den 
Platz  im  Coup6,  25  resp.  15  Rappen  für  den  Platz  im  Innern  des 
Wagens  beträgt.  Die  erhöhte  Taxe  für  die  Alpenstrassen  soll 
aber  nur  den  durchgehenden  Verkehr  beschlagen.  Der  Postverwal- 
tung bleibt  vorbehalten,  auch  Abonnements-  und  Retourbillets  zu 
ermässigten  Preisen  auszugeben.  Retourbillete  haben  eine  Gültig- 
keitsdauer von  3  Tagen,  mit  Ermässigung  der  ordentlichen  Taxe 
um  10  7o»  Abonnementsbillete  für  10  Hin-  und  Rückfahrten,  auf 
den  Inhaber  lautend,  eine  solche  von  3  Monaten  mit  Ermässigung 
um  20  7o-  Für  Extraposten  besteht  ein  besonderes  Reglement, 
genehmigt  vom  Bundesrath  am  I.März  1876.*)  Portofreiheit 
gemessen:  a.  die  Mitglieder  der  Bundesversammlung  oder  deren 
Kommissionen  während  der  Dauer  der  Sitzungen ;  b.  die  Behörden 
und  Beamtungen  der  Eidgenossenschaft,  der  Kantone,  der  Bezirke 
und  Kreise  für  die  ein-  und  ausgehenden  Korrespondenzen,  jedoch 
nur  in  Amtsachen ;  c.  die  Gemeindsbehörden,  Pfarrämter,  Kirchen- 
vorstände und  Civilstandsbeamten  für  die  unter  sich  und  mit  den 
Oberbehörden  in  Amtssachen  zu  wechselnden  Korrespondenzen^ 
d.  das  im  eidgenössischen  Dienste  stehende  Militär;  e.  die  Korre- 
spondenz an  Arme  und  für  Arme,  sofern  dieselbe  von  kompetenter 

♦)  Amtl.  Samml.  N.  F.  I.  387. 


550  Kap.  V    Sorge  für  die  gemeinsame  Wohlfahrt. 

Behörde  als  Armensache  bezeichnet  ist.  Diese  Portofreiheit  dehnt 
sich;  auf  alle  Postgegenstände  aus,  die  mit  der  Briefpost  versendet 
werden  und  nicht  rekommandirt  sind.  Von  Porto  sind  auch  be- 
freit die  Geldsendungen,  die  an  eidgenössische  Behörden  oder  von 
denselben  versendet  werden,  sowie  auch  Geldsendungen  an  Militärs 
im  eidgenössischen  Dienst  und  an  Arme  und  Armenanstalten.  Der 
Bundesrath  ist  ausserdem  ermächtigt,  für  besondere  Zwecke  wohl- 
thätiger  oder  gemeinnütziger  Art  zeitweise  Portofreiheit  zu  ge- 
währen. *) 

Wiederholt  war  in  den  eidgenössischen  Räthen  der  Vereuch 
gemacht  worden,  die  amtliche  Portofreiheit  zu  beschränken.  Ver- 
schiedene Postulate  waren  diesfalls  schon  bei  Anlass  der  jährlichen 
Geschäftsprüfungen  von  der  Bundesversammlung  angenommen  wor- 
den; so  wurde  der  Bundesrath  im  Juli  1870  beauftragt  zu  unter- 
suchen, ob  nicht  das  obligatorische  Frankatursystem  mit  einheit- 
licher Brieftaxe  für  die  ganze  Schweiz  einzuführen  sei,  —  und  im 
Juli  1871 ,  über  die  Frage  der  Aufhebung  der  Portofreiheit  amt- 
licher Korrespondenzen  Bericht  und  Antrag  zu  bringen.  **)  Unterm 
30.  Oktober  1871  legte  der  Bundesrath  einen  solchen  Gesetzes- 
entwurf vor,  laut  welchem  die  Portofreiheit  einzig  noch  für  Militär 
im  eidgenössischen  Dienst  bewilligt  werden  sollte.  Ein  gewalteter 
Untersuch  hatte  ergeben,  dass  im  Jahr  1870  6,298,919  Poststücke 
die  amtliche  Portofreiheit  genossen  hatten,  deren  Kosten,  berechnet 
im  Verhältniss  zur  gesammten  Zahl  der  beförderten  Sendungen, 
auf  Fr.  422,919  belaufen  waren,***)  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Summe  bei  dem  grossen  Ausgabenbüdget  der  Eidgenossenschaft. 
Der  Ständerath  beschloss  am  16.  November  1871  den  Bundesrath 
einzuladen,  einen  neuen  Gesetzesentwurf  vorzulegen  im  Sinne  der 
Zwangsfrankatur  und  der  Beschränkung  der  Portofreit  auf  die 
Korrespondenz  der  im  Dienst  befindlichen  Militärs ,  sowie  auf  die 
ofiFene  Korrespondenz  der  öffentlichen  Verwaltungsstellen.  Der  Na- 
tionalrath,  der  gegen  die  ausnahmslose  Vorschrift  offener  amtlicher 
Korrespondenz  einiges  Bedenken  trug,  fasste  unterm  3.  Juli  1872 

♦)  Amtl.  Samml.  N.  F.  II.  339  und  401.  Vergl.  (alte  Samml.)  I.  HO  bis 
117.  IL  378-331.  III.  227.  VI.  48.  VII.  139-148,  321—323.  VIII.  632. 
IX.  880—684.    X.  451—453,  896. 

♦*)  Amtl.  Samml.  X.  209,  522. 
***)  Bundesbl.  1871  m.  780  ff. 
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eine  Schlussnahmc  dahin :  es  solle  in  Berücksichtigung  der  vielfach 
zu  Tage  getretenen  Missbräuche  die  Portofreiheit  prinzipiell  auf 
die  Korrespondenz  der  im  Dienst  befindlichen  Militärs  und  auf 
offene  Korrespondenzen  von  öffentlichen  Verwaltungen  beschränkt 
werden ;  der  Bundesrath  werde  jedoch  eingeladen  zu  untersuchen 
und  Bericht  zu  erstatten,  inwieweit  den  Kantonen  unter  sich,  so- 
wie auch  einzelnen  kantonalen  Verwaltungen  die  Portofreiheit  für 
geschlossene  Korrespondenzen  ausnahmsweise  auch  femer  zu  ge- 
statten sei.  Inzwischen  war  die  Stimmung  im  Ständerath  eine  der 
Aufhebung  amtlicher  Portofreiheit  ungünstigere  geworden,  und 
beschloss  derselbe  am  G.Juli  1872  die  Beibehaltung  des  Status  quo, 
beziehungsweise  einstweiliges  Aufsichberuhenlassen  des  (Jegenstan- 
des,  velchem  Beschluss  dann  auch  der  Nationalrath  am  12.  Juli  1872 
beitrat.  *)  Bei  Berathung  des  neuen  Bundesgesetzes  über  die  Post- 
taxen vom  10.  August  1876  wurde  eine  neue  daherige  Anregung 
Seitens  des  Bundesrathes  gemacht,  der  speziell  darauf  hinwies,  wie 
seit  Annahme  der  neuen  Bundesverfassung  die  Kantone  aufgehört 
in  direkter  Weise  an  den  Erträgnissen  der  Post  theilzunehmen ; 
dass  selbe  durch  Uebemahme  der  Militärlasten  durch  den  Bund 
reichlich  entschädigt  worden  seien,**)  und  nunmehr  der  Augen- 
blick gekommen  sein  dürfte,  mit  Rücksicht  auf  die  grossen  finan- 
ziellen Leistungen  des  Bundes  den  E^antonen  die  Portofreiheit  zu 
entziehen,  —  dies  um  so  mehr,  da  man  auch  anderorts  im  Aus- 
lande, ja  selbst  in  dem  Bemer  Vertrag  über  den  internationalen 
Postverkehr  es  für  zweckmässig  erachtet  hat,  von  dem  bisherigen 
System  abzugehen.  Eine  Mehrheit  für  eine  solche  rationelle  Aen- 
derung  liess  sich  jedoch  in  den  Räthen  nicht  finden,  wohl  weil  man 
eben  die  bisherige  Einrichtung  als  eine  äusserst  bequeme  gefun- 
den hatte,  und  darum  Seitens  der  Kantone  nicht  darauf  verzichten 
wollte.  Es  blieb  somit  bei  der  amtlichen  Portofreiheit  für  Korre- 
spondenzen in  der  Schweiz,  wie  selbe  bisher  bestanden  hatte. 
Die  Feststellung  der  jährlichen  Entschädigungssummen, 

*)  Bundesbl.  1872  III.  131. 

♦*)  Als  zur  Zeit  der  Revisionsverhandlangen  1871/72  eine  Berechnimg  be- 
züglich der  vom  Bimd  zu  übernehmenden  Militärlasten  gemacht  wurde,  war 
auch  die  Aufhebung  der  amtlicheu  Portofreiheit,  zur  Erleichterung  der  vom 
Bund  zu  tragenden  finanziellen  Leistungen,  in  Aussicht  genommen  worden. 
Protokoll  des  Nationalrathes  1871/72  S.  88. 
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welche  früher  die  Eidgenossenschaft  den  Kantonen  nach  Anleitung 
der  ZifiF.  4  des  Art.  33  der  Bundesverfassung  von  1848  für  die 
Abtretung  des  Postregals  zu  bezahlen  hatte,  war  erfolgt  durch 
Bundesbeschluss  vom  24.  Juli  1852.  Es  blieb  dabei  sämmtlichen 
Kantonen,  soweit  sie  mit  den  Entschädigungshestimmungen  der 
Bundesversammlung  nicht  einverstanden  waren,  der  verfassungs- 
mässige Rechtsweg  vor  das  Bundesgericht  geöffnet;  nur  behielt 
sich  der  Bund  auch  seinerseits  das  Recht  vor,  gegenüber  dei 
Kantonen,  welche  ihre  Postentschädigungen  vor  Gericht  bringen 
würden ,  auf  zugestandene  Ansätze  zurückzukommen  und,  falls  cie 
Entschädigung  eines  Kantons  wegen  Vertragsverhältnissen  nait 
einem  andern  Kanton  erhöht  werden  sollte,  die  Entschädigung 
dieses  letztem  Kantons  um  das  Mass  dieser  Erhöhung  herabzu- 
setzen. *)  —  Auf  Grundlage  dieser  Bestimmungen  wurde  von  den 
Kautonen  Neuenburg,  Basel-Landschaft  und  Uri  die 
ihnen  durch  die  Bundesversammlung ,  beziehungsweise  den  Bundes- 
rath  ausgesetzte  Postentschädigung  weiter  gezogen  an  das  Bundes- 
gericht. Durch  den  Entscheid  dieses  Tribunals  wurden  die  an 
Neuenburg  und  Basel-I^andschaft  zu  bezahlenden  Summen  einiger- 
massen  erhöht,  wobei  indessen  im  letztern  Falle  die  Postcntschädi- 
gung  von  Basel-Stadt  verhältnissmässig  erniedrigt  wurde ;  Uri 
wurde  mit  seiner  Reklamation  abgewiesen.  Nach  der  Erledigung 
dieser  Prozesse  stellt  sich  die  bereinigte  Scala  der  Postentschädi- 
gungen   für  die  Kantone   folgendermassen  heraus: 

Neae  Wahrung. 

Zürich  sollte  beziehen 

Bern  »  » 


Luzern  »  > 

Uri  »  » 

Schwyz  »  » 

Unterwaiden  ob  dem  Wald  »  » 

Unterwaiden  nid  dem  Wald  »  » 

Glarus  »  » 

Zug  »  » 

Freiburg  w  » 

Solothum  »  » 


Fr.  232,138.  46. 

»  249,252.  48. 

»  57,958.  18. 

»  29,771.  10. 

)>  2,857.  14. 

>  342.  86. 

»  228.  57. 

»  10,329.  83. 

»  3,285.  71. 

»  20,320.  52. 

»  10,490.  9S. 


üebertrag     Fr.     616,975.  78. 


*)  A mtl.  Samml.  III.  237-242. 


§  5.   ] 

?ostwesen. 

553 

üebertrag 

Fr. 

010,975.  78. 

Basel-Stadt 

sollte  beziehen 

» 

119,065.  25. 

Basel-IiaTiHschaft 

V 

» 

» 

16,758.  61. 

Schaffliausen 

» 

> 

» 

3,181.  82. 

Appenzell- Ausserrhoden 

>' 

> 

)» 

14,285.  71. 

Appenzell-Innerrlioden 

V 

» 

» 

342.  86. 

St.  Gallen 

» 

x- 

» 

89,084.  76. 

Graubünden 

» 

V 

V 

33,549.   19. 

Aargau 

V 

t 

V 

146,694.  43. 

Thurgau 

>■ 

» 

> 

25,454.  55. 

Tessin 

» 

» 

> 

14,908.  96. 

Waadt 

» 

» 

» 

207,812.  91. 

Wallis 

V 

>^ 

» 

26,488.  07. 

Neuenburg 

>> 

» 

» 

74,676.  33. 

Genf 

» 

» 

» 

97,281.   71. 

Fr.  1,486,560.  94.*) 
Eigenthümliche  Verhältnisse  bestanden,  wie  bereits  angedeutet 
wurde,  im  Kanton  Seh  äff  hausen,  indem  hier  das  Postregal,  in 
Folge  eines  Kaufvertrages  vom  Jahr  1833,  als  ein  Erblelieu  dem 
Fürsten  von  Thurn  und  Taxis  zustand,  welcher  dem  Kanton  bloss 
einen  jährlichen  Canon  von  1500  Gulden  dafür  bezahlte.  Der 
Bundesrath  hatte  nun  wegen  der  Entschädigung  fiir  die  Abtretung 
seines  Rechtes  mit  dem  Fürsten  sich  in's  Vernehmen  zu  setzen 
und  es  kam  nach  mehrjälirigen  Unterhandlungen  eine,  von  der 
Bundesversammlung  ratifizirte  Uebereinkunft  zu  Stande,  nach  wel- 
cher Thurn  und  Taxis  mit  der  Summe  von  150,000  Fr.  sich  aus- 
kaufen Hess.  In  diesem  Betrage  war  jedoch  der  auf  5300  fi.  an- 
geschlagene Werth  des  von  der  Eidgenossenschaft  übernommenen 
Postmaterials  inbegriffen.  **) 

Das  Rechtsverhältniss  zwischeij  dem  Bunde  und  den  Kantonen 
im  Allgemeinen ,  wie  es  durch  Art.  33  ZifiF.  4  litt,  a  der  Bundes- 
verfassung von  1848  mit  Hinsieht  auf  die  für  Abtretung  des  Post- 
regals zu  bezahlenden  Entschädigungen  festgesetzt  war,  gab  im 
Laufe  der  Zeit  noch  Veranlassung  zu  einer  äusserst  wichtigen  Aus- 
einandersetzung.    Die  bedeutende  Ermässigung  der  T.arife,  welche 


*)  Bundesbl.  1859  I.  596. 
*♦)  Amtl.  Samml.  III.  650—656. 
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nur  allmälig  in  Vermehrung  der  Briefe  und  Fahrpoststücke  eine 
Ausgleichung  fand,  und  die  Erstellung  der  Eisenbahnen,  welche 
der  eidgenössischen  Postverwaltung  den  Transport  der  Reisenden 
auf  den  meisten  grössern  Verkehrslinien  entzogen,  hatten  die  noth- 
wendige  Folge,  dass  der  Reinertrag  des  Postwesens  nicht  immer 
hinreichte,  um  den  Kantonen  die  scalamässige  Entschädigung  zu 
bezahlen,  und  daher  der  Bund  zuweilen  von  der  ihm  im  Nachsatze 
von  Ziflf.  4  litt,  a  eingeräumten  Befugniss  auf  eine,  für  die  Finanzen 
der  Kantone  sehr  empfindliche  Weise  Gebrauch  machte.  Es  ergaben 
sich  nämlich  in  den  ersten  zehn  Jahren  nach  vollzogener  Centrali- 
sation  des  Postwesens  folgende  Resultate: 


Zahlang  an  die  Kantone. 

Weniger  als  die  Seal«.    Mebrertmg  des  Postwetens. 

1849 

Fr. 

1,050,064.  55. 

Fr. 

414,665. 

32. 

1850 

» 

7.58,212.  95. 

» 

707,159. 

78. 

1851 

» 

1,180,328.  94. 

» 

285,043. 

89. 

1852 

» 

1,481,957.   18. 

» 

Fr.  220,554.  65. 

1853 

» 

1,481,977.  08. 

» 

— 

»     204,242.  91. 

1854 

» 

1,486,560.  92. 

» 

»      62,436.  78. 

1855 

» 

1,208,717.  83. 

» 

277,843. 

09. 

1856 

» 

1,486,560.  92. 

» 

»     150,372.  06. 

1857  1 

» 

1,486,560.  92. 

» 

»       37,302.  78. 

1858 

» 

957,193.  29. 

» 

529,367. 

63. 

Fr.  2,214,079.  71.     Fr.  674,909.  18. 

Die  Rechnungen  der  eidgenössischen  Postverwaltung  wurden 
hierbei  in  der  Weise  geführt,  dass  jährlich  nur  die  Baareinnahmen 
und  die  Baaruusgaben  in  denselben  zusammengestellt,  die  Be- 
wegungen des  Postmaterial-Inventars  dagegen  lediglich  im  Ver- 
mögenstatus verzeigt  wurden.  Der  Ueberschuss  der  Baareinnahmen, 
so  weit  er  nicht  die  Scalasumme  überstieg,  wurde  den  Kantonen 
als  Reinertrag  der  Posten  vergütet.  Betrug  der  Kassasaldo  weniger 
als  die  Scalasumme,  so  wurde  der  Minderbetrag  den  Kautonen 
nach  Verhältniss  ihrer  Scalatreffnisse  in  Abzug  gebracht.  Ergab 
sicli  dagegen  für  die  Eidgenossenschaft  ein  Gewinn,  so  wurde  der- 
selbe theils  an  die,  dem  Fürsten  von  Thum  und  Taxis  zu  ent- 
richtende Auskaufssumme,  theils  namentlich  an  die  Abbezahlung 
des  Kapitals  verwendet,  das  die  Postverwaltung  für  das  von  den 
Kantonen  übernommene  Postmaterial  schuldig  geworden  war.  Auf 
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diese  Weise  erwarb  der  Bund  allroälig  freies  Eigenthum  an  einem 
Inventar,  dessen  Benutzung  der  Postverwaltung  ohne  Verzinsung 
überlassen  wurde.  Schon  im  Juli  1856  äusserte  die  ständeräth- 
liche  Kommission,  welche  den  bundesräthlichen  Geschäftsbericht  zu 
prüfen  hatte,  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  dieser  Rechnungs- 
führung und  es  wurde  auf  ihren  Antrag  der  Bundesrath  eingeladen 
zu  untersuchen:  »1)  Ob  für  den  Fall,  dass  der  Postertrag  unter 
der  festgesetzten  Scalasumme  bleibe,  nicht  der  Mehrertrag  des  In- 
ventars des  Postmaterials  im  betreffenden  Jahre  dem  an  die  Kan- 
tone zu  vertheilenden  Reinertrage,  wie  er  bisher  berechnet  wurde, 
beizufügen  sei;  2)  ob  nicht  der  Ueberschuss  der  Posteinnahmen 
zur  Deckung  allfallig  sich  ergebender  Defizite  in  einen  Reserve- 
fond zu  legen  wäre.« 

Nach  eingeholtem  Bericht  des  Bundesrathes,  der  mit  Botschaft 
vom  18.  Juli  1869  das  bisherige  Verfahren  zu  rechtfertigen  gesucht 
hatte,   beschloss   die  Bundesversammlung  am  20.  Januar  1860:*) 

1)  Wenn  der  Reinertrag  der  Postverwaltung  zur  vollständigen 
Entschädigung  der  Kantone  nicht  ausreicht,  so  ist  der  Ausfall  beim 
Rechnungsabschlüsse  zu  Gunsten  derselben  vorzumerken. 

Uebersteigt  in  einem  nachfolgenden  Jahre  der  Reinertrag  die 
den  Kantonen  zukommende  Entschädigungssumme,  so  wird  der 
Ueberschuss  zur  Nachvergütung  an  die  Kantone  verwendet ,  bis 
dieselben  für  alle  Ausfälle  der  frühem  Jahre,  jedoch  ohne  Hinzu- 
rechnung der  Zinsen,  gedeckt  sind. 

Weitere  Ueberschüsse  fällen  in  die  Bundeskasse,  ohne  dass  bei 
spätem  Ausfällen  auf  dieselben  zurückgegriffen  werden  darf. 

2)  Die  Beschaffung  des  zum  Betriebe  der  Postverwaltung  er- 
forderlichen Materials  ist  Sache  des  Bundes.  Der  Inventarwerth 
ist  von  der  Postverwaltung  der  Bundeskasse  jährlich  mit  4  7o  zu 
verzinsen,  und  ebenso  hat  sie  den  Bund  für  die  allmälige  Ent- 
werthung  des  Materials  in  angemessener  Weise  zu  entschädigen. 

3)  Die  im  Jahr  1853  an  den  Fürsten  von  Thurn  und  Taxis 
für  Abtretung  der  schaffhausenschen  Posten  geleistete  Entschädi- 
gung ist  vom  Bunde  zu  tragen;  dagegen  ist  ihm  die  betreffende 
Summe  alljährlich  mit  4  ^^  von  der  Postverwaltung  zu  verzinsen. 

4)  Zur  abschliesslichen  Regulirung  der  bisherigen  Differenzen 

♦)  Amtl.  Samml,  VI.  420-421.  Vergl.  Bnndesbl.  1869  I.  571—573. 
II.  267-268.     1860  I.  169—228. 


556  Kap-  V.    Sorge  für  die  gemeinsame  Wohlfahrt. 

hat  die  Bundeskasse  an  die  Kantone,  nach  Massgabe  der  Scala  der 
Posteutschädigungen ,  den  reellen  Werth  des  Postinventars,  nach 
Abzug  der  darauf  haftenden  Schuld  und  mit  Zurechnung  der  an 
Thurn  und  Taxis  verausgabten  Summe,  und  zwar  verzinslich  vom 
1.  Januar  1860  an,  ausbin  zu  bezahlen,  wogegen  alle  aus  frühern 
Rechnungen  abgeleiteten  weitern  Ansprüche  der  Kantone,  sowie 
des  Bundes  beiderseitig  als  abschliesslich  erledigt  zu  betrachten  sind. 

In  Folge  dieses  Beschlusses  bezahlte  die  Bundeskasse  der  Post- 
verwaltung zu  Händen  der  Kantone  den  Werth  des  Postniaterials, 
nach  Abzug  der  darauf  haftenden  Schuld,  sowie  die  Auslösungs- 
summe an  Thurn  und  Taxis  zusammen  mit  Fr.  879,477.  91.  Da- 
gegen wurden  der  Bundeskasse  im  Jahr  1860  zum  ersten  Male  die 
Zinsen  des  gesammten  Postmaterials  und  der  Minderwerth  des  In- 
ventars aus  der  Postkasse  vergütet.*) 

1860  und  1861  konnte  übrigens  wieder  nicht  der  volle  Betrag 
der  Entschädigungsscala  den  Kantonen  ausbezahlt  werden.  Solches 
wiederholte  sich  auch  in  spätem  Jahren,  da  die  immer  steigenden 
Anforderungen  an  das  Postwesen  eine  die  successive  ^'ergrösserung 
der  Einnahmen  weit  übersteigende  Vermehrung  der  Ausgaben  mit 
sich  brachten.  Dazu  kam  noch,  dass  die  Bundesvei'sammlung  sich 
genöthigt  sah,  wegen  der  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  ein- 
getretenen Erhöhung  der  Lebensmittelpreise,  die  gegen  früher  einen 
Aufschlag  von  mindestens  40  7ü  repräsentirten,  vorerst  provisorisch 
durch  Bundesbeschluss  vom  21.  Christmonat  1872  die  Besoldung 
der  untern  Postangestellten**)  und  hernach  durch  ein  neues  all- 
gemeines Besoldungsgesetz  der  eidgenössischen  Beamten  vom  2.  Au- 
gust lvS73  die  Besoldung  sämmtlicher  Postbeamten  und  Angestellten 
definitiv  zu  erhöhen.***)  Diese  Gehaltsverbesserungen  allein  ver- 
ursachten der  Postverwaltung  im  Jahr  1873  eine  Mehrausgabe  von 
Fr.  1,283,702.  t)  Eine  weitere  Auszahlung  der  Fr.  1,486,560.94 
an  die  Kantone  wäre  daher  in  der  Folge  höchst  problematisch 
geworden,  so  dass  durch  vollständige  Ueberlassüng  der  Posterträg- 
nisse an  den  Bund  Seitens  der  Kantone  kaum  eine  nennenswerthe 
Leistung  an   letztem   geschehen    ist.     Noch   darf  jedoch    erwälmt 

*)  Bundesbl    i861  I.  605. 
**)  Amtl.  Samml.  XI.  28. 

***)  Ebenda  S.  279.    Vergl.  Bundesbl.  1872  III.  563. 
t)  Geschäftsbericht  f.  1871  S.  12. 
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werden,  dass,  als  die  Bundeskasse  im  Jahr  1874  auf  Rechnung 
der  Posterträgnisse  genannten  Jahres  irrthümlicherweise  den  Kan- 
tonen Fr.  210,203.  12  zu  viel  ausbezahlt  hatte,  dieser  Betrag, 
gemäss  einem  bei  Anlass  der  Geschäftsprüfung  von  der  Bundes- 
versammlung gefassten  Beschlüsse,  durch  die  Kantone  wieder  rück- 
vergütet wurde.*) 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Postverwaltung  er- 
zeigen in  dem  letzten  Dezennium,  verglichen  mit  einigen  frühem 
Jahren,  ein  übersichtlich  Bild  der  Entwicklung  unseres  Postwesens 
darstellend,  folgende  Ergebnisse:**) 

Einnahmen.  Aasgaben.  Beinelnnahmen. 

1849  fr.    4,498,327.85  Fr.    3,848,263.  30  Fr.  1,050,464.  55. 

1850  »  7,188,871.20  »  4,430,658.25  »  758,212.95. 
1855  »  7,713,587.31  »  6,504,869.48  »  1,208,717.83. 
1860      »     6,916,911.56     »     5,750,488.58     »1,166,422.98. 

1865  »      8,348,173.07     »     6,857,306.35  »   1,490,866.72. 

1866  )>      8,617,815.66     »     7,414,054.70  »   1,203,760.96. 

1867  .)     8,770,428.37     »     7,653,584.54  »   1,116,843.83. 

1868  »     8,814,715.57     »     7,885,615.34  »      929,100.23. 

1869  »    -9,447,717.45     »     8,140,816.22  »   1,306,901.23. 

1870  »     9,503,839.07     »     8,382,513.74  »   1,121,325.33. 

1871  »    11,258,501.71     »     9,511,317.40  »   1,747,184.31. 

1872  »    12,083,952.33     »   10,282,613.33  »   1,801,339.—.- 

1873  »13,522,914.10     »12,678,075.32  »      844,838.78. 

1874  »    14,465,621.70     »13,932,544.58  »      533,077.12. 

1875  »    14,591,970.88     »   14,452,738.38  »      139,232.50.***) 
Man  sieht  aus  diese-r  Zusammenstellung,  dass  sich  die  Rein- 
einnahmen der  Postverwaltung  in  sehr  bedeutender  Weise  reduzirt 
haben.  Wenn  dies  auch  früher  nicht   in  diesem  Umfang   geahnt 

♦)  Geschäftsbericht  für  1876  S.  3. 

*♦)  Schweiz.  Post-  und  Telegraphen-Statistik  1875  8.  101,  102. 
♦**)  Das  Geschäftsjahr  1875  weist  für  den  Postdienst  folgende  Daten  auf: 
es  bestanden  789  Postbüreaux  und  1928  Postablagen;  die  Gesammtzahl  der 
Beamten  und  Angestellten  betrug  5148;  es  wurden  befördert  1,441,298  Reisende, 
68,075,273  Briefe  (25,2  Briefe  auf  den  Kopf,  ein  Yerhältniss,  das  nur  von  Eng- 
land Übertroffen  wird),  interne  Fahrpoststücke  6,892,511,  interne  Geldanwei- 
sungen Fr.  161,573,664,  interne  Nachnahmen  Fr.  13,710,604,  Zeitungen,  nur 
schweizerische  gerechnet,  42,386,283  Blätter.  Schweiz.  Post-  und  Telegraphen- 
Statistik  1875,  S.  100,  104,  111,  121,  136,  187. 
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wurde,  so  ist  doch  nicht  zu  übersehen,  dass  von  Anfang  an,  seit 
Uebemahme  des  Postwens  durch  den  Bund,  der  Sinn  und  Geist, 
von  dem  die  ganze  Gesetzgebung  und  Verwaltung  ausging,  offenbar 
weit  weniger  auf  Förderung  fiskalischer  Interessen,  als  auf  Erleich- 
terung des  Verkehrs,  auf  Hebung  der  Industrie  und  der  Volks- 
wohlfahrt gerichtet  war! 

Der  Art.  36  der  neuen  Bundesverfassung  lautet  folgendermassen: 

Art.  86.  Das  Post-  und  Telegraphentcesm  im  ganzen  Umfange 
der  Eidgenossenschaft  ist  Bmidessaclie. 

Der  Ertrag  der  Post-  und  Telegraphepwen^HÜtung  fällt  in  die 
eidgenössische  Kasse. 

Die  Tarife  werdest  im  ganzeti  Gebiete  der  Eidgenosseiischaft 
n<irh  den  gleichen,  mögliclist  billigen  Grundsätzen  bestimmt. 

Die  Unrerletzlichkeit  des  Post-  und  Telegraplmigeheimnisses  iä 
gewährleistet. 

§  6.  Telegraphen. 

Zur  Zeit,  als  die  Bundesverfassung  von  1848  entworfen  wurde, 
war  der  elektrische  Telegraph,  diese  werthvoUe  Erfindung  der 
jüngsten  Vergangenheit,  in  Europa  noch  wenig  verbreitet  und  in 
der  Schweiz  nicht  viel  mehr  als  dem  Namen  nach  bekannt;  es 
fehlte  daher  an  der  praktischen  Veranlassung,  eine  darauf  bezüg- 
liche Bestimmung  in  die  Bundesver&ssung  aufzunehmen,  wie  es  in 
Bezug  auf  das  Postwesen  und  andere  Verwaltungszweige,  deren 
Centralisation  für  nöthig  erachtet  wurde,  geschah.  Kaum  aber 
waren  seit  der  Begründung  des  neuen  Bundes  drei  Jahre  verflossen, 
so  fühlte  man  in  Folge  der  grössern  Verbreitung,  welche  das  Tele- 
grapheninstitut inzwischen  in  den  Nachbarstaaten  gefunden  hatte, 
sowie  der  gewaltigen  Wirkungen,  die  es  im  täglichen  Handels- 
verkehre wie  in  den  politischen  und  militärischen  Beziehungen  der 
Staaten  und  Völker  zu  einander  äusserte,  auch  in  der  Schweiz  aufs 
lebhafteste  das  Bedürfniss,  dieses  grossartige  neue  Verkehrsmittel 
sich  anzueignen,  um  namentliah  in  der  für  unser  Vaterland  so 
wichtigen  Industrie  nicht  hinter  andern  Nationen  zurückzubleiben. 
Vor  der  Bundesverfassung  von  1848  hätte  die  Erstellung  von 
Telegraphenlinien  kaum  anders  als  durch  Privatgesellschaften  ge- 
schehen können,  die  ohne  Zweifel  nicht  ohne  grosse  Schwierigkeiten 
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die  nöthigen  Conzessionen  von  Seite  der  Kantonsregierungen  er- 
langt hätten;  jetzt  richtete  man  von  allen  Seiten  vertrauensvoll 
die  Blicke  auf  die  Bundesbehörden,  von  denen  man  voraussetzte, 
dass  sie  in  dieser  Angelegenheit  von  der  grössten  nationalen  Be- 
deutung die  Initiative  ergreifen  würden.  Sie  fanden  sich  auch 
dazu  um  so  eher  bereit,  als  es  sich  nicht,  wie  bei  einem  schwei- 
zerischen Eisenbahnnetze,  um  ein  ausserordentlich  kostspieliges 
Unternehmen,  sondern  nur  um  eine  bescheidene  Ausgabe  für  die 
Eidgenossenschaft  handelte,  welcher  zu  diesem  Behufe  von  Seite 
der  zunächst  betheiligten  Industriellen  bedeutende  unverzinsliche 
Vorschüsse  angeboten  wurden.  Man  war  in  den  Bundesbehörden 
ziemlich  einig  darüber,  dass  der  Bund  die  Errichtung  der  Tele- 
graphen in  seine  Hand  nehmen  solle ;  nur  über  die  Motivirung  des 
daherigen  Beschlusses  war  man  verschiedener  Ansicht.  Der  Bundes- 
rath  wollte  an  das  Postregale  anknüpfen  und  geradezu  den 
Satz  aussprechen,  dass  dieses  dem  Bunde  vorbehaltene  Recht  auch 
die  Befugniss  in  sich  schliesse,  den  Bau  und  Betrieb  von  Telegra- 
phen unter  eidgenössische  Leitung  zu  nehmen.  dEs  lässt  sich 
nämlich  nicht  bestreiten,«  sagt  die  bundesräthliche  Botschaft,  >dass 
die  Mittheilungen  mittelst  der  Telegraphen  in  der  Wesenheit  nichts 
anderes  sind  als  die  Briefkorrespondenzen,  deren  Beförderung  nach 
dem  Postregalgesetz  dem  Bunde  ausschliesslich  vorbehalten  ist. 
Unter  gemeinschaftlicher  Leitung  kann  ein  Institut  das  andere 
unterstützen.  Die  telegraphischen  Depeschen  werden  den  StoflF  zu 
weitem  ausführlichen  Korrespondenzen,  zu  öftem  Mittheilungen 
durch  die  Post  geben  und  die  vermehrte  Korrespondenz  wird  das 
Bedürfiiiss  zu  öfterer  Benutzung  der  Telegraphen  hervorrufen.  Je 
nach  Herabsetzung  der  Taxen  könnte  aber  auch  der  grössere  Theil 
der  Korrespondenzen  von  der  Post  auf  die  Telegraphen  abgeleitet 
tmd  damit  der  Ertrag  der  Briefpost  auf  die  Hälfte,  auf  einen  Dritt- 
theil  reduzirt  werden.  Wir  hielten  es  aber  unserer  Stellung  nicht 
angemessen,  der  Bundesversammlung  einen  Vorschlag  zu  bringen, 
nach  welchem  die  Ausbeutung  des  neuen  Institutes  der  freien  Kon- 
kurrenz von  Privaten  überlassen  und  dadurch  die  Kantone  eines 
grossen  Theiles  der  ihnen  in  der  Bundesverfassung  verheissenen 
Einnahme  unvermeidlich  beraubt  worden  wären,  a  Die  national- 
räthliche  Kommission  hingegen  verwarf  die  Motivirung  des  Bundes- 
rathes,  gegen  welche  ohne  Zweifel  Manches  sich  einwenden  liess, 
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und  wollte  einfach  an  Art.  21  der  Bundesverfassung  anknüpfen, 
kraft  welchem  dem  Bunde  das  Recht  zusteht,  >im  Interesse  der 
Eidgenossenschaft  auf  Kosten  derselben  öflFentliche  Werke  zu  er- 
richten.« In  der  Bundesversammlung  wurde  begreiflicher  Weise 
die  Frage  nicht  von  einem  theoretischen  Standpunkte  aus  diskutirt, 
sondern  man  fand  es  der  möglichen  Schlussfolgenmgen  wegen  be- 
denklich, den  Art.  21  anzurufen,  weil  zur  Zeit,  als  es  sich  um  die 
Einführung  der  Telegraphen  handelte,  der  Entscheid  über  Staats- 
oder Privatbau  der  Eisenbahnen  vor  der  Thüre  stand.  Aus  diesem 
Grunde  wurde  in  den,  dem  Bundesgesetze  vom  23.  Dezember  1851 
vorausgeschickten  Motiven,  neben  »der  ausserordentlichen  F^ntwick- 
lung,  welche  die  elektrischen  Telegraphen  in  den  Nachbarstaaten 
erhalten  haben  und  der  grossen  Wichtigkeit,  welche  die  Errichtung 
derselben  für  die  Schweiz  in  politischer  und  volkswirthschaftlicher 
Beziehung  hat, tt  ferner  noch  erwähnt:  »dass  der  Bau  und 
Betrieb  von  Telegraphen  in  enger  Verbindung  mit 
dem  Postrogale  steht.«*) 

Das  Bundesgesetz  vom  23.  Dezember  1851,  durch  welches  das 
Telegrapheninstitut  in  der  Schweiz  eingeführt  wurde,  beschränkte 
sich  darauf,  einige  allgemeine  Grundsätze  aufzustellen  und  im 
Uebrigen  dem  Bundesrathe  ausgedehnte  Vollmachten  zu  ertheilen. 
Der  Bund  nahm  darin,  eben  auf  das  Postregal  gestützt,  gleich  wie 
es  in  Frankreich  der  Fall  war.**)  das  ausschliessliche  Recht 
für  sich  in  Anspruch,  elektrische  Telegraphen  in  der  Schweiz  zu 
errichten  oder  die  Erstellung  derselben  zu  bewilligen.  Dem  Um- 
stände, dass  der  Bund  das  Telegraphenwesen  nicht  der  Privat- 
industrie und  Privatspekulation  überliess,  sondern  dasselbe  als 
Regal  in  eigene  Hand  nahm,  ***)  den  Telegraphenverkehr  im  Innern 
der  Schweiz,  wie  im  Anschluss  an  das  Ausland  nicht  allein  ein- 
heitlich ordnete,  sondern  auch  direkt  besorgte,  und  dabei  keines- 
wegs fiskalische  Interessen   in  den  Vordergrund   drängte ,    sondern 

*)  Amtl.  Samml.  III.  1—5.  Bundeshl.  1851  III.  283  -290,  319-322, 
331-344. 

♦*)  Das  französische  Dekret  vom  27.  Dezember  1851,  §  1,  erklärte:  Au- 
cune  ligne  t^Iegraphiqiie  ne  peut  etre  ötablie  ou  employ^  ä  la  transmission  des 
correspondances  que  par  le  gouvernement  ou  avec  son  autorisation. 

***)  Vergl.  Dr.  F.  Meili  das  Telegrapbenrecht.  2.  Ausgabe.  Erstes  Ka- 
pitel: Staats-  und  Privattelegrapbenbau. 
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nur  die  Erleichterung  und  Sicherheit  des  Verkehrs  im  Auge  hatte, 

—  diesem  Umstände  ist  es  zu  verdanken,  dass  die  Schweiz  im 
Laufe  von  wenigen  Jahren  einen  so  enormen  Aufschwung  im  Tele- 
graphenverkehr  genommen  hat.*) 

Soweit  an  Private  Konzessionen  ertheilt  wurden,  geschah  solches 
stets  durch  den  Bundesrath.  Die  Bedingungen,  auf  denen  sie  be- 
ruhten, waren  sehr  verschieden  gehalten.  Bei  den  Bahntele- 
graphen, sei  es  dass  selbe  selbstständig  neu  erstellt  wurden  oder 
die  Bewilligung  zur  Mitbenützung  der  Telegraphenstangen  der  Eid- 
genossenschaft erhielten,  wurde  stets  zur  Bedingung  gemacht,  dass 
selbe  nur  zu  dienstlichen  Zwecken  benutzt  werden  dürfen ;  erstellte 
eine  Bahn  eine  eigene  Telegraphenlinie,  so  behielt  sich  der  Bund 
das  Recht  vor,  an  den  Bahntelegraphen  auch  eigene  Drähte  anzu- 
bringen ;  in  einem  Falle  geschah  dies  unter  der  gleichzeitigen  Ver- 
pflichtung, der  Bahn  unentgeltlich  die  betreffenden  Eisenstangen 
zu  liefern;  im  Uebrigen  behielt  sich  der  Bund  das  Recht  vor, 
jeder  Zeit  die  Konzession  zurückziehen  zu  dürfen;  Konzessions- 
gebühren wurden  nur  in  zwei  Fällen  ausbedungen,  während  im 
Ganzen  10  Konzessionen  für  Bahntelegraphen  ertheilt  wurden.**) 
Seit  Erlass  des  Bundesgesetzes  über  Bau  und  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen vom  23.  Ghristmonat  1872  bedürfen  die  Bahntelegraphen 
keiner  besondem  Konzession  mehr,  indem  ihnen  das  Recht  zur 
Erstellung  von  Telegraphendrähten  längs  der  Bahn  behufs  Beför- 
derung dienstlicher  Depeschen  durch  Art.  23  genannten  Gesetzes 
eingeräumt  ist.  ***)  Nähere  Erläuterung,  was  unter  Dienstdepeschen 
zu  verstehen  sei,  gibt  ein  Bundesrathsbeschluss  vom  17.  März  1875.f) 

—  Bei  Ertheilung  von  Konzessionen  an  Privatpersonen  (Fab- 
rik-Etablissements, Gasthöfe)  und  städtische  Polizeibehörden  (Poli- 
zeikommission der  Stadt  Zürich)  geschah  solches  gleichfalls  nur  zu 

*)  Im  Jahr  1875  wurden  in  der  Schweiz  in  1002  TelegraphenbQreau 
2,062,439  Depeschen  aufgegeben  — ;  mit  den  internationalen  Depeschen  «34,466, 
wurden  somit  im  Ganzen  2,896,925  Depeschen  befördert,  welche  einen  Durch- 
schnittsertrag von  64  Rappen  per  Depesche  erbrachten,  während  die  Kosten 
im  Durchschnitt  auf  70,7  Rappen  per  Depesche  sich  beliefen.  Schweiz.  Post-  und 
Telegraphenstatistik  für  1875,  S.  149,  163,  15(). 

*♦)  Amtl.  Samml.  VI.  279,  280,  314.    VTII.-  397—409.     IX.  565,  567. 
Bundesbl.  1871  I.  845.  1872  I.  809,  1875  IV.  1. 

***)  Amtl.  Samml.  XI.  9. 
t)  Amtl.  Samml.  N.  F.  I.  441. 

Blumer,  Handbuch.  56 
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eigenen  geschäftlichen  Mittheilungen ;  bei  einzelnen  ausnahmsweise 
in  dringlichen  Fällen  auch  für  Benutzung  durch  Drittpersonen, 
jeclpch  unter  der  Verpflichtung  der  Erhebung  und  Ablieferung  der 
reglementarischen  Telegraphentaxe  an  die  eidgenössische  Tele- 
graphenverwaltung; bei  zwei  Konzessionen  geschah  die  Erstellung 
und  Unterhaltung  der  Privatleitungen  und  Apparate  auf  Kosten 
des  Bundes,  der  dagegen  P^igenthümer  dieser  Linien  und  Apparate 
blieb ;  als  Aequivalent  hatten  die  Konzessionäre  dafür  einen  jähr- 
lichen Micthzins  zu  bezahlen;  Konzessionen  wurden  im  Ganzen  11 
an  Privaten  ertheilt,  8  mit  Festsetzung  einer  Konzessionsgebühr, 
alle  mit  dem  Vorbehalt,  Seitens  des  Bundes  jeder  Zeit  die  Kon- 
zession zurückziehen  zu  dürfen ;  seit  dem  Jahr  1865  ist  diesem 
Vorbehalt  jeweilen  l)eigefugt  worden ,  dass  solcher  Rückzug  jeder 
Zeit  ohne  irgend  welche  Entschädigung  geschehe.*) 

Die  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  23.  Dezember  1851 
wurden  neu  aufgenommen  in  das  Bundesgesetz  betreffend  die  Or- 
ganisation der  Telegraphenverwaltung  vom  10.  Dezember  1854,**) 
durch  welches  ersteres  ausser  Kraft  erklärt  und  das  neue  In- 
stitut definitiv  geordnet  worden  ist.  Als  oberste  leitende  Behörde 
wurde  auch  hier,  wie  im  Postwesen,  der  Bundesrath  aufgestellt; 
ihm  wurde  insbesondere  die  Befugniss  übertragen,  die  Richtung 
der  Linien  und  die  Orte,  wo  Haupt-  und  Zwischenbüreaux  errichtet 
werden  sollten,  zu  bestimmen.  Ebenso  steht  dem  Bundesrathe  das 
Recht  zu,  die  Telegraphenheamten  und  Bediensteten  zu  wählen; 
mit  Bezug  auf  die  letztern  kann  er  dies  Recht  auch  an  andere 
Behörden  oder  Beamte  delegiren.  Dem  bundesräthlichen  Post-  und 
Telegraphendepartement  sind  sodann  im  Telegraphenwesen  genau 
die  nämlichen  Befugnisse  wie  im  Postwesen  eingeräumt.  Unter 
ihm  steht  ein  Centraldirektor  der  Telegraphen  Verwaltung ,  dem 
ausser  einem  Adjunkten,  ein  Expeditionsbüreau,  ein  Material-  und 
ein  Kontrolbüreau  beigegeben  ist.  ***)  —  Gemäss  Bundesgesetz  vom 
19.  Ileumonat  1866  und  darauf  basirter  Verordnung  des  Bundes- 
rathes  vom  3.  August  1866  ist  das  gesammte  schweizerische  Tele- 
graphennctz  in  6  Kreise  eingetheilt.   Dem  Bundesrath  steht  das 

♦)  Am tl.  Samml.  VII.  654.   Vni.  423,  482.  IX.  595.  636.  Bundesbl. 
1870  lll.  541,  890.     1871  lll.  475.     1872  II.  257.     1876  l.  852.     II.  17 1. 
**)  Amtl.  Samml.  V.  I.     Xf.  276. 
***)  Ebenda  III.  69.    V.  1.    VI.  22G.    XL  276. 
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Becbt  zu,  die  Eintheilung  und  Begrenzung  der  Kreise  je  nach  Be- 
dürfnissen abzuändern.*)  An  der  Spitze  jedes  Kreises  steht  ein 
Inspektor ,  •  ein  Adjunkt  und  ein  Kassier.  Die  Verhältnisse  der 
Telegraphenbeamten  in  Bezug  auf  Amtsdauer,  Verpflichtungen  und 
die  den  Oberbehörden  zustehenden  Disziplinarbefugnisse  sind  durch 
das  Organisationsgesetz  über  das  Telegraphenwesen  **)  in  ähnlicher 
Weise  geregelt,  wie  diejenigen  der  Postbeamten.  In  Betreff  der 
Disziplinarstrafen  hatte  überdies  der  Bundesrath  unterm  22.  Ja- 
nuar 1855  eine  besondere  Verordnung  erlassen.***) 

Schon  das  Bundesgesetz  von  1851  hatte  verfügt :  es  sollen  zum 
Schutze  der  tel^raphischen  Einrichtungen  und  zur  Sicherung  des 
Geheimnisses  der  Mittheilungen  die  nöthigen  Strafbestimmun- 
gen erlassen  werden.  Diese  Bestimmungen  finden  sich  in  Art.  55 
und  66  des  Bundesstrafrechtes  vom  4.  Februar  1853.  Ein  Beamter 
oder  Angestellter  der  Telegraphenverwaltung,  welcher  über  den 
Inhalt  einer  telegraphischen  Nachricht  irgend  Jemanden,  für  den 
dieselbe  nicht  bestimmt  ist,  eine  Mittheilung  macht,  soll  mit  Amts- 
entsetzung bestraft  werden,  womit  in  schwerern  Fällen  eine  Geld- 
busse oder  Gefangniss  verbunden  werden  kann.  Handlungen  aber, 
durch  welche  die  Benutzung  der  Telegraphenanstalt  zu  ihren 
Zwecken  gehindert  oder  gestört  wird,  wie  z.  B.  die  Wegnahme, 
Zerstörung  oder  Beschädigung  der  Drahtleitung,  der  Apparate  und 
zugehörigen  Gegenstände,  sind  mit  Gefangniss  bis  auf  ein  Jahr, 
verbunden  mit  einer  Geldbusse,  und  wenn  in  Folge  der  gestörten 
Benutzung  der  Anstalt  ein  Mensch  bedeutend  verletzt  oder  sonst 
ein  erheblicher  Schaden  gestiftet  worden  ist,  mit  Zuchthaus  bis 
auf  3  Jahre  zu  bestrafen.!) 

lieber  die  Benutzung  der  elektrischen  Telegraphen  im  Innern 
der  Schweiz  besteht  ein  Bundesgesetz  vom  18.  Dezember  1867, 
und  eine  darauf  bezügliche  Verordnung  des  Bundesrathes  vom 
10.  Februar  1868.  ff)  Dieselben  enthalten  folgende  wesentliche 
Bestimmungen:  Jedermann  hat  das  Becht,  mittelst  der  eidgenös- 
sischen Telegraphen  zu  korrespondiren ;  eine  Verantwortlich- 

♦)  Amtl.  Samml.  VIU.  878,  884. 
♦♦)  Ebenda  V.  1—7. 
*♦♦)  Ebenda  V.  66—67. 

t)  Ebenda  III.  421,  424—426. 
+t)  Ebenda  IX.  220,  321. 
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keit  der  eidgenössischen  Verwaltung  in  Betreff  der  telegraphischen 
Korrespondenz  überhaupt  besteht  nicht,  dagegen  hat  dieselbe  alle 
zur  Sicherung  und  Beförderung  des  Dienstes  und  zur  Wahrung 
des  Depeschengeheimnisses  nöthigen  Massregeln  zu  ergreifen;  die 
Depeschen  zerfallen  in  Staatsdienst-  und  Privatdepeschen;  das 
Original  der  Depesche  muss  in  deutschen  oder  lateinischen  Buch- 
staben oder  in  arabischen  Ziffern  geschrieben  sein ;  im  Innern  der 
Schweiz  können  die  Depeschen  auch  in  geheimen  Buchstaben  ab- 
gefasst  sein;  Staats-  und  Dienstdepeschen  haben  vor  Privat- 
depeschen den  Vorrang;  jeder  Aufgeber,  der  sich  als  solcher  aus- 
weist, kann  die  Befördenmg  der  von  ihm  aufgegebenen  Depesche 
zurückhalten,  wenn  es  noch  Zeit  ist;  die  Taxe  einer  zurück- 
gezogenen internen  einfachen  Depesche  ist  jedoch  der  Verwaltung 
verfallen;  ist  die  Depesche  zu  der  Zeit,  wo  sie  der  Auftraggeber 
zurückzieht,  durch  das  Aufgabebiireau  noch  nicht  vollständig  über- 
mittelt, so  hat  er  die  Unterdrückung  derselben  schriftlich  zu  ver- 
langen, was  auf  der  Depesche  selbst  geschehen  kann;  war  die 
Depesche  bereits  übermittelt,  so  kann  der  Auftraggeber  deren 
Unterdrückung  nur  durch  eine  an  das  Bestimmungsbüreau  ge- 
richtete Depesche  verlangen.  Privattelegramme,  deren  Inhalt  aus 
Rücksichten  des  öffentlichen  Wohls  oder  der  Sittlichkeit  als  un- 
zulässig erachtet  wird,  können  sowohl  vom  Aufgabe-  als  vom  Be- 
stimmungsorte zurückgewiesen  werden;  Berufungen  dagegen  sind 
an  die  Central-Telegraphendirektion  zu  richten.  Die  interne 
Taxe  des  Telegrammes  von  20  Worten  beträgt  50  Rappen  (in 
Abänderung  der  frühern  Taxe  von  Fr.  1*),  und  für  je  10  Worte  mehr 
25  Rappen  Zuschlag;  das  Maximum  für  die  Länge  eines  Wortes 
beträgt  7  Silben;  die  in  Ziffern  geschriebenen  Zahlen  werden  für 
so  viel  Wörter  gezählt,  als  sie  Gruppen  von  5  Ziffern  enthalten, 
nebst  einem  Worte  mehr  für  den  Ueberschuss ;  die  Taxe  für  Kopien 
von  Depeschen,  welche  an  mehrere  Adressaten  in  der  nämlichen 
Ortschaft  gerichtet  sind,  wird  für  die  Telegramme  bis  auf  40  Worte 
auf  25  Rappen  und  für  grössere  Telegramme  auf  50  Rappen  be- 
rechnet. Es  gibt  Telegramme  mit  bezahlter  Antwort  und 
rekommandirte  Depeschen,  bei  welch'  letztern  das  Bestim- 
mungsbüreau dem  Auftraggeber  die  vollständige  Kopie  der  dem 

♦)  Vergl.  Am tl.  Samml.  VI.  127-128,  214—226. 
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Adressaten  zugestellten  Depesche  mit  Angabe  der  Zeit  der  Zu- 
stellung zu  übermitteln  hat,  zur  gleichen  Taxe  wie  die  Depesche 
selbst;  nachzusendende  Depeschen  befördert  das  Bestim- 
mungsbüreau  an  die  in  der  Wohnung  des  Adressaten  mitgetheilte 
Adresse.  In  der  Taxe  ist  die  unverzügliche  Beförderung  in  die 
Wohnung  des  Adressaten  inbegriffen,  wenn  diese  nicht  über  eine 
Viertelstunde  von  dem  Bureau  der  Ankunftstation  entfernt  ist ;  bei 
weiterer  Entfernung  wird  die  Depesche  ohne  weitem  Zuschlag 
durch  die  Post  oder  auf  Verlangen  durch  Extraboten  oder  Staffete 
befördert.  Die  hiefiir  zu  bezahlende  Gebühr  beträgt  für  jede  halbe 
Stunde  bei  Extraboten  50  Rappen,  bei  Staffeten  Fr.  1.  —  Die 
Depeschen  können  auch  adressirt  werden  poste  restante  oder  Tele- 
graphenbüreau  restant ;  wird  eine  Depesche  innert  6  Wochen  nicht 
reklamirt,  ist  sie  zu  vernichten;  jede  Reklamation  soll  unter 
Androhung  der  Nichtigkeit  innerhalb  dreier  Monate,  von  Erhebung 
der  Taxe  an  gerechnet,  anhängig  gemacht  werden;  für  Verkehr 
ausserhalb  Europa  beträgt  die  Frist  10  Monate.  Die  Originale 
und  Kopien  der  Depeschen,  die  Papierstreifen  mit  den  Zeichen  und 
ähnliche  Belege  sind  wenigstens  ein  Jahr  lang  unter  Beobachtung 
des  Geheimnisses  aufzubewahren ;  Originale  und  Kopien  dürfen  nur 
dem  Auftraggeber  oder  dem  Adressaten  verabfolgt  werden ;  Gesuche 
einer  Gerichtsbehörde  um  Mittheilung  eines  Telegramms  sind  an 
die  Telegraphendirektion  zu  richten.  —  Die  Telegraphenbüreaux 
zerfallen  hinsichtlich  der  Dienstzeit  in  4  Klassen :  Büreaux  mit 
ununterbrochenem  Dienst,  mit  verlängertem  Dienst  (von  Morgens 

6  Uhr  bis  Abends  11  Uhr  im  Sommer  und  von  7  Uhr  Morgens 
bis  10  Uhr  Abends  im  Winter),  mit  vollem  Tagesdienst  (Morgens 

7  resp.  8  Uhr  bis  Abends  9  Uhr),  und  beschränktem  Tagdienst 
(gleiche  Dienstzeit,  mit  Unterbruch  Mittags  12  bis  2  Uhr  und 
Abends  6  bis  8  Uhr);  Büreaux  mit  Nachtdienst  sind  diejenigen 
mit  permanentem  Dienst  und  diejenigen  mit  verlängertem  Tag- 
dienst ;*)  erstere  haben  vollständigen,  letztere  nur  theilweisen  Nacht- 
dienst. Bei  ausserordentlichen  Bewegungen  oder  öffentlichen  Un- 
glücksfallen (Aufstände,  Feuersbrünste,  Ueberschwemmungen)  sind 
Bureau  und  Apparate,  sowohl  da  wo  das  Ereigniss  stattfindet,  als 
wo  dasselbe  bekannt  wird,  zum  Dienst  stets  bereit  zu  halten. 

*)  Yergl.  A mtl.  Samml.  YII.  820—321. 
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Die  Telegrapheiilinien  im  Innern  der  Schweiz  können  laut  einer 
provisorischen  Verordnung  vom  14.  April  1874  auch  während  der 
Nachtzeit  miethweise  benutzt  werden,  gegen  eine  Taxe  von  Fr.  6 
für  die  erste  Viertelstunde  uftd  Fr.  1.  50  für  jede  weitem  5  Mi- 
nuten oder  deren  Bruchtheil.*) 

Was  die  Beiträge  betrifft,  welche  die  mit  Telegraphenbüreaux 
versehenen  Ortschaften  an  die  eidgenössische  Verwaltung  zu  leisten 
haben,  so  sind  dieselben  durch  eine  Verordnung  des  Bundesrathes 
vom  6.  August  1862  (theilweise  abgeändert  durch  Beschluss  vom 
1.  März  1867  und  13.  August  1869)  für  die  ersten  zehn  Jahre 
nach  Eröffaung  eines  Bureau  folgendermassen  geregelt :  a.  Je  nach 
Umständen  haben  sie  die  zum  Bau  und  Unterhalt  der  Linien 
nöthigen  Stangen  ganz  oder  theilweise  zu  liefern;  b.  sie  haben 
jährlich  mindestens  Fr.  100  zu  bezahlen;  c.  sie  haben  ein  zweck- 
mässiges Lokal  anzuweisen,  welches  in  der  Regel  mit  dem  Post- 
büreau  verbunden  sein  soll.  Die  unter  a.  und  c.  bezeichneten 
Naturalleistungen  können  in  Geldbeträge  verwandelt  werden.  Bei 
zweifelhafter  Ertragsfähigkeit  oder  bloss  vorübergehender  Errich- 
tung eines  Bureau ,  sowie  bei  Linien ,  welche  wesentlich  zur  Be- 
dienung von  Privatanstalten  (Bädern  u.  s.  w.)  bestimmt  sind,  können 
die  festgesetzten  gewöhnlichen  Leistungen  länger  andauern  oder 
erhöht  werden.**) 

Der  zweckmässigen  Vertheilung  der  Lasten  auf  den  Bund,  die 
Kantone  (welche  die  Linien  durch  ihre  Angestellten  zu  beaufsich- 
tigen haben),  die  Gemeinden  und  die  Eisenbahngesellschaften  (deren 
Verpflichtungen  wir  später  kennen  lernen  werden),  ist  es  zuzu- 
schreiben, dass  die  Schweiz  wohl  im  Verhältniss  zu  ihrer  Bevölke- 
rung unter  allen  Ländern  die  grösste  Zahl  von  Telegraphenbüreau 
besitzt.     Es  bestimden  nämlich  zu  Ende  des  Jahres  1875: 

während  des  ganzen  Jahres  geöffnete  Staatsbüreaux  760 

»  »    Sommers  »  n  55 

dem  Postdienst  geöffnete  Eisenbahn-Telegraphenbüreaux      84 

899 
dazu  die  Aufgabebüreaux 35 


Gesammtzahl     934. 


♦)  Bundesbl.  1874  I.  571. 

♦)  Amtl.  Samml.  VII.  329—331.    IX.  33,  961. 
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Vergleicht  man  die  Zahl  der  Büreaux  mit  der  Bevölkerung,  so 
kommt  ein  Bureau  auf  2857  Seelen.*)  Dagegen  lässt  sich  kaum 
genüglich  rechtfertigen,  dass  die  Eidgenossenschaft  auf  der  Ver- 
mittlung telegraphischer  Mittheilungen,  da  der  Kostenpreis  der 
Depesche  die  daherige  Einnahme  übersteigt,  eine  jährliche  Einbusse 
erleidet.  Wenn  ein  dem  Verkehre  dienendes  öflFentliches  Institut 
auch  nicht  als  fiskalische  Erwerbsquelle  behandelt  werden  darf,  so 
sollte  doch  ein  Zweig  der  Staatsverwaltung,  welcher  wesentlich 
Privatinteressen  dient,  seine  eigenen  Kosten  wenigstens  decken. 

§  7.   Münzwesen. 

Vor  dem  Jahr  1848  befand  sich  das  schweizerische  Münzwesen 
in  einem  Zustande  heilloser  Verwirrung,  dem  weder  Tagsatzungs- 
beschlüsse noch  Konkordate  abzuhelfen  vermocht  hatten  und  welcher 
von  den  bedenklichsten  nationalökonomischen  Folgen  begleitet  war. 
Neben  den  regellos  zu-  und  ablaufenden  fremden  Münzsorten,  welche 
in  den  verschiedenen  Kantonen  sehr  verschieden  gewerthet  waren, 
kursirte  eine  Menge  schlechter  Scheidemünzen,  welche  die  helve- 
tische Republik  und  sodann,  namentlich  zur  Mediationszeit,  die 
Kantone  aus  verkehrter  Finanzpolitik  in  einem,  das  Bedürfniss  weit 
überschreitenden  Masse  hatten  ausprägen  lassen.  Die  vielen  sich 
widerstreitenden  Münzfusse  aber  beruhten  meistens  nur  auf  ideellen 
Münzeinheiten  und  waren  grossentheils  auf  ein  sehr  kleines  Münz- 
gebiet beschränkt.  Wahrlich,  wer  diese  Zustände  noch  aus  eigener 
Erfahrung  kennt,  der  wird  nicht  anstehen,  die  Centralisation  des 
Münzwesens  als  eine  der  grössten  Wohlthaten  zu  preisen,  welche  die 
Bundesverfassung  uns  gebracht  hat !  Wie  wir  in  der  geschichtlichen 
Einleitung  gesehen  haben,  wurde  dieselbe  auch  schon  in  den  Bundes- 
entwürfen von' 1832  und  1833  angestrebt,  welche  vielleicht  nur 
zu  weit  eingehende  Bestimmungen  darüber  enthielten,  indem  das 
erste  Projekt  den  französischen  Münzfuss  einfuhren,  das  zweite 
dagegen  den  Schweizerfranken  von  121  Gran  Silber  als  Münzeinheit 
festsetzen  wollte.    Es  fanden  hierauf  in  den  Jahren  1834  bis  1839 

'*')  Vergleicht  man  die  daherigen  Verhältnisse  in  andern  Staaten,  so  kom- 
men anf  ein  Bureau  in  Deutschland  9045,  in  Oesterreich  9867,  in  Belgien 
9373,  in  Frankreich  9012,  in  den  Niederlanden  11,488,  in  Schweden  9026 
Seelen.    (Bandesräthlicher  Rechenschaftsbericht  für  1876,  S.  70  und  80.) 
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mehrere  erfolglose  Versuche  statt,  die  brennende  Münzfrage  auf 
dem  Konkordatswege  zu  regeln;  beachtenswerth  ist  indessen,  dass 
auf  der  letzten  Konferenz  von  1839  wieder  7  Stände  (Bern,  Luzem, 
Freiburg,  Solothurn,  Basel,  Waadt  und  Wallis)  sich  für  den  fran- 
zösischen Münzfuss  aussprachen,  während  Genf  denselben  bereits 
bei  sich  eingeführt  hatte  und  die  Gesinnung  Neuenbürgs  und  Tes- 
sins  ebenfalls  nicht  zweifelhaft  sein  konnte.  In  der  Revisionskom- 
mission von  1848  versuchte  man  zuerst,  nach  dem  Vorgange  von 
1832  den  künftigen  Münzfuss  bereits  in  der  Bundesverfassung  fest- 
zusetzen, allein  man  stiess  dabei  sofort,  weil  es  sich  um  eine  Aus- 
wahl zwischen  drei  verschiedenen  Systemen  (dem  französischen,  dem 
süddeutschen  und  dem  des  Schweizerfrankens)  handelte,  auf  grosse 
praktische  Schwierigkeiten  und  fand  daher  für  angemessen,  bloss 
den  Grundsatz  der  Gentralisation  auszusprechen,  die  Bestimmung 
des  Münzfusses  aber  der  Gesetzgebung  zu  überlassen.  Nur  wurde 
beigefügt,  dass  die  Münzprägung  durch  die  Kantone  sofort  auf- 
hören und  das  Recht  dazu  fortan  ausschliesslich  den  Bundesbehör- 
den zustehen  solle.*)  An  der  Tagsatzung  fand  sich  die  für  die 
materiellen  Fragen  niedergesetzte  Kommission  veranlasst,  die  nicht 
unwichtige  Redaktionsveränderung  vorzuschlagen,  dass  es  heissen 
solle,  die  Bundesgesetzgebung  habe  »einen  Münzfuss«  statt  »einen 
schweizerischen  Münzfuss«  festzusetzen.  Man  wollte  damit  der 
Gesetzgebung  einen  freiem  Spielraum  anweisen  und  ihr  namentlich 
die  Möglichkeit  gewähren,  für  die  westliche  Schweiz  den  französi- 
schen, für  die  östliche  den  deutschen  Münzfuss  einzuführen.  Der 
Antrag  der  Kommission  wurde  in  der  ersten  Berathung  der  Tag- 
satzung angenommen;  in  der  zweiten  Berathung  aber  wurde  die 
Redaktion  wieder  dahin  abgeändert,  dass  gesagt  wurde:  »den 
Münzfuss  festzusetzena.  Andere  Amendements,  welche  in  der  ersten 
Berathung  gestellt  wurden,  blieben  in  Minderheit;  doch  verdient 
Beachtung,  dass  die  von  Tessin  vorgeschlagene  Einführung  des 
französischen  Münzfusses  bereits  7  Stimmen,  der  Antrag  Genfs 
aber,  dass  das  Decimalsystem  Grundlage  des  neuen  Münzwesens 
sein  solle,  10  Stimmen  erhielt.**) 

Der  Art.  36  der  Bundesverfassung,  wie  er  aus  den  Berathungen 
der  Tagsatzung  hervorgegangen  war,  lautete  folgendermassen : 

♦)  Prot,  der  Reviaionskomm.  S.  66—67,  152,  172. 
♦*)  Abschied  S.  171,  237-238,  265. 
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»Dem  Bunde  steht  die  Ausübung  aller  im  Münzregale  begrifiFenen 
Hechte  zu. 

»Die  Münzprägung  durch  die  Kantone  hört  auf  und  geht  einzig 
vom  Bunde  aus. 

»Es  ist  Sache  der  Bundesgesetzgebung,  den  Münzfuss  festzu- 
setzen, die  vorhandenen  Münzsorten  zu  tarifiren  und  die  nähern 
Bestimmungen  zu  treffen,  nach  welchen  die  Kantone  verpflichtet 
sind,  von  den  von  ihnen  geprägten  Münzen  einschmelzen  oder  um- 
prägen zu  lassen.« 

Sobald  die,  aus  der  Bundesverfassung  hervorgegangenen  Be- 
hörden zur  Verwirklichung  neuer  Einrichtungen  auf  dem  materiellen 
Gebiete  schritten,  musste  der  ungeregelte  Zustand  des  Münzwesens 
als  ein  Stein  des  Anstosses  im  Wege  sich  zeigen.  Bei  der  Aus- 
arbeitung von  Zoll-  und  Posttarifen  bildete  die  Verschiedenartigkeit 
der  Währungen  kein  geringes  Hindemiss.  Die  Ungleichheit  der 
in  den  verschiedenen  Theilen  der  Schweiz  kursirenden  Münzsorten 
oder  die  abweichende  Werthung  derselben  drohte  für  die  eidgenös- 
sischen Kassen  zu  einem  gefährlichen  Element  der  Verwirrung  sich 
zu  gestalten,  sowie  dadurch  auch  der  Grundsatz  der  Gleichförmig- 
keit der  Besteuerung  verletzt  wurde.  Schon  am  30.  Juni  1849 
lud  daher  die  Bundesversammlung  den  Bundesrath  ein,  ihr  bis  zu 
ihrem  nächsten  Zusammentritte  geeignete  Anträge  über  die  Ein- 
führung eines  allgemeinen  schweizerischen  Münzfusses  zu  hinter- 
bringen. Der  Bundesrath  war  so  glücklich  eine  ausgezeichnete 
Wahl  zu  treffen,  indem  er  als  Experten,  dem  die  Vorbegutachtung 
der  ganzen  Angelegenheit  übertragen  wurde,  den  Bankdirektor 
Speiser  aus  Basel  berief.  Der  auf  gründlichen  Studien  beruhende, 
klar  und  überzeugend  geschriebene  Bericht  dieses  tüchtigen  Fach- 
mannes ging  von  dem  Standpunkte  aus,  dass  der  Zweck  der  Münz- 
reform kein  anderer  sein  könne  als  Einheit  des  Münzsystemes  für 
die  ganze  Schweiz  und  dass  bei  der  Wahl  des  für  die  Schweiz 
passendsten  und  empfehlenswerthesten  Münzsystemes  nicht  augen- 
.  blickliche  Konjunkturen,  sondern  eine  Vergleichung  der  vorgeschla- 
genen Systeme  nach  ihrem  innem  Werthe  den  Ausschlag  geben 
müsse.  Nachdem  schon  in  frühem  Jahrzehnten  die  Unausführ- 
barkeit  eines  Projektes,  welches  den  französischen  und  den  süd- 
deutschen Münzfuss  mit  einander  vermitteln  sollte,  dargethan  wor- 
den, beschränkte  sich  der  Streit  eigentlich  auf  die  Frage,  welchen 
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der  beiden  genannten  Münzfusse  die  Schweiz  zu  dem  ihrigen 
machen  solle.  Seit  dem  Jahre  1832,  wo  man  die  Einführung  des 
französischen  Münzsystems  hereits  in  das  damalige  Bundesprojekt 
aufgenommen  hatte,  war  nun  allerdings  die  Sechlage  insofeme 
eine  andere  geworden,  als  in  Folge  der  deutschen  Münzreform  von 
1838  die  Münzzustände  der  östlichen  Schweiz  sich  wesentlich  ge- 
bessert hatten  und  letztere  daher  nun  entschiedener  als  früher  am 
süddeutschen  Guldenfusse  festhielt.  Nichts  desto  weniger  sprach 
sich  der  Expertenbericht  entschieden  für  das  französische  Münz- 
system aus,  namentlich  wegen  des  sehr  ausgebreiteten  Gebietes, 
in  welchem  dasselbe  Verbreitung  gefunden  habe,  wegen  des  über- 
wiegenden Verkehres,  in  dem  die  Schweiz  mit  Frankreich  und 
Piemont  stehe,  und  wegen  der  grössern  Gewähr  des  Bestandes, 
welche  der  französische  gegenüber  dem  deutschen  Münzfusse  biete. 
Uebergehend  zu  der  Frage,  ob  es  zweckmässig  wäre,  zur  Vermin- 
derung der  Schwierigkeiten  des  Ueberganges  den  hergebrachten 
Schweizerfranken  als  Münzeinheit  beizubehalten  und  ihn  dem  fran- 
zösischen Münzfusse  anzupassen,  fand  der  Bericht  die  Besorgniss 
nahe  liegend,  es  möchte  mit  der  Beibehaltung  des  Batzens  auch 
der  damalige  Abusivkurs  des  süddeutschen  Guldens  nicht  zu  ent- 
wurzeln sein,  und  wenn  das  Letztere  nicht  gelänge,  so  müssten 
alle  übrigen  Massnahmen  und  Opfer  vergeblich  heissen.  Dieser 
Gefahr  vorzubeugen,  gebe  es  kein  anderes  Mittel  als  das  voll- 
ständige Aufgeben  der  alten  Formen,  unter  deren  Schutz  das  Uebel 
eingedrungen  sei  und  seinen  Keim  in  die  neuen  Einrichtungen 
übertragen  würde.  Der  Experte  sprach  sich  daher  für  unbedingte 
Einführung  des  französischen  Münzsystems  aus,  jedoch  mit 
Weglassung  der  Goldmünzen  aus  dem  Verzeichnisse  der  schweize- 
rischen Münzsorten,  weil  es  bedenklich  schien,  zwei  verschiedene 
Münzeinheiten  und  gleichsam  einen  doppelten  Werthmesser  aufzu- 
stellen, wie  das  französische  Münzgesetz  vom  Jahr  1803  es  gethan 
hatte.  Zugleich  legte  Herr  Speiser  zwei  Gesetzentwürfe  vor,  von 
denen  der  eine  die  Grundsätze,  auf  denen  in  Zukunft  das  schwei- 
zerische Münzwesen  beruhen  sollte,  feststellte,  der  andere  die  Aus- 
führung der  Münzreform  regelte.  Letztere  sollte  für  Rechnung 
und  auf  Kosten  der  Eidgenossenschaft  geschehen ,  jedoch  in  der 
Weise,  dass  der  sich  ergebende  Verlust  auf  den  einzuschmelzenden 
Kantonalmünzen  den   Kantonen,    und   zwar  jedem  für  die  unter 
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seinem  Stempel  geprägten  Münzen,  zur  Last  fallen  sollte.*)  Der 
Bundesrath  und  nach  längern  Debatten  auch  die  Bundesversamm- 
lung genehmigten,  ungeachtet  lebhaften  Widerspruches  von  Seite 
der  östlichen  Kantone,  die  Anträge  des  Experten  und  die  seit  Ein- 
führung des  neuen  Münzsystemes  verflossenen  zwei  Jahrzehnte, 
während  deren  sich  die  ganze  Schweiz  immer  vollständiger  mit 
demselben  befreundete,  hat  auf  unwiderlegliche  Weise  gezeigt,  dass 
die  Bundesbehörden  den  richtigen  Weg  eingeschlagen  haben,  um 
aus  den  frühem  Münzwirren  herauszukommen.  Das  Bundesgesetz 
über  das  Münzwesen  vom  7.  Mai  1850  stellte  im  Wesentlichen  fol- 
gende Grundsätze  auf: 

1)  Die  schweizerische  Münzeinheit,  Franken  genannt,  besteht 
aus  5  Grammen  Silber,  7io  ^^^^• 

2)  Der  Franken  theilt  sich  in  100  Rappen  (Centimes). 

3)  Die  schweizerischen  Münzsorten  sind :  a.  in  S  i  1  b  e  r :  das  Fünf-, 
Zwei-,  Ein-  und  Halbfrankenstück;  b.  in  Billon:  das  Zwanzig-, 
Zehn-  und  Fünfrappenstück;  c.  in  Kupfer:  das  Zwei-  und  Ein- 
rappenstück. 

4)  Das  Zwanzigrappenstück  enthält  *Vioo»  ^^^  Zehnrappenstück 
^7ioo>  ^^  Fünfrappenstück  Vioo  ^®^^  Silber,  Der  Zusatz  der  Billon- 
sorten  soll  in  Kupfer,  Zink  und  Nickel  bestehen. 

5)  Der  Durchmesser  der  Silbersorten  soll  mit  demjenigen  der 
entsprechenden  französischen  Sorten  übereinstimmen. 

6)  Niemand  ist  gehalten,  andere  Münzsorten  an- 
zunehmen, mit  Ausnahme  solcher  Silbersorten,  die  in  genauer 
üebereinstimmung  mit  dem  durch  dieses  Gesetz  aufgestellten  Münz- 
system geprägt  und  vom  Bundesrathe  als  diesen  Bedingungen  ent- 
sprechende Zahlungsmittel  anerkannt  sind.  —  Der  Bundesrath  hat 
in  Folge  dieser  Bestimmung  durch  Beschluss  vom  16.  Januar  1852, 
modifizirt  am  17.  Mai  gl.  J.,  die  Fünf-,  Zwei-,  Ein-  und  Halbfranken- 
stücke, sowie  die  Zwanzig-Centimesstücke  von  Frankreich,  Belgien, 
Sardinien,  Parma,  der  ehemaligen  cisalpinischen  Bepublik  und  des 
Königreichs  Italien  als  gesetzliche  Münzsorten  erklärt. 

7)  Mit  Bezug  auf  die  vor  Inkrafttretung  des  Gesetzes 
abgeschlossenen  Geldverträge  sollen  die  Kantone  unter 

*)  Bundesbl.  1849  IIL  No.  64-57. 
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Genehmigung  des  Bundesrathes  den  Reduktionsfuss  feststellen  für 
die  Umwandlung,  theils  der  in  jenen  Verträgen  enthaltenen  Wäh- 
rungen, theils  der  in  denselben  ausschliesslich  einbedungenen,  in  Folge 
dieses  Gesetzes  eingeschmolzenen  Münzsorten. 

8)  Verträge,  die  nach  Inkrafttretung  dieses  Ge- 
setzes in  bestimmten  fremden  Münzsorten  oder  Wäh- 
rungen abgeschlossen  werden,  sind  ihrem  Wortlaute  nach 
zu  halten.  Jedoch  dürfen  Lohn  vertrage  nur  auf  den  gesetzlichen 
Münzfuss  abgeschlossen  und  Löhnungen  nur  in  gesetzlichen  llünz- 
sorten  bezahlt  werden. 

9)  Den  öffentlichen  Kassen  der  Eidgenossenschaft 
ist  es  untersagt,  andere  als  gesetzliche  Münzsorten 
anzunehmen.  Nur  in  ausserordentlichen  Zeiten,  wenn  der 
dem  französischen  Münzfuss  entsprechende  Wechselkui-s  V2  %  '^^^ 
mehr  über  dem  Silberpari  steht,  soll  der  Bundesrath  für  die  in 
anderer  als  der  gesetzlichen  Währung  geprägten  Münzsorten  einen 
ihrem  Gehalte  entsprechenden  Tarif  aufstellen,  wonach  sie  bei  den 
öffentlichen  Kassen  der  Eidgenossenschaft  anzunehmen  sind. 

10)  Niemand  ist  gelullten,  mehr  als  20  Fi-anken  an  Werth  in 
Silbersorten  unter  dem  Einfrankenstück,  mehr  als  20  Fr.  an  Werth 
in  Billon-  und  mehr  als  2  Fr.  an  Werth  in  Kupfermünzen  als  Zah- 
lung anzunehmen. 

11)  Der  Bundesrath  bezeichnet  die  Kassen,  denen  die  Verpflich- 
tung obliegt,  die  schweizerischen  Billon-  und  Kupfermünzen  ein- 
zulösen, jedoch  nicht  in  Beträgen  unter  50  Fr.  —  Kraft  einer 
Verordnung  vom  20.  Februar  1852  ist  diese  Funktion  den  Haupt- 
zoll- und  Kreispostdirektionskassen  übertragen. 

1 2)  Die  Bundesversammlung  setzt  jeweilen  die  Summen  und  die 
Sorten    der    stattzufindenden    Ausprägungen    fest.   — 

Die  ersten  Münzprägungen  des  Bundes  waren  im  Auslande,  in 
Paris  und  Strassburg,  erfolgt.  Am  28.  Januar  1854  beschloss  die 
Bimdesversammlung  die  Errichtung  einer  eidgenössischen 
Münzstätte.  Die  Regierung  des  Kantons  Bern  überliess  zu 
diesem  Behufe,  gemäss  der  im  November  1848  übernommenen  Ver- 
pflichtung, der  Eidgenossenschaft  ihr  Münzgebäude  zur  freien  und 
unentgeltlichen  Benützung.   Der  Bundesrath  stellte  die  neue  Münz- 
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Stätte  unter  die  Leitung  eines  Münzdirektors,   welchem  ein 
Münzkommissär  und  zwei  Essayeurs  beigegeben  sind.*) 

Die  Frage,  ob  nicht,  im  vollständigen  Anschlüsse  an  das  fran- 
zösische Münzsystem,  auch  den  Goldmünzen  in  der  Schweiz 
ein  gesetzlicher  Kurs  zu  geben  sei,  beschäftigte  die  Bundesversamm- 
lung wiederholt  schon  in  den  Jahren  1854  und  1856;  doch  wurde 
damals  noch  strenge  an  der  Silberwährung  festgehalten.**)  Indessen 
machte  sich  ein  zunehmender  Mangel  an  Silbermünzen  auch  in 
der  Schweiz  immer  mehr  fühlbar,  während  die  französischen  Gold- 
münzen in  immer  grösserer  Anzahl  zuströmten.  Staats-  und  Privat- 
banken sahen  sich  genöthigt,  öffentlich  bekannt  zu  machen,  dass 
sie  das  französische  Gold  zum  Nennwerthe  an  Zahlungsstatt,  neh- 
men und  geben  werden,  und  auch  die  Bundes-  und  Kantonal- 
kassen vermochten  dem  Drange  der  Umstände  nicht  länger  zu 
widerstehen.  So  wurde  die  Goldwährung  zur  Thatsache  und  die 
Silberwährung  stand  nur  noch  auf  dem  Papier ;  doch  trat  zuweilen 
der  Fall  ein,  dass  Schuldner,  von  denen  Zahlung  in  gesetzlichen 
Geldsorten  verlangt  wurde,  letztere  nur  mit  Aufgeld  sich  verschaffen 
konnten.  Der  Bundesrath  überzeugte  sich  von  der  Unmöglichkeit, 
an  dem  Bundesgesetze  von  1850  festzuhalten,  weil  die  Ursachen, 
welche  die  veränderte  Sachlage  herbeigeführt  hatten,  von  allge- 
meiner Natur  waren:  das  Silber  wurde  massenhaft  nach  Asien, 
insbesondere  nach  Indien  und  China,  ausgeführt,  weil  es  dort  ver- 
hältnissmässig  hohem  Werth  hatte  als  in  Europa;  dagegen  fand 
eine  bedeutende  Goldproduktion  in  Califomien  und  Australien  statt 
und  veranlasste  sehr  umfangreiche  Goldprägungen  namentlich  in 
Frankreich.  Daher  schlug  der  Bundesrath  vor,  das  Gesetz  den 
Umständen  anzupassen,  was  ohne  Aufgeben  des  Systemes  geschehen 
konnte ;  er  beantragte  die  einfache  Zulassung  der  nach  dem  fran- 
zösischen Systeme  geprägten  Goldmünzen  in  ihrem  Nennwerthe  als 
gesetzliches  Zahlungsmittel.  Ferner  wollte  der  Bundesrath,  um  die 
Lücke  auszufällen,  welche  durch  das  Wegströmen  der  kleinem 
Silbermünzen  aus  der  Schweiz  entstanden  war,  Halbfrankenstücke 
in  Billon  zum  Feingehalte  von  ^/iq^  prägen  lassen.  Die  national- 
räthliche  Kommission,  welche  den  Gegenstand  zuerst  zu  begutach- 

♦)  Amtl.  Samml.  IV.   19-21.    V.   29-32,  43—45.    VI.  75—76,  46a 
bis  465.    X.  372. 

♦♦)  Vgl.d.  Beschlüsse  in  d.  Am  tl.  Samml.  IV.  66—57.  V.  18  -  14, 357—368. 
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ten  hatte,  erklärte  sich  mit  dem  ersten  Antrage  des  Bundesrathes, 
die  Gesetzlicherklärung  der  Goldmünzen  betreffend,  vollkommen 
einverstanden,  fasste  jedoch  die  Frage,  um  die  es  sich  handelte, 
in  dem  Sinne  auf,  dass  die  Schweiz  durch  die  Verhältnisse  ge- 
zwungen sei,  auf  den  Silberfranken  als  Standard  Verzicht  zu  leisten 
und  den  Goldfranken,  beziehungsweise  den  Napoleond'or  als  Basis 
ihres  Münzsystemes  hinzustellen.  Von  diesem  Standpunkte  aus- 
gehend und  zugleich  dem  Bedürfnisse  einer  bedeutenden  Vermeh- 
rung der  Silberscheidemünzen  Rechnung  tragend,  schlug  die  Kom- 
mission unbedenklich  vor.  Zwei-,  Ein-  und  Halbfrankenstücke  von 
7,0  (statt  der  bisherigen  7io)  Feingehalt  auszuprägen,  dagegen  das 
vom  Bundesrathe  empfohlene  Billon  -  Halbfrankenstück  fallen  zu 
lassen.*)  Gestützt  auf  diesen  Bericht  beschloss  die  Bundesversamm- 
lung unterm  31.  Januar  1860  folgende  theilweise  Abänderung  des 
Bundesgesetzes  über  das  Münzwesen: 

1)  Die  französischen  Goldmünzen,  welche  im  Verhält- 
niss  von  1  Pfund  fein  Gold  zu  IöVq  Pfund  fein  Silber  ausgeprägt 
sind,  werden  für  so  lange,  als  sie  in  Frankreich  zu  ihrem  Nenn- 
wTrthe  gesetzlichen  Kurs  haben,  ebenfalls  zu  ihrem  Nenn- 
werthe  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  anerkannt. 
Diese  Bestimmung  gilt  auch  für  die  von  andern  Staaten  in  voll- 
kommener Uebereinstimmung  mit  den  entsprechenden  französischen 
Münzsorten  ausgeprägten  Goldmünzen. 

Der  Bundesrat!!  wird  nach  vorheriger  Untersuchung  bestimmen, 
welche  ausländische  Goldmünzen  vorstehenden  Bedingungen  ent- 
sprechen und  als  gesetzliche  Zahlungsmittel  anzuerkennen  sind.  — 
Durch  Beschlüsse  des  Bundesrathes  vom  2.  März  und  11.  Mai  1860 
sind  anerkannt:  a.  von  Frankreich  die  Hundert-,  Fünfzig-  und 
Vierzigfrankenstücke,  die  Zwanzigfrankenstücke  mit  Ausnahme  dei^ 
jenigen  von  Ludwig  XVIII.  aus  den  Jahren  1814  und  1815, 
welche  nicht  das  Zeichen  des  Graveurs  tragen ,  die  Zehn-  und 
Fünffrankenstücke  mit  Ausnahme  der  Jahreszahl  1854;  b.  von 
Sardinien  die  Hundert-,  Achtzig-,  Fünfzig-,  Vierzig-,  Zwanzig-  und 
Zehnfrankenstücke. 

2)  Die  Zwei-,  Ein-  und  Halbfrankenstücke  wer- 
den   fortan   als   blosse  Silberscheidemünzen    ausge- 

♦)  Bundesbl.   1860  I.  33—110,  121—135. 
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prägt;  sie  erhalten  wie  die  bisherigen  Stücke  so  viel  Mal  das 
Gewicht  von  5  Grammen  als  ihr  Nennwerth  es  ausspricht ;  dagegen 
sollen  sie  nur  7io  ^i^ics  Silber  enthalten, 

3)  Niemand  ist  gehalten,  mehr  als  20  Franken  an  Werth  in 
Silberscheidemünze  anzunehmen. 

4)  Der  Bundesrath  wird  entscheiden,  ob  und  welche  fremde 
Silbertheilmüuzen  im  Verkehre  zugelassen  seien. 

5)  Die  nach  dem  Gesetze  vom  7.  Mai  1850  ausgeprägten  schwei- 
zerischen Silbermünzen  von  Zwei-,  Ein-  und  Halbfranken  sind  aus 
dem  Verkehr  zurückzuziehen. 

€))  Die  gemäss  dem  gegenwärtigen  Gesetze  ausgeprägten  schwei- 
zerischen Silberscheidemünzen  können  bei  den  hierfür  bezeichneten 
Kassen  gegen  gesetzliche  grobe  Münzsorten  ausgewechselt  werden. 

7)  Aus  den  bei  den  neuen  Münzprägungen  sich  ergebenden  Ein- 
nahme-üeberschüsscn  ist  ein  Reservefond  zu  bilden,  aus  dem 
je  nach  Erforderniss  die  Kosten  ganz  oder  theilweise  gedeckt  werden 
sollen,  welche  die  Einlösung  abgenutzter  Scheidemünzen. zur  Folge 
haben  wird.*) 

Durch  die  Pariserkonvention  vom  23.  Dezember  1865,  abge- 
schlossen zwischen  der  Schweiz,  Belgien,  Frankreich  und  Italien, 
wurde  der  richtige  Gehalt  der  Zwei-,  Ein-  und  Halbfrankenstücke 
auf  *^*/iooo  festgesetzt,  dabei  aber  für  die  Schweiz  die  Einlösungs- 
frist für  die  in  Folge  des  Gesetzes  vom  81.  Januar  1860  ausge- 
gebenen Zwei-  und  Einfrankenstücke  ei-st  auf  den  1.  Januar  1878 
angesetzt.  **) 

Mit  Bundesgesetz  vom  22.  Dezember  1870  erhielt  der  Art.  9  des 
Münzgesetzes  vom  7.  Mai  1850  noch  folgende  Abänderung :  den  öffent- 
lichen Kassen  bleibt  es  untersagt,  andere  als  gesetzliche  Münz- 
sorten an  Zalilung  anzunehmen ;  in  ausserordentlichen  Zeiten  jedoch, 
"und  wenn  Mangel  an  gesetzlichen  Münzen  eintreten  sollte,  behält 
sich  die  Bundesversammlung  vor,  für  Münzen,  die  in  anderer  Wäh- 
rung geprägt  sind,  eine  ihrem  eigentlichen  Gehalte  entsprechende 
Werthung  aufzustellen ;  derart  tarifirte  Münzen  sind,  so  lange  die 
Tarifirung  dauert,  den  gesetzlichen  Münzsorten  gleichgestellt  und 
für  alle  öffentlichen  und  Privatkassen  verbindlich.***) 

*)  Amtl.  Samml.  VI.  442—444,  461-462,  479—480 
**)  Ebenda  VIII.  825.  flp. 
*♦*)  Amtl.  Samml.  X.  342. 
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Bis  Ende   des  Jahres  1875  haben  zufolge  des  Bundesgesetzes 
vom  7.  Mai  1850  und  späterer  Bundesbeschlüsse  folgende  Prägun- 
gen schweizerischer  Miinzsorten  stattgefunden: 
Silbermünzen     2,110,350  Fünffrankenstücke    .    Fr.  10.551,750 
»  7,083,632  Zweifrankenstücke    .      »    15,967,264 

»  10,303,584  Einfrankenstücke      .      »    10,303,584 

»  5,500,000  Halbfrankenstücke    .      »      2,750,000 

Billonmünzen  15,883,608  Zwanzigrappenstücke      »      3,176,721.  60 
»  15,732,648  Zehnrappenstücke      .      »      1,573,264.  80 

»  24,546,066  Fünfrappenstücke      .      »      1,227,303.  30 

Kupfennünz.    13,523,500  Zweirappenstücke      .      »         270,470 

»  19,151,897  Einrappenstücke       .      »         191,518.  97 

Total  Fr.  46,011.876.67 
Gemäss  Bundesgesetz  vom  22.  Christmonat  1870  und  Bundes- 
beschluss  von  gleicliem  Datum  sollten  auch  für  die  Summe  von 
10  Millionen  Goldmünzen  in  Zwauzigfrankenstücken  auf  Rechnung 
des  Bundes  geprägt  werden.  *)  Es  wurden  jedoch  im  Jahr  1873 
probeweise  nur  1080  Stück  in  Bern  und  Brüssel  angefertigt  und 
von  einer  weitern  Prägung  bis  auf  Weiteres  Umgang  genommen.**) 
Schon  bei  der  ersten  internationalen  Münzkonrenz  vom  23.  De- 
zember 1865  hatten  die  schweizerischen  Abgeordneten,  gemäss  In- 
struktion des  Bundesrathes,  djis  Aufgeben  der  doppelten  Münzwähruug 
und  die  Einführung  einer  reinen  Goldwährung  befürwortet,  jedoch 
ohne  Erfolg.  Jene  Anregung  wurde  enieut,  als  nach  Beendigung  des 
deutsch-französischen  Krieges  der  deutsche  Bund  und  mit  ihm  die 
skandinavischen  Staaten  ein  eigenes  Münzsystem  aufstellten  und 
die  reine  Goldwährung  einführten.  Es  hatte  nämUch  letzterer 
Umstand ,  verbunden  mit  der  seit  Jahren  sich  mehrenden  Silber- 
produktion, während  gleichzeitig  die  Ausfuhr  des  Silbers  nach  dem 
Orient  sich  verminderte,  zur  Folge  gehabt,  dass  das  Gold  aus  der 
Schweiz  sich  flüchtete  und  durch  das  in  seinem  Marktwerth  ge- 
sunkene Silber  ersetzt  wurde.  Da  die  Entwerthung  des  Silbers 
auch  in  Belgien  und  Frankreich  grosse  Bedenken  erregte,  so  er- 
griff der  schweizerische  Bundesrath  im  Jahr  1873  die  Initiative  zu 
einer  neuen  Zusammenkunft  der  4  Konventionsstaaten,  welche  den 
31.  Januar  1874  einen   Nachtrag   zur   Münzkonvention   von   1865 

*)  Ebenda  X.  346.  348. 
**)  Rechenschaftsbericht  für  1873,  S.  187. 
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vereinbarten.  Auf  die  Einführung  reiner  Goldwährung  wurde  zwar 
damals  wieder  nicht  eingetreten,  dagegen  die  Prägung  silberner 
Fünffrankenstücke  in  den  Vereinsstaaten  für  das  Jahr  1874 
wenigstens  theilweise  reduzirt,  in  der  Absicht,  dadurch  ein  weiteres 
Abströmen  des  Goldes  zu  verhüten.*)  Die  Frage,  welchem  System 
der  Vorzug  zu  geben  sei,  demjenigen  der  Doppelwährung  oder 
jenem  der  reinen  Goldwährung,  ist  von  der  Bundesversammlung 
noch  nicht  in  positiver  Weise  entschieden  worden.**) 

Was  die  dem  Bundesrathe  im  Bundesgesetz  vom  7.  Mai  1850 
eingeräumte  Befugniss,  andere  als  in  der  gesetzlichen  Währung 
geprägte  Müuzsorten  zu  tarifiren,  betrifft,  so  wurde  davon  bis  jetzt 
nur  einmal,  nämlich  beim  Ausbruch  des  deutsch-französischen  Krie- 
ges von  1870,  welcher  die  Zufuhr  vom  französischen  Golde  hemmte, 
Gebrauch  gemacht.  Damals  nämlich  tarifirte  der  Bundesrath  den 
englischen  Sovereigne  zu  Fr.  25.  20,  den  nordamerikanischen  Dol- 
lar zu  Fr.  5.   15.***) 

Bei  den  Revisionsverhandlungen  vom  Jahr  1871/72  erhielt  auch 
der  Art.  3C)  der  Bundesverfassung  von  1848  eine  kleine  Aende- 
rung,  jedoch  mehr  nur  redaktioneller  Natur.  Gleiches  geschah  bei 
den  Revisionsberathungen  vom  Jahr  1873,  indem  die  Tarifirung 
fremder  Münzsorten  nicht  mehr  ausschliesslich  der  Bundesgesetz- 
gebung vorbehalten,  sondern  im  Allgemeinen  nur  erklärt  wurde, 
es  stehe  die  dahcrige  Befugniss  dem  Bunde  zu.  Damit  ist 
durch  die  Verfassung  anerkannt,  dass  die  Tarifirung  fremder 
Münzsoilien  nicht  nothwendig  jeweilen  durch  ein  spezielles  Bundes- 
gesetz zu  geschehen  habe,  sondern  in  Folge  Uebertraguug  daheriger 
Befugnisse  auch  durch  den  Bundesrath  vorgenommen  werden  könne, 
da  es  Verhältnisse  gibt,  die  eine  rasche  Tarifirung  erheischen,  wo  es 
zu  umständlich  wäre,  wenn  deshalb  vorerst  die  Bundesversamm- 
lung einberufen  werden  müsste. 

Der  Art.  38  der  Bundesverfassung  lautet  nun  folgendermassen : 

Art.  38.  Dem  Bunde  steht  die  Ausübung  aller  im  Münzregnl 
hegnffe)ien  Rechte  zu. 

*)  Bundesbl.  1874  I.  1027—1034,  1035—1058.  Amtl.  Samml.  N.  F^ 
I.  96. 

*♦)  Vergl.  Bericht  der  ständeräthl.  Komm,  vom  12.  Juni  1874.  Buudcs- 
blatt  1874.  II.  326  und  III.  937. 

*♦*)  Amtl.  Samml.  X.  287,  288,  524. 
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Die  Münzprägung  geht  einzig  vom  Btinde  aus. 
Er  bestimmt  deti  Münzfuss  und  eriässt  aUfällige  Vorschriften 
über  die  Tarifirung  fremder  Münzsorten. 


§  8.   Mass  und  (Gewicht. 

Die  Bedürfnisse  des  Verkehres  erheischen ,  wie  im  Münzwesen, 
so  auch  beim  Mass  und  Gewicht,  dass  sich  ein  einheitliches  System 
über  ein  grösseres  Gebiet  erstrecke.  Die  buntscheckige  Mannig- 
faltigkeit, welche  auch  in  dieser  Angelegenheit  früher  in  der 
Schweiz  herrschte,  indem  beinahe  jeder,  noch  so  kleine  Kanton 
seine  eigene  Mass-  und  Gewichtsordnung  hatte,  konnte  nicht  anders 
als  hemmend  und  störend  auf  den  kleinem  und  grossem  Handels- 
verkehr einwirken.  Daher  wurde  schon  in  den  Bundesentwurf 
von  1833  (Art.  22)  folgende  Bestimmung  aufgenommen:  »Dem 
Bunde  steht  das  Recht  zu,  für  den  Umfang  der  Eidgenossenschaft 
gleiches  Mass  und  Gewicht  einzuführen.  Die  schweizerischen  Masse 
und  Gewichte  sollen  nach  dem  Decimalsystem  angeordnet  und  ihre 
Grösse  so  bestimmt  werden,  dass  sie  mit  den  durch  andere  Staaten 
eingeführten  Decimalsystemen  in  möglichst  einfachem  Verhältnisse 
stehen.  Ein  Bundesgesetz  wird  bestimmen,  in  welcher  Zeit  die 
neuen  schweizerischen  Masse  und  Gewichte  jeder  Art  im  Innern 
der  Kantone  eingeführt  werden  sollen.« 

Trat  auch  jener  Bundesentwurf  im  Allgemeinen  niemals  in's 
Leben,  so  war  doch  die  angeführte  Bestimmung  desselben  nicht 
ohne  baldige  praktische  Wirkung,  indem  sie  Veranlassung  gab  zu 
dem  Konkordate  vom  17.  August  1835,  welchem  die  zwölf  Stände 
Zürich,  Bern,  Luzern,  Glarus,  Zug,  Freiburg,  Solo- 
thurn,  Basel,  Schaffhausen,  St.  Gallen,  Aargau  und 
T  h  u  r  g  a  u  beitraten  und  dessen  Bestimmungen  von  der  Tagsatzung 
unterm  26.  Juli  1836  auch  für  die  eidgenössischen  Verhältnisse 
als  verbindlich  angenommen  wurden.  Folgende  allgemeine  Grund- 
sätze wurden  dem  Konkordate  vorangestellt:  )^1)  Die  Masseinheiten 
der  in  der  Schweiz  einzuführenden  Masse  und  Gewichte  werden 
von  den  gleichartigen  Einheiten  des  französischen  metrischen 
Systemes  dergestalt  abgeleitet,  dass  sie  einerseits  dem  Bedürfnisse 
des  täglichen  Verkehres  Genüge  leisten,  andererseits  zu  den  met- 
rischen Massgrössen  in   möglichst  einfachem  Verhältnisse   stehen. 


§  8.   Mass  and  Gewicht.  579 

Durch  diese  Verbindung  mit  dem  metrischen  Systeme  wird  der 
wissenschaftliche  Zusammenhang  der  verschiedenen  Massarten  mit 
einander  gesichert  und  ihre  genaue  Anfertigung,  Prüfung  und 
Wiederauffindung  möglich  gemacht.  2)  Die  Dedmaleintheilung  in 
auf-  und  absteigender  Ordnung  wird  für  alle  Masse  als  Regel  auf- 
gestellt, mit  Vorbehalt  der  für  den  täglichen  Verkehr  erforder- 
lichen Ausnahmen.  3)  Die  landesüblichen  Benennungen  sind  so 
viel  immer  möglich  beizubehalten.  4)  Die  Zahl  der  Masse  soll  auf 
das  Unentbehrliche  beschränkt  und  keine  unnütze  Vervielfältigung 
nahe  gleicher  Masse  geduldet  werden.«  Nach  diesen  Grundsätzen 
wurden  die  schweizerischen  Masse  in  der  Weise  geordnet,  dass  der 
Schweizerfuss,  auf  welchem  alle  Längen-,  Flächen-  und  kubischen 
Masse  beruhten,  genau  drei  Zehntheilen  des  französischen  Meters, 
das  Viertel,  die  Einheit  der  Hohlmasse  für  trockene  Gegenstände, 
15  französischen  Litern,  die  Mass,  als  Einheit  der  Hohlmasse  für 
Flüssigkeiten,  iVg  Litern,  und  das  Pfund,  welches  die  Einheit  für 
alle  Abwägungen  bildete,  der  Hälfte  des  französischen  Kilogrammes 
gleichkommen  sollte.  Die  für  diese  vier  Einheiten  gefertigten  U  r- 
masse,  welche  im  eidgenössischen  Archive  aufbewahrt  werden, 
wurden  von  einer  im  Februar  1836  gehaltenen  Konferenz  aner- 
kannt und  jeder  Kanton  erhielt  ein  Exemplar  einer  genauen  Nach- 
bildung derselben  als  )>Mustermassa.*) 

Die  Revisionskommission  von  1848  stellte  in  ihrem  Entwürfe 
einfach  den  Grundsatz  auf:  »Der  Bund  ist  berechtigt,  für  die  ganze 
Eidgenossenschaft  gleiches  Mass  und  Gewicht  einzuführen.«  In  den 
Instruktionsbehörden  der  dem  Konkordate  beigetretenen  Kantone 
machte  sich  indessen  die  Ansicht  geltend,  dass  es  nicht  dem  Gut- 
dünken der  neuen  Bundesbehörden  überlassen  bleiben  dürfe,  ob  sie 
das  System  des  Konkordates,  welches  mit  bedeutenden  Kosten  in 
einem  überwiegenden  Theile  der  Schweiz  eingeführt  worden  war 
und  sich  im  Allgemeinen  als  gut  bewährt  blatte,  oder  ein  ganz 
anderes  System  als  verbindlich  für  alle  Kantone  vorschreiben  wol- 
len.' Es  wurde  daher  auf  den  Antrag  Freiburg's  mit  14  Stim- 
men beschlossen,  die  einzuführende  allgemein-schweizerische  Mass- 
und Gewichtsordnung  solle  auf  den  Grundlagen  des  Konkordates 
vom  17.  August  1835  beruhen;  ebenso  auf  den  Antrag  Aargau's, 

*)  Snell  Schweiz.  Staatsrecht  I.  816—836. 
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dass  der  Bund  zur  Einführung  gleichen  Masses  und  Gewichtes 
nicht  bloss  berechtigt,  sondern  verpflichtet  sein  solle.  *)  Der  Art.  48 
der  Bundesverfassung  von  1848  lautete  daher:  »Der  Bund  wii*d  auf 
die  Grundlagen  des  bestehenden  eidgenössischen  Konkordates  für 
die  ganze  Eidgenossenscliaft  gleiches  Mass  und  Gewicht  einführen,  c 
Diese  Bundesvorschrift  erhielt  ihre  Ausführung  und  Vollziehung 
durch  das  Bundesgesetz  vom  23.  Dezember  1851,  welches  das  für 
alle  Verträge  obligatorische  Mass  und  Gewicht  in  folgender  Weise 
festsetzte : 

Als  Längenmasse  wurden  vorgeschrieben :  Der  Fuss  =  ^',^)  des 
französischen  Meters,  abgetheilt  in  10  Zoll,  der  Zoll  in  10  Linien, 
die  Linie  in  10  Striche;  der  Stab,  bestehend  aus  4  Fuss  und  der 
halbe  Stab,  bestehend  aus  2  Fuss;  das  Klafter,  bestehend  aus 
6  Fuss;  die  Rutlie,  bestehend  aus  10  Fuss;  die  Wegstunde,  be- 
stehend aus  16,000  Fuss. 

Als  Flächenmasse:  Der  Quadratfuss  von  100  Quadratzoll;  das 
Quadi-atklafter  von  36  Quadratfuss;  die  Quadratruthe  von  100 
Quadratfuss,  als  Feldmass;  die  Juchart  von  40,000  Quadratfuss 
oder  400  Quadrathruthen ,  als  grösseres  Feldmass;  die  Quadrat- 
stundc  von  6400  Jucharten,  als  geographisches  Flächenmass. 

Als  kubische  Masse:  1)  wirklich  kubische  Massgi'össen :  der 
Kubikfuss  von  1000  KubikzoU;  das  Kubikklafter  von  216  Kubik- 
fuss;  die  Kubikruthc  von  1000  Kubikfuss;  das  Holzklafter,  wel- 
ches auf  der  Vorder-  und  Hinterfläche  36  Quadratfuss  halten  soll. 

2)  Hohlmassc:  a.  für  trockene  Gegenstände:  das  Mass  (Vier- 
tel, Sester)  =  15  französische  Liter,  fassend  genau  30  Pfund  de- 
stillirten  Wassers  bei  37^.  Grad  Rcaumur,  oder  *7i8  ^^  Kubik- 
fusses;  das  Immi,  welches  V,o  ^^  Masses  bildete,  —  für  den 
Verkehr  konnte  das  Mass  in  den  viertel  Theil  (Vierling)  und  in 
den  sechszehnten  Theil  (Mässlein)  eingetheilt  werden;  das  Malter, 
welches  das  Zehnfache  des  Masses  enthielt,  b.  Für  Flüssigkeiten : 
die  Mass  =  IV2  französische  Liter;  sie  fasste  genau  3  Pfund 
destillirten  Wassers  bei  S'/a  Grad  Reaumur  oder  7,^  des  Kubik- 
fusses;  die  Mass  wurde  für  den  Verkehr  nach  fortgesetzten  Hal- 
birungen  in  Halbmass,  Schoppen  und  Halbschoppen  eingetheilt. 
Der  Saum  enthielt  100  Mass,  der  Eimer  25  Mass. 

♦)  Abschied  S.  239,  265. 
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Die  Gewichte  waren :  das  Pfund  =  V2  französ.  Kilogramm  oder 
V54  Kubikfuss  destillirten  Wassers  im  Zustande  grösster  Dichtig- 
keit (für  den  täglichen  Verkehr  bestand  das  Pfund  aus  32  Loth 
oder  16  Unzen;  es  konnte  auch  eingetheilt  werden  in  500  Gramme, 
welche  den  französischen  gleichkamen) ;  der  Zentner  enthielt  100  Pfd. 
Das  Apothekergewicht  konnte,  wo  es  in  üebung  war,  im  Gebrauche 
bleiben,  jedoch  ausschliesslich  zur  Verschreibung  ärztlicher  Rezepte. 
Das  Apothekerpfund  war  gleich  12  Unzen  oder  375  Grammen. 
Die  Unze  war  abgetheilt  in  8  Drachmen  u.  s.  w,  —  Die  Oberauf- 
sicht über  Ausführung  und  Handhabung  der  Mass-  und  Gewichts- 
ordnung stand  dem  Bundesrathe  zu.  Jede  Eantonsregierung  hatte 
genau  gefertigte  Probemasse  und  Probegewichte  aufzubewahren  und 
dafür  zu  sorgen,  dass  im  Verkehr  keine  andern  als  von  Eich- 
meistern geprüfte  und  geeichte  Masse  und  Gewichte  gebraucht 
wurden.  Damit  in  Verbindung  standen  Vorschriften  über  Geld- 
bussen, insofern  eine  Uebertretung  nicht  ein  schwerer  zu  bestrafen- 
des Vergehen  enthielt.  Die  erlassene  Mass-  und  Gewichtsordnung 
sollte  spätestens  bis  zum  31.  Dezember  1856  in  sämmtlichen  Kan- 
tonen eingeführt  sein.*) 

Mit  dieser  Lösung  der  Frage  war  die  Mehrheit  der  Kantone, 
in  welcher  sich  das  System  des  Konkordates  bereits  eingelebt 
hatte,  natürlich  zufrieden  und  auch  die  übrigen  deutschen  Kantone 
nahmen  gerne  die  Mass-  und  Gewichtsordnung  der  Konkordats- 
stände an,  mit  denen  sie  in  den  wichtigsten  Verkehrsbeziehungen 
standen.  Dagegen  stiess  dieses  System  auf  lebhaften  Widerstand  in 
der  romanischen  Schweiz,  welche  es  lieber  gesehen  hätte,  wenn 
das  reine  französische  System  eingeführt  worden  wäre,  theils  weil 
€8  unstreitig  den  innern  Vorzug  grösserer  Konsequenz  besass, 
theils  weil  es  über  einen  grössern  Länderkreis  Verbreitung  ge- 
funden hatte.  Die  grundsätzliche  Frage  war  indessen  bereits  durch 
die  Bundesverfassung  entschieden  und  daher  musste  sich  die  Oppo- 
sition darauf  beschränken ,  auf  Hinausschiebung  des  Einführungs- 
termines  zu  dringen.  Im  Jahr  1856  gelangten  daher  die  Kantone 
Tessin,  Waadt,  Neuenburg  und  Genf  an  die  Bundesver- 
sammlung mit  dem  Begehren,  dass  die  Einführung  des  eidgenös- 
sischen Mass-  und  Gewichtssystems  auf  unbestimmte  Zeit  verschoben 

*)  Amtl.  8amml.  m.  84-91.    V.  845—346. 
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werden  möchte.  Die  Bundesversammlung  sah  sich  indessen  nicht 
veranlasst,  diesem  Gesuche  zu  entsprechen,  weil  sie  darin  nur  das 
Bestreben  der  genannten  Kantone  erblicken  konnte,  sich  der 
Durchführung  einer  einlieitlichen  Mass-  und  Gewichtsordnung  auf 
Grundlage  des  Konkordates,  wie  die  Bundesverfassung  sie  vorge- 
schrieben hatte,  zu  entziehen  und  weil  sie  fand,  es  habe  das 
Bundesgesetz  selbst,  indem  es  fünf  volle  Jahre  Frist  gab,  den 
Wünschen  der  romanischen  Schweiz  bereits  hinlänglich  Rechnung 
getragen.  *) 

Anfangs  der  60er  Jahre  hatte  sich  das  Bedürfniss  heraus- 
gestellt, die  Ur-,  Muster-  und  Probemasse,  auf  welchen  die  ganze 
eidgen.  Mass-  und  Gewichtsordnung  beruhte,  einer  durchgreifenden 
Revision  zu  unterstellen.  Die  schweizerischen  Urmasse  waren  im 
Jahr  1835  nach  zwei  französischen  Mustermassen,  einem  Meter  und 
einem  Kilogramm,  angefertigt  worden,  welche  Professor  Tralles, 
der  Abgeordnete  der  helvetischen  Regierung,  bereits  im  Jahr  179S 
von  Paris  gebracht  hatte.  In  Folge  mehrmaliger  Transportirung 
und  nicht  hinlänglich  geschützter  Verwahrung  waren  nun  beträcht- 
liche Differenzen  zwischen  den  Ur-  und  den  Mustermassen  ent- 
standen. Der  Bundesrath  beschloss  daher  am  19.  Herbstmonat  1862, 
es  solle  nach  vorgenommener  offizieller  Vergleichung  mit  den  in 
Paris  aufliewahrten  Gmndmassen  Frankreichs  eine  vollständige 
Erneuerung  der  schweizerischen  l^^rmasse  stattfinden.  Sodann  soll 
in  dem  für  die  eidgen.  Münzstätte  benutzten  Gebäude  auch  eine 
eidgen.  Eichstätte  errichtet  werden,  welche  von  den  anerkann- 
ten Urmassen  erste  und,  zu  deren  möglichster  Schonung,  auch 
noch  zweite  Kopien  abnehmen ,  hierauf  die  in  den  Kantonen  auf- 
bewahrten Mustermasse,  welche  ebenfalls  erhebliche  Abweichungen 
zeigen  sollen,  verifiziren  und  nöthigenfalls  erneuern,  endlich  die 
den  sämmtlichen  Eichmeistern  zukommenden  Probemasse  prüfen 
und  beaufsichtigen  soll.**)  —  Im  Jahr  186G  wurde  ein  neues 
schweizerisches  ürpfund  angefertigt,  und  gemäss  Bundesraths- 
beschluss  vom  6.  Brachmonat  gleichen  Jahres  als  normgebend  im 
eidgenössischen  Archiv  deponirt,  wobei  gleichzeitig  zwei  Kopien 
desselben,  die  eine  dem  eidg.  Polytechnikum,  die  andere  der  eidg. 
Eichstätte  zur  Aufbewahrung  übergeben  wurden. 

♦)  Bundesbl.  1856 II.  301-308,317-319.  A mtl.  Samml.  V.  347— 348. 
♦♦jBundesbl.  1862  m.  397—412.     Amtl.  Samml.  VIII.  87.  IX.  182. 
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Bei  Anlass  der  Revisionsverhandlungen  vom  Jahr  1865  l)ean- 
iragte  der  Bundesrath,  veranlasst  durch  zahlreich  eingegangene 
Petitionen,  die  Festsetzung  von  Mass  und  Gewicht  zur  Bundes- 
si<;he  zu  machen.  Es  wurde  dies  auch  schon  damals  von  der 
Brndesversammlung  unter  die  Revisionsvorschläge  aufgenommen. 
Es  erhielt  jedoch  diese  Aenderung  ,bei  der  erfolgten  Verfassungs- 
abstimmung nicht  die  Mehrheit  der  Stände,  obwohl  eine  kleine 
Mdirheit  des  Volkes  selbe  angenommen  hatte.  *)  Die  Sache  blieb 
aber  nicht  auf  sich  beruhen.  Schon  im  Jahre  18G7  beschäftigte 
sich  die  Bundesversammlung  wieder  mit  dieser  Frage,  und  beauf- 
tragxe  dieselbe  den  Bundesrath,  einen  Bericht  vorzulegen  til)er  die 
Art  und  Weise,  wie  das  i*eine  metrische  Mass-  und  Gewichtsystem 
in  der  Schweiz  eingeführt  werden  könne.  Mit  Botschaft  vom 
12.  Juiii  1868  legte  der  Bundesrath  einen  daherigen  Gesetzes- 
entwurf vor,  der  jedoch  sowohl  wegen  konstitutionellen  Bedenken, 
wie  aus  dem  praktischen  Grunde,  dem  Volke  die  Möglichkeit  zu 
geben,  in  einem  etwas  langem  Zeiträume  nach  und  nach  seine 
bisherigen  Masse  durch  neue  metrisclie  ersetzen  zu  können,  sich 
darauf  beschränkte,  die  Masse  und  Gewichte  des  reinen  metrischen 
Systems  auf  gleiche  Linie  mit  dem  bisher  üblichen  zu  stellen.**) 
Durch  Bundesgesetz  vom  14.  Heumonat  1868***)  wurde  das  vor- 
geschlagene System  adoptirt,  wobei  man  jedoch  in  den  eidgen. 
Räthen  einig  ging,  dass  solches  nur  ein  Uebergangsstadium  zum 
reinen  metrischen  System  bilden  könne. 

Mit  Verordnung  vom  23.  Mai  1870  wurde  das  metrische  Mass- 
und Gewichtsystem  bei  der  eidgen.  Armee  als  obligatorisch  ein- 
geführt, t) 

Als  im  Jahr  1871  die  Revision  der  Bundesverfassung  wieder 
aufgenommen  wurde,  erneute  der  Bundesrath  den  schon  im  Jahr  1865 
gemachten  Vorschlag,  die  Festsetzung  von  Mass  und  Gewicht  zur 
Bundessache  zu  machen,  in  dem  Sinne  jedoch,  dass  die  Ausfühnmg 
der  bezüglichen  Gesetze  durch  die  Kantone  unter  Aufsicht  des 
Bundes  zu  geschehen  habe.  Der  Bundesrath  bemerkte  hiezu  in 
seiner  Botschaft  vom  17.  Juni  1870:  »Die  Schweiz  steht  dermalen 

*)  Bundesbl.  1865  DI.  53.     1866  I.  19  und  124. 
**)  Bnndesbl.  1868  II.  825. 

♦♦*)  Amtl.  Samml.  IX.  368.    Bundesbl.  1868  in.  385-358. 
t)  Amtl.  Samml.  X.  197. 
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vollständig    isolirt    unter    den    sie    umgebenden    grossen    Staaten, 
welche  sämmtlich  ein  einheitliches  Mass-  und  Gewichtsystein ,  daf 
unter  dem  Namen  des  metrischen   bekannt   ist,    theils    eingefiihi 
haben,    theils    in  dessen  Einführung   begriflfen    sind.      Soweit  d; 
Vorschrift  der  Verfassung  dies  zuliess,  liat  die  Buudesgesetzgebuif 
den  Nachtheilen   dieser  Lage   zu   begegnen   und   den  Bedürfnis» 
erleichterten  Verkehrs  zu  entsprechen  gesucht,  indem  der  Gebraid 
von  metrischem  Mass  und  Gewiclit   neben  dem    eigentlich   gesai- 
liehen   zulässig  erklärt  wurde.     Allein   eine   längere  Dauer   dieses 
Zustandes,   wo   zwei  Mass-  und  Gewichtssysteme    neben    einaite 
bestehen ,   alle  Kichstätten  des  Landes .    mehr  und  mehr  auch  die 
Kaufleute,  Händler.  Gewerbtreibenden  u.  s.  w.  die  Masse  und  Ge- 
wichte l)eider  Systeme  haben  müssen,  wo  trotz  aller  Vorschrrft  mit 
Leichtigkeit  Unrichtigkeiten  und  Uel)ervortheilunpen  sich  einschlei- 
chen können  u.  s.  w.,    ist   absolut  unmöglich.     Die  Sorge    für  das 
ökonomische  Wohl  des  Landes  erheischt  dringend,  dass  bald  mög- 
lich dieses  Uebergangsstadium  beendigt   und   mit   ausseliliesslicher 
Einführung  des  metrischen  Systems  im  Mass-   und  Gewichtswesen 
wieiler  eine  feste  und  sichere  Ordnung,   die  in  Uebereinstiramung 
tritt  mit  derjenigen  aller  mit  uns  in  lebhaftem  Verkehr  stehenden 
Länder,  hergestellt  werde.«  *) 

Der  aus  den  Revisions Verhandlungen  von  1^71/72  hervorge- 
gangene Art.  37  ist  unverändert  aucli  in  die  neue  Bundesverfas- 
sung vom  29.  Mai  1S74  aufgenommen  worden  und  lautet  nun 
folgendermassen : 

Art.  4o.  Die  Fesfaetzung  von  Mtv<s  und  Ceiriehf  isf  Binni**S' 
sftche. 

Die  Amführung  der  bezüglichen  Gesetze  geschieht  (furch  die 
Kanfofte  unter  AufsiclU  des  Bund^'s. 

In  Ausführung  dieser  Verfassungsbestimmung  wurde  mit  der 
Einführung  des  obligatorischen  metrischen  Systems,  das  zufolge 
seiner  immer  grösser  werdenden  Verbreitung  nach  und  nach  das 
allgemeine  Weltmass  zu  werden  verspricht,  nicht  mehr  gezögert 
und  unterm  3.  Heumonat  1875  das  Bundesgesetz  über  Mass 
und  Gewicht  erlassen,  das  mit  dem  1.  Januar  1877  in  Kraft 
tritt.**)     Dasselbe  enthält  folgende  Bestimmungen: 

*)  Bundesbl.  1870  IL  675. 
♦♦)  Amtl.  Samml.  N.  F.  I.  752. 
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1)  Das  schweizerische  Mass- und  Gewichtsystem  hat  den  Me- 
ter zur  Grundlage. 

2)  Als  ürmass  für  die  Längeneinheit  gilt  der  auf  der 
eidg.  Eichstätte  dcponirte,  durch  eine  Expertenkommission  von 
Gelehrten  in  den  Jahren  1863  bis  1807  mit  den  Urmassen  der 
Archive  zu  Paris  verglichene  Meterstab  ä  bout  von  Messing,  des- 
sen Endflächen  durch  ebene  Goldstifte  von  3,5  Millimeter  Durch- 
messer gebildet  werden.  Die  Distanz  zwischen  den  Mitten  der 
Goldstifte  beträgt  bei  der  Temperatur  des  schmelzenden  Eises 
0,99099801  Meter;  die  lineare  Ausdehnung  für  1  Grad  des  hun- 
derttheiligen  Thermometers  ist  0,0000180870.  Das  Urmass  für 
das  Gewicht  (ebenfalls  durch  genannte  Kommission  verglichen 
und  auf  der  eidg.  Eichstätte  deponirt)  ist  ein  fein  polirter  Cylin- 
der  von  Platin.  Verglichen  mit  dem  Platinkilogramm  der  Archive 
zu  Paris  ist  das  wahre  Gewicht  dieses  Urmasses  im  leeren  Raum 
1000,00088  Gramm,  oder  es  ist  nur  0,88  Milligramm  schwerer  als 
das  erstere.  Das  spezifische  Gewicht  dieses  Platinkilogramms  bei 
0  Grad,  bezogen  auf  destillirtes  Wasser  von  4  Grad  des  hundert- 
theiligen  Thermometers,  ist  20,578,  die  kubische  Ausdehnung  des- 
selben für  1  Grad  0,00002580. 

3)  Die  rein  metrischen,  in  der  Schweiz  gesetzlich  erlaubten 
Masse  und  Gewichte  sind: 

a.  Lämjenmasse. 

Der  Meter;  er  ist  die  Grundeinheit  des  ganzen  Systems; 
seine  Länge  wird  durch  ein  von  der  internationalen  Meterkom- 
mission hergestelltes  und  im  internationalen  Mass-  und  Gewichts- 
bürciiu  deponirtes  Prototyp  festgestellt 

Die  Längenmasse  sind 

1  Kilometer  =  1000  Meter 

1  Hektometer  =100  » 

1  Dekameter  =  10  » 

1  Meter  =  i  » 

1  Decimeter  =  Vio  * 

1  Centimeter  =  Vioo  * 

1  Millimeter  =  Viooo      * 
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b.  Flächentnasse. 
Der  Hektar  =   1000  Quadratmeter. 

Der  Aar  =100  » 

Der  Quadratmeter  =         1  Quadrat  von  1  Meter  Seite. 

c.  Körpemiasse. 

I.  Baummasse. 
Die  Einheit  ist  der  Ster ;  er  ist  gleich  einem  Kubikmeter.  Die 
Raummasse  sind: 

1  Dekaster  =10  Kubikmeter. 
1  Ster  =     1  » 

1  Decister   =  Vio  *^ 

IL   Hohlmasse  für  trockene  und  flüssige  Körper. 
Die  Einheit  ist  der  Liter,  welcher  einem  Rauminhalt  von  1  Ku- 
bikmeter entspricht  und   genau  1  Kilogramm  destillirten  Wassers 
bei  4^  Celsius  enthält.     Die  Hohlmasse  sind: 


1  Kiloliter      = 

1000  Liter. 

1  Hektoliter    — 

100     » 

1  Dekaliter     = 

10      )) 

1  Liter            — 

1      » 

1  Deciliter      — 

7,0     » 

1  Centiliter     = 

V.oo       « 

1  Milliliter      - 

Viooo     '' 

d.  Gewichte. 
Die  Gewichtseinheit   ist  das  Gramm;   dasselbe   ist   gleich  dem 
Gewicht   von  1  Kubikcentimeter   destillirten  Wassers  im  Zustand 
seiner  grössten  Dichtigkeit  bei  4  °  Celsius.    Die  Gewichte  sind : 


1  Tonne 

— 

1,000,000 

1  metrischer  Zentner 

— 

100,000 

1  Myriagramm 

= 

10,000 

1  Kilogramm 

— 

1000 

1  Hektogramm 

— 

100 

1  Dekagramm 

— 

10 

1  Gramm 

: 

1 

1  Decigramm 

= 

Vio 

1  Centigramm 

^ 

/lOO 

1  Milligramm 

= 

/lOOO 

n 


(=     100       »      ) 
»         (=       10       J)       ) 


» 
» 
)) 
)) 
)) 


4)  Die   Oberaufsicht   über  Ausführung   und   Handhabung    der 
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Mass-  und  Gewichtsordnung  steht  bei  dem  Bundesrathe.  Er  ver- 
anstaltet durch  die  eidgen.  Eichstätte  regelmässige  Inspektionen 
in  den  Kantonen,  welche  jeweilen  in  einer  Periode  von  10  Jahren 
die  ganze  Schweiz  umfassen  sollen.  Die  Kopien  der  Urmasse  wer- 
den bei  der  eidgen.  Eichstätte  aufbewahrt.  » 

5)  Die  Kantone  erhalten  vom  Bunde  gegen  Vergütung  der  Er- 
stellungskosten die  erforderhche  Anzahl  von  Normal-  und  Ge- 
brauchsprobemassen und  Gewichten. 

6)  Die  direkte  Aufsicht  über  Mass  und  Gewicht  liegt  in  jedem 
Kanton  der  Regierung  ob;  die  kantonalen  Beamten  handeln  nach 
einer  vom  Bundosrath  durch  Vermittlung  der  Kantone  erlassenen  In- 
struktion. Wenigstens  alle  3  Jahre  soll  in  den  Kantonen  durch  die  be- 
eidigten Eichmeister  eine  allgemeine  Nachschau  abgehalten  werden. 

7)  Die  Regierungen  der  Kantone  haben  streng  darauf  zu  achten, 
dass  im  Verkehr  keine  andern,  als  mit  diesem  Gesetz  und  mit 
dessen  Vollziehungsverordnung  übereinstimmende  geeichte  Masse 
und  Gewichte  gebraucht  werden. 

8)  In  neuen  Verträgen  dürfen  Angaben  über  Mass  oder  Ge- 
wicht nur  naeh  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
gemacht  werden. 

9)  Wer  im  Verkehr  ungeeichte  oder  unbezeichnete  Masse  und 
Gewichte  und  Waagen  gebraucht,  verfiillt,  wenn  der  Fall  nicht 
durch  wissentliche  Täuschung  und  Schädigung  als  Betrug  erscheint, 
in  eine  Busse  von  2 — 20  Franken. 

10)  Der  Gebrauch  geeichter  oder  bezeichneter,  aber  unrichtiger 
Masse  und  Gewichte  ist,  insofern  die  üebertretung  nicht  ein 
schwerer  zu  bestrafendes  Vergehen  enthält,  mit  einer  Busse  von 
2 — 40  Franken  zu  belegen.  Kann  bewiesen  werden,  dass  die  Un- 
richtigkeit einzig  der  Schuld  des  Eichmeisters  beizumessen  ist,  so 
ist  nur  der  letztere  zu  bestrafen. 

Ueberdies  sollen  die  fehlerhaften  Masse  und  Gewichte  und 
Waagen,  wenn  sie  im  Verkehr  gebraucht  werden  sollten,  auf 
Kosten  des  Eigenthümers  berichtigt  oder,  wo  dies  nicht  gescheheif 
kann,  konfiszirt  und  der   zuständigen  Behörde  abgeliefert  werden. 

11)  Die  Uebertretungen  des  Gesetzes  werden  durch  die  zustän- 
digen kantonalen  Behörden  bestraft.  Die  Busse  fällt  demjenigen 
Kantone  zu,  in  dessen  Gebiet  die  üebertretung  stattgefunden  und 
die  Untersuchung  gewaltet  hat. 
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Unterm  22.  Weinmonat  erliess  der  Bundesrath  zu  diesem  Ge- 
setze noch  eine  einlässliche  Vollziehungsverordnung,*) 
bezüglich  deren  wir  noch  speziell  hervorheben,  dass  auch  vom  Kilo 
oder  Liter  abwärts  streng  an  der  dezimalen  Gliederung  5,  2,  1 
festgehalten  wyrde.  Die  Massgrössen  von  z.  B.  4  und  3  Deciliter 
sind  somit  gemäss  Gesetz  und  Vollziehungsverordnung  verboten. 
In  dem  bei  Publikation  des  Bundesgesetzes  erlassenen  Kreisschreiben 
vom  22.  Oktober  1875  bemerkte  der  Bundesrath,  es  bleibe  im 
Uebrigen  den  Kantonen  wie  bisher  freigestellt,  spezielle  Verord- 
nungen über  den  Verkauf  der  Lebensmittel,  Brennmaterialien  u.s.w. 
zu  erlassen.  **)  Diese  Ermächtigung  der  Kantone  wurde  von  dem 
Bundesrathe  in  spätem  Spezialentscheiden  sogar  in  dem  erweiterten 
Sinne  anerkannt,  es  sei  denselben  gestattet,  für  das  Bier,  als  zu 
den  Lebensmitteln  gehörend,  die  Verwendung  des  2  Deciliters  als 
allgemeine  Regel  aufzustellen  oder  ausschliesslich  das  5  Deciliter 
zuzulassen ;  dabei  wurde  ausdrücklich  Aenderung  vorbehalten,  wenn 
Uebelstände  sich  zeigen  sollten. 

Unterm  27.  Christmonat  1875  erhielten  die  Eichmeister  vom 
Bundesrathe  noch  eine  besondere  Anleitung,  in  welcher  auch  der 
Tarif  für  die  zu  beziehenden  Eichgebühren  festgesetzt  wurde.***) 
Die  Verifikation  der  Umiasse  geschieht  von  nun  an  laut  inter- 
nationalem Metervertrage  vom  20.  Mai  1875,  dem  mit  16  andern 
Staaten  auch  die  Schweiz  beigetreten  ist,  durch  ein  internationales 
ständiges  Bureau  in  Paris,  t) 

§  9.    Beiträge  ftbr  verschiedene  gemeinntltzige  Zwecke. 

Wir  werden  in  spätem  Kapiteln  sehen,  wie  der  Bund  kraft 
der  ihm  durch  Art.  21  und  22  der  Verfassung  von  1848  einge- 
räumten Befugnisse  mit  sehr  bedeutenden  Geldbeiträgen  öffentliche 
Werke  (Strassenbauten,  Flusskorrektionen,  Aufforstungen  u.  s.  w.) 
in  den  Kantonen  unterstützt  und  auf  seine  eigenen  Kosten  eine 
höhere  eidgenössische  Lehranstalt  errichtet  hat.  Der  Bund  hat 
nun  aber  noch  für  manche  andere  gemeinnützige  Zwecke  Beiträge 

♦)  Amtl.  Samml.  N.  F.  I.  760. 
*♦)  Bundesbl.  1875  IV.  530. 
♦♦♦i  Amtl  Samml.  N.  F.  I.  822. 
t)  Bundesbl.  1875  III.  546—570.    Amtl.  Samml.  N.  F.  IL  1—38. 
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aus  seiner  Kasse  geschöpft,  obwohl  sich  nicht  gerade  spezielle 
Verfassungsartikel  dafür  anführen  liessen.  Man  ging  dabei  von 
der  Ansicht  aus,  dass  es  eine  aUzu  ängstliche  Auslegung  der 
Bundesverfassung  wäre,  wenn  man  annehmen  wollte,  dass  nur  für 
die  in  ihr  speziell  vorgesehenen  Zwecke  die  Bundeskasse  in  An- 
spruch genommen  werden  dürfe;  vielmehr  müssen  die  Bundes- 
behörden, falls  der  Stand  der  Kasse  es  erlaube,  immer  befugt  sein, 
die  Geldmittel  der  Eidgenossenschaft  so  zu  verwenden,  wie  es  im 
Interesse  der  Ehre  und  Wohlfahrt  des  Vaterlandes  liege.  Unter- 
stützungen, welche  hier  in  Betracht  kommen,  sind  folgende: 

1)  An  das  Winkelrieddenkmal  in  Stans,  gefertigt  von  dem 
Basler  Bildhauer  Schlöth  in  Rom,  bewilligte  die  Bundesversamm- 
lung schon  unterm  1.  Februar  1854  2000  Fr.  und  erhöhte  den 
Bundesbeitrag  bei  Festsetzung  des  Budgets  für  das  Jahr  1863  um 
weitere  Fr.  5000.*) 

2)  Für  den  Bau  einer  katholischen  Kirche  in  Bern 
wurde  am  24.  Juli  1857,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  dieselbe 
namentlich  auch  von  den  dieser  Konfession  angehörenden  Mitglie- 
dern der  Bundesbehörden  und  Buudesbeamten  benutzt  werde,  ein 
Bundesbeitrag  von  Fr.  50,000,  zahlbar  in  zwei  jährlichen  Raten, 
bewilligt.**)  Um  beiden  Konfessionen  gleiches  Recht  zu  halten, 
sah  sich  die  Bundesversammlung  unterm  21.  Juli  1859  veranlasst, 
auch  der  reformirten  Gemeinde  in  Luzern  für  ihren  be- 
absichtigten Kirchenbau  einen  Beitrag  von  Fr.  25,000  aus  der 
Bundeskasse  zu  verabreichen.  ***) 

3)  In  Folge  des  grossen  Brandunglückes  in  Glarus  vom  Jahr 
1861,  welches  diesen  kleinen  Kanton  nöthigte,  eine  schwere 
Assekuranzschuld  auf  seine  Schultern  zu  nehmen  und  dadurch  seine 
Finanzen  zerrüttete,  bewilligte  die  Bundesversammlung  demselben 
ein  Darlehen  aus  der  eidg.  Kasse  von  Fr.  1,000,000,  für  die  ersten 
10  Jahre  zinsfrei,  für  die  Folgezeit  verzinslich  zu  2%»  unter  der 
Bedingung,  dass  die  Rückzahlung  nach  dem  15.  Jahre  in  jähr- 
lichen  Raten  von  Fr.  200,000  zu   beginnen   habe   und    mit   dem 


♦)  AmtL  Samml.  IV.  35. 
♦♦)  Ebenda  IV.  570. 
*♦♦)  Ebenda  VI.  299. 
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20.  Jahre  zu  vollenden  sei.     Dies  Darleihen  ist  auch  vom  Kanton 
Glarus  in  der  Folge  richtig  zuriickbezahlt  worden.  *) 

4)  Für  das  Auswanderungswesen  wurden  in  Folge  er- 
theilter  Kredite,  welche  namentlich  dazu  bestimmt  waren,  den 
schweizerischen  Konsulaten  in  Havre  und  in  den  amerikanischen 
Seestädten  ihre  schwierige  Aufgabe  durch  Besoldung  eines  von 
ihnen  selbst  anzustellenden  Gehilfen  zu  erleichtem,  jährliche  Be- 
träge verausgabt,  die  von  Fr.  2780  an  im  Jahr  1850  successive 
gestiegen  sind  und  vorübergehend  im  Jahr  1861  eine  Höhe  er- 
reichten von  Fr.  70,250.**)  —  In  die  Jahre  1860  und  1861  fiel 
nämlich  die  Sendung  Dr.  Tschudi's  nach  Brasilien,  welche  im 
Interesse  der  nach  diesem  Lande  ausgewanderten  und  daselbst  als 
Halbpächter  angesiedelten  Schweizer  erfolgte  und  fiir  welche  die 
Bundesversammlung  unterm  29.  Juli  1859  einen  Kredit  von  Fr.  24,000 
bewilligt  hatte.***) 

Unter  dem  Titel  Beitrag  an  schweizerische  Konsulate  bildet  die 
Unterstützung  des  Auswanderungswesens  nunmehr  einen  ständigen 
Posten  unserer  Staatsrechnungen  und  betrug  derselbe  im  Jahr  1875 
Fr.  54,750. 

5)  Seit  dem  Jahre  1859  wurden  zur  Unterstützung  verschie- 
dener schweizerischer  Gesellschaften,  deren  Bestrebungen 
der  Aufmunterung  würdig  erschienen,  vom  Bunde  alljährlich  ge- 
wisse Summen  verabfolgt,  die  theils  in  die  jährlichen  Voranschläge 
aufgenommen,  theils  auf  dem  Wege  von  Nachtragskrediten  bewil- 
ligt wurden.  Im  Jahr  1860  betrug  die  daherige  Ausgabe  Fr.  22,000; 
im  Jahr  1875  wurden  hiefür  Fr.  83,162.  55  verausgabt  und  zwar: 
Schweizerische  Hülfsgesellschaften  im  Ausland  .  Fr.  12,000.  — 
Landwirthschaftliche    Gesellschaften ,     inbegriffen 

Alpwirthschaft »  8,200.  — 

Geschichtsforschende  Gesellschaft »  1,500.  — 

Natur  forschende  Gesellschaft,  geologische,  meteoro- 
logische u.  geodätische  Kommission,  je  Fr.  15,000  »  45,000.  — 

Schweizerischer  Kunstverein       »  6,000.  — 

Schweizerischer  Turnverein >  1,000.  — 

Uebertrag     Fr.  73,700.  — 

♦)  Amtl.  Samml.  VII.  50—51. 
*♦)  Staatsrechnungen  und  Budgets. 
*♦*)  Amtl.  Samml.  VI.  303  und  Bundesbl.  1867  II.  226  ff. 
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üebertrag  Fr.  73,700.  — 

Idiotikon  der  deutsch-schweizerischen  Mundarten  »      3,000.  — 

Versuch  mit  Emdtemaschinen »    ,2,000.  — 

Für  Besuch  des  geographischen  Kongresses  in  Paris  »      4,462.  55 

Fr.  83,162.  55 
Das  Gesellschaftskapital  der  schweizerischen  Hülfsgesellschaften  im 
Auslande,  welche  an  der  Bundessubvention  von  Fr.  12,000  im 
Jahr  1875  theilnahmen,  belief  sich  Ende  des  Jahres  1S74,  das 
Schweiz.  Altersasyl  in  Paris  nicht  mitgerechnet,  auf  Fr.  406,677.  38, 
Ende  1873  auf  Fr.  367,139.  12.  Die  Gesammtausgaben  jener 
Wohlthätigkeitsgesellschaften  erreichten  im  Jahr  1874  die  Summe 
von  Fr.  205,318.  92.*)  Im  Jahr  1861  enthielt  die  der  natur- 
forschenden Gesellschaft  verabreichte  Unterstützung  auch  einen 
Beitrag  von  Fr.  5000  für  die  wissenschaftliche  Reise  des  Herrn 
Werner  Hunzinger  im  Innern  von  Afrika. 

6)  Behufs  Hebung  der  Pferdezucht  ermächtigte  die  Bundes- 
versammlung unterm  22.  Heumonat  1868  den  Bundesrath  zum 
Ankauf  englischer  Zuchthengste  und  zu  deren  nachheriger  Ueber- 
lassung  an  die  Kantone  mit  30  %  Rabatt  des  Ankaufspreises.  Zur 
Deckung  des  Verlustes  wurde  ein  Kredit  von  Fr.  60,000  für  das 
Jahr  1868  bewilligt,**)  welcher  Kredit  zweimal  mit  je  Fr.  50,000 
erneuert  wurde.  Unterm  24.  Wintermonat  1874  beschloss  sodann 
die  Bundesversammlung,  von  dem  bisherigen  Modus  abzugehen, 
indem  die  Erfahrung  gemacht  worden,  die  Herbeischaffung  von 
Zuchtpferden  genüge  nicht,  sondern  müsse  auch  der  Nachzucht  die 
möglichste  Aufmerksamkeit  geschenkt  werden.  Der  Bundesrath 
wurde  demgemäss  damals  ermächtigt,  den  jährlichen  Kredit  für 
Hebung  der  Pferdezucht,  den  man  für  das  Jahr  1874  auf  Fr.  24,000 
festsetzte,  zur  Gründung  eines  eidgenössischen  Fohlenhofes  zu 
verwenden.***)  In  diesem  Sinne  wurde  letzterer  Kredit  wieder- 
holt erneuert. 

7)  An  die  landwirthschaftlichen  Ausstellungen  (von 
Geräthschaften  und  Maschinen)  in  Zürich  und  Peterlingen  bewil- 
ligte die  Bundesversammlung  unterm  29.  Januar  1859  einen  Kredit 
von  Fr.  4000,  unter  folgenden  Voraussetzungen:   »1)  dass  die  Ge- 

*)  Rechenschaftsbericht  pro  1876,  S.  127. 
♦♦)  Amtl.  Samml.  IX.  377.    Bundesbl.  1868  I.  1. 
**♦)  Amtl.  Samml.  N.  F.  I.  193. 


